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I. 
GALIZIEN  UND  KRAKAU 


Polen  hatte  sich  in  den  Tagen  seines  Glanzes  von  der  Ost- 
see bis  zum  Schwarzen  Meere  und  von  der  Oder  über 
den  Dniepr  und  die  Diina  erstreckt.  Diese  Landmasse  ging 
stückweise  in  den  Besitz  Rußlands,  Preußens  und  Öster- 
reicns  über;  nach  der  dritten  Teilung  war  Polen  aus  der 
Reihe  der  selbständigen  Staaten  gestrichen.  Aber  trotz 
politischer  Vernichtung  und  trotz  Botmäßigkeit  unter  drei 
verschiedenen  Herrschern  blieb  der  polnische  Volksstamm 
lebensfähig,  da  er  seine  Nationalität  bewahrte.  Er  entsagte 
auch  nicht  der  Hoffnung,  mit  Rußlands  oder  Frankreichs 
Beistand  dereinst  den  alten  Platz  auf  der  europäischen 
Länderkarte  wieder  einzunehmen.  ^) 

Die  Gruppe  der  Patrioten,  die  auf  Frankreichs  Hilfe 
baute,  suchte  sich  diese  zu  sichern,  indem  sie  der  Republik 
und  in  der  Folge  dem  Kaiserreich  freiwillige  Blutsteuer 
entrichtete.  Ihre  Erwartungen  gingen  jedoch  nur  teilweise 
in  Erfüllung.  Denn  es  kam  eine  Zeit,  wo  sich  Napoleon 
nicht  mehr  mit  dem  Gedanken  der  Herstellung  eines  un- 
abhängigen polnischen  Staatswesens  trug.  Er  hatte  den 
Blick  auf  den  Orient  gerichtet,  wo  er  freie  Hand  haben 
wollte;  um  nun  den  Zaren,  und  zwar  durch  Preußen,  stets 
im  Schach  zu  halten,  bot  er  ihm  in  Tilsit  das  gesamte 
polnische  Gebiet,  das  dieser  Macht  seit  der  ersten  Teilung 
zugefallen  war'-^),  als  ein  Königreich  an.  Alexander  I.  durch- 
schaute das  Spiel  und  lehnte  ab ;  dagegen  wurde  auf  seinen 
Rat  aus  denselben  preußischen  Stücken  ein  Herzogtum 
Warschau  errichtet  und  dem  König  Friedrich  August  von 
Sachsen  überantwortet. 

Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  I.  i  ¥ 


Die  Patrioten  sahen  in  dieser  Schöpfung  den  Ansatz 
zu  einem  unabhängigen  Staatswesen,  eine  Meinung,  die 
noch  tiefere  Wurzeln  faßte,  als  Napoleon  nach  Beendigung 
seines  Krieges  mit  Österreich  dem  Herzogtum  auch  West- 
galizien"')  und   Krakau  einverleibt  hatte."*) 

Diese  neue  territoriale  Veränderung  entsprach  keines- 
wegs den  Absichten  Alexanders,  da  das  Herzogtum  unter 
der  Ägide  Frankreichs  stand,  wie  schon  die  Verfassung 
bewies,  die  es  von  Napoleon  erhalten  hatte.  ^)  Damals  wollte 
der  Zar  eine  Herstellung  des  Jagellonenreiches  nicht  zu- 
lassen, denn  ihm  bangte  vor  dem  Verluste  seiner  polnischen 
Besitzungen  und  er  hatte  daher  schon  während  des  fran- 
zösisch-österreichischen Waffenganges  der  Einladung  nicht 
Folge  geleistet,  sich  zum  König  von  Polen  zu  proklamieren.  **) 
Und  nun  begann  zwischen  beiden  Kaisern  ein  Intrigen- 
spiel, das  schließlich  zum  Bruche  führte.') 

Die  polnischen  Patrioten  schöpften  neue  Hoffnungen 
und  erwarteten  ihr  Heil  von  Napoleons  Siegen.  Der  Reichs- 
tag konstituierte  sich  als  Generalkonföderation,  die  die 
Wiederherstellung  des  Königreichs  proklamierte.  Nur  kurze 
Zeit  währte  die  Begeisterung  —  die  Katastrophe,  welche 
den  Korsen  auf  den  Eisfeldern  Rußlands  und  bei  Leipzig 
ereilte,  blieb  nicht  ohne  Wirkung  auf  das  Schicksal  der 
polnischen  Nation;  es  lag  nun  in  den  Händen  Alexanders,, 
der  das  Großherzogtum  Warschau  bereits  in  seine  Ver- 
waltung genommen  hatte. 

In  der  sicheren  Erwartung,  Napoleon  niederzuringen,, 
hegte  der  Zar  seit  Beginn  des  Feldzugs  den  Wunsch,  zu- 
nächst aus  dem  napoleonischen  Herzogtum  Warschau^)  und 
den  polnischen  Gebieten  der  russischen  Krone  ein  Zaren- 
reich Polen  mit  konstitutioneller  Verfassung  und  eigener 
Armee  zu  errichten,  das  in  Form  einer  Personalunion  mit 
Rußland  verbunden  sein  sollte.  Dieses  hätte  sich  alsdann 
bis  an  die  Karpathen  erstreckt  und  freie  Hand  im  Orient 
erhalten.  Ein  derartiges  Vorrücken  des  nordischen  Kolosses 
zu  gestatten,    lag    keineswegs    in  der  Absicht  der  übrigen. 


Großmächte.  Die  polnischen  Patrioten  •^)  machten  vergeb- 
liche Anstrengungen,  England  für  das  Projekt  Alexanders 
zu  gewinnen,  das  —  so  versicherten  sie  —  keine  Gefahr 
in  sich  berge;  denn  Polen  würde  nach  wenigen  Jahren 
seine  Selbständigkeit  erringen  und  als  ein  unabhängiger 
Staat  das  stärkste  Bollwerk  Europas  gegen  Rußland  bilden. 
Wohl  ließ  der  Zar,  und  zwar  infolge  Drängens  seiner  russi- 
schen Berater,  den  Gedanken  fallen,  Litauen  dem  neuen 
Reiche  einzuverleiben,  an  den  übrigen  Punkten  seines  Pro- 
gramms jedoch  hielt  er  mit  eherner  Beharrlichkeit  fest. 

Sonach  war  die  polnische  Frage  noch  ungelöst,  als  der 
Wiener  Kongreß  zusammentrat"^)  und  am  grünen  Tisch 
die  Neugestaltung  Europas  verfügte.  Endlose  Intrigen 
wurden  angesponnen,  die  Diplomaten  suchten  sich  gegen- 
seitig zu  überlisten  und  schon  hatte  es  den  Anschein,  als 
wollte  der  Zar  die  Anerkennung  seiner  polnischen  Forde- 
rungen mit  dem  Schwerte  erzwingen.  Schließlich  siegte 
Talleyrand,  der  Schlaueste  der  Schlauen,  und  das  schwierige 
Geschäft  endigte  mit  einem  Schacher.  Rußland  erhielt  den 
größten  Teil  von  Warschau ^^)  als  ein  Zarenreich;  Preußen 
die  sogenannten  alten  Provinzen  nebst  dem  polnischen 
Netzedistrikt  ^2);  Österreich  das  Land  am  rechten  Ufer  der 
oberen  Weichsel  und  den  Tarnopoler  Kreis,  während  Stadt 
und  Gebiet  von  Krakau  —  trotz  Einwendungen  Metter- 
nichs,  der  die  Übeln  Folgen  dieser  Schöpfung  voraussah  — 
zu  einem  Freistaat  erklärt  und  unter  den  Schutz  der  drei 
Teilungsmächte  gestellt  wurde.  Sämtlichen  polnischen  Unter- 
tanen Rußlands,  Österreichs  und  Preußens  sicherte  man 
eine  Repräsentation  und  nationale  Einrichtungen  zu,  jedoch 
»nach  Maßgabe  des  politischen  Daseins,  das  jede  der  be- 
teiligten Regierungen  ihnen  zu  gew^ähren  für  nützlich  und 
passend  finden  wird«. 

Der  erste,  der  dieses  Versprechen  einlöste,  war  Alex- 
ander. Mit  Unrecht  wird  behauptet,  daß  er  sich  hiebei  von 
den  Einflüssen  La  Harpes  habe  leiten  lassen,  i^)  Der  Zar 
folgte  vielmehr  einzig  und  allein  dem  Gebote  nüchternster 


Rcalpolilik.  Denn  das  Warschauer  (xebiet  genügte  ihm  jetzt 
keineswegs,  da  er  sich  im  Grunde  seines  Herzens  mit  dem 
Plane  trug,  dereinst  sämtliche  Stücke  des  alten  Jagellonen- 
reichs  zu  einem  Zarenreich  unter  der  Herrschaft  der  Ro- 
manow zu  vereinigen.  Er  sah  ein,  daß  er  vorerst  die  Sym- 
pathien der  polnischen  Nation  gewinnen  und  daher  dem 
Kongrelikönigreich  eine  liberale  Verfassung  geben  müsse. 
Für  die  Notwendigkeit  freier  Institutionen  sprach  noch  ein 
anderer  Umstand:  Zar  Alexander  strebte  die  Hegemonie 
in  Europa  an  und  sie  konnte  nur  errungen  und  behauptet 
werden,  wenn  der  Beherrscher  Rußlands  auf  die  Treue 
der  polnischen  Grenzwacht  rechnen  durfte. 

Die  Verfassung,  die  Alexander  dem  polnischen  Zaren- 
reich verlieh  ^*),  galt  ihm  als  ein  Geschenk,  das  er  jederzeit 
wieder  zurücknehmen  durfte,  sobald  die  Notwendigkeit  es 
erheischte.  Oft  genug  handelte  er  der  Verfassung  zuwider, 
insbesondere,  als  ihn  die  russenfeindliche  Richtung,  die 
sich  in  der  polnischen  Gesellschaft  bemerkbar  machte, 
wesentlich  abgekühlt  hatte ;  Ereignisse,  wie  die  Ermordung 
Kotzebues  und  des  Herzogs  von  Berry  und  der  Ausbruch 
der  spanischen  Revolution,  stimmten  ihn  noch  weiter  herab. 
So  geschah  es,  daß  er  die  Konstitution  durch  Zusatzartikel 
immer  mehr  entwertete.  Er  hob  die  Öffentlichkeit  der 
Reichstagsberatungen  auf  und  beschränkte  die  Preßfreiheit; 
die  Unzufriedenheit  wuchs  und  es  hatte  den  Anschein,  als 
müßte  der  schroffe  Gegensatz,  der  zwischen  dem  Despotis- 
mus Rußlands  und  dem  konstitutionellen  Geiste  der  pol- 
nischen Nation  bestand'-'),    schließlich  zum   Bruche  führen. 

Aber  nicht  die  Breschen  in  der  Verfassung  waren  Ur- 
sache der  langsam  sich  vorbereitenden  Erhebung;  sie  be- 
schleunigten bloß  diese  Entwicklung  der  Dinge.  Die  Pa- 
trioten hatten  ganz  andere  Ziele  vor  Augen  als  die  Ver- 
teidigung konstitutioneller  Rechte:  sie  strebten  nach  staat- 
licher Unabhängigkeit  Polens  in  den  Grenzen  von  1772 
und  trieben  dieses  Ideals  halber  das  Land  in  die  Revolution. 
Alle  die  Vorteile  des  russischen  Regimes:  wirtschaftlicher 


Aufschwung^''),  g-eordnete  Verwaltung  und  die  Aussicht, 
durch  kluges  Verhalten  dem  Zaren  gegenüber  auch  den 
nationalen  Aspirationen  einen  größeren  Spielraum  zu  ver- 
schaffen, sollten  preisgegeben  und  dem  nationalen  Gedanken 
aufgeopfert  werden.  Es  bildeten  sich  weitverzweigte  Geheim- 
bünde, immer  mehr  durchdrang  der  revolutionäre  Geist  die 
Schichten  der  Gesellschaft  und  er  ergriff  die  Armee,  die 
Polen  der  Großmut  Alexanders  zu  verdanken  hatte,  um  so 
leichter,  als  sie  ohnehin  infolge  des  napoleonischen  Ein- 
schlags antirussisch  gestimmt  war. 

Nach  langem  Zögern  schritt  man  im  Jahre  1830  ange- 
sichts der  feindseligen  Haltung,  die  Zar  Nikolaus  gegen- 
über Frankreich  beobachtete,  zur  Tat.  Im  November  brach 
die  Revolution  aus,  die  sich  in' ihrer  dreifachen  Eigenschaft 
als  aristokratisch-militärisch-nationale  Bewegung  wesentlich 
von  der  großen  französischen  Revolution  unterschied.^")  Im 
Verlauf  des  Kampfes  legte  die  polnische  Nation  Proben 
ihres  Heldenmutes,  aber  auch  ihrer  Uneinigkeit  ab.  Libe- 
rale und  Gemäßigte  ^^)  befehdeten  einander;  diese  wollten 
den  Weg  zur  Aussöhnung  mit  Rußland  offen  halten,  jene 
hingegen  um  keinen  Preis  von  dem  Verzweiflungskampf 
ablassen,  den  sie  mit  Hilfe  der  Grundsätze  der  neuen 
Schule  siegreich  zu  bestehen  hofften.  Die  Liberalen  drangen 
mit  ihrer  Anschauung  durch,  der  äußerste  Schritt  wurde 
getan:  die  Entthronung  des  Hauses  Romanow  verfügt,  eine 
Nationalregierung  eingesetzt  und  den  altpolnischen  Pro- 
vinzen Rußlands  erklärt,  daß  jeder  aufständische  Bezirk  die 
Rechte  wieder  erlangen  werde,  die  vor  den  Teilungen  gel- 
tend gewesen  seien. 

Der  Gegensatz  der,  Parteien  aber  blieb,  zum  Unheil 
für  die.  oberste  Leitung  und  die  Kriegführung,  nach  wie 
vor  bestehen.  Er  offenbarte  sich  auch  in  der  wichtigen 
Robotfrage :  die  Liberalen  drangen  im  Reichstag  auf  Be- 
seitigung der  Frondienste  und  auf  Verleihung  von  Grund 
und  Boden  an  den  Landmann;  dieser  Vorschlag  war  keines- 
wegs im  Sinne  der  aristokratischen  Partei,   der  es  schließ- 


lieh  gelanir,  ihn  von  der  Taq-csordnung  abzusetzen.  Schon 
dadurch  liatte  sie  der  Rev^olution  das  Grab  geschaufelt, 
l^enn  das  Volk  konnte  sich  für  das  leere  Schlagwort  staat- 
lich-nationaler Unabhängi_i>-keit  nicht  begeistern  und  es 
stand,  da  ihm  eine  Verbesserung  seiner  Lage  versagt  blieb, 
der  Erhebung  kühl  gegenüber. 

Der  Gegensatz  zwischen  der  konservativen  und  der 
fortschrittlichen  Richtung  hätte  sich  schließlich  derart  ver- 
schärft, daß  in  dem  aufständischen  Reich  der  Ausbruch 
der  sozialen  Revolution  wohl  unabwendbar  gewesen  wäre. 
Bevor  sich  aber  die  Dinge  derart  entwickeln  konnten,  war 
Polen,  das  fast  dreiviertel  Jahre  der  russischen  Übermacht 
getrotzt  hatte,  besiegt  und  unterworfen. 

Zar  Nikolaus,  der  schon  aus  dem  Dekabristenaufstand 
seine  Lehre  gezogen  hatte,  glaubte  die  Richtigkeit  seiner 
antikonstitutionellen  Anschauungen  durch  die  polnische  Re- 
volution bestätigt  zu  sehen.  Er  hob  daher  ohne  Scheu, 
trotz  Einspruch  der  Westmächte,  die  Verfassung  auf,  die 
auch  ihm  als  ein  bedingtes  Gnadengeschenk  galt,  und  er 
machte  Polen  zu  einer  russischen  Provinz,  der  nur  ein 
geringer  Rest  selbständiger  Verwaltung  verblieb.  ^^)  Er 
unterdrückte  das  nationale  Geistesleben,  vollends  in  den 
altpolnischen  Gebieten,  die  gleichfalls  revoltiert  hatten;  er 
ermutigte  Österreich  und  Preußen,  dem  legitimistischen 
(xrundsatz  treu  zu  bleiben  und  sich  daher  der  liberalen 
Strömung  zu  widersetzen.  So  wurde  Zar  Nikolaus  zum 
»Gendarmen  von  Europa<.'-^)  Die  Tausende  von  Polen 
aber,  die  damals  freiwillig  in  die  Verbannung  gingen, 
wurden  zu  Trägern  und  Verbreitern  derselben  Ideen,  die 
die  Heilige  Allianz  auszurotten  trachtete.  Von  der  Revolu- 
tionierung Europas  erhofften  sie  sich  die  Wiederherstellung 
ihres  alten  Reiches,  doch  blieben  sie  auch  in  der  Eremde 
uneinig  und  gespalten. 

An  Stelle  Altpolens  trat  das  Polentum,  das  sich  fortan 
in  der  Emigration-')  manifestierte.  Diese  Vvies  zwei  Parteien 
auf:  eine  aristokratische -2)  und   eine   demokratische^^),    die 


beide  wieder  in  verschiedene  Gruppen  zerfielen.  Die  demo- 
kratische Partei  gewann  die  Oberhand;  sie  verbündete  sich 
anfangs  mit  der  internationalen  Revolution,  um  durch  sie 
das  alte  Reich  auf  republikanisch-demokratischer  Grund- 
lage wieder  aufzurichten.  Sie  beabsichtigte  daher,  soziale 
Revolutionen  in  Europa  zu  erregen  und  gleichzeitig  sämt- 
liche polnische  Gebiete  Rußlands  zu  einem  Aufstand  zu 
veranlassen,  der  —  wenn  er  glückte  —  auch  Posen  und 
Galizien  ergreifen  sollte.  ■^■*)  Dieses  Unternehmen  scheiterte 
jedoch,  weshalb  man  die  Wiederherstellung  Polens  und 
die  Verwirklichung  des  demokratischen  Gedankens  einzig 
und  allein  durch  die  Nation  selbst,  und  zwar  in  der  Weise 
vorzunehmen  beschloß,  daß  zuerst  die  soziale  Reform 
und  dann  die  politische  Revolution  zu  erfolgen  habe.-'*) 
Mit  anderen  Plänen  trug  sich  hingegen  der  ultrademokra- 
tische Flügel:  das  Komitee  »der  Einigung  des  polnischen 
Volkesc.26)  Dieses  neue  Polentum  entlehnte  von  der  wel- 
schen Propaganda  Gift  und  Dolch,  von  dem  französischen 
Doktrinär  die  Grundsätze  des  kommunistisch  gefärbten 
Sozialismus  und  strebte  zunächst  den  Umsturz  der  sozialen 
Ordnung  und  die  Vernichtung  der  Aristokratie  an. 


Das  galizische  Landvolk  kannte  —  wie  der  polnische 
Bauer  überhaupt  —  keinen  Patriotismus,  da  es  niemals 
einen  politisch  geltenden  Bestandteil  der  Nation  gebildet 
hatte;  es  seufzte  nicht  nach  freien  Institutionen,  hing  viel- 
mehr an  der  Regierung,  der  es  seit  1781  die  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft  verdankte.  Infolge  seiner  Genügsamkeit 
und  Schwerfälligkeit  strebte  es  eine  weitere  Verbesserung 
seiner  materiellen  Lage  gar  nicht  an.  Schon  deshalb  blieben 
die  meisten  Gründe  uneingekauft,  obwohl  bereits  Josef  IL 
zu  ihrer  Überlassung  ins  freie  Eigentum  aufgefordert  hatte. 

Die  Nation  ward  hauptsächlich  durch  die  Schlachta, 
den  eigentlichen  Mittelstand,  verkörpert,  da  Bürgertum 
und  Gemeindewesen  niemals  zu  voller  Lebenskraft  und 
Entwicklung  gelangen  konnten.    In  den  östlichen,   großen- 


teils  von  Ruthenen  bewohnten  Gebieten  herrschte  ohnehin 
seit  jeher  eine  mehr  feindHche  Stimmung  gegen  die  Polen 
und  man  neigte  sich  eher  dem  religionsverwandten  Russen- 
tum  zu.  So  war  es,  wenige  Ausnahmen  abgerechnet,  einzig 
und  allein  die  Schlachta,  die  mit  ihrem  zahlreichen  An- 
lumge  von  Dienstleuten  die  nationale  Sache  förderte  und 
die  Revolution  unterstützte. 

Die  österreichische  Regierung  stand  hingegen  auf  dem 
Boden  der  Legitimität.  Sie  richtete  seit  dem  Ausbruche 
der  polnischen  Revolution  ihr  Augenmerk  auf  die  Erhal- 
tung der  Ruhe  in  Galizien  und  traf  daher  militärische  und 
polizeiliche  Vorkehrungen:  es  erfolgten  die  Zusammen- 
ziehung verfügbarer  Regimenter  und  die  Einstellung  des 
Truppenabmarsches  aus  Galizien;  die  Paß-  und  Auswande- 
rungsvorschriften wurden  schärfer  als  bisher  gehandhabt, 
die  Korrespondenzen  genauer  überwacht,  öffentliche  Blätter 
bis  auf  weiteres  verboten  und  man  untersagte  auch  die  Aus- 
fuhr von  Waffen,  Sensen  und  Munition  nach  Warschau  und 
Krakau. 

Immerhin  befliß  sich  der  Landesgouverneur  Fürst  Lob- 
kowitz  der  äußersten  Milde,  um  die  polnischen  Patrioten 
in  guter  Stimmung  für  Österreich  zu  erhalten.  Auch  die 
Wiener  Regierung  wollte,  trotz  allen  Vorsichtsmaßregeln, 
Schonung  üben  und  womöglich  ihre  völkerrechtliche  Pflicht 
gegenüber  Rußland  in  Einklang  bringen  mit  der  Be- 
rücksichtigung nationalen  Empfindens.  Deshalb  wurden,  als 
sich  im  April  1831  ein  polnisches  Korps  nach  Galizien  ge- 
flüchtet hatte,  nicht  die  Empörer,  sondern  bloß  die  ihnen 
abgenommenen  Waffen  und  Munitionsstücke  an  Rußland  aus- 
geliefert; allerdings  w^ar  man  dabei  auch  von  der  Absicht 
geleitet,  den  Einwendungen  der  Westmächte  sowohl  wie 
den  revolutionären  Umtrieben  vorzubeugen  und  dem  Nach- 
barstaat durch  den  Rücktransport  der  Aufständischen  keine 
Verlegenheit  zu  bereiten. 

Die  Stimmungsberichte  lauteten  jedoch  wenig  erfreu- 
lich:   nicht    bloß    der   niedere   Adel,   auch   die    katholische 
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Geistlichkeit  und  die  studierende  Jugend  hielten  es  mit 
den  Insurg-enten,  in  deren  Heere  eine  galizische  Legion 
für  die  Wiederaufrichtung  des  Jagellonenreiches  kämpfte. 
Nach  dem  Siege  der  russischen  Waffen  wuchs  die  Er- 
regung und  die  polnischen  Flüchtlinge,  die  trotz  Grenz- 
sperre das  Land  überschwemmten,  suchten  die  Revolution 
auf  galizischen  Boden  zu  verpflanzen.  Immer  häufiger 
wurden  die  Zusammenkünfte  der  Patrioten,  man  schloß 
Verbrüderungen,  leistete  Schwüre  und  machte  es  jedem 
Polen  zur  Pflicht,  sich  durch  nichts  entmutigen  zu  lassen. 
Man  wollte  auch  die  Zaghaften  für  den  Gedanken  der 
Wiederherstellung  Polens  erwärmen  und  verbreitete  daher 
das  Gerücht,  daß  Kaiser  Franz  oder  ein  Prinz  seines 
Hauses-')  zum  König  ausgerufen  werden  sollte. 

In  Wien  war  man  der  Anschauung,  daß  Fürst  Lob- 
kowitz  seiner  Aufgabe  keineswegs  gewachsen  sei.  Der 
Kaiser  enthob  ihn  daher  seines  Postens  und  ernannte  den 
Erzherzog  Ferdinand  d'Este  zum  Generalgouverneur,  dem 
er  die  Zivil-  und  Militärgewalt  übertrug.  Er  rechtfertigte 
diese  Regierungsmaßregel  auch  mit  dem  Hinweis  auf  »die 
vielfachen  Rücksichten«,  die  sich  aus  der  Berührung  Ga- 
liziens  mit  dem  russischen  Reiche  ergäben. 

Das  Pariser  Nationalkomitee  war  indes  nicht  untätig 
geblieben  und  es  hatte  seinem  Programm  gemäß  alles 
vorbereitet,  um  von  Galizien  aus  einen  »Partisanenkrieg« 
in  Russisch-Polen  zu  entzünden.  Dieses  Unternehmen 
scheiterte  jedoch  ebenso  kläglich  wie  der  Plan  einer  euro- 
päischen Revolution.  Die  Entdeckung  der  weitverzweigten 
"Verschwörung  gab  Anlaß  zu  einer  Sonderabmachung,  die 
Österreich  am  ig.  September  1833  mit  Rußland  in  München- 
grätz  traf:  beide  Staaten  verbürgten  sich  gegenseitig  ihre 
polnischen  Besitzungen  und  militärische  Hilfe  im  Falle 
eines  Aufruhrs;  Hochverräter  sollten  ausgeliefert,  verdäch- 
tige Individuen  und  Korrespondenzen  überwacht  werden ; 
handle  Krakau  seiner  Neutralität  zuwider  und  zeige  sich 
seine  Regierung  widerspenstig  oder  machtlos,  so  seien  die 


drei  Schutzmächte  berechtigt,  ihre  Truppen  in  den  Frei- 
staat einrücken  zu  lassen.  Preui3en  trat  dieser  Abmachung 
bei,  die  bald  danach  in  den  drei  Staaten,  allerdings  nur 
teilweise,  veröffentlicht  wurde. ■■^^) 

Dennoch  bildeten  sich  in  Galizien  immer  wieder  ge- 
heime Gesellschaften,  die  auch  mit  den  ungarischen  Polen- 
freunden in  Verbindung  standen.  Die  Österreichische  Re- 
gierung wußte  davon,  beschränkte  sich  aber  lediglich  auf 
die  Herausgabe  eines  Rundschreibens,  worin  das  Guber- 
nium  vor  diesem  Treiben  warnte  und  die  einschlägigen 
Paragraphe  des  Strafgesetzes  wörtlich  anführte,  ^'^j  Sie 
wollte  das  Land  durch  Milde  und  Steuernachlaß  ^*^)  in 
bessere  Stimmung  bringen  und  sie  glaubte,  der  weiteren 
Ausbreitung  liberaler  Ideen  vorbeugen  zu  können,  indem 
sie  Galizien  sowohl  wie  den  Freistaat  von  den  Flucht-' 
lingen  säuberte,  der  studierenden  Jugend  den  Besuch  der 
Krakauer  Universität  bis  auf  weiteres  untersagte  und  den 
Polizeidienst  noch  strammer  als  bisher  organisierte.^^) 

Im  übrigen  sah  sich  die  Regierung  schon  durch  das 
Beispiel,  das  Rußland  gab,  zur  Hebung  des  materiellen 
und  geistigen  Wohls  Galiziens  veranlaßt.  ^-)  Sie  förderte 
das  Unterrichtswesen,  belebte  Handel  und  Gewerbe  durch 
Errichtung  einer  Kreditanstalt^^)  und  wandte  in  gleicher 
Weise  dem  Bau  von  Eisenbahnen  ihre  Aufmerksamkeit 
zu.  3^)  Sie  legte  der  Entfaltung  und  Pflege  der  Landes- 
sprache keinerlei  Hindernisse  in  den  Weg,  brachte  viel- 
mehr derartigen  Bestrebungen  Interesse  entgegen  3^)  und 
nur  die  Ausschreitungen  des  Polonismus  suchte  sie  hint- 
anzuhalten. Das  Gesuch  des  galizischen  Landtages  ^^),  die 
Gerichte  nicht  mehr  wie  bisher  bloß  in  lateinischer  und 
deutscher,  sondern  auch  in  polnischer  Sprache  amtieren 
zu  lassen,  wurde  daher  abgelehnt.  =^')  Denn  es  w^ar  dem 
Lande  ohnehin  schon  das  Zugeständnis  gemacht  worden, 
daß  die  Kenntnis  der  polnischen  Sprache  und  der  Ausweis 
darüber  zum  Eintritt  in  den  politischen  Dienst  erforderlich 
seien.  ^^)    Man    hegte    den  Verdacht,    daß    der    Landtag    es 


hauptsächlich  auf  die  Entfernung  nicht  polnischer  Beamten 
abgesehen  habe  und  mit  der  Zeit  die  Einführung  des  Pol- 
nischen als  allgemeiner  Geschäftssprache  fordern  und  da- 
durch in  den  mehrsprachigen  Provinzen  des  Kaiserreiches 
ähnliche  Gelüste  wachrufen  könnte.  Wußte  doch  die  Re- 
gierung, daß  die  revolutionäre  Propaganda  auch  den  Pan- 
slawismus  heraufbeschworen  habe,  der  sich  in  den  slawi- 
schen Vereinen  zu  Preßburg,  Wien  und  Prag  offenbarte. 
Sprachforschung  und  Literatur  waren  bloß  das  Aushänge- 
schild, hinter  dem  sich  politische  Zwecke  verbargen;  in 
Preßburg  plante  man  die  Vereinigung  aller  Slawen  unter 
der  Hegemonie  Rußlands,  in  Wien  und  Prag  die  Errich- 
tung der  slawischen  Föderativrepublik.  Auch  die  Ruthenen 
wurden  sich  damals  ihrer  Nationalität  bewußt  und  erwei- 
terten dadurch  die  Kluft,  die  sie  von  dem  nach  der 
Alleinherrschaft  strebenden  Polentum  trennte. 

Die  Regierung  beobachtete  gegenüber  den  Bestre- 
bungen des  ruthenischen  Volksstammes  eine  wohlwollende 
Neutralität,  was  allein  schon  genügte,  um  bei  den  Polen 
Mißstimmung  hervorzurufen.  Diese  wuchs  infolge  der  zahl- 
reichen Hochverratsprozesse  und  sie  wich  auch  dann  nicht, 
als  den  meisten  Angeklagten  die  Strafe  erlassen  v/urde.^^) 
Die  Milde  des  Kaisers  deutete  man  als  Schwäche  und  die 
Emissäre  der  »Einigung«  hatten  daher  um  so  leichteres 
Spiel;  nur  gelang  es  ihnen  nicht,  auch  das  niedere  Volk 
aufzuwiegeln,  obw^ohl  sie  ihm  Beseitigung  der  Fronen  und 
Güterverteilung  in  sichere  Aussicht  stellten. 

Die  Verbesserung  der  Untertänigkeitsverhältnisse  ge- 
langte am  2S.  September  1843,  nachdem  sich  vorher  eine 
lebhafte  Opposition  dagegen  erhoben  hatte,  im  galizischen 
Landtag  zur  Sprache.  Man  bat  den  Kaiser  um  Einsetzung 
einer  ständischen  Kommission,  die  sich  mit  der  Frage  be- 
fassen und  ein  Gutachten  ausarbeiten  sollte,  das  dem  künf- 
tigen Landtag  als  Grundlage  seiner  Anträge  dienen 
könnte.  4^)  Dieser  Beschluß  erfolgte  auf  Anregung  der 
aristokratisch-monarchischen  Emigrantenpartei,  die  sich  in- 

1 1 


zwischen  den  g-cmälSig-ten  Demokraten  genähert  hatte.  Der 
ursprüng-Hche  Plan  Czartoryskis,  die  Wiederherstellung- 
Polens  mit  Hilfe  der  europäischen  Diplomatie  zu  erreichen, 
wurde  als  aussichtslos  fallen  g-elassen  und  fortan  die  Er- 
hebung des  g-esamten  polnischen  Volkes  ins  Auge  gefaßt. 
Um  nun  die  Bauern  für  die  nationale  Sache  zu  gewinnen, 
sollte  der  Adel  den  ersten  Schritt  tun  und  die  Aufhebung 
der    Fronleistungen    gegen    billige  Entschädigung    fordern. 

All  dies  gelangte  zur  Kenntnis  des  Erzherzogs,  der 
jedoch  auch  im  anderen  Falle  Bedenken  geäuf3erc  hätte. 
Denn  jeder  Änderung  in  den  bestehenden  gutsherrlich- 
bäuerlichen  Verhältnissen  abhold  ^^),  vertrat  er  zugleich  die 
Anschauung,  daß  notwendige  Vorschläge  einzig  und  allein 
von  der  Regierung  ausgehen  müßten.  Immerhin  widerriet 
er  nicht  die  Einsetzung  der  Kommission,  »weil  bei  näherer 
Erörterung  der  Ideen  sich  mancherlei  Widersprüche  und 
Hindernisse  bei  den  Ständen  selbst  ergeben  dürften  und 
die  Regierung  stets  in  der  Lage  sein  würde,  die  Sache 
nach  ihrer  Ansicht  zu  leiten «.^'^) 

Auch  in  Wien  fand  die  ständische  Eingabe,  und  zwar  schon 
deshalb  keine  freundliche  Aufnahme,  weil  man  nicht  eine 
Spaltung  des  Landes  in  eine  populäre  Fortschritts-  und  in 
eine  stets  angefeindete  konservative  Partei  herbeiführen 
wollte.  Im  übrigen  erachtete  man  eine  ständische  Kom- 
mission für  wenig  geeignet,  die  so  schwierige  Aufgabe 
einer  Regelung  der  sozialpolitischen  Verhältnisse  zwischen 
Gutsherren  und  Untertanen  in  ersprießlicher  Weise  zu 
lösen.  Man  rechnete  ferner  mit  der  Schwerfälligkeit  der 
Landbevölkerung  und  glaubte,  daß  z.  B.  die  Umwandlung 
der  Frondienste  in  Geld  oder  Getreidezins  nur  Schwierig- 
keiten, keineswegs  aber  die  beabsichtigte  gute  Wirkung 
hervorrufen  würde.  ^^)  Anderseits  wollte  die  Regierung  die 
Eingabe  nicht  ganz  abweislich  bescheiden,  um  weder  Haß 
auf  sich  zu  laden,  noch  sich  das  Heft  entwinden  zu  lassen.^^) 
Dem  Landtag  wurde  sonach  erklärt,  daß  es  ihm  unbe- 
nommen bleibe,  Vorschläge    »über    einen    deutlich    zu    be- 
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zeichnenden  Gegenstand  im  verfassungsmäßigen  Wege  ein- 
zubringen <.'"') 

Zu  einem  bestimmt  gefaßten  Antrag  gedrängt,  sprach 
der  Landtag  von  1844  den  Wunsch  aus,  vorerst  die  Ver- 
leihung des  nutzbaren  Eigentums  an  die  Untertanen  und 
damit  die  Einführung  von  Grundbüchern  in  Verhandlung 
nehmen  zu  dürfen ^^);  der  Kaiser  wurde  gebeten,  den  künf- 
tigen Landtag  zu  der  Einsetzung  einer  Kommission  zu  er- 
mächtigen :  sie  sollte  über  die  beiden  Fragen  ein  Gutachten 
erstatten,  das  den  Ständen  als  Grundlage  ihrer  Vorschläge  zu 
dienen  hätte. 

Während  die  Hof  kanzlei  die  bedingungslose  Genehmigung 
der  ständischen  Bitte  befürwortete,  pflichteten  Pillersdorf^^) 
und  der  oberste  Kanzler,  denen  es  beiden  um  eine  rasche 
und  günstige  Erledigung  zu  tun  war,  der  Anschauung  des 
Erzherzogs  bei,  wonach  die  Regierung  den  entscheidenden 
Einfluß  zu  nehmen  habe.  ^*)  Von  anderer  Seite  erhoben  sich 
Stimmen  gegen  die  Bestellung  einer  Regierungskommis- 
sion und  so  schlug  man  schließlich  den  Mittelweg  ein:  der 
Kaiser  bewilligte  die  Einsetzung  der  Kommission  und  die 
Ernennung  ständischer  Mitglieder  in  der  Weise,  daß  er  dem 
Erzherzog  Ferdinand  den  Vorsitz  übertrug  und  ihn  zugleich 
mit  der  Berufung  des  Kammerprokurators,  ferner  eines  er- 
fahrenen Justizbeamten  und  eines  mit  den  Verhältnissen  der 
Staats-  und  Fondsgüter  vertrauten  Geschäftsmanns  in  die 
Kommission  betraute.  4'^) 

Im  September  1845  schritten  die  Stände  zur  Wahl  der 
Kommissionsmitglieder  ^^),  denen  sie  auch  die  Aufgabe  zu- 
weisen wollten  ^1),  sich  über  die  Lösung  folgender  Fragen 
zu  äußern:  Umwandlung  untertäniger  Leistungen  in  Geld 
oder  Getreidezins  oder  ihre  gänzliche  Ablösung  durch  frei- 
williges Übereinkommen;  Beseitigung  der  Hindernisse, 
welche  die  Gesetzgebung  derartigen  Abfindungen  etwa  in 
den  Weg  lege;  zweckmäßige  Arrondierung  herrschaftlicher 
und  untertäniger  Grundstücke,  sowie  Aufhebung  gemein- 
schädlicher Dienstbarkeiten.  ^2)  .^>:-:.u  . 


Der  Landesreferent  empfahl  die  Bewilligung  der  stän- 
dischen Bitte ^•'^);  die  übrigen  Mitglieder  der  Hofkanzlei 
stimmten  aber  für  den  Vorschlag  des  Erzherzogs,  den 
Wirkungskreis  der  Kommission  nur  insoweit  auszudehnen, 
als  sie  die  gesetzlichen  Hindernisse  einer  freiwilligen  Ab- 
findung feststellen  und  zugleich  Mittel  und  Wege  ihrer 
]Wseitigung  angeben  sollte.  Im  Staatsrat  ergaben  sich 
gleichfalls  Meinungsverschiedenheiten  •'''),  wobei  von  zwei 
Seiten  gewichtige  Einwendungen  gegen  eine  auch  nur 
teilweise  Ablehnung  der  ständischen  Eingabe  erhoben 
wurden:  man  wies  auf  die  neuerlichen  revolutionären  Um- 
triebe in  den  westlichen  Kreisen  Galiziens  und  auf  die 
stets  bewährte  loyale  Haltung  des  Landvolkes  hin,  das  die 
zu  seiner  Verführung  ausgesandten  Emissäre  der  Propa- 
ganda anhalte  und  den  Gerichten  überantworte.  Die  Regie- 
rung solle  daher  den  Ständen  nicht  die  Möglichkeit  bieten, 
dereinst  sagen  zu  können,  daß  sie  die  von  ihnen  bean- 
tragten Verbesserungsvorschläge  zurückgewiesen  habe.-''^) 
Sie  möge  vielmehr  den  Ständen  weiten  Spielraum  lassen 
—  mißlinge  die  Sache,  »so  könnten  sie  den  ungün- 
stigen Erfolg  nur  sich  selbst  und  ihren  Einleitungen  zu- 
schreiben«.^*^) 

Während  dieser  Beratungen  brachen  in  Krakau  und 
Galizien  Unruhen  aus,  nach  deren  Bewältigung  sich  die  Regie- 
rung genötigt  sah,  die  Regelung  des  Untertänigkeitsverhält- 
nisses nun  selbst  in  die  Hand  zu  nehmen  und  zu  raschem 
Abschluß  zu  bringen. 

Infolge  des  Umstandes,  daß  die  demokratische  Partei 
der  polnischen  Emigration  inzwischen  die  Oberhand  über 
die  übrigen  erlangt  hatte,  ergab  sich  eine  Änderung  des 
Operationsplanes;  denn  fortan  nahmen  Posen  und  Galizien 
die  erste  Stelle  ein,  wogegen  das  Zarenreich  Polen,  die 
Domäne  Czartoryskischer  Aspirationen,  in  die  zweite  Linie 
zurückgeschoben  wurde.  Man  beabsichtigte,  in  jenen  beiden 
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Provinzen  zunächst  die  soziale  Revolution*^'),  und  zwar  mit 
Hilfe  des  Landvolkes,  hervorzurufen,  das  jedoch  erst  im- 
letzten  Augenblick  und  nötigenfalls  durch  Drohungen  zum 
Beitritt  veranlaßt  werden  sollte. 

So  geschah  es,  daß  die  Bewegung,  die  schon  seit  ge- 
raumer Zeit  in  den  westlichen  Kreisen  Galiziens  vorbe- 
reitet worden  war,  im  Jahre  1845  einen  kräftigeren  Auf- 
schwung nahm.'^^) 

Die  kommunistische  Seite  der  revolutionären  Propa- 
ganda erfüllte  den  begüterien  Kleinadel  mit  Schrecken,  da 
er  sein  Vermögen,  ja  sogar  sein  Leben  bedroht  sah.  Um 
dieser  Gefahr  zu  entrinnen,  schloß  er  sich  den  Radikalen, 
an,  wobei  ihn  zugleich  die  Erwägung  leitete,  dadurch  den 
Sturz  der  Regierung  herbeiführen  und  schließlich  der  natio- 
nalen Sache  zum  Siege  verhelfen  zu  können.  Unter  dieser 
verstanden  jedoch  die  meisten  Mitglieder  des  Adels  die 
Wiederherstellung  der  altpolnischen  Einrichtungen,  denen 
gemäß  das  Volk  in  Knechtschaft  verbleiben,  der  Adel  hin- 
gegen unumschränkt  herrschen  sollte. 

Ebenso  machte  ein  nicht  geringer  Teil  der  Seelsorger 
gemeinsame  Sache  mit  den  Unruhestiftern.  Abhängig  von 
den  Gutsherrschaften,  spielten  Pfarrer  und  Vikare  die  de- 
mütigende Rolle  untergeordneter  Werkzeuge;  viele  von 
ihnen  schienen  vorausgesetzt  zu  haben,  daß  man  die  Neu- 
gestaltung der  gesellschaftlichen  Verhältnisse  und  die  Eman- 
zipation des  Bauernstandes  gar  nicht  beabsichtige,  sondern 
nur  zum  Vorwand  nehme,  um  das  niedere  Volk  für  eine 
Erhebung  zu  ködern,  deren  eigentliches  Ziel  die  Aufrich- 
tung des  alten  Jagellonenreiches  sei. 

Ähnlich  dachten  der  hohe  Klerus  und  die  Aristokratie; 
nur  hielten  sie  einen  Kampf  der  beiden  Hauptparteien  der 
Propaganda  für  unausbleiblich,  sobald  man  das  Spiel  ge- 
wonnen, die  Verschmelzung  und  staatliche  Unabhängigkeit 
der  polnischen  Landesteile  erwirkt  habe. 

Die  Agitation  drang  noch  tiefer  als  bisher  in  die. 
Schulen    und    geistlichen    Seminare  ^^)    und    immer    größer 
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wurde  die  Heerschar  der  »Patrioten«.  Außerdem  bildete 
sich  eine  demokratische  Partei*'^)  im  Lande,  der  es  keines- 
wegs um  Förderung  der  nationalen  Sache,  vielmehr  um 
eine  allgemeine  Erhebung  zu  tun  war,  die  alle  ständischen 
und   \'ermögensunterschiede  ausgleichen  sollte. 

All  dem  stand  der  Bauer  fremd  gegenüber;  der  natio- 
nale Gedanke  ließ  ihn,  den  geistig  Unbemittelten,  völlig 
kalt  und  nur  was  kaiserlich  war,  galt  ihm  als  heilig  und 
Gehorsam  erheischend.  Nur  von  der  Regierung,  die  ihn 
aus  der  Sklaverei  befreit  hatte,  erwartete  er  sich  eine 
weitere  Milderung  seines  Loses,  nicht  aber  von  dem  Grund- 
herrn, dem  er  gründlich  mißtraute. '^^)  Die  Emissäre  der 
»Einigung«  predigten  daher  tauben  Ohren,  es  gelang  ihnen 
nicht,  den  Landmann  durch  kommunistische  Verheißungen 
mürbe  zu  machen. 

Diese  Haltung  des  Bauernvolkes  trug  viel  dazu  bei, 
die  galizische  Landesregierung  in  dem  Wahne  zu  bestärken, 
daß  jeder  Erhebungsversuch  mißlingen  würde.  Der  Erz- 
herzog traf  daher,  entgegen  wiederholten  Ratschlägen  des 
Hofkriegsratspräsidenten,  keine  militärischen  Vorkehrun- 
gen ^2^,  obwohl  die  Hochverratsprozesse  und  Kreisberichte 
das  Wesen  und  den  Umfang  der  Verschwörung  zur  Genüge 
darlegten.  Der  königliche  Prinz  spottete  über  allzu  große 
Ängstlichkeit  der  Behörden  und  im  übrigen  hörte  er  es 
nicht  gern,  wenn  der  Adel,  dem  er  bei  jedem  Anlaß  seine 
Sympathie  bezeigte,  staatsgefährlicher  Uoitriebe  geziehen 
wurde. 

Die  Sorglosigkeit  einerseits  und  die  Scheu  anderseits, 
tatkräftig  zu  handeln^^),  rächten  sich  aber  um  so  schwerer, 
als  man  nicht  mit  der  Möglichkeit  gerechnet  hatte,  daß 
sich  die  Loyalität  der  Bauern  anders  als  in  einem  pas- 
siven Widerstand  äußern  könnte;  gar  bald  mußte  man  ein 
tätiges  Einschreiten  und,  bei  der  Erbitterung  und  Roheit 
des  Landvolkes,  auch  eine  Überschreitung  der  Notwehr  und 
daher  blutige  Auftritte  gewärtigen.  Außerdem  traf  die 
Kunde  ein,    daß  die  preußischen  Behörden  den  Umtrieben 
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in  Posen  auf  die  Spur  gekommen  seien,  die  sich  in  der 
Tat  bis  nach  Galizien  verfolgen  ließ.  Schon  unter  dem 
Eindruck  dieser  Botschaft  trachtete  der  Erzherzog,  allen 
Möglichkeiten  vorzubeugen;  er  erteilte  daher,  am  17.  Fe- 
bruar 1846,  dem  Adjutanten  des  kommandierenden  Generals, 
Oberstleutnant  Benedek,  eine  Vollmacht  »zur  Ergreifung 
■der  für  die  Unterdrückung  des  Aufstandes  notwendigen 
Maßregeln«. ^^)  Überdies  suchte  er  die  Gefahr  noch  in  letzter 
Stunde  durch  eine  Weisung  an  die  Kreishauptleute  West- 
^aliziens  und  durch  einen  Aufruf  an  die  Landbevölkerung 
zu  beschwören.  Voller  Zuversicht  schrieb  er  am  19.  Februar 
dem  Fürsten  Metternich:  »Es  wird  nichts  geschehen!«  Die 
Ereignisse  straften  ihn  Lügen:  in  derselben  Nacht  erhoben 
sich  die  Bauern  des  Tarnower  Kreises  gegen  ihre  Grund- 
herren, die  es  versucht  hatten,  sie  durch  Lockungen  und 
Drohungen  zum  Aufstand  zu  zwingen.  Grausame  Strafe 
ereilte  die  Verführer  und  gefesselt  öder  erschlagen  wurden 
die  Opfer  der  Lynchjustiz  nach  der  Kreisstadt  gebracht. ^"^j 
Auch  in  den  übrigen  Teilen  Westgaliziens  schritten  die 
Untertanen  zur  Selbsthilfe  und  so  bahnten  die  Bauern 
mit  Sensen  und  Dreschflegeln  der  Gegenrevolution  den 
Weg.*^^)  Sie  drohte  völlig  auszuarten;  da  führten  aber  die 
Verhältnisse  im  benachbarten  Freistaat  einen  Umschwung 
der  Dinge  herbei. 

Am  18.  Februar  waren  —  sehr  gegen  die  Absicht  des 
Erzherzogs  —  galizische  Truppen  in  Krakau^')  einmar- 
schiert, um  die  Pläne  der  Umsturzpartei  zu  vereiteln. '^^)  Sie 
räumten  jedoch  nach  kaum  fünftägiger  Okkupation  die 
-Stadt,  da  sie  sich  den  heranziehenden  Insurgentenhaufen 
nicht  gewachsen  fühlten,  und  rückten  über  die  Weichsel- 
brücke nach  Podgorze;  sie  gaben  auch  diese  wichtige 
Stellung  auf,  ebenso  ohne  Kampf  einen  weiteren  Stützpunkt  ^^) 
und  erreichten  schließlich,  am  24.  Februar,  in  fluchtähnlicher 
Eile  die  westlichste  Kreisstadt  Wadowice.'^) 

An  demselben  Tage  zogen  die  Insurgenten,  die  in- 
zwischen   eine    Nationalregierung    in    Krakau    konstituiert 


Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  I. 


17 


hatten,  in  Podgorze  ein;  sie  bemächtigten  sich  des  Salz- 
beri^werks  von  Wieliczka  und  trafen  Anstalten,  Bochnia'') 
und  Tarnow  zu  überrumpeln.  Glückte  es  ihnen  oder  erfolgte, 
wie  man  es  bereits  erwog",  die  freiwillige  Räumung  dieser 
beiden  Plätze'-),  so  war  die  Verbindung  zwischen  Lemberg 
und  Wien  sowohl  wie  zwischen  Westgalizien,  dem  Truppen- 
korps und  der  Regierung  abgeschnitten  und  es  stand  den 
Insurgenten  längs  der  ganzen  Weichsel  der  Weg  nach  dem 
ehemaligen  Königreich  Polen  offen. 

Der  Einbruch  der  Freischaren,  die  Möglichkeit,  sie 
könnten  durch  das  Zuströmen  galizischer  Revolutionäre  zu 
einer  Armee  anschwellen,  die  Haltung  der  Bauern,  die  bei 
fortgesetzter  Aufwiegelung  des  Landes  noch  blutigere 
Greuelszenen  als  bisher  gewärtigen  ließ,  die  Furcht,  gar 
bald  auch  die  noch  ruhig  gebliebenen  Teile  der  Provinz, 
insbesondere  den  Osten  und  die  Hauptstadt,  von  der  auf- 
ständischen Bewegung  ergriffen  zu  sehen,  und  nicht  zum 
mindesten  der  Wunsch,  die  durch  den  Rückzug  aus  Pod- 
gorze  kompromittierte  Waffenehre  »ohne  Verzug«  wieder 
herzustellen  —  dies  alles  veranlaßte  Benedek,  der  am 
24.  Februar  in  Bochnia  eingetroffen  war,  zu  raschem  Ent- 
schluß und  energischem  Handeln.  Er  richtete  an  General 
CoUin,  der  Krakau  geräumt  und  sich  nach  Wadowice 
zurückgezogen  hatte,  die  Aufforderung,  mit  ihm  die  Offen- 
sive zu  ergreifen.  Es  erfolgte  eine  abschlägige  Antwort, 
die  aber  Benedek  keineswegs  einschüchterte.  Denn  nun 
wagte  er  das  Unternehmen  auf  eigene  Faust.  Am  26.  Fe- 
bruar brach  er  gegen  Gdöw  auf,  wo  die  Insurgenten  Halt 
gemacht  hatten,  zersprengte  sie  und  besetzte  noch  an  dem- 
selben Tage  Wieliczka.  "3)  Fast  gleichzeitig  war  Collin,  er- 
mutigt durch  Benedeks  Eingreifen,  von  Wadowice  ab- 
marschiert; er  rückte  gegen  Podgorze  vor  und  erstürmte 
es  am   27.  Februar.'-*) 

Sonach  war  durch  die  glückliche  Vorrückung  auf 
Gdow  der  mit  allen  Mitteln  des  Terrorismus  eingeleitete 
Plan  der  Verschwörer  durchkreuzt  worden,    sämtliche  An- 
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hänger  der  Regierung  aus  der  Welt  zu  schaffen  und  dieser 
sizilianischen  Vesper  eine  Schilderhebung  in  allen  Landen 
polnischer  Zunge  folgen  zu  lassen.'-'')  Nun  galt  es  aber,  sich 
der  letzten   Zufluchtsstätte  der  Revolutionäre  zu  versichern. 


Am  14.  Oktober  1835  hatten  die  drei  Schutzmächte 
auf  Anregung  des  Zaren  Nikolaus,  der  damit  dem  politischen 
Dasein  der  Republik  als  eines  Herdes  revolutionärer  Um- 
triebe ein  Ende  zu  bereiten  gedachte,  einen  Geheimvertrag 
geschlossen;  dessen  Bestimmungen  gemäß  sollte  die  Ein- 
verleibung Krakaus  in  den  österreichischen  Kaiserstaat 
vorbereitet  werden.'^)  Das  Unternehmen  drohte  jedoch  an 
der  Haltung  zu  scheitern,  die  Preußen .  in  der  Folge  be- 
obachtete. Denn  seit  dem  Regierungsantritt  Friedrich 
Wilhelms  IV.,  des  Schirmers  und  Freundes  polnischer 
Nationalität,  bestritt  das  Berliner  Kabinett  die  Gültigkeit 
jener  Abmachung.  In  die  Wagschale  fiel  auch  der  Gewinn, 
der  dem  schlesischen  Handel  aus  der  Überschwemmung 
Krakaus  mit  Schmuggelwaren  erwuchs,  so  lang  dieses  ein 
freies  Zollgebiet  blieb.  Der'  preußische  Minister  versagte 
daher  dem  Plane  der  beiden  Kaiserhöfe,  wonach  Krakau 
in  die  österreichische  Zollinie  einbezogen  werden  sollte^"), 
seine  Zustimmung.  Der  österreichischen  Regierung  erübrigte 
bloß  derx^bschluß  eines  Handelsvertrages  mit  der  Republik''^), 
der  nur  dadurch  zustande  kam,  daß  der  Zar  erklärt  hatte, 
den  Vertrag  Polens  mit  Krakau  nicht  zu  erneuern."^) 

Metternich,  der  die  beabsichtigte  Vergrößerung  der 
Monarchie  auch  im  Einvernehmen  mit  Preußen  bewerk- 
stelligen wollte,  wartete  nun  die  w^eitere  Entwicklung  der 
Dinge  ab,  die  schließlich  im  Februar  1846  ein  rasches 
Eingreifen  notwendig  machte.  Zar  Nikolaus  drängte  und 
ließ  sogar  die  Äußerung  fallen,  er  selbst  werde  den  Freistaat 
annektieren,  falls  Österreich  —  um  ja  nicht  in  Zwist  mit 
Preußen  zu  geraten  —  seinen  Ansprüchen  entsage. '^'^)  Unter 
dem  Eindrucke  der  Hiobsposten  aus  Krakau  und  Galizien 


traf  er  militärische  Vorkehrungen  und  gar  bald  brachen 
die  russisclien  Bataillone  gegen  die  Grenze  auf. 

Inzwischen  war  auch  in  Wien  unmittelbar  nach  dem 
Kinlangcn  der  Botschaft,  es  habe  Collin  das  Krakauer  Ge- 
biet geräumt,  die  Mobilisierung  eines  Armeekorps  verfügt 
worden.^^)  Der  Okkupation  sollte  die  Einverleibung  folgen, 
das  stand  bei  Metternich  fest;  er  bedurfte  keines  Druckes 
von  Seite  des  Zaren,  aber  auch  mit  keinen  anderen  Waffen 
als  mit  denen  der  Diplomatie  wollte  er  die  Zustimmung 
Preußens  erkämpfen.  Zunächst  erhielt  der  Korpskommandant, 
Feldmarschalleutnant  Graf  Wrbna  eine  Instruktion^-),  die 
auch  von  den  Vertretern  der  beiden  anderen  Schutzmächte 
in  aller  Form  anerkannt  wurde ;  denn  sie  bildete  den  Grund- 
ton des  Protokolls,  das  man  am  2.  März  1846  unterzeichnete.^*^) 
Demgemäß  hatte  die  Wiederbesetzung  Krakaus  —  ob  nun 
bloß  Österreicher  oder  auch  Russen  und  Preußen  ein- 
marschierten —  ferner  jede  Kundmachung  der  Militärge- 
walt, desgleichen  die  vorläufige  Beseitigung  der  bisherigen 
konstitutionellen  Formen  ^^)  und  die  Errichtung  einer  Militär- 
regierung einzig  und  allein  im  Namen  der  drei  Schutzmächte 
zu  erfolgen.'^'')  Nicht  undeutlich  gab  Metternich  in  Wrbnas 
Instruktion  den  Wunsch  zu  erkennen,  es  möge  die  Stadt 
nur  von  österreichischen  Truppen  okkupiert  werden. ^^) 
Ebenso  legte  er  Wert  darauf,  daß  man  den  polnischen 
»Abenteurern«  keinen  Anlaß  biete,  »rühm würdig  zu  enden« ; 
die  Einnahme  Krakaus  solle  daher  wo  möglich  mit  größter 
Schonung  erfolgen.'^") 

Während  sich  jenes  Korps  noch  auf  dem  Marsche  be- 
fand, rückten  russische  und  österreichische  Bataillone  in 
Krakau  ein'*^),  das  am  3.  März  seine  unbedingte  Unter- 
werfung unter  den  Willen  der  drei  Schutzmächte  ange- 
kündigt hatte.  ^») 

Somit  w^ar  infolge  der  Säuberung  des  Weichselge- 
bietes und  der  Wiederbesetzung  des  Freistaates  das  zunächst 
gesteckte  Ziel  erreicht.  Nun  handelte  es  sich  darum,  die 
Okkupation    ausschließlich    durch    österreichische   Truppen 
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bewerkstellig-en  zu  lassen  und  dem  Grafen  VVrbna  schon 
jetzt  oder  doch  nach  dem  Abzug  der  Russen  und  Preußen'-"^) 
die  Militärverwaltung  zu  übertragen.  Trat  Preußen  dem 
nicht  hindernd  in  den  Weg,  so  erübrigte  als  letztes  die 
Durchführung  der  Annexion. 

»Aus  Krakau  gehen  wir  nicht  mehr  heraus«'^')  —  dieser 
Satz  enthielt  das  ganze  künftige  Programm  Metternichs, 
das  auf  Grund  der  geheimen  Abmachung  vom  Oktober  1835 
seine  Verwirklichung  finden  sollte.  Noch  durfte  darüber 
nichts  verlauten.  Man  leitete  bloß  das  Erforderliche  ein, 
dem-  Kaiserstaat  das  ausschließliche  Besatzungsrecht  zu  er- 
wirken, unterstellte  ferner  den  Grafen  Wrbna  der  Staats- 
kanzlei^'^)  und  wies  ihn  an,  jede  seiner  Anordnungen  »im 
Namen  der  drei  Schutzmächte  zu  treffen«.*-^-^) 

Graf  Wrbna  vertrat  mit  Geschick  die  Interessen  der 
Monarchie,  denn  er  setzte  es  durch,  daß  nicht  bloß  eine 
günstige  Dislokation  der  Okkupationstruppen,  sondern  auch 
die  Übertragung  der  provisorischen  Verwaltung  an  einen 
österreichischen  General  erfolgte. ^^)  Er  übergab  jedoch,  mit 
nachträglicher  Genehmigung  des  Kaisers,  die  Geschäfte 
dem  Feldmarschalleutnant  Grafen  Castiglione.^^) 

Inzwischen  hatte  Metternich  der  russischen  Regierung 
erklärt,  daß  er  den  Zeitpunkt  für  geeignet  erachte,  die 
Bestimmungen  des  Geheim  Vertrages  zu  erfüllen;  angesichts 
der  Haltung  Preußens  hatte  er  zugleich  den  Wunsch  ge- 
äußert, daß  der  Zar  den  ersten  Schritt  tue.^'^)  Dieser  war, 
wenn  auch  ohne  jeden  Erfolg,  bereits  getan  worden^'^): 
Der  preußische  Minister  Canitz  wich  damals  einer  Erörterung 
über  die  Abmachung  von  1835  aus  und  bezeichnete  es  als 
gefährlich,  an  irgend  einer  Bestimmung  des  Wiener  Kon- 
gresses zu  rütteln/^^)  Immerhin  zeigte  sich  Nikolaus  gerne 
bereit,  einen  zweiten  Versuch  zu  wagen,  und  er  sandte 
daher  seinen  Generaladjutanten  Berg  nach  Berlin. ^^)  Infolge- 
dessen betraute  der  Wiener  Hof  den  Staats-  und  Konferenz- 
minister  Grafen  Ficquelmont  mit  einer  ähnlichen  Mission^^^); 
denn    beide  Kaiserhöfe    sollten    dem    preußischen  Nachbar 
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die  Überzeugung  beibringen,  es  dürfe  in  der  Krakauer 
Frage  einzig  und  allein  das  gemeinsame  Interesse  der 
Schutzmächte  vorwalten.  In  betreff  der  Verhandlungen, 
die  einer  Anregung  des  Zaren  gemäß  in  Wien  stattfinden 
sollten,  schlug  Metternich  zur  Ausgleichung  der  Einflüsse, 
unter  denen  Preußen  stand,  folgende  Zweiteilung  vor:  Ent- 
scheidung über  die  quaestio  an;  Beratung  über  die  Art 
und  Weise,  in  welcher  die  beschlossene  Maßregel  durch- 
zuführen sei.^^') 

Anfangs  stießen  Ficquelmont  und  Berg  auf  größten 
Widerstand.  Denn  die  preußische  Regierung  erkannte 
zwar  das  Recht  der  drei  Schutzmächte  an,  »sich  gegen 
eine  Wiederholung  des  Skandals  zu  sichern,  daß  eine 
Rotte  von  Empörern  sich  erfreche,  einen  unsinnigen  Kampf 
gegen  ihre  Beschützer  zu  beginnen  und  sich  einige  Tage 
wie  eine  kriegführende  Macht  gebärde.«  ^^2)  Sie  war  jedoch 
keineswegs  gewillt,  das  Todesurteil  über  ein  seit  drei  Jahr- 
zehnten bestehendes  Staatswesen  zu  sprechen.  Der  preußi- 
sche Minister  Canitz  aber  ging  auch  diesmal  jeder  Er- 
\vähnung  der  Übereinkunft  von  1835  geflissentlich  aus 
dem  Wege;  er  verschanzte  sich  hinter  dem  Wiener  Kon- 
greß und  bemerkte,  daß  man  gar  leicht  auch  gegen  Wien, 
Berlin  und  Petersburg  den  Grundsatz  geltend  machen 
könnte,  es  entscheide  nur  die  Zweckmäßigkeit  über  Ein- 
haltung oder  Bruch  von  Verträgen;  schließlich  hob  er  die 
Verlegenheiten  hervor,  die  den  beiden  deutschen  Mächten 
unausbleiblich  erwüchsen.  ^^^)  Bloß  das  eine  wollte  man 
Osterreich  zugestehen,  daß  es  die  Regierung  des  Frei- 
staates vollständig  übernehme,  wogegen  das  letzte  Wort 
über  die  Zukunft  der  Republik  erst  nach  Beseitigung  aller 
Schwierigkeiten  zu  erfolgen  hätte.  ^^^) 

Die  beiden  Bevollmächtigten  der  Kaiserhöfe  setzten 
jedoch  ihre  Bemühungen  fort,  bis  es  ihnen  in  der  Tat  ge- 
lang, die  Annahme  ihrer  Vorschläge  zu  erwirken.  Nicht 
bloß  der  Einfluß  des  Prinzen  von  Preußen  und  die  Er- 
bitterung des  Königs  gegen  die  undankbaren  Polen  dürften 
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hiebei  entscheidend  gewesen  sein^'^^);  den  Ausschlag  mag 
auch  —  und  vielleicht  in  erster  Linie  —  die  Erwägung 
gegeben  haben,  daß  man  sich  immerhin  ein  Hintertürchen 
offen  hielte  und  »den  Schlüssel  zu  der  Krakauer  Position« 
in  der  Tasche  trüge,  wenn  man  an  Stelle  des  früheren 
unbedingten  Vetos  ein  fakultatives  setze.  ^^^)  Preußen 
stimmte  daher  der  Einverleibung  unter  Bedingungen  zu, 
"die  eine  wesentliche  Änderung  des  österreichisch-russischen 
Vertragsentwurfes  notwendig  machten.  Denn  in  diesem 
hatte  bloß  der  Standpunkt  der  drei  Schutzmächte  und 
nicht  zugleich  die  allgemeine  Politik  Berücksichtigung  ge- 
funden; Preußen  wollte  hingegen,  daß  man  die  Krakauer 
Angelegenheit  nicht  einseitig  beurteile,  sie  vielmehr  als 
€ine  europäische  Frage  ansehe.  ^^')  Es  wurde  kein  Wider- 
spruch erhoben  und  so  gelangte  die  Forderung  des  Ber- 
liner Kabinetts  in  dem  Protokoll  zum  Ausdruck,  das 
Ficquelmont,  Berg  und  Canitz  am  15.  April  unterzeich- 
neten. ^^^) 

Man  betonte  in  diesem  Schriftstück  die  Notwendig- 
keit, der  Unabhängigkeit  Krakaus  ein  Ende  zu  machen, 
und  beschloß  sowohl  die  Einverleibung  des  Freistaates  in 
die  Monarchie  wie  auch  die  Einsetzung  einer  Konferenz, 
die  in  Wien  tagen  und  sich  über  den  Zeitpunkt  und  die 
Formen  der  Einverleibung  aussprechen  solle.  ^^^) 

Metternich  nahm  die  Berliner  Abmachung  beitällig 
auf;  sie  bedeutete  trotz  ihrer  Verklausulierung  eine  Aner- 
kennung seiner  Politik  und  eröffnete  ihm  zugleich  die 
Aussicht,  der  bereits  brüchig  gewordenen  Heiligen  Allianz 
einen  neuen  Halt  zu  geben.  Er  zögerte  daher  nicht  mit 
der  Auswechslung  der  Ratifikationen.  ^^^) 

Die  abwartende  Haltung  jedoch,  die  Metternich  in  der 
Folge  beobachtete,  entsprach  wohl  den  Absichten  Preußens, 
allein  nicht  denen  des  Zaren.  Dieser  äußerte  Unzufrieden- 
heit über  den  Gang  der  Dinge  in  Krakau  und  lebhafte 
Sorge  über  die  Emigration,  die  sich  keineswegs  einge- 
schüchtert zeigte,  vielmehr  ihr  Treiben  von  neuem  begann. 
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Nikolaus  drang  daher  auf  Beseitigung  der  letzten  Reste 
nationaler  Regierung ^1'),  die  er  durch  eine  »wahrhaft  öster- 
reichische Verwaltung«  ersetzt  sehen  wollte.  ^'^^  Da  der 
preußische  Bevollmächtigte  dagegen  nichts  einzuwenden 
fand"-^),  wurden  zwei  Protokolle  unterzeichnet,  kraft  deren 
man  die  Auflösung  des  Administrativrates,  die  Abberufung 
der  Residenten  und  die  Zurückziehung  der  russischen  und 
der  preußischen  Truppen  aus  dem  Freistaat  verfügte;  dessert 
Besetzung  blieb  —  allerdings  im  Namen  der  drei  Schutz- 
mächte —  ausschließlich  den  Österreichern  überlassen,  i^-*) 
Metternich  durfte  sich  sonach,  dank  Rußlands  kräf- 
tigem Beistand,  eines  großen  Erfolges  berühmen.  Sogar 
Canitz  erklärte  nun,  entgegen  seinen  früheren  Äußerungen,, 
daß  die  Republik  sich  selbst  zerstört  habe  und  keine  der 
drei  Schutzmächte  daran  denken  dürfe,  sie  je  wieder  auf- 
zurichten. Wohl  folgte  ein  »aber«,  das  in  dem  diploma- 
tischen Schachturnier  zwischen  Wien  und  Berlin  eine 
große  Rolle  spielen  sollte,  indes  durch  einen  Meisterzug 
des  österreichischen  Staatskanzlers  außer  Wirksamkeit  'ge- 
setzt wurde.  Denn  Metternich,  der  sich  von  Friedrich  Wil- 
helm »die  Behandlung  der  Sache«  hatte  übertragen  lassen, 
erwirkte  der  Konferenz  die  Vollmacht,  bei  der  ersten  ihr 
günstig  scheinenden  Gelegenheit  England  und  Flrankreich 
von  der  Abmachung  der  drei  Höfe  zu  verständigen.  ^*^)  Er 
versprach  dem  Könige,  daß  er  von  dem  Recht  der  In- 
itiative, den  Berliner  Vertrag  zu  vollziehen,  größte  Vor- 
sicht beobachten  »und  alles  vermeiden  werde,  was  poli- 
tische Verwicklungen  herbeiführen  könnte«. ^^^)  Wie  sehr 
unterschieden  sich  aber  in  diesem  Belange  die  An- 
schauungen des  Staatskanzlers  von  denen  des  Berliner 
Hofes:  die  Annexion  sollte  schon  vor  der  Regelung  der 
Handelsverhältnisse  ^^'),  und  zwar  unmittelbar  nach  den 
französischen  Wahlen i'^),  durchgeführt,  ferner  nicht  von 
der  Zustimmung  Englands  und  Frankreichs  abhängig  ge- 
macht, sondern  vielmehr  beiden  Mächten  als  eine  voll- 
zogene Tatsache  mitgeteilt  werden. 
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Die  ungewöhnliche  Raschheit,  mit  der  die  kaiserUche 
Regierung  die  Krakauer  Angelegenheit  nun  betrieb,  rief 
den  Argwohn  des  Preußenkönigs  und  seines  Ministers  wach. 
Friedrich  Wilhelm  IV.  suchte  daher  dem  Fürsten  Metter- 
nich  die  Überzeugung  beizubringen,  daß  sich  Österreich 
ganz  wohl  mit  dem  Provisorium  begnügen  könnte,  wonach 
es  Stadt  und  Gebiet  von  Krakau  schier  wie  einen  recht- 
lichen Besitz  verwalten  dürfe.  Er  drückte  den  Wunsch  aus, 
daß  man  den  status  quo  derzeit  durch  kein  anderes  staats- 
rechtliches Verhältnis  ersetze,  und  er  begründete  ihn  mit 
dem  Hinweis  auf  die  ungünstige  politische  Lage.  ^^^)  Der 
Monarch  beteuerte  jedoch,  daß  er  den  Berliner  Traktat  unter 
allen  Umständen  einhalten  ^^o)  und  —  falls  sich  Österreich 
schon  jetzt  zur  Annexion  entschlösse  —  »treu  und  tapfer« 
mit  Kaiser  und  Kanzler  »auch  diesen  schweren  Weeg« 
gehen  würde.  Canitz  äußerte  sich  in  ähnlicher  Weise  über  die 
Notw^endigkeit  vorläufiger  Aufrechterhaltung  des  status 
quo  ^21);  und  als  er  in  einem  der  Antwortschreiben  Metter- 
nichs  die  Stelle  las:  »Heute  ist  der  Moment  der  Handlung 
noch  nicht  gekommen«  ^2^),  glaubte  er,  daß  der  Berliner 
Hof  das  Spiel  in  der  Tat  gewonnen  habe.  ^2'^) 

Der  Ausspruch  des  österreichischen  Staatskanzlers  ver- 
lor indes  schon  in  den  nächsten  Tagen,  da  sich  Frankreich 
und  England  wegen  der  spanischen  Sukzessionsfrage  be- 
fehdeten, seine  Geltung:  die  Furcht  vor  den  Westmächten 
schwand  und  so  faßte  man  in  Petersburg  und  Wien  fast 
gleichzeitig  den  Vorsatz,  die  Entscheidung  nicht  länger 
mehr  aufzuschieben.  ^^4)  Metternich  stellte  daher  dem  preu- 
ßischen Minister  Canitz  die  baldige  Regelung  der  Krakauer 
Angelegenheit  in  Aussicht  ^2.=.^.  qj-  WqQ  sj^i^  durch  eine  neuer- 
liche Verwahrung  12^)  um  so  w^eniger  beirren,  als  der  Ver- 
treter des  Berliner  Hofes  ganz  unter  seinem  Einflüsse  stand: 
ohne  Widerrede  pflichtete  Graf  Arnim  der  Meinung  bei, 
»daß  der  dermalige  Augenblick  der  bestzuwählende  sei«.i27j 

Infolge  dieser  Erklärung,  die  das  erste  Lebenszeichen 
der  Wiener  Konferehz    war,    beantragte  Metternich    einige 
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Mal3regeln,  welclie  die  Annexion  einleiten  sollten.  '■-^)  Als 
die  wichtigste  erachtete  er  eine  Erhöhung  des  Truppen- 
standes im  Krakauer  Gebiet  und  in  den  angrenzenden 
Kreisen.  Minder  dringend  erschien  es  ihm  aber,  irgend  eine 
Vorkehrung  administrativer  Art  zu  treffen,  da  seiner  An- 
sicht gemäß  die  militärische  Regierung  auch  nach  der  Be- 
sitzergreifung noch  einige  Zeit  fortbestehen  konnte;  für 
weitaus  wichtiger  hielt  er  den  fiskalischen  Teil  der  Auf- 
gabe: die  Besetzung  der  Zollinie.  ^^•')  Der  Kaiser  genehmigte 
diese  Vorschläge  ^^^);  es  ergingen  die  entsprechenden  Wei- 
sungen an  den  Hofkriegsratspräsidenten  und  die  letzte  Hand 
sollte  ans  Werk  gelegt  werden. 

Da  traf  die  Nachricht  ein,  daß  der  Graf  Chambord 
sich  heimlicherweise  mit  der  modenesischen  Prinzessin  Maria 
Theresia  verlobt  habe  und  bald  zur  Ehe  schreiten  werde. 
Metternich  geriet  ob  dieser  ganz  unerwarteten  Botschaft  in  die 
größte  Bestürzung.  Denn  die  Heirat  einer  Erzherzogin  mit 
dem  bourbonischen  Kronprätendenten  »Heinrich  V.«  mußte 
aller  Voraussicht  nach  den  Parteizwist  verschärfen  und  den 
Kaiserhof  in  den  Verdacht  der  Mitwissenschaft  bringen.  Es 
erschien  daher  wenig  ratsam,  die  Einverleibung  Krakaus 
in  einem  so  kritischen  Augenblick  zu  vollziehen,  wo  sie 
auf  die  Erledigung  wichtiger  Tagesfragen  störend  einwirken, 
ja  selbst  die  Stellung  des  konservativen  Ministeriums  Louis 
Philippes  gefährden  konnte.  Im  Falle  des  Aufschubes  nun 
ergab  sich  als  einzige  Möglichkeit:  die  Übertragung  der 
bisher  im  Namen  der  drei  Schutzmächte  geführten  Militär- 
verwaltung an  Österreich  allein,  und  die  Einbeziehung  des 
Krakauer  Gebiets  in  die  österreichische  Zollinie;  aber 
auch  damit  waren  Schwierigkeiten  verbunden.  Metternich 
holte  schließlich  zur  »Erleichterung  seiner  eigenen  Verant- 
wortlichkeit« den  Rat  Ficquelmonts,  Sedlnitzkys,  Kübecks 
und  Hartigs  ein,  die  das  Für  und  Wider  des  einen  wie  des 
anderen  Schrittes  erwägen  sollten.  Einstimmig  wurde  er- 
klärt, daß  die  Durchführung  der  bereits  beschlossenen  Maß- 
regel ohne  Gefahrdung  der  wichtigsten  Interessen  und  des 
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Ansehens  Österreichs  keinen  Aufschub  erfahren  dürfe.  ^•") 
Stand  man  doch  auch  unter  dem  Eindrucke  der  neuerhchen 
Drohung  des  Zaren,  den  Krakauer  Freistaat  dem  russischen 
Reiche  einzuverleiben,  wenn  Österreich  noch  länger  zögern 
sollte.  1:^2^ 

Unschwer  überzeugte  nun  Metternich  den  Bevollmäch- 
tigten Preui3ens,  man  müsse  —  »um  allen  Einstreuungen 
von  Seite  Frankreichs  zuvorzukommen«  —  den  16.  No- 
vember als  den  spätesten  Termin  festsetzen.  Er  selbst  aber 
teilte  die  Anschauung  Kübecks,  wonach  es  aus  finanziellen 
Rücksichten  geboten  erschien,  die  Verwaltung  des  Krakauer 
Gebiets  womöglich  bald  in  vollen  Einklang  mit  der  Gali- 
ziens  zu  bringen.  ^^^)  Metternich  beantragte  sonach  —  ent- 
gegen seinem  früheren  Votum '^-'j  — ,  daß  der  mit  der  Be- 
sitzergreifung Krakaus  betraute  Hofkommissär  auch  die 
Leitung  der  Verwaltung  übernehmen  und  Organisations- 
vorschläge erstatten  solle.  Die  Staatskonferenz  verhehlte 
sich  zwar  nicht,  daß  die  Annexion  die  Kabinette  der  West- 
mächte zu  lebhaften  diplomatischen  Erörterungen  und  ebenso 
die  Journalistik  zu  breitspuriger  Behandlung  politischer 
Fragen  veranlassen  werde;  immerhin  sprach  sie  sich,  in 
Würdigung  aller  Gründe,  für  Metternichs  Anträge  aus. 
Diese  wurden  am  6.  November  vom  Kaiser  genehmigt, 
weshalb  die  Präsidenten  der  beteiligten  Hofstellen  den 
Auftrag  erhielten,  »unter  dem  Siegel  strengsten  Geheim- 
nisses«  die  nötigen  Vorkehrungen  zu  treffen,  ^^^j 

An  demselben  Tage  unterzeichneten  die  drei  Bevoll- 
mächtigten der  Schutzmächte  ein  Protokoll,  worin  sie  er- 
klärten, daß  die  Notwendigkeit  eingetreten  sei,  den  Berliner 
Traktat  vom  15.  April  zu  erfüllen,  i^^)  Die  Rechtfertigung 
dieses  Schrittes  bildete  den  Gegenstand  eines  umfang- 
reichen Schreibens,  das  die  in  Paris  und  London  beglau- 
bigten Minister  anwies,  den  beiden  Höfen  die  Einverleibung 
Krakaus  in  den  Kaiserstaat  zu  notifizieren.^^") 

Während  sich  die  Kuriere  auf  dem  Wege  nach  London  und 
Paris  befanden,  wurde  der  Gubernialrat  Graf  Moritz  Deym  zum 
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llofkommissär  ernannt  ^•'^);  er  sollte  auch,  im  Sinne  früherer 
]  Beschlüsse,  an  die  Spitze  der  provisorischen  Zivil  Verwal- 
tung treten  ^-^-M  und  den  Einrichtungen  entsprechend,  die  in 
den  österreichischen  Provinzen,  vornehmlich  in  Galizien, 
bestanden,  Vorschläge  zur  endgültigen  Organisierung  des 
neuen  Landesteiles  ausarbeiten  und  an  die  Hofkanzlei 
leiten.*'*^)  Schließlich  traf  man  militärische  Vorkehrungen, 
um  im  Fall  der  Not  einige  Bataillone  aus  Galizien  und 
Schlesien  in  Krakau  einrücken  zu  lassen,  ^^i) 

»Die  Bombe  wird  am  i6  d.  zu  Krakau  platzen«,  so 
schrieb  Metternich  dem  preußischen  Minister  Canitz^^-), 
und  am  genannten  Tage  erfolgte  endlich  die  lang  ersehnte 
Einverleibung  der  alten  Jagellonenstadt  und  ihres  Gebietes 
in  den  österreichischen  Kaiserstaat.  ^^'^) 

Eine  dreifache  Aufgabe  oblag  nun  der  österreichischen 
Regierung:  die  Beschwichtigung  Preußens,  die  Abwehr  der 
Angriffe  Frankreichs  und  Englands  und  die  Herstellung 
geordneter  Zustände  in  Krakau. 

Metternich  hatte  bereits  dem  Könige  Friedrich  Wilhelm 
Rede  und  Antwort  gestanden  und  ihm  die  materiellen, 
moralischen  und  diplomatischen  Gründe  aufgezählt,  die  das 
Verhalten  des  Wiener  Hofes  rechtfertigten. ^^'')  »Errare 
humanum  est«,  mit  diesen  Worten  hatte  der  Staatskanzler 
seine  Beichte  geschlossen  —  »und«  —  so  lautete  ein  Nach- 
satz —  »wir  können  uns  geirrt  haben.«  ^■'•'')  Dieses  Ge- 
ständnis befriedigte  aber  den  Berliner  Hof  in  keiner  Weise. 
Denn  die  politische  Frage  war,  seiner  Ansicht  nach,  ohne 
eine  Einigung  über  die  Handelsverhältnisse  erledigt  wor- 
den; fern  lag  es  ihm,  die  Meinung  Metternichs  zu  teilen, 
es  sei  der  kommerzielle  Ausgleich  bereits  durch  die  Zu- 
sicherung erfolgt,  einige  Wünsche  der  preußischen  Regie- 
rung zu  erfüllen.  ^^^)  Diese  stellte,  gedrängt  durch  die 
Berliner  Kaufmannschaft  und  den  schlesischen  Handels- 
stand, denen  beiden  durch  die  Aufhebung  des  Krakauer 
Freilagers  große  Einbuße  drohte,  die  Forderung  weiterer 
Zollbegünstigungen.  1^")  Es  fanden  darüber  in  der  Tat  Ver- 
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handlungen  statt  ^'''j,  die  jedoch,  kaum  begonnen,  wieder 
abgebrochen  wurden.  Denn  Canitz  begehrte  nichts  Ge- 
ringeres, als  daß  Krakau  ein  zollfreies  Gebiet  bleibe.  ^^'^') 
Als  man  dieses  Ansinnen  zurückwies,  erklärte  er  das 
Protokoll  vom  6.  November  für  übereilt  und  unvollständig, 
weßhalb  eine  dem  zweiten  Artikel  der  Berliner  Ab- 
machung i^^)  entsprechende  Vereinbarung  zutreffen  und  bis 
dahin  der  Status  quo  in  Krakau  aufrecht  zu  erhalten  sei. 
Demnach  sollte  für  immerwährende  Zeiten  die  Ausschlie- 
ßung Krakaus  aus  der  österreichischen  Zollinie  vertrags- 
mäßig festgesetzt  werden.  Preußen  war  jedoch  bereit,  diese 
Forderung  fallen  zu  lassen,  wenn  sich  die  kaiserliche  Re- 
gierung mit  ihm  und  dem  Zollverein  oder  auch  mit  Preußen 
allein  über  eine  längs  der  ganzen  Zollvereinsgrenze  zu 
gewährende  Verminderung  österreichischer  Tarifsätze  für 
dortige  Ausfuhrartikel  verständigte.  ^^^) 

Keiner  dieser  Vorschläge,  von  denen  der  eine  oder 
andere  die  Grundlage  des  neuen  Vertrages  bilden  sollte, 
fand  die  Zustimmung  des  Wiener  Hofes.  Denn  es  war 
nicht  bloß  der  Zeitpunkt  des  Vorrückens  der  österreichi- 
schen Zollinie  an  die  preußische  Grenze  Krakaus  bereits 
festgesetzt  worden  ^^2j^  jnan  sah  sich  auch  nicht  verpflichtet, 
dem  preußischen  Staat  irgend  eine  Entschädigung  zu  leisten 
und  das  gesamte  Zollwesen  der  Monarchie  zugunsten  der 
Industrie  des  deutschen  Zollvereines  umzuwandeln.  ^•^^)  Dies 
um  so  weniger,  als  man  ohnehin,  im  Sinne  früherer  x\b- 
machungen,  gewisse  Begünstigungen  für  den  Transithandel 
durch  Krakau  einzuräumen  gedachte.  ^  "'^^)  Immerhin  wollte 
sich  die  kaiserliche  Regierung  einer  weiteren  handels- 
politischen Einigung  nicht  abgeneigt  zeigen  i^^),  sobald  diese 
unabhängig  von  der  Krakauer  Angelegenheit  erfolgte. 
Gab  hingegen  der  Berliner  Hof  seine  Absicht  nicht  auf, 
in  den  Kreis  der  Beratungen  eine  Reihe  verwickelter 
Fragen  zu  ziehen,  die  weit  über  die  ursprünglichen  Wünsche 
hinausgingen  und  mit  der  Einverleibung  Krakaus  in  gar 
keinem  Zusammenhang  standen,    dann  war  Metternich   be- 
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reit,  die  Wiener  Konferenz  als  die  Behörde  anzurufen, 
welche  die  »Relations  des  trois  hautes  parties  contrac- 
tantes  entre  elles«  festzustellen  hatte.  ^''^^) 

Nach  Möglichkeit  suchte  aber  der  Staatskanzler  diesen 
äußersten  Schritt  und  daher  Verwicklungen  zu  vermeiden, 
um  die  guten  Beziehungen  zu  Preußen  nicht  zu  trüben; 
sah  er  doch  in  ihnen  die  einzige  Bürgschaft  für  den  Be- 
stand des  deutschen  Bundes.  Als  nun  das  preußische  Ka- 
binett den  Wunsch  zu  erkennen  gab,  daß  die  Krakauer 
Sache  noch  vor  dem  Zusammentritt  der  ständischen  Reichs- 
versammlung'■*")  erledigt  werde,  zögerte  Metternich  nicht, 
an  den  Berliner  Hof  noch  einmal  »mit  annehmbaren  und 
versöhnlichen  Vorschlägen«  heranzutreten.  Sie  betrafen 
die  Beurkundung  der  bloß  im  Notentausch  vorläufig  ge- 
währten Zollerleichterungen  durch  ein  förmliches  Staats- 
vertragsinstrument und  eine  von  der  Krakauer  Frage  ganz 
unabhängige  Verständigung  mit  Preußen  über  folgende 
Punkte:  Zollbestimmungen  über  den  beiderseitigen  Ver- 
kehr, Erleichterungen  des  Grenzverkehrs  und  gemeinschaft- 
liche Maßregeln  zur  Unterdrückung  des  Schleichhandels.  ^^^) 
Diese  Vorschläge  sollten  die  Grundlage  der  Unterhand- 
lungen bilden,  zu  deren  Einleitung  der  Referent  in  deut- 
schen Angelegenheiten,  Baron  Werner,  nach  Berlin  ge- 
schickt wurde.  ^^^) 

Der  Antrag  hinsichtlich  traktatmäßiger  Festsetzung 
früherer  Zugeständnisse  ließ  den  preußischen  Minister  an- 
fangs kalt,  da  er  meinte,  daß  der  Entwurf^^^)  nichts  ent- 
hielte, was  Österreich  nicht  bereits  zugesagt,  Preußen  hin- 
gegen jederzeit  für  ungenügend  erklärt  habe.  Nach  einer 
Rücksprache  mit  dem  Könige  bemerkte  er  jedoch,  daß 
man  den  Vertrag  binnen  kürzester  Frist  unterzeichnen 
könnte  ^^^),  sobald  eine  Einigung  über  den  zweiten,  weitaus 
wichtigeren  Vorschlag  erzielt  worden  sei.  Dieser  behagte 
ihm  am  meisten;  denn  er  sah  in  einer  derartigen  Unter- 
handlung mit  Osterreich  sowohl  die  Möglichkeit,  vielleicht 
doch  die    ersehnte  Zollunion  anzubahnen,    als  auch  ein  ge- 
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eignetes  Mittel,  die  Aufmerksamkeit  des  Vereinigten  Land- 
tages von  der  Krakauer  Frage  abzulenken.  Ohne  Hinweis 
auf  sie  und  in  aller  Form  ergriff  daher  Canitz,  wie  Metter- 
nich  es  gewünscht,  die  Initiative.  ^^'^) 

Es  war  sonach  gelungen,  das  Berliner  Kabinett  von 
der  Fortsetzung  des  unfruchtbaren  Streites  über  das  größere 
oder  geringere  Maß  der  Begünstigungen  abzubringen,  die 
Österreich  anläßlich  der  Einverleibung  des  neuen  Landes- 
teiles dem  preußischen  Handel  hätte  gewähren  sollen.  Bloß 
die  Anknüpfung  einer  allgemeinen  Unterhandlung  zwischen 
den  beiden  Staaten  über  die  wechselseitigen  Verkehrs- 
verhältnisse kam  in  Betracht J^^)  Nach  Werners  Rück- 
kehr erfolgte  die  abermalige  Entsendung  eines  Spezial- 
kommissärs  nach  Berlin  ^*-^),  laut  dessen  Instruktion  die  mit 
Preußen  abzuschließende  Konvention  die  Eigentümlichkeiten 
des  österreichischen  Handels-  und  Zollsystems  nicht  wesent- 
lich berühren  durfte  ^^^);  ferner  wurde  als  zulässig  erklärt, 
getrennte  Übereinkommen  zu  treffen,  damit  es  beiden 
Regierungen  möglich  sei,  die  über  den  erledigten  Teil 
vereinbarten  Bestimmungen  sogleich  in  Wirksamkeit  zu 
setzen. 

Aber  weder  über  Zollstipulationen  noch  über  Vor- 
kehrungen gegen  den  Schleichhandel  konnte  eine  Ab- 
machung zustande  kommen.  Denn  der  preußische  Minister 
erklärte,  Verhandlungen  nur  dann  anknüpfen  zu  wollen, 
wenn  er  zuvor  die  Zusicherung  erhielte,  daß  Österreich  alle 
bisher  von  der  Einfuhr  ausgeschlossenen  Artikel  des  Zoll- 
vereins gegen  mäßige  Zölle  zulassen  werde;  einer  einsei- 
tigen Änderung  ihres  Zollsystems  jedoch  entschieden  ab- 
hold, wies  die  kaiserliche  Regierung  das  Ansinnen  Preußens 
zurück;  so  blieb  man  schließlich  auf  die  bloße  Frage  der 
Erleichterung  des  Grenzverkehrs  beschränkt.  Sie  fand  ihre 
Lösung  in  drei  Protokollen,  die  am  20.  und  21.  Oktober 
1847  ^^  Berlin  unterzeichnet  wurden  1^^)  —  recht  dürftig 
war  also  das  Ergebnis  langwieriger  Beratungen,  denen 
Preußen  ursprünglich  ein  viel  weiteres  Ziel  gesteckt  hatte; 
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immerhin  zeigte  sich  Canitz  befriedigt,  zur  großen  Genug- 
tuung Metternichs,  der  die  Spannung  mit  dem  Berliner  Hof 
nun  endlich  beseitigt  sah.  Sie  war  jedoch  ohne  Einfluß  auf 
die  Haltung  geblieben,  die  Preußen  beobachtete,  als  das 
Ausland  gegen  die  Aufhebung  des  Freistaates  Einspruch 
erhoben  hatte. 

Ohne  Zögern  trat  Canitz  für  die  Anschauung  Metter- 
nichs ein,  wonach  die  Schutzmächte  nicht  bloß  politisch, 
sondern  auch  völkerrechtlich  zur  Aufhebung  der  von  ihnen 
errichteten  Republik  berechtigt  seien.  Diese  Gründe  fanden 
sich  ausführlich  in  den  Rundschreiben  der  drei  Höfe  ent- 
wickelt, durch  welche  die  Gesandtschaften  in  die  Lage  ver- 
setzt wurden,  die  wichtigsten  Einwürfe  zu  widerlegen.^''') 
Denn  schon  hatte  die  Journalistik  ob  der  Vernichtung  des 
letzten  Restes  polnischer  Selbständigkeit  Lärm  geschlagen. 
Dieser  Wehruf  der  öffentlichen  Meinung  drang  in  die  Ka- 
binette von  London  und  Paris,  wo  er  ein  empfindsames 
Echo  fand:  in  London  wegen  des  Einflusses,  den  das  Polen- 
tum  auf  den  englischen  Philanthropen  ausübte,  in  Paris 
wegen  politischer  Zwecke;  war  doch  Frankreich  seit  der 
Julirevolution  die  Freistätte  der  Emigranten,  damit  es  hinter 
dem  Aushängeschild  des  Asylrechtes  um  so  leichter  die 
Absicht  verbergen  könne,  durch  Beunruhigung  Polens  und 
Italiens  die  Kaiserhöfe  im  Schach  zu  halten.  Demnach 
unterschieden  sich  die  Proteste  der  beiden  Mächte  ^^^) 
wesentlich  voneinander:  der  englische  verriet  bloß  Verdruß 
und  der  französische  enthielt  in  einer  konditioneilen  Wen- 
dung ^^^)  zwar  keine  Drohung,  aber  genug  deutliche  Winke, 
die  von  der  Presse  auch  beachtet  wurden.  Im  übrigen 
fußten  beide  Proteste  auf  der  Behauptung,  daß  der  Be- 
schluß vom  6.  November  1846  der  Wiener  Kongreßakte 
widerspreche  und  auch  durch  keine  zwingende  Notwendig- 
keit gerechtfertigt  erscheine. 

Maßvoll,  sachlich  und  entschieden  zugleich  verteidigten 
die  Ostmächte  in  gleichlautenden  Schreiben  ^'^^)  ihr  Vor- 
gehen und    legten    nochmals  feierlich    die  Grundsätze   dar, 
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welche  die  drei  Monarchen  im  Hinblick  auf  die  Heilig- 
haltung der  Verträge  bekannten.  ^'^) 

Die  Kabinette  schwiegen,  doch  die  Könige  nicht:  Louis 
Philippe  und  Victoria  bezeichneten  in  ihren  Thronreden 
die  Aufhebung  des  Freistaates  als  eine  offenkundige  Ver- 
letzung der  Verträge.  ^'2)  Hitzige  Redeschlachten  entbrann- 
ten in  den  Kammern  und  im  Parlament. 

Fürst  Metternich  war  keineswegs  gesonnen,  den  neuen 
Angriff  unerwidert  zu  lassen;  von  neuem  schliff  er  die 
Waffe,  die  er  gegen  die  Westmächte  zu  schwingen  ge- 
dachte, indem  er  eine  für  sämtliche  Regierungen  bestimmte 
Erklärung  der  drei  Höfe  über  deren  Vorgehen  entwarf  ^'^j; 
sie  sollte  daher  auch  dem  Frankfurter  Bundestag  mitgeteilt 
werden,  dem  er  auf  diese  Weise  ein  Vertrauensvotum  ab- 
ringen wollte:  widerlegt  waren  dann  »die  insidiösen  Vor- 
spiegelungen französischer  Zeitungsschreiber  und  Legis- 
latoren«, es  habe  das  Verhalten  der  drei  Alliierten  den  deut- 
schen Kleinstaaten  Furcht  und  Angst  vor  einer  Einbuße 
ihrer  Unabhängigkeit  eingeflößt.  ^''^)  Canitz  wünschte  jedoch, 
daß  die  Kundmachung  an  den  Bundestag  bloß  durch  die 
beiden  deutschen  Mächte  erfolgen  und  der  Zar  ihr  in  aller 
Form  zustimmen  sollte.  Rußland  willigte  ein,  da  es  in 
einem  solchen  Vorgang  die  sichere  Bürgschaft  für  ein  stetes 
Zusammengehen  Preußens  mit  den  Kaiserhöfen  sah;  es 
widerriet  jede  weitere  Erklärung,  und  zwar  schon  deshalb, 
weil  es  einen  gemeinschaftlichen  Protest,  also  eine  An- 
näherung Frankreichs  und  Englands  vermeiden  wollte.  ^'^) 
Metternich  fügte  sich.  ^'^)  Die  österreichisch-preußische  Er- 
klärung gelangte  an  die  deutschen  Höfe^^')  und  der  kaiser- 
liche Präsidialgesandte  erhielt  einen  deutlichen  Wink, 
welche  Fassung  dem  Bundesbeschlusse  zu  geben  sei.  ^"^) 
Nach  langwierigen  Verhandlungen  mit  den  Regierungen^"^) 
wurde  jene  Deklaration  sowohl  wie  die  Note  des  russischen 
Gesandten  dem  Bundestag  vorgelegt,  der  beide  Schrift- 
stücke —  das  eine  mit,  das  andere  ohne  Dank  —  zur 
Kenntnis  nahm  und  dem  Protokoll  einverleiben  ließ.  ^^^) 

Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  I.  3  q^ 


Inzwischen  war  die  Polemik  überKrakau  verstummt,  i^^) 
Wichtigere  Fragen  beschäftigten  England  und  Frankreich  ^^2), 
weshalb  sich  beide  Mächte  die  Freundschaft  der  Kaiser- 
höfe nicht  verscherzen  durften.  Wohl  mögen  sie  auch  ge- 
fühlt haben,  dai3  gerade  sie  am  wenigsten  berechtigt  seien, 
»die  Heiligkeit  der  Traktate«  anzurufen,  und  daß  sie  große 
Gefahr  liefen,  beim  Wort  genommen  zu  werden.  Denn  im 
Fall  der  Wiederaufrichtung  des  Freistaates  wäre  es  eine 
billige  Forderung  gewesen,  auch  andere  Schöpfungen  des 
Wiener  Kongresses  wiederherzustellen,  i^^) 

Wohl  waren  die  Ostmächte  aus  dem  Krakauer  Streit 
als  Sieger  hervorgegangen;  ihre  Behauptung  jedoch,  es 
sei  das  Völkerrecht  nicht  verletzt  worden,  hatte  keines- 
wegs allgemeine  Anerkennung  gefunden  —  trotz  Artikeln  im 
»Beobachter«  und  in  der  »Leipziger  Zeitung«  ^^■^),  und  trotz 
I^ülaus  und  Perthes'  geistreichen  Schriften J^^)  Sie  durften 
hingegen  ihr  Verhalten  vom  Standpunkt  des  Naturrechtes 
verteidigen  und  also  sich  darauf  berufen,  daß  das  Völker- 
recht »nicht  aus  Verträgen,  sondern  aus  der  höheren  Macht 
der  Sitte  erwachse  und  nie  ein  positives,  sondern  nur  ein 
praktisches  sein  könne«.  ^^^) 


In  Galizien  war  die  Revolution  an  der  Haltung  der 
Bauern  gescheitert,  das  Gift  des  Kommunismus  aber  be- 
reits in  diese  Schichte  der  Bevölkerung  gedrungen.  Zahl- 
reiche Gemeinden  wollten  keinen  Ständeunterschied  mehr 
anerkennen;  bloß  die  Regierung  galt  ihnen  noch  als  be- 
rechtigte Autorität.  Nicht  gelockert,  zerrissen  vielmehr 
war  das  Band  zwischen  Herrschaft  und  Untertan;  denn 
dieser  verweigerte  dem  Grundherrn  als  dem  »Todfeind« 
des  Kaisers  die  Frondienste  und  erwartete  zum  Lohn  für 
seine  Treue  die  gänzliche  Aufhebung  der  Urbarialleistungen 
und  die  Verteilung  der  herrschaftlichen  Gründe  unter  die 
Untertanen.    Die  Umsturzpartei,    die    dem   Landvolk  jenes 
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Gift  eingeimpft  hatte,  glaubte  sicher  zu  sein,  daß  der 
Bauer  gar  bald  die  Bajonette  gegen  sich  gerichtet  sehen 
und  ihr  daher  in  die  Arme  eilen  werde.  ^^'^) 

Nun  rächte  es  sich,  daß  der  wiederholte  Ruf  nach 
Vermehrung  der  Truppen  unbeachtet  geblieben  war.  Der 
Erzherzog  hatte  die  Kräfte  der  Revolution  unterschätzt 
und  zu  deren  Niederschlagung  die  galizischen  Regimenter 
wohl  für  ausreichend  gehalten,  das  flache  Land  aber 
nicht  mit  Streifkorps  überziehen  lassen. ^^^)  Auch  eine  In- 
spektionsreise in  die  am  meisten  heimgesuchten  Landes- 
teile änderte  nichts  an  der  optimistischen  Auffassung  des 
Prinzen.  Denn  er  hielt  die  Gefahr  für  beseitigt  und  die 
Vermehrung  der  Truppen  blieb  trotz  traurigen  Erfahrungen 
noch  immer  eine  Sache,  »worüber  —  so  wurde  nach  Wien 
geschrieben  —  niemand  bei  Seiner  königlichen  Hoheit 
etwas  auszurichten  vermag«. ^^^)  Der  Erzherzog  glaubte  die 
Ruhe  und  Ordnung  wieder  herstellen  zu  können,  indem 
er  in  den  verlassenen  Dominien  die  politischen  Agenden 
erster  Instanz  provisorisch  durch  ex  offo-Mandatare  ver- 
sehen und  die  widerspenstigen  Gemeinden  belehren  und 
ermahnen  ließA'^^)  War  man  doch  nach  seinem  Dafürhalten 
dem  Bauer  zu  Dank  verpflichtet  und  schon  deshalb  ge- 
nötigt, ihm  mit  Güte  zu  begegnen.  ^'^^)  In  Wien  huldigte 
man  der  gleichen  Anschauung  und  erachtete  es  trotz  viel- 
fachen Bedenken  als  »ein  Glück«,  daß  sich  die  Bauern 
für  die  Regierung  erhoben  hatten. ^^^j  Metternich  veran- 
laßte  sogar  den  Monarchen,  die  Bevölkerung  nicht  bloß 
an  ihre  Pflicht  zu  erinnern,  sondern  »seinen  treuen  Ga- 
liziern«  auch  in  feierlicher  Weise  zu  verkünden,  wie 
sehr  er  ihren  »Biedersinn«  und  ihre  »unerschütterliche« 
Loyalität  anerkenne. ^^'^)  Schon  dieses  Manifest  zeigte,  daß 
der  Staatskanzler  Besorgnisse  hegte,  mochte  er  auch  die 
Fremdmächte  des  Gegenteils  versichern,  i^-^) 

Inzwischen  v/ar  der  galizische  Landesreferent  bei  der 
vereinigten  Hofkanzlei,  Ritter  von  Zaleski,  nach  Galizien 
entsandt    worden,    damit    er    der    Wiener   Regierung    eine 
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umfassende  Darstellung  der  Verhältnisse  liefere  und  Vor- 
schläge zur  dauernden  Beruhigung  des  Landes  erstatte. i'-^-^) 
Seine  Berichte  sowohl  wie  die  immer  kläglicher  lautenden 
Schreiben  der  Kreishauptleute  bestärkten  den  Staatskanzler 
in  der  Ansicht,  daß  man  in  Lemberg  die  Gefahr  von  allem 
Anfang  an  verkannt  habe  und  ihre  Tragweite  auch  jetzt 
nicht  ermesse.  Trotz  Warnungen  war  der  Erzherzog  ver- 
trauensselig geblieben  und  er  hatte,  durchdrungen  von  der 
Überzeugung,  es  hege  nicht  der  Adel,  sondern  einzig  und 
allein  die  wenig  einflu(3reiche  demokratische  Partei  hoch- 
verräterische Gelüste,  auch  die  ihm  kurz  vor  Ausbruch 
der  Unruhen  eingehändigten  Anzeigen  keiner  Beachtung 
gewürdigt.^'"')  Schweren  Herzens  mußte  er  nun  zugeben^ 
daß  dem  Adel  der  Plan  der  Verschwörung  bekannt  ge- 
wesen sei,  den  aber  —  so  fügte  er  hinzu  —  gewiß  gar 
mancher  mißbilligt  und  nur  aus  Scheu,  für  keinen  guten 
Polen  zu  gelten,  oder  aus  Furcht  vor  Rache  nicht  ver- 
raten habe.i^')  Die  Aufdeckung  des  Verhältnisses  Czar- 
toryskis  zur  Revolution,  das  auch  den  aristokratischen 
Anhang  dieses  Fürsten  in  Galizien  bloßstellte^'-*'^),  verdäch- 
tige Güterabtretungen  und  Wechselschulden  des  Adels '^^) 
ließen  den  Erzherzog  vollends  den  Irrtum  erkennen,  in 
welchem  er  so  lange  Zeit  befangen  war. 

Auch  die  Wiener  Regierung  war  nicht  frei  von  Schuld. 
Sie  krankte  an  den  Folgen  vieler  Unterlassungssünden, 
vornehmlich  an  denen  einer  drückenden  fiskalischen  Gesetz- 
gebung, der  besten  Förderin  demokratischer  Ideen.  Schon 
deshalb  verfügte  sie  über  keine  kräftige  Partei  im  Lande, 
die  ihr  geholfen  hätte,  die  aufsteigende  Gefahr  zu  be- 
schwören. Unter  dieser  verstand  Metternich  die  große 
europäische  Revolution,  die  sich  in  dem  galizischen  Drama 
angekündigt  hatte-^'^),  und  er  hielt  das  Schlagwort  der 
Wiederherstellung  Polens  für  einen  Lockruf  der  radikalen 
Partei,  die  dadurch  den  Umsturz  alles  Bestehenden  er- 
reichen wollte.  Metternich  führte  sonach,  in  voller  Über- 
einstimmung mit  dem  Erzherzog,  den  Ursprung  der  galizi- 
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sehen  Verschwörung  auf  ultrademokratische  Umtriebe  zu- 
rück^^'),  ohne  sich  jedoch,  wie  dieser  es  tat,  über  den  Um- 
fang der  Gefahr  zu  täuschen.  Oft  genug  forderte  er  zu 
strenger  Beachtung  »der  schlechten  Chance«  auf;  seine 
Stellung  war  aber,  wie  er  mit  Recht  bemerken  durfte, 
»eine  ganz  eigentümliche*  und  brachte  es  mit  sich,  daß 
er  seinen  Rat  in  entscheidenden  Fragen  der  inneren  Politik 
nicht  immer  geltend  machen  konnte.^^^j 

Unter  derartigen  Verhältnissen  hatte  nun  die  Wiener 
Regierung  nicht  bloß  wie  bisher  der  revolutionären  Pro- 
paganda entgegenzuarbeiten;  sie  mußte  auch  die  Wirkungen 
einer  staatsgefährlichen  Lehre  durch  entsprechende  Maß- 
regeln auszugleichen  trachten.  Nach  wie  vor  blieb  der 
Kleinadel  infolge  seiner  nationalen  Bestrebungen  den  Ein- 
flüssen der  demokratischen  Partei  zugänglich  und  er  war- 
tete —  gedemütigt  und  erbittert  und  in  steter  Angst  vor 
neuen  Untaten  der  Grundholden  —  nur  den  günstigen 
Augenblick  ab,  noch  einmal  das  Äußerste  zu  wagen.  Das 
Landvolk  wiederum  hielt  es  allem  Anschein  nach  nur  so 
lange  mit  der  Regierung,  als  sie  ihm  nicht  bloß  Vertrauen, 
sondern  auch  Furcht  einzuflößen  wußte;  schwand  einmal 
der  Glaube  an  ihre  Stärke,  dann  konnte  es  verhängnisvoll 
werden,  daß  bereits  ein  Angehöriger  des  Bauernstandes 
über  fünfzig  Gemeinden  von  sich  abhängig  gemacht  hatte, 
die  ihm  blindlings  gehorchten. 2"=^)  Abseits  lauerten  die  Ver- 
schwörer und  harrten  bloß  eines  günstigen  Erfolgs  ihrer 
Wühlereie^n,  um  in  den  von  MiUtär  fast  entblößten  mitt- 
leren und  östlichen  Kreisen  der  Provinz  die  gleiche  kom- 
munistische Bewegung  hervorzurufen.  Wohl  kündeten  die 
Stimmungsberichte,  daß  ein  derartiges  Unternehmen  gewiß 
mißlingen  und  sich  der  Dreschflegel  des  ruthenischen  Bauers 
zur  Verteidigung  der  Regierung  erheben  würde;  diese 
wollte  es  aber  denn  doch  nicht  auf  eine  Wiederholung  der 
Greuelszenen  ankommen  lassen,  wie  sie  in  Westgalizien 
stattgefunden  hatten;  und  da  nur  ein  kräftiges  militärisches 
Aufgebot  die  Umsturzpartei  und  das  Landvolk    im  Schach 
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halten  konnte,  so  wurde  —  ungeachtet  der  Einwendungen 
des  Erzherzogs -^^)  —  die  Mobilisierung  einiger  Brigaden 
und  die  Entsendung  fliegender  Kolonnen  angeordnet. '-^*^^) 

Für  nicht  minder  dringlich  als  diese  militärischen  Vor- 
kehrungen erachtete  man  Reformen  administrativer  Art, 
hauptsächlich  die  Regelung  der  Jurisdiktionsverhältnisse. 
Schon  zu  wiederholten  Malen  war  auf  den  Übelstand  hin- 
gewiesen worden,  daß  die  Mehrzahl  der  Dominikaibeamten 
die  Agenden  der  untersten  Instanzen  schlecht  versehe, 
weshalb  eine  gründliche  Abhilfe  notwendig  erscheine;  nur 
schreckte  man  immer  wieder  vor  einer  Antastung  alther- 
gebrachter Rechte  zurück. -^^)  Erst  infolge  der  Haltung, 
welche  der  x\del  während  der  letzten  Unruhen  beob*achtet 
hatte,  setzte  sich  die  Regierung  über  alle  Bedenken  hin- 
weg. In  den  übrigen  Provinzen  der  Monarchie  handelte  es 
sich  bloß  um  eine  »mit  Vorsicht«  herbeizuführende  Rege- 
lung der  Urbarialleistungen,  namentlich  der  Robot,  und 
keineswegs  um  Aufhebung  der  Patrimonialgerichtsbarkeit; 
in  Galizien  aber  sollte  auch  diese  wesentlich  beschränkt 
werden;  denn  man  schrieb  den  Ausbruch  der  weitver- 
zweigten Verschwörung  vornehmlich  dem  Umstände  zu, 
daß  sich  die  Rechtspflege  nicht  in  den  Händen  von  Re- 
gierungsorganen, sondern  in  denen  der  Grundherrschaft 
befunden  hatte. ^o')  Nicht  bloß  Metternich,  auch  alle  übrigen 
Mitglieder  der  Staatskonferenz  vertraten  die  Anschauung, 
daß  die  richterlichen  Befugnisse  der  Dominien  doch  nur 
im  übertragenen  Wirkungskreis  ausgeübte  Hoheitsrechte 
des  Landesherrn  seien,  die  man  —  um  sich  »den  gefähr- 
lichsten Reaktionen«  zu  entziehen  —  wieder  zurücknehmen 
müsse.  'Einstimmig  wurde  daher  erklärt,  daß  es  politisch, 
finanziell  und  polizeilich  höchst  wünschenswert,  »ja  aus  den 
wichtigsten  Staatsrücksichten  nirgends  mehr  als  in  Galizien« 
geboten  sei,  landesfürstliche  Bezirksgerichte  oder  eine  ähn- 
liche Einrichtung  ins  Leben  zu  rufen. ^o^)  Diesem  Votum 
gemäß  erhielt  der  Oberste  Kanzler  die  Weisung,  dem 
Kaiser  ohne  Verzug  die  entsprechenden  Anträge  zu  unter- 


breiten. '-^^)  Die  Einführung  landesfürstlicher  erster  Instanzen 
war  sonach  grundsätzlich  entschieden. 

Eine  andere  gleich  wichtige  Frage  betraf  die  Regelung 
der  Urbarialverhältnisse.  Man  hatte  sie  vor  dem  Ausbruche 
der  Unruhen,  zu  einer  Zeit  also  in  Angriff  genommen,  wo 
die  ständischen  Rechte  noch  Berücksichtigung  erheischten. ^i^^) 
Nun  brachte  sie  Graf  Hartig  von  neuem  zur  Sprache,  wo- 
bei er  mit  Hinweis  auf  die  sträfliche  Haltung  des  Adels 
hervorhob,  daß  eine  Erledigung  im  Sinne  der  damaligen 
Anträge  wohl  nicht  erfolgen  dürfte. '-^^)  Denn  die  Regierung 
war,  seiner  Überzeugung  nach,  dem  Bauer  Erkenntlichkeit 
schuldig  und  schon  deshalb  verpflichtet,  die  Angelegenheit 
nicht  mehr  den  Ständen  zu  überlassen,  sondern  selbst  in 
die  Hand  zu  nehmen. ^i^j  Im  Staatsrat  drang  jedoch  Graf 
Hartig  bloiS  mit  dem  Antrage  durch,  daß  sich  die  kom- 
petenten Hofstellen  über  die  Art  und  Weise  äußern  sollten, 
wie  die  Verhandlung  über  Feststellung  des  Nutzeigentums 
und  Einführung  von  Grundbüchern  »einem  entsprechenden 
Ziele«   zugeleitet  werden  könnte. 2^^) 

Die  im  Auftrage  des  Kaisers  eingesetzte  Kommission  '^^  *) 
erachtete  es  für  angezeigt,  daß  man  die  galizischen  Landes- 
behörden mit  den  Erhebungen  betraue '^^^)  und  diejenigen 
Bestimmungen  sogleich  erlasse,  über  die  sich  ein  Sonder- 
komitee geeinigt  haben  werde.  Graf  Kolowrat  billig'te  diese 
Vorschläge  und  trat  zugleich  auch  dafür  ein,  daß  man  dem 
Landvolk  schon  jetzt  einige  Erleichterungen  in  den  Fron- 
diensten zugestehe.  2^^)" 

Ferner  war  die  Umwandlung  der  Naturalfrone  in  eine 
Geldleistung  und  Lohnarbeit  vorgeschlagen  und  der  Kaiser 
gebeten  worden,  sie  ohne  Aufschub  zu  v erfügen. '-^^")  Graf 
Kolowrat  machte  jedoch  gegen  eine  unverzügliche  kaiser- 
liche Entschließung  mancherlei  Bedenken  geltend.  Der 
Bauer,  so  meinte  er,  würde  sie  gewiß  als  »eine  Wirkung 
seines  kräftigen  Auflehnens«  ansehen  und  gar  bald  auch 
andere  Schuldigkeiten,  selbst  landesfürstliche  Steuern, 
drückend   und   unerschwinglich    finden    und    die  Befreiung 
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von  dieser  Last  durch  Trotz  zu  erzwingen  trachten.  Kolo- 
wrat  sprach  sich  daher  nochmals  für  die  Anwendung- 
»imposanter  Militärkräfte«  aus,  die  vorerst  Ruhe  und 
Ordnung  wiederherstellen  und  dem  Gesetze  sowohl  wie  den 
Behörden  Achtung  verschaffen  sollten.  Er  teilte  zwar  die 
Anschauung  der  übrigen  Kommissionsmitglieder,  wonach 
eine  Regelung  der  galizischen  Agrarverhältnisse  wohl  nicht 
ohne  Einfluß  auf  die  Nachbarprovinzen  bliebe;  er  hielt  es 
aber  für  kein  glückliches  Auskunftsmittel,  dieser  Möglich- 
keit durch  ein  kaiserliches  Kabinettschreiben  vorbeugen 
zu  wollen:  nicht  bloß  Böhmen,  Mähren  und  ein  Teil  von 
Niederösterreich,  auch  das  von  Slawen  bewohnte  nördliche 
Ungarn  harre  gespannt  der  Lösung  einer  großen  Frage; 
erfolge  sie,  so  müsse  auch  außerhalb  Galiziens  der  Wunsch 
nach  einer  gleichen  Maßregel  laut  werden.^i^)  Kolowrat 
empfahl  sonach,  daß  man  bis  zu  einer  endgültigen  Ent- 
scheidung ruhigere  Zeiten  abwarte  und  inzwischen  das 
Gutachten  der  galizischen  Landesregierung  einhole. 2' 9) 

Da  traf  Graf  Lazanzky  in  Wien  ein.  Unter  dem  noch 
frischen  Eindruck  seiner  Erlebnisse  während  einer  Inspektions- 
reise in  den  westlichen  Kreisen  der  Provinz  begründete 
er  die  Notwendigkeit  von  Maßregeln,  die  teils  augenblick- 
lich, teils  in  kürzester  Frist  zu  ergreifen  wären,  um  dem 
bedenklichen  Zustand  der  Dinge  ein  Ende  zu  machen.  Er 
sprach  sich  für  die  Anwendung  äußerster  Strenge  und  auch 
dafür  aus,  daß  man  sich  die  Lösung  der  Robotfrage  nicht 
»im  Sturme«  entreißen  lassen  solle.  Zweckmäßig  deuchte 
es  ihn,  dem  Bauer  auf  andere  Weise  den  Wahn  zu  be- 
nehmen, es  sei  die  Regierung  verpflichtet,  ihm  in  Erkennt- 
lichkeit für  seine  loyale  Haltung  völlige  Robotfreiheit  zu 
gewähren;  ein  halbjähriger  Steuernachlaß  erfüllte  wohl  den 
gleichen  Zweck.  Lazanzky  prophezeite,  daß  die  kommunisti- 
sche Gefahr  über  die  gesamte  Monarchie  hereinbrechen 
werde,  opfere  man  nicht,  um  sie  hintanzuhalten,  »einige 
hunderttausend  Gulden«,  wozu  allerdings  auch  die  übrigen 
Provinzen    beitragen  müßten.    Für  ebenso  unerläßlich  hielt 
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er  die  Herausgabe  eines  kaiserlichen  Manifestes,  das  den 
Untertanen  einige  Gnadenakte,  aber  im  Falle  fortgesetzter 
Robotverweigerung  das  Zwangsverfahren  in  Aussicht  stelle ; 
ferner  wünschte  er,  daß  dem  Bauer  nicht  alle  Hoffnung 
auf  eine  weitere  Erleichterung  seines  Loses  schwinde;  die 
Kundmachung  solle  daher  auch  ankündigen,  daß  sich  die 
Regierung  mit  dieser  Frage  beschäftige. 2'^^) 

Metternich  und  Kolowrat  pflichteten  dem  Grafen 
Lazanzky  in  allen  Punkten  bei^^ij^  nicht  so  Baron  Kübeck. 
Dieser  war  seit  jeher  ein  Gegner  »aller  schmeichelnden 
kleinlichen  Konzessionen«  und  ein  beredter  Anwalt  kräftiger 
legislatorischer  und  organischer  Maßregeln;  schon  deshalb 
verwarf  er  die  meisten  Vorschläge  des  galizischen  Guber- 
nialvizepräsidenten.  Er  riet  ferner  schon  aus  finanziellen 
Rücksichten  von  einem  Steuernachlaß  ab-^^)  und  machte 
zugleich  geltend,  daß  eine  derartige  Begünstigung  im 
übelsten  Sinne  gedeutet  werden  könnte.223)  Kübeck  stimmte 
auch  gegen  die  Herausgabe  eines  neuerlichen  Manifestes; 
denn  er  hielt  es  nicht  für  »staatsklug«,  den  Herrscher  in 
unmittelbare  Berührung  mit  dem  Landvolk  kommen  zu 
lassen,  wodurch  —  wenn  auch  unmittelbar  —  die  landesfürst- 
lichen Organe  verdächtigt  würden.  Ebenso  glaubte  Kübeck, 
die  Gewährung  »eines  allgemeinen  vagen  Versprechens« 
widerraten  zu  müssen,  das  ungemessene  Hoffnungen  zeitigen 
oder  bei  eingetretener  Enttäuschung  die  Person  des  Monarchen 
bloßstellen  könnte. 

Die  Staatskonferenz  billigte  einhellig  die  Vorschläge 
der  Kommission,  soweit  sie  die  Feststellung  des  Nutz- 
eigentums, die  Einführung  von  Grundbüchern  und  einige 
den  Fronpflichtigen  zu  gewährende  Erleichterungen  be- 
trafen. Was  jedoch  die  Umwandlung  der  Naturalfrone  in 
eine  Geldleistung  und  Lohnarbeit  anlangte,  erklärte  sich 
die  Mehrheit  der  Stimmen  für  das  Gutachten  Kolowrats. 
Denn  man  glaubte  annehmen  zu  dürfen,  daß  diese  Frage 
keineswegs  offen  bleiben,  vielmehr  zu  endgültiger  Ent- 
scheidung in  einem  Zeitpunkte  kommen  werde,  in  welchem 


ihre  Lösung-  auch  im  Hinblick  auf  die  übrigen  Teile  der 
]\[onarchie  erfolgen  müßte.--')  Bei  Erörterung  der  Maßregeln, 
zu  denen  Graf  Lazanzky  geraten  hatte,  lehnte  die  Staats- 
konferenz den  Vorschlag  ab,  einen  Steuernachlaß  zu  ge- 
währen; hingegen  unterbreitete  sie  dem  Monarchen  den 
Entwurf  eines  Patents,  das  am  13.  April  1846  die  kaiser- 
liche Sanktion  erhielt.^^.-i)  £5  stellte  dem  Bauer  im  Falle 
der  Unbotmäßigkeit  strenge  Strafen  in  Aussicht  und  er- 
mahnte ihn,  »mit  Ruhe  und  Vertrauen«  der  Anordnungen 
für  das  allgemeine  Wohl  gewärtig  zu  sein  und  sich  vor 
der  Hand  damit  zu  begnügen,  daß  man  schon  jetzt  die 
Bürde  seiner  Frondienste  durch  Beseitigung  der  ärgsten 
Mißbräuche  etwas  erleichtere  und  ihm  auch  gestatte,  seine 
Beschwerden  gegen  die  Grundobrigkeit  unmittelbar  beim 
Kreisamt  vorzubringen. ^'^'^) 

Inzwischen  hatte  Erzherzog  Ferdinand,  durch  die  Er- 
fahrung endlich  gewitzigt,  strenge  Strafen  über  die  unbot- 
mäßigen Bauern  verhängen  und  auch  das  standrechtliche 
Verfahren  verkünden  lassen. '^^7^  Somit  war  der  Untertan 
bereits  mürbe  gemacht,  als  das  kaiserliche  Patent  vom 
13.  April  erschien;  es  enttäuschte  ihn  gewaltig,  da  ersieh 
der  Hoffnung  hingegeben  hatte,  die  Robot  infolge  der 
letzten  Ereignisse  gänzlich  aufgehoben  zu  sehen.  Nur  die 
Furcht  vor  Strafe  und  die  Hoffnung,  es  würden  die  weiteren 
Zugeständnisse  wohl  ausgiebiger  sein,  spornten  ihn  zur 
Leistung  von  Diensten  an,  die  er  wegen  der  gespannten 
Beziehungen  zum  Gutsherrn  weit  mehr  denn  früher  als 
drückende  Last  empfand. ^2») 

Der  Erzherzog  aber  wollte  noch  beizeiten  der  Mög- 
lichkeit vorbeugen,  daß  die  Regierung  zuviel  gewähre  und 
schließlich  genötigt  sei,  den  übrigen  Provinzen  des  Reiches 
dasselbe  einzuräumen.  Er  bestritt  daher  in  einer  Denk- 
schrift229)  die  Notwendigkeit  einer  gänzlichen  Aufhebung 
des  Untertanenverbands  und  stellte  einige  Anträge,  die 
dasselbe  betrafen,  worüber  man  bereits  kraft  zweier  kaiser- 
licher Entschließungen  die   galizische  Landesregierung  zur 
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Erstattung  eines  Gutachtens  aufgefordert  hatte:  bessere 
Organisierung  der  ersten  Instanzen'-^^),  Erleichterung  in  den 
Urbarialschuldigkeiten23i),  Einführung  von  Grundbüchern 
und  Verleihung  freien  Nutzeigentums  an  den  Untertan. ^'^^^ 
Das  Schriftstück  gelangte,  von  Hartig  empfohlen,  an  den 
Obersten  Kanzler,  der  es  jedoch  nichts  weniger  als  bei- 
fällig aufnahm '-=^=^);  denn  es  offenbarte  ihm  den  schroffen 
Gegensatz  der  beiderseitigen  Meinungen  in  der  prinzipiellen 
Beurteilung  jener  Fragen  und  ein  völliges  Verkennen  des 
Umstandes,  daß  man  deren  Lösung  unter  dem  Eindrucke 
blutiger  Ereignisse  eingeleitet  hatte. '■^•^^)  Seit  den  Tagen 
der  Unruhen  war  wiederholt  die  Äußerung  getan  worden, 
daß  der  Statthalter  seiner  Aufgabe  nicht  gewachsen  sei 
und  daher  gehen  solle'-^^) ;  nun  aber  erschien  sein  Rücktritt 
unerläßlich,  da  sonst  an  eine  Durchführung  einschneidender 
Reformen  nicht  gedacht  werden  konnte.  Viele  Wochen 
verstrichen  indes,  bis  der  Erzherzog  den  schweren  Ent- 
schluß faßte  und  um  seine  Entlassung  bat^^*^);  diese  erfolgte 
am  2.  Juli   1846. 

Ferdinand  schied  mit  dex  Überzeugung  aus  dem  Staats- 
dienst, daß  die  Regierung  bei  Regelung  der  Untertansver- 
hältnisse gewiß  der  liberalen  Partei  Zugeständnisse  machen 
werde.  Den  Fürsten  Metternich  aber  beschlich  die  Furcht, 
es  könnte  sich  in  dem  russischen  Verbündeten  der  gleiche 
Argwohn  regen;  er  schrieb  daher  nach  Petersburg,  daß 
keine  Abkehr  von  der  bisherigen  Richtung,  vielmehr  eine 
billige  und  durch  die  Staatsraison  gebotene  Maßregel  be- 
absichtigt sei: 237^  nichts  anderes  plane  man  als  die  Zurück- 
nahme ständischer  Rechte,  denen  der  Erzherzog  in  allzu- 
großer Vertrauensseligkeit  seinen  Schutz  habe  angedeihen 
lassen.  238)  So  lenkte  die  österreichische  Regierung  in  die 
Bahn  Josefs  II.  ein,  und  zwar  aus  Gründen,  die  sich 
wesentlich  von  denen  der  damaligen  Politik  unterschieden ; 
denn  bei  Wiederaufnahme  der  unvollendet  gebliebenen 
Agrarreform  des  Volkskaisers  wurden  einzig  und  allein 
die  demokratischen  Ideen  in  Rechnung  gezogen.  Man  ver- 
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kannte  nicht  den  Eint1ul3,  den  sie  als  Fortschritt  der  Zeit 
auf  die  Geister  ausübten,  und  wollte  sie  verwerten,  inso- 
weit sie  im  Staatsinteresse  entwicklungsfähig  erschienen, 
um  sich  gleichsam  gegen  die  Auswüchse  der  Demokratie 
immun  zu  machen;  eben  deshalb  wurde  die  Forderung 
erhoben,  daß  die  Lösung  der  Agrarfrage  nicht  aufGalizien 
allein  beschränkt  bleibe,  sondern  für  die  ganze  Monarchie, 
mit  Einschluß  Ungarns  und  Siebenbürgens,  erfolge.  ^"^•') 
Diese  gute  Absicht  ging  jedoch  während  des  alten  Re- 
gimes nicht  in  Erfüllung. 


Der  Posten  eines  Statthalters  blieb  einstweilen  noch 
frei  und  es  wurde  auf  Antrag  Kolowrats  der  mährisch- 
schlesische  Landesgouverneur  Graf  Rudolf  Stadion  zum 
außerordentlichen  Hofkommissär  für  Galizien  ernannt '^•*^); 
er  kannte  die  Eigentümlichkeiten  des  slawischen  Volks- 
stammes und  besaß  Eigenschaften,  die  ihn  als  den  geeig- 
netsten Mann  zur  Übernahme  einer  wichtigen  Mission  er- 
scheinen ließen. '^^•)  Diese  bestand  in  Herstellung  eines 
dauerhaften  guten  Einvernehmens  zwischen  Grundherrn 
und  Untertan  und  in  Reform  der  Verwaltung,  wobei  die 
Hofkanzlei  durch  die  Koordinierung  Stadions  eine  Ent- 
lastung erfahren  sollte.-^-)  Der  Hofkommissär  hatte  ferner 
dem  Landvolk  den  Wahn  zu  benehmen,  es  sei  die  Robot 
ohne  eine  vollständige  Entschädigung  der  Dominien  auf- 
gehoben und  es  könnten  Erleichterungen  ertrotzt  werden. 
Der  Instruktionsentwurf  gründete  sich  auf  die  Bestim- 
mungen der  kaiserlichen  Resolutionen  vom  9.  März  und 
13.  April. '^^•')  Graf  Stadion  äußerte  jedoch  den  Wunsch, 
nur  die  notwendigsten  Maßregeln  ergreifen  und  alles  über- 
gehen zu  dürfen,  was  die  künftige  Einrichtung  Galiziens 
entscheidend  beeinflussen  oder  auf  die  übrigen  Provinzen 
der  Monarchie  wesentlich  einwirken  könnte.  Er  hielt  daher 
die    Aufhebung    der    Patrimonialgerichtsbarkeit   für    einen 
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gefährlichen  Schritt  und  empfahl  die  Schaffung  kreisämt- 
licher  Exposituren  und  einer  Gendarmerie  als  den  besten 
Ersatz  landesfürstlicher  erster  Instanzen,  gegen  die  er  auch 
finanzielle  Bedenken  geltend  machte.  2^-')  In  der  Robotfrage 
äußerte  Graf  Stadion  die  Anschauung,  man  solle  ruhigere 
Zeiten  abwarten  und  zunächst  einen  Übergang  vorbereiten, 
daher  unverzüglich  die  Anerkennung  des  Nutzeigentums 
des  Bauers  aussprechen,  die  Einführung  womöglich  ein- 
facher Grundbücher  anordnen  und  in  einem  kaiserlichen 
Patent  erklären,  daß  die  freiwillige  Ablösung  der  Fronen 
gestattet  sei-"*^);  entschieden  widerriet  er  eine  zwangs- 
gesetzliche Maßrege],  die  gewiß  einen  zweiten,  nicht  minder 
blutigen  Rückschlag  zur  Folge  hätte. ■-*^') 

Bei  Erörterung  dieser  Vorschläge  im  Staatsrat  wurde 
gegen  die  vorläufige  Errichtung  kreisämtlicher  Exposituren 
und  einer  Sicherheitswache  kein  Einspruch  erhoben;  in 
betreff  der  Verleihung  des  Nutzeigentums  jedoch  erachtete 
man  es  wegen  der  schwierigen  Rechtsverhältnisse  für  ge- 
boten, zunächst  den  Stand  des  untertänigen  Besitzes  genau 
bestimmen  zu  lassen.  Ebenso  hielt  man  in  der  Robotfrage 
daran  fest,  einstweilen  nichts  weiteres  zu  verfügen;  ihre 
Regelung  sollte  erst  nach  Genehmigung  der  Anträge  er- 
folgen, welche  die  Hofkanzlei  kraft  einer  kaiserlichen  Ent- 
schließung vom  26.  Mai  über  die  freiwillige  Ablösung  der 
Fron-  und  Zehentrechte  in  den  übrigen  Provinzen  des 
Reiches  zu  stellen  hatte. 2^^)  Die  Resolution  des  Monarchen 
lautete  im  Sinne  des  staatsrätlichen  Gutachtens,  wonach 
der  Instruktionsentwurf  einige  wesentliche  Abänderungen 
erfuhr. '■^^'^) 

Graf  Stadion  fand  bei  Antritt  seines  Postens  die  Ruhe 
im  Lande  nur  scheinbar  wieder  hergestellt;  Militär  und 
strenge  Maßregeln  erhielten  sie  aufrecht.  Gezwungen  kam 
der  Bauer  seinen  Verpflichtungen  nach  und  immer  ge- 
reizter wurde  seine  Stimmung  gegen  den  Grundherrn. 
Dieser  war  ebenfalls  erbittert,  weil  das  Patent  vom  13.  April 
sein   Einkommen    verkürzte    und    seinen    Einfluß    auf    den 
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Untertan  fast  gänzlich  beseitigte.  In  dem  langsamen  Gang 
der  Untersuchungen  und  Prozesse  sah  er  nicht  das  Streben 
nach  unparteiischer  Gerechtigkeit,  sondern  die  Scheu  vor 
tatkräftigem  Auftreten.  Selbst  im  Osten  der  Provinz  begann 
es  zu  gären;  einzelne  Gemeinden  verweigerten  die  Fron- 
dienste, während  der  Adel  dem  russischen  Nachbar  die 
größeren  obrigkeitlichen  .  Machtbefugnisse  neidete.  Die 
Feinde  der  Regierung  aber  ruhten  nicht  und  schürten  von 
neuem  die  allgemeine  Erregung.  Eine  dauernde  Beruhigung, 
so  hieß  es  in  den  Stimmungsberichten,  sei  nur  im  Falle 
baldiger  Ablösung  der  Robot  möglich. 

vStadion  blieb  trotzdem  bei  seiner  Meinung.  Er  hielt 
die  Robot  für  eine  naturgemäße  und  der  Arbeitskraft  des 
Bauers  entsprechende  Leistung;  nicht  sie,  sondern  die 
Höhe  und  ungleiche  Verteilung  der  Lasten  und  deren  Miß- 
verhältnis zum  Ertrage  der  pflichtigen  Grundstücke  sah  er 
als  die  eigentliche  Ursache  des  Übels  an.'^"*^)  Er  empfahl 
daher  zu  dessen  Behebung  die  schon  von  Kaiser  Josef  IL 
geplante  Regelung  der  Fronen  und  Giebigkeiten  nach 
Maßgabe  des  Bauernguts^'^^),  wobei  er  im  Hinblick  auf  die 
Landesverhältnisse  die  Hälfte  des  Reinertrages  als  Maß- 
stab der  untertänigen  Leistungen  vorschlug. ''^^')  Er  wollte 
es  ferner  den  einzelnen  Untertanen  und  auch  ganzen  Ge- 
meinden überlassen,  sich  innerhalb  einer  bestimmten  Frist 
entweder  für  die  früheren  oder  die  neugeregelten  Schuldig- 
keiten zu  entscheiden,  da  diese  nicht  jedem  als  die  leichtere 
Bürde  erscheinen  mußten. ^^^^ 

Graf  Stadion  bezweckte  mit  der  von  ihm  angeregten 
Reform,  die  einer  künftigen  Verfügung  über  Reluierung 
und  Ablösung  der  Robot  keineswegs  Vorgriff,  den  Aus- 
gleich der  Gegensätze  und  die  Erlösung  des  Landvolkes 
aus  trostloser  Verarmung.  Er  verschloß  sich  allerdings 
nicht  der  Einsicht,  man  werde  eines  Tages  die  Feudal- 
lasten überhaupt  abschaffen  müssen;  nur  wollte  er  vorerst 
die  Untertanen  sozial  emporheben  und  zu  rechtlichen 
Eigentümern    der  Grundstücke   machen,    die    sie    seit    den 
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letzten  Regierungsjahren  Josefs  II.  wohl  tatsächUch,  aber 
ohne  die  Befugnis  zu  eigen  hatten,  frei  damit  zu  schalten. -^^^j 
Stadion  riet  daher,  daß  man  die  bisherigen  Einschrän- 
kungen widerrufe 2s^),  demgemäß  auch  die  Dominien  von  der 
gesetzlichen  Unterstützungspflicht  losspreche^^^)  und  dem 
Bauer  unverzüglich  das  Verfügungsrecht  über  den  unein- 
gekauften  Rustikalgrund  mit  dem  Vorbehalte  einräume, 
daß  eine  Einschuldung  bloß  bis  zu  einem  Drittel  des  Wertes 
gestattet  sei;  er  äußerte  auch  den  Wunsch,  zunächst  die 
Grundherren,  das  heißt  dje  Stände,  einzuvernehmen. 

Der  Kaiser  verfügte  die  Einsetzung  einer  Kommission, 
die  unter  dem  Vorsitz  des  Grafen  Hartig  die  Anträge 
Stadions  zu  prüfen  hatte. •^•''^)  Sie  sprach  sich  für  die  Ver- 
leihung des  Nutzeigentums  aus,  die  sie  jedoch  nicht  von 
der  Zustimmung  der  Dominien  abhängig  machen  wollte'-^^^); 
sie  erklärte  ferner,  daß  die  Einschuldung  auch  bis  zu  zwei 
Dritteln  des  Wertes  erfolgen  könnte^^^j.  denn  die  wenigsten 
teilten  die  Befürchtung  Stadions,  es  würde  dadurch  gar 
bald  der  größte  Teil  der  Bauerngüter  in  Judenhände 
geraten. '^^^) 

Wesentliche  Meinungsunterschiede  ergaben  sich  bei 
Erörterung  der  Robotfrage.  Graf  Stadion  hatte  einen  Aus- 
gleich beabsichtigt,  als  er  die  Anerkennung  des  Nutzeigen- 
tums und  das  Erlöschen  der  obrigkeitlichen  Unterstützungs- 
pflicht in  Antrag  stellte;  ebenso  wollte  er,  daß  die  Herab- 
setzung der  Robot  durch  verbesserte  Arbeit  und  fest- 
gesetzte Leistung  aufgewogen  werde;  stillschweigend  über- 
ging er  daher  die  Entschädigungsfrage,  ^^o)  Der  Oberste 
Kanzler  hingegen  bejahte  sie.  ^ßi)  Er  nahm  den  3o7o  über- 
steigenden Ausfall  als  das  Maß  der  Vergütung  an,  die 
dem  Grundherrn  in  Form  einer  entsprechenden  jährlichen 
Rente  gewährt  werden  sollte.  Der  Präsident  der  Hof  kammer, 
Baron  Kübeck,  billigte  zwar  den  Plan  Stadions,  nur  wollte 
er  nicht,  daß  man  die  Finanzen  in  Mitleidenschaft  ziehe  262j; 
schon  deshalb  erklärte  er  sich  gegen  die  Entschädigung 
der  Dominien;    erfolgte    eine    solche,    dann    mußte,    seiner 
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Ansicht  nach,  die  Provinz  dafür  aufkommen.  ^'^S)  Graf 
Hartig,  der  auf  Seite  des  Obersten  Kanzlers  stand,  wollte 
der  österreichischen  Regierung  den  Vorwurf  ersparen, 
^da.ß  sie  rücksiclitslos  in  ein  von  ihr  bisher  anerkanntes 
Besitzrecht  eingreife  und  schon  a  priori  eine  jede  Möglich- 
keit billiger  Entschädigung  für  die  nunmehr  eintretende 
Beschränkung  ausschließe«'-^''^):  anderseits  leuchteten  ihm 
die  Gründe  ein,  die  Kübeck  gegen  eine  weitere  Belastung 
der  Finanzen  ins  Treffen  geführt  hatte,  weshalb  er  folgen- 
den Mittelweg  vorschlug:  man  .verfüge  unverzüglich  die 
Robotreduktion  und  gestatte  gleichzeitig,  daß  die  Frage, 
ob  und  wie  die  Entschädigung  der  Grundherren  aus 
Landesmitteln  stattzufinden  habe,  bei  den  Ständen  zur  Ver- 
handlung gelange;  nicht  der  Staat,  sondern  die  Provinz 
leiste  die  Vergütung;  die  Regelung  der  Robot  dürfe 
ferner  keine  Herabsetzung  der  Grundsteuerquote  zur  Folge 
haben  und  nur  in  der  Urbarialsteuer  behalte  man  sich 
einen  angemessenen  Ausgleich  vor.  Es  wurde  kein  Wider- 
spruch erhoben  und  auch  der  übrige  Teil  des  Stadion- 
schen  Planes  mit  unwesentlichen  Abänderungen  ange- 
nommen.'•^'^^) 

Hinsichtlich  der  Form,  in  welcher  die  zu  erlassenden 
Bestimmungen  veröffentlicht  werden  sollten,  stimmten 
sämtliche  Mitglieder  der  Kommission  für  die  Kund- 
machung durch  Kreisschreiben;  denn  man  hegte  Sorge, 
daß  ein  Patent  Aufsehen  und  »in  der  ganzen  Monarchie 
Hoffnungen  und  Wünsche  unter  den  Bauern«  erregen 
könnte,  »während  die  Zirkularien  in  Galizien  publiziert 
und  nicht   so  in  anderen  Provinzen    verbreitet  werden«. ^^ß) 

Graf  Hartig  entwarf  dem  Gutachten  der  Kommission 
gemäß  das  kaiserliche  Handschreiben.*^^')  Ein  Hinweis  auf 
die  Verhandlung,  welche  die  Erleichterung  und  Förderung 
der  Fronablösungen  in  den  übrigen  Provinzen  der  Mon- 
archie betraf,  fand  nicht  statt,  da  sie  die  Beschlüsse  hin- 
sichtlich Galiziens  schon  bei  ihrem  Erscheinen  zu  einem 
bloßen  Provisorium  gestempelt   hätte ^ß^);    denn    sie   sollten 
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die  gesetzliche  Grundlage  der  Robot  bilden,  an  der  es 
bisher  gebrach,  und  man  glaubte  auch  sicher  zu  sein,  daß 
es  in  Galizien  noch  lange  nicht  zu  einer  Ablösung  der 
untertänigen  Leistungen  kommen  werde.  Erwies  sich  aber 
eine  solche  als  notwendig  und  zugleich  möglich,  dann 
schlössen  die  Bestimmungen  sie  nicht  aus,  die  vor  der 
Hand  nur  mit  Rücksicht  auf  die  außergalizischen  Länder 
beabsichtigt  waren. '-^^''j 

Das  Protokoll  und  der  Entwurf  des  Handschreibens 
gelangten  an  die  Staatskonferenz,  die  sich  mit  sämtlichen 
Vorschlägen  Hartigs  einverstanden  erklärte.  »Sie  tragen  — 
so  hob  Kolowrat  in  seinem  Votum  lobend  hervor  —  das 
Gepräge  einer  versöhnenden,  die  streitigen  Interessen  aus- 
gleichenden Verfügung,  deren  Zielpunkt  kein  anderer  ist, 
als  den  Ackerbauer  Galiziens  auf  jene  Stufe  des  Wohlseins 
zu  erheben,  auf  welche  der  Untertan  in  Böhmen  und 
Mähren  durch  die  weisen  Gesetze  der  Vorfahren  Eurer 
Majestät  gestellt  worden  sind.«^'^^)  Am  12.  November  1846 
erfloß  die  kaiserliche  Entschließung,  die  Graf  vStadion  am 
25.  desselben  Monats  kundmachen  ließ. 2'^) 

Man  durfte  keineswegs  hoffen,  daß  die  neue  Maßregel 
begeisterten  Beifall  des  Bauers  finden  und  den  Adel  be- 
friedigen werde. '^^''^)  Schier  zehn  Monate  lang  hatte  der 
Untertan  erwartet,  daß  man  ihn  jeder  Schuldigkeit  ent- 
heben werde;  nun  erfuhr  er,  daß  der  Kaiser  zwar  deren 
Erleichterung,  aber  zugleich  die  Aufrechthaltung  der  Geld- 
zinse,  Getreideschüttungen  und  anderer  Leistungen  an- 
geordnet habe,  die  manchem  Untertan  schwerer  fielen  als 
die  reduzierte  Robot.  Weitere  Gründe  der  Unzufriedenheit 
waren:  die  zwangsweise  Ausmessung  der  Arbeit  nach  einem 
bestimmten  Tagwerk;  das  Verfahren  bei  Festsetzung  der 
Schuldigkeiten ;  die  Ungleichheiten,  die  sich  aus  der 
Klasseneinteilung  ergaben;  die  Ausschließung  der  Klein- 
häusler und  Inleute  von  jeder  Erleichterung;  die  Sorge 
vor  einer  Erhöhung  der  Steuer;  die  Ungewißheit,  ob  nach 
Beendigung  der  Verhandlungen  die  angekündigte  Erleichte- 
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rung-  auch  wirklich  eintreten  werde.  Die  Einräumung  des 
Nutzeig-entums  und  die  damit  verknüpften  Rechtswohltaten 
brachten  keinen  sonderlichen  Eindruck  hervor.  Der  Bauer 
war  enttäuscht  und  die  Kreisämter  vermißten  den  früheren 
blinden  Gehorsam;  oft  genug  mußten  sie  widerspenstige 
Gemeinden  mit  Hilfe  des  Militärs  .zur  Robotpflicht  ver- 
halten. 

Der  Adel  hingegen  sah  in  der  Regulierung  eine  Be- 
günstigung der  Untertanen  und  einen  gewaltsamen  Eingriif 
in  seine  Eigentumsrechte.  Die  Höhe  des  Verlustes,  die 
Verminderung  der  Zugrobot,  die  Ungleichheit  in  den  Er- 
gebnissen der  Regulierung,  die  Mangelhaftigkeit  der  Steuer- 
operate  von  1789  und  1820,  der  Umstand,  daß  man  weder 
die  Gegenleistungen  einzelner  Herrschaften  an  die  Unter- 
tanen, noch  bei  Bestimmung  der  Robotschuldigkeit  die 
Nebenabgaben  der  Bauern  berücksichtigt  hatte  ^^3^^  (^\q^ 
alles  schmälerte  das  Einkommen  des  Adels  und  man  ver- 
sagte ihm  dennoch  die  volle  Entschädigung  und  stellte 
ihm  bloß  einen  teilweisen  und  dabei  sehr  zweifelhaften  Er- 
satz in  Aussicht. 

Graf  Stadion  hielt  es  für  eine  verlorene  Mühe,  den 
Adel  jemals  umzustimmen,  und  es  handelte  sich  nach  seiner 
Überzeugung  bloß  darum,  »ihn  unschädlich  zu  machen«, 
indem  man  ihm  das  Vorrecht  entziehe,  von  der  Militär- 
dienstpflicht befreit  zu  sein,  und  die  Teilung  landtäflicher 
Güter  beschränke.  274)  Das  Landesprä.sidium  brach  gleich- 
falls über  den  Adel  den  Stab  und  führte  die  Annäherungs- 
versuche, die  hie  und  da  stattfanden,  auf  die  Absicht  der 
Grundherren  zurück,  die  Urbarialregulierung  entweder  zu 
hintertreiben  oder  mindestens  zu  verzögern.  In  diesem 
Sinne  deutete  man  auch  eine  mit  zahlreichen  Unterschriften 
versehene  Eingabe  der  Grundherren,  in  der  jene  Reform 
zwar  als  notwendig  und  gerecht  anerkannt,  aber  zugleich 
auf  ihre  Mängel  hingewiesen  wurde.  Die  Edelleute  er- 
klärten sich  bereit,  zur  Beseitigung  der  Übelstände  mit- 
zuwirken,   weshalb  sie  den  Kaiser  baten,    daß  er  entweder 
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einen  außerordentlichen  Landtag  einberufe  oder  einer  ab- 
zusendenden Deputation  Zutritt  gewähre.-"'^)  Der  Gubernial- 
präsident  leitete  diese  Eingabe  mit  der  dringenden  Auf- 
forderung an  den  Obersten  Kanzler,  eine  abschlägige  Ant- 
wort zu  erteilen,  da  selbst  das  kleinste  Zugeständnis  die 
Ruhe  der  Provinz  von  neuem  gefährden  würde. '-''^) 

Anders  dachte  Graf  Inzaghi,  der  sich  keineswegs  ver- 
hehlte, daß  die  Reform  viele  und  große  Gebrechen  auf- 
weise.'^^^)  Um  sie  nicht  länger  und  bis  zur  Vollendung 
■des  stabilen  Katasters  hinauszuschieben,  war  trotz  seinen 
Mängeln  der  provisorische  Kataster  zum  Maßstab  des 
Grundertrages  genommen  worden;  der  Oberste  Kanzler 
hatte  sich,  allerdings  unter  einem  gewissen  Vorbehaltet'^) 
und  in  der  Erwartung  damit  einverstanden  erklärt,  daß  bei 
Durchführung  der  Regulierung  ein  Ausgleich  der  Unzu- 
kömmlichkeiten stattfinden  werde.  Er  vermißte  einen  solchen, 
ladelte  die  Klasseneinteilung ^^^^  und  kam  nochmals  auf  die 
Entschädigungsfrage  zurück:  er  bezeichnete  es  als  krasse 
Ungerechtigkeit,  daß  man  den  Grundherren  die  entfallende 
Robot '■^^^),  also  einen  Teil  ihres  Vermögens  nicht  ersetzen 
wolle,  das  doch  nach  österreichischem  Privatrecht  selbst 
zu  öffentlichen  Zwecken  und  zum  allgemeinen  Wohle  nicht 
ohne  Entschädigung  des  Eigentümers  eingezogen  werden 
dürfe.  Graf  Inzaghi  fand  daher  die  Eingabe  der  Grund- 
herren billig  und  zulässig  und  sogar  im  Interesse  der 
Regierung  einer  Beachtung  wert;  nur  schlug  er  vor  — 
•da  ihm  weder  die  Einberufung  eines  Landtags,  noch  die 
Entsendung  einer  Deputation  ratsam  erschien  — ,  daß  ein 
Komitee  der  Kofkanzlei  den  Gegenstand,  und  zwar  mit 
Zuziehung  einiger  Kreishauptleute  und  Gutsbesitzer,  er- 
örtern und  andere  Mittel  zur  Erleichterung  der  Unter- 
tanen beantragen  sollte  2S1);  das  Landespräsidium  müßte  die 
Richtigstellung  der  Ergebnisse  der  den  Dominien  über- 
tragenen Aufnahme  der  untertänigen  Grundstücke  bis  zu 
dem  Zeitpunkt  aufschieben,  wo  die  kaiserliche  Resolution 
über  die  Komiteebeschlüsse  erflossen  sei.^^^) 


Der  beliebte  Grundsatz,  »es  muß  etwas  geschehen«, 
war  befolgt,  aber  leider  —  wie  es  sich  zeigte  —  der  rich- 
tige Weg  nicht  eingeschlagen  worden.  Diese  Erkenntnis 
äußerte  sich  zunächst  in  Klagen  gegen  den  Obersten 
Kanzler.  Am  meisten  erbost  war  Graf  Hartig,  der  an 
Kolowrat  schrieb,  daß  in  der  peinlichen  Robotsache  vor 
allem  »ein  geregeltes  Geschäftsverfahren«  nottue;  es  gehe 
nicht  mehr  an,  daß  Graf  Inzaghi  sie  präsidialiter  behandle. ''^^^) 
Den  Ausführungen  Hartigs  gemäß  stellte  Graf  Kolowrat 
zwei  Anträge,  die  der  Kaiser  am  3.  und  6.  März  1847  ge- 
nehmigte: fortan  mußten  sämtliche  Stücke,  die  Galizien 
und  Krakau  betrafen,  an  die  Staatskonferenz  geleitet  und 
dort  einem  engeren  Komitee  zugewiesen  werden,  dessen 
Vota  sodann  bei  den  übrigen  Mitgliedern  der  Staatskonferenz 
zu  zirkulieren  hatten;  ebenso  erfolgte  für  dieselben  Agen- 
den die  Einsetzung  einer  permanenten  Kommission  bei  der 
Hofkanzlei.'^^-»} 

Als  erstes  Geschäftsstück  wurde  dem  engeren  Aus- 
schuß der  Staatskonferenz  das  Referat  des  Obersten  Kanz- 
lers übergeben.  Einstimmig  wurde  als  unzulässig  erkannt, 
dem  Ersuchen  der  Edelleute  in  der  von  Inzaghi  vorge- 
schlagenen Weise  zu  willfahren,  und  ausdrücklich  erklärt, 
daß  die  Aufrechthaltung  der  kaiserlichen  Entschließung 
»in  ihrer  Grundmaxime« '-^^)  eine  »Ehrensache«  der  Re- 
gierung und  eine  politische  Notwendigkeit  sei.  Immerhin  ver- 
schloß sich  das  Komitee  nicht  der  Einsicht,  daß  gewisse^ 
jedoch  nicht  einschneidende  Zugeständnisse,  nämlich  die 
Aufhebung  der  Klasseneinteilung  und  der  Verpflichtung 
zur  Wahl  zwischen  den  früheren  und  den  regulierten 
Schuldigkeiten  2^^),  sowie  eine  Abänderung  der  Bestimmun- 
gen über  Zugrobot 2^^)  und  Kleingaben  ^88)  erfolgen  müßten. 
Ferner  wurde  auf  die  Eigentümlichkeit  der  galizischen 
Urbarialverhältnisse  hingewiesen,  wonach  die  Schuldig- 
keiten nicht  ausschließlich  als  Äquivalente  für  die  Über- 
lassung der  obrigkeitlichen  Grundstücke .  angesehen  werden 
durften;  es  war  zwischen  der  privatrechtlichen  Leistung 
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für  den  Genuß  des  untertänigen  Grundbesitzes  und  einer 
öffentlichen  Abgabe,  also  einer  Gebühr  zur  Bestreitung 
des  obrigkeitlichen  Aufwands  für  öffentliche  Zwecke 2^^)  zu 
unterscheiden.-^*']  Es  wurde  daher  beantragt,  daß  man  den 
Untertanen  diesen  zweiten  Teil  der  Schuldigkeit'^'-^'),  den 
Grundherrschaften  aber  die  entsprechenden  Verpflichtungen 
erlasse -'^■^)  und  diese  Verfügungen  nicht  unverzüglich  treffe, 
sondern  vorerst  das  Gutachten  der  Landesbehörde  einhole. 

Am  17.  April  1847  erfloß,  diesen  Vorschlägen  des 
Konferenzkomitees  gemäß,  die  kaiserliche  Entschließung ^'-^^j, 
die  sich  von  der  früheren  hauptsächlich  darin  unterschied, 
daß  sie  die  Frage  offen  ließ,  wie  die  künftige  Robotschul- 
digkeit auf  die  einzelnen  untertänigen  Grundbesitzer  um- 
gelegt werden  sollte.-^') 

Inzwischen  hatten  auch  andere  Dominien  Beschwerde 
gegen  die  Robotregulierung  erhoben  und  um  deren  Ver- 
schiebung bis  zur  Vollendung  des  stabilen  Katasters  ge- 
beten.2^'^)  Ebenso  äußerte  Erzherzog  Karl  »als  Glied  der 
regierenden  Familie  und  Grundherr  in  Galizien«  freimütig 
seine  Meinung  über  die  Mängel  der  Reform  ^^ß);  er  hielt 
es  für  ein  Gebot  der  Notwendigkeit,  daß  man  die  Durch- 
führung der  Maßregel  aufschiebe  und  die  zwangsweise 
Ablösung  der  Fronen  und  Giebigkeiten  ins  Auge  fasse 2^"), 
da  nur  sie  »den  Anlaß  zum  Bauernkriege«  beseitigen 
könnte. 

Dieselbe  Maßregel  war  schon  früher  empfohlen  wor- 
den^^s^  und  nun  bedauerte  es  so  mancher,  daß  man  sie 
fallen  gelassen  hatte. 2^9)  Von  allen  Seiten  bestürmt,  wollte 
man  sich  dennoch  nicht  zur  Umkehr  entschließen;  spötti- 
scher Tadel  traf  die  Hofkanzlei,  die  den  Antrag  des  Lan- 
desguberniums  befürwortete,  das  in  den  übrigen  Provinzen 
bereits  kundgemachte  Dekret  vom  18.  Dezember  1846  ohne 
Verzug  und  mit  einigen  unwesentlichen  Abweichungen  auch 
auf  Galizien  und  die  Bukowina  auszudehnen. ^ö<^)  Während 
Graf  Hartig  in  seinem  Votum  voll  beißender  Ironie  der 
Hofkanzlei    etwas    am    Zeuge    flicken    wollte  2^^),    bemerkte 
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Fürst  Mettcrnich  mißfällig-,  daß  sie  die  jeweilige  »Lieblings- 
idee« des  galizischen  Guberniums  sich  stets  zu  eigen  mache 
und  dabei  die  gegebenen  Verhältnisse  nicht  in  Erwägung 
ziehe,  weshalb  derartige  Pläne  füglich  scheitern  müfiten. 
>  Höchst  gefahrvoll  ist  es  aber  —  mit  diesen  Worten  schloß 
er  seinen  Tadel  — ,  wenn  die  Berichtigung  solcher  Wag- 
nisse dem  höchsten  Regierungszentrum  vorbehalten  bleibt!« 
Der  Vorschlag  der  Hofkanzlei  wurde  einstimmig  abgelehnt 
und  eine  kaiserliche  Entschließung  erwirkt,  kraft  deren  die 
Ablösung  der  Eronen  und  Zehentschuldigkeiten  erst  nach 
erfolgter  Urbarialregulierung  in  Angriff  zu  nehmen  war.-^'*'^) 
Auch  das  Verhalten  des  galizischen  Guberniums  war 
einer  Kritik  unterzogen  worden;  diese  lautete  noch  stren- 
ger, als  die  Regierung  den  Kreisberichten  entnahm,  daß 
man  sie  falsch  informiert  und  zu  Bestimmungen  verleitet 
habe'^^*^),  die  nun  eine  Berichtigung  und  Ergänzung  der 
kaiserlichen  Resolution  vom   17.  April  erheischten.^^-*) 

Schon  zu  wiederholten  Malen  und  von  verschiedenen 
Seiten  war  es  als  eine  dringende  Notwendigkeit  hingestellt 
worden,  dem  bisherigen  Provisorium  ein  Ende  zu  machen 
und  die  Leitung  der  Provinz  in  kräftige  Hände  zu  legen. ^osy 
Nach  langwierigen  Beratungen  ^^♦^j  erfolgte  am  21.  April 
die  Ernennung  des  Grafen  Eranz  Stadion  zum  Statthalter 
von  Galizien.'^^')  Der  Oberste  Kanzler  zollte  ihm  das  höchste 
Lob:  er  gelte  als  hervorragende  Arbeitskraft,  kenne  die 
Provinz  und  ihre  Einrichtungen  aus  eigener  Anschauung *'^*), 
»sei  im  Besitze  einer  Herrschaft  daselbst  gewesen «(!)  und 
berechtige  zu  der  Erwartung,  »daß  es  ihm  gelingen  werde, 
eine  Verschmelzung  dieses  Landes  mit  den  übrigen  Teilen 
der  Monarchie  in  den  Interessen  und  Gesinnungen  seiner 
Bevölkerung  zu  bewirken«.  Die  Ernennung,  ja  selbst  die 
neuerliche  bloß  provisorische  Verwendung  seines  Bruders 
Rudolf  bis  zur  Durchführung  der  Urbarialregulierung  wäre 
zwar  den  meisten  Mitgliedern  der  Staatskonferenz  weitaus 
lieber  gewesen  3'^^);    denn  sie  kannten  den  Gouverneur  des 
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Küstenlandes  als  den  erbittertsten  Gegner  des  herrschenden 
Regimes.  Das  eine  sowohl  wie  das  andere  unterblieb  je- 
doch, weil  sich  der  Monarch  auf  Veranlassung  Inzaghis 
gegen  ein  weiteres  Interim  und  bereits  für  die  Berufung 
Franz  Stadions  entschieden  hatte. 

Wie  sehr  es  diesem  ernst  war,  in  dem  entlegenen 
Winkel  der  Monarchie  gründlich  aufzuräumen  und  den- 
noch in  versöhnlichem  Sinne  zu  wirken,  erhellte  aus  zwei 
Denkschriften,  die  er  dem  Kaiser  am  27.  Mai  unter- 
breitete.^'^) Er  schilderte  darin  die  trostlose  Lage  der  Pro- 
vinz, die  Ohnmacht  und  Zerfahrenheit  der  Behörden.  Er 
hielt  »ein  ruhiges  Regieren«  für  ein  Ding  der  Unmöglich- 
keit, so  lang  die  Hetzer  und  Wühler  noch  im  Lande 
weilten;  er  beantragte  daher,  um  nicht  durch  Erschießen 
oder  Hängen  Märtyrer  zu  schaffen,  die  Ausweisung  der 
Unruhstifter:  »Algier,  Amerika  —  so  meinte  Stadion  — 
dürfte  für  solche  Leute  Raum  bieten.«  Anderseits  empfahl 
er  die  Begnadigung  der  zahlreichen  Häftlinge ^^^),  damit 
endlich  der  bange  Zweifel  über  deren  ferneres  Schicksal 
sowohl  wie  die  allgemeine  Erbitterung  über  ein  vermeint- 
liches Unrecht  schwinde  und  die  Regierung  durch  einen 
Akt  der  Großmut  ihre  Stellung  kräftige.  Stadion  wies 
ferner  darauf  hin,  daß  die  politische  Verwaltung  Galiziens 
»desorganisiert«  und  der  Einfluß  der  Beamten  groß  und 
unheilvoll  sei;  er  wünschte  daher  —  wohl  veranlaßt  hiezu 
durch  die  Adelspartei  —  eine  Erweiterung  seines  Wirkungs- 
kreises in  der  Weise,  daß  er  unbotmäßige  und  schädlich 
oder  nicht  entsprechend  wirkende  Beamte  schneller  als  auf 
dem  bisher  gesetzlichen  Wege  versetzen  oder  ihres  Dienstes 
entheben  könnte.^^^) 

Das  Komitee,  welches  die  Denkschriften  Stadions  zu 
prüfen  hatte^^^),  erklärte  sich  gegen  die  zwei  ersten  An- 
träge: der  eine  widersprach  dem  Auswanderungspatent, 
wonach  man  Inländer  nicht  ausweisen  durfte  ■•^^^);  der  andere 
wurde  mit  Berufung  auf  die  zu  erlassenden  Organisierungs- 
maßregeln abgelehnt  und  bloß  der  dritte  gebilligt.^'^)  In  der 
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Kommission,  der  er  zug-ezogen  wurde,  brachte  Stadion  auch 
die  Urbarialreg-ulierung-  zur  Sprache  ^^'') ;  er  empfahl  aus  Billig- 
keitsrücksichten den  gemeindeweisen  Abzug  des  Katastral- 
wertes  der  Kleingaben. •^^')  Man  fand  dagegen  nichts  einzuwen- 
den und  meinte  sogar,  daß  wStadion  unter  gewissen  Bedingun- 
gen ermächtigt  werden  könnte,  in  diesem  Sinne  vorzugehen. 3^*) 
Nachträglich  stieg  aber  dem  Grafen  Hartig  das  Bedenken 
auf,  ob  es  denn  angehe,  daß  man  neuerdings  die  früheren 
kaiserlichen  Entschließungen  umstoße  2^^),  die  Grundlage 
der  Regulierung  ändere  und  dadurch  die  Behörden  so- 
wohl wie  die  Dominien  und  Gemeinden  vollends  irre 
mache.  Er  bestritt  auch,  daß  jene  Proposition  »das  Ge- 
schäft« beschleunigen  würde,  hielt  vielmehr  das  Gegenteil 
für  gewiß  ^■^'^);  vornehmlich  deshalb  bat  er  den  Kaiser,  sie 
fallen  zu  lassen,  obwohl  er  sich  sagen  mußte,  daß  sie  billig 
und  gerecht  sei.  Durften  doch,  wie  es  in  seinem  Votum 
hieß,  >bei  der  im  Zuge  begriffenen  Robotregulierung  in 
Galizien  die  Ansprüche  der  Gerechtigkeit  überhaupt  nicht 
auf  der  Goldwage  abzuwägen  sein;  denn  die  ganze  Maß- 
regel ist  nicht  aus  Forderungen  des  Rechtes,  sondern  aus 
der  Erkenntnis  politischer  Opportunität  hervorgegangen, 
in  welch  letzterer  Beziehung  die  möglichste  Be- 
schleunigung des  Resultates  die  absolute  Bedingung 
zur  Erreichung  des  Zweckes  ist  und  daher  alles,  was  die 
Sache  verzögert,  vermieden  werden  soU«^'-^).  Nichts  konnte 
die  Regierung  trefflicher  kennzeichnen  als  dieser  Aus- 
spruch, mit  dem  Graf  Hartig  unbewußt  auch  das  Ver- 
dammungsurteil über  das  geplante  Reformwerk  gefällt 
hatte. 

Der  Kaiser  entschied  den  Komiteebeschlüssen  und 
dem  Nachtragsvotum  des  Grafen  Hartig  gemäß  ^22j  ^^d 
beauftragte  Stadion,  »ohne  Verzug«  seinen  neuen  Posten 
anzutreten.  Dem  neuen  Statthalter  konnte  bereits  bei  seiner 
Ankunft  in  Lemberg^^aj  (jas  Kommissionsreferat  über  die 
Urbarialregulierung  vorgelegt  werden. ^^4^  Es  enthielt  fol- 
gende   Bestimmungen:    Aufhebung    der   Klasseneinteilung 
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und  Umlegung  der  nach  der  Grundsteuer  zu  ermittelnden 
Robot  auf  jeden  Rustikalgrundbesitzer  im  Verhältnis  seiner 
individuellen  Steuerschuldigkeit  •^'-•"^) ;  Eintritt  der  Zugrobot 
bei  einer  noch  geringeren  als  der  von  Rudolf  Stadion  fest- 
gesetzten Steuer •'■'^'*);  Verpflichtung  zur  Wahl  zwischen  den 
alten  und  neuen  Schuldigkeiten  ^27j.  Umwandlung  der  Klein- 
gaben in  Frone  durch  freiwilliges  Übereinkommen. 

Die  ständischen  Mitglieder  der  Kommission  hatten 
einen  anderen  Modus  der  Robotbemessung,  und  zwar 
nur  deshalb  vorgeschlagen,  um  die  Durchführung  der 
Reform  ins  Endlose  zu  verzögern. ^^s^  Immerhin  fand  ihn 
Graf  Stadion  der  Beachtung-  wert;  er  wandte  sich  an 
die  Kreishauptleute,  denen  er  zugleich  mitteilte,  wie  die 
Sache  am  besten  beschleunigt  und  vereinfacht  werden 
könnte. ^2üj  Sämtliche  Kreishauptleute  billigten  das  vom 
Statthalter  empfohlene  Verfahren,  das  im  August  1847 
>im  Prinzip  für  ausführbar  und  rätlich«  erklärt  und  somit 
sein  Vollzug  zum  Beschluß  erhoben  wurde.  ^'■^^)  Zu  ganz  ent- 
gegengesetzten Anschauungen  jedoch  bekannten  sich  einige 
Grundherren,  die  über  dieselbe  Frage  zwei  Denkschriften 
eingeschickt  hatten. ^^i) 

Ratlosigkeit  bemächtigte  sich  des  Guberniums,  das 
gleich  der  Wiener  Regierung  unentschlossen  hin  und  her 
schwankte.  Graf  Stadion  wartete  bloß  die  Ankunft  des 
neuernannten  zweiten  Gubernialpräsidenten^'^^)  ab,  um  den 
Gegenstand  wiederum  in  Erwägung  zu  ziehen.  Das  Ergebnis 
dieser  Konferenz,  die  am  20.  September  stattfand,  war  die 
Rückkehr  zu  dem  Beschluß  der  Kommission  vom  16.  Juni^^^), 
deren  übrige  Vorschläge  gleichfalls  zur  Annahme  gelangten. 
Das  Gubernialreferat  hatte  noch  zwei  Leidensstationen  zu 
passieren:  das  Hofkanzleikomitee  und  die  Staatskonferenz. 
Hofrat  Zaleski  äußerte  einige  Bedenken,  vor  allem  sein 
lebhaftes  Bedauern,  daß  man  nicht,  um  den  vielfachen 
Schwierigkeiten  zu  entgehen,  den  ursprünglichen  Plan 
gänzlicher  Ablösung  der  Robot  wieder  aufgegriffen  habe; 
nun  erübrige  nichts  als  die  Billigung  sämtlicher  Vorschläge. 
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Diesem  Votum  pflichteten  die  übrigen  Stimmen  bei.  Auch 
das  Komitee  der  Staatskonferenz  empfahl  die  Annahme, 
mit  dem  Zusatz  jedocli,  man  solle  den  Gemeinden  das  Recht 
einräumen,  sich  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  nach- 
träg-lich  für  eine  andere  Verteilungsart  der  Robotschuldig- 
keiten zu  entscheiden. •'•*^)  Der  Monarch  resolvierte  in  diesem 
Sinne  und  Graf  Stadion  erhielt,  einer  Anregung  Hartigs 
gemäß,  die  Weisung,  einen  Patententwurf  vorzulegen,  »da- 
mit —  so  heiOt  es  in  der  kaiserlichen  Entschließung  — 
dem  Untertan  kein  Zweifel  gestattet  bleibe,  daß  diese  Be- 
stimmungen wirklich  Mein  Wille  seien.« 2^^) 

Ein  tüchtiger  Anlauf,  dann  Unentschlossenheit  und 
schHeßUch  eine  halbe  Maßregel  —  das  kennzeichnet  die 
Haltung  der  Regierung  nicht  bloß  in  der  Robotfrage, 
sondern  auch  in  der  Gerichtsreform.  Wohl  hatte  der  Hof- 
kommissär Graf  Rudolf  Stadion  einiges  verfügt,  um  der 
Anarchie  zu  steuern,  die  in  der  Rechtspflege  eingerissen 
war:  die  Verbesserung  der  Stellung  der  Mandatare,  denen 
die  obrigkeitliche  Amtsverwaltung  oblag '^'^^) ;  die  Errichtung 
einer  landesfürstlichen  Sicherheitswache -^^"j;  die  Vermehrung 
des  Personals  der  Kreisämter,  deren  Arbeitsgebiet  sich 
infolge  des  Umstandes  stetig  erweiterte,  daß  sie  die  Unter- 
tansbeschwerden fortan  mit  Umgehung  der  Dominien  er- 
ledigen mußten,  und  die  kreisämtliche  Bestätigung  der 
Ortsrichter,  wodurch  man  die  Gemeinden  vollends  dem 
grundherrlichen  Einflüsse  entzog. '^^^)  Landesfürstliche  erste 
Instanzen  jedoch  wurden  nicht  ins  Leben  gerufen,  obwohl 
das  Gegenteil  schon  grundsätzlich  entschieden  war.-^^^)  Graf 
Rudolf  Stadion  hatte  bloß  im  Sinne  seiner  Instruktionen^^^) 
die  Bestellung  von  Kreiskommissären  und  Exposituren  als 
einen  Ersatz  jener  Institution  angeordnet^*'),  deren  Errich- 
tung übrigens  den  Widerruf  einer  Bestimmung  des  Patents 
vom  13.  April  1846  bedingt  hätte,  wonach  die  Kreisämter 
als  erste  Instanz  in  Urbarialangelegenheiten  entscheiden 
mußten.  Graf  Rudolf  wStadion    gab  auch  zu  bedenken,   daß 
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die  Aufhebung-  der  Patrimonialgerichtsbarkeit  eine 
»moralische«  Wirkung-  auf  die  übrigen  Provinzen  ausüben 
und  die  Finanzen  stark  belasten  würde/^^^)  Allerdings  sah 
er  ein,  daß  für  eine  bessere  Pflege  der  Justiz  »etwas  ge- 
schehen« müßte;  denn  die  Verfügung  über  Regelung  des 
Mandatariatswesens  war,  wie  er  ge^stand,  »nur  eine  durch 
die  momentanen  Bedürfnisse  der  Zeit  und  des  Landes 
hervorgerufene  Palliativmaßregel«.  Er  nahm  sich  daher 
eine  frühere  kaiserliche  Entschließung  zur  Richtschnur, 
wonach  an  der  Patrimonialgerichtsbarkeit  nicht  gerüttelt 
werden  durfte  und  nur  für  ihre  bessere  Verwaltung  zu 
sorgen  war.^^-*^)  Um  diesen  beiden  Forderungen  zu  ent- 
sprechen, beantragte  er  einerseits  die  Organisierung  obrig- 
keitlicher Wirtschaftsämter^-^^)  und  anderseits  die  Einfüh- 
rung unabhängiger,  von  der  Regierung  bestellter  Justiziäre, 
denen  in  jedem  Kreis  ein  »Landrat«  präsidiere,  und  die 
Übertragung  der  Jurisdiktion  der  Landrechte  auf  Kreis- 
gerichte^-*^),  denen  auch  die  Streitsachen  zwischen  Dominien 
und  Untertanen  zuzuweisen  wären. ^^") 

Die  Kommission,  die  über  diese  Anträge  ihre  Meinung 
abzugeben  hatte^^'),  empfahl  dem  Monarchen,  daß  er  die 
beteiligten  Hofstellen  zur  Äußerung  auffordere  und  ihnen 
die  Hauptpunkte  der  künftigen  Errichtung  erster  Instanzen 
andeute,  ehe  die  Staatskonferenz  die  Eingabe  des  Hof- 
kommissärs in  allen  ihren  Einzelheiten  prüfe  und  erörtere. ^^^) 
Diesem  Votum  und  den  weiteren  Ausführungen  der  Kom- 
mission gemäß  entwarf  Graf  Kolowrat  folgende  Normen: 
Ernennung  von  je  acht  bis  zehn  Justiziären  auf  dem  flachen 
Land  für  jeden  Kreis,  die  in  Bagatellsachen  entscheiden 
sollten^^^);  Bestellung  der  Magistrate  der  Stadt-  und  Markt- 
gemeinden zu  Justizämtern^^^);  vereinigte  Zivil-  und 
Kriminalkreisgerichte  statt  der  bisherigen  Landrechte  und 
Kriminalgerichte  und  zugleich  als  zweite  Instanz  in  den 
von  den  Justiziären  erledigten  Rechissachen^^^^);  konzen- 
trierte Distriktsobrigkeiten  für  die  politische  Verwaltung 
und  die  Steuereinhebung.  ^'-^ 2^ 
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Der  Kaiser  genehmigte  diese  Bestimmungen,  welche 
die  Grundlage  der  Organisierung  erster  politischer  und 
gerichtlicher  Instanzen  bilden  und  worüber  die  Hofstellen 
eingehende  Vorschläge  erstatten  sollten. ''^^)  Er  genehmigte 
ferner  die  von  Rudolf  Stadion  in  Ansehung  der  Mandatare 
und  Ortsrichter  getroffenen  Maßregeln  und  ließ  einer  An- 
regung Hartigs  zufolge  die  Frage  in  Erwägung  ziehen,  »ob 
dem  in  Galizien  weit  gefährlicher  als  anderswo  einge- 
tretenen Mißbrauche  der  Patrimonialgewalt  auch  für  die 
Zukunft  durch  diese  oder  etwa  sonstige  Verfügungen  vor- 
gebeugt werden  könne «.'^•*^) 

Am  I.  Juli  1847  wurden  die  Gutachten  des  galizischen 
Hofkanzleikomitees  und  der  Hofstellen  nach  Lemberg  ge- 
schickt.•^^•^)  Sie  blieben  dort  unerledigt  liegen,  obwohl  Franz 
Stadion  selbst,  während  seiner  Anwesenheit  in  Wien,  auf 
»die  hohe  Dringlichkeit  einer  schleunigen  a.  h.  Ent- 
schließung« aufmerksam  gemacht  hatte.  Einzig  und  allein 
von  der  Robotfrage  in  Anspruch  genommen,  fand  der 
Statthalter  nicht  Zeit,  sich  auch  mit  dem  neuen,  dick- 
bäuchigen Einlauf  zu  beschäftigen. ^^^)  Demnach  trat  die 
Notwendigkeit,  die  Robot  zu  regulieren,  »das  heißt«  —  wie 
Pilgram  gallig  bemerkte  —  »eine  mißlungene  Regulierung 
in  der  Durchführung  so  zu  mildern,  daß  die  Beteiligten 
wo  nicht  zufrieden,  doch  weniger  unzufrieden  seien  als 
jetzt«  •^^'),  der  Organisierung  aller  übrigen  Verwaltungszweige 
hindernd  in  den  Weg.  Als  nun  der  Oberste  Kanzler  dem 
Statthalter  noch  einen  weiteren  Aufschub  gewähren  wollte, 
widersprach  ihm  Pilgram  in  der  schärfsten  Weise  und  er 
setzte  es  durch,  daß  Franz  Stadion  die  Weisung  erhielt, 
in  kürzester  Frist  seine  Vorschläge  über  die  Gerichtsreform 
einzusenden. 2^^)  Der  Gouverneur  entschuldigte  sein  Zögern 
mit  der  »Wichtigkeit«  des  Gegenstandes  und  versprach, 
sein  Gutachten  gewiß  noch  im  Laufe  des  Jahres  1847  ^^ 
erstatten.  Auf  diesen  »etwas  naseweisen«  Bericht^"^)  er- 
folgte eine  neuerliche  Mahnung;  sie  veranlaßte  den  Grafen 
Stadion    zu    einem    nochmaligen  Rechtfertigungsschreiben, 
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das    am    g.  Februar   1848    mit    dem    Vermerk     »dient    zur 
Nachricht«   resolviert^^^)  und  ad  acta  gelegt  wurde. 


Dem  Plan  der  Robotregulierung  und  der  l^rrichtung 
erster  Instanzen  lag  die  Absicht  wenn  auch  nicht  der  Auf- 
hebung, so  doch  einer  wesentlichen  Einschränkung  der 
herrschaftlichen  Rechte  zugrunde.  Eine  weitere  Maßregel 
galt  der  Lösung  und  Umgestaltung  des  ständischen  Körpers. 
Um  ihre  Durchführung  zu  ermöglichen,  hatte  Metternich 
die  Teilung  der  Provinz  in  zwei  Gubernien  (West-  und 
Ostgalizien)  beantragt ^^^^),  die  schon  aus  administrativen 
Rücksichten  notwendig  und  auch  wegen  der  kulturellen 
und  geographischen  Verhältnisse  gerechtfertigt  erschien; 
denn  kulturelle  Eigenart  und  ein  Fluß '^^2)  trennten  die  beiden 
von  zwei  verschiedenen  Volksstämmen  (Polen  und  Ruthenen) 
bewohnten  Gebiete;  was  dem  einen  frommte,  gereichte  dem 
anderen  zum  Nachteil,  wie  die  Wirkungen  des  Patents  vom 
13.  April  1846  deutlich  geoffenbart  hatten. '^^•^)  Ein  Landes- 
chef und  ein  Gubernium  genügten  nicht,  um  die  gewaltige 
Verwaltungsmaschine    in  geregeltem  Gang    zu   erhalten.  ^^'^) 

Für  die  Teilung  vSprachen  auch  Gründe  politischer 
Natur:  die  Kraft  des  Adels  wäre  gebrochen,  das  gemein- 
same Band  zerrissen  und  die  kompakte  Masse  der  Stände 
gespalten  gewesen.  Trotzdem  widerriet  Graf  Rudolf  Sta- 
dion, der  die  Teilung  bloß  auf  die  Zivil-  und  Militärver- 
waltung beschränkt  wissen  wollte  ^^^),  ganz  entschieden  eine 
Reform  der  Landstände;  denn  die  Regierung  würde  sich 
dem  Verdachte  aussetzen,  daß  sie  die  blutigen  Ereignisse 
des  verflossenen  Jahres  wenn  auch  nicht  selbst  hervor- 
gerufen, so  doch  sehr  beifällig  aufgenommen  habe,  »um 
diesen  Anlaß  zur  Beschränkung  des  ständischen  Instituts 
zu  benützen«.  Wohl  solle  eine  Zweiteilung  erfolgen,  nur 
dürfte  sie  die  bisherige  organische  Stellung  der  Stände  in 
keiner  Weise  gefährden. 

DerOberste  Kanzler  ^^^)  wendete  dagegen  ein,  daß  man  den 
Zweck  einer  Spaltung  des  Adels  gewiß  nicht  erreichen  würde,. 
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da  sich  den  Grundherren  genui^  Anlasse  zu  Zusammenkünften 
böten  •'*■•"/:  ebenso  wies  er  daraufhin,  daß  die  Mehrzahl  der 
Rutliencn  selinsüchtig-  nach  dem  glaubensverwandten  Ruß- 
land blicke,  was  allein  schon  eine  Isolierung  des  Ostens 
nicht  ratsam  erscheinen  lasse.  Kübeck  wiederum,  der  diese 
Bedenken  teilte,  vermißte  den  Nachweis,  daß  die  bisherige 
Form  der  Verwaltung  den  gali/.ischen  Aufstand  mitver- 
schuldet habe;  er  hielt  es  ferner  für  keinen  glücklichen 
Gedanken,  mitten  unter  den  einschneidenden  Maßregeln, 
die  eine  einheitliche  Leitung  erheischten,  und  angesichts 
der  noch  ungelösten  Frage  über  das  künftige  Schicksal 
Krakaus  die  Zweiteilung  der  Provinz  vorzunehmen,  ja  nur 
zu  erörtern.  ■^^'^)  In  gleicherweise  stimmten  Pilgram,  Hartig'^''^'^) 
und  Sedlnitzky  ^*"*^j  für  die  Vertagung;  nur  empfahl  dieser 
zugleich  die  grundsätzliche  Annahme  des  Vorschlages.  Kolo- 
wrat,  der  ihm  beipflichtete,  wünschte  außerdem  eine  andere 
Bezeichnung  der  neuen  Verwaltungsgebiete,  »um  nicht  mit 
dem  Namen  Westgalizien  unliebsamen  Argwohn  von  einer 
Vindikation  früherer  Zustände  anzuregen«.  Erschlug  daher 
Krakau  als  Gubernialsitz  des  westlichen  Teiles  vor;  dieser 
sollte  denselben  Namen  führen,  der  östliche  aber  nach  dem 
bisherigen  Zentralpunkt  der  Behörden  Lemberg  heißen. ^^i) 
Fürst  Metternich,  an  den  der  Vortrag  des  Obersten 
Kanzlers  samt  den  Voten  geleitet  wurde,  meinte,  daß  weder 
»der  moralische«,  noch  »der  materielle  Zustand«  Galiziens 
diese  Provinz  befähige,  »im  gewöhnlichen  Zuge  der  Ge- 
schäfte regiert  zu  werden«.  Er  wies  nochmals  auf  den 
»Polonismus«  hin,  der  die  Revolution  selbst  sei  und  den 
man  daher  niederringen  müsse.  Infolgedessen  konnte  der 
Staatskanzler  die  Einwendungen  Inzaghis  nicht  billigen:  er 
war  für  die  Teilung,  für  dören  grundsätzliche  Genehmi- 
gung und  unverzügliche  Vorbereitung.  ^'^^  Die  kaiserliche 
Entschließung  vom  27.  Februar  1847^'^)  gab  ihm  recht: 
»Ich  will  —  so  lautete  sie  —  daß  Galizien  in  zwei  Guber- 
nien  geteilt  werde.«  Lemberg  und  Krakau  waren  als  die 
Verwaltungszentren  in  Aussicht  genommen:  die  Frage  über 
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die  territoriale  Einteilung  und  den  Zeitpunkt  der  Trennung 
hatte  den  Gegenstand  weiterer  »streng  geheim«  zu  hal- 
tender Erörterungen  zwischen  den  Präsidien  der  einschlä- 
gigen Hofstellen  zu  bilden. 

Am  14.  März  1847  meldete  der  Oberste  Kanzler  das 
Ergebnis  dieser  Beratungen,  wonach  der  Kaiser  elf  Kreise •^"^) 
und  die  Bukowina  »dem  ostgalizischen«  und  die  übrigen 
sieben^'-'')  und  das  Krakauer  Gebiet  »dem  westgalizischen 
Gouvernement«  zuweisen,  den  Sommer  des  Jahres  1849  als 
äußersten  Zeitpunkt  der  Durchführung  festsetzend'^)  und 
das  galizische  Landespräsidium  auffordern  möge,  Vorschläge 
über  die  politische  Verwaltung  und  die  ständischen  Ein- 
richtungen zu  erstatten.^'')  Mit  dieser  Aufgabe  wurde 
jedoch,  dem  Votum  des  Konferenzkomitees  gemäß,  die 
galizische  Kommission  der  Hofkanzlei  betraut,  die  nach 
vollständigem  Abschluß  aller  Vorarbeiten  auch  den  Antrag 
zu  stellen  hatte,  wann  die  Teilung  der  Provinz  erfolgen 
sollte.  378) 

Die  Sache  gestaltete  sich  indes  immer  schwieriger. 
Man  stritt  über  die  Bezeichnung  der  neuen  Verwaltungs- 
gebiete und  daher  über  die  Frage,  ob  die  Würde  eines 
Großherzogs  von  Krakau  und  Herzogs  von  Massovien^'^) 
in  die  kaiserliche  Titulatur  aufzunehmen  sei  oder  nicht.^^^') 
Denn  das  Schicksal  Krakaus  lag  noch  im  Dunkeln.  Der 
ehemalige  Freistaat  war  am  16.  November  1846  der 
Monarchie  einverleibt  worden  und  ein  den  Hofstellen  un- 
mittelbar untergeordneter  Hofkommissär  leitete  seit  diesem , 
Tage  die  Verwaltung. ^^i)  Sollte  nun  Krakau,  trotz  bereits 
erflossener  kaiserlicher  Entschließung,  seine  bisherige 
Sonderadministration  behalten  oder  schon  jetzt  die  staats- 
rechtliche Stellung  wie  vor  180Q  einnehmen,  wo  es  zu 
Galizien  gehört  hatte?  Für  die  zweite  Modalität  sprachen 
allerdings  das  Besitzergreifungspatent^^^j^  ^[q  ^^i  29.  Jän- 
ner 1 847  erfolgte  Einbeziehung  in  das  österreichische  ZoU- 
gebiet^^^)  und  einige  Finanz-  und  Kontrollmaßregeln. 3^') 
Der    Oberste    Kanzler    empfahl    daher,    Krakau    auch    in 
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politischer  Beziehung-  dem  Lemberger  Gubernium  zu  unter- 
ordnen-*^'*), während  Kolowrat  bloß  eine  einstweilige  Zu- 
weisung befürwortete.^^'*)  Metternich  lehnte  jedoch  .  beide 
Vorschläge  ab.  Er  hatte  schon  früher  die  Wiedervereinigung 
des  ehemaligen  Herzogtums  Auschwitz  und  Zator  mit 
vSchlesien  beantragt-*^');  erfolgte  sie,  dann  mußte,  seiner 
Überzeugung  nach,  jenes  Provisorium  gewissermaßen  den 
Eindruck  eines  Äquivalents  hervorrufen,  das  man  dem 
Königreich  Galizien  für  die  an  Deutschland  zurückerstatteten 
Landesteile  gewährte. ^^^)  Nichts  lag  aber  dem  Staatskanzler 
so  fern  wie  eine  wenn  auch  nur  scheinbare  »Transaction« 
mit  dem  Polentum,  »mit  welchem  doch  —  wie  er  sagte  — 
zugunsten  des  deutschen  Elements  nun  offenkundig  ge- 
brochen werden  sollte«.  Er  zog  ferner  die  in  Westgalizien 
noch  herrschende  Erregung  in  Betracht,  die  einen  unmittel- 
baren Verkehr  mit  Krakau  ratsamer  erscheinen  ließ  als 
den  weiten  Umweg  über  Lemberg.  Metternich  widerriet 
daher,  eine  Abänderung  der  bisherigen  Verwaltungsart 
vorzunehmen,  ehe  Galizien  administrativ  geteilt  und  das 
Krakauer  Gubernium  errichtet  sei;  der  Umstand,  daß  man 
bereits  einige  fiskalische  Maßregeln  getroffen  hatte,  beirrte 
ihn  um  so  weniger,  als  ja  ähnliches  auch  in  anderen  Provinzen 
der  Fall  war.^^^)  Er  wendete  nichts  gegen  den  Vorschlag 
des  Obersten  Kanzlers  ein,  aus  dem  Krakauer  Gebiet  einen 
für  sich  abgeschlossenen  Kreis  zu  bilden;  nur  wünschte 
er,  daß  man  dieses  Kreisamt  nach  österreichischem  Muster 
einrichte  und  der  Hofkommission  die  Befugnisse  einer 
Landesstelle  zugestehe,  damit  sich  die  zweite  Instanz  in 
Klagen  gegen  kreisämtliche  Entscheidungen  im  •  Bezirke 
selbst  befinde.  Der  Kaiser  resolvierte  in  diesem  Sinne, 
wonach    der  Übergang  zur  Organisierung  der  Verwaltung 

Krakaus  auf  österreichischem  Fuße  angebahnt  werden 
sollte.390j 

Viele  Monate  verstrichen  indes,  bis  die  Äußerung 
des  Statthalters  vorlag^^^),  die  aber  die  Anhänger  des 
Teilungsgedankens    keineswegs    befriedigte.     Denn    Franz 
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Stadion  stellte  zunächst  die  Frage,  ob  sich  das  Verhältnis 
der  getrennten  Gebiete  zueinander  durch  nichts  von  dem 
unterscheiden  sollte,  das  zwischen  den  übrigen  Provinzen 
der  Monarchie  bestand,  oder  ob  nicht  eine  Teilung  des 
Guberniums  in  zwei  Senate  vorzuziehen  sei,  von  denen 
der  eine  in  Lemberg,  der  andere  in  Krakau  amtieren  würde. 
In  jenem  Falle  müßte  zugleich  eine  Spaltung  des  ständischen 
Körpers  erfolgen ;  der  frühere  Gubernialpräsident  hatte 
sich  zwar  für  diese  Art  der  Teilung  ausgesprochen,  aber 
auch  die  damit  verbundenen  Schwierigkeiten  offen  darge- 
legt. Stadion  glaubte  wiederum,  »sich  einer  schweren 
Pflichtverletzung  schuldig  zu  machen*,  gäbe  er  hierüber 
eine  Meinung  ab,  die  er  nicht  vertreten  könnte.  Es  gebrach 
ihm,  seinem  eigenen  Geständnisse  nach,  an  der  nötigen 
Erfahrung  und  deutlich  genug  gab  er  zu  verstehen,  daß 
man  sich  bis  zur  Erstattung  seines  Gutachtens  noch  geraume 
Zeit  gedulden  müßte.  Im  übrigen  hielt  es  Graf  Stadion 
für  keineswegs  ratsam,  die  Errichtung  erster  Instanzen  und 
die  Robotregulierung  zwei  voneinander  ganz  unabhängigen 
Gubernien  zu  übertragen;  er  glaubte  vielmehr,  daß  es 
dringend  notwendig  sei,  diese  Einleitungen  in  einer 
Richtung  und  gleichzeitig  durchzuführen.  Er  beantragte 
daher,  daß  man  entweder  beide  Verwaltungsgebiete  einem 
Chef  unterstelle,  »dem  die  Leitung  des  ganzen  in  höherer 
Beziehung  anvertraut  wäre«^''^^),  oder  in  Krakau  unverzüg- 
lich ein  Kreisamt  errichte  und  es  einstweilen  dem  galizi- 
schen  Gubernium  zuweise. 

Der  Hofkanzler  wollte  wie  früher  die  Teilung,  so  dies 
mal  selbst  die  Vorbereitungen  vertagt  wissen:  er  bat  den 
Kaiser,  sie  erst  nach  vollständiger  Durchführung  der 
Organisierungsmaßregeln  stattfinden  zu  lassen;  dann  wäre 
auch  Graf  Stadion  in  der  Lage,  »seine  detaillierten  und 
motivierten  Vorschläge  zu  erstatten«,  die  es  der  Regierung 
ermöglichten,  »den  Gegenstand  in  reifliche  Erwägung  zu 
ziehen«. ^^^)  Eine  derartige  Verzögerung  wäre  schier  gleich- 
bedeutend  gewesen    mit    dem  Widerruf  der  beschlossenen 
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Maßregel,  was  aber  nicht  in  der  Absicht  des  galizischen 
Konferenzkomitees  lag.  Dieses  verlangte  vielmehr,  daß  die 
Vorarbeiten  durch  die  übrigen  Anordnungen  keinen  weiteren 
Aufschub  erleiden  sollten  und  dem  Grafen  Stadion  >eine 
angemessene,  möglichst  beschränkte  Frist«  zu  gewähren 
sei,  binnen  welcher  er  sich  über  die  künftige  politische 
Verwaltung  der  Provinz  äußern  müßte.  Und  so  wurde  es 
auch  vom  Kaiser  verfügt. ^^■') 

Vielfache  Bedenken  wurden  gegen  die  unverzügliche 
Zuweisung  des  zu  errichtenden  Krakauer  Kreisamts  an 
die  galizische  Landesregierung  geltend  gemacht,  vornehm-, 
lieh  der  Umstand,  daß  diese  über  Einrichtungen  hätte  ent- 
scheiden müssen,  die  sie  ebensowenig  kannte,  wie  die  noch 
geltenden  Gesetze  des  ehemaligen  Freistaates. ^^^)  Die  kaiser- 
liche Entschließung  über  die  Organisierung  des  Kreisamtes 
und  der  unteren  politischen  Instanzen  räumte  daher  der 
Hofkommission  die  Befugnisse  einer  politischen  Landes- 
stelle ein^^^),  wie  es  bereits,  einem  Vorschlage  Metternichs 
gemäß,  bestimmt  worden  war.  Dieser  drang  immer  wieder 
auf  baldige  Einrichtung  des  Krakauer  Gebiets.  Denn  ehe 
nicht  das  bürgerliche  Gesetzbuch  und  die  österreichische 
Gerichtsordnung  dort  eingeführt  waren,  blieb  der  Code 
Napoleon  noch  weiter  in  Kraft.  Der  Staatskanzler,  dem 
die  französische  Gesetzgebung  stets  ein  Dorn  im  Auge 
war,  verglich  sie  mit  einer  »Vergiftungsanstalt«,  die  auf 
die  Monarchie  ebenso  verderblich  einwirken  würde,  wie 
dies  in  Preußen  und  in  anderen  deutschen  Staaten  der 
Fall  gewesen  sei. 2^") 

Geraume  Zeit  verstrich  indes,  bis  der  Oberste  Kanzler 
wieder  ein  Lebenszeichen  gab,  das  aber  diesmal  alle  Er- 
wartungen übertraf:  schlimme  Nachrichten  liefen  aus  Krakau 
ein^^^),  unter  deren  Eindruck  der  gefürchtete  Zögerer  er- 
klärte, daß  die  kaiserlichen  Entschließungen  »so  schleunig 
als  möglich«  vollzogen  werden  müßten;  es  vergingen  daher 
ohne  Verzug  die  entsprechenden  Weisungen  an  Stadion 
und  Deym.3^9)  Freudig  erstaunt  ob  solch  nie  geahnter  Eile 
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hofften  die  Fürsprecher  der  Teilung  auf  baldigen  Abschluß 
der  Vervvaltungsreform. 

Nichts  anderes  erfolgte  jedoch  als  die  Errichtung  des 
Krakauer  Kreisamts,  das  am  i.  Jänner  1848  in  Wirksam- 
keit trat.^'"^)  So  waren  fast  einundzwanzig  Monate  seit  der 
Revolte  ins  Land  gezogen  und  was  war  hinsichtlich  der 
Administrativ-  und  politischen  Einrichtungen  sowohl  wie 
der  Urbarialverhältnisse  Galiziens  geschehen?  Man  hatte 
bloß  endlos  beraten  und  vorbereitet  und  in  der  Hauptsache 
nichts  oder  nur  halbe  Maßregeln  zustande  gebracht. 


Diese  neuerlichen  Unterlassungssünden  verschärften 
die  Lage  und  taten  dem  Ansehen  der  Regierung  weiteren 
Abbruch.  Das  Operat  über  die  Robotregulierung -'*^i)  er- 
zeugte Unzufriedenheit;  denn  es  widersprach  den  früheren 
Berechnungen '''*'^),  weshalb  der  ohnehin  zum  Mißtrauen  ge- 
neigte Landmann  das  neue  Ausmaß  seiner  Schuldigkeit  auf 
ein  Einverständnis  der  kreisamtlichen  Organe  mit  den 
Grundherrschaften  zurückführte. ^^•^)  Diese  wiederum  deu- 
teten den  Umstand,  daß  innerhalb  eines  Jahres  zwei  ver- 
schiedene Kundmachungen  über  die  Robotregulierung  er- 
folgt waren,  als  einen  offenbaren  Beweis  völliger  Rat- 
losigkeit der  Regierung.  Sie  bedachten  jedoch  nicht,  daß 
man  unmöglich  zwei  Parteien  zufriedenstellen  könne,  von 
denen  die  eine  nichts  verlieren  und  die  andere  alles  ge- 
winnen wollte:  die  Dominien  protestierten  ja  nochmals  gegen 
die  Schmälerung  ihres  Einkommens  und  ihrer  Rechte,  ob- 
wohl eigentlich  sie  den  ersten  Anstoß  zu  der  Reform  ge- 
geben und  dem  Bauer  ursprünglich  weit  mehr  verheißen 
hatten,  als  ihm  nun  gewährt  werden  sollte.  Im  übrigen 
wußte  der  Grundherr,  daß  er  auch  seine  Gerichtsbarkeit 
einbüßen  werde,  weshalb  er  sich  wenig  um  ihre  Ausübung 
kümmerte;  die  Frage  der  Errichtung  landesfürstlicher  erster 
Instanzen  harrte  indes  noch  immer  ihrer  Lösung,  und  so 
riß  ein  Zustand  der  Rechtlosigkeit  ein,  der  arge  Folgen 
nach  sich  zog.  Die  Kunde  von  der  geplanten  Teilung  Ga- 
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liziens  in  zwei  (Tubernien  truq-  g-leichfalls  zur  Beunruhigung 
und  Verbitterung  bei:  die  Stände  witterten  Unheil  und  der 
Landeshauptstadt  bangte  um  ihre  bisherige  Stellung,  des- 
halb ihr  Wunsch  nach  Ernennung  eines  General gouverneurs, 
der  in  Lemberg  residieren  sollte. •*^^) 

Seit  dem  Tage,  an  dem  »das  Herz  der  Slaven«  —  wie 
Krakau  in  »patriotischen«  Plugschriften  hieß  —  den  Todes- 
stoß erhalten  hatte,  schied  unversöhnlicher  Haß  das  Polen- 
tum  von  der  Regierung,  in  deren  Schuldbuch  auch  Ger- 
manisierungsabsichten-*^'"')  und  der  blutige  Ausgang  des 
Hochverratsprozesses  ^"<')  verzeichnet  standen.  Fortan  trach- 
tete der  Adel,  das  Ansehen  der  kaiserlichen  Beamten  in 
der  öffentlichen  Meinung  herabzusetzen  und  die  studierende 
Jugend  in  das  nationale  Lager  zu  ziehen.  Er  hatte  an  die 
Ernennung  Franz  Stadions  die  Hoffnung  geknüpft,  daß  der 
neue  Landeschef  »den  leidenschaftlichen  persönlichen  Haß« 
der  Behörden  gegen  den  Adel  und  »ihre  maßlose  Sym- 
pathie «■*°')  für  den  Bauernstand  zum  Schweigen  bringen, 
das  heißt,  den  Einflüsterungen  der  aristokratischen  Partei 
zugänglich  sein  werde.  Und  nun  zeigte  es  sich,  daß  die 
galizische  Regierung  tatsächlich  »in  unbefangene  und  kräf- 
tige Hände«  übergegangen  war.  Das  frühere  und  vergeb- 
liche Auskunftsmittel,  den  Adel  —  selbst  auf  Kosten  der 
Gerechtigkeit  gegenüber  den  anderen  Ständen  —  zu  ge- 
winnen, wurde  nicht  mehr  angewandt:  Franz  Stadion  hatte 
sich  von  den  wahren  Gesinnungen  der  polnischen  Partei 
überzeugt  ^^^);  durch  nichts  beirrt,  ernst  und  zuversichtlich 
ging  er  den  geraden  Weg,  der  ihn  bisweilen,  w^ie  in  der 
Frage  der  Robotregulierung,  auch  mit  der  Wiener  Re- 
gierung in  Zwiespalt  brachte.  Angesichts  der  ungünstigen 
Verhältnisse  widerriet  der  Statthalter  die  Abhaltung  eines 
Landtags ^^*'^),  die  in  der  Tat  unterblieb '*^*^),  weshalb  die 
Steuereinhebung  nicht  kraft  eines  Gesetzes,  sondern  einer 
Verordnung  erfolgte. 

Aufmerksam  verfolgte  die  polnische  Emigration  die 
Vorgänge    in  Galizien    und  Krakau.    Noch   immer  träumte 
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sie  von  einer  Einigung  der  zersplitterten  Nation  und  in 
diesem  Sehnen  und  Drängen  nach  -Wiederherstellung  des 
alten  Reiches  wurde  sie  zur  eigentlich  treibenden  Kraft 
der  revolutionären  Propaganda.  Die  Komitees  in  London 
und  Paris  hatten  eine  Agentie  in  Brüssel,  von  wo  eine 
Aktionslinie  über  Löwen,  Köln,  Frankfurt  a.  M.,  Alten- 
burg und  Dresden  bis  Krakau  ging;  sie  standen  in  Ver- 
bindung mit  deutsch-flämischen  Vereinen,  französischen  und 
belgischen  Republikanern,  englischen  Demokraten  und  Re- 
formisten und  deutschen  Sozialisten  und  sei  es  nur,  um 
Flugschriften  und  Aufrufe  durch  Handwerksbursche  in  die 
von  Polen  bewohnten  Landesgebiete  einschmuggeln  zu 
lassen.  In  engem  Bunde  mit  der  »Giovine  Italia«  schürten 
sie  in  Lombardo-Venetien,  um  durch  die  Bindung  militäri- 
scher Streitkräfte  in  diesem  Königreich  und  die  Dislozie- 
rung galizischer  Truppen  sich  freie  Hand  zu  weiterer  Agi- 
tation in  den  polnischen  Landesteilen  Österreichs  zu 
wahren. ■'^^)  Es  wurde  daher  die  Bildung  einer  Legion  unter 
Anführung  Bems  ins  Auge  gefaßt  und  dieser  erörterte  in 
einer  »an  die  polnische  Nation«  gerichteten  Flugschrift  die 
Notwendigkeit,  vor  dem  Ausbruch  des  Aufstandes  eine 
Nationalregierung  einzusetzen.  Während  sich  die  Emigration 
mit  ihrer  militärischen  Organisierung  beschäftigte,  hatte 
der  radikale  Teil  des  galizischen  Adels  die  Blicke  auf 
Frankreich,  Italien  und  die  Schweiz  gerichtet,  wo  sich  Er- 
eignisse abspielten,  die  eine  neuerliche  Schilderhebung  be- 
günstigen konnten. 

Die  Regierung  wußte  von  diesen  geheimen  Wünschen  ^^^j^ 
glaubte  aber  nicht  an  ihre  Verwirklichung.  Sie  führte  die 
allarmierenden  Berichte  der  Lemberger  Polizei  und  der 
Kreishauptleute  großenteils  auf  die  Sucht  zurück,  sich  das 
Verdienst  beimessen  zu  dürfen,  daß  man  durch  rechtzeitige 
Vorkehrungen  den  Aufstand  im  Keime  erstickt  habe.^^^) 
Metternich  erachtete  es  mit  Recht  als  einen  großen  Fehler, 
daß  man  sich  dem  Wahne  hingab,  Ruhe  und  Ordnung  »nur 
durch  physische  Gewalt«  aufrechterhalten  zu  können.  Denn 
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man  hatte  bisher  in  der  Tat  noch  keinen  Rebellen  und 
Emissär  dem  Standrecht  überliefert,  obwohl  dieses  schon 
läntfst  verhängt  worden  war."^)  »Man  lasse  —  so  ließ  er 
sich  vernehmen  —  die  moralische  Kraft  wirken  durch 
einige  wenige  offenkundige  Beispiele  strafender  Gerechtig- 
keit an  Edelleuten  und  Bauern.«*'^)  Strenge  wäre  aller- 
dings am  Platz  gewesen,  wenn  sie  einen  Ausgleich  in  der 
kulturellen  Hebung  des  Landes  gefunden  hätte;  nur  be- 
schränkte sich  leider  auch  in  dieser  Hinsicht  die  Tätig- 
keit der  Regierung  auf  endlose  Erörterungen  und  Begut- 
achtungen. 

Mißstimmung  des  zwar  numerisch  schwachen,  aber 
durch  Bildung  und  Reichtum  einflußreichen  Mittelstandes 
war  die  Folge.  Und  da  glaubte  der  Lemberger  Polizei- 
direktor, daß  allein  schon  eine  Amnestie  für  die  im  Kerker 
schmachtenden  Hochverräter  den  Anschluß  jener  Bevölke- 
rungsklasse an  die  Regierung  bewerkstelligen  könnte  l-^^^) 
Graf  Stadion  hingegen  hielt  es  mehr  denn  je  für  notwen- 
dig, daß  die  Regierung  keine  Kosten  scheue,  sich  der  Er- 
gebenheit des  Bauernstandes  zu  versichern.  Sie  hatte 
bereits  im  Jahre  der  Unruhen  einigen  loyalen  Ortsrichtern 
goldene  Ehrenmedaillen  verliehen'*^');  dieses  sichtbare 
Zeichen  der  kaiserlichen  Gnade  trug  aber  dem  Untertan 
vollends  die  Mißgunst  des  Grundherrn  ein,  der  ihn  nun 
erst  recht  seine  Patrimonialgewalt  fühlen  ließ.  Der  Statt- 
halter beantragte  daher,  die  Urbarialleistungen  der  Deko- 
rierten auf  Staatskosten  abzulösen. ^^^)  Stadions  Vorschlag 
fand  in  dem  Hofkanzler  einen  beredten  Fürsprecher '*^9),  in 
dem  Hofkammerpräsidenten  jedoch  einen  entschiedenen 
Gegner,  dem  Graf  Hartig  eifrig  sekundierte.^^o)  Dieser 
wollte  dem  Bauer  keinen  Anlaß  zu  dem  Verdachte  geben, 
daß  ihm  die  Behörde  den  wichtigsten  Teil  der  kaiserlichen 
Anerkennung  bisher  »böswillig«  vorenthalten  habe,  und 
ebensowenig  Neid  und  Gelüste  der  übrigen  Untertanen 
wachrufen;  vornehmlich  machte  er  das  Bedenken  geltend, 
daß  die  empfohlene  Maßregel    den  ohnehin   schon  schwan- 
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kenden  Glauben    an    die    Unverletzbarkeit    der    grundherr- 
lichen Urbarialrechte  vollends   erschüttern  würde. 

Währehd  der  Akt  bis  auf  weiteres  unerledigt  liegen 
blieb  ^■-^),  sah  sich  Graf  Stadion  infolge  der  feindseligen 
Haltung  des  Adels  genötigt,  auch  die  Dominien  zu  be- 
rücksichtigen: er  stellte,  am  17.  März  1848,  den  Antrag, 
daß  ihnen  der  Staat  einen  Teil  ihrer  Verluste  vergüte. 
Noch  wußte  er  nichts  von  den  revolutionären  Ereignissen, 
denen  inzwischen  »da»  Metternichsche  System«  zum  Opfer 
gefallen  war  —  erst  durch  ihre  Wucht  wurde  der  gordische 
Knoten  der  Robotfrage  durchhauen,  zu  dessen  Knüpfung 
die  frühere  Regierung  wohl  am  meisten  beigetragen  hatte. ^'-^2) 
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Anmerkungen  und  Anhang 

(Die  Ziffern  innerhalb  der  Klammern  verweisen  ai#  die  betreffende  Seitenzahl.) 


V)  (i)  Die  russische  Partei  war  durch  den  Fürsten  Adam  Czarto- 
ryski,  die  französische  durch  die  Generale  Kniazewicz  und  Dombrowski 
vertreten. 

')  (i)  Posen,  Südpreußen  (Kujavien  bis  zur  Pilica),  Neu-Ostpreußen 
(Gebiet  zwischen  Bug  und  Niemen  nebst  Masovien  und  Warschau)  und 
Podlachien. 

3)  (2)  Sandomir  und  Lublin. 

4)  (2)  An  Rußland  gelangten  ein  Stück  von  Ostgalizien  und  der 
Tarnopoler  Kreis. 

°)  (2)  Vgl.  über  diese  Verfassung  vom  22.  Juli  1807  Schiemann, 
Geschichte  Rußlands  unter  Kaiser  Nikolaus  I.  Bd.  I,  Kaiser  Alexander  I. 
und  die  Ergebnisse  seiner  Lebensarbeit,  100  ff. 

*)  (2)  Schiemann,  I,  105. 

')  (2)  Vgl.  A.  Vandal,  Napol6on  I  et  Alexandre  1er,  L'Alliance  russe 
sous  le  Premier  Empire,  II,  163.  Schiemann,  I,  106 ff.,  und  Nicolas 
Mihailowitsch  (Grand-Duc),  Les  relations  diplomatiques  de  la  Russie  et 
de  la  France,  d'apres  les  rapports  des  ambassadeurs  d' Alexandre  et  de 
Napol6on,  1808— 1812.  IV,  V. 

8)  (2)  Mit  Ausnahme  des  Striches,  der  kraft  des  Kalischer  Vertrages 
an  Preußen  gelangt  war. 

')  (3)  Czartoryski  und  Radziwill. 

*°)  (3)  Über  die  Verhandlungen  vor  Eröffnung  des  Wiener  Kon- 
gresses siehe  Fournier,  Zur  Geschichte  der  polnischen  Frage  1814  und 
181 5  (Mitteilungen  des  Instituts  für  österreichische  Geschichtsforschung, 
XX,  444 ff.)  —  Bemhardi,  Geschichte  Rußlands  und  der  europäischen  Po- 
litik in  den  Jahren  1814— 1831,  I,  2  ff.;  II/i,  504fif. 

**)  (3)  Masovien,  Kujavien,  Sandomir  und  Lublin. 

**)  (3)  Daraus  wurde  die  Provinz  Posen  gebildet.  Siehe  Treitscke, 
Preußen  auf  dem  Wiener  Kongresse  (Preußische  Jahrbücher,  Dezember 


^3)  (3)  li«  hieß,  daß  Zar  Alexander  durch  die  Vermittlung  La  Harpes 
die  Ideen  der  französischen  Schule  in  sich  aufgenommen  und  die  Absicht 
gehegt  habe,  dereinst  seine  Völker,  sobald  sie  politisch  reif  geworden 
seien,  mit  liberalen  Institutionen  zu  beglücken.  (Vgl.  Alfred  Stern,  Ge- 
schichte Europas  von  1815  — 1871,  Bd.  III,  4off.,  43.)  Die  Reformen,  mit 
denen  sich  Alexander  beschäftigt  hat,  sind  jedoch  nicht  auf  ihn,  sondern 
auf  Paul  Stroganow  und  andere  Freunde  Alexanders  zurückzuführen. 
(Vgl.  darüber  Nikolai  Mihailowitsch:  Pawel  Alexandrowitsch  Stroganow, 
1774— 1817.  Bd.  II.)  Es  wird  behauptet,  daß  sich  Zar  Alexander  zunächst 
mit  der  Errichtung  einer  Versuchsstation  konstitutioneller  Experimente 
habe  begnügen  wollen  und  deshalb  entschlossen  gewesen  sei,  aus  seinen 
politischen  Erwerbungen  einen  parlamentarischen  Musterstaat  erstehen  zu 
lassen.  (Vgl.  Schiemann,  I,  124;  A.  Stern,  III,  43.) 

1^)  (4)  Siehe  Schiemann,  I,  120 ff. 

")  (4)  Stein  war  es,  der  im  Jahre  1812  den  Zaren  auf  diesen  Gegen- 
satz aufmerksam  gemacht  hatte. 

16)  (5)  Dieser  befriedigte  einzig  und  allein  die  wenigen  besonnenen 
Männer  der  obersten  Gesellschaftsschichte,  die  nach  dem  Schlage  des 
ungarischen  Grafen  Szechenyi  für  den  ungestörten  Fortgang  kultureller 
Arbeit  eintraten.  Dem  Kleinadel  hingegen  erschien  das  Aufblühen  der 
Industrie  sowohl,  wie  die  dadurch  bedingte  Heranbildung  einer  bürger- 
lichen Mittelklasse  gleichbedeutend  mit  der  Einbuße  seiner  gesellschaft- 
lichen Stellung.  Schon  deshalb  machte  er  sich  zum  Träger  der  natio- 
nalen Idee. 

1'')  (5)  Beide  Revolutionen  richteten  sich  gegen  die  monarchische 
Gewalt;  nur  strebte  die  polnische  die  Wiederbelebung  eines  erstorbenen 
Staatskörpers  an,  wogegen  die  französische  Revolution  von  1789  ein  völlig 
neues  Gebilde  ins  Leben  rufen  wollte. 

18)  (5)  Zu  den  Gemäßigten  zählten  die  Mitglieder  der  Aristokratie. 

19)  (6)  Organisches  Statut  vom  26.  Februar  1832.  Polen  war  fortan 
bloß  dem  Namen  nach  ein  Zarenreich. 

20)  (6)  Als  solchen  bezeichnen  ihn  die  liberalen  Historiker  Ruß- 
lands. 

21)  (6)  Zu  Anfang  des  Jahres  1846  zählte  sie  ungefähr  5300  Mit- 
glieder; davon  befanden  sich  etwa  4800  in  Frankreich,  die  der  französi- 
schen Regierung  Kosten  im  Betrage  jährlicher  1,600.000  Franken  ver- 
ursachten. In  London,  Liverpool,  Hüll,  Birmingham  und  Portsmouth  lebten 
damals  über  300,  in  Belgien  100  und  die  übrigen  in  der  Schweiz  und 
Nordamerika. 

22)  (6)  Die  aristokratisch-monarchische  Partei,  die  den  Fürsten  Czar- 
toryski  unter  dem  Namen  Adam  I.  zum  Könige  wählte,  war  in  der  Gesell- 
schaft des  »Dritten  Mai«  verkörpert.  Sie  bestand  aus  einigen  altadeligen 
Familien,    aus  Gelehrten,    Künstlern,    Dichtern  und   aus  Militärpersonen. 
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Sie  war  auch  in  der  polnischen  >  literarischen  Gesellschalt«  in  Paris  und 
London,  in  der  »Gesellschaft  für  die  Erziehung  der  Jugend«  und  in  der 
V Gesellschaft  der  polnischen  Damen«  vertreten.  Ihre  Organe  waren:  der 
»Dritte  Mai«  und  das  »Tagblatt«. 

'^^)  (6)  Die  Organe  der  demokratischen  Partei  waren:  »Der  pol- 
nische Demokrat«,  die  »periodische  Zeitschrift  der  polnisch-demokrati- 
schen Gesellschaft«,  und  sie  hatte  ihre  Hauptsitze  in  Paris,  Versailles, 
Poitiers,  London  und  Straßburg. 

2*)  (7)  Programm  des  Pariser  Nationalkomitees. 

25)  (y)  Programm  der  »Zentralisation  der  demokratischen  Gesell- 
schaft«, die  sich  1834  ^^  Paris  konstituiert  hatte.  Ihr  Sitz  wurde  in  der 
Folge  nach  Poitiers  und  im  Jahre  1840  nach  Versailles  verlegt.  Das 
Manifest  der  Demokratischen  Gesellschaft  ist  von  1836  datiert.  (Em.  Knorr, 
Die  polnischen  Aufstände  seit  1830,  S.  258  ff.) 

26)  (7)  Diese  Fraktion  agitierte  durch  folgende  geheime  Gesell- 
schaften: »Sensenmänner«,  »Jungpolen«,  »Bund  der  polnischen  Nation«, 
»Kohlenbrenner«.  Sie  zählte  ungefähr  800  Männer  der  verschiedensten 
Berufe  zu  Mitgliedern  und  ward  1838  von  Lelewel  als  eine  Institution 
eingesetzt,  der  bis  zur  Befreiung  Polens  die  höchste  Nationalgewalt  inne- 
wohnen sollte.  Das  Komitee  tagte  in  Brüssel. 

2')  (9)  Erzherzog  Karl  oder  der  Herzog  von  Reichstadt. 

28)  (10)  Kaiserliches  Patent  vom  4.  Jänner  1834  (Amtlicher  Teil  der 
Wiener  Zeitung  Nr.  23  ex  1834).  Vertrag  vom  19.  September  1833  bei 
Martens,  IV/i,  Nr.  136.  —  Preußen  erschien  allerdings  nicht  als  Mit- 
kontrahent, traf  aber  mit  Rußland  und  Österreich  in  Teplitz  ein  Ab- 
kommen, das  am  14.  Oktober  1835  in  Berlin  unterzeichnet  wurde 
(Martens,  IV/i.  Nr.  138)  und  die  Anbahnung  der  Einverleibung  Krakaus 
in  den  österreichischen  Kaiserstaat  zum  Gegenstand  hatte.  Gar  bald 
gaben  wiederholte  revolutionäre  Umtriebe,  die  Schwäche  und  Zwei- 
deutigkeit der  Regierung,  die  Unverläßlichkeit  der  Miliz  und  der  Polizei 
zu  neuen  Besorgnissen  Anlaß.  Die  Schutzmächte  sahen  sich  daher  ge- 
nötigt, auf  Entfernung  der  Flüchtlinge  und  auf  kräftige  polizeiliche  Maß- 
regeln zu  dringen.  Da  jedoch  dieser  Aufforderung  nur  unvollständig  ent- 
sprochen wurde,  so  ließen  die  Schutzmächte  im  Februar  1836  den  Frei- 
staat durch  ihre  Truppen  besetzen.  Nach  Herstellung  der  Ordnung 
zogen  die  Russen  und  Preußen  ab  und  es  blieb  bloß  eine  kleine  öster- 
reichische Besatzung  zurück.  Abermals  bildeten  sich  geheime  Gesell- 
schaften, es  wurden  neue  Gewalttaten  verübt  und  die  Behörden  ein- 
geschüchtert. Diese  Zustände  führten  zu  einer  Verstärkung  der  öster- 
reichischen Garnison.  Die  Besetzung  währte  bis  zum  20.  Februar  1841. 
An  diesem  Tage  wurde  das  Krakauer  Gebiet  von  den  österreichischen 
Truppen  geräumt  —  hauptsächlich  auf  Betreiben  der  preußischen  Re- 
gierung, die  seit  der  Thronbesteigung  Friedrich  Wilhelms  IV.  eine  wohl- 
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wollende  Haltung  gegenüber  dem  Freistaat  beobachtete.  (M.  Szarota, 
Die  letzten  Tage  der  Republik  Krakau,  S.  28,  104  ff.  In  diesem  Werke 
das  auf  gründlichen  Quellenstudien  beruht,  findet  sich  die  österreichische 
Politik  in  gehässigster  Weise  verurteilt.) 

-'•')  (ig)  vSie  mußten  auch  in  den  Unterrichtsanstalten  verlesen 
werden. 

^0)  (10)  So  wurde  dem  Lande  seit  dem.  Jahre  1837  die  Grund- 
und  Urbarialsteuer  erlassen  (dasselbe  galt  für  die  Bukowina,  wo  gleiche 
ungünstige  Grundbesitzverhältnisse  herrschten).  Es  fanden  auch  Erleich- 
terungen in  der  Einhebung  der  Brantweinsteuer  statt. 

31)  (10)  Erzherzog  Ferdinand  wurde  auch  beauftragt,  in  seiner 
Kanzlei  ein  Informationsbureau  nach  dem  Muster  des  in  Wien  be- 
stehenden einzurichten  (Handschreiben  an  ihn  vom  16.  Februar  1836 
und  vom  24.  Mai  1838).  Man  veranlaßte  ferner  die  genaue  Überwachung 
der  ungarischen  Komitate,  die  an  Galizien  grenzten,  und  setzte  Beloh- 
nungen —  bis  zu  dem  Betrage  von  500  fl.  C.-M.  —  für  die  Ergreifung 
von  Emissären  aus. 

^^)  (10)  Der  Nachbarstaat  vergab  die  eingezogenen  Rebellengüter 
an  Militärs,  führte  die  russische  Sprache  in  Schulen  und  Behörden  ein, 
suchte  dem  orthodoxen  Glaubensbekenntnis  sowohl  wie  russischen  Sitten 
und  Gebräuchen  Eingang  zu  verschaffen,  aber  auch  durch  Errichtung 
von  "Banken  (Hypothekenbank  und  Warschauer  Bank)  die  materiellen 
Interessen  zu  fördern. 

23)  (10)  Patent  vom  3.  November  1841.  Die  erste  Generalversamm- 
lung fand  im  September  1843  statt.  Am  30.  Juni  1845  betrug  das  Ver- 
mögen der  Anstalt  513.066  fl.  Bis  zum  9.  September  desselben  Jahres 
wurden  6929  Pfandbriefe,  deren  Kurs  auf  102  stieg,  im  Nominalwert  von 
5,369.400  ausgegeben. 

34)  (10)  Seit  dem  Jahre  1839  regte  sich  in  Galizien  der  Wunsch, 
die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn,  die  ihren  Endpunkt  bei  Bochnia  er- 
reichen sollte,  mit  Lemberg  zu  verbinden,  von  wo  sie  sodann  bis  an  die 
russische  Grenze  gegen  Brody  und  durch  das  Pruthtal  bis  an  die  Mol- 
dauer Grenze  zu  verlängern  wäre.  Im  Landtag  von  1840  beschlossen  die 
Stände,  ein  Projekt  zur  Errichtung  von  Eisenbahnen  auf  Landeskosten 
ausarbeiten  zu  lassen.  Dieser  Beschluß  erhielt  die  kaiserliche  Genehmi- 
gung. Die  ständischen  Mittel  erwiesen  sich  jedoch  als  unzureichend, 
während  die  Zeitverhältnisse  die  Bildung  einer  Privatgesellschaft  nicht 
als  ratsam  erscheinen  ließen.  Deshalb  richtete  der  Landtag  von  1842 
die  Bitte  an  den  Monarchen,  der  Staat  solle  den  Bau  der  projektierten 
Eisenbahnen  übernehmen ;  das  Land  aber  würde  die  Gründe  einlösen 
und  allenfalls  noch  andere  Opfer  bringen.  Einem  Antrage  des  Hof- 
kammerpräsidenten gemäß  resolvierte  der  Kaiser  am  18.  November 
1843,    daß   er  dem  Wunsche   der  Stände  nicht  entsprechen  könne,    sich 
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jedoch  ^HÜe  W'ahrnehmuriiX  des  Zeitpunktes,  wo  dies  möglich  sein  werde, 
und  die  lieniitzuni;  ihres  patriotischen  Anerbietens  vorbehalte<'.  Die 
l''oli;e  war,  daß  (am  20.  Mai  1844)  vier  polnische  Edelleute  (Fürst  Leo 
Sapieha.  die  Grafen  Dzieduszycki  und  Pedro  und  Ritter  von  Wasilewski) 
um  die  Bewilligung  ansuchten,  eine  Aktiengesellschaft  gründen  zu  dürfen, 
die  das  Kapital  zum  Bau  einer  Eisenbahn  von  Bochnia  nach  Lemberg 
und  Brody  einerseits  und  an  den  Dniester  anderseits  verschaffen  sollte. 
Das  Landesgubernium  und  die  Hofkanzlei  befürworteten  diese  Eingabe. 
Der  Hofkammerpräsident  und  Graf  Hartig  sprachen  sich  jedoch  gegen 
das  Privatunternehmen  aus.  Auch  Kolowrat  pflichtete  ihnen  bei  und  der 
Kaiser  beschloß  daher,  am  18.  Dezember  1844,  daß  der  vStaat  den  Bau 
in  Angriff  zu  nehmen  habe.  (Staatskonferenzakt  Z.  804  ex  1844.  Staats- 
Archiv.) 

35)  (10)  vSo  wurden  gemäß  einer  kaiserlichen  Entschließung  vom 
II.  März  1845  dem  Domestikalfonds  500  fl.  C.-M.  zur  Abfassung  einer 
polnischen  Grammatik  für  Volksschulen  entnommen.  Die  Regierung 
selbst  steuerte  außerdem  300  fl.  bei. 

36)  (10)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei,  dd.  22.  Jänner  1844, 
»über  das  Gesuch  der  galizischen  Stände  aus  dem  Landtage  1841/42  um 
Einführung  der  polnischen  vSprache  bei  den  dortländigen  Gerichtsver- 
handlungen«. (Staatsratsakt  Z.  727  ex  1844.  St.  A.) 

37)  (10)  Laut  kaiserlicher  Entschließung  vom  2.  April  1844  hatten 
sich  die  Landrechte  und  Appellationsgerichte  wie  bisher  der  lateinischen 
und  der  deutschen  Sprache  zu  bedienen;  bei  den  Patrimunial-  und 
Magistratsgerichten  war  den  Parteien  der  Gebrauch  der  polnischen  und 
der  deutschen  Sprache  ohnehin  freigestellt,  deren  sich  auch  diese  Be- 
hörden in  ihren  Erlassen  zu  bedienen  pflegten.  Davon  sollte  nicht  abge- 
gangen werden.  (Ibidem.)  Die  Stände  wurden  auch  in  der  Folge  auf 
diese  Resolution  verwiesen.  (Kaiserliche  Entschließung  vom  11.  März  1845. 
Staatsrat,  Z.  6071  ex  1844.  St.  A.) 

38)  (10)  Kaiserliche  Entschließung  vom  28.  Jänner  1835. 

39)  (11)  Schon  Kaiser  FVanz  hatte,  am  9.  Mai  1834,  resolviert,  daß 
bloß  Rädelsführer,  Rückfällige  und  kompromittierte  öffentliche  Beamte 
zur  Verantwortung  gezogen  werden  sollten.  Kaiser  Ferdinand  ließ  an 
keinem  dieser  Schuldigen  die  gesetzliche  Strafe  vollziehen.  Nach  Abschluß 
der  letzten  Hochverratsuntersuchung  verfielen  kraft  einer  kaiserlichen 
Entschließung  vom  i.  Jänner  1845  von  51  zum  Tod  Verurteilten  nur 
acht  der  zeitlichen  Strafe,  allen  übrigen  wurde  sie  nachgesehen. 

*'^)  (11)  Dieser  Antrag  des  Landesuntermarschalls  Wasilewski  war 
mit  86  gegen  15  Stimmen  zum  Beschluß  erhoben  worden. 

4^)  (12)  So  hatte  er  sich  im  Jahre  1836  für  die  Erhaltung  der 
Patrimonialgerichtsbarkeit  und  daher  gegen  die  Organisierung  erster 
Instanzen  ausgesprochen.  »Selbe  wären  —  so  schrieb  er  am  2g.  November 
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dem  Obersten  Kanzler  —  in  (lalizien  um  so  unzweckmäßii^er,  a's  deren 
Bezahlung  den  meisten  Dominien,  welche  mit  der  vSteuer  kaum  auf- 
kommen, äußerst  drückend  fallen  würde  und  die  Auffindun,^^  von  so 
vielen  Beamten,  wenn  sie  verläßlich  sein  sollten,  in  Galizien  dermahl 
noch  eine  unüberwindliche  vSchwierigkeit  darbieten  würde.«  (Ad  Staats- 
konferenz, Z.  i8o  ex  1838.  St,  A.) 

42)  (12)  Vortrag  des  Erzherzogs  vom  26.  Oktober  1843.  (Staats- 
rat, Z.  5545  ex   1S43.  St.  A.) 

43)  (12)  Votum  des  Landesreferenten  in  der  Hofkanzlei,  Freiherrn 
von  Münch. 

44)  (12)  Votum  des  Hofkanzlers  Freiherrn  von  Pillersdorf. 

43)  (13)  Kaiserliche  Entschließung  vom  9.  Juli  1844.  (Staatsrat,  Z.  103 
ex  1844.  St.  A.) 

46)  (13)  Die  Stände  verlangten  sonach  bloß  die  Durchführung  schon 
längst  beabsichtigter  Regierungsmaßregeln.  Wohl  war  im  Jahre  1797  das 
galizische  und  181 1  das  allgemeine  bürgerliche  Ciesetzbuch  eingeführt 
worden,  aber  noch  entbehrte  der  größte  Teil  des  Landes  —  die  land- 
täflichen  Realitäten  und  einige  Städte  ausgenommen  —  der  Wohltat 
geordneter  Eigentumsverhältnisse;  denn  es  gebrach  an  Grundbüchern 
und  folglich  an  den  gesetzlichen  Mitteln  zur  Sicherstellung  der  Eigen- 
tums- und  Hypothekarrechte. 

47)  (13)  In  einem  nachträglichen  Votum. 

48)  (13)  Pillersdorf  und  der  Oberste  Kanzler  erklärten,  daß  die  von 
der  Hofkanzlei  beantragte  Genehmigung  der  ständischen  Bitte  eigentlich 
einer  Ablehnung  gleichkommen  oder  doch  die  Lösung  der  Frage  in  sehr 
weite  Ferne  hinausrücken  würde.  »Wenn  die  Stände  —  so  bemerkte  der 
Hofkanzler  —  im  Jahre  1845  eine  Kommission  benennen  sollen,  welche 
dem  Landtag  1846  Vorschläge  machen  soll,  worüber  dieser  im  Jahre  1847 
vielleicht  in  den  divergierendsten  Richtungen  Erörterungen  beginnen  und 
beim  Abgange  haltbarer  Grundlagen  gewiß  nicht  zu  einem  praktischen 
Resultate  gelangen  ward,  so  seie  vorauszusehen,  daß  die  Frucht  dieses 
Vorganges  wohl  in  einer  nicht  gleichgiltigen  Aufregung,  gewiß  aber  nicht 
in  der  gewünschten  Feststellung  zweifelhafter  Rechte  und  in  der  Be- 
seitigung feindseliger  Stellungen  und  Conflikte  bestehen  w^erde.  .  .  .  Die 
Erledigung  dürfte  sonach  lauten,  daß  E.  M.  die  Aufstellung  der  beab- 
sichtigten Kommission  nicht  nur  bewilligen,  sondern  auch  die  Landes- 
stelle beauftragen,  im  Einverständnisse  mit  derselben  und  durch  ein  ge- 
meinschaftliches Zusammenwirken  die  Mittel  zu  berathen  und  vorzubereiten, 
wie  die  Eigenthumsverhältnisse  zwischen  dem  obrigkeitlichen  und  unter- 
thänigen  Grundbesitze  geregelt  und  gesichert,  die  Mittel  und  die  Neigung 
zur  besseren  Cultur  desselben  geweckt  und  die  Reibungen  und  Nachtheile, 
welche  aus  dem  dermahligen  Zustande  entspringen,  ohne  Beeinträchtigung 
wohlerworbener  Rechte  beseitigt  werden  können.«  (Vortrag  der  Vereinigten 
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Hofkanzlei,  dd.  14.  November  1844  über  den  galizischen  Landtagsakt 
vom  vSeplember  1S44.  Staatsrat.  /.  6071  ex  1844.  St.  A.)  Der  staatsrätliche 
Referent,  Freiherr  von  Hiiol,  beantragte,  daß  die  Mitwirkung  der  Landes- 
stelle erst  dann  erfolgen  solle,  wenn  es  sich  um  die  Begutachtung  der 
von  der  Kommission  und  den  Ständen  vorgeschlagenen  Maßregeln  handle, 
(uaf  Hartig  hielt  es  jedoch  überhaupt  für  unzweckmäßig,  daß  die  Staats- 
verwaltung »imperati\-  in  die  Untertänigkeitsverhältnisse  eingreife;  er 
sprach  sich  daher  gegen  die  Einsetzung  einer  Regierungskommission  aus, 
da  sonst  -im  Lande  und  in  den  Nachbarländern  die  irrige  Meinung  her- 
vorgerufen werden  könnte,  als  ob  die  Staatsverwaltung  die  Absicht  hätte, 
eine  gänzliche  Änderung  in  den  Untertansverhältnissen  vorzunehmen, 
welcher  Irrtum  von  höchst  nachteiligen  Folgen  sein  könnte«.  Graf  Hartig 
wollte  daher,  daß  die  Kommission  den  ständischen  Charakter  bewahre 
und  den  ständischen  Präsidenten  als  Vorsitzenden  habe. 

^^)  (13)  Kaiserliche  Entschließung  vom  11.  März  1845  (ad  Staatsrat, 
/.  6071   ex  1844,  St.  A.). 

^ö)  (13)  Die  Stände  wählten  aus  jedem  der  achtzehn  Kreise  je  zwei 
Kommissionsmitglieder,  und  zwar  das  eine  als  wirkliches  Mitglied,  das 
andere  als  Ersatzmann.  Der  Erzherzog  ernannte  den  Fürsten  Karl  Jablo- 
nowski  zu  seinem  Stellvertreter  in  der  Kommission. 

^')  (13)  Mit  116  gegen  10  vStimmen. 

•■^-t  (13)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  dd.  20.  November  1845 
über  den  galizischen  Landtagsakt  vom  September  desselben  Jahres.  (Staats- 
rat, Z.  6226  ex  1845.  St.  A.) 

''^)  (14)  Allerdings  ging  Baron  Münch  dabei  von  der  Ansicht  aus, 
daß  vorerst  die  Hauptaufgabe  gelöst:  die  Anlegung  von  Grundbüchern 
in  Angriff  genommen  werden  müßte. 

5^)  (14)  Der  staatsrätliche  Referent,  Freiherr  von  Buol,  wollte,  daß 
die  Kommission  »für  dermahl«  die  Feststellung  des  Nutzeigentums  und 
die  Einführung  von  Grundbüchern  als  ihre  vornehmste  Aufgabe  ansehe. 
Dagegen  sprach  sich  Staatsrat  Weiß  für  den  Antrag  des  Erzherzogs 
aus.  Hofrat  Krauss  wiederum  erhob  Bedenken  gegen  die  große  Anzahl 
der  Kommissionsmitglieder,  und  meinte  auch,  daß  man  es  dem  Erzherzog 
überlassen  solle,  den  Wirkungskreis  der  Kommission  zu  erweitern. 

55)  (14)  Staatsrat  Pilgram.  Dieser  beantragte  zugleich,  daß  die 
Kommission  mit  dem  Elaborat  über  die  Regulierung  der  Grundbücher 
beginne,  dann  die  Feststellung  des  Nutzeigentums  folgen  lasse  und  mit 
der  Verhandlung  über  die  Ablösung  schließe,  »damit  nicht  auf  einmahl 
zu  viele  Hoffnungen  angeregt  werden«.  ^ 

■'''>)  (14)  Votum  des  Grafen  Hartig. 

•"'' )  (15)  So  findet  sich  im  §  39  der  Flugschrift  »Einige  Wahrheiten 
für  das  polnische  Volk«  folgende  Stelle  :  »Hauptsächlich  sehe  man  dar- 
auf,   daß  der  Aufstand  in  ganz  Polen  das  Gepräge  der  allgemeinen   und 
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sozialen  Revolution  trage ;  denn  darin  erblickt  das  Volk  eine  sichere 
Bürgschaft  und  einen  mächtigen  Sporn  zum  Aufstande.  .  .  .  Ein  so  ver- 
kündeter Aufstand  wird  aus  allen  Bauern  Patrioten  machen  .  .  .«  Vgl. 
auch  Szarota,  25,  28  ff.,  31  ff. 

^^)  (15)  Szarota,  34  ff.  —  Die  Posener  »Zentralgewalt«  konstituierte 
sich  in  der  Folge  zu  einer  Revolutionsregierung,  die  in  Krakau  residierte 
(siehe  Moritz  v.  Sala,  Geschichte  des  polnischen  Aufstandes  vom  Jahre 
1846  [Wien  1867],  167  ff.).  Sie  bildete  eine  Pentarchie,  die  für  jede  polnische 
Provinz  einen  Statthalter  bestellte.  Diesem  wurde  das  Recht  eingeräumt, 
für  jeden  Kreis  Kommissäre  zu  ernennen,  die  wiederum  Adjunkten  wählen 
durften.  Die  Kommissäre  und  ihre  Gehilfen  hatten  in  ihren  Kreisen  die 
Bewegung  vorzubereiten  und  dem  betreffenden  Statthalter  chiffrierte  Be- 
richte einzusenden.  Die  Statthalter  selbst  erhielten  ihre  Instruktionen  von 
der  Krakauer  Pentarchie  als  der  obersten  Zivil-  und  Militärverwaltung. 
Zum  Statthalter  von  Galizien  war  Graf  Franz  Wiesiolawski  ernannt 
worden. 

59)  (15)  Aus  Polizeiberichten  erhellte,  daß  im  Winter  1845  zu  Tar- 
now  eine  zahlreich  besuchte  Versammlung  galizischer  Edelleute  »zu  hoch- 
verräterischen Zwecken,  nach  anderen  wegen  Regulierung  der  Untertans- 
verhältnisse stattgefunden,  welcher  der  Bischof  von  Tarnow  beigewohnt 
haben  soll«.  »Diese  Angabe  in  Verbindung  mit  der  Unwissenheit  dieses 
Kirchenfürsten  in  dem,  was  in  seinem  Seminar  vorgegangen  ist,  lassen 
über  seine  Tauglichkeit  zu  seinem  Amte  nicht  ruhig  sein  .  .  .«  (Votum 
Pilgrams  ad  Vortrag  des  Erzherzogs  vom  4.  April  1846.  Staatskonf.  Z.  492 
ex  1846.  St.  A.)  Graf  Sedlnitzky  war  bereits  am  6.  Februar  1846  aufgefor- 
dert worden,  »eindringliche  Erhebungen  pflegen  zu  lassen«;  nun  erging 
an  ihn  die  Weisung,  diesem  Auftrag  »sobald  als  möglich  zu  entspre- 
chen«. (Handschreiben  dd.  Wien,  24.  April  1846,  nach  Hartigs  Entwurf. 
Ibidem.) 

60)  (16)  Sie  bestand  großenteils  aus  herabgekommenen  Gutspäch- 
tern, schlecht  besoldeten  oder  dienstlosen  Dominikaibeamten,  Schreibern, 
Brantweinbrennern  und  Handwerkern.  Auch  in  der  Finanzwache  und  in 
einzelnen  Truppenkörpern  zählte  die  demokratische  Partei  Anhänger. 

61)  (16)  Vgl.  Szarota,  29.  —  L.  von  Mises,  Die  Entwicklung  des 
gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisses  in  Galizien,  1772 — 1848,  S.  105, 
Anm.  I.  —  Fürst  Metternich  schrieb  am  2.  März  1846  folgendes  an  den 
preußischen  Minister  Canitz:  »Die  größere  Mehrzahl  der  Freiheitsprediger 
sind  zu  Hause  Bauernschinder.«  (St.  A.) 

62)  (16)  Es  erfolgte  bloß  die  Einberufung  der  Urlauber,'  wodurch 
der  Truppenstand  von  22.000  Mann  um  etwas  über  8000  Mann  erhöht 
wurde. 

63)  (16)  So  ließ  der  Kreishauptmann  von  Tarnow,  Breinl  von  Waller- 
stern,  die  Verhaftung  bekannter  Rädelsführer,    die    bereits    beschlossene 
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Sache  war.  niclil  vornehmen,  weil  er  »eine  blutige  Katastrophe«  ver- 
meiden wollte.  (vSala.   1831!..   185.) 

'■')  (17)  l'riedjung:  »l-Jenedeks  nachgelassene  Papiere.«  17,  25.  Doch 
erwähnt  iMiedjung  die  Vollmacht  an  unrichtiger  Stelle  (S.  14).  Unrichtig 
ist,  was  den  Zusammenhang  betrifft,  auch  die  Darstellung  Salas  (226,  227). 

•'■■')  (17)  \'om  K).  bis  23.  Februar  lieferten  die  Bauern  146  Leichen 
an  das  'larnower  Kreisamt  ab,  von  denen  sie  116  derart  zugerichtet 
hatten,  daß  sie  nicht  rekognosziert  werden  konnten.  (Vgl.  »Briefe  eines 
Reisenden  aus  und  über  Galizien«.  [In  den  »Grenzboten«  1846,]  Über  die 
Herkunft  dieser  angeblich  von  Felix  Schwarzenberg  stammenden  Briefe 
vgl.  die  Flugschrift  »Galizien  und  die  Robotfrage«,  S.  8.)  Es  hieß,  daß 
die  österreichische  Regierung  ein  Kopfgeld  für  jeden  erschlagenen  Edel- 
mann ausgesetzt  habe.  Sie  sowohl,  wie  so  mancher  Schriftsteller  suchte 
diese  Beschuldigung  zu  entkräften.  (J.  Loserth,  Vormärzliche  Polenpolitik 
Österreichs.  [Preußische  Jahrbücher,  Bd.  112,  S.  249  ff.]  Vgl.  Szarota, 
35  ff..  Anm.  2.)  Siehe  auch  unten  Anm.  73. 

''")  (17)  In  Ostgalizien  brach  die  Bewegung  nur  an  zwei  Orten  aus, 
wo  die  Bauern  ebenfalls  die  Partei  der  Regierung  ergriffen.  Bloß  in  Cho- 
cholow  und  im  Sandecer  Kreis  machten  die  Untertanen  gemeinsame 
Sache  mit  den  Edelleuten;  sie  wurden  jedoch  von  der  Finanzwache  und 
den  Bauern  der  benachbarten  Gemeinden  gar  bald  zu  paaren  getrieben. 
(Sala.  iQÖft^,  204  ff.) 

'''"')  (17)  Der  Einmarsch  erfolgte  im  Einvernehmen  mit  der  Regie- 
rung des  Freistaates.  (Szarota,  48.) 

ßs)  (17)  Metternich,  Nachgelassene  Papiere,  VII,  187  ff.,  Nr.  1541 
und  Nr..  1542. 

*''9)  (17)  Mogilany  südlich  von  Krakau.  Es  hätte  sich  ihnen  im  Falle 
Verbleibens  an  dieser  Stelle  die  Möglichkeit  geboten,  die  Verbindung 
zwischen  W^adowice  und  Bochnia  zu  decken. 

'0)  (17)  Vgl.  Jacubenz,  Die  Besetzung  von  Krakau  1846.  (Mittei- 
lungen des  k.  u.  k.  Kriegsarchivs,  F"  3,  IV,  227  ff.) 

'1)  (18)  Der  Diktator  Jan  Tyssowski  hatte,  am  24.  Februar  1846, 
den  »Bürger«   Adam  Siedniogrodzki  zum  Distriktskommissär  ernannt. 

'2)  (18)  Infolge  des  Umstandes,  daß  man  in  Bochnia  zahlreiche  Ge- 
fangene zu  bewachen  und  für  die  Sicherheit  der  Kassen  zu  sorgen  hatte, 
fühlte  sich  die  Garnison  außerstande,  den  Insurgenten  entgegenzutreten. 
Sie  dachte  daher,  sich  mit  den  Kassen  und  den  Beamten  nach  Tarnow 
zurückzuziehen,  wo  jedoch  Feldmarschalleutnant  Czolich  die  ganze  Zeit 
untätig  geblieben  war;  und  nun  faßte  auch  er  den  Entschluß,  den  an- 
rückenden Patrioten  das  Feld  zu  überlassen. 

"3)  (18)  Benedek  hatte  die  Unterstützung  der  Bauern  nicht  ver- 
schmäht und  jedem  von  ihnen  einen  Zentner  Salz  und  außerdem  »für 
jeden  lebend    und   gesund    eingebrachten  Insurgenten«    fünf  Gulden   ver- 
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sprochen.  (Bericht  Benedeks,  dd.  Lemberg  14.  März  1846.  Friedjung,  27.) 
Er  hatte  auch  den  Kreishauptmann  von  Bochnia  ermächtigt,  das  in  Uscie 
Solna  aufbewahrte  Salz  bei  nahender  Gefahr  den  Bauern  auszuliefern:  »Es 
wirkt  auf  die  Stimmung«  —  so  lesen  wir  in  Benedeks  Bericht  —  »und 
es  ist  besser,  wir  überlassen  es  unserer  Partei,  als  daß  es  die  Insurgenten 
benützen,  Proseliten  zu  machen.«  (Bericht  dd.  Bochnia,  26.  Februar 
1846.)  Diese  Zusage  ward  erst  später,  und  zwar  in  der  Weise  erfüllt, 
•daß  jeder  Bauer  fünf  Gulden  erhielt,  welcher  Betrag  dem  Werte  eines 
Zentners  Salz  entsprach.  Auch  darauf  sei  hingewiesen,  daß  den  Bauern 
vor  und  nach  dem  Ausbruche  der  Unruhen  vom  Tarnower  Kreishaupt- 
mann kleine  Geldbeträge  für  verschiedene  Mitteilungen  ausbezahlt  worden 
•waren. 

In  Straßburg  bei  Silbermann  erschien  im  Mai  1846  eine  in  fran- 
zösischer Sprache  verfaßte  Flugschrift,  die  ein  alphabetisches  Namens- 
■verzeichnis  von  162  in  Galizien  erschlagenen  Gutsbesitzern  enthielt;  die 
Zahl  der  Ermordeten  wird  auf  1484  angegeben. 

74)  (18)  Jacubenz,  231  ff.,  238  ff. 

")  (19)  Trotz  Vorschlag  des  Erzherzogs  blieb  dem  Helden  von 
Gdöw  das  Maria-Theresien-Kreuz  versagt. 

78)  (19)  Siehe  S.  74,  Anm.  28. 

")  (19)  Laut  §  I  des  Vertrages  von  1835.  (Martens,  IV/i,  463 ff., 
Nr.  138.) 

78)  (19)  1845,  Mai  4.  (L.  Bittner,  Chronologisches  Verzeichnis  der 
österreichischen  Staatsverträge  [Veröffentlichungen  der  Kommission  für 
Neuere  Geschichte  Österreichs],  Bd.  II,  306,  Nr.  2671.  Siehe  auch 
Ad.  Beer,  Die  österreichische  Handelspolitik  im  19.  Jahrhundert,  77.) 

'9)  (19)  Der  zwischen  dem  Zarenreich  Polen  und  der  Republik 
Krakau  im  Jahre  1834  abgeschlossene  Vertrag  war  am  i.  Juni  1842  er- 
loschen. 

^°)  (19)  Colloredos  Bericht,  dd.  Petersburg,  3.  März/19.  Februar 
1846  (St.  A.).  Siehe  Szarota,  109  und  Anmerkung. 

81)  (20)  Am  25.  Februar  1846. 

82)  (20)  Dd.  Wien,  i.  März  1846.  (Beilage  einer  an  den  Residenten 
Liehmann-Palmrode  gerichteten  Weisung,  dd.  Wien,  i.  März  1846.  St.  A.) 

83)  (20)  Documents  diplomatiques  relatifs  ä  la  fin  de  l'existence 
politique  de  l'Etat  de  Cracovie  en  1846,  S.  7. 

84)  (20)  Allerdings  war  eine  endgültige  Beseitigung  der  konstitutio- 
nellen Formen  beabsichtigt.  Auch  in  dieser  Beziehung  teilte  Metternich 
die  Anschauungen  des  Zaren.  ».  .  .  Tous  les  Clements  dont  se  composait 
«t  dont  pourrait  etre  compose  le  gouvernement  Cracovien,  sont  vicies, 
—  so  urteilte  Zar  Nikolaus  —  le  retablissement,  la  construction  d'un 
gouvernement  national  y  parait  donc  devenu  impossible.  De  plus  l'empe- 
reur    reconnait    l'impossibilitd    de    retablir    ä    Cracovie    des    institutions 
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libres  du  i::enre  de  celles  qui  repssaient  naguere  ce  pays,  il  faut  les  rem- 
placer  par  un  ordre  de  choses  qui  evite  pour  Tavenir  les  maux  dont  le 
spectacle  vient  d'etre  donne  .  .  .«  (Bericht  Colloredos,  dd.  Petersburg. 
II.  März  27.  Februar  1846.  St.  A.) 

'*^)  (20)  5>La  premiere  tache  de  ce  gouvernement  -  so  heißt  es  in 
dem  Protokoll  —  sera  le  retablissement  et  le  maintien  de  la  sürete  pu- 
blique, et  il  aura  de  plus  ä  s'occuper  avec  assiduite  de  la  decouverte  et 
de  l'arrestation  des  auteurs  des  derniers  troubles  pour  les  livrer  aux  tri- 
bunaux  qui  seront  appeles  ä  se  saisir  de  leur  jugement.« 

^*')  (20)  Nur  im  Falle  der  Notwendigkeit  sollten  die  Truppen  der 
einen  oder  anderen  Schutzmacht  »zur  Aufrechthaltung  der  Ruhe«  im. 
Krakauer  Gebiet  verbleiben. 

>"')  (20)  ».  .  .  es  soll  aber  dafür  bei  der  Übergabe,  der  sonst  in  keiner 
Art  die  Form  einer  Capitulation  zu  geben  ist,  doch  die  Bedingung  fest- 
gesetzt Werden,  daß  alle  jene  Individuen,  die  der  Stammbevölkerung 
Krakaus  fremd  sind,  genannt  und  zur  freien  Verfügung  der  Schutzmächte 
gestellt  werden.« 

88)  (20)  Als  sich  die  Österreicher  nach  Podgorze  zurückgezogen- 
hatten, war  von  ihnen  die  aus  Flößen  bestehende  Weichselbrücke  durch 
Abhauen  der  Seile  unbenutzbar  gemacht  worden.  Da  die  Wiederher- 
stellung geraume  Zeit  in  Anspruch,  nahm,  kamen  die  Russen,  deren 
Marsch  sich  ungehindert  vollzog,  dem  Generalmajor  Collin  in  der  Be- 
setzung Krakaus  zuvor. 

89)  (20)  Der  Diktator  Tyssowski  und  die  übrigen  Insurgenten,  etwa 
8000  Mann,  hatten  in  der  Nacht  vom  2.  auf  den  3.  März  die  Stadt  ge- 
räumt. Am  folgenden  Tag  streckten  sie  an  der  preußischen  Grenze  die 
Waffen.  (Szarota,  77,  79  ff.) 

^^)  (21)  Die  preußischen  Truppen  waren  am  5.  März  in  das  Krakauer 
Gebiet  eingerückt. 

9^)  (21)  Metternich  an  den  Erzherzog  Ferdinand  d'Este.  Wien. 
6.  März  1846.  (Beilage  eines  Vortrages  an  den  Kaiser  vom  7.  März 
1846.  St.  A.) 

82)  (21)  Soweit  die  Zivilverwaltung  in  Betracht  kam.  —  Erzherzog 
Ferdinand  hatte  sich  bereit  erklärt,  dem  Fürsten  Paskiewitsch  nahezu- 
legen, daß  man  russischerseits  den  Österreichern  die  Besetzung  Krakaus 
allein  überlasse.  (Schreiben  an  Metternich  dd.  Lemberg,  i.  März  1846. 
Staatskonferenz,  Z.  244  ex  1846.  St.  A.)  Metternich  nahm  diesen  Antrag 
des  königlichen  Prinzen  an.  (vSchreiben  an  den  Erzherzog  vom  6.  März, 
Beilage  des  Vortrages  vom  7.  desselben  Monats)  und  beauftragte  den 
Residenten  in  Krakau,  den  russischen  und  den  preußischen  Vertreter  zu 
beeinflussen.  (Weisung  an  Palmerode,  6.  März  1846.  St.-A.) 

ö"')  (21)  Weisung  an  Wrbna  vom  6.  März  1846.  (Beilage  des  Vor- 
trages   vom   7.  desselben   Monats.    St.  A.)    »Nachdem   hier  das   diploma- 
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tische  Centrum  aller  auf  das  Freigebieth  Bezug  nehmenden  Gegenstände 
besteht,  dürften  E.  kön.  Hoheit  —  so  schrieb  Metternich  dem  Erzherzog 
am  selben  Tage  —  dieselben  als  außer  höchst  Ihrem  Bereiche  liegend 
zu  betrachten  geruhen.«  —  Auf  Einraten  der  Staatskonferenz  (Z.  848 
ex  1846,  St.  A.)  genehmigte  der  Kaiser  am  9.  März  sämtliche  Verfü- 
gungen Metternichs. 

94)  (^21)  Protokoll  dd.  Krakau,  6.  März  1846  (St.-A.,  siehe  Szarota,  84). 
Die  russischen  und  preußischen  Truppen  besetzten  den  Landstrich  längs 
der  russischen,  beziehungsweise  preußischen  Grenze,  während  die  Stadt 
Krakau  nilr  von  österreichischen  Truppen  okkupiert  wurde.  Der  preußi- 
sche Vertreter  hatte  den  Verhandlungen  nicht  beigewohnt  —  sonst  wären 
jene  Zugeständnisse  wohl  nicht  erfolgt.  (Bericht  Palmrodes,  dd.  Krakau, 
12.  und  17.  März  1846.  St.  A.)  —  Am  13.  März  unterzeichneten  Metter- 
nich und  die  Botschafter  Rußlands  und  Preußens  ein  Protokoll,  kraft 
dessen  die  Beschlüsse  der  Krakauer  Konferenz  ihre  offizielle  Sanktion 
erhielten  (St.  A.). 

^5)  (21)  Noch  vor  der  Ankunft  Wrbnas  war  Krakau  —  wie  bereits 
erwähnt  —  von  den  Truppen  Collins  wieder  besetzt  und  Graf  Castiglione 
von  dem  Erzherzog  Ferdinand  mit  derselben  Mission  betraut  worden, 
die  der  Kaiser  dem  Grafen  Wrbna  zugedacht  hatte.  Dieser  begab  sich 
in  der  Folge  seines  Amtes,  welcher  Vorgang  auf  Einraten  der  Staats- 
konferenz vom  Kaiser  am  18.  März  1846  genehrhigt  wurde.  (Staats- 
konferenz, Z,  318  ex  1846.  St.  A.)  Der  Militärkommandant  erhielt  den 
Titel  »chef  provisoire  de  l'administration  civile  et  militaire  de  Cracovie 
et  de  son  territoire«  (Wiener  Protokoll  vom  13.  März  1846,  §  3).  Eine  Ab- 
schrift der  Instruktion  Castigliones,  dd.  Wien,  17.  März,  erliegt  im  Wiener 
Staatsarchiv  (Beilage  einer  Weisung  an  Palmrode  vom  selben  Tage). 

9")  (21)  W^eisung  an  Colloredo  vom  7.  März  1846  (St.  A.). 

9^)  (21)  Am  28.  Februar  1846. 

^^)  (21)  »  .  .  .  comme  si  la  Separation  de  la  Belgique  —  bemerkte 
Nesselrode  —  n'avait  pas,  de  l'aveu  du  cabinet  de  Berlin  lui-meme,  fait 
crouler  une  des  principales  combinaisons  auxquelles  le  congres  ait  donne 
sa  sanction.«  (Nesselrode  an  Medem  [russischen  Botschafter  in  Wien], 
Petersburg,  21.  März/2.  April  1846.) 

89)  (21)  »Instructions  adressees  par  M^  le  comte  de  Nesselrode  ä 
Mr  l'aide  de  camp  general  de  Berg,  en  date  de  St.  Petersbourg  le 
6/18  mars  1846.«  (Abschrift  im  St.  A.)  Kopie  eines  Schreibens  des  Zaren 
Nikolaus  an  Friedrich  Wilhelm  IV.  dd.  Petersburg,  5./17.  März  1846. 
(St,  A.)  Über  General  von  Berg  vgl.  Szarota,  iii. 

100^  (21)  Vortrag  Metternichs  an  den  Kaiser  und  Handschreiben  an 
Graf  Ficquelmont,  Wien,  27.  März  1846  (St.  A.).  Siehe  Szarota,  113  ff. 

101^  (22)  Instruction  (ostensible)  pour  S.  E.  M^  le  comfe  de  Ficquel- 
mont.  Vienne   le  29  mars  1846.    (Beilage  einer  an  Colloredo  gerichteten 
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Weisung:  vom  23.  desselben  Monats.  St.-A.)  Metternich  führte  zur  Recht- 
fertigung der  von  ihm  vorgeschlagenen  Verhandlungsart  folgendes  ins 
Treffen:  den  Umstand,  daß  sich  einflußreiche  Persönlichkeiten  in  Preußen 
für  die  Existenz  Krakaus  und  seines  Gebietes  als  eines  unabhängigen 
Staatswesens  einsetzten,  das  ja  —  ein  ausgedehnter  Stapelplatz  der 
Konterbande  —  dem  Breslauer  Handelsstand  Gelegenheit  zur  Bereiche- 
rung biete;  das  Liebäugeln  der  preußischen  Regierung  mit  den  Liberalen: 
die  Möglichkeit,  es  könnte  Preußen  in  der  Frage,  was  künftig  in  politi- 
scher Hinsicht  mit  Krakau  geschehen  solle,  leichtsinnigerweise  Ver- 
pflichtungen gegenüber  Frankreich  und  England  eingegangen 'sein.  (In- 
struction [non  ostensible]  supplementaire  pour  S.  E.  Mr  le  comte  de 
Ficquelmont,  Vienne  le  29  mars  1846.) 

los)  (22)  Freiherr  von  Canitz  an  Fürst  Metternich,  Berlin,  5.  April 
1846  (St.  A.). 

103)  (22)  So  z.  B.  in  den  Schweizer  Angelegenheiten,  in  der  däni- 
schen Sukzessionsfrage  oder  in  Betreff  irgend  eines  französich-belgischen 
Projekts. 

104)  (22)  »Journal«  des  Grafen  Ficquelmont  über  seinen  Aufenthalt 
in  Berlin  (St.-A.). 

105)  (23)  Der  Prinz  von  Preußen  stand  auf  ihrer  Seite.  »II  regrettait 
—  so  heißt  es  in  Ficquelmonts  Journal  (Eintragung  vom  7.  April)  — 
qu'on  ne  voulut  plus  tetiir  compte  du  protocol  de  Teplitz;  il  paraissait 
vouloir  me  conseiller  de  ne  pas  l'abandonner;  il  me  dit  que  le  roi  avait 
^te  fort  afflige  personnellement  des  6venements  de  Posen,  qu'il  avait 
perdu  confiance  dans  les  Polonais  et  que  ce  nouveau  sentiment  du  roi 
lui  paraissait  devoir  donner  plus  de  garanties  pour  l'avenir.« 

10«)  (^23)  Privatschreiben  Trauttmansdorffs  an  Metternich,  dd. 
Berlin,  5.  Jänner  1846  (St.  A.). 

1°^)  (23)  »Observations«  des  Freiherrn  von  Canitz.  (Beilage  des 
Berichtes  Ficquelmonts  vom  16.  April  1846.  St.  A.)  Canitz  bestand  so- 
wohl auf  Änderung  der  Einleitung  wie  auf  Einschaltung  der  Worte 
»que  des  autres  puissances«  in  den  Art.  II.  Dieser  lautete  sonach  folgen- 
dermaßen :  »Cette  incorporation  ne  sera  mise  en  ex6cution  qu'apr^s  que 
tout  ce  qui  y  a  trait,  tant  ä  l'egard  des  relations  des  trois  hautes  parties 
contractantes  entr'elles,  que  des  autres  Puissances  sera  r6gle  .  .  .«  (Siehe 
Szarota,  121  ff.,  132  ff.) 

108)  (23)  Martens  IV.  P.  I.  533  ff.,  Nr.  141.  (Siehe  Szarota,  133^ 
Anm.  I.) 

lOä)  (23)  Die  Konferenz  zählte  bloß  drei  Mitglieder:  Metternich, 
Medem  und  Arnim.  Dieser  —  ein  Parteigänger  Metternichs  —  trat  im 
Juni  an  Westfalens  Stelle. 

HO)  (^23)  Zar  Nikolaus  hatte  am  16.  April,  König  Friedrich  Wil- 
helm IV.    am  3.  Mai  (Bittner,  II,    310,  Nr.  2693)    und  Kaiser  Ferdinand 
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am   lo.  Mai  1846  den  Vertrag  ratifiziert.    Die  Auswechslung    der    Ratifi- 
kationen fand  am   15.  Mai  statt. 

"1)  (24)  Dem  Protokoll  vom  13.  März  gemäß  war  dem  Militär- 
oberkommando der  Administrativrat  der  drei  Residenten  Österreichs, 
Rußlands  und  Preußens  an  die  Seite  gesetzt  worden. 

112)  (24)  Graf  ürloff  an  Metternich,  dd.  Michalowice,  ig./si-  Mai. 
Colloredos  Bericht,  dd.  Petersburg,  2.  Juni/22.  Mai  1846.  Wrbna  an 
Metternich,  dd.  Wien,  4.  Juni,  über  ein  Gespräch  mit  dem  Zaren  in 
Michalowice  (St.  A.).  Nikolaus  hatte  dem  Grafen  "Wrbna  gegenüber  auch 
den  Wunsch  geäußert,  daß  Österreich  die  Zollinie  so  bald  wie  möglich 
an  die  Grenze  des  Krakauer  Gebietes  verlege.  »Denn  nur  dadurch  —  so 
ließ  er  sich  vernehmen  —  wird  es  möglich  sein,  die  hübschen  Sachen 
abzuhalten,  die  uns  von  Preußen  her  geschickt  werden.« 

113)  (24)  Selbst  Canitz  schlug  die  Abberufung  der  drei  Residenten 
vor,  und  zwar  mit  der  Begründung,  daß  die  Regierung  nicht  mehr  be- 
stehe, bei  der  sie  beglaubigt  gewesen  seien.  »  .  . .  le  gouvernement  provisoire 
etabli  en  sa  place  a  d'autant  moins  besoin  d'agents  diplomatiques  que 
c'est  la  Conference  etablie  ä  Vienne  qui  forme  l'organe  des  trois  Puissances 
creatrices  el  protectrices.«  (Colloredos  Bericht  vom  3.  Juni/22.  Mai  1846.) 

114)  (24)  Protokolle,  dd.  Wien,  9.  Juni/28.  Mai  und  30. /18.  Juni  1846. 
(St.  A.  —  Siehe  auch  Szarota,  140  ff.)  Am  13.  Juli  lösten  zwei  öster- 
reichische Bataillone  die  im  Landgebiete  verteilten  russischen  und 
preußischen  Truppen  ab.  (Jacubenz,  250.) 

115)  (24)  Privatschreiben  Metternichs  an  Colloredo  vom  9.  August 
(St.  A.):  »  ...  II  est  entendu  que  la  communication  qu'il  s'agit  de  faire 
aux  cours  de  Londres  et  de  Paris  leur  sera  adressee  par  les  representants 
des  trois  Puissances  respectivement  accredites  aupres  de  ces  deux  cours 
et  qu'ils  se  porteront  ä  cette  demarche  sur  l'avis  et  d'apres  les  directions 
qui  leur  parviendront  de  la  Conference  de  Vienne.«  (Copie  d'une  depeche 
au  cie  de  Medem  en  date  de  St.-Petersbourg  de  19  aoüt  1846.  St.  A.) 

116)  (24)  Weisung  an  Trauttmansdorff  vom  20.  Mai  1846.  (St.  A.) 
11^)  (24)  Nämlich  wie  Preußen  sie  verstand. 

118)  (24)  »  .  .  .  cela  par  la  raison  que  le  ministere  (fran9ais)  se 
trouvera  alors  plus  libre  de  son  action  qu'il  ne  peut  l'etre  avant  que  cette 
epoque  de  crise  ne  soit  passee  .  .  .  .«  (Weisung  an  Colloredo  vom 
10.  Juni  1846.  St.  A.)  (Vgl.  Szarota,  144.) 

^^^)  (25)  ».  .  ■  Laufen  wir  nicht  Gefahr,  Guizots  Stellung  zu  er- 
schüttern, entweder  die  gegen  sein  Gouverment  oder  die  gegen  die 
conservativen  Mächte?  Kann  das  Whig-Ministerium  nach  Wellingtons 
Rede  anders  als  dreimal  stärker  für  die  Existenz  Crakaus  auftreten? 
Werfen  wir  nicht  einen  neuen  Gährungsstoff  in  das  Meinungsgebrodel  in 
Teutschland,  das  durch  die  Schleswigholsteiniana  schon  ganz  im  Drehen 
ist?  ...  Ich  schlage  vor,  den  Status  quo,  gegen  den  Niemand  etwas  sagen 
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darf,  ins  Unbestimmte  zu  verlänf;ern  und  von  der  Zukunft  einen  günstigen 
Tag  zu  erwarten  einen  Tag,    an  dem  weder  die  Kammern  noch  das 

Parlament  sitzen  -  der  günstige  Chancen  für  die  Ausführung  des  Ver- 
trages darbiethet  .  .  .«  (Schreiben  des  Königs  an  Metternich  vom  28.  Au- 
gust 1846.  St.  A.) 

*äOj  (25)  »  .  .  .  ich  bleibe  im  Vertrag,  als  wäre  er  nicht  gegen  meinen 
Kath.  sondern  auf  meinen  Rath  geschlossen  worden.« 

1-')  (25)  Canitz  an  Metternich,  Berlin  7.  September  1846.  (St.  A.) 
(Siehe  Szarota,   149  ff.) 

122)  (25)  Metternich  an  den  König,  Wien,  27.  September  1846,  worin 
es  ferner  heißt :  »  .  .  .  und  bitte  E.  M.,  sich  in  jedem  Falle  auf  mich  zu 
verlassen,  denn  ich  gehöre  nicht  zu  denjenigen,  welche  Vertrauen  zu 
mißbrauchen  die  Gefahr  laufen  .  .  .«  (Siehe  Treitschke,  Deutsche  Geschichte 
im  neunzehnten  Jahrhundert,  V,  549.) 

i23j  (25)  Canitz,  dem  Metternich  am  30.  desselben  Monats  geschrieben 
hatte,  beantwortete  beide  Briefe  in  folgender  Weise:  »Aus  E.  D.  .  .  . 
Schreiben  .  .  .  habe  ich  ersehen,  wie  E.  D.  mit  den  diesseitigen  Ansichten 
über  .  .  .  die  polnische  (Krakauer  Angelegenheit)  .  .  .  einverstanden 
sind.«  (Brief  vom  16.  Oktober  1846.  St.  A.) 

*")  (25)  Colloredos Bericht,  dd.  Petersburg,  3.  Oktober/21.  September, 
und  Weisung  an  Colloredo  vom  6.  Oktober  1846. 

^25)  (25)  Schreiben  an  Canitz,  Wien,  18.  Oktober  1846.  (St.  A.) 

126)  (25)    Canitz  an  Metternich,  Berlin,    i.  November  1846.  (St.  A.) 

12")  (25)  Diesen  »Ausspruch«  zitierte  Metternich  in  einem  Vortrage 
vom  24.  Oktober.  (St,  A.) 

128)  (26)  Vortrag  Mettemichs  vom  24.  Oktober  1846.  (St.  A.) 

"*)  (26)  ».  .  .  Der  H.  Kammer-Präsident  (hat)  auf  meine  Auf- 
forderung bereits  die  benöthigten  Vorarbeiten  im  Geheim  eingeleitet.« 
(Ibidem.) 

130)  (26)  Resolution  vom  25.  Oktober  1846.  (Staatskonferenz,  Z.  1246 
ex  1846.  St.  A.)  Weitere  Vorschläge  betrafen  ein  Manifest  der  drei 
Schutzmächte,  das  im  Augenblick  der  Annexion  kundgemacht  werden 
sollte,  und  das  kaiserliche  Besitzergreifungspatent. 

131)  (27)  Einstimmig  wurde  erklärt,  »i.  daß  jeder  Rückschritt  des 
österreichischen  Staates  von  einer  nicht  nur  im  Grundsatze  längst  be- 
schlossenen, sondern  sogar  schon  in  der  Ausführung  begriffen  gewesenen 
Maßregel  der  Ehre  des  Staates  nachteilig  sein  und  ihn  insbesondere 
Rußland  gegenüber,  welches  die  Vollziehung  der  Übereinkunft  wegen 
Krakau  lebhaft  betreibt,  in  eine  schiefe  Stellung  versetzen  würde.  2.  Daß 
die  sofortige  definitive  Regelung  der  Krakauer  Verhältnisse  und  das 
gänzliche  Erlöschen  des  den  vorzüglichsten  Hort  für  den  Polonismus 
abgebenden  Freistaates  eine  conditio  sine  qua  non  der  Pazifizierung 
Galiziens  sei.  3.  Daß  die  längere  Fortsetzung  des  jetzigen  Administrations- 

86 


Provisoriums  in  Krakau  —  auch  wenn  es  unter  österreichischer  Firma 
allein  geführt  werden  sollte  —  praktisch  untunlich,  mit  dem  Ruin  jeder 
Ordnung  und  allen  Wolstandes  im  Freistaate  verknüpft  sein  und  nebstbei 
den  österreichischen  Finanzen,  ohne  allen  Ersatz,  bedeutende  Lasten 
auflegen  würde.«  (»Als  einen  Beleg  dieser  Wahrheit  erkannte  man  — 
so  bemerkte  Fürst  Metternich  —  die  soeben  von  der  das  Krakauer  Frei- 
gebiet dermalen  verwaltenden  Behörde  gelieferten  Ausweise  der  gänz- 
lichen Erschöpfung  der  dortigen  Kassen  und  die  daraus  hervorgehende 
sofortige  Anforderung  bedeutender  Zuschüsse  von  Seite  der  k.  k.  Finanzen 
adato  I.  Dezember  d.  J.  an.«)  4.  Daß  die  bei  Eintreten  der  Inkorporations- 
Maßregel  allerdings  zu  erwartenden  Ausfälle  der  Presse,  der  Oppositionen 
in  den  Kammern  und  einer  irregeleiteten  öffentlichen  Meinung  auch  bei 
der  Fortdauer  des  Provisoriums  unter  österreichischer  Firma  nicht  aus- 
bleiben, vielmehr  durch  die  länger  andauernde  Spannung  und  die  oben 
angedeuteten  materiellen  Nachtheile  der  Maßregel  noch  erbitterter  und 
anscheinend  mehr  gerechtfertigt  sich  gestalten  würden.  Daß  daher  5., 
alles  wol  erwogen  und  abgewogen,  die  Bedenklichkeiten,  welche  der  als- 
baldigen Vollziehung  der  Inkorporations-Maßregel  entgegengestellt  werden 
könnten,  überwogen  seien  durch  die  evidenten  Nachtheile  und  Gefahren, 
welche  aus  einer  ferneren  Verschiebung  des  Vollzugs  der  Maßregel  ent- 
springen würden.«  (Protokoll  einer  am  3.  November  1846  gepflogenen 
Besprechung.  St.  A.)  Bloß  Ficqüelmonts  Gutachten  (vom  2.  November) 
konnte  aufgefunden  werden;  es  erliegt  im  Staatsarchive.  (Vgl.Szarota,  151  ff.) 

132)  (27)  Nesselrode  an  Medem,  dd.  Petersburg,  2.  November/21.  Ok- 
tober (Martens,  IV,  P.  I,  531).  Vgl.  Szarota,  150.  ».  .  .  Le  dernier  mot  .  .  . 
est  celui  —  bemerkte  Graf  Ficquelmont  in  seinem  Gutachten  —  que, 
si  Cracovie  ne  devient  pas  autrichien,  il  deviendra  russe;  mais  Cracovie 
n'est  pas  un  point  isole;  pour  un  avenir  plus  ou  moins  eloigne,  c'est  la 
Galicie  tout  entiere.  La  Galicie  nous  est  ouvertement  hostile;  un 
mouvement  secret  la  pousse  vers  la  Russie;  au  moment  oü  la  Russie 
le  voudrait,  ce  mouvement  secret  se  prononcerait  hautement  .  .  .  nous 
sommes  en  face  de  deux  inevitableä  dangers:  le  danger  polonais  qui  est 
flagrant,  actif  et  qui  a  pour  allie  l'element  revolutionnaire  de  tous  les 
pays  .  .  .  le  danger  russe,  plus  61oigne,  mais  inevitable  si  nous  ne  savons 
pas  triompher  du  danger  polonais;  car  c'est  alors  la  Russie  qui  s'en 
chargera  en  finissant  par  se  soumettre  et  s'assimiler  tout  ce  qui  existe 
de  polonais.« 

133)  (27)  Denn  dies  könnte  bei  einer  Fortdauer  der  militärischen 
Administration  entweder  gar  nicht  oder  nur  mit  großen  Schwierigkeiten 
und  empfindlichem  Zeitverlust  erreicht  werden. 

134)  (27)  Siehe  S.  26. 

135)  (27)  Vortrag  Metternichs  vom  5.  November  1846.  (Staats- 
konferenz, Z.  1288  ex  1846.  St.  A.)   Handschreiben  wurden  erlassen  an: 
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Inzaghi,  Sedlnitzky,  TaafTe,  Kübeck,  Hardegg.  Der  Oberste  Kanzler,  Graf 
Inzaghi,  erhielt  den  Auftrag,  den  Entwurf  des  Besitzergreifungspatents 
vorzulegen  und  die  Verfügungen  zu  beantragen,  die  der  Herausgabe 
dieses  Patents  unmittelbar  folgen  sollten,  damit  man  bis  zur  endgültigen 
Organisierung  der  Verwaltung  jede  Störung  des  Geschäftsganges  vermeide; 
ferner  hatte  er,  gemeinschaftlich  mit  den  dabei  beteiligten  Präsidenten 
der  Hofstellen,  Vorschläge  wegen  Ernennung  des  Hof  kommissärs  sowohl 
wie  der  Fachreferenten  zu  erstatten  und  den  Entwurf  einer  Instruktion 
auszuarbeiten.  --  Die  Wiener  Konferenz  hatte  am  6.  November  statt- 
gefunden. (Vgl.  Szarota,  152.) 

136)  (^27)  Szarota,  153. 

13')  (27)  Documents  diplomatiques  relatifs  ä  la  fin  de  l'existence 
politique  de  l'Etat  de  Cracovie  en  1846,  S.  12 — 24.  (St.  A.,  vgl.  Szarota, 
153,  Anm.  2,  und  S.  154.)  Es  war  beschlossen  worden,  die  Einver- 
leibung Krakaus  in  die  Monarchie  gleichzeitig  mit  dem  Einlangen  der 
(vom  6.  November  datierten)  Weisungen  erfolgen  zu  lassen.  Metter- 
nich  hatte  den  kaiserlichen  Botschafter  in  London,  Grafen  Moritz  Die- 
trichstein bereits  am  4.  November  ermächtigt,  Lord  Palmerston  ganz; 
vertraulich  mitzuteilen,  daß  und  warum  die  drei  Schutzmächte  im  Be- 
griffe stünden,  eine  endgültige  Entscheidung  über  die  Krakauer  Ange- 
legenheit zu  treffen.  (Weisung  an  Dietrichstein,  4.  November  1846.  St.  A.> 
Aber  mehr  durfte  der  Botschafter  nicht  sagen.  >.  .  .  attendez  pour  pro- 
noncer  le  mot  incorporation  —  so  heißt  es  in  einer  geheimen  Weisung 
vom  gleichen  Tage  —  l'arrivee  du  courrier  qui  suivra  le  present  dans 
deux  fois  vingt-quatre  heures.« 

138)  (28)  Ursprünglich  war  Graf  Prokop  Lazanzky  für  dieses  Amt 
in  Aussicht  genommen  worden;  er  hatte  jedoch  »in  tiefster  Beklommen- 
heit seinen  Gemütszustand  vorgestellt,  welcher  es  ihm  unmöglich  mache, 
den  a.  h.  Befehl  zu  vollziehen«.  Die  Wahl  fiel  daher  auf  den  früheren 
Kreishauptmann  in  Galizien,  Grafen  Deym,  für  den  schon  der  Umstand 
sprach,  daß  er  seinerzeit  dem  Grafen  Castiglione  an  die  Seite  hätte  ge- 
setzt werden  sollen.  (Kolowrats  Vortrag  an  den  Kaiser  vom  11.  Novem- 
ber 1846.  Staatskonferenz,  Z.  13011/2  ex  1846.  St.  A.) 

i39j  (^28)  In  der  Stellung  Castigliones  als  unmittelbar  vom  Hofkriegs- 
rat abhängigen  Militärkommandanten  trat  jedoch  keine  Änderung  ein. 

1^0)  (28)  Graf  Deym  erhielt  zwei  Instruktionen,  von  denen  die  eine 
die  Verwaltung,  die  andere  das  Finanzwesen  betraf.  (Staatskonferenz, 
Z.  1299V2  ex  1846.  St,  A.) 

1*1)  (28)  Vortrag  des  Hofkriegsratspräsidenten  Grafen  Hardegg  von:> 
12.  November  1846.  (Staatskonferenz,  Z.  1307  ex  1846.  St.  A.) 

1")  (28)  Schreiben  dd.  Wien,  14.  November  1846.  (St.  A.  — 
Siehe  Szarota,  154.) 
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1^3)  (28)  Das  Besitzergreifungspatent  und  Castigliones  Manifest  finden 
sich  abgedruckt  in  den  »Documents  diplomatiques«  p.  26  ff.,  29  ff.,  und 
im  »Österreichischen  Beobachter«  vom  19.  November  1846,  Nr.  323.  Der 
vorletzte  Absatz  des  Patents  (S.  30,  bzw.  1278)  wurde  auf  Antrag  Hartigs 
hinzugefügt.  (Staatskonferenz  Z.  1299V2  ^^  1846.  St.  A.) 

1^^)  (28)  Materielle  Gründe:  Drohender  Ausbruch  einer  Revolution 
in  Krakau;  vollständig  zerrütteter  Finanzzustand  der  Krakauer  Regie- 
rung; drohende  Gefahr  einer  abermaligen  Revolte  in  Galizien.  Moralische 
und  diplomatische  Gründe :  Festigung  der  Mächte  nach  außen  durch  ihre 
Konsolidierung  im  Innern;  breite  und  tiefe  Kluft  zwischen  England  und 
Frankreich,  seitdem  die  Heirat  Montpensiers  die  »Entente  cordiale«  ge- 
sprengt habe;  Kammerferien  in  Paris,  Parlamentsferien  in  London;  besser 
sei  es,  daß  die  Sache  vor  die  Kammer  als  eine  »verdaute«  und  nicht 
erst  »zu  verdauende  Speise«  komme.  (Metternich  an  Friedrich  Wilhelm  IV., 
Wien,  7.  November  1846.  St.  A.) 

145)  (28)  ».  .  .  sollte  dies  der  Fall  (sein),  so  liegt  der  Grund  der  Ir- 
rung nicht  im  Mangel  an  Prüfung,  und  mehr  können  die  Menschen  nicht 
thun  als  prüfen  vor  dem  Handeln.« 

146)  (28)  Sie  betrafen  die  Errichtung  eines  Freilagers  mit  möglich- 
ster Vereinfachung  und  Erleichterung  der  Kontrollmaßregeln;  die  Nicht- 
Überschreitung der  bestehenden  Durchfuhrzölle  und  die  Steuerbehandlung 
der  Eisenbahngüter.  (Weisung  an  Trauttmansdorff  vom  7.  Jänner  1847. 
St.  A.)  Infolge  Zusicherung  Österreichs,  diese  drei  Punkte  anzunehmen 
und  über  alles  Weitere  sich  noch  mit  Preußen  zu  verständigen,  hatte  Graf 
Arnim  das  Protokoll  vom  6.  November  mitunterzeichnet.  (Siehe  auch 
Treitschke,  V,  550.  An  dieser  Stelle  sei  auf  F.  41  der  administrativen 
Registratur  des  Wiener  Staatsarchivs  und  auf  F,  29  Polen,  IV.  Abt.  B, 
verwiesen,  wo  sich  reichhaltiges  Material  über  die  Handelsfrage  findet. 
Vgl.  auch  Szarota,  148  ff.,  152,  168,  170.) 

147)  (28)  Note  Arnims  vom  25.  November  1846,  die  folgende  Forde- 
rungen betraf:  i.  Sicherung  des  Transitoverkehrs  gegen  jede  Erschwe- 
rung. 2.  Ein  Freilager  in  Krakau  für  Waren  jeden  Ursprungs  und  unter 
möglichst  geringen  Beschränkungen.  3.  Eine  den  preußischen  Straßen 
und  Ämtern  korrespondierende  Ordnung  der  Zollstraßen  und  -ämter  im 
Krakauer  Gebiet.  4.  Die  Regulierung  der  Verhältnisse  zwischen  der 
oberschlesischen  und  der  Krakau-oberschlesischen  Eisenbahn.  5.  Die  in 
steuerlicher  Beziehung  dem  Gütertransport  auf  der  Eisenbahn  zu  gewäh- 
rende Erleichterung.  6.  Die  Bewilligung  einigen  Ersatzes  für  die  ober- 
schlesische  Eisenbahngesellschaft  wegen  der  durch  die  veränderte  Be- 
deutung der  Krakau-oberschlesischen  Bahn  ihr  erwachsenden  Nachteile. 
7.  Die  Regulierung  der  durch  das  Aufhören  des  preußischen  Postamtes 
in  Krakau  einer  solchen  bedürftig  werdenden  wechselseitigen  Verhält- 
nisse.   8.  Garantie   der   Fortdauer   der  Freihandelsverhältnisse   in  Brody. 
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«).  Erhaltuni;  der  en,s:lischen  Judenbekehrungsanstalt  in  Krakau.  »Ces  ar- 
ticles  bemerkte  Metternich  —  n'ayant  ete  que  le  delaiement  des  trois 
articles  precedemment  formules.«  (Weisung  an  Colloredo  vom  7.  Dezember 
1846.  St.  A.) 

^*^)  (2Q)  Zwischen  Hock  und  dem  preußischen  Legationsrat  Kamptz. 
(Treitschke,  V,  552fr.) 

^*^)  (29)  Arnims  Note  vom  6.  Dezember  1846. 

*•'")  (29)  Siehe  Seite  23. 

»■^i)  (29)  Canitz  an  Arnim,  Berlin,  24.  Dezember  1846.  (Beilage  einer 
Note  Arnims  vom  28.  desselben  Monats.  Ad  Weisung  an  Trauttmans- 
dorff  vom  7.  Jänner  1847.  St.  A.) 

*52)  (29)  Die  Kundmachung  sollte  am  21.  Jänner,  der  Vollzug  am 
29.  desselben  Monats  stattfinden. 

'5')  (29)  Nach  der  Auffassung  Metternichs  handelte  es  sich  in  betreff 
des  zweiten  Artikels  der  Aprilkonvention  einzig  und  allein  um  die  Rege- 
lung dessen,  was  sich  auf  die  Vollziehung  der  Einverleibung  Krakaus  in 
die  Monarchie  bezog,  und  nicht  um  eine  vertragsmäßige  Verpflichtung 
der  kaiserlichen  Regierung,  »aus  diesem  Anlasse  auf  anderweitige,  ihre 
übrigen  erbländischen  Besitzungen  betreffende  kommerzielle  Zugeständ- 
nisse einzugehen«.  (Ad  Staatskonferenz,  Z.  276  ex  1847.  St.  A.) 

*54)  (29)  »Es  wird  .  .  .  festgestellt  werden,  daß  alle  Waaren,  welche 
aus  dem  Auslande  über  die  ZoUinie  des  Krakauer  Landesteiles  auf  gesetz- 
lichen Wegen  hereintreten,  wenn  sie  als  Transitogüter  zollämtlich  be- 
handelt und  wieder  über  ein  im  vormals  Krakauer  Gebiet  gelegenes  Zoll- 
amt in  das  Ausland  gebracht  werden,  von  jedem  Durchfuhrzoll  frei  sein 
sollen,  insofern  als  ihre  Bewegung  von  der  Zeit  des  Eintrittes  bis  zum 
Austritte  auf  das  gedachte  Gebiet  beschränkt  geblieben  ist.  Auch  dann 
wird  diese  zollfreie  Behandlung  zugelassen,  wenn  die  (gebührenfreie) 
Einlagerung  der  eben  bemerkten  Durchfuhrgüter  in  die  zu  Krakau  be- 
findlichen zollämtlichen  Magazine  (Packhof)  in  Anspruch  genommen  und 
durch  selbe  in  Durchfuhr  unterbrochen  oder  ausgesetzt  wird.c  (Weisung 
an  Trauttmansdorff  vom  7.  Jänner  1847.  St.  A.) 

*55)  (29)  Und  zwar  über  die  Punkte  1—7  der  Note  vom  25.  No- 
vember. (Siehe  S.  89,  Anm.  147.) 

156)  (20)  Art.  2  des  Berliner  Vertrages  vom  15.  April  1846.  (Metter- 
nich an  Trauttmansdorff,  Wien,  7.  Jänner  1847.  St.  A.)  »Ich  ertheile 
—  resolvierte  der  Kaiser  am  12.  Jänner  auf  den  Vortrag  Metternichs 
vom  6.  Jänner  —  Ihrem  in  der  unliebsamen  Sache  enthaltenen  Benehmen 
meine  volle  Genehmigung.  Sie  haben  dieselbe  meinem  Hof-Kammer-Prä- 
sidenten durch  die  Mittheilung  der  gegenwärtigen  Resolution  zur  Kenntniß 
zu  bringen,  in  deren  Folge  derselbe  seinerseits  in  dem  nach  Berlin  kund- 
gegebenen Maße  vorzugehen  haben  wird.«  (Staatskonferenz,  Z.  18  ex 
1847.) 
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1^')  (3o)  Die  Eröffnung  sollte  am  ii.  April  1847  stattfinden.  Vgl. 
über  diesen  vereinigten  Landtag:  Treitschke,  V,  591  ff. 

i''8j  (30)  Resolution  des  Kaisers  dd.  2g.  März  1847  auf  einen  \'or- 
trag  Metternichs  vom  26.  desselben  Monats.  (St.  A.) 

1''")  (30)  ».  .  .  wobei  jedoch  —  so  heißt  es  in  Werners  Instruktion 
vom  2g.  März  —  selbstverständlich  bleibt,  daß  es  der  preußischen  Re- 
gierung überlassen  sein  müsse,  hinsichtlich  der  in  diesen  drei  Bezie- 
hungen von  ihr  gehegten  Wünschen  die  Initiative  zu  ergreifen  und  die 
darüber  zu  verabredenden  Bestimmungen  artikulirt  vorzuschlagen,  sowie 
überhaupt  alle  diejenigen  Verkehrsverhältnisse  namhaft  zu  machen,  über 
welche  in  Verhandlung  zu  treten  sie  wünschen  möchten.«  (St.  A.)  — 
Treitschke  (V,  553)  ist  in  einem  Irrtume  befangen,  wenn  er  annimmt, 
daß  Werner  nach  Berlin  geschickt  worden  sei,  -»um  eine  ganz  allgemein 
gehaltene  Denkschrift  über  eine  mögliche  deutsch-österreichische  Handels- 
einigung vorzulegen«.  Ja  nicht  einmal  eine  solche  zwischen  Preußen  und 
Österreich  kam  in  Betracht.  Nur  wünschen  tat  es  der  preußische 
Minister. 

160^  (30)  Beilage  der  Instruktion  Werners  vom  29  März. 

161)  (30)  ».  .  .  ich  meine  nicht,  daß,  wie  einmal  die  Dinge  stehen 
—  S3  ließ  sich  Canitz  gegenüber  Werner  vernehmen  —  in  derselben 
(Krakauer  Punktation)  von  unserer  Seite  irgend  eine  Modifikation  oder, 
wenn  es  hoch  kömmt,  die  eine  oder  andere  ganz  unbedeutende  wird  ge- 
fordert werden.«  (Werners  Bericht  an  Metternich,  dd.  Dresden,  11.  April 
1847.  Beilage  einer  Weisung  an  Trauttmansdorff  vom  6.  Mai  1846,  St.  A.) 

162)  (^^i)  Als  den  Hauptgegenstand  der  Verhandlung  bezeichnete 
Canitz  folgendes: 

1.  »Um  die  beiderseitigen  Zollsysteme,  soweit  es  sich  überhaupt  als 
ausführbar  darstellen  wird,  in  eine  gewisse  Harmonie  zu  bringen,  ins- 
besondere um  den  Schleichhandel  zu  unterdrücken  —  was  nicht  füglich 
anders  gründlich  zu  bewirken  ist,  als  indem  zugleich  der  legale  Verkehr 
beschützt  und  gehoben  wird  —  werden  gegenseitige  Annäherungen  der 
Tarifsätze  zu  näherer  Erwägung  zu  stellen  sein;  welche  Gegenstände 
diese  hauptsächlich  betreffen  dürften,  dies  ergiebt  sich  daraus,  welche 
Artikel  für  die  zollvereinsländische  Einführung  in  die  kaiserlichen  Lande 
von  besonderer  Bedeutu-ng  sind  oder  solche  erhalten  können,  wenn  sie 
unter  annehmbaren  Bedingungen  zugelassen  würden.  Eine  solche  Ver- 
einbarung würde  dem  .  .  .  sub  a  bezeichneten  Punkte  (Zollbestimmungen 
für  den  gegenseitigen  Verkehr)  entsprechen,  indem  , Zollbestimmungen' 
überhaupt  nur  da  stattfinden  können,  wo  keine  absolute  Prohibition  im 
Wege  steht. 

2.  Für  die  Erleichterung  des  kleinen  Grenzverkehrs  würden  zu- 
nächst landwirtschaftliche  Erzeugnisse  und  Naturprodukte  in  rohem  Zu- 
stand und  diejenigen  Handwerkswaaren,  welche  im  gewöhnlichen  kleinen 
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Grenzveikehr  und  auf  den  Jahrmärkten  der  Grenzstädte  vorzukommen 
pflegen,  in  Betracht  zu  ziehen  sein. 

3.  Der  Abschluß  eines  Zollcartells  wird  seinen  Zweck  am  sichersten 
erfüllen,  wenn,  wie  schon  gesagt,  die  Lockungen  gesetzwidrigen  Ge- 
winnes herabgedrückt  werden,  welche  die  Einfuhrverbote  und  über- 
mäßigen Zölle  auf  nothwendige  Bedürfnisse  darbieten.  In  dem  Maße,  wie 
diese  Hindernisse  legalen  Verkehrs  vermindert  werden,  wird  es  erleich- 
tert, den  Schleichhandel  zu  unterdrücken,  was  sonst  den  schärfsten  Maß- 
regeln sehr  schwer  bleibt.« 

(Canitz  an  Werner,  8.  April  1847.  Beilage  einer  Weisung  an  Trautt- 
mansdorff  vom  6.  Mai  1847.  St.  A.) 

16;»)  (31)  Was  jedoch  die  Konvention  wegen  Krakau  betraf,  so 
wollte  Metternich  wesentliche  Abänderungen  keineswegs  zulassen  und  er 
beauftragte  Trauttmansdorff,  dem  preußischen  Minister  zu  erklären,  »daß 
überhaupt  jede  neue  Unterhandlung  über  einen  nach  unserem  Gefühle 
eigentlich  abgemachten  Gegenstand  secondärer  Art  dem  wichtigeren  Ge- 
schäfte, welches  eben  begonnen  werden  soll,  nur  würde  Eintrag  thun 
können«.  (Weisung  vom  6.  Mai  1847.  St.  A.) 

16^)  (31)  Die  Wahl  fiel  auf  den  Referenten  der  auswärtigen  Handels- 
angelegenheiten bei  der  Hofkammer,  Hofrat  Karl  von  Esch. 

^^^)  (31)  Daher:  Anpassung  der  preußischen  Vorschläge  und  Wün- 
sche an  die  österreichischen  Verhältnisse;  Grundsatz  gleichen  Zollaus- 
maßes gegenüber  dem  Ausland  ohne  Unterschied  der  Nationalität  im 
österreichischen  Zollsystem  und  gleiche  Zollbehandlung  der  Untertanen 
der  beiden  kontrahierenden  Teile,  wie  sie  bereits  in  den  Handelsver- 
trägen Österreichs  mit  fremden  Staaten  festgesetzt  war.  (Vortrag  Metter- 
nichs  vom  26.  April,  kaiserliche  Resolution  vom  4.  Mai  1847.  Staats- 
konferenz, Z.  387  ex  1847.) 

i66j  ^^^l'^  Das  erste  betraf  die  Erleichterungen  des  Grenzverkehres 
mit  Leinengarn  und  roher  ungebleichter  Leinwand;  das  zweite  die  Re- 
gelung des  kleinen  Grenzverkehres  überhaupt  und  insbesondere  mit 
landwirtschaftlichen  Produkten;  das  dritte  eine  Erläuterung  zum  ersten 
Protokoll  samt  Zusicherung,  die' Bestimmungen  auf  weitere  Gegenstände 
auszudehnen.  Am  19.  November  1847  erfolgte  die  kaiserliche  Genehmi- 
gung. (Bittner,  II,  317,  Nr,  2732  und  2733.  —  Beer,  die  österreichische 
Handelspolitik  im  19.  Jahrhundert,  82.)  Im  §  24  des  Protokolls  vom 
21.  Oktober  erklärte  Österreich,  daß  es  keinen  Anstand  nehme,  dieselben 
Erleichterungen  auch  an  der  bayrischen  und  an  der  sächsischen  Grenze 
eintreten  zu  lassen,  wenn  dies  von  München  und  Dresden  gewünscht 
werden  sollte.  (Gubernialkundmachung  vom  29.  Dezember  1847  [Provi- 
sorische Gesetze  ex  1847,  Nr.  187,  S.  4780";  Nr.  188,  S.  492  ff.].) 

167)  (32)  Es  handelte  sich  vornehmlich  um  zwei  Einwürfe:  i.  ward 
behauptet,    es    sei  von   den   drei  Schutzmächten  infolge  Widerrufes    der 
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Verträge  vom  3.  Mai  1815  auch  die  Wiener  Kongreßakte  zerrissen 
worden;  2.  bestritt  man  den  Schutzmächten  das  Recht,  ohne  Zustim- 
mung sämtlicher  Unterzeichner  der  Wiener  Kongreßakte  etwas  zu  ver- 
fügen. (Zirkularschreiben,  dd.  Wien  und  Berlin,  29.  November  1846 
[Documents  diplomatiques,  35  ff.,  37  ff.].)  Das  russische  war  vom  20. 
desselben  Monats  datiert.  Die  Missionen  erhielten  ein  Material,  das 
in  zwei  Aufsätzen  niedergelegt  war  (ibidem  41  ff.,  45ff.)l  der  eine  be- 
leuchtete die  Lage,  der  andere  bezeichnete  in  gedrängter  Kürze  das, 
was  die  drei  Mächte  als  ihr  Recht  erkannten. 

168)  (32)  Palmerston  an  Ponsonby,  23.  November  1846.  Guizot  an 
Flahault,  3.  Dezember  1846  (Documents  diplomatiques,  49  ff.,  57  ff.)-  Vgl. 
Szarota,  157  ff. 

169)  (32)  »  .  .  .  La  France  n'a  point  donne  l'exemple  d'une  sem- 
blable  atteinte  ä  la  politique  de  conservation  et  de  paix.  .  .  .  Elle  pour- 
rait  se  rejouir  d'un  acte  qui  l'autoriserait,  par  une  juste  reciprocite,  ä 
ne  consulter  desormais  que  le  calcul  prevoyant  de  ses  interets  .  .  .« 
(Vgl.  Szarota,  160.) 

170)  (32)  Vgl.  Metternich  VII,  354ff.,  356ff,  358ff,  Nr.  1593-1595. 
(Vgl.  Szarota,  162.) 

*^9  (33)  Über  Form  und  Inhalt  dieser  vom  4.  Jänner  1847  datierten 
Depeschen  war  man  in  einer  Konferenz  vom  3.  Jänner  schlüssig  ge- 
worden (St.-A.).  Bereits  am  17.  Dezember  hatte  Canitz  den  preußischen 
Missionen  bei  den  Bundesregierungen  folgendes  mitgeteilt:  »Eine  Polemik 
der  Kabinette  würde  in  dieser  (Krakauer)  Angelegenheit  schwerlich  zu 
einem  Einverständnis  führen.  Die  drei  Mächte  werden  auf  die  erhobenen 
Proteste  durch  eine  solidarisch  gemeinsame,  ruhige,  bestimmte  Erklärung 
antworten,  auf  die  Überzeugung  gestützt,  keinen  Eingriff  in  fremdes 
Recht  gemacht,  dem  ausgebrochenen  übel  und  Unrecht  gewehrt  zu 
haben«  (St.-A.).  (Vgl.  Szarota,  169.)  Metternich  berief  sich  auf  diese 
preußische  Zirkulardepesche  in  einem  Rundschreiben  an  die  kaiserlichen 
Gesandtschaften  im  Deutschen  Reich,  dd.  27.  Dezember  1846  (St.-A.). 

*'^)  (33)  Am  8.  Jänner  fand  die  Eröffnung  der  Kammern,  am 
19.  desselben  Monats  die  des  Parlamentes  statt.  Der  englische  Gesandte 
Lord  Ponsonby  hatte  den  Staatskanzler  ersucht,  noch  vor  der  Eröffnung 
des  Parlaments  eine  Vertrauensperson  nach  London  zu  senden,  die  den 
Ministern  genauen  Aufschluß  über  die  Krakauer  Sache  geben  sollte. 
»The  misapprehension,  the  numerous  wilful  misrepresentations  and  actival 
falshood  published  by  hundred  of  writers  —  so  heißt  es  in  Ponsonbys 
Schreiben  —  have  done  much  and  will  do  more  in  aid  of  the  attain- 
ment  of  the  object  they  are  in  pursuit  of,  which  is  to  establish  an  union 
amongst  all  the  votaries  of  the  principle  ot  representative  governments 
against  others  who  live  under  governments  of  a  different  form.  Your 
Hig:hness  knows  the  dreadful  mischiefs  that  would  attend  such  an  union. 
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and  von  know  how  much  its  supporters  have  used  and  misused  the 
Cracovian  alTair  to  confuse  the  understanding  of  men  and  to  confound 
principles  tos^ether,  which  ought  to  be  separate.«  {Schreiben  vom 
2.  Jänner  1847.  St.-A.)  Lord  Ponsonby  bezeichnete  den  Hofrat  Humel- 
auer  als  den  geeignetsten  Mann  für  diese  Mission.  Metternich  willfahrte 
dem  \\uns,che  des  englischen  Gesandten.  Er  hatte  jedoch  mit  einer 
Partei  zu  rechnen,  die  keinem  Einflüsse  von  Seiten  eines  absolutistischen 
Regimes  zugänglich  war,  und  glaubte  daher,  daß  auch  eine  wahrheits- 
getreue Schilderung  der  Verhältnisse,  sie  hicht  umstimmen  werde., 
(Schreiben  an  Dietrichstein  vom  9.  Jänner  1847.  St.-A.)  (Vgl.  Szarota,  162.) 
^'*)  (33)    Schreiben    an   Trauttmansdorff   und  Colloredo,    dd.  Wien, 

10.  I'cbruar  und  7.  März  1847  (St.-A.;  vgl.  Szarota,   173). 

^'^)  (33)  Der  Deutsche  Bund  sollte  erklären,  »er  theile  die  Grund- 
sätze der  Mächte  über  die  unverbrüchliche  Heilighaltung  der  Verträge, 
woraus  —  so  folgerte  Metternich  —  von  selbst  die  den  Regierungen, 
die  den  Bund  bilden,  innewohnende  Überzeugung  sich  ergibt,  daß  jene 
Mächte  bei  Zurücknahme  der  rücksichtlich  Krakaus  unter  ihnen  ge- 
schlossenen Übereinkünfte  dem  allgemeinen  Prinzipe  der  Heiligkeit  der 
Verträge  irgend  einen  Eintrag  nicht  gethan  haben.«  (Schreiben  an  Trautt- 
mansdorff vom  7.  März  1847.  St.  A.) 

^'^)  (33)  Nesselrode  an  Medem,  dd.  Petersburg,  20.  Februar  1847 
(St.-A.).  Bericht  Colloredos  vom  28.  März  1847  (St.-A.).  (Vgl.  Szarota,  173.) 

''*')  (55)  Schreiben  an  Colloredo  vom  7,  April  1847  und  an  Trautt- 
mansdorff vom  8.  desselben  Monats  (St.-A.). 

^"')  (33)  Zirkularschreiben  vom   11.  April  1847  (St.-A.). 

^")  (33)  »Wenn  auf  dieselbe  (Erklärung)  ein  Bundesbeschluß  er- 
folgt, etwa  des  Inhalts,  der  Deutsche  Bund  habe  mit  Befriedigung  seitens 
der  Höfe  von  Österreich  und  Preußen  die  Bethätigung  der  Grundsätze 
gewissenhafter  Heilighaltung  der  Verträge,  von  denen  diese  beiden  Höfe 
beseelt  seien,  vernommen  und  es  gereiche  dem  Bunde  zur  Genugthuung, 
erklären  zu  können,  daß  diese  Grundsätze  mit  seinen  eigenen  in  voll- 
kommenster Übereinstimmung  stünden,  so  wird  unser  Wunsch  erreicht 
und  dem  Deutschen  Bunde  eine  glänzende  Gelegenheit  gegeben  sein, 
sich  abermals  auf  dem  Felde  völkerrechtlicher  Geltung  ehrenvoll  fest- 
zustellen.«  (Weisung   an   Grafen   Münch,  dd.  Wien,  31.  Mai  1847.  St.  A.) 

^'^)  (33)  Siehe  Treitschke,  V,  559,  der  jedoch  die  Ereignisse  nicht 
im  richtigen  Zusammenhang  (558  ff.)  schildert.  Wir  sehen  dabei  ganz 
ab  von  seinen  durch  nichts  begründeten  Behauptungen,  die  sich  bloß 
durch  seinen  blinden  Österreicherhaß  erklären  lassen. 

^^^)    (33)    Meyer-Zoepfl,   Corpus    juris  confoederationis  Germanicae, 

11.  CCXXV,  452ff.,  CCXXVI,  455ff.  »Das  Beschlossene  —  so  schrieb 
Metternich  am  27.  Juni  1847  an  Münch  r—  entspricht  ganz  der  Id^e^, 
welche  wir  uns  von  dessen  Tendenz   und  Umfang  im  Voraus  entworfen^ 
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hatten,  und  wir  halten  dessen  Erreichung  für  um  so  verdienstHcher,  als 
Einklang  der  Gesinnung  offenbar  nicht  vorhanden,  sondern  erst  zu 
schaffen  war.«  (vSt.-A.) 

1«^)  (34)  An  dieser  Stelle  sei  des  Antrages  Erwähnung  getan,  den 
Joseph  Hume  am  4.  März  1847  '"^  Hause  der  Gemeinen  eingebracht 
hatte:  man  solle  die  Zahlung  der  Zinsen  (100.000  Pf.  St.  jährlich),  die 
England  kraft  einer  Bestimmung  des  Wiener  Vertrages  an  Rußland,  und 
zwar  als  Entschädigung  für  die  von  Holland  ihm  abgetretenen  Kolonien 
zu  leisten  habe,  einstellen.  Denn  durch  den  Krakauer  Fall  sei  der 
Wiener  Traktat  verletzt  worden.  Dieser  Antrag  ward  füglich  zurück- 
gezogen, da  er  keine  genügende  Unterstützung  gefunden  hatte.  Da- 
gegen widerlegte  Benjamin  Disraeli  (am  16.  März)  mit  scharfer  Dia- 
lektik und  beißenden  Sarkasmen  die  gegen  die  Ostmächte  geschleu- 
derten Anklagen  und  die  aus  der  Einverleibung  Krakaus  gefolgerten 
Behauptungen  (The  Times,  March  lyth  1847). 

^^^)  (34)  Vornehmlich  die  spanische  Heirat. 

i83j  (34)  ».  .  .  Veut  on  retablir  le  Status  quo  —  so  hatte  sich  eines 
Tages  Metternich  geäußert  —  ressortant  de  l'acte  du  congres,  c'est  ä 
dire,  le  principe  de  la  legitimite  en  France,  celui  de  la  succession 
masculine  en  Espagne,  la  reunion  de  la  Belgique  ä  la  Hollande,  le  status 
quo  dans  la  confederation  helvetique  de  cette  epoque,  nous  nous  declarerions 
prets  au  retablissement  de  la  r6publique  de  Cracovie.«  (Privatschreiben 
Metternichs  an  Dietrichstein  vom  4.  November  1846.  St.  A.) 

184^  (34)  Leipziger  deutsche  allgemeine  Zeitung  vom  23.  und  vom 
29.  November  1846. 

185)  (34)  Cl.  Th.  Perthes :  Die  Einverleibung  Crakaus  und  die 
Schlußacte  des  Wiener  Kongresses.  Bülau:Die  Einverleibung  von  Krakau 
und  die  Unterzeichner  der  Schlußacte  des  Wiener  Kongresses.  Erwähnt 
sei  noch  folgendes  :  Metternich  unterbreitete,  am  24.  Jänner  1847,  dem 
Kaiser  die  Schrift  des  Bonner  Professors  Clemens  Theodor  Perthes  mit 
der  Bemerkung,  daß  sie  »in  durchaus  correktem,  den  Traktaten  ihren 
wahren  Werth  beiliegendem  Sinne  gehalten,  was  um  so  anerkennungs- 
werther  sei,  als  selbe  frei  von  jedem  äußeren  Einflüsse  und  nur  aus 
der  inneren  Überzeugung  des  Verfassers  hervorgegangen  ist.«  (Vgl.  hin- 
gegen Szarota  167,  wonach  Fürst  Metternich  den  Bonner  Professor  be- 
auftragt haben  soll,  »nach  genauer  Anweisung  die  Sache  der  Heiligen 
Allianz  zu  vertreten  .  .  .«  Szarota  begründete  diese  Behauptung  in  keiner 
Weise.)  Er  beantragte  daher  als  Geschenk  für  den  Autor  einen  mit  den 
kaiserlichen  Initialen  versehenen  Ring  im  Wert  von  100  Dukaten  und 
zugleich  die  Übersendung  eines  Anerkennungsschreibens.  Der  Kaiser 
genehmigte  auf  Einraten  der  Staatskonferenz  (Z.  59  ex  1847,  St.  A.) 
diesen  Vorschlag  und  ließ  dieselbe  Auszeichnung  auch  Bülau  zuteil 
werden.  (Staatskonferenz  158  ex  1847,  St.  A.) 
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»"•)  (34  >    Hülau:    Geschichte    des  europäischen  Staatensystems,  III, 

S.  536. 

*®')(35>  Ini  >Juif  errant«,  einer  Flugschrift  der  demokratischen  Partei, 
ward  der  Gedanke  entwickelt,  daß  das  Landvolk  —  wenn  man  es  nicht 
mit  Gewalt  gegen  die  Regierung  aufhetzen  könnte  —  durch  kommuni- 
stische Lehren  zur  Auflehnung  verleitet  werden  müßte. 

>88)  (35)  In  Galizien  und  Krakau  befanden  sich  insgesamt  55.763 
Mann  und  6  Batterien.  Oft  genug  hatte  der  Tarnower  Kreishauptmann 
auf  die  Notwendigkeit  hingewiesen,  den  Kreis  militärisch  besetzen  und 
das  schlesische  Armeekorps  einrücken  zu  lassen.  »Würde  dieß  geschehen 
(sein)  und  die  Regierung  eine  durch  die  Militärgewalt  imponierende 
Stellung  im  Kreise  eingenommen  haben,  vso  wäre  bis  jetzt  zuversichtlich 
die  Ruhe  hergestellt  und  die  Übelgesinnten  würden  es  nicht  gewagt 
haben,  neuerliche  Pläne  zu  verfolgen,  um  durch  Communismus  alle 
Kräfte  in  Bewegung  zu  setzen,  damit  die  Regierung  mit  dem  Volke  nicht 
fertig  werde.«  (Breinl  an  die  Vereinigte  Hofkanzlei,  dd.  Tarnow,  30.  März 
1846.)  Auch  der  Vizepräsident  der  galizischen  Landesregierung,  Graf 
Lazanzky,  hatte  —  als  er  im  Auftrag  des  Erzherzogs  den  Tarnower 
Kreis  inspizierte  —  in  einer  Erhöhung  des  Truppenstandes  die  einzige 
Möglichkeit  gesehen,  die  Ausbreitung  des  Aufstandes  zu  verhindern. 
».  .  .  beschwören  Sie  —  so  hatte  er  am  25.  Februar  1846  dem  Grafen 
Kolowrat  geschrieben  —  Seine  kais.  Hoheit,  den  Erzherzog  Ludwig, 
Truppen  zu  senden,  so  schnell  und  viel  als  möglich,  in  Wägen  und  Eil- 
märschen .  .  .«  Ebenso  hatte  Graf  Hardegg  den  Erzherzog  Ferdinand 
zu  wiederholtenmalen  aufgefordert,  mobile  Kolonnen  aus  den  östlichen 
Landesteilen  in  die  Nähe  von  Tarnow  zu  entsenden.  (Vortrag  des  Hof- 
kriegsratspräsidenten Grafen  Hardegg  vom  20.  Februar  1846.  St.  A.) 

*®')  (35)  Schreiben  des  Gubernialpräsidenten  Baron  Krieg,  dd. 
Lemberg  28.  März  1846.  (St.  A.) 

*^°)  (35)  Der  Erzherzog  suchte  auch  die  religiösen  Bedürfnisse  des 
Landvolkes  zu  befriedigen,  indem  er  den  Lemberger  Bischof  aufforderte, 
einige  Ordensgeistliche  in  die  Tarnower  Diözese  zu  entsenden. 

**V)  (35)  An  dieser  Stelle  sei  auf  ein  Schreiben  des  Erzherzogs 
verwiesen,  worin  sich  folgende  Stelle  findet:  ».  .  .  daß  hie  und  da  die 
Bauern  in  ihrem  Eifer,  durch  Angriffe  der  Insurgenten  aufgereizt,  sich 
auch  manche  Grausamkeit  erlaubt  haben  mögen,  ist  unter  den  obwalten- 
den Verhältnissen  nicht  zu  wundern  und  war  nicht  zu  verhindern. 
,  .  .  Nach  diesen  erfreulichen  Ergebnissen  ist  wohl,  allem  Anscheine  nach, 
die  gegenwärtige  weit  verzweigte  revolutionäre  Unternehmung  in  Galizien 
als  vereitelt  anzusehen  und  es  dürften  erneuerte  ernsthafte  Angriffe  der 
durch  die  vielen  Verhaftungen  und  Tödtungen  sehr  herabgeschmolzenen 
und  versprengten  Insurgenten  kaum  zu  besorgen  sein.«  (Schreiben  an 
Graf  Sedlnitzky,  dd.  Lemberg,  22.  Februar  1846.  St.  A.) 
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^^'')  (35)  »•  •  •  daß  die  Bauern  sich  gut  gesinnt  zeigten,  ist  -  so 
heißt  es  in  einem  vSchreiben  des  Erzherzogs  Ludwig  an  Metternich  — 
bei  dem  schwachen  vStande  unserer  Truppen  in  jener  Gegend  ein  Glück. 
Werden  sie  aber  so  bleiben,  wenn  die  Aufrührer  ...  in  Galizien  weiter 
vordringen?  .  .«  (Schreiben  vom  26.  Februar  1846,  ad  Staatskonferenz  74  s. 
€x  1846.  St.  A.)  »Hier  hat  das  Volk,  das  eigentliche  Volk  —  so 
hatte  Metternich  dem  Erzherzog  Ferdinand  geschrieben  —  sich  Recht 
gegen  schwindelnde  Verführer,  aus  Mangel  der  Hilfe  von  Oben,  zu 
Solche  Fälle    haben    sich  wohl  schon   im  Kleinen, 

die  Aufführung  des 
Dramas  im  flachen  Lande  und  im  großen  Maßstabe  hat,  so  viel  mir  be- 
kannt ist,  die  Geschichte  nicht  aufzuweisen.  So  glücklich  die  That  auch 
immer  zu  sein  vermag,  so  ist  sie  nicht  minder  bedenklich  .  .  .«  (Schreiben 
vom  23.  Februar  1846.) 

193)  (35)  Abgedruckt  bei  Sala,  384  ff.,  Nr.  18.  Die  Überschrift  »An 
Meine  treuen  Galizier«  ward  auf  Vorschlag  Hartigs  gewählt;  dieser  hatte 
sich  gegen  die  von  Metternich  beantragte.  Überschrift  »An  Meine  treuen 
Völker  Galiziens«  schon  deshalb  ausgesprochen,  weil  sie  »im  adrninistra- 
tiven  Gebrauche  neu,  daher  wie  alles  Neue  manchen  Bemerkungen  und 
Deutungen  unterworfen«  sein  würde.  Auch  den  Ausdruck  »treue  Brust 
Meines  Volkes«  fand  Hartig  nicht  glücklich,  »weil  ich  erstens  —  so  be- 
gründete er  seinen  Einwand  —  .die  Bemerkung  Volk  gegeniiber  dem 
Monarchen  überhaupt  in  dem  jetzigen  Zeitalter  möglichst  zu  vermeiden 
wünsche  —  wegen  der  Reminiszenz  an  die  Umwandlung  des  ehemaligen 
Roi  de  France  in  den  dermaligen  Roi  des  Fran9ais  —  und  weil  denn 
doch  die  zu  Tausenden  eingebrachten  Rebellen  auch  unter  dem  Collectiv- 
■ausdrucke  Volk  begriffen  sind«.  Das  nach  Hartigs  Vorschlag  umgeänderte 
und  vom  Kaiser  am  12.  März  1846  genehmigte  Manifest  wurde  am 
16.  desselben  Monats  im  ganzen  Lande  publiziert.  (Staatskonferenz, 
Z.  275  ex  1846.  St.  A.)  Gleichzeitig  erflossen  zwei  Handschreiben  an  den 
Erzherzog  Ferdinand;  in  dem  einen  ward  den  Truppen,  in  dem  anderen 
»dem  größten  Theil«  der  Beamten  die  volle  Anerkennung,  beziehungs- 
weises  »volle  Zufriedenheit«  für  ihr  Verhalten  ausgedrückt.  (Wiener 
Zeitung  vom  22.  März  1846,  Nr.  81.) 

^^^)  (35)  Rundschreiben  an  die  Missionen  im  Ausland,  dd.  Wien, 
7.  März  1846.  (Augsburger  Allgemeine  Zeitung,  589  ff.) 

^^^)  (36)  Die  Berichte  der  Kreishauptleute  enthielten  bloß  Angaben  über 
Vorfälle  beim  Ausbruch  der  Unruhen,  aber  keine  zusammenhängende  Über- 
sicht über  »den  Zustand  der  Dinge  und  über  die  getroffenen  Vorkehrungen, 
um  Ruhe  und  Ordnung  herzustellen«.  (Schreiben  des  Obersten  Kanzlers 
Grafen  Inzaghi  an  den  Fürsten  Metternich,  dd.  Wien,  i.  März  1846.)  Die 
Instruktion  Zaleskis  war  vom  2.,  die  nachträgliche  kaiserliche  Resolution 
vom  9.  desselben  Monats  datiert.  (Staatskonferenz,  Z.  228  ex  1846.  St.-  A.) 


Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  I. 
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196)  (0)  Bericht  des  Chefs  der  i^ahzischen  Kameralverwaltunf^  an- 
Kübeck,  dd.  Lemberj^:,  15.  März  1846.  (Staatskonferenz  Z.  120  s.  ex  1846. 
vSt,  A.)  »Leider  geschieht  es  noch  itzt  und  ich  erlaube  mir,  es  offen  und 
freimüthig  auszusprechen,  daß  viele  ihren  Einfluß  dahin  benutzen,  damit 
das  Cbel  dem  a.  h.  Hofe  minder  groß  vorgestellt  werde,  als  es  wirklich 
ist.  um  nicht  in  Widerspruch  mit  früheren  Darstellungen  zu  kommen 
und  um  nicht  offen  zu  gestehen,  daß  man  getäuscht  und  irregeführt  war.« 
(Breinl  an  das  Hofkanzleipräsidium,  dd.  Tarnow,  5.  März  1846.)  »Auf 
dem  bemeldeten  Herrn  Erzherzoge  —  so  schrieb  Metternich  dem  Erz- 
herzog Ludwig  am  25.  März  1846  —  lasten  höchst  bedauerliche  Ver- 
nachlässigungsfehler. Seit  lange  her  hatte  ich  es  als  eine  Gewissenspflicht 
erachtet,  denselben  auf  sein  zu  großes  Vertrauen  in  die  Ruhe  Galiziens 
aufmerksam  zu  machen.  Die  Überzeugung,  daß  an  Revolutionen  nicht 
mehr  zu  denken  sei,  und  das  Vertrauen,  welches  Er  in  einige  gleißnerische 
Polen  setzte  .  .  .  haben  den  Herrn  erblindet.«  (Staatskonferenz,  Z.  48  s. 
ex  1846,  St.  A.,  vgl.  auch  Hartigs  Urteil  [Genesis  der  Revolution  m 
Österreich  im  Jahre  1848.  IIL  Auflage,  S.  62].)  »Durch  die  von  der 
preußischen  Regierung  in  Posen  getroffenen  kräftigen  Maßregeln,  durch 
die  Besetzung  von  Krakau,  durch  das  Nichtgelingen  des  ersten  Aus- 
bruchs in  Galizien  ist  —  so  hatte  Metternich  am  23.  Februar  dem  Erz- 
herzog Ferdinand  geschrieben  —  die  Revolution  im  ersten  Gliede  durch- 
kreuzt .  .  .  Am  Ende  sind  wir  nicht  .  .  .« 

*^')  (36)  Schreiben  des  Erzherzogs  an  Metternich,  dd.  Bochnia,. 
9.  März  1846.  (Staatskonferenz,  Z.  130  s.  ex  1846.  St.  A.) 

198)  (36)  Am  7.  März  1846  hatten  die  in  Paris  befindlichen  polnischen 
Emigranten  dem  Fürsten  Adam  Czartoryski  eine  Adresse  überreicht,, 
worin  sie  ihm  »als  ihrem  natürlichen  Oberhaupte«  strengsten  Gehorsam 
versprachen  und  ihn  baten,  sich  an  ihre  Spitze  zu  stellen.  Der  Fürst 
erwiderte,  daß  er  den  Ausbruch  der  Bewegung  freudigst  begrüße  und 
gerne  bereit  sei,  den  Aufstand  mit  allen  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln; 
zu  fördern.  Infolge  dieses  Verhaltens  fand  sich  der  Kaiser  veranlaßt,  dem 
Fürsten  Czartoryski,  seiner  Gemahlin  und  seiner  Deszendenz  auf  Metter- 
nichs  Antrag  »die  Disposition  mit  ihrem  in  den  kaiserlichen  Staaten  be- 
findlichen liegenden  und  fahrenden  Vermögen  und  den  Bezug  der  aus. 
demselben  fließenden  Einkünfte  bis  auf  weitere  Verfügung  einzustellen«. 
(Kaiserliche  Handschreiben  an  Inzaghi,  Kübeck,  Taaffe,  Metternich  und 
an  Erzherzog  Ferdinand  vom  14.  März  1846.  Staatskonferenz,  Z.  313  ex 
1846.  St.  A.  —  Wiener  Zeitung  vom  18.  desselben  Monats,  Nr.  77.)  In- 
seiner  Proklamation  vom  26./14.  Februar  hatte  Fürst  Czartoryski  die 
polnische  Nation  im  Namen  der  katholischen  Kirche  zur  Erhebung  auf- 
gefordert. (Vgl.  Sala,  319  ff.,  385,  Nr.  19.) 

199)  (36)  Vgl.  Sala,  319  ff.  —  Der  Gubernialpräsident  Baron  Krieg^ 
legte  am  27.  März  1846  dem  Obersten  Kanzler  ein  Verzeichnis  des  Lern- 
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berger  Landrechts  über  einij^e  Guterabtretungen  vor,  die  unmittelbai- 
vor  dem  Aufstande  stattgefunden  hatten.  Er  zweifelte  nicht,  daß  sie  mit 
den  revolutionären  l'>eignissen  zusammenhingen,  da  sie  großenteils  \on 
kompromittierten  Persönlichkeiten  herrührten.  Ferner  meldete  er,  daß  die 
Wechselschulden,  um  deren  Verbuchung  vom  22.  Februar  bis  12.  März 
angesucht  worden  sei,  die  Summe  von  1,357.800  fl.  C.  M.  überstiegen. 
Die  Belastungen  betrafen  zumeist  Güter,  die  in  den  Kreisen  Tarnow, 
Rscscowa,  Jaslo  und  Sanok  lagen.  Diese  Daten  zeigten,  nach  Kriegs 
Dafürhalten,  »wie  tief  der  Adel  bei  der  Insurrektion  verflochten  war  und 
zu  welchen  Geldopfern  er  entschlossen  war,  da  nicht  zu  zweifeln  ist,  daß 
wenigstens  der  größere  Theil  der  fraglichen  Schulden  zur  Aufbringung 
von  Geldern  zum  Zweck  der  Beförderung  der  Insurrektion  bestimmt  war«. 
»Ich  betrachte  dieß  als  möglich  —  so  äußerte  sich  hingegen  Fürst 
Metternich  — ,  wahrscheinlicher  scheint  mir,  daß  sich  compromittirt 
fühlende  Gutsbesitzer  Intabulationen  vornahmen,  welche  nicht  auf  der 
numerata  pecunia  ruhen,  sondern  zum  Zwecke  haben,  den  Gutsbesitzern 
zur  Sicherstellung  eines  Theiles  ihres  Vermögens  zu  dienen.«  (Staats- 
konferenz, Z.  417  ex  1846.  St.  A.) 

200)  (26)  .  .  .  Paris,  Brüssel,  London,  Posen,  Krakau,  alle  diese 
Punkte  spielen  eine  Rolle  im  Drama;  man  muß,  um  dasselbe  zu  ver- 
stehen, alle  diese  Punkte  ins  Auge  fassen.  .  .  .«  (Metternich  an  Erzherzog 
Ludwig,  25.  Februar  1846.  Staatskonferenz,  Z.  743  s.  ex  1846.  St.  A.) 

201)  (37)  Siehe  »Aphoristische  Betrachtungen  über  die  dermaligen 
Zustände  in  Galizien«.  (Metternich,  VII,  204 ff.,  Nr.  1545.) 

202)  (^27)  »  ,  .  .  Meine  Stellung,  mein  gnädigster  Herr  —  so  schrieb 
Metternich  dem  Erzherzog  Ludwig  am  27.  Februar  1846  — ,  ist  hier 
eine  ganz  eigenthümliche.  Höchstdieselben  sind  gewohnt,  mich  dort,  wo  es 
gilt,  ungescheut  voranstellen  zu  sehen;  thun  kann  ich  nur  das.  Ich  finde 
aller  Orten  den  besten  Willen,  bei  den  Departements  aber  nichts  von 
dem,  was  den  W^erth  einer  thatkräftigen  Idee  hat.  Direct  gehen  mich 
viele  Dinge  an,  andere  nicht.  Alles  kann  ich  nicht  thun,  obgleich  ich 
15  Stunden  auf  24  arbeite.  Graf  Kolowrat  will,  wie  es  scheint,  keinen 
Theil  am  Geschäfte  nehmen;  hiedurch  verbreitet  sich  im  Publikum  der 
Anschein,  als  sei  die  Regierung  in  der  obersten  Sphäre  gespalten,  und 
eine  gespaltene  ist  keine  Regierung.  Hier  können  nur  E.  kais.  H.  Ord- 
nung schaffen  und  heute  gilt  es  die  Monarchie!«  (Staatskanzlei,  Provinzen, 
F.  107b.  St.  A.) 

203)  (37)  Jacob  Szela,  Gemeindebevollmächtigter  in  Smarzowa  (Tar- 
nower  Kreis),  hatte  den  Behörden  durch  kräftige  Handhabung  polizei- 
licher Maßregeln  und  durch  die  Verfolgung  der  Insurgenten  große  Dienste 
erwiesen;  nun  mißbrauchte  er  seinen  Einfluß,  indem  er  die  Gemeinden 
zur  Verweigerung  der  Frondienste  aufforderte.  (Vgl.  über  ihn  Mises,  115, 
Anm.  I,  wo  sich  auch  die  Literatur  angeführt  findet.  Siehe  auch  Stanislaus 
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Miczovski:  S/.ela.  der  i;ali/ischc  Bauernchef  oder  die  Hlut-  und  Schreckens- 
scenen  in  (lalizien.) 

-'^M  (38)  Noch  am.  2.4.  März  1846  hatte  der  Erzherzoi^  es  als  un- 
nötii;  erklärt,  den  <;alizischen  Truppenstand  »von  außen  her«  zu  ver- 
stärken. (Ciraf  Hardegi;  an  den  Obersten  Kanzler,  dd.  Wien,  30.  März 
1846;  ad  Staatskonferenz  Z.  472  ex  1846.  St.  A.)  —  Im  Osten  der  Pro- 
vinz waren,  wie  aus  der  Dislokationstabelle  erhellte,  ganze  Kreise  (Zol- 
kiew.  Brzezan,  Kolomea,  Czortkow  und  Tarnopol)  bloß  mit  vier  Kom- 
pagnien besetzt,  die  kaum  für  die  Verteidigung  der  Kreisstadt  hinreichten. 

■-'*•'')  (38)  Kaiserliches  Handschreiben  an  den  Grafen  Hardegg  vom 
28.  März  (Staatskonferenz,  Z.  403  ex  1846.  St.  A.)  und  vom  4.  April 
1846  (dieses  bei  Sala,  316 ff.). 

20«)  (38)  Die  Vereinigte  Hofkanzlei  war  laut  einer  kaiserlichen 
Entschließung  vom  9.  April  1833  aufgefordert  worden,  Vorschläge  zur 
Verbesserung  der  so  schlecht  bestellten  politischen  Obrigkeiten  zu  er- 
statten (Staatsrat,  Z.  1717  ex  1833.  St.  A.).  Sie  unterbreitete  dem  Kaiser 
—  am  10.  November  1837  —  einen  Vortrag,  worauf  jedoch  die  Resolution 
erfloß,  der  Monarch  wolle  an  der  Patrimonialgerichtsbarkeit  in  Galizien 
nicht  rütteln  und  mache  es  den  Behörden  zur  Pflicht,  dafür  Sorge  zu 
tragen,  daß  diese  Gerichtsbarkeit  im  Sinne  der  bestehenden  Vorschriften 
durch  geeignete  Personen  und  den  Gesetzen  wie  der  Gerechtigkeit  ge- 
mäß verwaltet  werde.  (Resolution  vom  7.  Juli  1838.  Staatsrat,  Z.  606 
ex  1838.  St.  A.) 

207)  (38)  In  einer  an  Metternich  gerichteten  Note  vom  4.  März 
drückte  Inzaghi  die  Überzeugung  aus,  es  sei  die  Errichtung  landesfürst- 
licher erster  Instanzen  das  einzige  Mittel,  in  Galizien  eine  geregelte  und 
verläßliche  Verwaltung  herzustellen.  (Staatskonferenz,  Z.  241  1/2,  ex 
1846.  St.  A.) 

208)  (38)  Über  diese  Frage  sowohl,  wie  über  drei  andere,  welche 
die  Sequestrierung  des  Einkommens  der  kompromittierten  Grundbesitzer, 
deren  ständische  Rechte  und  die  Umgestaltung  der  Seminare  betrafen, 
hatte  der  Staats-  und  Konferenzrat  Freiherr. von  Pilgram  im  Auftrage 
Metternichs  ein  Gutachten  verfaßt,  das  der  Beratung  als  Leitfaden 
diente.  Ferner  gelangten  Gegenstände  der  Finanzverwaltung  und  die  im 
Februar  1845  und  im  Jahre  1846  nach  Ungarn,  der  Türkei  und  dem 
übrigen  Auslande  erfolgte  Waffenausfuhr  zur  Erörterung.  (Staatskonfe- 
renz, Z.  236  ex  1846.  St.  A.j 

'^°'"*)  (39)  Kaiserliche  Entschließung  vom  9.  März  1846,  kraft  derer 
sich  Graf  Inzaghi  mit  dem  Erzherzog  und  den  beteiligten  Hofstellen 
ins  Einvernehmen  setzen  mußte.  (Staatskonferenz,  Z.  236  ex  1846.  St.  A.) 
Die  Hofkanzlei  beriet  den  Gegenstand  im  kommissioneilen  Weg  mit 
der  obersten  Justizstelle  und  der  Hofkammer,  worauf  der  Akt  an  das 
galizische    Landesgubernium    geleitet    wurde;     man    bezeichnete    diesem 
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diejenigen  Punkte,  »welche  —  mit  Rücksicht  auf  den  ()r<;anismus  der 
in  den  anderen  Provinzen  bestehenden  landesfürstlichen  ersten  Instanzen 
und  die  notwendige  möglichste  Schonung  der  Finanzen  —  ohne  eine 
bindende  Norm  zu  bilden,  zur  Richtschnur  bei  den  gedachten  Anträgen 
zu  dienen  hätten«. 

"°)  (39)  Siehe  S.   11  ff. 

211)  (39)  Diesen  Gegenstand  regte  Graf  Hartig  im  Zusammenhang 
mit  der  Frage  der  Einführung  landesfürstlicher  Instanzen  an.  Metternich 
jedoch  erklärte  sich  gegen  eine  derartige  Verquickung,  die  auch  Erz- 
herzog Franz  Karl  nicht  für  angezeigt  hielt.  (Staatskonferenz,  Z.  236 
ex  1846.  St.  A.) 

^^^)  (39)  Graf  Hartig  stellte  daher  am  12.  März  1846  im  vStaatsrat 
den  Antrag,  »daß  unter  einstweiliger  Verweisung  der  Stände  auf  die  zu 
gewärtigende  Entscheidung  hierüber,  dem  Hofkanzleipräsidium  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Präsidium  der  Obersten  Justizstelle  aufgetragen 
werde,  das  Gutachten  zu  erstatten,  auf  welchem  Wege,  ohne  vorläufige 
Verhandlung  mit  den  Ständen,  gleich  vom  A.  h.  Throne  aus,  jedoch  mit 
möglichster  Schonung  der  Privatrechte,  die  Regelung  der  unterthänigen 
Verhältnisse  Galiziens  über  den  in  jenem  Punkte  (Aufstellung  einer 
ständischen  Commission  zur  Erörterung  der  Hindernisse,  welche  in  den 
politischen  und  Zivilgesetzen  der  freiwilligen  Abfindungen  zwischen  Do- 
minien und  Unterthanen  entgegenstehen  sollen  .  .  .)  besprochenen  Antrag 
zu  bewirken  wäre«.  (Staatsrat,  Z.  6226  ex  1845.  St.  A.) 

Auch  Metternich  vertrat  die  Anschauung,  es  dürfe  die  Regelung 
der  Urbarialverhältnisse  »vom  Throne,  aber  nicht  von  den  Ständen«  aus- 
gehen. Diese  konnten  zwar  vernommen  werden,  die  Regierung  aber 
müßte  sich  vorbehalten,  die  Maßregel  anzuregen.  (Gutachten  Metternichs 
vom  20.  März  1846.  Staatskonferenz,  Z.  366  ex  1846.  St.  A.) 

213)  (39)  Der  Kaiser  genehmigte  diesen  Vorschlag  und  beauftragte 
die  Hofkanzlei,  im  Einvernehmen  mit  der  Justizstelle,  der  Hofkammer 
und  Polizeihofstelle  ein  Gutachten  über  den  einzuschlagenden  Weg  der 
Verhandlung  zu  erstatten.  (Resolution  vom  22.  März  1846.  Staatsrat 
Z.  6226  ex  1845.  St.  A.) 

^^*)  (39)  Graf  Inzaghi  erstattete  dem  Kaiser  am  31.  März  einen  Vor- 
trag, der  am  2.  April  bei  dem  Grafen  Kolowrat  und  in  Anwesenheit  Pilgrams, 
Pillersdorfs,  Inzaghis  und  Hartigs  zur  Erörterung  gelangte.  (Ad  Staats- 
konferenz, Z.  491  ex  1846.  Minister  Kolowrat- Akten  596  ex  1846.    St.  A.) 

^*^)  (39)  Diese  Erhebungen  mußten  der  Einführung  von  Grund- 
büchern vorangehen,  um  das  Nutzeigentum  festzustellen.  Bloß  Städte, 
Staats-  und  Fondsgüter  und  einige  wenige  Dominien  wiesen  Grundbücher 
auf,  wie  sie  in  den  deutschen  und  böhmischen  Ländern  schon  seit  ge- 
raumer Zeit  bestanden.  Denn  in  Galizien  waren  die  Katastralarbeiten 
noch  zu  keinem  Abschlüsse  gelangt. 
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■-'*'')  (i't)  Die  Kommission  hatte,  einem  Vorschlaj;  Zaleskis  gemäß 
(vi;l.  Mises,  iiq),  die  Aufhebunj;  der  sogenannten  weiten  Fuhren  (Patent 
vom  i6.  Juni  1786)  und  der  den  Dominien  bisher  gegen  Vergütung  zuge- 
standenen  Aushilfstage  (Verordnung  vom  9.  August  1786)  beantragt. 

-'")  (30)  Man  hatte  hinsichtlich  des  Zeitpunktes,  in  welchem  die 
beantragte  Maßregel  in  Kraft  treten  sollte,  folgenden  Resolutionsentwurf 
vorgeschlagen:  ».  .  .  finde  Ich  .  .  .  die  Anordnung  zu  treffen,  daß  das 
Jahr  1846  noch  in  dem  bisherigen  Stande  belassen  und  die  Frohne  in  dem 
vorschriftsmäßigen  Umfange  festgehalten  werde.  Zur  Beobachtung  einer 
thunlichen  Mäßigung  liegt  es  den  Kreisämtern  ob,  in  jenen  Fällen,  wo 
sich  bei  der  Forderung  von  Naturalfrohnen  Schwierigkeiten  zeigen  sollten, 
vermittelnd  einzuschreiten  und  eine  gütliche  Ausgleichung  unter  Rücksicht- 
nahme auf  sonst  etwa  vorhandene  Ausgleichungsprojekte  zu  erzielen,  oder 
mit  Vorbehalt  nachträglich  geltend  zu  machender  Vergütungs-Ansprüche 
eine  Entscheidung  zu  fällen,  deren  Vollziehung  durch  keinen  Recurs  sus- 
pendirt  werden  könnte.«  (Ad  Staatskonferenz  Z.  491  ex  1846.  St.  A.)  — 
Der  Hofkammerpräsident  Baron  Kübeck  hätte  einem  freiwilligen  über- 
einkommen zwischen  Grundherren  und  Untertanen  und  nicht  einer  impe- 
rativen Aufhebung  der  herrschaftlichen  Rechte  den  Vorzug  gegeben. 
Entschloß  man  sich  aber  zu  einer  solchen,  dann  haftete,  seinem  Dafür- 
halten nach,  das  Land  Galizien  für  die  Entschädigung,  die  »zur  Ver- 
meidung aller  Konflikte«  von  der  Regierung  durch  Besteuerung  herein- 
gebracht werden  mußte.  (»Bemerkungen«  Kübecks  vom  31.  März  1846. 
Ibidem.) 

-^^)  (40)  »Die  Geltendmachung  der  Frohnrechte  in  den  nachbar- 
lichen Provinzen  dürfte  baldigst  —  so  heißt  es  in  Kolowrats  Votum  — 
auf  bedeutende  Hindernisse  stoßen  und  die  ohnehin  boshaft  verbreitete 
Meinung  des  Landvolks,  die  Frohnen  werden  dereinst  umsonst  nachge- 
sehen werden,  von  neuem  belebt  werden.«  (Ad  Staatskonferenz  Z.  491 
ex  1846.  St.  A.) 

219)  (40)  Kolowrat  unterbreitete  dem  Kaiser  folgenden  Resolutions- 
entwurf: ».  .  .  Was  die  in  dem  4^^^  Punkte  des  Vortrages  (des  Obersten 
^  Kanzlers  vom  31.  März)  und  die  in  dem  daselbst  berufenen  Aufsatze  ent- 
haltenen Vorschläge  betrifft,  so  bin  Ich  zwar  geneigt,  die  gänzliche  oder 
theilweise  Umgestaltung  der  unentgeldlichen  Frohne  in  eine  Geldleistung 
und  Lohnarbeit,  oder  nach  Umständen  in  ein  Äquivalent  mittelst  einer 
Abgabe  von  Getreide  oder  mittelst  anderer  zur  Ausgleichung  geeigneter 
Gegenstände  für  Galizien  zu  bewilligen,  finde  jedoch  vorher  anzuordnen, 
daß  über  die  wesentlichen  Bestimmungen  dieser  Vorschläge,  dann  über 
die  Frage  wegen  Zulässigkeit  eines  theilweisen  Fortbestandes  der  Natural- 
frohne  und  über  die  stufenweise  Ausführung  der  ganzen  Maßregel  die 
Äußerungen  und  Modifikations-Andeutungen  der  Landesbehörde  eingeholt 
werde  .  .  .«  (Ad  Staatskonferenz,  Z.  491  ex  1846.  St.  A.) 
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220)  (41)  Graf  Lazanzky  hatte  seine  Vorschlä<^e  mündlich  erstattet; 
«r  entwickelte  sie  in  der  Folge  in  einem  Bericht  dd.  Wien,  7.  April  1846. 
(Ad  Staatskonferenz,  Z.  491  ex  1846.  St.  A.) 

221)  (41)  Der  Staatskanzler  befürwortete  den  Steuernachlaß  pro 
1846,  insbesondere  aber  die  Aufnahme  des  von  Lazanzky  vorgeschlagenen 
Zusatzes  in  das  Manifest.  »Ein  solcher  Gang  —  so  ließ  er  sich  ver- 
nehmen —  ist  nicht  allein  ein  logischer,  sondern  er  entfernt  von  der 
Regierung  die  Vermuthung,  als  habe  sie  vorbereitete  Maßregeln  in  der 
Erwartung  einer  Gelegenheit,  sie  in  Anwendung  zu  bringen,  im  Hinter- 
halte gehabt.«  (»Bemerkungen«  Metternichs  vom  7.  April  1846.  Ad  Staats- 
konferenz Z.  491  ex  1846.  St.  A.)  Lazanzky  hatte  sich,  einer  Aufforde- 
rung Metternichs  entsprechend,  nach  Ebreichsdorf  begeben,  um  auch  dem 
Grafen  Kolowrat  Bericht  zu  erstatten.  Dieser  verfaßte  eine  »Punctation«, 
die  sich  im  wesentlichen   mit   Lazanzkys  Vorschlägen  deckte.     (Ibidem.) 

222)  (41)  Kübeck  bemerkte,  daß  man  durch  einen  halbjährigen 
Steuernachlaß  für  ganz  Galizien,  mit  Ausschluß  der  Bukowina,  den  Fi- 
nanzen 350.000  Gulden,  und  zwar  zu  einer  Zeit  entzöge,  wo  alle  Mittel 
aufgeboten  werden  müßten,  den  Staatsbedürfnissen  zu  genügen;  er  machte 
ferner  geltend,  daß  Galizien  ohnehin  um  ein  Drittel  besser  als  die  übrigen 
Provinzen  gestellt  sei  und  mit  Ausnahme  des  Weichsel-  und  Sangebietes 
«ine  günstige  Ernte  aufweise.  Was  aber  diese  Gegenden  und  die  von 
den  Unruhen  heimgesuchten  Kreise  anlange,  so  habe  man  bereits  die 
Verfügung  getroffen,  einige  Erleichterungen  in  der  Steuereinhebung  ein- 
treten zu  lassen. 

223)  (41)  Kübeck  stellte  die  Frage,  »ob  das  ohnehin  gereizte  Aus- 
land, namentlich  Frankreich,  nicht  eine  solche  Maßregel  mit  den  angeb- 
lichen Geldbelohnungen  für  die  Einbringung  und  Tödtung  der  Edelleute 
in  Verbindung  bringen  und  herausheben  wird,  daß  eben  kein  großer 
Unterschied  darin  liegt,  ob  man  zur  Schlachtung  der  Edelleute  aufmun- 
tere oder  sie  nachträglich  belohne,  da  in  dieser  Belohnun^^  auch  die  Auf- 
munterung enthalten  ist«. 

224)  (42)  Staatskonferenz,  Z.  491  ex  1846.  (St.  A.) 

225)  (42)  »Lemberger  Zeitung«  vom  14.  April  1846.  Provinzialgesetze 
ex  1846,  Nr.  44,  S.  iioff. 

226)  (42)  Am  13.  April  erfloß  auch,  und  zwar  nach  Kolowrats  Ent- 
wurf, die  kaiserliche  Entschließung  aut  Jen  Vortrag  des  Obersten  Kanz- 
lers vom  31.  März.  Sie  wurde,  mit  Handschreiben  vom  13.  April,  dem 
Erzherzog  mitgeteilt,  wonach  dieser  über  Feststellung  des  Nutzeigentums 
und  Einführung  von  Grundbüchern  sowohl  wie  über  die  Regelung  der 
Untertansverhältnisse  die  Äußerung  der  Landesbehörden  einzuholen  hatte. 
(Ad  Staatskonferenz,  Z.  491  ex  1846.  St.  A.) 

227)  (42)  Erlaß  an  den  Tarnower  Kreishauptmann,  dd.  Lemberg, 
30.  März  1846. 
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--'^»  (42)  Der  Bauer  setzte  ^•(M■aus,  daß  die  weiteren  Zugeständnisse 
zum  mindesten  in  einer  teilweisen  Aufhebung  der  Urbarialleistungen  oder 
in  deren  \'erteilung  nach  ^hlßgabe  des  Grundbesitzes  bestehen  würden. 
Also  meldeten  die  vStimmungsberichte. 

■-"-•')  {42)  Diese  Denkschrift  konnte  nicht  aufgefunden  werden.  Erz- 
herzog Ferdinand  d'Hste  hatte  sie  am  23,  April  1846  dem  Erzherzog- 
Ludwig  überreicht.  (Vgl.  Sala,  327.) 

-■'">  (43)  Der  Erzherzog  erklärte  sich  gegen  die  Aufhebung  der  Pa- 
trimonialgerichtsbarkeit und  er  stellte  daher  den  Antrag,  die  Dominikal- 
mandatare  und  Justiziäre  provisorisch  durch  Regierungsorgane  zu  er- 
setzen. Er  hatte  schon  am  i.  April  1846  dasselbe  vorgeschlagen.  (Staats- 
konferenz, Z.  473  ex  1846.  St.  A.) 

231)  (43)  Der  Regierung  wurde  nahegelegt,  die  freiwillige  Ablösung 
der  Fronen  durch  jährliche  Reluitionen  in  Geld  oder  Getreide  nach 
Möglichkeit  zu  erleichtern;  um  aber  den  Untertan  in  dieser  Beziehung 
gegen  weitgehende  Forderungen  der  Dominien  zu  schützen  und  seine 
Beschwerden  rascher  zu  erledigen,  sollte  sie  folgendes  verfügen:  Er- 
höhung der  Zahl  der  Kreiskommissäre  um  zwanzig,  Verifizierung  der 
Schuldigkeitsinventarien  und  Bestimmung  des  Jahres  1820,  in  welchem 
der  provisorische  Kataster  eingeführt  worden  sei,  als  Normaljahr  bei 
Streitigkeiten  über  Besitz-  und  Holzungsrechte  (das  Patent  vom  10.  Fe- 
bruar 1789  setzte  für  Galizien  fest,  daß  Grundstücke,  die  im  Jahre  1786 
in  untertänigem  Besitz  gewesen  seien,  als  Rustikalgrundstücke,  die  aber, 
die  damals  in  obrigkeitlichen  Händen  gewesen  seien,  als  Dominikalgrund- 
stücke zu  gelten  hätten.  Das  Jahr  1786  ward  sonach  als  Normaljahr  be- 
stimmt). 

-^-)  (43)  Der  Erzherzog  empfahl  die  Einführung  von  Grundbüchern 
auf  das  wärmste,  wogegen  er  die  Verleihung  des  freien  Nutzeigentums 
an  den  Untertan  schon  deshalb  widerriet,  weil  sie  —  wie  er  meinte  — 
die  Verschuldung  und  Veräußerung  der  Bauernwirtschaften  zur  F'olge 
haben  müßte. 

233)  (43)  Graf  Hartig  hatte  beantragt,  diese  Denkschrift  dem  staats- 
rätlichen Referenten,  Hofrat  Krauß,  mit  der  Weisung  zu  übergeben, 
»die  Anträge  S.  kön.  Hoheit  mit  den  theils  schon  genehmigten,  theils 
noch  schwebenden  Vorschlägen  der  Hofstellen  zu  combiniren,  die  Di- 
vergenzpunkte herauszuheben  und  zu  beleuchten«  (8.  Mai  1846).  Dem 
Votum  Metternichs  gemäß,  dem  Kolowrat  beipflichtete,  wurde  jedoch  das 
Schriftstück  an  den  Grafen  Inzaghi  geleitet.  (Handschreiben  dd.  Wien, 
22.  Mai  1846.  Staatskonferenz,  Z.  584  ex  1846.  St.  A.) 

234)  (43)  Graf  Inzaghi  ersuchte  den  Kaiser,  es  solle  die  Hofkanzlei 
erst  dann  die  Eingabe  des  Erzherzogs  in  Erwägung  ziehen,  wenn  sie  auf 
Grund  der  Gutachten  der  Landesbehörden  »ihre  eigenen  Anträge«  werde 
stellen  können.  (Vortrag   vom  25.  Mai  1846.    Staatskonferenz,   Z.  755    ex 
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1846.  vSt.  A.)  Als  man  den  Akt  im  Dezember  1847  wieder  hervorholte, 
war  er  infolge  der  inzwischen  erflossenen  kaiserlichen  Entschließungen 
gegenstandslos  geworden. 

235)  (43)  »Sollte  der  durchlauchtigste  Herr  Erzherzog  Ferdinand  bei 
seinen  Ansichten  verharren,  so  sehe  ich  für  Galizien  keine  gute  Zukunft 
voraus.«  (Kolowrat  an  Metternich,  25.  März  1846.  Staatskonferenz,  Z.  395 
ex  1846.  St.  A.)  »Ich  bin  —  so  äußerte  sich  eines  Tages  der  Gubernialpräsi- 
dent  Baron  Krieg  —  S.  kö,  Hoheit,  deren  viele  vortreffliche  Eigenschaften 
ich  gerne  anerkenne,  gewiß  ergeben;  gleichwohl  hätte  mich  dieser  Mangel 
an  Voraussicht  und  Thatkraft  längst  bestimmt,  mich  vom  Dienste  zurück- 
zuziehen.« (Krieg  an  Kolowrat,  Lemberg,  28.  März  1846.  Staatskonferenz, 
Z.  184  s  ex  1846.)  Der  Erzherzog  ward,  auf  Vorschlag  Metternichs, 
Ende  März  1846  nach  Wien  berufen,  damit  man  sich  mit  ihm  »über 
mehrere  der  wichtigsten  Gegenstände«  berate.  (Staatskonferenz,  Z.  403 
ex  1846.  St.  A.)  Nur  war  es  bereits  ausgemachte  Sache,  ihn  seinen 
Posten  nicht  mehr  antreten  zu  lassen. 

236)  (43)  Noch  am  13.  Juni  hatte  der  Erzherzog  die  Bitte  gestellt, 
ihn  aus  Dienstesrücksichten  nach  Lemberg  zurückkehren  zu  lassen 
(Staatskonferenz,  Z.  797  ex  1846.  St.  A.),  und  am  21.  desselben  Monats  sah 
er  sich  genötigt,  sein  Enthebungsgesuch  einzureichen.  »Da  ich  —  so 
lautete  es  —  in  Jahren  schon  vorgerückt  bin,  mir  zwar  bewußt  bin,  den 
durch  den  Lauf  von  48  Jahren  mir  a.  g.  übertragenen  Dienstleistungen 
mit  gantzer  Hingebung  mich  geweiht  zu  haben,  so  muß  ich  doch  der- 
mahlen  besorgen,  daß  dieses  in  der  Zukunft  nicht  mehr  so  sein  könnte; 
und  unterlege  dahero  E.  M.  die  unterthänigste  Bitte,  mich  von  dem  mir 
übertragenen  Generalgouvernement  des  Königreichs  Gallizien  und  Lodo- 
merien  wieder  gnädigst  zu  entheben.« 

»Gesehen  und  fühle  ich  mich  gedrungen  —  so  schrieb  Erzherzog 
Franz  Karl  auf  den  Akt  —  bei  diesem  Anlasse  mit  dankbarem  Herzen 
auf  die  langjährigen  wichtigen  Dienste  zurückzublicken,  welche  mein  ge- 
liebter Vetter  E.  H.  Ferdinand  sowohl  unserem  in  Gott  ruhenden  Herrn 
Vater  als  Euer  Majestät  mit  der  edelsten  Aufopferung  und  treuesten 
Hingebung  geleistet  hat.«  (Eigenhändige  Aufzeichnung  des  Erzherzogs 
vom  30.  Juni  1846.  Staatskonferenz,  Z.  836  ex  1846.  St.  A.) 

23^)  (43)  ».  .  .  Les  rapports  entre  les  sujets  et  les  seigneurs  seront 
regles  d'apres  le  respect  du  ä  la  propriete;  les  abus  que  se  permettent 
des  tyrans  liberaux  seront  tenus  en  regard  et  rien  ne  sera  change  au 
Systeme  qui  fait  la  force  du  gouvernement  et  qui  sert  de  gage  ä  la  paix 
Interieure  dont  notre  empire  a  le  bonheur  de  jouir  malgre  les  efforts  du 
liberalisme  de  notre  epoque.«  (Privatschreiben  Metternichs  an  Colloredo, 
dd.  Wien,  5.  Juli  1846.  St.  A.) 

238)  (43)  Colloredo  erhielt  den  Auftrag,  das  an  ihn  gerichtete  ver- 
trauliche Schreiben  dem  Grafen  Nesselrode  mitzuteilen;    er  sollte  diesen 
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im  Namen  des  Inirsten  ersuchen,  dem  Zai  ^n  die  Beilaj:;e,  ein  kurzes 
I'Ixpose  über  die  Lat^e  der  Dini;e,  einzuhändigen,  »qui  a  droit  a  l'int^resser 
sous  le  double  rapport  de  l'objet  et  de  l'individualite  sur  laquelle  il 
porte«.  Dieses  vSchriftstück  konnte  jedoch  nicht  aufgefunden  werden. 

-^••)  (44)  »Wenn  die  Regierung  —  so  behauptet  Grünberg  (I,  370)  — 
sich  der  Hoffnung  hingegeben  hatte,  auf  diese  Weise  (durch  Herausgabe 
des  Patents  vom  13.  April  1846)  einer  Aufrollung  der  Robotfrage  auch 
in  den  übrigen  Provinzen  vorbeugen  zu  können,  so  sollte  sie  sich  bald 
enttäuscht  sehen.«  Die  Regierung  hatte  jedoch  eine  derartige  Hoffnung 
gar  nicht  gehegt,  sondern  bereits  zwei  Jahre  vor  dem  Ausbruch  der 
großen  Revolution    die  Lösung    der  Robotfrage    in  Aussicht    genommen. 

-^^)  (44)  Vortrag  Kolowrats  vom  i.  Juli  1846;  kaiserliche  Hand- 
schreiben an  die  Grafen  Stadion  und  Inzaghi,  dd.  Schönbrunn,  3.  Juli  1846. 
(Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1298  ex  1846.  St.  A.) 

2^1)  (44)  ».  .  .  le  comte  de  Stadion  —  so  heißt  es  in  einem  Schreiben 
Ficquelmonts  an  Metternich,  dd.  Karlsbad,  16.  Juli  1846  —  a  des  formes 
et  de  l'esprit;  c'est  dejä  la  moitie  de  ce  qu'il  faut  avec  les  polonais  .  .  . 
l'archiduc  Ferdinand  etait  devenu  impossible  et  c'est  ä  cause  de  l'attache- 
ment  devoue  que  je  lui  dois  que  je  me  rejouis  qu'il  ait  cede  ä  cette 
impossibilite.    Votre    täche    pour    ce    rapport  n'avait  pas  ete  facile  .  .  .« 

-■^^)  (44)  »Bei  der  unterm  3.  Juli  1846  erfolgten  Berufung  des 
Grafen  Rudolph  Stadion  zu  Meinem  "außerordentlichen  bevollmächtigten 
Hofkommißär  für  Galizien  —  so  heißt  es  in  den  Handschreiben  an 
Sedlnitzky  und  Kübeck  —  ging  Meine  Absicht  dahin,  demselben  mit  dem 
Wirkungskreise  Meiner  politischen  Hofstelle  die  Galizien  berührenden, 
durch  die  Bewegung  der  letzten  Zeit  nothwendig  gewordenen  legislativen 
und  organischen  Arbeiten  zu  übertragen  .  .  .«  (Resolution  dd.  Schönbrunn, 
IG.  Juli  1846  auf  einen  Vortrag  Kolowrats  vom  7.  Juli  desselben  Monats. 
Minister  Kolowrat-Akten  ad  Z.  1298  ex  1846.  St.  A.)  Der  politischen 
Landesstelle  und  ihrem  Präsidium  blieb  jedoch  der  bisherige  Wirkungs- 
kreis erhalten,  während  der  kommandierende  General  sämtliche  Agenden 
seines  Ressorts  verwaltete,  wie  dies  vor  Errichtung  des  Generalgouverne- 
ments (1832)  der  Fall  gewesen  war. 

2«)  (44)  Siehe  S.  42. 

2-14)  (45)  Nach  dem  Voranschlag  der  galizischen  Landesregierung  hätten 
3500  fl.  C.  M.  als  Besoldungskosten  eines  Bezirkskommissariats  und  daher  im 
Fall  der  Errichtung  von  zehn  Kommissariaten  in  jedem  der  neunzehn 
Kreise  665.000 fl.  eingestellt  werden  müssen;  dabei  waren  aber  weder  die 
Bau-  und  Mietkosten,  noch  die  Pauschalien  und  Pensionierungen  in 
Rechnung  gezogen  worden.  Das  Gesamterfordnis  hätte  daher  nicht  viel 
unter  einer  Million  betragen.  (»Gehorsamste  Bemerkungen  Stadions«, 
Minister  Kolowrat-Akten  ad  Z.  1316  ex  1846.  St.  A.) 
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^^■')  (45)  ^^^  galizische  Gubernium  hatte  nämlich  beantragt,  daß 
der  Untertan  dem  Grundhern,  gegen  Aufhebung  der  Naturalfrone, 
zwangsweise  einen  großen  Teil  seiner  Grundstücke  oder  ein  Äquivalent 
von  deren  Erträgnissen  überlassen  solle.  »Der  Bauer  —  bemerkte  jedoch 
Stadion  —  wird  sich  eher  herbeilassen,  die  wenn  ihm  auch  verhaßte, 
doch  altgewohnte  Arbeit  fortzuleisten,  als  zu  gestatten,  daß  ihm  ein 
Theil  seines  Eigenthums  entzogen  und  seinem  Gutsherrn,  den  er  als 
Feind  betrachtet,  überliefert  werden  soll  und  da,  wo  er  dieses  Jahr  säte, 
seinen  Gutsherrn  im  nächsten  Jahre  ernten  zu  sehen.«  (»Gehorsamste 
Bemerkungen«  Stadions.) 

2«)  (45)  Ibidem. 

2-1^)  (45)  Minister  Kolowrat- Akten,  Z.  688  ex  1846.  Über  diese 
Resolution  und  den  Vortrag  Kolowrats  vom  16.  April  1846  siehe  »Aus 
dem  vormärzlichen  Oesterreich«  (»Nieder-Oesterreich«).  Im  kaiserlichen 
Handschreiben  gelangte  die  Anschauung  zum  Ausdruck,  es  solle  die 
Staatsverwaltung  derartige  Ablösungen  erleichtern  und  fördern,  sich  aber 
jeder  Zwangsmaßregel  enthalten. 

2^8^  (45)  Kaiserliche  Entschließung  vom  20.  Juli  1846  auf  einen  Vor- 
trag des  Obersten  Kanzlers  vom  12.  desselben  Monats.  (Minister  Kolowrat- 
Akten,  Z.  1316  ex  1846.  St.  A.) 

2^'-*)  (46)  Baron  Krieg  hatte  in  seinem  Berichte  vom  16.  Juni  den- 
selben Gedanken  entwickelt.  Nach  den  Ergebnissen  des  provisorischen 
Katasters  betrug  der  Wert  der  untertänigen  Leistungen  über  yo'^/o  des 
reinen  Grundertrags  des  bäuerlichen  Besitzes;  zog  man  noch  die  Steuern 
in  Rechnung,  so  verblieben  dem  Landvolk  in  Kolomea  ein  Drittel,  in 
sieben  Kreisen  17—300/05  in  weiteren  sieben  gar  nur  5— iqo/o  des  Rein- 
ertrages. In  drei  Kreisen  (Stry,  Sanok  und  Tarnow)  wurden  außerdem 
7  — 140/„  der  Kulturkosten  durch  die  Leistungen  und  Steuern  aufgezehrt 

250)  (46)  Stadions  Reformplan  gründete  sich  auf  das  theresianische 
Patent  für  Böhmen  und  Mähren  vom  7.  September  1775  und  auf  das 
josefinische  Patent  vom  6.  Juni  1786. 

251)  (46)  Stadion  machte  geltend,  daß  der  galizische  Bauer  seit 
jeher  unter  härteren  Bedingungen  als  der  mährische  den  ihm  zuge- 
wiesenen Boden  benütze  und  im  übrigen  einige  Benefizien  genieße 
(Weide-  und  Holzrecht),  die  das  größere  Ausmaß  der  Robot  recht- 
fertigten. Er  schlug  daher  vor,  daß  der  Untertan  die  »Kleingaben«  (Geld- 
und  Naturalienabgaben,  wozu  auch  die  in  einigen  Orten  übliche  »Ge- 
spunstschuldigkeit«  gehörte)  wie  bisher  entrichte;  man  solle  ihren  Wert 
vom  Reinertrage  abziehen  und  den  Rest  als  Robot  auf  den  Rustikal- 
grundbesitz nach  dem  Steuerverhältnis  verteilen  und  klassenweise  den 
untertänigen  Grundbesitzern  vorschreiben.  (Referat  Stadions  vom  6.  Sep- 
tember 1846,  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1939  ex  1846.  St.  A.  Die 
Klassenbestimmung  bei  Mises  127  ff.) 
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-''-)  (46)  Weitere  Vorschlä.t;e  betrafen  die  Art  der  Robotleistung 
(Maßarbeit  an  vStelle  der  bisherigen  Zeitrobot,  und  zwar  auch  auf  ein- 
seitiges Verlangen:  Bestimmung  des  Tagwerks  durch  freiwillige  Ver- 
einbarung; r^insetzung  eines  Schiedsgerichts  im  Falle  Scheiterns  eines 
solchen  Vergleichs,  mit  möglichster  Beseitigung  des  peremptorischen  Ein- 
flusses der  Behörden)  und  die  Anlegung  von  Robotregistern.  Ferner  be- 
antragte Stadion,  das  Jahr  1820  als  Normaljahr  anzunehmen.  Er  wies 
darauf  hin,  daß  man  in  Galizien  die  Katastralarbeiten  noch  nicht  ab- 
geschlossen habe  und  gar  bald  die  Unmöglichkeit  erkennen  werde,  den 
Besitzstand  durch  »Gedenkmänner«  bestimmen  zu  lassen.  Daher  sollten 
Grundstücke,  die  1820  in  untertänigem,  beziehungsweise  obrigkeitlichem 
Besitz  gewesen  seien,  als  Rustikal-,  beziehungsweise  Dominikaigründe 
erklärt  werden.  (Vorträge  vom  6,  14  und  15.  September  1846,  Minister 
Kolowrat-Akten,  Z.  1939  ex  1846.  St.  A.) 

-53)  (47)  Vortrag  Stadions,  dd.  Brunn,  13.  September.  (Minister 
Kolowrat-Akten,    Z.  1662  ex  1846,  St.  A.) 

-^•*J  (47)  Diesen  zufolge  hatte  der  Untertan,  bevor  er  seinen  un- 
eingekauften  Grund  verließ,  der  Obrigkeit  einen  tauglichen  Ersatzmann 
zu  stellen  (Patent  vom  5.  April  1782);  er  durfte  über  seinen  Grund  auch 
auf  den  Todesfall  nicht  verfügen  (Patent  vom  26.  Juli  1784)  und  ohne 
die  obrigkeitliche  Bewilligung  keine  Schulden  über  fünf  Gulden  aufnehmen 
(Kreisschreiben  vom  26.  Mai  1789). 

255j  ^^jj  Der  Grundherr  war  verpflichtet,  den  Untertan  im  Notfall 
mit  Brot  und  Saatkorn,  und  zwar  gegen  Rückersatz  zu  unterstützen 
(Patente  vom  23.  September  1772,  4.  März  1773,  Kreisschreiben  vom 
8.  März  und  12.  April  1787,  Ministerialschreiben  vom  i.  August  1805  und 
kaiserliche  Entschließung  vom  29.  September  1825).  Stadion  beantragte 
auch  die  Erklärung,  es  w^ürden  auch  in  Hinkunft  einige  notwendige  Be- 
stimmungen aufrechterhalten  bleiben;  sie  betrafen  den  Erlaß,  wonach 
untertänige  Gründe  ohne  behördliche  Bewilligung  nicht  geteilt  werden 
durften  (Hofdekret  vom  16.  September  1786,  Patent  vom  3.  April  1787, 
Hofdekret  vom  13.  Mai  1832J,  die  Erbfolge  (Patent  vom  3.  April  1787 
und  Erläuterungen  vom  17.  April  und  5.  Juni  1788)  und  das  Verbot  des 
Heimfalls  erledigter  uneingekaufter  Gründe  an  die  Grundherrschaft. 

256)  (47)  Handschreiben  an  Hartig,  dd.  Schönbrunn,  26.  September 
1846.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1939  ex  1846.  St.  A.)  Der  Kommission 
gehörten  Inzaghi,  Pillersdorf,  Kübeck,  Stadion  und  der  staatsrätliche 
Referent  Buol  an;  sie  trat  am  23.  Oktober  zusammen.  Stadions  Anträge 
galten  nicht  für  die  Bukowina,  da  sich  deren  Einrichtungen  wesentlich 
von  denen  Galiziens  unterschieden. 

'^^)  (47)  Hatten  doch  die  galizischen  Stände,  worauf  sich  der 
Oberste  Kanzler  mit  Recht  berufen  durfte,  im  Jahre  1785  sowohl  wie  in 
den  letzten  zwei  Landtagen  eine  zustimmende  Erklärung  gegeben.  Stadion 
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sah  hingegen  in  den  Dominien  —  historisch  und  rechthcii  genommen  -— 
die  wenn  auch  bloß  nominellen  Eigentümer  der  uneingekauften  Gründe; 
er  hielt  es  daher  nicht  für  angezeigt,  sie  zu  umgehen.  Anderseits 
wollte  er  ihnen  den  Verdacht  benehmen,  als  verfahre  die  Regierung 
willkürlich  mit  ihnen,  zumal  sie  dieser  ohnehin  die  schlechtesten  Ab. 
sichten  zumuteten.  Kübeck,  Pillersdorf  und  Hartig  pflichteten  aber  dem 
Votum   des  Obersten  Kanzlers  bei. 

258)  i^^j)  Antrag  Inzaghis,  mit  dem  sich  Kübeck,  Pillersdorf,  Hartig 
und  Buol  einverstanden  erklärten. 

259)  (47)  »Die  Juden  —  so  wurde  von  den  übrigen  Mitgliedern  der  Kom- 
mission geltend  gemacht  —  sind  schon  jetzt  Gläubiger  der  Untertanen 
in  Galizien;  wird  das  unterthänige  Grundeigenthum  daselbst  ein  wahres 
Nutzeigenthum,  so  gewinnt  der  Werth  des  Grundes  und  biethet  eine 
größere  Sicherheit  für  ein  Darlehen  dar,  welches  gewiß  vielfältig  zur 
Verbesserung  des  Grundes  verwendet  werden  wird;  und  einem  lieder- 
lichen oder  leichtsinnigen  Wirthe  nützet  die  Einschuldungsbeschränkung  auf 
ein  Drittel  ebensowenig  wie  jenes  auf  zwei  Drittel  .  .  .«  (Protokoll.  Minister 
Kolowrat-Akten,  Z.  1939  ex  1846.  St.  A.)  Pilgram  bemerkte  jedoch  (Ibidem, 
Z.  2321  ex  1846),  daß  man  sich  den  galizischen  Bauer  noch  geraume 
Zeit  »als  einen  rohen,  unter  dem  Einflüsse  des  Juden  stehenden  Men- 
schen denken  müsse« ;  solle  er  nicht  schon  in  der  allernächsten  Zeit 
»zum  fürchterlichsten  Proletarier«  werden,  so  erübrige  nichts  als  seinem 
Verfügungsrecht  über  seine  Grundstücke  sogleich  Schranken  zu  setzen. 
—  Die  Kommission  stellte  ferner  den  Antrag,  die  in  dem  Patente  vom 
5.  April  1782  erwähnte  Verpflichtung  (Stellung  eines  Ersatzmannes)  in 
Hinkunft  bloß  nach  den  Bestimmungen  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  (§  1140)  eintreten  und  die  obrigkeitliche  Unterstützungs- 
pflicht drei  Jahre  nach  Einführung  der  Grundbücher  erlöschen  zu  lassen. 
Zum  Antrag  Stadions  in  Betreff  Aufrechterhaltung  einiger  Verfügungen 
(S.  108,  Anm.  255)  bemerkte  der  Oberste  Kanzler,  daß  man  sie  nicht 
zu  erwähnen  brauche;  denn  das  zu  erlassende  Gesetz  würde  ohnehin  die 
Beschränkungen  aufzählen,  die  fortan  wegfallen  sollten. 

260)  (47)  Die  Berechnungen  ergaben,  daß  sich  im  Fall  der  Regu- 
lierung die  Zahl  der  Robottage  fast  um  ein  Drittel,  in  einzelnen  Kreisen 
(Tarnow,  Sanok,  Stry)  sogar  um  etwas  über  die  Hälfte  vermindern 
würde.  Trotzdem  hatte  Stadion  keine  Entschädigung  beantragt,  die  ja 
übrigens  auch  bei  der  Robotregulierung  in  Böhmen  und  Mähren  nicht 
geleistet  worden  war.  Buol  stimmte  mit  der  Begründung  für  Stadions 
Antrag,  daß  der  Verlust,  den  die  Dominien  erleiden  würden,  im  ge- 
nauen Verhältnis  zu  der  bisherigen  übermäßigen  Belastung  der  Unter- 
tanen stünde.  Immerhin  gab  Stadion  in  der  Folge  zu,  daß  die  Robot- 
regulierung und  die  Übergabe  des  Nutzeigentums  an  die  Untertanen  den 
Obrigkeiten  einen  beträchtlichen  Schaden  zufüsften. 
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-'"'')  (47)  Inzaj^hi  stellte  die  Fräste,  ob  es  gerecht  sei,  »den  einzelnen 
(irundbesit/er.  der  das  (nil  mit  der  j2:esetzlich  bestehenden  Überbürdiinjj: 
titulo  oneroso  erworben  habe,  zu  einem  so  unverhältnismäßig;  großen 
Opfer  für  das  alli,^emeine  Beste  zu  verhalten,  oder  in  manchen  Fällen 
ihn  dieses  alli^emeine  l^este  mit  seinem  gänzlichen  Ruin  erkaufen  zu 
lassen?«  (»Bemerkungen«  des  Obersten  Kanzlers.  Minister  Kolowrat- 
Akten.  /..   193c)  ex   184^).  vSt.  A.) 

2C'-)  (47)  F^r  verwarf  daher  den  Antrag  Inzaghis,  nach  erfolgter 
Regulierung  die  Dominikal-Urbarialsteuer  im  Verhältnis  des  Robotent- 
gangs herabzusetzen;  er  empfahl  sogar,  daß  man  schon  jetzt  eine  wie 
immer  geartete  Verminderung  der  Grundsteuerquote  für  ausgeschlossen 
erkläre.  Kübeck  machte  auf  die  finanzielle  Einbuße  aufmerksam,  welche 
die  Unruhen  zur  Folge  hatten:  in  den  Einnahmen  sei  vom  Februar  bis 
inklusive  September  ein  Ausfall  von  1,260.000  fl.  zu  verzeichnen;  die 
Ausgaben  betrügen  2,873.133  fl.  und  so  ergebe  sich  zum  Nachteil  der 
Finanzen  ein  Defizit  von  4,133.939  fl.,  das  im  künftigen  Verwaltungsjahr 
sich  mindestens  verdoppeln  werde. 

263)  (48)  Pillersdorf  pflichtete  dem  Votum  Kübecks  bei,  während 
sich  Buol  mit  Stadions  Gutachten  einverstanden  erklärte. 

-64)  (48)  Graf  Hartig  hatte  nämlich  die  Behauptung  aufgestellt, 
»daß  nach  Kübecks  Antrag  derjenige  entschädigt  werden  müßte,  der 
mehr  genossen  habe,  als  er  genießen  sollte,  und  die  Entschädigung,  da 
sie  vom  Lande  selbst  getragen  werden  sollte,  von  jenem  geleistet  wer- 
den müßte,  der  weniger  genossen  habe.  Es  würde  also  eine  doppelte 
Unbilligkeit  darin  liegen«. 

»Wenn  übrigens  —  so  führte  er  weiter  aus  —  ein  Theil  der 
Robotschuldigkeit  abgeschrieben  und  gesetzlich  abgestellt  wird,  so 
schiene  es  nicht  unbillig,  einen  verhältnismäßigen  Theil  der  Urbarial- 
steuer,  die  ja  das  Steuerobjekt  (der  zu  besteuernde  Urbarialbezug)  theil- 
weise  enthält,  abzuschreiben.« 

Wohl  blieb  Graf  Stadion  bei  seiner  Anschauung,  doch  erklärte  er, 
nichts  einwenden  zu  wollen,  wenn  die  Stände  annehmbare  Anträge 
stellten.  (Protokoll.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1939  ex  1846.  St.  A.) 

265)  (48)  Der  provisorische  Kataster  wies  lediglich  den  Rohertrag 
der  Gründe  auf,  während  Graf  Stadion  als  Grundlage  der  Regulierung 
den  Reinertrag  angenommen  hatte.  Es  wurde  daher  vorgeschlagen,  in 
das  Gesetz  bloß  den  Ausdruck  »Ertrag«  aufzunehmen. 

266)  (48)  Die  Zeitungen  sorgten  aber  für  die  Verbreitung,  so  die 
»Allgemeine  Zeitung«  vom  23.  Dezember  1846  (Nr.  357,  S.  2855). 

26')  (48)  Der  ursprüngliche  Entwurf  besagte,  daß  den  Untertanen 
das  volle  Nutzeigentum  »zugestanden«  werde.  Der  Oberste  Kanzler  be- 
merkte, daß  dieses  Zugeständnis  schon  unter  Kaiser  Josef  II.  erfolgt 
sei.    (Note   Inzaghis    vom    29.    Oktober  1846.    Minister    Kolowrat-Akten, 
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Z.  1939  ex  1846.  vSt.  A.)  Buol  und  Hartig  erinnerten,  daß  man  das 
Nutzeigentum  der  uneingekauften  Güter  deren  Besitzern  nie  förmlich  und 
ausdrücklich  zugestanden  habe;  beide  schlugen  daher  folgende  Fassung 
vor,  die  auch  angenommen  wurde;  »  .  .  .  sind  diese  Gründe  —  so  lautete 
sie  —  gleich  den  anderen  untertänigen  Grundstücken  als  das  volle  Nutz- 
eigentum ihrer  dermaligen  rechtmäßigen  Besitzer,  welche  hiefür  alle 
aus  diesem  Rechtsverhältnisse  gesetzlich  entspringenden  Rechte  und 
Pflichten  zu  übernehmen  haben,  anzusehen.  .  .  .« 

268)  (48)  Pillersdorf  hatte  einen  solchen  Hinweis  in  Vorschlag  ge- 
bracht, war  aber  überstimmt  worden. 

269)  4g)  Siehe  »Niederösterreich«. 

2^0)  (49)  Votum  Kolowrats  vom  i.  November  1846.  (Minister  Ko- 
lowrat-Akten,  Z.  1939  ex  1846.  St.  A.)  Kolowrat  bemängelte  bloß  den 
Ausdruck  »angemessene  Schadloshaltung«,  wofür  besser  »eine  billige 
Vergütung«  zu  setzen  sei;  denn  es  handle  sich  in  keinem  Fall  um  eine 
Rechtsverletzung  oder  einen  Schaden.  Diese  Abänderung  wurde  ein- 
stimmig angenommen. 

271)  (49)  Vortrag  Stadions,  dd.  Lemberg,  i.  Dezember  1846.  (Vgl. 
Mises,  125,  Anm.  4).  Stadion  hatte  drei  Kreisschreiben  erlassen,  weil 
die  kaiserliche  Entschließung  Fragen  betraf,  deren  Erledigung  Gegen- 
stand besonderer  Verhandlungen  bilden  sollte.  (Stadions  Kundmachungen 
finden  sich  in  der  Provinzialgesetzsammlung  für  1846,  Nr.  128,  S.  274  ff., 
Nr.  129,  S.  282,  Nr.  140,  S.  322  ff.,  Nr.  141,  S.  344  ff.)  Über  die  In- 
struktion für  die  Kreisämter  und  Bezirkskommissäre  vom  18.  Dezember 
(Provinzialgesetzsammlung  ex  1846,  S.  140)  hatte  Stadion  am  20.  De- 
zember 1846  einen  Vortrag  erstattet.  (Staatskonferenz,  Z.  278  ex  1847. 
St.  A.) 

272)  (4g)  Graf  Stadion  hatte  sich  auf  vielfache  Einwendungen  und 
Vorstellungen  gefaßt  gemacht  und  daher  zweierlei  vorgeschlagen,  um 
wenigstens  die  Gutsherren  zu  beruhigen:  Erlassung  der  Abgabe  von 
Holz  zu  Bauten  der  Untertanen  und  die  Erklärung,  es  solle  je  nach  Zu- 
lässigkeit  der  Handrobot  eine  verhältnismäßige  Zugrobot  substituiert 
werden.  —  Seine  Berichte  lauteten,  soweit  sie  das  Landvolk  betrafen, 
weniger  ungünstig  als  die  des  Lemberger  Polizeidirektors. 

2")  (50)  Daraus  folgte,  daß  eine  Grundherrschaft,  die  ihren  Unter- 
tanen Holz  verabreichen  mußte  und  keine  oder  nur  geringe  Zinse  usw. 
bezog,  keine  größere  Robotschuldigkeit  beanspruchen  durfte,  als  eine 
andere  Obrigkeit,  die  ihren  Untertanen  kein  Holz  lieferte  und  doch  von 
ihnen  Zinse  oder  andere  Nebenleistungen  bezog.  (Aus  dem  Votum  des 
Referenten  Krauss  vom  15.  März  1847.  Staatskonferenz,  Z.  277  ex  1846. 
St.  A.) 

^'^)  (50)  Vortrag  Stadions,  dd.  Lemberg,  26.  Dezember  1846.  Auf 
Antrag  Kolowrats  erhielt  der  Oberste  Kanzler  die  Weisung,  sich  mit  der 
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iMage  der  Teilung  landtäflicher  (iüter  zu  beschäftigen  (Normen  vom 
3.  Dezember  1814  und  vom  i.  Mai  1827)  und  die  Vorschriften  über  die 
Besitzfähigkeit  baldigst  einer  Revision  zu  unterziehen.  (Resolution  vom 
13.  l-'ebruar  1847  [Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2370  ex  1846.  St.  A.], 
auch  in  Erledigung  des  Vortrages  der  Hof  kanzlei  vom  22.  Juli  1S36.) 
Der  andere  von  vStadion  gemachte  Vorschlag  sollte  dem  Votum  Kolowrats 
gemäß  erst  nach  T^ertigstellung  des  neuen  Rekrutierungsgesetzes  zur 
Sprache  kommen. 

2 '5)  (51)  Diese  von  45  galizischen  Gutsbesitzern  unterschriebene 
und  vom  23.  Jänner  1847  datierte  Eingabe  ward  im  Einvernehmen  mit 
Haron  Krieg  verfaßt,  der  sich  anfangs  gegen  ihre  Absendung  ausge- 
sprochen hatte.  Einer  Anregung  Jasinskis  zufolge,  von  dem  der  Gedanke 
einer  Deputation  ausgegangen  war,  sollte  diese  den  Fürsten  Jablonowski 
an  der  Spitze  haben. 

-'6)  (51)  Bericht  Kriegs  vom  27.  Jänner  1847.  Der  Gubernialpräsi- 
dent  hatte  die  Eingabe  nur  infolge  des  Umstandes  nach  Wien  geschickt, 
daß  sich  unter  den  Unterzeichnern  Edelleute  befanden,  »welche  zu  den 
angeseheneren  und  besser  gesinnten  Insassen«  gehörten. 

''')  (51)  Vortrag  des  Obersten  Kanzlers  vom  22.  Februar  1847. 
(Staatskonferenz,  Z.  277  ex  1847.  St.  A.) 

'^®)  (51)  Entschädigung  der  Grundherren  für  einen  Robotausfall  von 
mehr  als  3o7o- 

^''^)  (51)  Er  stellte  sie  als  eine  von  Stadion  eigenmächtig  getroffene 
Verfügung  hin,  obwohl  sie  ausdrücklich  durch  das  Kabinettschreiben  vom 
12.  November  angeordnet  worden  war  und  er  selbst  (Inzaghi)  keine  Ein- 
wendungen gegen  sie  erhoben  hatte. 

280)  (51)  Inzaghi  berechnete,  daß  der  Ausfall  mindestens  14,  441, 
740  reduzierte  Handtage  oder  30*18%,  bei  vielen  anderen  Dominien 
sogar  über  öo^/q  betragen  würde.  (Vgl.  Mises,  130,  Anm.  2,  wo  jedoch 
auf  Inzaghis  Vortrag  vom  22.  Februar  1847  nicht  verwiesen  ist.) 

281)  (51)  »Sollten  die  Beschlüsse  des  Comites  (mit  Aufrechthaltung 
des  mit  Kabinettschreiben  vom  12.  November  1846  sanktionierten  Grund- 
satzes, daß  die  untertänigen  Leistungen  nicht  die  Hälfte  des  individuellen 
Reinertrages  der  Rustikalgrundstücke  übersteigen  sollen)  bloß  die  Modali- 
täten der  Ausführung  oder  eine  andere  Klasseneintheilung  betreffen,  so 
würde  die  vereinigte  Hofkanzlei  ermächtiget,  solche  mit  angemessenen 
Modifikationen  der  einschlägigen  Bestimmungen  des  Kreisschreibens  vom 
25.  November  1846  sogleich  in  Wirksamkeit  zu  setzen.  Sollten  aber  die 
berufenen  Gutsbesitzer  ein  anderes  Ausgleichsmittel,  etwa  die  Aufhebung 
der  Kleingaben,  eine  theilweise  Umgestaltung  der  dermaligen  Leistungen 
in  Antrag  bringen,  so  wäre  das  Comite  zwar  zu  ermächtigen,  auch  in 
die  Erörterung  eines  solchen  Antrags  einzugehen;  in  diesem  Falle  hätte 
aber  die  vereinigte  Hofkanzlei  die  gefaßten  Beschlüsse  der  a.  h.  Ge- 
nehmigung zu  unterziehen.« 
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^«2)  (51)  Nicht  zu  sistieren  wäre:,  Die  Erhebung  und  Aufzeichnung 
der  Grundbesitzungen  mit  der  nach  dem  vSteuerfuße  des  Verwaltungs- 
jahres 1845/46  entfallenden  Steuer  und  die  Einreihung  der  Grundbesitzungen 
in  die  gesetzlichen  Klassen  und  Verzeichnen  der  Schuldigkeiten  nach 
dem  neuen  Gesetze  und  nach  dem  bisherigen  Bestände.  (§  12  der  In- 
struktion für  die  Kreisämter  und  Bezirkskommissäre,  dd.  18.  Dezember  1846. 
Provinzialgesetzsammlung  des  Königreichs  Galizien  und  Lodomerien 
[Lemberg  1819— 1848],  141.) 

-8^)  (52)  »Denn  in  dieser  Form  hört  man  nur  unter  der  Firma  des 
überstkanzlers  die  Meinung  des  Landesreferenten  Hofrats  von  Zaleski, 
was  doch  niemand  wünschenswert  finden  kann.«  (Hartig  an  Kolowrat» 
26.  Februar  1847,  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  447  ex  1847.  St.  A.) 

284)  (52)  Buol  als  Referent,  Hartig  und  Philipp  von  Krauss  bildeten 
das  engere  Konferenzkomitee  (Handschreiben  an  Metternich  vom  3.  März 
1847,  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  445  ex  1847.  St.  A.),  Inzaghi,  Pillers- 
dorf,  Zaleski,  Münch,  Höniger  und  Salzgeber  das  Hofkanzleikomitee, 
dem  der  frühere  Kreishauptmann  Milbacher  »pro  voto  informativo«  zu- 
gezogen werden  durfte.  (Kabinettschreiben  an  Inzaghi  vom  6.  März  1S47, 
Minister  Kolowrat-Akten,  447  ex  1847.  Staatsrat,  Z.  1 149  ex  1847.  St.  A.) 

28^)  (52)  Beschränkung  der  künftigen  Robotschuldigkeit  auf  den 
nach  Abzug  der  katastralmäßigen  Kleingaben  erübrigenden  Rest  des 
halben  Ertrages  der  untertänigen  Besitzungen  (auf  Grund  des  provisorischen 
Katasters  und  nach  Abzug  der  für  den  Kulturaufwand  veranschlagten 
Prozente)  und  ihre  Verteilung  nach  dem  Steuergulden. 

286)  (52)  Die  nach  dem  neuen  Gesetz  entfallende  Schuldigkeit  sollte 
nur  dann  gelten,  wenn  sie  für  den  Untertan  die  günstigere  wäre;  im 
anderen  Fall  bliebe  die  bisherige  in  Kraft.  (Antrag  Krauss.) 

287)  (52)  Nur  Grundbesitzer,  von  denen  bisher  die  Zugrobot  ge- 
leistet worden  sei,  müßten  sich  auch  fürder  dieser  Verpflichtung  unter- 
ziehen, selbst  dann,  wenn  ihre  Steuerleistung  den  zur  Begründung  der 
Zugrobotpflicht  festgesetzten  Betrag  nicht  erreiche;  nur  müßte  das 
Verhältnis  zwischen  Hand-  und  Zugrobot  bestimmt  werden.  (Antrag 
Krauss.) 

288)  (52)  Die  Grundherrschaften  hatten  den  Wunsch  geäußert,  die 
unverändert  gebliebenen  Kleingaben  als  ein  Kompensationsobjekt  für  die 
bei  der  Regulierung  entfallende  Robotschuldigkeit  zu  beanspruchen.  Hartig 
meinte  daher,  daß  man  die  gänzliche  oder  teilweise  Umwandlung  der 
Kleingaben  in  Robot  durch  freiwillige  Übereinkommen  beider  Teile  ge- 
statten und  mit  Rücksicht  auf  solche  Herrschaften  erleichtern  könnte, 
die  einen  beträchtlichen  Robotausfall  erleiden  würden. 

^^^)  (53)  Unentgeltliche  (taxfreie)  Verwaltung  der  Rechtspflege  in 
Streitsachen  und  im  adeligen  Richteramt  und  Verbindlichkeit  zu  unver- 
zinslicher Unterstützung  der  Untertanen. 
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-^")  (53)  Der  kaiserlichen  i'^ntschließunj^  vom  12.  November  1846 
};emäü  sollten  beide  Verbindlichkeiten  aufhören  oder  doch,  soweit  sie  die 
Rechtspflege  betraten,  eine  wesentliche  Abänderung  erfahren. 

''*')  (53)  ^''t  AusschlufJ  der  ohnehin  auf  zwei  Fünftel  ihres  Nenn- 
wertes herabgesetzten  baren  Geldzinse. 

-•'-)  (53)  Vom  Tag  des  Aufhörens  dieses  Teiles  der  Schuldigkeiten 
entfiele  die  Verpflichtung  zur  Unterstützung  der  Untertanen  sowohl  wie 
die  zur  kostenlosen  Rechtspflege,  und  der  Übrigkeit  erwüchse  das  Recht, 
die  patentmäßigen  Taxen  (Patente  vom  27.  April  1786  und  vom  20.  Ok- 
tober 1787)  und  von  dem  Zeitpunkte  an,  wo  Grundbücher  bestünden  — 
auch  die  Grundbuchtaxen  einzuheben;  ferner  könnte,  sobald  durch  die 
geplante  Änderung  der  Patrimonialgerichtsbarkeit  eine  wesentliche  Ver- 
minderung der  grundherrlichen  Agenden  eintrete,  zur  Hebung  des  Real- 
kredits eine  Herabsetzung  der  Octava  stattfinden.  (Anträge  Krauss.) 

'^^)  (53)  Nach  Hartigs  Entwurf:  Resolution  über  die  vier  von  dem^ 
Komitee  vorgeschlagenen  Änderungen  (S.  52),  die  eine  aus  Räten 
des  galizischen  Guberniums  und  Mitgliedern  des  ständischen  Ausschusses 
bestehende  Kommission  unter  Leitung  der  Gubernialpräsidenten  prüfen 
sollte;  Kabinettschreiben  an  den  Obersten  Kanzler  vom  selben  Tage,  das 
diesen  anwies,  in  Lemberg  die  Frage  über  weitere  Herabsetzung  der 
Urbarialschuldigkeiten  erörtern  und  die  Ergebnisse  dieser  Beratung  an 
das  Hofkanzleikomitee  leiten  zu  lassen,  das  dem  Kaiser  darüber  ein 
Gutachten  vorlegen  solle.  (Staatskonferenz,  Z.  277  ex  1847.  St.  A.) 

'^*)  (53)  Es  wurde  daher  angeordnet,  daß  keine  Einstellung  der 
von  den  Grundherrschaften  zu  liefernden  Ausarbeitungen  und  eine  Mit- 
teilung der  Ergebnisse  der  Robotregulierung  an  die  Untertanen  erst  dann 
erfolgen  sollten,  bis  die  kaiserliche  Entschließung  über  die  entsprechenden 
Anträge  erflossen  sei.  (Bereits  mit  Kabinettschreiben  an  den  Obersten 
Kanzler  vom  31.  März  1847  [Staatskonferenz,  Z.  247  ex  1847.  St.  A.] 
verfügt.)  Auf  Grund  eines  Vortrags  des  Obersten  Kanzlers  vom  4.  Mai  1847 
resolvierte  der  Kaiser  am  2.  Juni,  daß  weitere  Richtigstellung  nach  Ab- 
schluß der  grundherrlichen  Operate  zu  erfolgen  habe.  (Staatskonferenz, 
Z.  419  ex  1847.  St.  A.) 

^^°)  (53)  Gesuch  der  Edelleute  des  Wadowicer  Kreises  (mit  22  Unter- 
schriften) vom  7.  Februar  1847.  Es  wurde,  mit  Kabinettschreiben  vom 
17.  April  1847,  dem  Obersten  Kanzler  übergeben.  (Staatskonferenz, 
Z.  279  ex  1847.  St,  A.) 

^^^)  (53)  Eingabe  des  Erzherzogs  Karl  vom  24.  Februar  1847 
(Staatskonferenz,  Z.  280  ex  1847.  St.  A.);  sie  wurde  gleichfalls  am 
17.  April  an  den  Obersten  Kanzler  geleitet,  der  die  darin  besprochenen 
Unzukömmlichkeiten  in  Erwägung  zu  ziehen  hatte.  (Ibidem.) 

^^^)  (53)  Erzherzog  Karl  beantragte,  es  solle  den  Obrigkeiten  das 
Kapital  durch  den  Staat  ausbezahlt  und  die  Verzinsung  samt  der  Amorti- 


sationsquote  durch  eine  Umlage  auf  den  gesamten  (also  sowohl  Rusti- 
kal- wie  Dominikai-)  Grundbesitz  hereingebracht  werden;  oder  man 
könnte  die  Robotpflicht  der  Untertanen  zu  einem  Teil  durch  die  Kom- 
pensation mit  ihren  Rechten  auf  Urbarialsalz,  Urbarialweide  und  unent- 
geltliche Führung  ihrer  politischen  und  Justizgeschäfte  aufhehen  und 
nur  den  Rest  unter  Mitwirkung  des  vStaates  durch  Kapitalien  abtragen 
lassen;  man  solle  ferner  nicht  bloß  die  Robot,  sondern  auch  die  Klein- 
gaben und  Servituten  beseitigen. 

^^8)  (53)  Siehe  S.  30.     ■ 

"^^)  (53)  ^o  Graf  Hartig,  der  an  die  Kübecksche  Formel  dachte 
(S.  102,  Anm.  217).  Er  sprach  die  Überzeugung  aus,  es  hätten  die  Grund- 
herren im  Fall  der  Annahme  "gewiß  über  die  mangelnde  oder  doch  sehr 
zweifelhafte  Aussicht  auf  Entschädigung  keine  Klage  erhoben.  (Staats- 
konferenz, Z.  277  ex  1847.  St.  A.) 

^°*^)  (53)  Referat  der  Vereinigten  Hofkanzlei  (über  den  Gubernial- 
bericht  vom  29.  Jänner  1847),  dd.  17.  März  1847.  »Wann  und  ob  in 
ganz  gleicher  Form  die  vorerwähnte  Vorschrift  (das  Dekret  vom  18.  De- 
zember 1846)  auch  für  Galizien  kundzumachen  sei,  darüber  —  so  lautete 
eine  Resolution  vom  14.  Dezember  —  ist  noch  vorläufig  das  Gutachten 
der  Landesbehörden  einzuholen  und  Mir  dasselbe  gehörig  beleuchtet  zur 
Schlußfassung  vorzulegen.«  (Das  Hofkanzleidekret  vom  18.  Dezember 
1846  stellte  es  dem  freien  Übereinkommen  der  Beteiligten  anheim,  alle 
untertänigen  Schuldigkeiten  in  andere  Leistungen  umzuwandeln  oder  abzu- 
lösen. [Staatskonferenz,  Z.  1455  ex  184&.  St.  A.  Vgl.  Mises,  129^  Anm.  2.]) 

^°^)  (53)  »Die  Vereinigte  Hofkanzlei  unterstützt  den  Gubernial- 
antrag  sehr  warm  und  geht  über  die  vom  Vizepräsidenten  (der  sich 
gegen  die  Veröffentlichung  des  Dekrets  ausgesprochen  hatte)  erhobenen 
Bedenken  mit  schönen  Phrasen  hinweg,  indem  sie  von  dem  tiefgefühlten 
Danke  spricht,  mit  welchem  in  anderen  Provinzen  die  fragliche  Verord- 
nung entgegengenommen  wurde  —  über  welchen  tiefgefühlten  Dank  ihr 
wohl  kaum  noch  ämtliche  Daten  vorliegen  dürften  —  und  Mißverständ- 
nisse von  welcher  Art  immer  gar  nicht  besorgen  zu  müssen  glaubt, 
wobei  sie  wahrscheinlich  noch  die  in  Mähren  und  Schlesien  wirklich 
schon  eingetretenen  ignorierte.«  (Staatskonferenz,  Z.  262  ex  1847.  St.  A.) 

302)  (54)  Kaiserliche  Resolution  vom  12.  April  1847  (Staatskonfe- 
renz, Z.  262  ex  1847,  und  Staatsratsakt,  Z.  5907  ex  1847.  St.  A.),  wo- 
nach die  Vereinigte  Hofkanzlei  auch  die  Weisung  erhielt,  »gleich  jetzt 
eine  Verhandlung  über  die  Anwendung  der  in  jener  Vorschrift  (vom 
18.  Dezember  1846)  enthaltenen  Bestimmungen  auf  die  Dominikal-An- 
siedlungsverträge  in  Galizien  einzuleiten«  und  darüber  die  weiteren  An- 
träge zu  erstatten. 

303)  (54)  Sie  betrafen  die  unentgeltlichen  Botengänge,  zu  denen 
die  Untertanen  verhalten    wurden;    die   unberücksichtigt    gebliebenen  In- 
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leute  und  Kleinhäusler;  den  provisorischen  Kataster  von  1S20,  seit  wel- 
chem Jahre  der  untertänij^e  Besitz,  tiefgreifende  Veränderungen  erfahren 
hatte,  die  allein  schon  das  Regulierungswerk  ungemein  erschweren 
mußten;  die  Kleingaben,  die  weiter  eingefordert  wurden,  obwohl  die 
Gegenleistungen  der  Dominien  bereits  aufgehört  oder  doch  eine  Herab- 
setzung erfahren  hatten:  die  Verpflichtung  zu  den  bisherigen  unter- 
tänigen Leistungen  bis  zum  Abschluß  der  Regulierung,  welche  Verfügung 
um  so  größere  Aufregung  erwarten  ließ,  als  die  verminderte  Robot  wohl 
nicht  so  bald  zur  Einführung  gelangen  konnte;  die  Umwandlung  der 
Robotschuldigkeit  in  ein  bestimmtes  Tagwerk,  wobei  man  zu  spät  erfuhr, 
daß  sie  in  manchen  Gegenden  dem  Bauer  schon  früher  abgerungen  und 
erst  nach  dem  Ausbruche  der  Unruhen  wieder  abgestellt  worden  sei. 
Hartig  erklärte,  daß  weder  er  noch  ein  anderer  jemals  eine  Zwangs- 
maßregel beantragt  hätte,  wenn  auf  diesen  Umstand  aufmerksam  ge- 
macht worden  wäre. 

'"*)  (54)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  des  Obersten 
Kanzlers  vom  3.  April),  dd.  Wien,  28.  April  1847,  nach  dem  Antrage 
Hartigs,  »diese  Bemerkungen  der  Kreishauptleute  zu  würdigen  und  nach 
Thunlichkeit  ...  zu  berücksichtigen«.  (Staatskonferenz,  Z.  325  ex  1847. 
St.  A.) 

30'')  (54)  Vortrag  des  Grafen  Sedlnitzky  vom  23.  Februar  1847 
(Minister  Kolowrat- Akten,  Z.  448  ex  1847.  St.  A.).  Eingabe  des  Fürsten 
Jablonowski  vom  12.  April  1847  (Staatskonferenz,  Z.  537  ex  1847.  St.  A.). 
»Aus  der  vorliegenden  Verhandlung  stellt  sich  —  so  hatte  sich  Ko- 
lowrat anläßlich  des  Vortrages  Inzaghis  vom  17.  März  1847  (S-  ^^S» 
Anm.  300)  geäußert  —  neuerlich  heraus,  wie  wünschenswert,  ja  not- 
wendig die  baldige  Ernennung  eines  neuen  galizischen  Gouverneurs  ist.« 

■""')  (54)  Vortrag  des  Grafen.  Rudolf  Stadion  vom  24.  Dezember 
1846  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2368  ex  1846.  St.  A.);  Vortrag  des 
Obersten  Kanzlers  vom  13.  Jänner  1847  (ibidem,  Z.  127  ex  1847);  vom 
25.  Februar  1847  (ibidem,  Z.  435  ex  1847);  vom  13.  März  1847  (Staats- 
konferenz, Z.  217  ex  1847);  Vortrag  Kolowrats  vom  13.  April  1847 
<  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  803  ex  1847). 

^'^'.)  (54)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  einen  Vortrag  des  Obersten 
Kanzlers  vom  11.  April  1847),  dd.  Wien,  21.  April  1847.  (Staatskonferenz, 
Z.  332  ex  1847.  St.  A.)  Eis  erfolgte  zugleich  die  Enthebung  des  Gu- 
bernialpräsidenten  Freiherrn  von  Krieg,  der  zu  wiederholten  Malen  und 
mit  Hinweis    auf  sein   hohes  Alter   um  seine  Abberufung  gebeten  hatte. 

■'^*)  (54)  Graf  Franz  Stadion  hatte  von  1828  bis  1831  als  Konzepts- 
praktikant und  überzähliger  Kreiskommissär  »mit  Auszeichnung«  in 
Galizien  gedient. 

='"'•')  (54)  vSo  hatte  Metternich  beantragt,  daß  Rudolf  Stadion 
die    provisorische    Leitung    des    Guberniums    bis    zur   Durchführung    der 
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Teilun«,'  der  Provinz  übernehme,  und  den  Kaiser  zu  einer  Resolution 
veranlaßt,  kraft  derer  sich  Inzaghi  über  diese  Fra^e  äußern  sollte. 
(Resolution  vom  27.  Februar  1847.  Staatskonferenz,  Z.  159  ex  1847.) 
Am  13.  April  hatte  der  Oberste  Kanzler  den  Ausweg  empfohlen,  Rudolf 
Stadion  nach  erfolgter  Teilun«^  des  Verwaltunt^sgebietes  zum  Gouverneur 
von  Ostgalizien  zu  ernennen.  (Staatskonferenz,  Z.  217  ex  1847.  St.  A.) 
Stadion  war  am  20.  Februar  1847  seiner  vStellun^  als  Hofkommissär 
enthoben  worden  (vgl.  auch  Mises,   129,  Anm.  3). 

^''O)  (55)  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  11 56  ex  1847;  Staatskonferenz, 
Z.  549  ex  1847.  St.  A. 

^^0  (55)  Seit  den  letzten  Unruhen  waren  2700  Personen  verhaftet 
worden;  bei  2300  wurde  die  Untersuchung  auf  freiem  F'^uße  geführt. 
Die  Zahl  der  übrigen  betrug  ungefähr  300  bis  400. 

^^^)  (55)  Graf  Stadion  dachte  dabei  nur  an  Enthebung  solcher  Be- 
amten, die  nicht  der  Kaiser,  sondern  das  Gubernium  öder  die  Hofkanzlei 
ernannte. 

Diese  Personalfragen  bildeten  den  Gegenstand  der  zweiten  Denk- 
schrift. Graf  Stadion  hatte  darin  auch  um  die  endgültige  Besetzung  der 
Posten  des  Kommandierenden  und  des  Appellationspräsidenten  sowohl 
wie  um  die  Ernennung  eines  Stellvertreters  gebeten  und  als  solchen 
den    staatsrätlichen  Referenten  Hofrat  Philipp  von  Krauß   vorgeschlagen. 

'^^^)  (55)  Ii^  dieses  von  Hartig  empfohlene  Komitee  wurden  berufen: 
Franz  Stadion,  Inzaghi,  Kübeck,  Taaffe,  Sedlnitzky,  Pilgram,  Buol. 
(Gutachten  Hartigs  vom  31.  Mai.  Handschreiben  an  Hartig,  dd.  Schön- 
brunn, 5.  Juni  1847.  Minister  KolowTat- Akten,  Z.  1 156  ex  1847,  und  Staats- 
konferenz, Z.  549  ex  1847.  St.  A.) 

^^^)  (55)  Das  Komitee  beantragte,  daß  die  Hofkommission  in  Justiz- 
gesetzsachen (nach  Rücksprache  mit  der  Obersten  Justizstelle,  der  Ver- 
einigten Hofkanzlei  und  der  Polizei-  und  Zensurhofstelle)  eine  Vorschrift 
für  Galizien  »über  die  Confinirung«  der  betreffenden  Personen  entwerfe; 
diese  sollten  »an  zu  bestimmenden  Orten  der  Monarchie,  ihren  Verhält- 
nissen und  Vergehen  angemessen,  eine  festzusetzende  Zeit  lang  fest- 
gehalten werden«.  »Was  Algier  als  Ort  der  Aufnahme  betrifft,  so  ist  — be- 
merkte das  Komitee  —  mit  Gewißheit  anzunehmen,  daß  Frankreich  seine 
Einwilligung  dazu  nicht  giebt,  im  Gegentheile  würde  man  sich  einer  Zu- 
rechtweisung von  dort  aussetzen.«  (Protokoll  der  am  9.  Juni  1847  ab- 
gehaltenen Sitzung.  Ad  Staatskonferenz,  Z.  549  ex  1847.  St.  A.) 

^^''')  (55)  I^äs  Komitee  meinte  bloß,  daß  Graf  Stadion  sich  des 
Rechtes,  Kreishauptleute  zu  versetzen,  nur  im  äußersten  Falle  bedienen 
und  jede  derartige  Anordnung  unverzüglich  nach  Wien  melden  solle. 

316)  (56)  In  seiner  Denkschrift  (A)  hatte  er  diesen  Gegenstand  so- 
wohl wie  die  Organisierung  des  Landes  in  den  untersten  Instanzen  bloß 
gestreift,  um  die  Dringlichkeit  einer  raschen  Erledigung   hervorzuheben. 
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Das  Kcimitec  stellte,  was  die  Ivnichtun^  landesfürstlicher  Instanzen  be- 
traf, den  Antraj::.  die  einschlät;i,i;cn  Akten  dem  Grafen  Stadion  nach  Lem- 
berj^  zur  Außerunj;  zu  übermitteln.  (Protokoll  ad  Staatskonferenz,  Z.  549 
ex   1847.  St.  A.) 

="')  (56)  Es  war  nämlich  anj^eordnet  worden,  daß  der  Abzii^  des 
katastralmäßij^en  Wertes  der  Klein^^aben  von  der  Hälfte  des  reinen  Grund- 
erträ.u:nisses  in  concreto  für  die  ganze  Provinz  und  demgemäß  auch  die 
Ausmittlung  der  künftigen  Robotschuldigkeit  auf  den  gesamten  unter- 
tänigen Grundbesitz  erfolgen  solle. 

31^)  {56)  Resolution  vom  17.  April  1847.  Dies  galt  nur  für  den  Fall, 
daß  die  Anträge  der  Landeskommission  mit  den  Hauptgrundsätzen  der 
Robotregulierung  und  den  weiteren  Bestimmungen  der  Verordnung  vom 
17.  April  übereinstimmten.  Unter  dieser  Voraussetzung  wollte  man  dem 
Grafen  Stadion  auch  gestatten,  nötigenfalls  eine  provisorische  Maßregel 
über  Verteilung  der  gemeindeweisen  ausgemittelten  Robotschuldigkeit  auf 
die  einzelnen  Grundbesitzer  zu  treffen. 

^^^)  (56)  Der  gemeindeweise  Abzug  konnte  übrigens  nur  erfolgen, 
wenn  man  den  tatsächlichen  Bestand  der  Kleingaben  in  jeder  Gemeinde 
festsetzte.  Kraft  kaiserlicher  Entschließungen  vom  17.  April  und  2.  Juni 
1847  war  jedoch  diese  Verifizierung  ausdrücklich  untersagt. 

^"")  (56)  Hartig  bemerkte,  daß  man  bei  ungefähr  6000  Gemeinden 
den  Katastralwert  der  Kleingaben  ermitteln  und  vom  Grundertrage  einer 
jeden  einzelnen  Gemeinde  abziehen  müßte. 

^"^)  (56)  Hartigs  Vortrag  an  den  Kaiser  vom  15.  Juni  1847.  (Staats- 
konferenz, Z.  549  ex  1847.  St.  A.)  Danach  sollte  von  der  Ermittlung  und 
dem  Abzug  der  Kleingaben  nach  Gemeinden  Abstand  genommen,  Stadion 
jedoch  unter  den  vom  Komitee  gestellten  Bedingungen  (Anm.  318)  zur 
teilweisen  Durchführung  der  Robotregulierung  ermächtigt  werden,  bevor 
noch  die  kaiserliche  Entschließung  über  die  Anträge  der  Landeskommis- 
sion erfloß;  ebenso  sollte  ihm  gestattet  sein,  die  gleichfalls  von  der  Kom- 
mission beantragte  provisorische  Maßregel  zu  treffen. 

^^^)  (56)  Resolution  (nach  Kolowrats  Entwurf),  dd.  Schönbrunn, 
21.  Juni  1847.  (Staatskonferenz,  Z.  549  ex  1847.  St.  A.)  Kabinettschreiben 
an  Stadion  (nach  Hartigs  Entwurf)  vom  28.  desselben  Monats.  (Staats- 
konferenz, Z.  583  ex  1847.  St.  A.)  Der  Präsident  der  Hofkommission  in 
Justizgesetzsachen  Graf  Taaffe  wurde  aufgefordert,  eine  gesetzliche  Vor- 
schrift (für  Galizien)  über  die  Konfinierung  staatsgefährlicher  Personen 
auszuarbeiten;  als  Länder,  in  die  sie  abgeschoben  werden  sollten,  kamen 
in  Betracht:  die  Bukowina,  Steiermark,  Illyrien,  das  Küstenland  und  das 
Fiumaner  Littorale.  (Kabinettschreiben  an  Taaffe  vom  28.  Juni  1847. 
Ibidem.) 

='•-«)  (56)  Graf  Stadion  traf  am  i.  August  in  Lemberg  ein. 
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324)  (56)  Die  J^eratun<;en  hatten  am  16.  Juni  unter  dem  Vorsitze 
des  Gubernialpräsidenten  Kriej;-  stattgefunden;  der  von  diesem  am  27. 
desselben  Monats  unterzeichnete  Bericht  durfte,  gemäß  einer  Weisung 
aus  Wien,  nicht  abgeschickt  werden,  ehe  der  Statthalter  es  eingesehen 
und  begutachtet  hatte, 

325)  (5y)  Zwei  Kreuzer  Rustikalsteuer  auf  einen  Handtag  gerechnet 
(gegen  2V15  Kreuzer,  wie  Philipp  Stadion  es  beantragt  hatte),  wonach 
sich  zugunsten  der  Dominien  ein  bedeutender  Zuwachs  von  Handtagen 
ergab.  Nur  untertänige  Grundbesitzer,  die  nicht  mehr  als  36  Kreuzer 
Steuer  zahlten,  sollten  jährlich  achtzehn  Handtage  leisten. 

^^^)  (57)  Philipp  Stadion  hatte  in  die  Klasse  der  Zugrobot  Grund- 
besitzer eingereiht,  die  mehr  als  3  Gulden  S^/^j  Kreuzer  Steuer  zahlten; 
dieser  Betrag  sollte  auf  2  Gulden  15  Kreuzer  herabgesetzt  werden. 

327)  (^y)  ßs  wurde  jedoch  zum  besseren  Verständnis  die  Erklärung 
vorgeschlagen,  es  sollen  die  hie  und  da  bei  Abstattung  der  Robot  be- 
stehenden Begünstigungen  auch  künftig  nur  eintreten,  wenn  sich  der 
Untertan  für  die  bisherige  Schuldigkeit  entschieden  habe. 

328)  (^^y)  Abzug  des  Katastralwertes  der  Kleingaben  nicht  kumulativ 
von  der  Hälfte  des  Rustikalnettoertrages,  sondern  individuell  von  dem 
individuellen  Grunderträgnis.  Dieser  Vorschlag  war  von  der  überwiegenden 
Mehrheit  der  Kommission  und  ebenso  von  Krieg  abgelehnt  worden,  der 
sich  auch  für  die  Beibehaltung  der  Klassen  ausgesprochen  hatte. 

329)  (57)  »Aus  den  bei  den  Kreisämtern  befindlichen  Summarien  der 
Grundmatrikeln  wird  der  Rustikalgrundertrag  der  betreffenden  Gemeinde  . . . 
ausgezogen;  das  Reinerträgnis  durch  Abzug  der  Kulturkosten  mit  50^/0 
bei  Äckern  und  20%  bei  Wiesen  ermittelt;  von  der  Hälfte  desselben  der 
katastrierte  Wert  der  Kleingaben  in  Abzug  gebracht  und  der  verblei- 
bende Rest  des  halben  Reinertrages  zu  dem  für  diese  Gemeinde  be_ 
stehenden  Urbarialpreisen  der  Robot  zu  Robot,  und  zwar  in  der  Art 
veranschlagt,  daß  auch  bei  der  künftigen  Schuldigkeit  das  bisherige  Ver- 
hältnis der  Zug-  zur  Handrobot  aufrecht  erhalten  werde.  Die  auf  diese 
Art  ermittelte  Gesamtschuldigkeit  wäre  sodann  der  Grundherrschaft  und 
der  Gemeinde  kundzumachen  und  der  letzteren  die  Vertheilung  im  In- 
nern der  Gemeinde  nach  einem  von  ihr  zu  wählenden  Maßstabe  zu  über- 
lassen; mit  welcher  Vertheilung  im  Innern  der  Gemeinde  das  Kreisamt 
nur  nachhelfend  oder  nur  für  den  Fall,  als  die  Gemeinde  darauf  nicht 
eingehen  wollte,  auch  entschieden  sich  zu  befassen  hätte.« 

330)  (57)  Archiv  des  Ministeriums  des  Innern.  (Abteilung  Galizien,  1847.) 

331)  (57)  In  der  einen  ward  auch  der  Antrag  gestellt,  der  Regulie- 
rung zu  entsagen,  das  Untertänigkeitsverhältnis  gänzlich  aufzuheben  und 
die  zwangsweise  Ablösung  sämtlicher  Urbarialschuldigkeiten  zu  verfügen. 
(Ad  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  27.  November  1847  [Staats- 
konferenz, Z.  1230  ex  1847.  St.  A.].  Die  Denkschriften  liegen  nicht  bei.) 
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^^-)  (57)  Der  Kaiser  hatte  am  0.  Juli  1847  die  von  Stadion  emp- 
fohlene Krnennunj^  des  staatsrätlichen  Referenten  Philipp  von  Krauß  zum 
zweiten  Präsidenten  des  j;alizischen  Guberniums  verfüf^t.  (Kaiserliche 
Resolution  auf  einen  Vortraj;  Kolowrats  vom  S.Juli,  dd.  Schönbrunn  6. Juli 
desselben  Monats.  Staatskonferenz,  Z.  650  ex  1847.  St.  A.)  Baron  Krieg, 
der  zu  wiederholten  Malen  und  mit  Hinweis  auf  sein  hohes  Alter  um 
seine  Enthebung  angesucht  hatte,  ward  am  21.  April  in  den  Ruhestand 
versetzt.  (Kaiserliche  Entschließung  auf  einen  Vortrag  des  Obersten 
Kanzlers   vom   11.  April  1847.    Staatskonferenz,   Z.  332  ex  1847.   St.  A.) 

■'33)  (5y)  Es  sollte  sonach  von  der  init  Kreisschreiben  vom  25.  No- 
vember 1846  festgesetzten  Klasseneinteilung  abgegangen  und  die  Robot- 
schuldigkeit nach  dem  Maßstab  von  2  Steuerkreuzern  für  einen  Handtag 
bestimmt  werden. 

^^*)  (58)  Antrag  des  Referenten  Buol.  Vorläufig  war  die  Verteilung 
der  künftigen  Robotschuldigkeit  nach  dem  Maßstabe  der  bisherigen  Lei- 
stungen festgesetzt  worden. 

335)  (58)  Resolution  (nach  Kolowrats  Entwurf),  dd.  Wien,  2.  Jänner 
1848.  (Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  27.  November  1847.  Staats- 
konferenz, Z.   1230  ex  1847.  St.  A.) 

336)  (58)  Erlaß  vom  28.  August  1846.  (Provinzialgesetzsammlung  für 
1846,  S.  212  ff.,  Nr.  99.) 

^^')  (58)  Gubernialkundmachung  vom  25.  August  1846.  (Ibidem 
Nr.  97,  S.  204 ff.  Vorträge  Stadions  vom  4.  September  und  vom  15.  De- 
zember 1846.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1663  und  2315  ex  1846.  St.  A.) 

338)  (58)  Verordnung  des  Hofkommissärs  vom  28.  August  1846. 
(Provinzialgesetzsammlung  Nr.  100,  S.  214.  Vorträge  Stadions  vom  23.  No. 
vember  und  22.  Dezember  1846.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2138  und 
2354  ex  1846.  St.  A.) 

Um  einerseits  »das  Ehrgefühl«  des  Ortsrichters  zu  wecken  und 
anderseits  der  Gemeinde  mehr  Achtung  und  das  Gefühl  der  Unverletz- 
lichkeit des  Richters  einzuflößen,  hatte  Graf  Stadion  beantragt,  den  Orts- 
richtern »ein  sichtbares  Merkmal  seiner  Würde«  zuteil  werden  zu  lassen: 
eine  Medaille  aus  Metall  mit  dem  kaiserlichen  Adler,  »die  an  einem  Um- 
hängeriemen an  der  Brust  getragen  wird«.  (Vortrag  vom  23.  November 
1846.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2138  ex  1846.  St.  A.) 

339)  (58)  Kaiserliche  Entschließung  vom  9.  März  1846.  (Siehe  S.  100.) 
3")  (58)  Ad  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1316  ex  1846.  St.  A. 

^^0  (58)  Erlaß  vom  1.  September  1846.  (Vorträge  Stadions  vom 
II.  und  28.  August,  7.  September,  5.  November  und  14.  Dezember  1846. 
Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1504,  1591,  1641,  1993,  2239,  2305  ex  1846. 
St.  A.)  Insgesamt  wurden  fünfzig  Kreiskommissäre  dritter  Klasse  ernannt. 
Jeder  Kreis  ward  in  mehrere  Bezirke  geteilt,  in  deren  Mitte  die  kreisamt- 
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liehe  ExpositLir  als  Or^an  des  Kreisamtes  ihren  Sitz  hatte;  sie  bestand 
aus    einem  Kommissär  und  einem  Kanzlisten. 

^^^)  (59)  Stadion  berechnete,  daß  die  Kosten  schier  eine  Million  be- 
tragen würden,  wobei  er  die  Haftung  für  Steuergestion  und  Waisenver- 
waltung nicht  in  Anschlag  brachte.  (Schreiben  an  Krieg  vom  7.  August 
1846.  Ad  Minister  Kolowrat- Akten,  Z.  2321  ex  1846.  St.  A.) 

^'*^)  (59)  Siehe  S.  100,  Anm.  206. 

^^^)  (59)  Diesen  wollte  Rudolf  Stadion  folgende  Agenden  zuweisen: 
die  Grundbuchführung,  das  adelige  Richteramt,  die  Klagen  in  Streit- 
sachen, sobald  die  Schuld  eingestanden  sei,  die  Exekution  usw.,  also  das- 
selbe, was  ihnen  bereits  das  Hofdekret  vom  21.  August  1787  eingeräumt 
hatte. 

^^'^)  (59)  Die  Justiziäre  eines  jeden  Kreises  sollten  unter  dem  Vorsitz 
des  Landrates  das  Kreisgericht  bilden. 

^^'^)  (59)  Vortrag  Stadions,  dd.  Lemberg,  13.  Dezember  1846.  (Mi- 
nister Kolowrat- Akten,  Z.  2321  ex  1846.  St.  A.)  Dies  war  der  letzte  Be- 
richt, den  Stadion  als  Hofkommissär  erstattete;  am  i.  Jänner  1847  über- 
nahm er  wieder  die  Leitung  des  mährisch-schlesischen  Guberniums. 

'^^'')  (59)  Hartig,  Buol  und  Pilgram.  (Minister  Kolowrat-Akten, 
Z.  2321  ex  1846.  St.  A.) 

^^^)  (59)  Antrag-  des  Staats-  und  Konferenzrates  Pilgram  vom  6.  Jän- 
ner 1847. 

349)  (59)  In  ihren  Wirkungskreis  sollten  auch  noch  folgende  Agenden 
fallen :  Die  Gerichtsbarkeit  in  Grundbuchsachen  ihres  Bezirkes  und  die  Grund- 
buchführung.  Den  Grundherrschaften  würde  man  das  adelige  Richteramt, 
die  Vergleichsverhandlungen  und  Rechtssachen  überlassen,  bei  denen  der 
Wert  des  Streitgegenstandes  den  Betrag  von  10  Gulden  nicht  über- 
schreite; deshalb  sollte  den  Justiziären  nur  die  Bewilligung  sämtlicher 
Exekutionen  und  der  Rechtsmittel,  ferner  die  Revision  und  Bestätigung 
der  von  den  Dominien  im  adeligen  Richteramt  vorgenommenen  Haupt- 
akte zugewiesen  werden. 

^^^)  (59)  Mit  den  für  die  Justiziäre  ausgesprochenen  Befugnissen 
und  für  die  ihnen  zuzuweisenden  Landbezirke;  »in  pomoerio  urbis« 
(Weichbild)  bliebe  ihre  Gerichtsbarkeit  unverändert. 

^^0  (59)  Diese  neuen  Kreisgerichte  sollten  die  Ziviljurisdiktion  der 
Landrechte  quoad  personalia,  dann  auch  in  anderen  Streitsachen  aus- 
üben, sobald  diese  nicht  mehr  in  den  Wirkungskreis  der  Magistrate  und 
Justizämter  fielen;  ferner  in  Realsachen  über  die  adeligen  Güter  des 
Kreises,  für  die  ein  landtäfliches  Amt  zu  bestellen  wäre  und  wohin  auch 
die  einzelnen  kleinen  Edelsitze  einzutragen  wären;  endlich  über  Klagen 
der  Untertanen  gegen  ihre  Obrigkeiten,  falls  sie  sich  nicht  im  politischen 
Wege  austragen  ließen;  nur  müßte  da  der  betreffende  Kreishauptmann 
mit    der    politischen    Vertretung   betraut   werden.    Im    Lemberger  Kreis 
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wäre  bis  auf  weiteres  das  Kriminali;ericht  ab^i;esondert  zu  belassen  und 
dem  dortii^en  Landrecht  die  Verhandlung  der  Fiskalsachen  zu  übertragen. 

352)  (£^,y)  Insoferne  die  Besorgung  der  politischen  Geschäfte  nicht 
in  den  Wirkungskreis  der  kreisamtlichen  Exposituren,  der  Magistrate  und 
der  zu  bestellenden  Polizeiverwaltungsorgane  fiele;  für  diese  Distrikts- 
obrigkeiten  wären  aus  den  Grundobrigkeiten  die  zu  wählen,  »die  sich 
nach  der  Größe  des  landtäflichen  Besitzthums,  nach  der  Lage  und  nach 
den  sonstigen  Verhältnissen  vorzugsweise  hiezu  eignen«. 

35=*)  (60)  Kabinettschreiben  an  den  Obersten  Kanzler,  dd.  Wien, 
3.  Februar  1847.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1321  ex  1846.  St.  A.) 

3-'^)  (60)  Resolution  (auf  einen  Vortrag  Inzaghis  vom  30.  März  1847), 
dd.  Wien,  19.  April  1847.  (Staatskonferenz,  Z.  298  ex  1847.  St,  A.)  Der 
Vermerk,  es  hätten  jene  Maßregeln  noch  »vor  der  Hand«  zu  gelten, 
war  auf  Rat  des  Grafen  Hartig  gestrichen  worden. 

355)  (60)  Das  Komitee  hatte  am  15.  März  1847  »seine  Ansichten« 
dem  Präsidenten  der  Obersten  Justizstelle,  Grafen  Taaffe,  und  zwar  mit 
dem  Ersuchen  eröffnet,  sie,  »mit  dem  eigenen  Urteile  bereichert«,  an 
Kübeck  und  zu  weiterer  Mitteilung  an  Sedlnitzky  leiten  zu  wollen,  (Vortrag 
Inzaghis  vom   13.  Oktober  1847.  Staatskonferenz,  Z.  1002  ex  1847.  St.  A.) 

356)  (60)  Er  zog  bloß  die  von  seinem  Bruder  ins  Leben  gerufene 
Institution  kreisamtlicher  Exposituren  wieder  ein,  da  sie  sich  nicht  be- 
währt hatte. 

35^)  (60)  Votum  Pilgrams  vom  18.  Oktober  1847.  (Staatskonferenz, 
Z.  1002  ex  1847.  St.  A.) 

358)  (60)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  Inzaghis  vom 
13.  Oktober  1847),  dd.  Schönbrunn,  24.  Oktober  1847,  nach  dem  Ent- 
würfe Metternichs,  der  die  von  Pilgram  beantragte  Resolution  noch  viel 
»zu  milde«  gefunden  hatte.  (Ibidem.) 

359)  (60)  Bemerkung  Pilgrams.  (Staatskonferenz,  Z.  1140  ex  1847. 
St.  A.) 

360)  (61)  Resolution  auf  den  Vortrag  des  Obersten  Kanzlers  vom 
31.  Jänner  1848.  (Staatskonferenz,  Z.  146  ex  1848.  St.  A.) 

361)  (61)  »Aphoristische  Betrachtungen  über  die  dermaligen  Zu- 
stände in  Galizien.«  (Metternich,  VII,  Nr.  1545,  pag.  208,  209.  Dieser  Auf- 
satz ist  vom  3.  Juli  1846  datiert.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1316  ex 
1846.  St.  A.)  Metternich  hatte  Teschen  zum  Gubernialsitz  für  den  west- 
lichen Teil  vorgeschlagen. 

362)  (61)  Der  San. 

363)  (61)  Das  Patent  hatte  die  Untertanen  Westgaliziens,  wo  eine 
übermäßige  Robot  bestand,  teils  gar  nicht,  teils  nur  wenig  entlastet 
und  die  Dominien  ziemlich  unberührt  gelassen,  im  Osten  aber  den  Bauer 
durch  Verminderung  der  Arbeitstage  wesentlich  begünstigt  und  die 
Obrigkeiten  um  so  mehr  geschädigt. 
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36^)  (6i)  Die  Präsidialf;-eschäfte  wiesen  allein  30.000  Nummern  auf, 
dazu  noch  die  ungeheuren  Agenden  des  Guberniums.  Fünf  Tage  ver- 
strichen, bis  beispielsweise  aus  Wadowice,  Bochnia,  selbst  aus  'J'arnow 
eine  Nachricht  nach  Lemberg  kam  und  der  Bescheid  erfolgte.  In  den 
dringendsten  Fällen  waren  die  Kreisämter  auf  sich  angewiesen;  es 
herrschte  kein  leitendes  Prinzip,  kein  Zusammenwirken.  (Vortrag  des 
Grafen  Rudolf  Stadion,  dd.  Wien,  5.  Oktober  1846.  Minister'  Kolowrat- 
Akten,  Z.  1790  ex  1846.  vSt.  A.) 

•""''•'')  (61)  Die  Justiz-  und  Finanzverwaltung  sollte  jedoch  ungetrennt 
bleiben  und  Lemberg  wie  bisher  ihr  Zentrum  bilden;  diese  Stadt  war 
als  Sitz  des  westgalizischen,  Tarnow  als  der  des  ostgalizischen  Guberni- 
ums gedacht. 

"6'5)  (61)  Dieser  und  Baron  Kübeck  hatten  sich  zunächst  über 
Stadions  Vortrag  vom  5.  Oktober  zu  äußern.  (Kabinettschreiben  an  Inzaghi, 
dd.  Schönbrunn,  14.  Oktober  1846.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1790  ex 

1846.  St.  A.) 

^^'')  (62)  So  alljährlich  im  Juni  in  der  sogenannten  »Kontraktzeit«. 
Ferner  pflegte  während  des  Landtags  die  Generalversammlung  der 
Kreditanstalt  stattzufinden. 

3C8j  ^52)  Vortrag  Inzaghis  vom  4.  November  1846.  (Minister  Kolowrat- 
Akten,  Z.   1985  ex  1846.) 

869^  (62)  Graf  Ficquelmont  hatte  in  einer  an  Metternich  gerichteten 
Denkschrift  vom  30.  Dezember  1846  (Preußen.  Collectanea,  Krakau,  F.  16. 
St.  A.)  den  Antrag  gestellt,  man  solle  Krakau  und  die  drei  angrenzenden 
Kreise  (Wadowice,  Bochnia  und  Sandec)  mit  Mähren  und  Schlesien  ver- 
einigen. Hartig  griff  dieses  Projekt  insoweit  auf,  als  es  die  Einverleibung 
der  genannten  Kreise  in  das  mährisch-schlesische  Verwaltungsgebiet  be- 
traf; er  meinte,  daß  dadurch  der  Teilungsplan  aus  der  Welt  geschafft 
werden  könnte.  (Votum  vom  17.  Jänner  1847.  Minister  Kolowrat-Akten, 
Z.  1985  ex  1846.  St.  A.)  Dasselbe  war  ursprünglich  auch  von  Kolowrat 
beabsichtigt  worden,  der  jedoch  den  Gedanken  einer  derartigen  Ein- 
verleibung wieder  fallen  ließ.  Denn  man  hätte  im  Falle  der  Verwirklichung 
die  Stimmung  in  Galizien  verschärft  und  für  die  westlichen  Kreise  des 
erweiterten  mährisch-schlesischen  Guberniums  eine  besondere  ständische 
Einrichtung  ins  Leben  rufen  müssen. 

370)  (62)  Kolowrat  war  ermächtigt  worden,  sich  mit  den  Ge- 
nannten ins  Einvernehmen  zu  setzen.  (Ibidem.) 

3'^)  (62)  Votum  Kolowrats  vom  13.  Februar  1847.  (Ibidem.) 
'  3'2)  ^62)  Votum  Metternichs  vom  24.  Februar  1847.  (Staatskonferenz 
Z.  159  ex  1847.  St.  A.) 

373)  (62)  Resolution  nach  dem  eigenhändigen  Entwürfe  Metternichs. 
(Minister    Kolowrat-Akten,    Z.  1985    ex  1846.  Staatskonferenz,  Z.  159  ex 

1847.  St.  A.) 
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=  'M  (63)  rrzemysl.  Lemberi;,  Stry,  Sambor,  Stanislau,  Kolomea^ 
Czoftkow.  'rarnopol,  Zolkiew.  Zloczow,  Brzezan  (1052  m-,  zirka  2,800.000 
liinwohner). 

='••'•)  (63)  W'adowice,  Bochnia,  Sandec,  Jaslo,  Tarnow,  Rzeszovv,  Sanok 
(41)8  m-,  zirka  2,200.000  Einwohner). 

3'")  (63)  Im  r'alle  des  Abschlusses  aller  Vorbereitungen  und  der 
vollständigen  Durchführung  der  organischen  Einrichtungen  und  Regulierung 
der  Untertansverhältnisse  sollte  jedoch  der  Sommer  des  Jahres  1848  als 
Zeitpunkt  der  Teilung  festgesetzt  werden. 

^"")  (63)  Vortrag  des  Obersten  Kanzlers  vom  14.  März  1847. 
(Staatskonferenz,  Z.  221  ex  1847.  St.  A.) 

■'"8)  (63)  An  den  Beratungen  der  Kommission,  die  sich  die  nötigen 
Auskünfte  über  die  Landes-  und  Lokalverhältnisse  »im  geeigneten  Wege« 
zu  verschaffen  hatte,  sollten  auch  Mitglieder  der  beteiligten  Hofstellen  teil- 
nehmen. (Resolution,  nach  Buols  Entwurf,  dd.  Wien,  29.  März  1847.  Ibidem.) 

^'^)  (63)  Vgl.  darüber  die  politische  Gesetzsammlung  (1806), 
Band  XXVII,  21,  22;  (1836),  Band  LXIV,  841. 

380)  (63)  Krauss  hatte  diese  Frage  angeregt  (Votum  vom  20.  März. 
1847)  und  Graf  Hartig  den  Kaiser  zu  einem  Kabinettschreiben  veranlaßt, 
kraft  dessen  Fürst  Metternich  zur  Erstattung  eines  Gutachtens  aufge- 
fordert wurde.  (Handschreiben  vom  2g.  März  1847.  Staatskonferenz^ 
Z.  221  ex  1847.  St.  A.) 

381)  (63)  Graf  Moritz  Deym.  Instruktion  vom  22.  November  1846. 
(Staatskonferenz,  Z.  1299^/3  ^^  1846.  St.  A.) 

^^')  (63)  Provinzialgesetzsammlung  für  1846,  S.  288. 

383)  (63)  Ibidem  (1847),  Nr.  30,  S.  108  ff. 

384)  (63)  Kundmachungen  vom  18.,  21.  Jänner,  vom  20.,  23.  Februar 
1S47  (ibidem  Nr.  10,  S.  14;  Nr.  18,  S.  44;  Nr.  19,  S.  48;  Nr.  20,  S.  56). 
Ferner  hatte  der  Kaiser  bereits  am  25.  November  1846  dem  Präsidenten 
des  Generalrechnungsdirektoriums  zu  wissen  getan,  daß  die  Verwaltung 
des  Krakauer  Gebietes  auf  eine  ähnliche  Art  wie  in  den  übrigen  Provinzen, 
»insbesondere  in  dem  benachbarten  Galizien«,  eingerichtet  werden  solle. 
Die  gänzliche  Unterordnung  der  Krakauer  Kameralbezirksverwaltung 
unter  die  galizische  Kameralgefällverwaltung  fand  am  21.  August  1847 
statt.  (Kundmachung  Deyms  vom  21.  August  1847.  Provinzialgesetz- 
sammlung für  1847,  S.  346,  Nr.  125.) 

385)  (64)  Vortrag  Inzaghis  vom  14.  Februar  1847.  (Staatskonferenz, 
Z.  123  ex  1847.  St.  A.) 

386)  (64)  Votum  vom  16.  Februar  1847.  (Ibidem.) 
38')  (64)  Metternich,  VII,  Nr.  1545,  S.  210. 

388)  (64)  Das  Herzogtum  Auschwitz  (Oszwiecin)  und  Zator  zählte 
als  integrierender  Teil  von  Schlesien  zu  den  Gebieten  des  Deutschen 
Bundes. 
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■'**'*)  (64)  vSo  in  Österreich  o.  d.  E.  und  in  Dalmatien:  dieses  stand  unter 
der  küstenländischen,  jenes  unter  der  niederösterreichischen  Kameral- 
Gefällsverwaltung,  und  dennoch  hatten  beide  Provinzen  ihre  eii^enen 
Landesstellen. 

^90)  (64)  Kaiserliche  Entschließung  (nach  Metternichs  Entwurf),  dd. 
Wien.  29.  März  1847.  (Staatskonferenz,  Z.   123  ex  1847.  vSt.  A.) 

^'-»i)  (64)  Am  3.  April  1847  war  der  frühere  Gubernialpräsident, 
Baron  Krieg,  zur  Äußerung  aufgefordert  worden;  seine  Beriche  liefen 
im  Mai  und  Juni  ein.  Am  3.  Juni  erging  die  gleiche  Weisung  an  Eranz 
Stadion  und  sie  wurde  am  25.  Juli  wiederholt;  erst  am  25.  August  er 
folgte  die  Antwort. 

^"^)  (65)  Es  darf  wohl  auch  dieser  Gedanke  auf  Eicquelmont  zu- 
rückzuführen sein,  der  in  seiner  bereits  erwähnten  Denkschrift  vom  22.  De- 
zember 1846  folgendes  vorgeschlagen  hatte:  »Wenn  die  angetragene 
Theilung  stattfände,  könnte  nicht,  einerseits  um  die  schmerzliche  Emp- 
findung, die  sie  hervorbringen  würde,  zu  lindern,  anderseits  um  die 
Lemberger  Regierung  mit  Bezugnahme  auf  die  zukünftige  Entwicklung 
des  Landes  kräftiger  zu  machen,  anstatt  eines  Landesgouverneurs  eine 
höhere  Gewalt  in  der  Person  eines  Vizekönigs  hingestellt  werden?  Das 
Ansehen  dieses  Amtes,  die  ohne  Beeinträchtigung  des  geregelten  Ver- 
waltungsganges mögliche  Erweiterung  seiner  Befugnisse,  ein  dieser  hohen 
Würde  angemessener  Hofstaat  würden  eine  Gestaltung  bilden,  die  der 
polnischen  Eitelkeit  schmeichelte  und  dem  Träger  derselben  die  Mittel 
geben  würde,  den  Adel  hervorzuziehen,  Einfluß  auf  seine  Gesinnung  zu 
nehmen  und  ihn  nach  und  nach  auf  bessere  W^ege  zu  leiten.« 

393)  (65)  Vortrag  des  Präsidiums  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom 
II.  September  1847.  (Staatskonferenz,  Z.  860  ex  1847,  St.  A.) 

394j  (^55j  Kaiserliche  Entschließung  (nach  Buols,  von  Hartig  er- 
gänztem Entwürfe),  dd.  Schönbrunn,  13.  Oktober  1847.  (Ibidem.)  »Hiebei 
ist  übrigens  —  so  lautete  ihr  letzter  Absatz  —  auch  die  Frage  in  Er- 
Avägung  zu  ziehen,  in  welcher  Verbindung  künftig  die  beiden  Gubernien, 
unbeschadet  ihrer  Selbständigkeit,  mit  einander  zu  stehen  hätten,  um  sich 
ihres  übereinstimmenden  Benehmens  in  allgemeinen  und  wichtigeren 
Landesangelegenheiten  zu  versichern,  [und  dieß  zwar,  auch  ohne  sie  einem 
gemeinsamen  Landeschef  unterzuordnen.]«  ([]  Zusatz  von  Hartigs  Hand.) 

395)  (66)  Vorträge  des  Hofkommissärs  Grafen  Deym  vom  7.  Mai 
und  vom  3.  Juli  1847.  Vortrag  des  Obersten  Kanzlers  vom  18.  August 
1847.  (Staatskonferenz,  Z.  813  ex  1847.  St.^A.)  Außer  der  Vorschrift 
über  Feststellung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  und  der  Einführung  der 
Konskription  nach  österreichischem  -Muster  war  in  der  politischen  Ge- 
setzgebung des  ehemaligen  Freistaates  nichts  geändert  worden.  (Kund- 
machungen vom  IG..  Mai  und  vom  3.  Oktober  1847.  Provinzialgesetz- 
sammlung  Nr.  59,  S.  210:  Nr.   1-61,  S.  420 ff.) 
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•■'»'■•)  {/)())  Resolution  (auf  einen  Vortrag  Inzaghis  vom  i8.  August 
1847),  dd.  Schönbrunn,  29.  vSeptember  1847.  (Staatskonferenz,  Z.  813 
ex  1847.  St.  A.)  Der  Kreishauptmann  von  Stanislau,  Wilhelm  Freiherr 
von  Kricg-Hochfelden,  wurde  in  der  gleichen  Eigenschaft  nach  Krakau 
versetzt  und  Graf  Deym  zum  Hofrat  ernannt. 

■■'■'')  (66)  »Ich  kann  nicht  umhin,  die  A.  H.  Aufmerksamkeit  der 
höchsten  Staatsverwaltung  auf  den  gewichtigen  Gegenstand  des  vor- 
liegenden Vortrages  zu  lenken. 

Die  Ausmerzung  des  Code  Napoleon  aus  dem  Krakauer  Gebiet 
kann  nicht  geschwind  genug  stattfinden,  denn  dessen  Fortbestehen  wirkt 
unvermeidlich  wie  eine  Vergiftungsanstalt  auf  die  Monarchie,  wie  dieß 
der  Fall  in  Preußen  und  den  deutschen  Staaten  gewesen  ist,  wo  selbst 
in  dsn  Gebieten  auf  dem  linken  Rheinufer  diese  Gesetzgebung  bei- 
behalten wurde.  Der  Code  Napoleon  ist  die  Grundlage  einer  gänzlich 
von  der  Unsrigen  verschiedenen  gesellschaftlichen  Stellung:  entweder  muß 
dieser  Code.x  oder  diese  Stellung  weichen,  vereinigen  lassen  sie  sich  nicht. 

Von  Beibehaltung  des  Code  Napoleon  im  Krak.  Gebiet  ist  auch 
nicht  die  Rede.  Ich  lenke  indeß  die  A.  H.  Aufmerksamkeit  auf  die 
schnellest  mögliche  Eliminirung  desselben  und  ich  gestehe  nicht  ein- 
zusehen, warum  bei  der  Reorganisierung  des  Crakauer  Gemeinwesens 
auch  nur  irgend  eine  andere  Rücksicht  auf  die  französische  Gesetzgebung 
zu  nehmen  wäre  als  die  Fürsorge  ihrer  Handhabung  bei  den  betreffen- 
den Gerichtsstellen  bis  zum  Ersatz  dieser  Stellen  —  eine  Maßregel,  die 
nicht  geschwind  genug  zu  treffen  ist.  Daß  die  den  Code  Napoleon  er- 
setzende oesterr.  bürgerliche  Gesetzgebung  keine  rückwirkende  Kraft  zu 
haben  vermöchte,  dieß  versteht  sich  von  selbst. 

Ich  sehe  nicht  ein,  warum,  in  der  alleinigen  Erwartung  der  Organi- 
sirung  der  Gerichtsstellen,  d.  h.  ihrer  Besetzung,  die  UniversitätsleHVe 
sich  ferner  mit  der  französ.  Gesetzgebung  zu  befassen  habe.  Diese  Lehre 
geht  allein  auf  die  Zukunft  und  mit  der  nächsten  hat  sie  selbst  nichts 
gemein,  und  in  der  nächsten  Zukunft  wird  die  Organisation  der  neuen 
Gerichtsstellen  wohl  in  Aussicht  stehen! 

Wird  durch  die  fortgesetzte  Lehre  der  französischen  Gesetzgebung 
nicht  der  Wahn  im  polnischen  Publikum  Nahrung  finden,  als  dürfte  die- 
selbe am  Ende  wie  ein  noli  me  tangere  von  Seite  der  Regierung  behan- 
delt werden?  Hieraus  würde  bei  der  am  Ende  erfolgenden  Einziehung 
dieser  Gesetzgebung  ein  Lärm  im  Publikum  —  nicht  in  dem  österreichi- 
schen, aber  in  dem  polnisch-französisch-liberal  gesinnten  entstehen,  wie 
bei  der  Incorporation  des  Krakauer  Gebiets  selbst.  Sollten  S.  M,  auf 
dem  Antrage,  wie  er  in  dem  der  A.  E.  steht,  beharren,  so  würde  ich 
a.  u.  den  Vorschlag  beifügen,  daß  der  Termin  für  das  Fortbestehen  des 
dermaligen  gesetzlichen  Verfahrens  direkt  und  laut  ausgesprochen  und 
kund  gemacht  werde.«  (Votum  des  Fürsten  Metternich  vom  26.  Septem- 
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ber  1847  zum  Vortra<j^  des  Präsidiums  der  Vereinii^ten  Hofkanzlei,  dd. 
20.  September  1847,  »betreffend  den  Unterricht  über  das  französische 
Civilrecht  an  der  Krakauer  Universität«.  Staatskonferenz,  Z.  900  ex  1847. 
St.  A.  Die  kaiserliche  Entschließung  über  die  Errichtun.i^  der  Krakauer 
Lehranstalten  war  vom   13.  August  1847  datiert.) 

398)  (^66)  Am  4.  November  1847  ward  der  Appellationsrat  Ignaz 
Zajaczkowski  meuchlings  ermordet,  welche  Bluttat  den  unverhohlenen 
Beifall  selbst  der  höheren  Stände  fand.  (Deyms  Bericht  vom  6.  Novem- 
ber 1847.  Siehe  auch  Helfert,  Geschichte  der  österreichischen  Revolution 
im  Zusammenhange  mit  der  mitteleuropäischen  Bewegung  der  Jahre  1848 
bis  184g,  Bd.  I,  93.) 

399)  (66)  Vortrag  des  Obersten  Kanzlers  vom  16.  November  1847. 
(Staatskonferenz,  Z.  1172  ex  1847.) 

400^  (67)  Kundmachung  Stadions  vom  20.  Dezember  1847.  (Provin- 
zialgesetzsammlung  für  1847,  Nr.   184,  S.  468  ff.) 

^01)  (67)  Graf  Franz  Stadion  hatte,  der  ihm  erteilten  Vollmacht  ge- 
mäß, noch  vor  der  kaiserlichen  Resolution  die  Bestimmungen  über  die 
Durchführung  der  Robotregulierung,  und  zwar  am  7.  Oktober  heraus- 
gegeben und  im  November  den  Untertanen  das  Ausmaß  der  künftigen 
Robotschuldigkeit  verkünden  lassen. 

402")  ^5y^  Kreisschreiben  vom  25.  November  1846.  (Provinzialgesetz- 
gebung  für  1846,  Nr.  128,  S.  274.) 

403^  (67)  Allerdings  mag  dabei  der  Jude  die  Hand  im  Spiele  gehabt 
haben,  da  es  sich  um  eine  Verordnung  handelte,  die  auch  seine  Inter- 
essen berührte.  (Vgl.  über  die  Stellung  der  Juden:  Bramer,  »Wie  Gali- 
zien  an  Österreich  kam«,  43,) 

^^*)  (68)  Das  Ersuchen  des  Lemberger  Bürgerausschusses,  dem 
Monarchen  eine  Adresse  überreichen  zu  dürfen,  ward  mit  der  Begrün- 
dung abgelehnt,  daß  die  in  Galizien  wütende  Hungersnot  die  Entsendung 
einer  Deputation  nicht  »angemessen«  erscheinen  lasse.  (Kaiserliche  Ent- 
schließung [auf  einen  Vortrag  Inzaghis  vom  23.  Mai  1847],  dd.  Schön- 
brunn, 19.  Juni  1847.  Staatskonferenz,  Z.  521  ex  1847.) 

405)  (68)  Metternich  hatte  es,  seinen  Äußerungen  gemäß,  bloß  auf 
»Beförderung  des  deutschen  Elementes«,  keineswegs  aber  auf  Germani- 
sierung der  Provinz  abgesehen.  (Metternich,  VII,  209.) 

■*06)  (68)  Am  31.  Juli  1847  waren  Theophil  Wisniowski  und  Joseph 
Kapuscinski  in  Lemberg  hingerichtet  worden.  Die  »Lemberger  Zeitung« 
vom  7.  und  der  »Österreichische  Beobachter«  vom  14.  August  brachten 
das  eingehend  begründete  Todesurteil,  das  auf  Metternichs  Veranlassung 
(Weisung  an  Trauttmansdorff  vom  14.  August  1847.  St.  A.)  auch  in  den 
preußischen  Zeitungen  zur  Veröffentlichung  gelangte.  Weitaus  notwendiger 
wäre  aber  eine  aktenmäßige  Widerlegung  der  Beschuldigungen  gewesen, 
die  anläßlich    des  galizischen  Aufstandes    gegen    die  Orsrane    der  kaiser- 


127 


liehen  Res^ieruni;  erhoben  wurden:  auch  die  preußischen  Blätter  sorgten 
für  die  Weiterverbreitung  der  unsinnigen  Gerüchte.  (Vgl.  im  übrigen 
vS.  80.  Anm.  65  und  73.)  Der  preußische  General  Gerlach  schrieb  folgen- 
des in  sein  Tagebuch:  [Eintragung  vom  21.  Mai  1846]:  »Während  Ruß- 
land Polen  wie  ein  Gefangenwächter  bewacht  und  so  eine  scheinbare 
Ruhe  erhalten  hat,  macht  es  Oesterreich  fast  noch  schlimmer,  indem  es 
die  Mordbanden  der  Galizischen  Bauern  mit  Krlassung  eines  beträcht- 
lichen Theiles  ihrer  Dienste  belohnt  .  .  .  .«  (Denkwürdigkeiten  aus  dem 
Leben  Leopold  von  Gerlachs.  Nach  seinen  Aufzeichnungen  herausgegeben 
von  seiner  Tochter.  Band  I,  iiiff.) 

■•0')  (68)  Aus  einem  Schreiben  des  Fürsten  Karl  Jablonowski  an  den 
Grafen  (Kolowrat?),  dd.  Wien,  12.  April  1847.  (Staatskonferenz,  Z.  357 
ex   1847.  St.  A.) 

408)  (68)  R.  Hirsch  (»Franz  Graf  Stadion«)  behauptet  (S.  46),  es 
«ei  dem  Adel  gelungen,  »den  neuen  Gouverneur  ganz  besonders  günstig 
für  sich  zu  stimmen«.  Das  Gegenteil  erhellt  aus  dem  Verhalten  Stadions; 
wohl  sah  sich  dieser  bisweilen  zu  strengen  Maßregeln  gegenüber  einigen 
Kreishauptleuten  veranlaßt,  was  aber  keineswegs  auf  Einflüsterungen  der 
Adelspartei  zurückgeführt  werden  darf.  Bloß  während  seiner  Anwesenheit 
in  Wien  scheint  Stadion  den  Versicherungen  JabJonowskis  und  anderer 
allzusehr  vertraut  zu  haben. 

409)  (68)  Schreiben  Stadions  vom  5.  September  1847.  Pillersdorf  er- 
klärte sich  aus  denselben  Gründen  gegen  die  Abhaltung  eines  Landtages.  (Vor- 
trag des  Präsidiums  der  Vereinigten  Hofl^anzlei  vom  12.  September  1847.) 

410)  (68)  Kaiserliche  Entschließung,  dd.  Schönbrunn,  27.  September 
1847.  (Staatskonferenz,  Z.  862  ex  1847.  St.  A.)  Auch  im  Jahre  1846  war 
auf  Antrag  des  Hofkanzlers  und  des  galizischen  Gubernialpräsidenten  Krieg 
kein  Landtag  abgehalten  worden.  (Staatskonferenz,  Z.  911  ex  1846.  St.  A.) 

•*ii)  (69)  Die  Polizeiberichte  sprachen  auch  von  der  Bildung  eines 
Geheimbundes  in  Ungarn  und  in  der  Moldau;  es  hieß,  daß  er  aus  Send- 
lingen  der  Propaganda  und  galizischen  Flüchtlingen  bestehe  und  —  unter 
Mitwirkung  Rußlands!  —  einen  neuerlichen  Aufstand  vorbereite.  Dieser 
Plan  —  wenn  er  überhaupt  auf  Wahrheit  beruhte  —  war  zu  abenteuer- 
lich, als  daß  er  hätte  ernst  genommen  werden  können. 

4i2j  (6g)  So  waren  im  Herbste  des  Jahres  1847  zwei  Emissäre  der 
polnischen  Propaganda  in  Krakau  verhaftet  und  bei  ihnen  kompromit- 
tierende Papiere  gefunden  worden. 

^")  (69)  »Vor  einem  Jahre  —  so  bemerkte  Metternich  —  brach  die 
Revolution  aus,  weil  der  Erzherzog  Ferdinand  nicht  glauben  wollte;  diesen 
F'ehler  will  man  nun  vermeiden  und  glaubt  nicht  nur  alles,  sondern  trägt 
sogar  diesen  Glauben  zur  Schau!  Hier  gilt,  was  Horaz  sagt:  in  vitium 
ducit  culpae  fuga  si  caret  ante.«  (Aus  einem  undatierten  Schriftstück 
[wahrscheinlich  vom  Oktober  1847].  Polizeiberichte.) 
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41*)  (yo)  Gubernialkundmachung  vom  6.  Oktober  1846.  (Provinzial- 
gesetzgebung  für  1846,  Nr    108,  S.  226.) 

415)  (yo)  »Man  wische  dann  das  Vergangene  aus  und  dulde  nicht, 
daß  solches  weder  von  Zivilbeamten,  noch  vom  Militär  den  Nationalen 
jemals  vorgeworfen  oder  nachgetragen  werde;  zugleich  mache  man  aber 
für  alle  künftige  Fälle  von  Aufruhr,  Aufwieglung  gegen  die  Regierung 
und  Raubmord  das  standrechtliche  Verfahren  kund  und  richte  die  Auf- 
stellung und  Gliederung  der  Truppen  so,  daß  ein  jeder  Versuch  der  Un- 
ordnung, sobald  er  sich  zeigt,  schnell  und  energisch  reprimirt  werde. 
Denn  derlei  Versuche  durch  schwache  zerstreute  Truppenabtheilungen 
prävenieren  wollen,  scheinet  mir  eben  so  unpraktisch,  als  wenn  man 
Wirtshausbalgereien  dadurch  zuvorkommen  wolle,  daß  man  in  einer  jeden 
Kneipe  einen  Polizeimann  aufstellte.« 

416)  (70)  Stimmungs-  und  Administrationsbericht  für  den  Monat  No- 
vember 1847.  (Stadion  hatte  während  seiner  Anwesenheit  in  Wien  ähn- 
liches beantragt.  Siehe  S.  55.)  »Man  gebe  heut  zu  Tage  den  Radikalen 
—  so  bemerkte  Pilgram  unter  großem  Beifall  Metternichs  — ,  was  sie 
verlangen  und  sie  werden  morgen  noch  mehr  begehren.  Haben  sie  sich 
damit  begnügt,  daß  alle  Schweitzer  Cantone,  Neufchatel  ausgenommen, 
Republiken  waren?  Nein!  sie  mußten  jakobinische  Republiken  werden  und 
die  freien  Städte  Teutschlands  werden  ihnen  bald  nachfolgen  müssen,  ob- 
schon  sie  keine  Jesuiten  aufgenommen  haben.«  (Votum  vom  30.  Dezem- 
ber 1847.  Staatskonferenz,  Z.  1325  ex  1847.  St.  A.) 

417)  (^70)  Kaiserliche  Entschließung  von  24.  Juni  1846. 

418)  (70)  Vortrag  Stadions  vom  26.  August  1847.  (Staatskonferenz, 
Z.  851  ex  1847.  St.  A.) 

419)  (70)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  25.  Oktober  1847. 
(Staatskonferenz,  Z.  1149  ex  1847.  St.  A.)  Im  Konferenzkomitee  stimmte 
der  Referent  Baron  Buol  gegen,  Baron  Krauß  für  den  Vorschlag  Stadions. 

420)  (^yo)  Votum  des  Grafen  Hartig  vom  22.  November  1847. 

421)  (yi)  Die  im  April  verfügte  Robotaufhebung  machte  den  Vor- 
schlag Stadions  gegenstandslos.  (Kaiserliche  Resolution  vom  8.  Mai  184S. 
Staatskonferenz,  Z.  1149  ex  1847.) 

422)  (^yj)  Schon  an  dieser  Stelle  sei  Friedjungs  Behauptung  wider- 
legt, es  habe  Graf  Stadion  »aus  eigener  Machtvollkommenheit«  im  Namen 
des  Kaisers  am  17.  April  1848  die  völlige  Befreiung  des  Bauers  und  die 
Entschädigung  der  Grundherren  auf  Staatskosten  verfügt.  (Österreich 
von  1848  bis  1860,  dritte  Auflage,  Bd.  I,  346.)  Stadion  war  vielmehr  —  wie 
noch  gezeigt  werden  soll  —  am  17.  April  vom  Ministerrat  zu  jener  Ver- 
fügung ermächtigt  worden.  Die  Kundmachung  selbst  erfolgte  am  22. 
desselben  Monats.  (Vgl.  auch  Mises,  134,  dessen  Abhandlung  von  Fried- 
jung zitiert  wird.) 


Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  I.  9  I2( 


AMALTHEA-VERLAG  /  ZÜRICH  •  LEIPZIG  •  WIEN 
Soeben  erscheinen  die  ersten  ^ände  der 

^maftßea^  Qiücfierei 

CD i e    Österreicßer: 

HERMANN  BAHR:  »Adalbert  Stifter.«  Eine  Entdeckung. 

2.  Tausend.  Preis  M.  4'^,  geb.  M,  6'  — 
RICHARD  SMEKAL:  »Alt^Wien*.«  Preis  ca.  M.  4''- 
KARL  KOBALD:   »Alt-Wiener  Musikstätten.«  Mit  ca. 

70  Bildern.  Doppelband.  Preis  ca.  M.  7'^ 
STEPHAN  HOCK:    »Deutsdiösterreidiisdie   Lyrik.« 

<Vom  Mittelalter  bis   zur  Gegenwart.)    Preis    ca.  M.  4'  — 
AUGUSTE  WILBRANDT-BAUDIUS:  »Aus  Kunst  und 

Leben.«     Erinnerungen     einer    alten     Burgschauspielerin. 

2.  Tausend.  Preis  M.  6'—,  eleg.  geb.  M.  8'  — 
FRIEDRICH  ROSENTHAL:    »Sdiauspieler   aus   deutscher 

Vergangenheit.«    Mit    6    unbekannten    Bildern,    Preis    ca. 

M.  4'^,  eleg.  geb.  M.  6'  — 
J.MINOR:    »Sdiauspieler- Charakteristiken*.«    Mit   mehreren 

Bildbeigaben 

Q5 i e    S cßw  e i z  er : 
NANNyVONESCHER:»Alt-Züridi*.«  Preis  ca.  M.4--- 
ROBERT  FAESI:   »Rainer  Maria  Rilke.«  Preis  M.  4- 
MAX  HOCHDORF:    »Zum  geistigen  Bilde  Gottfried 

Kellers.«  <Zum  100.  Geburtstage  des  Meisters,  19.  Juli  1919.) 

Mit  einem  Holzsdinitt  von  Segal,  Lugano.   Preis  M.  4'—, 

geb.  M.  6'  — 
JONAS  FRÄNKEL:  »J.  V.  Widmann.«  Preis  M.  4'^,  geb. 

M.  6'^  u.  a.  m. 

Die  mit  einem  *  bezeidineten  Bände  ersdieinen  demnädist 

In    jeder    besseren    Budihandlung    vorrätig 
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omane 

KARLKOBALD:  »Künstlerfrühling.«  3.'-'5.  Tausend.  Preis 

eleg.  geh,  M,  4*50,  geb.  M,  6'  — 
PHILIPP    GRAF   CAyLUS:    »Kutscher   Wilhelm.«    Vier 

Rokokoschwänke  aus  der  Umwelt  des  Stalles.  Mit  5  farbigen 

Bildbeigaben   und   7  Vignetten   von   F.  von  Bayros.    Preis 

eleg.  geb.  M.  12'  —  .  2.  Tausend 
PAUL  FRANK:  »Der  Gepard.«  2. '-4.  Tausend.  Preis  geh. 

M.  6'90,  geb.  M.  9'  — 
RICHARD  DUSCHlNSKy :  ^Medithildis.«  1.-3.  Tausend. 

Preis  M.  5'  — 
LEONHARD  STEIN:   »Die  Feuerlilie.«  3.^5.  Tausend. 

Preis  geb.  M.  2*50 
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en 

LEONHARD  STEIN:   »Der  Flötenbläser.«   2.  Tausend. 

Preis  eleg.  geh.  M.  'y' ^o 
L.W.  ROCHOWANSKI:  »Nadte  Inspirationen.«  Preis 

M.  5'50 
L.W.  ROCHOWANSKI:  »Der  Phantast.«  Großoktav  mit 

4  Holzsdinitten  von  Martha  Sonndorfer.  Zweifarbiger  Dru^ 

gulin-Drud^.  Preis  ^i.  j' '— 


(Q5rugu[7n- 
CDrucf^e) 


Q3ie  ^aaberfföte 
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M.  4'75,  geb.  M.  6'— 
KARL  KOBALD:  »Erde.«  Preis  M.  4-40,  geb.  M.  6'- 
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H.  STUDER:  »Die  Geburt  der  Venus.«  Zweifarb.  Drugulin^ 
Drud\,  Vierfarbig  handkolor.  Einband  nadi  einem  Entwurf 
von  K.  Szafranski,  Berlin.  Titelblatt  aditfarb.  Offsetdrud^,  nadi 
einem  Aquarell  von  F.  M.  Folcarty,  Berlin.  Preis  M.  11"  — 
HANNO  WAGNER:  »Gedidite.«  Preis  M.  2-50 
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FREMDENBLATT.  WIEN:  .  .  .  Nodi  sind  nidit  zwei  Jahre  seit  dem 
Bestände  des  Amalthea- Verlages  vergangen,  wird  schon  ein  Almanadi  heraus- 
gegeben, dessen  Reidihaltigkeit,  Buntheit  undHodiwertigkeit  nicht 
nur  ein  Vorzugserzeugnis  für  die  zielbewußte  Tätigkeit  des  Unternehmens  ab-^ 
gibt,  sondern  in  einem  gewissen  Sinne  sogar  ein  literarisches  Ereignis 
bedeutet.  Das  Kalendarium  und  der  Einband  des  Almanadis,  den  seine  sdiöne 
Ausstattung  zu  einer  prächtigen  Gabe  prädestiniert,  sind  nadi  14  Original- 
Zeichnungen  des  originellen  Illustrators  Franz  v.  Bayros  entworfen.  Der  AU 
manach  ist  sehr  billig,  er  bringt  Vieles  und  Gutes  .  .  . 

NEUE  ZÜRICHER  ZEITUNG,  19.  DEZ.  1918:  .  .  .  Einen  erstaunlicii 
reichhaltigen  Almanacfj  sendet  soeben  der  junge  Amalthea= Verlag  —  eine 
Fülle  fesselnder  Beiträge.  —  Und  so  reiht  sich  ein  interessanter  Beitrag 
an  den  anderen,  Lyrik,  Erzählung,  Drama  und  Abhandlung  lösen  einander 
ab  und  das  Blättern  in  diesem  jüngsten  unter  den  Verlegeralmanadien,  zu  dem 
Franz  v.  Bayros  das  Kalendarium  gestiftet  hat,  hinterläßt  den  Eindruck  er- 
freulidier  Vielseitigkeit  und  fast  verwirrender  Buntheit  des  Inhalts,  so 
daß  man  sidi  wohl  vornimmt,  den  schmuci^en  Band  in  der  Nähe  zu  be- 
halten, um  bald  darin  wieder  zu  blättern  .  .  . 

BERNER  INTELLIGENZBLATT:  .  .  .  Sidier  stellt  dieser  Almanadi 
dem  jungen  Verlag  ein  denkbar  gutes  Zeugnis  aus  und  wird  ihm  ebenso 
sicher  viele  Freunde  erwerben.  W.  A. 

BERNER  TAGBLATT:  .  .  ,  Ein  praditvoller  illustrierter  Verlagskatalog 
mit  wertvollen  literarisdien  Beiträgen  .  .  . 

LITERARISCHES  ZENTRALBLATT,  LEIPZIG:  .  .  .  Die  Textaus- 
wahl dieser  fesselnden  Gabe  betrifft  das  alte  Burgtheater  in  Wien,  Adal- 
bert  Stifter,  R.  M.  Rilke,  Alt- Wiener  Musikstätten,  Gottfried  Kellers  Psydio- 
logie,  J.  V,  Widmann  usw.  Die  Bilder  zeigen  Wiener  Künstlerstätten  und 
Wiener  Theatergiößen,-  besondere  Anziehung  besitzt  auch  die  Wiedergabe 
der  wenig  bekannten  Goethe-Silhouette  aus  dem  Besitz  des  Marcjuis  von  Bayros 
und  zweier  bisher  unveröffentlichten  Hebbel-Briefe,  deren  zweiter  sicii  mit 
dem  Schid<sal  seiner  Tragödie  »Herodes  und  Marianne«  beschäftigt. 

OSTDEUTSCHE  RUNDSCHAU:  .  .  .  Aller  Einzelheiten  des  Budies 
zu  gedenken,  ist  in  einer  kurzen  Besprechung  unmöglidi,-  die  herausgerissenen 
Beispiele  mögen  als  Proben  für  den  reichen,  durchgeistigten  Inhalt  des  Ganzen 
gelten.  Gottfried  Keller  und  Konrad  Ferdinand  Meyer,  die  beiden  großen 
Schweizer,  geben  dem  Almanach  den  Wegsegen  und  beschließen  ihn,  den 
Verlag  ermutigend  zu  fernerem,  freudigem  Schaffen. 

TAGESPOST,  GRAZ:  ...  Es  ist  unmöglich,  alles  anzuführen,  was 
hier  von  deutschscfiweizerischer  und  deutsdiösterreichischer  Kunst 
und  über  deren  Verbindungswege  zu  finden  ist.  Wer  auf  der  Höhe  dieser 
beiden  Literaturen  bleiben  will,  wird  in  diesem  Almanach  einen  guten 
Führer  finden. 
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II. 
BÖHMEN 


Der  böhmische  Landtag  fristete  seit  Jahrzehnten  ein 
Scheindasein;  seine  Tätigkeit  beschränkte  sich  auf  for- 
melle Steuerbevvilligung,  da  er  in  eine  Erörterung  der  Frage, 
ob  die  königlichen  Postulate  überhaupt  zu  bewilligen  seien, 
nicht  eingehen  durfte  und  bloß  die  Verteilung  der  Lei- 
stungen den  Ständen  anheimgestellt  blieb.  Deren  Selbst- 
gefühl erwachte  erst  unter  dem  frischen  Hauch  ständischen 
Lebens,  der  zu  Anfang  der  vierziger  Jahre  aus  den  preu- 
ßischen Nachbarprovinzen  zu  ihnen  gedrungen  war.^)  Es 
bildete  sich  eine  Oppositionspartei,  die  zunächst  einige 
Verfügungen  des  noch  vor  kurzem  auch  vom  Herrenstand 
gefeierten  Oberstburggrafen  bekrittelte;  so  wurde  dem 
Grafen  Chotek  das  Recht  bestritten,  ein  Monument  des 
Kaisers  Franz  auf  Landes  kosten  errichten  zu  lassen  2)  und 
•das  ständische  Regale  der  Redoutenabhaltung  eigenmäch- 
tig zu  vergeben.^) 

Die  Wiener  Regierung  legte  den  noch  schwachen 
Regungen  der  Opposition  keine  Wichtigkeit  bei  und  fand 
es  übrigens  begreiflich,  daß  die  Stände  in  die  Gebarung 
des  Domestikalfonds  Einsicht  nehmen  wollten '^);  sie  duldete 
ferner  die  wiederholten  Zusammenkünfte  zahlreicher  Mit- 
glieder des  Herrenstandes.  In  diesen  Privatkonventikeln, 
die  an  die  ungarischen  Zirkularsitzungen  erinnerten,  wurde 
unter  Führung  des  Grafen  Friedrich  Deym  der  weitere 
Feldzugsplan  besprochen.  Die  Angriffe  galten  vornehmlich 
dem  Landesausschuß. 

Im  Jahre  17 14  als  Exekutivorgan  des  Landtages  er- 
richtet ^),    waren    ihm    das    ständische    Steueramt    und    die 
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verschiedenen  ständischen  Institute  untergeordnet  worden; 
er  hatte  sämtliche  Steuerbewilligungen  zu  repartieren  und 
den  Domestikalfonds  zu  verwalten.  ^)  Josef  IL  .  hob  den 
Landesausschuß  auf  und  übertrug  dessen  Agenden  1784 
und  1788  dem  Gubernium.  Die  Desiderien  von  1791  be- 
trafen daher  auch  die  Wiedereinsetzung  des  Ausschusses, 
wonach  Leopold  IL  den  Ständen  eröffnen  ließ,  daß  sie 
wegen  dessen  künftiger  permanenter  Bestellung  den  Plan 
und  die  Instruktion  von  1764  den  gegebenen  Verhältnissen 
gemäß  umzuarbeiten  hätten.')  Der  neue  Organisationsplan 
wurde  im  September  1792  nach  Wien  gesandt,  die  Be- 
stätigung aber  zweimal  mit  dem  Hinweis  auf  die  kriege- 
rischen Zeiten  verschoben.^)  Als  die  Stände  im  Jahre  1802 
ihr  Ansuchen  wiederholten,  bemerkte  die  Hofkanzlei,  daß 
der  1792  vorgelegte  Organisationsplan  viel  zu  umfassend 
und  kostspielig  sei,  und  sich  schon  deshalb  zur  Annahme 
nicht  eigne;  so  blieb  das  Provisorium  in  Kraft,  das  Leo- 
pold IL  bestimmt  hatte  ^)  und  ohne  Bescheid  eine  neuer- 
liche Eingabe  der  Stände.  ^^) 

Nun  kam  eine  Zeit,  in  welcher  das  ständische  Leben 
sich  immer  weniger  regte  und  fast  zu  erlöschen  schien; 
man  wendete  nichts  dagegen  ein,  daß  einzelne  Mitglieder 
des  Landesausschusses  diesen  als  eine  Versorgungsanstalt 
ansahen  und  ihre  Beisitzerplätze  trotz  Erlaß  Karls  VL 
lebenslänglich  innehatten,  i^)  Das  ständische  Exekutivorgan 
glich  gar  bald  einer  landesfürstlichen  Behörde,  die  der 
Regierung  nicht  zu  widersprechen  wagte.  Die  Stände 
schwiegen  beinahe  vier  Jahrzehnte  hindurch ;  sie  rafften 
sich  endlich  auf  und  baten  um  Rückstellung  des  Organi- 
sationsplanes von  1792;  er  sollte  eine  zeitgemäße  Umar- 
beitung erfahren,  um  als  Grundlage  einer  neuen  Instruk- 
tion des  Landesausschusses  dienen  zu  können,  ^^j 

Das  Gubernium  befürwortete  diese  Eingabe,  gegen 
die  auch  die  Hofkanzlei  —  soweit  es  sich  um  eine  genaue 
Abgrenzung  der  verschiedenen  Wirkungskreise  handelte  — 
nichts  einzuwenden  fand;  lagen  doch  ähnliche  Instruktionen 


für  die  Stände  Kärntens  und  der  Steiermark  dem  Mon- 
archen bereits  zur  Genehmigung  vor. ^-^j  Anders  dachte  der 
Staatsrat,  der  den  Ständen  nicht  die  Möghchkeit  bieten 
wolUe,  auf  unUebsame  Bestimmungen  des  Organisations- 
planes zurückzukommen;  er  empfahl  daher,  dieses  Schrift- 
stück nicht  auszuliefern,  vielmehr  der  größeren  Sicherheit 
halber  in  den  Staatsratsakten  zu  hinterlegen.^^)  So  geschah 
es  auch  und  die  Stände  wurden  bloß  ermächtigt,  den  be- 
stehenden Verhältnissen  gemäß  eine  Instruktion  aus- 
zuarbeiten.^'^) 

Weitaus  heftigerer  Streit  entbrannte  über  den  Dome- 
stikalfonds.  Die  wiederholten  tiefen  Griffe  des  Oberstburg- 
grafen in  den  ständischen  Säckel  waren  den  böhmischen 
Herren  kein  unerwünschter  Anlaß,  den  Kampf  zur  Wieder- 
erlangung und  Erweiterung  ihrer  Gerechtsame  zu  eröffnen. 
Mochte  Graf  Chotek  immerhin  den  wirtschaftlichen  Auf- 
schwung Böhmens  herbeigeführt  haben  —  man  sah  in 
ihm  nicht  den  Wohltäter  des  Landes,  sondern  das  gefügige 
Werkzeug  des  Wiener  Absolutismus.  So  lange  er  am 
Ruder  blieb,  konnte  die  politische  Wiedergeburt  Böhmens 
nicht  erfolgen;  deshalb  wurde  ihm  der  Fehdehandschuh 
hingeworfen  und  in  der  Sitzung  vom  ii.  und  12.  April 
1842  die  Wahl  einer  dreigliedrigen  Kommission  vor- 
geschlagen, die  der  nächsten  Versammlung  ein  Elaborat 
über  den  Domestikalfonds  unterbreiten  sollte,  ^ß)  Der  Oberst- 
burggraf erklärte,  daß  er  ohne  höhere  Weisung  einem 
Antrage  nicht  zustimmen  dürfe,  der  in  der  offenbaren  Ab- 
sicht gestellt  worden  sei,  einen  bisher  üblichen  Brauch 
aus  der  Welt  zu  schaffen;  er  bemerkte,  daß  einzig  und 
allein  die  Hofkanzlei  den  Voranschlag  und  die  Deckung 
des  Budgets  zu  überprüfen  habe ;  nun  verdächtige  man  die 
Verwaltung  des  Domestikalfonds  und  erlaube  sich  Ein- 
griffe in  die  Rechte  der  obersten  Kontrollbehörde.  Der 
ursprüngliche  Antrag  wurde  in  der  Tat  abgeändert  und  der 
Beschluß  gefaßt,  die  Bewilligung  zur  Einsetzung  jener 
Kommission  einzuholen;    immerhin   hatte    die  Absicht  be- 


standen,  den  Oberstburggrafen  gleichsam  vor  den  Richter- 
stuhl eines  ständischen  Komitees  zu  laden. 

Der  Landesausschuß  leitete  die  ständische  Eingabe 
ohne  ein  Gutachten  und  ohne  eine  Bemerkung-  des  Grafen 
Chotek  an  das  Gubernium^'),  das  sich  in  seinem  Begleit- 
schreiben gleichfalls  jeder  Äußerung  enthielt;  erst  in  einer 
späteren  Zuschrift  empfahl  es  einen  Ausweg.  ^^)  Ebenso 
stellten  die  Hofkanzlei  und  der  Staatsrat  einige  Vermitt- 
lungsanträge ^'•^),  die  schließlich  insgesamt  verworfen  wurden. 
Denn  man  wollte  den  Ständen  in  keiner  Weise  entgegen- 
kommen, da  sie  gesetzwidrig  gehandelt  hatten:  nur  mit 
ausdrücklicher  Zustimmung  des  Landtagskommissärs  durften 
sie  nach  den  erledigten  königlichen  Propositionen  auch 
andere  Fragen  erörtern"^");  dieser  Erlaß  Ferdinands  IIL 
war  in  der  Sitzung  vom  ii.  und  12.  April  unberücksich- 
tigt geblieben.  Außerdem  erkannte  man  in  Wien  die  Not- 
wendigkeit, noch  rechtzeitig  einer  Wiederholung  ähnlicher 
Fälle  vorzubeugen,  damit  nicht  etwa  die  ständischen  Ver- 
sammlungen den  Kammern  konstitutioneller  Staaten  glichen, 
wo  jeder  Deputierte  beliebige  Anträge  einbringen  konnte. 
Als  ein  untrügliches  Zeichen  derartiger  Aspirationen  galt 
allein  schon  die  Tatsache,  daß  sich  die  Stände  einige  Tage 
vor  jener  Sitzung  das  Budget  des  Domestikalfonds  hatten 
unterbreiten  lassen.  21)  Die  Gebarung  mit  diesen  Geldern 
oblag  aber  seit  dem  Jahre  1752  der  Staatsverwaltung  und 
oft  genug  war  der  Ausspruch  erfolgt,  daß  den  Ständen 
kein  wie  immer  geartetes  Verfügungsrecht  zukomme  und 
sie  bloß  die  Administratoren  des  Fonds  seien;  eine  neuer- 
liche Kontrolle  und  Zensur  wurde  daher  für  unzulässig  er- 
klärt und  der  Kaiser  gebeten,  den  Ständen  das  Mißfallen 
über  ihren  gesetzwidrigen  Beschluß,  und  zwar  mit  dem 
Bedeuten  auszudrücken,  ihre  Gravamina  auf  verfassungs- 
mäßigem Wege  vorzubringen.  22)  Immerhin  gab  man  ihnen 
in  sachlicher  Hinsicht  recht  und  fand  ihr  Mißtrauen  be- 
gründet; denn  die  Verwaltung  des  Domestikalfonds  war 
keinesw^egs    einwandfrei    und    das  Präliminare    sowohl  wie 


die  Abschlüsse  wiesen  Unregelmäßigkeiten  auf,  die  die 
Hofkanzlei  niemals  bemängelt  hatte.  Die  Billigkeit  er- 
heischte daher,  daiS  der  Monarch  auch  ihr  als  der  obersten 
Kontrollbehörde  seine  Unzufriedenheit  bezeige  und  sie  an 
ihre  Pflicht  erinnere.  Am  15.  Oktober  1842  unterzeichnete 
Kaiser  Ferdinand  den  im  Sinne  der  staatsrätlichen  Gut- 
achten gehaltenen  Resolutionsentwurf.  2^) 

Graf  Chotek  bat  jedoch,  den  Ständen  das  allerhöchste 
Mißfallen  nicht  kundzugeben,  damit  eine  neuerliche  unliebsame 
Auseinandersetzung  vermieden  werde;  im  übrigen  zollte  er 
ihnen  als  loyalen  und  stets  opferwilligen  Untertanen  des 
Kaisers  das  größte  Lob  und  versicherte  sogar,  daß  sie 
auch  bei  Fassung  ihres  Beschlusses  weder  die  gesetzliche 
Schranke  überschritten  hätten,  noch  Willens  gewesen  seien, 
ihn  persönlich  zu  treffen.  2^)  Infolgedessen  erfloß  ein  zweites 
Handschreiben,  wonach  den  Ständen  bloß  die  Ablehnung 
ihres  Antrages  mitgeteilt  werden  sollte. '^^)  Graf  Kolowrat 
erklärte  sich  damit  um  so  weniger  einverstanden,  als  Chotek 
bereits  dem  Landesausschuß  die  erste  kaiserliche  Resolution 
eingehändigt  hatte.  26)  Die  Sache  kam  nochmals  an  den 
Staatsrat  und  schließlich  wurde  es  dem  Ausschuß  freige- 
stellt, den  Ständen  auch  die  ursprüngliche  Resolution  zu 
eröffnen,  wenn  er  sich  hiezu  berufen  fühlte.  2") 

Als  diese  Erledigung  dem  Gubernium  vorlag,  weilte 
der  Oberstburggraf  nicht  mehr  in  Prag;  er  war  der  steten 
Reibungen  mit  den  Ständen  sowohl  wie  mit  der  Regie- 
rung überdrüssig  geworden.  Eine  Zeitlang  hatte  er  sich 
der  Hoffnung  hingegeben,  dereinst  Oberstkanzler  zu  wer- 
den ^S);  das  Amt  eines  solchen  wurde  aber  nicht  ihm,  son- 
dern dem  Grafen  Inzaghi,  dem  Günstling  des  Erzherzogs 
Ludwig,  zuteil.  29)  Promoveatur,  ut  amoveatur!  Das  hatten 
die  böhmischen  Herren  dem  Oberstburggrafen  von  Herzen 
gewünscht  3^);  nun  heuchelten  sie  Entrüstung  über  die  Er- 
nennung eines  Nichtböhmen  zum  Obersten  Kanzler,  da  sie 
die  eigentliche  Ursache  ihres  Grolles  nicht  verraten  durften. 
Chotek  indes,    der    sich  grausam  enttäuscht  und  außerdem 


arg  bloßgestellt  sah,  schrieb  an  Kolowrat,  daß  ihn  der 
Kaiser  mit  Belassung  auf  seinem  bisherigen  Posten  zum 
Staats-  und  Konferenzminister  und  Rudolf  Stadion  zum 
Vizepräsidenten  des  Guberniums  ernennen  solle.  In  Wien 
und  Johannisberg  spottete  man  des  verzweifelten  Oberst- 
burggrafen, der  ein  so  eigenartiges  Projekt  »zur  Rettung 
seines  kompromittierten  dienstlichen  Ansehens«  vorgebracht 
hatte;  denn  der  Gubernialvizepräsident  Baron  Prochaska 
befand  sich  noch  am  Leben  und  in  Aktivität  und  ein 
Staats-  und  Konferenzminister  konnte  niemals  einem  Chef 
unterstehen,  der  nicht  selbst  diese  höchste  Würde  in  der 
österreichischen  Beamtenhierarchie  bekleidete.  Graf  Chotek 
wußte  sich  zu  wenden  und  zu  drehen  —  so  dachte  Fürst  Metter- 
nich^^i)  —  und  Erzherzog  Ludwig  unterschob  ihm  die  Ab- 
sicht, über  kurz  und  lang  die  Aufnahme  in  das  Ministe- 
rium zu  erzwingen,  sobald  man  nur  seine  Eingabe  günstig 
erledigt  habe. -^2)  Der  kaiserliche  Prinz  wünschte  die  Be- 
rufung Choteks  schon  deshalb  nicht,  weil  er  niemand  neben 
sich  dulden  wollte,  der  selbständig  vorging;  hatte  sich  doch 
der  Oberstburggraf  von  Böhmen  schon  längst  an  bureau- 
kratische  Macht  und  Unverletzlichkeit  gewöhnt  und  oft 
genug,  zum  großen  Ärger  der  Staatskonferenz,  eigen- 
mächtige Verfügungen  getroffen.  ^^)  Kolowrat,  der  in 
Chotek  seinen  Rivalen  sah,  suchte  die  gereizte  Stimmung 
des  Erzherzogs  stets  wach  zu  erhalten  und  scheute  dabei 
auch  vor  kleinlichen  Mitteln  nicht  zurück.  ^^) 

Auf  Kriegsfuß  mit  der  Wiener  Regierung  und  den 
Ständen  und  von  häuslichem  Mißgeschick  verfolgt,  sehnte 
sich  Graf  Chotek  nach  Erholung;  als  er  aber  um  einen 
Urlaub  bat,  wurde  es  gar  übel  vermerkt,  daß  der 
böhmische  Landeschef  seinen  Posten  in  kritischer  Zeit  ver- 
lassen wolle.  Mitleid  heuchelnd  äußerte  Kolowrat,  er  be- 
greife ganz  wohl,  daß  sich  Chotek  von  Prag  fortwünsche, 
nur  dürfe  das  Gubernium  nicht  allzulange  verwaist  bleiben; 
seinem  Antrag  gemäß  wurde  bloß  die  Hälfte  des  ge- 
wünschten Urlaubs,  und  zwar  unter  der  Voraussetzung  be- 


willigt,  daß  der  Dienst  darunter  nicht  leide,  ^^-^j  Der  Kaiser 
gewährte  in  der  Folge  noch  eine  weitere  Frist,  ließ  sich 
aber  zu  einer  Resolution  herbei,  die  den  Grafen  Chotek 
aufs  tiefste  verletzte  ^^');  dieser  erklärte  schließlich,  daß  er 
sich  außerstand  fühle,  seinen  Posten  wieder  anzutreten;  es 
möge  ihm  jedoch  ein  anderes,  minder  beschwerliches  Amt 
übertragen  werden.^') 

Kolowrat  verurteilte  die  Handlungsweise  Choteks,  der 
das  Vertrauen  des  Landes  eingebüßt  und  sich  daher  in 
Böhmen  unmöglich  gemacht  habe;  erbarmungslos  brach 
er  über  ihn  den  Stab.  Er  empfahl  die  Annahme  der  De- 
mission und  bemerkte  dabei,  daß  man  den  Rücktritt  des 
Oberstburggrafen  wohl  allerseits  als  ein  erwünschtes  Er- 
eignis begrüßen  würde;  entschieden  widerriet  er  hingegen 
eine  anderweitige  Verwendung  Choteks  ^^),  den  er  auch  eines 
Titels  oder  einer  sonstigen  Auszeichnung  nicht  für  würdig  hielt. 

Keineswegs  das  Verhalten  des  Oberstburggrafen,  viel- 
mehr der  Humor  einiger  Prager  Herren  beeinflußte  nach 
Metternichs  Überzeugung  den  Grafen  Kolowrat:  »Vor 
kurzem  war  Chotek  der  Götze  und  sie  waren  dessen  Prie- 
ster, heute  werfen  sie  ihn  zum  Tempel  hinaus.«  Der  Staats- 
kanzler erklärte  daher,  daß  Böhmen  weder  im  Lande,  noch 
im  Zentrum  regiert  werde;  er  sah  die  Behörden  den  Weg 
des  Schlendrians  gehen  und  das  jungeBöhmen  moralisch 
das  Feld  behaupten.  ^^)  Der  edel  denkende  Fürst  ließ  zwar 
den  trefflichen  Eigenschaften  Choteks  volle  Gerechtigkeit 
widerfahren,  aber  auch  er  konnte  sich  der  Anschauung 
nicht  verschließen,  daß  der  so  schätzenswerte  Mann  keine 
Eignung  zum  Oberstburggrafen  habe;  schweren  Herzens ^^) 
und  nur  von  sachlichen  Gründen  geleitet,  gab  er  dieses  Votum 
ab.^^)  Prophetischen  Blickes  kündete  er  zugleich  an,  daß 
die  Bewegungspartei  den  Rückzug  des  Oberstburggrafen 
als  einen  über  die  Regierung  errungenen  Sieg  feiern  werde 
—  war  doch  Chotek  in  der  denkbar  ungünstigsten  Zeit  um 
seine  Enthebung  eingekommen.  ^2)  Diese  erfolgte  mit  Hand- 
schreiben vom  29.  Juli   1843.-^^) 


So  schied  Graf  Chotek  aus  dem  Amte,  das  er  nach 
dem  einstimmii£>-en  Dafürhalten  der  Staatskonferenz  ohne 
Gefährdung  des  Dienstes  nicht  mehr  versehen  konnte.  In 
der  besten  Absicht  waren  ihm  von  Metternich  zu  wieder- 
holten Malen  die  Leviten  gelesen  worden;  fruchtlos  jedoch. 
Denn  Unfähigkeit  war  es  nicht,  die  schließlich  seinen  Sturz 
herbeiführte:  Haupt  der  Stände  und  Präsident  des  Guber- 
niums  fiel  er  —  ein  Opfer  dieser  Doppelstellung  und  der 
Intrigen  seines  Widersachers  —  als  sich  zwischen  den 
beiden  Parteien,  die  er  vertreten  sollte,  eine  tiefe  und  un- 
überbrückbare Kluft  gebildet  hatte. 


Ein  nicht  nach  Wunsch  laufendes  Rad  war  aus  der 
Verwaltungsmaschine  entfernt  worden  und  Kolowrat  schlug, 
um  es  zu  ersetzen,  die  Anstellung  des  Erzherzogs  Stefan  vor. 

Seit  frühester  Jugend  von  Männern  umgeben,  die  fest 
an  Recht  und  Wahrheit  hielten,  pflegte  dieser  Prinz  stets 
rückhaltlos  seine  Anschauungen  zu  äußern. '^^)  Der  Umgang 
mit  Künstlern  und  Gelehrten  erweiterte  seinen  Gesichts- 
kreis und  schärfte  auch  sein  Urteil  über  die  politischen 
Vorgänge.  Im  Juli  1839,  ^^so  zweiundzwanzigjährig,  in  die 
Staatsgeschäfte  eingeführt,  wohnte  er  unermüdlich  den 
Sitzungen  der  Hofstellen  bei  und  lieferte  Referate  über 
verschiedene  politische  und  finanzielle  Gegenstände.  Zwei 
Jahre  danach  wurde  der  Erzherzog  auf  Reisen  geschickt, 
um  die  Einrichtungen  in  den  wichtigeren  Provinzen  des 
Reiches  kennen  zu  lernen  und  die  Höfe  Deutschlands  und 
Italiens  zu  besuchen.  Umfangreiche  Denkschriften  enthielten 
das  Ergebnis  seiner  Beobachtungen,  erregten  aber  mit  nichten 
den  Beifall  der  Minister;  denn  der  Erzherzog  hatte  Personen 
und  Verhältnisse  »zu  strenge«  beurteilt  und  sich  als  feurigen 
Fürsprecher  freisinniger  Regierungsprinzipien  entpuppt.  Die 
Denkschriften  wurden  daher  unberücksichtigt  zurückgelegt 
und  voll  geheimen  Grauens  ahnte  man,  daß  der  liberal  den- 
kende Prinz    dem    absolutistischen  Regime    dereinst    recht 
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schwere  Stunden  bereiten  werde.  So  hatte  Stefan  dem  Erz- 
herzog Franz  Karl  gegenüber  folgende  Äußerung  fallen 
lassen:  »Ich  will  eine  Stellung,  welche  mir  die  Gelegen- 
heit bieten  wird,  zu  zeigen,  wie  man  Geschäfte  führen  muß; 
ihr  versteht  dies  alle  nicht  und  habe  ich  einmal  die  Hand 
im  Spiele,  so  könnt  ihr  befehlen,  was  ihr  wollt  —  ich 
werde  tun,  was  mir  Recht  scheint!« ■'^) 

Graf  Kolowrat  war  der  einzige,  den  das  Auftreten 
Stefans  nicht  in  Unruhe  versetzte;  auch  jene  Bemerkung 
nahm  er  lächelnd  und  mit  der  Versicherung  zur  Kenntnis, 
daß  er  eine  ganz  andere  Gewalt  repräsentiere  als  der  Erz- 
herzog und  ihn  schon  zu  zügeln  wissen  werde. ''^)  Er  be- 
antragte, daß  der  Kaiser  die  Oberstburggrafenstelle  entweder 
dem  Gouverneur  von  Triest  Franz  Stadion  als  dem  einzig 
möglichen  Kandidaten  verleihen  oder  sie  vorläufig  noch 
frei  halten  möge"^^);  er  empfahl  den  zweiten  Ausweg  und 
bat  daher,  daß  der  Gubernial Vizepräsident  Graf  Robert 
Salm  die  provisorische  Leitung  des  Guberniums  und  Erz- 
herzog Stefan  deren  Überwachung,  und  zwar  in  der  Eigen- 
schaft eines  Hofkommissärs  übernehme.  Denn  Kolowrat 
sah  in  dem  kaiserlichen  Prinzen  den  künftigen  Palatin, 
weshalb  es  ihm  angezeigt  erschien,  daß  dieser  eine  admini- 
strative Vorschule  absolviere.  Stefan  selbst  wollte,  dem 
Militärdienst  abhold,  eine  Zivilanstellung,  und  zwar  in 
Böhmen,  bekleiden,  wozu  auch  sein  Vater  riet;  Kolowrat 
hielt  es  sonach  für  ein  Gebot  der  Klugheit,  diesem  Wunsche 
zu  -willfahren,  damit  man  den  jungen,  lebhaften  Erzherzog, 
dem  über  kurz  oder  lang  eine  wichtige  Rolle  im  Staats- 
leben zufallen  werde,  nicht  unnötigerweise  in  Zwiespalt 
mit  der  Zentralregierung  bringe.  ^^)  Da  es  hieß,  daß  auch 
die  Erzherzoge  Ludwig  und  Franz  Karl  den  Ausführungen 
Kolowrats  beigepflichtet  hätten,  so  erging  die  dringende 
Aufforderung  an  den  Staatskanzler,  »in  dieser  häcklichen, 
gleichsam  Familienangelegenheit«  nicht  .  eine  entgegen- 
gesetzte Ansicht  zu  äußernj  der  gewiß  niemand  zustimmen 
würde.  ■*^)  -T 


Metternich  jedoch,  der  das  staatliche  Interesse  weit 
höher  einschätzte,  als  Rücksichten  privater  Natur,  ließ  sich 
durch  keinerlei  Andeutungen  beirren;  er  wollte  keinem 
Hochdrucke  nachgeben  und  bloß  seiner  Überzeugung  gemäß 
handeln  ^*^)  —  schon  deshalb,  weil  er  der  Regierung  eine 
Falle  gestellt  sah.  Da  teilte  ihm  der  Bruder  des  Kaisers 
mit,  daß  Erzherzog  Ludwig  das  Projekt  Kolowrats,  soweit 
es  Stefan  betraf,  gar  nicht  billige,  die  Sache  nicht  recht 
begreife  und  im  übrigen  für  sehr  gefährlich  halte.  »Ich 
finde  sie  rein  absurd!«,  damit  kennzeichnete  Franz  Karl 
auch  seine  Auffassung  und  er  versicherte  zugleich,  daß  die 
Entscheidung  nur  in  Metternichs  Sinne  erfolgen  werde. 
Berechtigter  weise  durfte  der  Staatskanzler  fragen,  warum 
man  nicht  schon  früher  an  die  Minister  herangetreten  sei? 
Denn  es  verdroß  ihn,  daß  Stefan  und  Kolowrat  hinter  seinem 
Rücken  und  mit  Umgehung  der  Konferenz  eine  Art  Ab- 
machung getroffen  hatten;  das  war  in  seinen  Augen  kein 
Geschäftsgang,  sondern  ein  Weg,  auf  dem  die  Monarchie 
ihrem  Verderben  entgegeneilte.  Anderseits  setzte  er  von 
Kolowrat  voraus,  daß  dieser  in  seinem  innersten  Herzen 
ebenso  denke  wie  die  beiden  Erzherzoge  und  der  Staats- 
kanzler, auch  Böhmen  genügend  kenne,  um  zu  wissen,  zu 
welchen  argen  Verwicklungen  die  von  ihm  aus  Schwäche 
begünstigte  Sache  führen  müßte.  ^^)  Stefan  —  das  stand  bei 
ihm  fest  —  hatte  den  Minister  in  das  Netz  gelockt  und 
sich  selbst,  genau  erwogen,  zum  Regenten  von  Böhmen 
ernannt !  ^2) 

Der  Staatskanzler  erachtete  es  übrigens  für  bedenk- 
lich, Mitglieder  des  Herrscherhauses  in  Zivilstellungen  zu 
verwenden,  die  die  persönliche  Verantwortlichkeit  des  Dienst- 
trägers beanspruchten;  ferner  deuchte  ihn  eine  geregelte 
Administration  Böhmens  wichtiger,  als  die  Erfüllung  des 
Wunsches,  den  Erzherzog  zu  beschäftigen. ^3)  »Böhmen  muß 
regiert  werden !<»  Mit  diesen  Worten,  die  er  an  den  Grafen 
Kolowrat  richtete  ^^),  brandmarkte  der  Fürst  das  bisherige 
Verhalten    der  Wiener  Zentralgewalt   einem  Lande  gegen- 
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über,  in  welchem  sich  das  Bedürfnis  nach  Ordnung-  noch 
stärker  regte,  als  in  irgend  einer  anderen  Provinz,  die 
nicht  auf  der  gleichen  hohen  Stufe  der  Entwicklung  stand. '^j 
Das  Königreich  erheischte  seiner  Gediegenheit  und  seiner 
nationalen  Verhältnisse  halber  die  größte  Beachtung.  Seit 
den  letzten  Verwaltungsjahren  Choteks  unterlag  es  den 
Wechselfällen  eines  Gärungsprozesses,  den  nach  der  An- 
sicht Metternichs  nicht  bloß  die  Unterlassungssünden  des 
Oberstburggrafen,  sondern  auch  folgende  Umstände  her- 
vorgerufen hatten:  die  Aufregung  der  Nationalitäten,  vor- 
nehmlich der  Slawen;  die  nahe  Berührung  mit  Sachsen  und 
Schlesien,  wo  sich  der  Liberalismus  am  wenigsten  gebunden 
fühlte ■^^);  »das  phantastische  Regierungssystem«  Friedrich 
Wilhelms  IV.  und  die  von  diesem  König  den  Provinzial- 
ständen  unvorsichtigerweise  eingeräumten  Befugnisse.^') 
Mit  Recht  sah  der  Saatskanzler  in  den  böhmischen  Vor- 
gängen auch  ein  untrügliches  Zeichen  der  Spannung,  die 
über  ganz  Mitteleuropa  lag;  doch  führte  er  sie  keineswegs 
auf  revolutionäre  Ideen  und  Trennungsgelüste  zurück,  meinte 
vielmehr,  daß  Böhmen  zu  den  loyalsten  Ländern  der  Mon- 
archie gjehöre.  Er  verteidigte  sogar  die  führenden  Männer, 
denen  der  Wunsch  als  patriotisch  galt,  das  ständische  Leben 
zu  kräftigen  und  sich  in  administrativer  Beziehung  mög- 
lichst unabhängig  zu  stellen;  nur  glaubte  er  sie  in  dem 
Wahne  befangen,  daß  der  Geist  der  Neuerung  die  ihm 
gesteckten  Grenzen  einhalten  müßte.  Metternich  warnte  die 
Regierung,  in  denselben  Irrtum  zu  verfallen  und  den  Ein- 
fluß der  Gemäßigten  zu  überschätzen.  Denn  es  sei  ein 
schales  und  stets  erfolgloses  Unternehmen,  einer  mora- 
lischen Bewegung  gleichsam  vorschreiben  zu  wollen,  wie 
weit  sie  gehen  dürfe;  ein  kluger  Regent  werde  tun,  was 
er  als  gut  erkannt  habe,  sich  aber  niemals  zum  vermeint- 
lichen Bessern  herbeilassen.^^)  Und  nun  sollte  Erzherzog 
Stefan  als  Hofkommissär  nach  Böhmen  gehen!  Erschien 
es  ratsam,  dieses  Königreich  den  unvermeidlichen  Folgen 
einer    so    außerordentlichen   Maßregel    preiszugeben  ?    War 
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das  Feld  für  ('ine  administrative  Versuchsstation  nicht  zu 
hoch  gewählt?  Und  hatte  man  im  übrigen  die  Gewißheit, 
dal3  der  kaiserliche  Prinz  seiner  Aufgabe  gewachsen  sei? 
Als  Metternich  diese  P>agen  stellte,  verkannte  er  allerdings 
die  Schwierigkeiten  nicht,  die  einer  schroffen  Ablehnung 
des  Vorschlages  Kolowrats  im  Wege  stanjien.  Da  es  ihm 
auch  an  Mut  gebrach,  frei  und  offen  seinem  Ministerkollegen 
entgegenzutreten,  so  bediente  er  sich  des  Vorwandes,  daß 
die  Würfel  bereits  gefallen  seien.  Er  brachte  kein  Gegen- 
votum ein,  forderte  aber  um  so  entschiedener  eine  genaue 
Regelung  des  beiderseitigen  Verhältnisses^^);  denn  errech- 
nete mit  der  Möglichkeit,  daß  die  Sendung  eines  Erzher- 
zogs Böhmen  sowohl  wie  die  übrigen  Provinzen  der  Mon- 
archie und  sämtliche  liberale  Kreise  Deutschlands  zu  der 
irrigen  Meinung  verleiten  könnte,  daß  es  sich  um  die  Durch- 
führung von  Reformen  handle.  Ferner  wollte  er  noch  recht- 
zeitig schädlichen  Einflüssen  vorbeugen;  diesen  war  ja  ein 
an  größere  Selbständigkeit  gewöhntes  Mitglied  der  Dyna- 
stie weit  eher  ausgesetzt  als  ein  Oberstburggraf,  von  dem 
man  die  Erfüllung  weitgehender  Wünsche  nicht  erwarten 
durfte.  Fürst  Metternich  wünschte  daher  die  Stellung  des 
Erzherzogs  derart  zu  regeln,  daß  sich  die  Annäherungs- 
versuche der  »Ideologen  und  Projektanten  jeglichen  Ge- 
lichters« als  aussichtslos  erweisen  mußten.  ^^)  Der  Hofkom- 
missär sollte  sonach  keineswegs  neben  dem  Gubernium 
fungieren,  dieses  vielmehr  ihm  unterstehen  und  die  Ab- 
grenzung des  Wirkungskreises  Aufgabe  eines  Konferenz- 
komitees bilden.  ^^)  Trüber  Ahnungen  voll  sah  jedoch  Metter- 
nich den  kommenden  Ereignissen  entgegen;  denn  er  zweifelte 
an  der  staatsmännischen  Begabung  des  Erzherzogs,  der  ihm 
als  ein  »Vielredner  und  Vieltuer«  kein  sonderliches  Ver- 
trauen einflößte.  *^2) 

Graf  Kolowrat  atmete  erleichtert  auf,  als  er  Metter- 
nichs  Votum  gelesen  hatte;  die  gefährlichste  Klippe  war 
glücklich  umschifft  und  so  gab  er  freudigen  Herzens  dem 
Fürsten  in  allen  Punkten  recht.  ^^)   Die  Entscheidung  über 


12 


die  weiteren  Modalitäten  hing  nun  lediglich  von  dem  Gut- 
achten des  Konferenzkomitees  ab. 

Der  Oberste  Kanzler  unterbreitete  am  31.  August  1843 
dem  Erzherzog  Ludwig  ein  Promemoria;  er  beantragte 
darin  die  Ernennung  Stefans  zum  politischen  Landeschef  mit 
dem  Titel  Statthalter  und  die  Bestellung  des  ersten  Landes- 
offiziers zum  Vertreter  des  Oberstburggrafen  als  Präsidenten 
der  Stände.^^)  Graf  Hartig  verwarf  diesen  Vorschlag;  er 
kam  auf  die  Einwendungen  Metternichs  zurück  und  machte 
außerdem  gewichtige  Bedenken  gegen  den  Präzedenzfall 
geltend,  einen  kaiserlichen  Prinzen  an  die  Spitze  der  Ver- 
waltung zu  stellen:  wiederholte  sich  in  der  Folge  der 
gleiche  Vorgang  nicht,  so  würde  dies  Unzufriedenheit  er- 
wecken und  die  Lage  eines  jeden  Landeschefs  erschweren,  der 
bloß  Staatsbeamter  sei.  Angesichts  der  zu  weit  gediehenen 
Sache  jedoch  beantragte  Hartig,  daß  man  dem  Erzherzog 
keinen  Titel  verleihe^^)  und  ihm  den  Grafen  Robert 
Salm  als  verantwortlichen  Stellvertreter  des  Oberstburg- 
grafen sowohl  wie  des  Gubernialpräsidenten  beigebe;  denn 
er  fürchtete,  daß  eine  längere  Trennung  des  Guberniums 
von  der  ständischen  Leitung  dem  Unabhängigkeitsdrang 
und  der  Popularitätshascherei  der  böhmischen  Herren  Vor- 
schub leisten  und  neuen  Zwist  heraufbeschwören  könnte. ^♦^j 
Kolowrat,  der  sich  nochmals  für  die  Berufung  des  Erzher- 
zogs einsetzte,  fand  gegen  das  Votum  Hartigs  nichts 
Wesentliches  einzuw^enden ;  nur  meinte  er,  daß  die  Stände 
die  Ernennung  Salms  wohl  als  ein  Gravamen  ansehen 
würden,  da  dieser  in  Böhmen  nicht  begütert  sei  und  daher 
kein  Landesamt  bekleiden  sollte.  Im  übrigen  wünschte  er, 
daß  man  die  Instruktionsentwürfe  abwarte  und  erst  dann  die 
weiteren  Fragen  erörtere.  ^^) 

Alles  ging  nach  Wunsch :  willig  unterzeichnete  Kaiser 
Ferdinand  das  ihm  vorgelegte  Kabinettsschreiben,  worin  er 
seine  Geneigtheit  aussprach,  dem  Erzherzog  in  der  von 
Hartig  beantragten  Weise  die  Leitung  der  politischen  Ad- 
ministration   zu    übertragen.^^)     In    der    Instruktion   jedoch 


wurde  die  Mahnung  des  Staatskanzlers  berücksichtigt,  den 
Erzherzog  vor  schädlichen  Einflüssen  zu  schützen:  der 
neue  Eandeschef  erhielt  gebundene  Marschroute  und  fand 
die  Aufgabe,  das  materielle  Wohl  zu  fördern,  in  die  erste 
Linie  gestellt.^**)  Überzeugt  von  der  Fruchtlosigkeit  eines 
Widerstandes  meinte  Graf  Kolowrat  bloß,  daß  man  dem 
Erzherzog  nach  einiger  Zeit  denn  doch  einen  erweiterten 
Wirkungskreis  werde  einräumen  müssen.'^) 


Am  g.  Dezember  1843  erfolgte  die  Ernennung  Stefans 
zum  Landeschef  von  Böhmen  und  die  des  Gubernialvize- 
präsidenten  Altgrafen  Robert  Salm  zum  Verweser  des 
Oberstburggrafenamts. '^')  Einige  Wochen  nach  dem  Rück- 
tritt des  Oberstburggrafen,  im  August  1843,  hatten  die 
Landtagssitzungen  unter  dem  Präsidium  eines  Landes- 
offiziers begonnen,  der  nicht  zugleich  Chef  des  Guberniums 
war;  es  herrschte  Freude  über  den  so  leicht  errungenen 
Sieg,  der  zu  einem  neuen  Vorstoß  gegen  die  Regierung 
ermutigte. 

Die  Stände  wiederholten  daher,  gestützt  auf  ihre  Ge- 
rechtsame, die  Bitte,  ein  Komitee  zur  Prüfung  des  Dome- 
stikalfonds  einsetzen  zu  dürfen;  es  sollte  sich  zwar  mit  der 
früheren  Geldgebarung  nicht  beschäftigen,  wohl  aber  in 
Hinkunft  das  Präliminare  und  die  Rechnungsabschlüsse 
vor  der  Expedition  an  die  Hofkanzlei  prüfen  und  das  Er- 
gebnis den  Ständen  zu  weiterer  Beratung  vorlegen.  Man 
verlangte  sonach  eine  permanente  Kommission  als  Kon- 
trolle des  Landesausschusses,  das  heißt  eine  neue  Zwischen- 
instanz, deren  Votum  gemäß  die  Stände  entweder  selbst 
Verfügungen  über  den  Domestikalfonds  treffen  oder  der 
Hofstelle  vorschlagen  konnten.  Diese  ließ  jedoch  ein  der- 
artiges Recht  der  Stände  nicht  gelten,  deren  Interessen 
sie  schon  durch  den  Landesausschuß  genügend  gewahrt 
sah ;  im  übrigen  stimmte  sie  diesmal  auch  aus  dem  Grunde 
für  einen  abschlägigen  Bescheid,  weil  es  sich  nicht,  wie 
bei  der  ersten   Eingabe,    um    die   bloße    Revision    der  bis- 


herigen  Verwaltung  der  Gelder  handelte.  Nur  Pillersdorf 
meinte,  daß  die  Stände  gewiß  keinen  Eingriff  in  die  könig- 
lichen Rechte  planten,  sich  vielmehr  in  lobenswerter  Weise 
für  verpflichtet  hielten,  Einsicht  in  die  Gebarung  eines 
Fonds  zu  nehmen,  der  ja  Eigentum  des  Landes  sei.  Auch 
der  Oberste  Kanzler  zeigte  sich  geneigt,  dem  Wunsche 
der  Stände  zu  willfahren ;  doch  widerriet  er  die  Einsetzung 
einer  Spezialkommission,  die  dem  Landtag  mit  Umgehung 
des  Landesausschusses  ihre  Anträge  unterbreiten  und  da- 
durch schwere  Konflikte  herbeiführen  würde;  er  erachtete 
diese  für  hintangehalten,  sobald  die  von  den  Ständen  jährlich 
gewählten  drei  Mitglieder  statt  ein  eigenes  Komitee  und 
gleichsam  ein  Zwischenorgan  zu  bilden,  vereint  mit  dem 
Landesausschuß  den  Domestikalfonds  prüften  und  das  Er- 
gebnis der  Beratung  sowohl  wie  das  gemeinschaftlich  ver- 
faßte Präliminare  und  die  Rechnungsabschlüsse  den  ver- 
sammelten Ständen  zur  Kenntnis  brächten.  Der  staatsrät- 
liche Referent  hegte  nicht  das  geringste  Bedenken,  dem 
Votum  des  Obersten  Kanzlers  beizupflichten;  denn  die 
Stände  durften  ohne  höhere  Genehmigung  über  den  Do- 
mestikalfonds nicht  verfügen  und  ihre  Anträge  unterlagen 
dem  Gutachten  der  kompetenten  Behörden.'^)  Es  erhob 
sich  kein  Widerspruch  gegen  den  Resolutionsentwurf,  da 
sämtliche  Staatsräte  die  Notwendigkeit  einer  besseren  Kon- 
trolle erkannten.  Graf  Kolowrat  aber  stellte  es  als  wün- 
schenswert hin,  sich  dem  Lande  zu  verpflichten'^);  er  drang 
daher  auf  eine  baldige  Entschließung.  Diese  erfolgte  am 
13.  Jänner  1844.'-*) 

Die  Stände  beanspruchten  ferner  das  Recht,  ein  all- 
fälliges Defizit  in  ihrem  Domestikalfonds  durch  Steuerzu- 
schläge zu  decken,  ohne  vorerst,  deren  Ausschreibung 
halber,  die  Hofkanzlei  befragen  zu  müssen;  sie  protestierten 
daher  gegen  das  Hofdekret  vom  18.  März  1842,  das  diese 
Auffassung  nicht  zuließ.'^)  Der  Landesausschuß  erhielt  sogar 
die  strenge  Ordre,  künftighin  keine  wie  immer  geartete 
Anzeige  über  die  Ausschreibung  eines  Domestikalzuschlags 
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an  die  Hofkanzlei  zu  erstatten  und  jede  dem  alten  Her- 
kommen und  den  ständischen  Privilegien  widersprechende 
Rechtsauslegung  entweder  selbst  zurückzuweisen  oder  den 
Ständen  zu  melden."'')  Ein  derartiger  Ton  war  bisher 
noch  niemals  angeschlagen  worden  und  er  versetzte  die 
Wiener  Regierung  in  nicht  geringe  Bestürzung,  Die  Hof- 
kanzlei bat  um  die  Erlaubnis,  den  Ständen  mißbilligend 
bedeuten  zu  dürfen,  daß  sie  die  gesetzlichen  Schranken 
überschritten  und  sich  eines  Eingriffs  in  die  Majestätsrechte 
schuldig  gemacht  hätten.'^")  Sie  selbst  aber  war  nicht  frei 
von  Schuld.  Denn  sie  hätte  schon  längst  auf  Gehorsam 
dringen  und  nicht,  wie  es  früher  meistens  geschah,  sich 
mit  der  bloßen  Genehmigung  des  Präliminare  begnügen 
sollen;  begreiflich  daher,  daß  den  Ständen  der  Kamm  wuchs. 
Der  Staatsrat  tadelte  einstimmig  das  Verhalten  der 
Hofkanzlei;  hinsichtlich  der  Stände  jedoch  meinte  der 
Referent,  daß  man  ihnen  dermalen  noch  keine  Rüge  er- 
teilen, sie  vielmehr  durch  die  Hofkanzlei  zum  Gehorsam 
auffordern  und  die  Wirkung  dieses  Schrittes  abwarten 
solle.  Der  Staats-  und  Konferenzrat  Weiß  war  der  einzige, 
der  eine  strenge  Zurechtweisung  beantragte;  ihn  leitete 
vornehmlich  die  Erwägung,  daß  ein  Akt  der  Schwäche 
die  übelsten  Folgen  nach  sich  ziehen  müßte:  Die  böhmischen 
Stände  hatten  in  ihrer  Gesamtheit  dem  höchsten  Regierungs- 
organ den  Gehorsam  gekündigt  und  das  gefährliche  Axiom 
aufgestellt,  daß  nur  sie  ihre  Rechte  gültig  auslegen  könnten ; 
das  hieß:  die  Verfassung  umkehren.  Wer  so  etwas  wagte, 
sei  es  aus  Opposition  oder  aus  völligem  Verkennen  seines 
Standpunktes,  der  gab  ein  böses  Beispiel.  Es  war  der  erste 
Fall  von  offener  Widersetzlichkeit  und  schon  als  solcher 
erheischte  er  eine  radikale  Behandlung,  sollte  das  Übel 
nicht  auch  die  übrigen  ständischen  Körper  ergreifen. 
Staatsrat  Weiß  stellte  daher  den  Antrag,  daß  der  Kaiser 
einschreite,  indem  er  die  Stände  zur  Verantwortung  ziehe; 
dadurch  entfiele  jeder  Vorwand,  als  seien  sie  in  Ver- 
teidigung   ihrer  verfassungsmäßigen  Rechte    einem   Macht- 
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Spruche  unterlegen,  und  es  wäre  zugleich  der  gewiß  besser 
gesinnten  Mehrheit  die  Gelegenheit  geboten,  noch  beizeiten 
in  die  richtige  Bahn  einzulenken. 

Graf  Hartig  teilte  die  Anschauung,  daß  der  Monarch 
die  zu  ergreifende  Maßregel  bestimme,  nur  insoweit,  als 
es  der  Hofkanzlei  unmöglich  gemacht  werde,  sich  jemals 
wieder  ihren  Pflichten  zu  entziehen  und  hinter  dem  Thron 
zu  verschanzen;  er  widerriet  eine  meritorische  Erledigung 
durch  den  Kaiser,  und  zwar  mit  der  Begründung,  daß  eine 
ständische  Eingabe  an  diesen  nicht  vorliege  und  es  wohl 
eine  gefährliche  Sache  wäre,  die  Erklärung  des  Ungehorsams 
als  einen  Rekurs  zu  behandeln.  Im  übrigen  suchte  Graf 
Hartig  den  Beweis  zu  erbringen,  daß  die  Stände  bloß  »ihre 
vermeintlichen  Rechte«  schützen  wollten  und  nur  deshalb 
strafbar  seien,  weil  sie  nicht  an  den  Kaisei:  appelliert, 
sondern  sich  gegen  die  Hofkanzlei  aufgelehnt  hätten;  dieser 
obliege  daher  die  Pflicht,  ihres  Amtes  zu  walten.  Von 
anderer  Seite  wurde  zugleich  bemerkt,  »daß  die  Stände 
in  einem  Momente  leidenschaftlicher  Aufregung  unbesonnen 
gehandelt  zu  haben  scheinen«;  die  Hofkanzlei  sei  aber  in 
der  Lage,  »ihnen  den  Kopf  zurecht  zu  setzen.«'^)  Graf 
Kolowrat  pflichtete  dieser  Meinung  bei  und  entwarf  eine 
Resolution,  die  der  Kaiser  am  27.  Jänner  1844  unter- 
zeichnete.'^^) 

Dieser  Entschließung  gemäß  ließ  die  Hofkanzlei  am 
5.  Februar  1844  dem  böhmischen  Landesausschuß  eröffnen, 
daß  sie  das  Verhalten  der  Stände  entschieden  mißbillige 
und  auf  die  Befolgung  des  Dekrets  vom  18.  März  1842 
dringe;  das  Gubernium  aber  wurde  aufgefordert,  ohne 
höhere  Genehmigung  keine  Steuer  mehr  für  ständische 
Zwecke  ausschreiben  zu  lassen. 

Die  Stände  richteten  ferner  mit  Berufung  auf  die 
Landesordnung  Ferdinands  II.  die  Bitte  an  den  Kaiser, 
daß  er  die  Landesämter  nur  den  im  Königreich  ansässigen 
und  begüterten  Mitgliedern  des  Herrenstandes  verleihe. ^'^) 
Die  Hof  kanzlei  wendete  dagegen  ein,  daß  keineswegs  eine 
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bindende  Zusage,  sondern  bloß  »eine  freiwillige  Erklärung* 
vorliege,  im  Lande  ansässige  Persönlichkeiten  berücksichtigen 
zu  wollen^\);  ebensowenig  teilte  sie  die  Anschauung,  daß 
es  sich  um  ein  ausschließliches  Vorrecht  des  böhmischen 
Herrenstandes  handle.^^)  Ähnlich  lautete  das- Votum  des 
Staatsrates;  dieser  empfahl  dem  Monarchen,  bei  Vergebung 
der  ersten  Verwaltungsstellen  hauptsächlich  die  Fähigkeiten 
der  Kandidaten,  also  Eigenschaften  in  Betracht  zu  ziehen, 
»welche  nicht  immer  und  notwendig  mit  den  von  den  Stän- 
den gemeinten  Erfordernissen  vereint  gefunden   werden «.^•^) 

Da  drohte  die  Ernennung  des  Altgrafen  Salm  zum 
Oberstburggraf-  Amtsvervveser  schwere  Verwicklungen 
herbeizuführen ;  denn  nach  Ansicht  der  böhmischen  Herren 
mußte  verfassungsgemäß  der  erste  Landesoffizier  die  Stelle 
eines  ständischen  Präsidenten  versehen,  solange  sie  un- 
besetzt blieb.  Erzherzog  Stefan  wurde  gebeten,  daß  er 
die  Sache  noch  rechtzeitig  ins  Reine  \)ringe;  gelang  es 
ihm  nicht,  so  konnte  dies  einen  scharfen  Protest  und  einen 
stürmischen  Verlauf  des  Landtags  zur  Folge  haben.  Der 
kaiserliche  Prinz  wandte  sich  daher  mit  dem  dringenden 
Ersuchen  an  den  Grafen  Kolowrat,  ihm  »aus  der  Patsche« 
zu  helfen. 

Graf  Kolowrat  schätzte  die  ständischen  Diskussionen 
viel  zu  gering  ein,  als  daß  er  durch  sie  die  Monarchie 
oder  das  Königreich  je  als  gefährdet  angesehen  hätte;  immer- 
hin meinte  er,  daß  das  Ausland  sie  wegen  ihres  zeitlichen 
Zusammenhanges  »mit  den  lärmenden  und  bis  zur  Roheit 
ausartenden  Debatten  der  ungarischen  Stände«  gar  leidht 
als  ein  Zeichen  mangelnder  Energie  der  Regierung  deuten 
könnte.  Und  da  gab  es,  seinem  Ermessen  nach,  zwei 
Möglichkeiten,  dem  Streit  ein  Ende  zu  machen:  man  hielt 
entweder  an  einer  schon  getroffenen  Verfügung  beharrlich 
fest  und  widerlegte  den  allfälligen  Protest  oder  verlieh, 
dem  Vorschlag  des  Erzherzogs  gemäß,  dem  Altgrafen 
Salm  eine  Landescharge.  ^^)  Graf  Hartig  erklärte  sich  ganz 
entschieden    gegen  den    zweiten  Ausweg,    da  er  nicht  nur 
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eine  Erstarkung  der  Oppositionspartei,  sondern  auch  eine 
offenbare  Beschämung  aller  derer  verhüten  wollte,  die  sich 
für  das  Ernennungsrecht  des  Monarchen  eingesetzt  hatten.**"^) 
Er  bestritt  den  böhmischen  Herren  das  Recht,  sich  zu 
Sachwaltern  von  Personen  aufzuwerfen,  die  ihr  Mandat 
nicht  den  Ständen,  sondern  einzig  und  allein  dem  Landes- 
fürsten verdankten;  man  habe  daher  die  Gelegenheit  zu 
einem  Rechtsstreit  mutwillig  vom  Zaun  gebrochen.  > Gegen 
mutwillige  Rechtsauffassungen«  —  so  schloß  Hartig  sein 
Votum  —  »tritt  selbst  der  Privatmann  in  die  Schranken, 
um  so  mehr  muß  dies  also  der  König  von  Böhmen  tun.«^*"') 
Fürst  Metternich,  der  in  dieser  Frage  keinen  festen  Boden 
unter  sich  fühlte,  voltigierte  schließlich  nicht  ungeschickt  zu 
der  Forderung,  »daß  vor  allem  der  Rechtspunkt  in  das  ihm 
gebührende  Licht  gestellt  werde.  «^')  ^nd  da  durfte  dem 
Ermessen  des  Staatskanzlers  gemäß  der  Schein  von  Nach- 
giebigkeit die  Regierung  nicht  hindern,  dem  Wunsch  des 
Erzherzogs  zu  willfahren,  sobald  sich  das  Gesetz  dafür 
aussprach. 

Das  war  keineswegs  der  Fall  und  es  erfolgte,  aber 
bloß  deshalb  ein  abweislicher  Bescheid,  weil  sich  die  Re- 
gierung nichts  »abdringen«  lassen  wollte.  Der  kaiserliche 
Prinz  wurde  davon  mit  der  Versicherung  in  Kenntnis  ge- 
setzt, daß  man  billige  und  geziemend  vorgebrachte  Desideria 
der  Stände  jederzeit  berücksichtigen  werde  und  gewiß 
nicht  willens  sei,  »die  ohnedies  geringen  Rechte  und 
Privilegien  der  böhmischen  Stände  zu  schmälern «.^^j 

Erzherzog  Stefan  beachtete  diesen  zarten  Wink.  Dank 
seiner  unermüdlichen  Sorgfalt  für  das  allgemeine  Wohl 
genoß  er  die  Sympathien  des  Landes,  die  er  durch  mannig- 
fache kleine  Aufmerksamkeiten  noch  zu  kräftigen  wußte; 
so  bediente  er  sich  im  Verkehr  mit  böhmischen  Deputationen, 
wie  Kaiser  Franz  es  bei  ähnlichen  Anlässen  getan  hatte, 
der  tschechischen  Sprache.  Denn  man  sagte  ihm,  daß  dies 
»gar  keine  üblen,  wohl  aber  nur  gute  Konsequenzen«  nach 
sich  ziehen  würde. ^^)  Stefan  machte  nun,    gestützt  auf  das 
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Ansehen,  dessen  er  sich  erfreuen  durfte,  seinen  Einiiui3 
geltend  und  nahm  die  schärfsten  Wortführer  der  Oppo- 
sition ins  Gebet;  er  feierte  einen  glänzenden  Triumph: 
Graf  Deym  »weinte  wie  ein  Kind«,  versicherte,  daß  ihn 
der  Prinz  vom  »Verderben«  gerettet  habe,  und  gab  sein 
Ehrenwort,  nichts  zu  tun  oder  zu  sprechen,  was  Anstoß 
erregen  könnte  und  —  »lieber«  der  nächsten  Versammlung 
fern  zu  bleiben.*-*") 

Die  Stände  schienen  in  der  Tat  kirre  geworden  zu 
sein;  denn  es  hieß,  daß  vsie  das  Präsidium  des  Altgrafen 
Salm  respektieren^^),  die  Steuern  bewilligen,  ja  sogar 
um  deren  Erhöhung  ansuchen  würden;  nur  erhofften  sie 
sich  als  Gegengabe  die  Ernennung  Salms  zum  Landes- 
offizier. Stefan  befürwortete  nochmals  diesen  ständi- 
schen Wunsch,  un^  zwar  in  einem  an  Erzherzog  Ludwig 
gerichteten  Schreiben  vom  26.  Februar  1844.  Dem  Grafen 
Kolowrat,  dem  er  im  strengsten  Vertrauen  eine  Kopie 
dieses  Briefes  sandte,  schrieb  er  folgendes:  »Wird  Salm 
gleich  nach  dem  brillanten  fast  gewissen  Schluß- 
landtag Landesoffizier,  so  haben  wir  eine  ständische  Ver- 
sammlung mit  Pauken  und  Trompeten,  und  die  Regierung 
hat  doch  keine  Konzession  gemacht.  Wird  aber  vor  dem 
II.  das  Handbillet  nicht  publizirt,  so  fürchte  ich  ein  Es- 
clandre  —  doch  das  sage  ich  nur  meinem  Freunde,  dem 
Grafen  Kolowrat;  in  Onkel  Ludwigs  Briefe  werden  Sie 
diese  Befürchtung  nur  ganz  gelinde  aufgetragen  finden.«  ^'^) 

Inzwischen  hatte  der  niederösterreichische  Appellations- 
präsident Baron  Heß  der  Aufforderung  des  Monarchen 
Folge  geleistet  und  um  die  Enthebung  von  der  böhmi- 
schen Oberstlandhofmeisterstelle  gebeten.  Kolowrat  bean- 
tragte nun,  im  Sinne  des  Erzherzogs,  diese  Würde  dem 
Altgrafen  Salm  zu  verleihen  und  die  Ernennung  einzig 
und  allein  für  den  Fall  eines  ruhigen  Verlaufes  des  Land- 
tages gelten  zu  lassen. ^3)  Niemand  fand  dagegen  etwas 
einzuwenden  und  es  siegte  die  mildere  Auffassung,  für 
die  auch  der  Hofkanzler  Pillersdorf  eingetreten  war^-*);  im 
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übrigen  konnte  von  einer  eigentlichen  Konzession  nicht 
die  Rede  sein,  da  keine  ständische  Eingabe  vorlag.  Kaiser 
Ferdinand  unterzeichnete  daher  am  4.  März  1844  die  be- 
treffenden Handschreiben.  An  demselben  Tage  wurde  der 
Landtag  geschlossen,  dessen  glücklicher  Ausgang  dem 
Erzherzog  neuerdings  bewies,  »daß  die  Böhmen  noch  die 
alten  loyalen  Stände  sein  können«.  Freudigen  Herzens  durfte 
Stefan  »Victoria«  ausrufen  und  der  Versammlung  die  Hof- 
kanzleierlässe mitteilen;  nach  deren  Verlesung  ließ  der 
Matador  der  ständischen  Opposition,  Fürst  Hugo  Salm, 
ein  kräftiges  »Vivat  Ferdinandus«  erklingen,  in  das  alle 
Anwesenden  begeistert  einstimmten. '•^•''j  Immerhin  hielt 
es  der  Erzherzog  für  gewiß,  daß  man  in  den  nächsten 
Tagen  einige  Desideria  —  jedoch  ganz  unterwürfig  — 
vorbringen  werde.  Und  so  geschah  es  auch.  Die  Stände 
sandten  eine  Dankadresse  nach  Wien  und  wiederholten 
zugleich  ihre  früheren  Bitten.  Die  Antwort  lautete,  daß 
der  Kaiser  bei  Besetzung  der  dem  Herrenstande  vorbe- 
haltenen Landesämter  die  in  Böhmen  ansässigen  Mitglieder 
»bei  sonstiger  Tauglichkeit«  gewiß  berücksichtigen  werde; 
alle  übrigen  Desideria,  die  sich  auf  diese  Frage  bezogen, 
wies  man  zurück. '•^^') 

Wider  Erwarten  des  Erzherzogs  gab  die  Versamm- 
lung, die  vom  11.  bis  zum  14.  März  tagte,  reichlichen  An- 
laß zur  Klage.  Denn  nochmals  protestierten  die  Stände, 
trotz  Widerspruch  der  geistlichen  und  der  Bürger-Bank 
sowie  sechs  anderer  Stimmen,  gegen  das  Hofkanzleidekret, 
das  ihnen  die  eigenmächtige  Ausschreibung  von  Steuer- 
zuschlägen untersagte.  Sie  wandten  sich  diesmal  unmittel- 
bar an  den  Kaiser.^")  Das  Gubernium  fand  die  neuerliche 
Forderung  nicht  im  mindesten  gesetzw^idrig  und  empfahl 
daher,  sie  unter  einem  gewissen  Vorbehalt  zu  erfüllen.  ^^) 
Weder  die  Hofkanzlei,  noch  der  Staatsrat  waren  gewillt, 
sich  der  schier  revolutionären  Auffassung  des  liberalen 
Landeschefs  anzupassen,  denn  die  böhmischen  Herren 
gingen  von  der  Voraussetzung  aus,  daß  ihnen  verfassungs- 


gemäli  ein  selbständiges,  von  der  Bewilligung  der  Regie- 
rung unabhängiges  Besteuerungsrecht  gebühre;  ein  solches 
konnte  aber  den  Ständen  um  so  weniger  eingeräumt 
werden,  als  der  untertänige  Steuerpflichtige,  den  man 
bei  Umlagen  am  meisten  in  Anspruch  nahm,  in  den 
Ständeversammlungen  nicht  vertreten  war.  Es  erfolgte  da- 
her ein  abweislicher  Bescheid;  um  ihm  jedoch  die  Spitze 
zu  nehmen,  wurde  er  damit  motiviert,  daß  die  Verfügung 
der  Hofkanzlei  »keinen  Eingriff  in  wolbegründete  ständi- 
sche Rechte«   enthalte. ^^) 

In  der  Sitzung  vom  13.  März  1844  war  auch  nochmals 
der  Antrag  eingebracht  worden,  den  Landesausschuß  unab- 
hängig von  den  Behörden,  namentlich  vom  Gubernium, 
zu  stellen;  er  solle  lediglich  den  Ständen  gehorchen,  die 
ihrerseits  einzig  und  allein  den  Weisungen  des  Monarchen, 
keineswegs  aber  denen  der  Behörden  nachzukommen 
hätten.  Dieser  Antrag  zeugte  von  einem  völligen  Ver- 
kennen der  staatlichen  Administration;  denn  man  sah  in 
dem  Landesausschuß  eine  zweite  politische,  also  dem  Gu- 
bernium koordinierte  Listanz  und  vergaß  dabei,  daß  die 
Behörden  im  übertragenen  Wirkungskreis  die  Regierungs- 
rechte ausübten.  Der  Erzherzog  wünschte  daher ^^ö),  daß 
die  Stände  über  ihren  Irrtum  aufgeklärt  würden;  die  Hof- 
kanzlei stimmte  jedoch  für  eine  strenge  Rüge,  da  sie  ver- 
meinte, daß  der  Landesausschuß  nochmals  eine  Gegen- 
ordre  erhalten  habe.  Eine  solche  war  allerdings  von  dem 
Grafen  Deym  vorgeschlagen  worden,  nur  fand  sie  sich  in 
dem  Sitzungsprotokoll  nicht  erwähnt;  es  erfolgte  sonach 
keine  Zurechtweisung^^'),  wogegen  sie  in  einer  anderen 
Streitsache  nicht  ausblieb. 

Es  handelte  sich  um  die  Kosten  für  die  böhmischen 
Stiftlinge  der  Wiener-Neustädter  Akademie,  zu  welchen 
die  drei  Stände  nach  den  Gründungsstatuten  beizutragen 
hatten.  Seit  der  Errichtung  dieses  Instituts  waren  viele 
geistliche  Güter  in  weltlichen  Besitz  übergegangen.  Die 
Billig-keit  erheischte  daher  einen  anderen  Maßstab  der  Be- 


22 


rechnung  als  den  bisherigen,  nach  welchem  der  geistliche 
Stand  ein  Drittel  des  jährlichen  Beitrages  aus  eigenem 
zahlte,  während  die  weltlichen  Stände  mit  dem  Rest  den 
Domestikalfonds  belasteten J'^^j  Dadurch  kam  der  Klerus, 
dem  ja  die  Pflanzschule  für  die  militärische  Ausbildung  der 
adeligen  Jugend  ziemlich  fremd  war,  noch  ein  zweites 
Mal  ins  Mitleiden;  denn  der  Abgang  der  zwei  Drittel 
wurde  auf  die  Steuer  umgelegt,  an  deren  Leistung  er 
wiederum  partizipieren  mußte.  Der  geistliche  Stand  meinte 
daher,  daß  man  den  gesamten  Beitrag  entweder  auf  das 
Extraordinarium  verteilen  oder  aus  dem  Domestikalfonds 
bestreiten  solle.  Dieser  Wunsch  war  schon  infolge  der 
Resolution  Maria  Theresias  vom  30.  September  1754  nicht 
ungerechtfertigt;  hieß  es  doch  darin,  daß  die  in  demselben 
Jahre  festgesetzte  Verteilungsart  nur  bis  zu  dem  Zeitpunkte 
der  Erschließung  einer  anderen,  ausgiebigen  Hilfsquelle 
zu  gelten  habe.  Die  Mehrheit  der  übrigen  Stände  stimmte 
gegen  den  Vorschlag  der  Geistlichkeit,  und  zwar  mit  der 
Begründung,  daß  an  Stelle  der  dem  Klerus  entfremdeten 
Realitäten  der  gleichwertige  Zuwachs  an  Barvermögen 
getreten  sei  und  die  weltlichen  Stände  eine  weit  höhere 
Summe  als  die  der  vereinbarten  zwei  Drittel  leisten  müßten, 
sobald  man  das  Gesamterfordernis  auf  das  Extraordinarium 
wälze.  Die  weltlichen  Stände  verlangten  sonach,  daß  der 
bisherige  Verteilungsschlüssel  derselbe  bleibe;  sie  wollten 
jedoch  das  eine  zugestehen,  daß  bei  künftigen  Veräuße- 
rungen der  Käufer  kontraktlich  gebunden  werde,  den  ent- 
sprechenden geistlichen  Pflanzschulbeitrag  zu  übernehmen. 
Die  Hofkanzlei  empfahl,  entgegen  dem  Gutachten  des 
Landesguberniums^^^),  die  jährliche  Verteilung  des  Gesamt- 
erfordernisses auf  das  Extraordinarium  und  daher  eine 
neuerliche  Einvernahme  der  Stände.  Ein  einziges  Mitglied 
der  Hofstelle  10^)  äußerte  den  Wunsch,  daß  man  davon  ab- 
sehe und  klipp  und  klar  die  Deckung  aus  dem  Domestikal- 
fonds verfüge.  Dieses  Minoritätsvotum  wurde  im  Staatsrat 
zum  Beschluß  erhoben;  denn  man  vertrat  die  Anschauung, 


daß  der  Domestikalfonds  auch  dem  geistlichen  Stande  diene 
und  zur  Bestreitung  der  Kosten  mehr  als  hinreichend  sei. 
Es  erfloß  eine  kaiserliche  Resolution,  die  in  diesem  Sinne 
lautete.  ^'^•') 

So  ward  zum  ersten  Male  eine  Umlage  auf  den  Domesti- 
kalfonds ohne  Zuziehung  der  Stände  verfügt;  diese  fürch- 
teten nun,  daß  infolge  eines  derartigen  Präzedenzfalls  die 
Postulierung  und  Votierung  der  Steuern  bei  jedem  Anlaß 
umgangen  und  somit  ein  bisher  unangetastetes  Recht  ein 
für  alle  Male  vernichtet  werden  könnte.  Die  überwiegende 
Mehrheit  des  Herren-  und  Ritterstandes  führte  daher  den 
Beschluß  herbei,  eine  Gegenordre  an  den  Landesausschulj 
zu  richten  und  den  Monarchen  zu  bitten,  daß  er  eine  ander- 
weitige Deckung  des  geistlichen  Drittels  genehmige,  i^^) 

Das  Gubernium  stellte  den  Antrag,  die  Zahl  der  böh- 
mischen Stiftplätze  entsprechend  zu  vermindern,  wogegen 
die  Hofkanzlei  erklärte,  daß  man  an  dem  kaiserlichen  Er- 
laß festhalten  und  den  unbotmäßigen  Ständen  eine  strenge 
Rüge  erteilen  solle.  ^^')  Der  staatsrätliche  Referent  pflich- 
tete diesem  Votum  bei  und  entwarf  danach  die  Resolution. 
Bloß  Graf  Hanig  vertrat  eine  mildere  Anschauung:  er 
führte  den  ständischen  Beschluß  auf  die  ganz  ungerecht- 
fertigte Sorge  zurück,  daß  die  Regierung  den  Wirkungs- 
kreis der  Stände  einzuengen  willens  sei,  und  er  empfahl 
daher  eine  minder  scharf  gefaßte  Entschließung.  ^^^) 

Nun  äußerte  Erzherzog  Stefan  den  Wunsch,  daß  man 
das  geistliche  Drittel,  unabhängig  vom  Domestikalfonds,  auf 
den  Steuergulden  umlege,  worüber  die  Hofkanzlei  und  der 
Staatsrat  ein  Gutachten  abgeben  mußten. i"^)  Dieses  lautete 
gegen  .  das  Votum  des  Erzherzogs.  Nochmals  wurde  die 
Notwendigkeit  hervorgehoben,  den  Ständen  das  allerhöchste 
Mißfallen  zu  bezeigen,  weil  sie  inzwischen  den  an  den 
Landesausschuß  gerichteten  Befehl  wiederholt  hatten;  sie 
sollten  aufgefordert  werden,  nicht  bloß  das  ausständige 
Drittel,  sondern  auch  die  Kosten  für  die  von  ihnen  bereits 
präsentierten  Stiftplätze  aus  dem  Domestikalfonds  zu  decken. 
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Für  ebenso  angezeigt  hielt  man  die  Erklärung,  daß  dabei 
gewiß  kein  wie  immer  gearteter  Eingriff  in  verfassungs- 
mäßige Rechte  geplant  sei. 

Es  unterlag  jedoch  keinem  Zweifel,  daß  die  Stände  in 
Hinkunft  nicht  mehr  als  zwei  Drittel  zahlen  würden;  der 
Staatsrat  schlug  daher  für  künftige  Fälle  folgendes  vor: 
der  Monarch  vermindere  die  Zahl  der  ständischen  Stiftplätze 
im  Verhältnis  zu  dem  entfallenden  geistlichen  Drittel,  be- 
laste das  Ärar  mit  dieser  Quote  und  übertrage  demnach 
die  Präsentation  der  vom  Staate  dotierten  Zöglinge  aus- 
schließlich dem  Gubernium  und  der  Hofkanzlei.^^^) 

Die  Sache  wurde  nochmals  verzögert;  denn  Stefan 
machte  gegen  die  kaiserliche  Resolution,  die  dem  staats- 
rätlichen Gutachten  gemäß  lautete  ^^'),  verschiedene  Be- 
denken geltend.  Er  teilte  keineswegs  die  Anschauung,  daß 
sich  die  Stände  zur  Leistung  des  gesamten  böhmischen 
Pflanzschulbeitrags  verpflichtet  hätten,  und  widerriet  jeden 
Schritt,  der  ihren  Rechten  Abbruch  täte.  Der  Erzherzog 
bürgte  für  die  Bereitwilligkeit  der  Stände,  Gut  und  Blut 
zu  opfern,  sobald  man  sie  nur  hiezu  im  Sinne  der  Landes- 
ordnung aufforderte;  er  entwarf  eine  Resolution,  wonach 
den  Ständen  allerdings  eine  Rüge  erteilt,  aber  auch  der 
Widerruf  der  ursprünglichen  kaiserlichen  Entschließung, 
und  zwar  mit  dem  Bedeuten  angezeigt  werden  sollte,  sich 
in  kürzester  Frist  über  die  Deckung  der  Kosten  zu  äußern.^  ^-) 
Der  Erzherzog  sah  in  den  Ständen  die  Eigentümer  der 
Domestikalkasse,  weshalb  er  nur  ihnen  das  freie  Verfü- 
gungsrecht über  diesen  Fonds  zuerkannte.  Die  Hofkanzlei 
vertrat  die  entgegengesetzte  Ansicht  und  empfahl  die  unver- 
zügliche Kundmachung  der  letzten  kaiserlichen  Resolution. 
Immerhin  wollte  sie  Stefans  Wunsch  nicht  völlig  unbe- 
rücksichtigt lassen;  sie  schlug  daher  vor,  daß  der  Staat 
von  dem  Zeitpunkte  an,  wo  die  Geistlichkeit  keinen 
Beitrag  mehr  geleistet  habe,  auch  den  entsprechen- 
den Teil  der  schon  besetzten  böhmischen  Stiftplätze  über- 
nehme. Obw^ohl  sich  der  Staatsrat  ganz  entschieden  gegen 
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dieses  Zugeständnis  erklärte,  wurde  es  dennoch  vom  Kaiser 
gebilligt;  anderseits  blieb  das  Verhalten  der  Stände  nicht 
ungerügt  und  man  bedeutete  ihnen,  daß  eine  Wiederholung 
ihrer  gesetzwidrigen  Handlungsweise  wohl  schlimme  Folgen 
nach  sich  ziehen  könnte. ^*'^) 

Eine  andere  Streitfrage  betraf  die  Kosten  der  Straf- 
gerichtspflege und  sie  erweiterte  schließlich  die  Kluft,  die 
sich  zwischen  der  Regierung  und  den  Ständen  aufgetan 
hatte.  Sämtliche  städtischen  Magistrate,  welche  die  Kriminal- 
gerichtsbarkeit erster  Instanz  ausübten,  waren  zur  Bestrei- 
tung des  damit  verbundenen  Aufwands  verpflichtet;  nebst- 
bei  erstre.ckte  sich  ihre  Kompetenz  über  das  eigene  Weich- 
bild hinaus  auf  fremde  Gerichtsbezirke  größeren  Umfangs. 
Der  Kriminalfonds  sollte  sie  allerdings  für  diese  Mehr- 
belastung entschädigen  ^^^);  nur  war  er  spärlich  dotiert  und 
so  leistete  auch  der  Staatsschatz  einige  Zuschüsse.  Das 
genügte  aber  nicht  und  es  mußten  die  Gemeinderenten  in 
Mitleidenschaft  gezogen  werden;  der  städtische  Haushalt 
geriet  dadurch  in  Unordnung,  deren  üble  Folgen  sich  in 
Vernachlässigung  der  Kriminaljustizpflege  äußerten. 

Die  Regierung  hatte  schon  in  den  zwanziger  und 
dreißiger  Jahren  an  Abhilfe  gedacht;  denn  es  herrschte  die 
Ansicht,  daß  die  meisten  Magistrate  »mit  unbilliger  Ent-" 
hebung  der  ursprünglichen  Jurisdizenten«  zu  einem  Auf- 
wand genötigt  worden  seien,  zu  dem  die  Verfassung  sie 
keineswegs  verpflichte.  Damals  wurde  die  gerechte  Forde- 
rung erhoben,  die  städtische  Kriminaljustiz  in  allen  Pro- 
vinzen zu  verstaatlichen;  sie  drang  jedoch  fiskalischer 
Rücksichten  halber  nicht  durch.  Anderseits  konnte  den 
böhmischen  Städten  keine  Sonderstellung  eingeräumt  und 
dem  Ärar  die  Übernahme  der  bisher  von  ihnen  getragenen 
Kosten  nicht  zugemutet  werden^ '  ^) ;  denn  diejenigen  Provinzen, 
in  denen  die  Städte  die  Kriminalkosten  aus  eigenem  deck- 
ten ^i^*),  hätten  mittelbar  auch  noch  Beiträge  zur  Entlastung 
Böhmens  leisten  müssen. ^^^)  Bloß  die  Deckung  aus  Landes- 
mitteln wurde  empfohlen,  weshalb  man  die  Stände  zur  Er- 
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stattung  von  Vorschlägen  aufforderte,  die  zugleich  allen 
Ansprüchen  einer  einwandfreien  Justizpflege  genügen  soll- 
ten, ^^s) 

Die  böhmischen  Stände  zögerten  und  richteten  ihr 
Augenmerk  auf  Mähren,  das  sich  in  ähnlicher  Lage  befand 
und  gegen  die  Übernahme  der  Kriminalkosten  protestierte; 
von  dem  Erfolg  dieses  Schrittes  der  Nachbarprovinz  wollten 
sie  ihren  BeschlufS  abhängig  machen. ^'''^)  So  verstrichen 
sieben  Jahre,  bis  die  Stände  sich  hören  ließen;  sie  kamen 
aber  jener  Weisung  keineswegs  nach,  baten  vielmehr,  daß 
man  die  Lasten  der  Strafgerichtspflege  dem  Staatsschatz 
zuweise.^  20") 

Entgegen  dem  Votum  des  Guberniums  sprach  sich  die 
Hof  kanzlei,  und  zwar  einzig  und  allein  früherer  prinzipieller 
Entschließungen  des  Kaisers  halber'-'),  für  die  Zurück- 
weisung dieser  Eingabe  aus;  sie  unterstützte  bloß  die  von 
den  Ständen  gestellte  Alternative,  die  Frage  nochmals  be- 
raten zu  dürfen.  Der  staatsrätliche  Referent  pflichtete  ihr 
bei;  nur  wollte  er  der  Möglichkeit  einer  neuerlichen  Ver- 
schleppung vorbeugen  und  er  beantragte  daher  schon  jetzt 
eine  bindende  Entscheidung  für  den  Fall,  daß  die  Stände 
auch  im  nächsten  Postulatenlandtag  keine  geeigneten  Hilfs- 
mittel anzugeben  wüßten;  die  bisher  von  den  Städten  ge- 
tragenen Kosten  werden,  so  lautete  sie,  vom  Domestikal- 
fonds  übernommen  und,  wenn  er  unzulänglich  ist,  auf  den 
Dominikai-  und  Rustikalsteuergulden  umgelegt. '2^)  Eine 
Erleichterung  der  Staatsfinanzen  schien  dabei  nicht  in  Aus- 
sicht genommen  worden  zu  sein;  denn  die  Provinz  sollte 
die  bisherigen  Kriminaldotationen  ungeschmälert  weiter 
beziehen  i23j  ^nd  jene  Resolution,  die  der  Kaiser  in  der 
Tat  genehmigte,  die  Zusage  enthalten,  daß  sie  bloß  bis 
zum  Zeitpunkt  der  Aufstellung  landesfürstlicher  Strafgerichte 
Rechtskraft  habe.  12«) 

Die  Stände  erklärten  sich  zwar  nicht  gegen  eine  neue 
Belastung  des  Landes,  meinten  jedoch,  daß  die  finanzielle 
Frage  wohl  nur  im  Zusammenhang  mit  der  so  notwendigen 
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Reform  der  Kriniinaljustiz  erörtert  werden  könnte.  Sie  be- 
auftragten den  AusschulS,  entsprechende  Vorschläge  aus- 
zuarbeiten, und  baten,  daß  der  Kaiser  dasselbe  von  seinen 
komi3etenten  Behörden  verlange,  auch  die  Höhe  des  Er- 
fordernisses ziflfermäßig  feststellen  lasse  und  das  gesamte 
Material  einem  gemeinen  Landtag  zur  Beratung  zuweise. 
Ganz  entschieden  protestierten  sie  aber  gegen  eine  Ver- 
wendung des  Domestikalfonds,  der  weder  in  der  Lage 
noch  verpflichtet  sei,  staatlichen  Zwecken  zu  dienen;  schon 
deshalb  ersuchten  sie  um  Aufhebung  der  letzten  kaiser- 
lichen Resolution,  wobei  sie  noch  das  Argument  ins  Treffen 
führten,  daß  man  wegen  Kürze  der  Zeit  die  Verhand- 
lungen unmöglich  bis  1845  abschließen  könnte.  Die  Mino- 
rität aber  wollte  eine  Diskussion  über  die  Entlastung  der 
Städte  nicht  eröffnet  wissen,  ehe  diese  Frage  dem  Landtag 
verfassungsgemäß,  also  mit  Postulierung  der  notwendigen 
Summe  vorgelegt  war.  ^-'^) 

Hof  kanzlei  und  Staatsrat  äußerten  auch  diesmal  die 
Ansicht,  daß  die  Staatsverwaltung  für  eine  geregelte  Straf- 
gerichtsbarkeit zu  sorgen  und  deren  Kosten  zu  tragen 
habe;  denn  sie  verkannten  die  Nachteile  nicht,  welche 
die  ungleiche  Behandlung  der  einzelnen  Provinzen  mit  sich 
brachte,  und  sahen  daher  in  allmählicher  Aufstellung  landes- 
fürstlicher Kriminalgerichte  erster  Instanz  das  einzige 
Mittel  gründlicher  Abhilfe.  ^-^)  Sie  gaben  demnach  den 
Ständen  prinzipiell  zwar  recht,  waren  jedoch  an  die  kaiser- 
liche Entschließung  gebunden,  deren  Vollzug  um  so  weniger 
von  einer  Reform  der  Kriminaljustiz  abhängig  gemacht 
werden  konnte,  als  eine  solche  nicht  im  Zuge  war.  Man 
widerriet  daher  gleich  dem  Gubernium  die  Aufhebung  der 
Resolution.  Immerhin  empfahl  die  Hofkanzlei  eine  Abände- 
rung, und  zwar  in  der  Weise,  daß  die  städtischen  Kriminal- 
kosten in  das  Steuerpostulat  für  1846  einbezogen  werden 
sollten,  obwohl  sie  früher  einen  ähnlichen  Vorschlag  der 
mährischen  Stände  verworfen  hatte.  ^^'^)  Sie  ging  noch  einen 
Schritt  weiter  und  beantragte,    daß    man    auch    den   neuen 


Steuerzuschlag  in  die  Hofkammer  fließen  und  erklären 
lasse,  es  werde  der  Staat  vom  Jahre  1846  an  sämtliche 
Kriminalkosten  Böhmens  auf  sich  nehmen.  ^'^^) 

Die  Justiz,  ein  Attribut  der  Souveränität,  wird  im 
Namen  des  Kaisers  ausgeübt;  die  Bestreitung  ihres  Auf- 
wands ist  folglich  Sache  des  Staates.  Äußerst  geschickt 
hatte  die  Hofkanzlei  dieses  Axiom  mit  dem  fiskalischen 
Interesse  in  Einklang  gebracht  und  dabei  —  aus  einem 
ganz  besonderen  Grunde  —  den  Domestikalfonds  ge- 
schont: den  Ständen  sollte,  indem  man  an  ihre  Finanzen 
nicht  appellierte,  jede  Möglichkeit  einer  Kontrolle  und  einer 
Einmischung  in  die  Verwaltung  der  Kriminaljustiz  ge- 
nommen werden.  Trotz  besserer  Überzeugung  stimmte 
der  staatsrätliche  Referent  gegen  die  Vorschläge  der  Hof- 
kanzlei und  für  den  unbedingten  Vollzug  der  letzten  kaiser- 
lichen Entschließung.^-^)  Graf  Kolowrat  jedoch  stellte  sich 
auf  Seite  der  Hofkanzlei  und  erwirkte  eine  vom  i.  Fe- 
bruar 1845  datierte  Resolution,  laut  welcher  der  Monarch 
die  Kosten  der  Strafgerichtspflege  in  Böhmen  als  Staats- 
aufwand erklärte  und  zugleich  befahl,  daß  sie  vom  Jahre 
1846  an,  in  Ermanglung  anderer  Hilfsquellen,  durch 
einen  Zuschlag  auf  die  direkten  Steuern  hereinzubringen 
seien.  '^^) 

Der  Hofkammerpräsident  deutete  nun  diese  Entschlie- 
ßung in  dem  Sinne,  daß  man  das  Ärar  von  der  bisher  ge- 
leisteten Kriminaldotation  entlasten  dürfe,  und  er  bean- 
spruchte daher  eine  Pauschalsumme  von  150.000  Gulden.  Graf 
Hartig  teilte  hingegen  die  Anschauung  der  Hofkanzlei, 
wonach  bloß  der  Betrag  postuliert  werden  konnte,  der  die 
vom  Staat  zu  übernehmenden  städtischen  Kriminalkosten 
repräsentierte.  ^^^)  Denn  auch  er  hielt  die  am  ersten  Fe- 
bruar verfügte  Maßregel  für  geeignet,  ständischen  Aspira- 
tionen einen  Riegel  vorzuschieben ;  sie  verfehlte,  so  dachte 
er,  gewiß  ihren  Zweck,  wenn  kleinliche  und  unbillige  Rück- 
sichten obwalteten  und  die  Regierung  dem  Verdachte  aus- 
setzten,   daß    sie     die    Stände    gründlich    getäuscht    habe. 
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Ferner  g-ab  er  den  Rat,  das  jährliche  Erfordernis  ein  für 
allemal  genau  bestimmen  zu  lassen,  damit  das  Steuer- 
postulat nicht  immer  wieder  eine  Abänderung  erfahre;  die 
Umlage  für  1846  sollte  unterbleiben  und  der  Staatsschatz 
die  schon  vom  Gubernium  präliminierten  Kriminalkosten 
vorschußweise  übernehmen.  ^'^)  Kolowrat  ließ  die  beiden 
ersten  Anträge  des  Grafen  Hartig  gelten,  nicht  aber  den 
letzten ;  sein  Resolutionsentwurf  fand  die  Genehmigung 
des  Monarchen  und  so  mußte  die  Summe  von  50.000  Gul- 
den bereits  für  das  folgende  Jahr  gefordert  werden.  ^ 3=^)  Man 
vertraute  allzusehr  den  günstigen  Stimmungsberichten;  es 
kam  jedoch  der  Tag,  wo  es  sich  rächte,  daß  man  aus 
kleinlichen  fiskalischen  Rücksichten  jenen  allerdings  gering- 
fügigen Betrag  den  direkten  Steuern  einer  einzigen  Provinz 
zugeschlagen  und  den  gesamten  Aufwand  nicht  verstaat- 
licht hatte. 

* 

Die  Regierung  erntete  Spott  ob  ihrer  Erlässe  und  es 
regte  sich  in  so  manchen  Ständemitgliedern  der  Wunsch 
nach  einer  gründlichen  Reform.  Der  eifrigste  Fürsprecher 
einer  solchen  war  Graf  Wurmbrand;  er  gehörte  der  Oppo- 
sitionspartei an,  nur  verteidigte  er  die  Verfassung  nicht, 
sah  vielmehr  in  ihr  die  Ursache  des  Übels:  höchste  Zeit, 
sie  zu  ändern!  so  meinte  er.  Auf  welche  Weise  dies  ge- 
schehen sollte,  entwickelte  Wurmbrand  in  einer  Rede,  die 
zwar  ungesprochen,  aber  nicht  unbekannt  blieb,  i^^)  Ihr 
Inhalt  erhellt  aus  folgenden  Sätzen: 

Die  ständische  Körperschaft  muß  das  Organ  der 
Nation  bilden  und  daher  in  ihrer  Mitte  Repräsentanten 
jeder  Klasse  zählen;  noch  haben  die  Bürger  keine  Ver- 
tretung, abgesehen  davon,  daß  ihre  sogenannten  städti- 
schen Deputierten  eigentlich  kaiserlich-österreichische  Be- 
amte sind,  die  als  solche  nicht  einmal  Böhmen  zu  sein 
brauchen.  Den  Ständen  obliegt  die  Pflicht,  das  Wohl  der 
Nation  zu  fördern  und  sich  über  alles,  was  ihr  nottut,  genau 
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zu  informieren.  Deshalb  muß  ihnen  die  Verfassung  volle 
Redefreiheit  und  auch  das  Recht  der  Kontrolle  einräumen, 
woraus  sich  die  Notwendigkeit  ergibt,  Preßfreiheit  zu  ge- 
währen und  die  Landtage  öffentlich  abhalten  zu  lassen J^^) 
Nicht  dia  Polizei,  sondern  die  ständische  Körperschaft  soll 
die  königlichen  Beamten  kontrollieren:  »das  bis  jetzt  an- 
gewendete schmerzliche  Mittel  hieß  Geheimnis,  das  wirk- 
samere, schmerzlose  ist  Öffentlichkeit«.  Ferner  soll  vor 
Herausgabe  eines  jeden  Gesetzes  die  Meinung  der  Stände 
eingeholt  werden;  da  sich  nun  die  Verfassung  darüber 
nicht  deutlich  genug  äußert,  muß  man  sie  abändern. 
»Also  Reform!,  ohne  die  wir  bald  in  ein  schmähliches  Nichts 
versinken.« 

Der  allmächtige  Präsident  der  Polizeihofstelle  mag 
wohl  bedenklich  das  Haupt  geschüttelt  haben,  als  er  bei 
der  Lektüre  dieses  von  modernen  Ideen  getragenen  Schrift- 
stückes auch  auf  die  folgende  Stelle  stieß:  »Herrschsucht 
ist  das  grassierende  Übel  in  der  Bureaukratie,  aber  viel 
schädlicher  sind  ihre  Paroxismen.«  Die  ungarischen  Herren 
pflegten  sich  derartiger  Ausdrücke  zu  bedienen  —  und  nun 
schlugen  die  böhmischen  Stände  denselben  Ton  an;  auch 
sie  sahen  ihre  Gerechtsame  durch  die  Regierung  bedroht, 
die  man  daher  schwächen  und  zu  immer  größeren  Konzes- 
sionen verleiten  müsse.  Ein  irriger  Wahn !  Denn  die  Stände 
besaßen  ja  keine  Verfassung,  die  auf  einem  zwischen  ihnen 
und  dem  König  abgeschlossenen  Vertrag  beruhte,  sondern 
bloß  eine  Landesordnung,  die  ihnen  Ferdinand  IL  »aus 
Gnade«,  jedoch  mit  dem  ausdrücklichen  Vorbehalt  des  Jus 
legis  ferendae  am  lo.  Mai  1627  verliehen  hatte.  Der  Prager 
Stadthauptmann  äußerte  sich  in  diesem  Sinne ^^^),  und  es 
dürften  die  meisten  Minister  der  gleichen  Ansicht  gewesen 
sein.  So  hätte  sich,  wie  die  Dinge  lagen,  die  Hoffnung 
Wurmbrands  wohl  nicht  erfüllt,  mit  seinen  Vorschlägen 
durchzudringen;  sie  fanden  nicht  einmal  den  ungeteilten 
Beifall  seiner  Parteigenossen:  dem  Adel  widerstrebte  der 
Gedanke,  die  nicht  privilegierten  Volksklassen  in  die  Land- 
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Stube  einziehen  zu  sehen;  und  selbst  einer  Erweiterung 
der  städtischen  Vertretung  war  er  noch  abhold.  Denn  das 
Streben  der  Mehrheit  war  damals  einzig  und  allein  auf 
Wahrung  und  volle  Ausübung  ihrer  alten  Rechte  und 
Privilegien  gerichtet.  Die  Stände  erörterten  daher  immer 
lebhafter  die  damit  verbundenen  Fragen,  wobei  sie  aller- 
dings der  Anschauung  huldigten,  daß  sie  verfassungs- 
gemäß zum  Besten  des  allgemeinen  Wohls  mitwirken  und 
auch  entsprechende  Anträge  stellen  dürften.  Der  liberale 
Landeschef  billigte  diese  Aspirationen  und  führte  sie  darauf 
zurück,  daß  die  Stände  nach  langjähriger  Untätigkeit  sich 
loyal  erweisen  und  dem  väterlichen  Regime  nunmehr  als 
ein  Bollwerk  gegen  den  Ansturm  unseliger  Theorien  dienen 
wollten. ^3")  Indem  der  Erzherzog  in  solchem  Sinne  an  den 
Grafen  Kolowrat  schrieb,  hoffte  er  die  Regierung  denn 
doch  einmal  günstig  für  die  Stände  zu  stimmen.  Er  prophe- 
zeite Unheil,  wenn  sie  die  Bedeutung  einer  Körperschaft 
unterschätzte,  deren  Hilfe  ihr  vielleicht  eines  Tages  sehr 
erwünscht  sein  könnte;  die  Regierung  müßte  schließlich 
die  ganze  Verfassung  über  den  Haufen  werfen  oder  sich 
so  manches  abringen  lassen,  was,  noch  rechtzeitig  als  Aus- 
fluß der  kaiserlichen  Gnade  gewährt,  ihr  den  Dank  der 
Stände  eintragen  würde.  ^3^)  Anders  jedoch  dachte  die  Re- 
gierung; denn  sie  zählte  —  wie  sie  es  deutlich  in  der  Frage 
der  städtischen  Kriminalgerichtsbarkeit  gezeigt  hatte  —  zu 
den  unseligen  Theorien  der  Neuzeit  auch  die  Teilnahme 
der  Stände  an  der  Gesetzgebung.  Nur  Wünsche  und  Bitten 
waren  erlaubt,  nicht  aber  Vorschläge  über  die  Art  und 
Weise  ihrer  Erfüllung;  das  war  Sache  der  administrativen 
Behörden.  Man  lehnte  daher  in  der  Folge  den  Entwurf 
einer  Resolution  ab,  worin  den  Ständen  die  Geneigtheit 
des  Kaisers  angekündigt  werden  sollte,  sich  ihrer  Mit- 
wirkung zu  bedienen. ^^''') 

Es  ergab  sich  die  Gelegenheit  einer  persönlichen  Aus- 
sprache mit  den  Ständen:  Diese  beschlossen  die  Absendung 
einer   Deputation,    obwohl    sie    kurz   vorher    dem    gleichen 
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Gedanken  auf  Zureden  Stefans  entsagt  hatten.  Es  wurde 
diesmal  ausdrücklich  versichert,  daß  man  dem  Monarchen 
nicht  bloß  für  die  Gewährung  einiger  Wünsche  danken, 
sondern  unter  dem  noch  frischen  Eindruck  unerfreulicher 
Debatten  in  der  niederösterreichischen  Landstube  '^^)  auch 
zeigen  wolle,  wie  »unerschütterlich  loyal«  hingegen  das 
Verhalten  der  Böhmen  sei.  Der  kaiserliche  Prinz  empfahl 
daher  ohne  Zögern  den  Empfang  der  Deputation  und 
schrieb  dem  Grafen  Kolowrat,  »daß  man  von  Seiner 
Majestät  nichts  als  ein  freundliches  Gesicht  verlange «.^''^) 
Er  wußte  indes  nur  allzu  gut,  daß  ein  huldvolles  Lächeln 
des  Landesfürsten  nicht  das  alleinige  Ziel  des  ständischen 
Ehrgeizes  war.  In  der  Tat  forderten  die  böhmischen  Herren, 
von  neuem  Argwohn  erfaßt^-'"^),  auch  die  Erledigung  noch 
schwebender  wStreitf ragen  und  die  volle  Anerkennung  ihrer 
Privilegien  und  Rechte;  diese  Desiderien  bildeten  den 
wesentlichen  Inhalt  der  Instruktion,  die  man  den  Deputierten 
mit  auf  den   Weg  gab. 

In  W^ien  sah  man  der  Ankunft  der  ständischen  Ab- 
gesandten nichts  weniger  als  freudig  entgegen  und  so 
manches  Mitglied  der  Staatskonferenz  verübelte  es  dem 
Grafen  Kolowrat,  daß  er  dem  Erzherzog  nicht  abgewinkt 
hatte. 

Denn  man  hegte  Scheu  vor  jeder  Deputation,  die 
schwierige  oder  noch  ungelöste  Probleme  zur  Sprache 
bringen  konnte;  es  gab  ihrer  genug,  insbesondere  im  Hin- 
blick auf  Böhmen.  Glücklicherweise  schützten  das  Patent 
der  Ferdinandeischen  Landesordnung  und  der  bisherige 
Brauch  vor  einer  Überrumpelung:  es  galt  als  Regel,  daß 
sich  keine  Deputation  den  Stufen  des  Thrones  nähern 
dürfe,  ehe  sie  den  eigentlichen  Zweck  ihres  Erscheinens 
bekanntgegeben  habe.  Der  Entwurf  der  Anrede  wurde 
daher  einer  Zensur  unterworfen.  Ein  einziger  Ausdruck  — 
»Volksvertreter«  —  fiel  auf  und  seine  Deutung  offenbarte 
so  recht  den  schroffen  Gegensatz,  in  welchem  Fürst  Metter- 
nich  und  Kolowrat  zueinander  standen. 

Schlitter,%us  Österreichs  Vormärz.  II.  ^33 


Der  Staatskanzler  legte  den  Ständen  keine  so  gro(3e 
Bedeutung  bei  wie  umgekehrt  sein  Rivale,  der  in  ihnen 
nicht  nur  eine  Körperschaft,  sondern  auch,  und  zwar  vor- 
nehmlich, Organe  des  Landes  sah.  Kolowrat  hielt  sie  ferner 
für  die  Repräsentanten  des  Königreichs,  obwohl  sie  bloß 
den  Interessen  der  privilegierten  Klassen  dienten ;  er  hätte 
sogar  die  Bezeichnung  »Volksvertreter«  geduldet,  um  nicht 
eine  äußerst  heikle  Frage  anzuregen.  Denn  er  meinte,  daß 
damit  »eine  früher  immer  im  Dunkel  gehaltene  Seite«  ans 
Tageslicht  gezogen  würde,  deren  Erörterung  sich  in  der 
Folge  zu  »unangenehmer  Wichtigkeit«  ausgestalten  könnte. 
Seine  liberale  Färbung  war  freilich  nicht  waschecht:  er 
mißtraute  den  »überspannten  und  verworrenen«  Theorien 
der  neueren  Zeit,  die  zwischen  Standschaft  und  Reprä- 
sentation des  Volkes  genau  unterschieden  und  die  Aus- 
schließung der  breiten  Massen  als  einen  Mangel  erkennen 
ließen.  Nur  hatten  die  Stände,  indem  sie  sich  Vertreter  des 
Volkes  nannten,  diesen  Ausdruck  gewiß  nicht  in  dem 
demokratischen  Sinn  gebraucht,  der  ihm  eigentlich  nach 
dem  Wortlaut  zukam.  So  dachte  Graf  Kolowrat,  der  am 
liebsten  Stillschweigen  beobachtet  hätte,  um  die  Abge- 
ordneten nicht  auf  die  Unvollständigkeit  ihrer  Landes- 
repräsentation aufmerksam  zu  machen. 

Metternich  hingegen  wollte  weder  Vertreter  des  König- 
reichs, noch  solche  des  Volkes  gelten  lassen ;  in  dem  einen 
Fall  sah  er  den  ständischen  Wirkungskreis  »über  die  Ge- 
bühr« erweitert,  in  dem  anderen  die  alte  Ordnung  der  Dinge 
durch  das  Repräsentativsystem  verdrängt. ^'^3)  Wie  sehr  er 
dieses  fürchtete,  zeigte  seine  Kontroverse  mit  dem  König 
von  Preußen.  Die  Stände  durften  daher  nur  sich  und  ihre 
Rechte  repräsentieren  und  das  fatale  Wort  mußte  aus  ihrer 
Anrede  verschwinden.  Josef  Matthias  Graf  Thun,  der  Führer 
der  Deputation ^^^),  strich  es  ohne  Widerrede  und  versicherte 
dem  Staatskanzler,  daß  man  es  ganz  arglos  gewählt  habe. 
Trotz  dieser  loyalen  Erklärung  war  die  Sache  nicht  ab- 
getan;   denn  Metternich    empfand    einen  unwiderstehlichen 
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Drang-,  dem  böhmischen  Gastfreund  die  schlimmen  Folgen 
zu  schildern,  die  jene  leichtfertige  Äußerung  nach  sich  hätte 
ziehen  können.  Seine  Philippika  machte  Eindruck,  weshalb 
er  hoffte,  daß  der  Sturm  beschworen  sei  —  Kolowrat  aber 
war  vom  Gegenteil  überzeugt. ^^'^ 

Der  Kaiser  empfing  die  Abgeordneten  ^^^)  und  setzte 
ihrem  Wunsche  entsprechend  eine  Hofkommission  ein,  die 
sie  vernehmen  sollte;  nur  durfte  sich  diese  in  keine  Er- 
örterung der  ständischen  Desiderien  einlassen.  ^'*'^)  Am 
14.  Mai  begannen  die  Konferenzen  ^^^),  die  Graf  Josef  M.  Thuri 
mit  einem  Expose  über  die  Verfassung  des  Königreichs 
und  die  Absichten  der  böhmischen  Landstände  einleitete. ^'^^) 
Die  Ideen,  die  er  darin  entwickelte,  ließen  alles  übrige, 
was  noch  zur  Sprache  kam,  recht  unwesentlich  erscheinen. 
Der  Inhalt  des  langatmigen  Referats  kann  in  folgenden 
Sätzen  zusammengefaßt  werden: 

Die  deutsche  Bundesakte,  der  Krönungseid  und  die 
jährlich  ausgestellten  Reverse  verpflichten  den  Monarchen 
zur  Aufrechthaltung  der  ständischen  Gerechtsame;  unter 
dieser  sind  nicht  einzig  und  allein  die  Fundamentalgesetze 
Ferdinands  II.,  sondern  laut  späterer  Reskripte  und  Hof- 
dekrete auch  ältere  Privilegien,  und  zwar  deshalb  zu  ver- 
stehen, weil  sie  in  dem  von  Leopold  IL  angenommenen 
Normaljahr  1764  noch  Geltung  hatten.  Die  Stände  sind 
lange  Zeit  untätig  geblieben  und  so  geschah  es,  daß  ihre 
Agenden  allmählich  auf  den  Landesausschuß  übergingen, 
der  schließlich  eine  Unterbehörde  des  Guberniums  wurde. 
Die  landesfürstlichen  Stellen  haben  sich  daran  gewöhnt 
und  scheinen  die  Privilegien  und  Rechte  der  zu  neuem 
Leben  erwachten  Stände  nicht  mehr  genau  zu  kennen, 
weshalb  ein  Prinzipienstreit  unvermeidlich  ist;  wie  wenig 
man  von  ihnen  eine  richtige  Darstellung  der  verfassungs- 
mäßigen Verhältnisse  erwarten  darf,  erhellt  schon  aus  den 
wiederholten  Abänderungen  kaiserlicher  Resolutionen.  Die 
Stände  überschreiten  mit  nichten  ihren  Wirkungskreis, 
wenn    sie    ihrem   Haushalt    Sorgfalt    widmen    und     unauf- 
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gefordert,  aus  eigenem  Antrieb,  ihr  Augenmerk  auf  das 
Wohl  des  Königreiches  richten;  sie  sind  stets  loyal  ge- 
blieben und  haben  über  so  manches  geschwiegen,  nur  um 
den  Kaiser  in  weniger  dringenden  Fällen  weder  zu  be- 
irren, noch  mit  Bitten  zu  belästigen.  Es  mui3  ihnen  jedoch 
aucli  erlaubt  sein,  an  ihrer  Gerechtsame  festzuhalten,  in 
wichtigen  Landesangelegenheiten  mitzusprechen,  ihr  An- 
sehen vor  dem  ganzen  Königreich  und  die  ihnen  gebührende 
Stellung  als  Vertreter  des  Landes  zu  wahren  und  zu  be- 
haupten; denn  sonst  würde  ihre  Verfassung  zu  einem 
bloßen  Schatten  herabsinken  und  die  moralische  Tatkraft 
der  Stände  in  dem  Augenblick  gelähmt  sein,  wo  sich  diese 
als  Stützen  des  Thrones  bewähren  könnten. 

Die  Hofkanzlei  ließ  die  Vorwürfe  unerwidert,  die  man 
gegen  sie  erhoben  hatte,  und  rechtfertigte  sich  auch  nicht 
in  ihrem  Referate;  ja  sie  unterbreitete  dem  Kaiser  das 
Expose  mit  der  Bitte,  den  Deputierten  versichern  zu  dürfen, 
daß  er  die  Bestimmungen  der  Landesordnung  sow^ohl  wie 
die  über  die  verschiedenen  Desiderien  erflossenen  Ent- 
schließungen jederzeit  aufrecht  erhalten  und  die  Stände  in 
wichtigen  Landesfragen  zu  Rate  ziehen  werde,  ^'''^) 

Graf  Hartig  ironisierte  die  »kluge  Mäßigung  und 
Selbstverleugnung«  der  Hofkanzlei,  obwohl  auch  er  eine 
Polemik  mit  den  böhmischen  Herren  nicht  für  angezeigt 
hielt.  Anderseits  glaubte  er  völliges  Stillschweigen  nicht 
empfehlen  zu  dürfen;  denn  es  konnte  gar  leicht  eine  fort- 
schreitende Erweiterung  des  ständischen  Wirkungskreises 
zur  Folge  haben,  bis  schließlich  die  königliche  Gewalt  in 
Böhmen  nach  ungarischem  Muster  zugeschnitten  war.  Be- 
haupteten doch  die  Stände,  daß  der  von  F'erdinand  IL  aus- 
gesprochene Vorbehalt  des  Jus  legis  ferendae,  die  Landes- 
ordnung zu  mehren,  zu  ändern  und  zu  bessern,  durch  den 
Krönungseid  und  die  jährlichen  Reverse  aufgehoben  sei.^''^) 
Graf  Hartig  bewies  das  GegenteiP^^j  ^nd  er  wollte,  um  künf- 
tigen Übergriffen  vorzubeugen,  mit  wenigen  Worten,  aber 
um  so  eindringlicher  und  gleichsam  »als  ein  Manifest«  ver- 
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künden  lassen,  daß  eine  wSchmälerung  der  landesfürstlichen 
Rechte  keineswegs  in  der  Absicht  des  Kaisers  liege. 
Weder  die  Landesordnung,  noch  der  übliche  Brauch  be- 
rechtigte die  Stände  zu  der  Forderung,  über  gesetzliche 
Maßregeln  vernommen  zu  werden.  Immerhin  meinte  Graf 
Hartig,  daß  man  sich  ihres  Rates,  und  zwar  noch  häufiger 
denn  bisher  bedienen  sollte;  nur  widerriet  er  eine  förm- 
liche Zusage,  weil  die  Stände  sie  unter  den  gegebenen  Ver- 
hältnissen als  das  Schuldbekenntnis  der  Regierung  deuten 
könnten.  Wie  in  Thuns  Expose,  so  sah  er  auch  in  den  von 
der  Deputation  vorgebrachten  Desiderien  die  Absicht  der 
Stände,  Einfluß  auf  Vervvaltungszweige  zunehmen,  die  das 
Land,  ja  selbst  den  Staat  betrafen;  die  milde  Art  der  Er- 
ledigung, für  welche  das  Komitee  gestimmt  hatte,  fand 
daher  seinen  Beifall  nicht.  Betrachten  wir  die  wichtigeren 
Punkte: 

Zahlenlotterie.  Diese  war  ein  Regale,  lag  also 
ganz  außerhalb  dem  Bereich  ständischer  Wirksamkeit  und 
dennoch  wiederholten  die  Deputierten  die  immer  wieder 
zurückgewiesene  Bitte  um  Aufhebung  des  verderblichen 
Spiels.  ^^'^)  Der  Oberste  Kanzler  meinte,  daß  ihnen  der 
Kaiser  die  Erfüllung  dieses  Wunsches  in  Aussicht  stellen 
sollte,  sobald  die  Finanzen  es  gestatteten.  Hartig  erwiderte, 
daß  ein  derartiger  Bescheid  die  Stände  nur  zu  w^eiteren 
Einmengungen  in  den  Staatshaushalt  anreizen,  aber  gewiß 
nicht  beschwichtigen  dürfte;  denn  sie  wüßten  viel  zu  gut, 
daß  man  in  absehbarer  Zeit  wohl  schwerlich  auf  jene  er- 
giebige Geldquelle  verzichten  könnte.  Der  Kaiser  berufe 
sich  daher  auf  seine  frühere  Entschließung.  '•^^) 

Verleihung  der  Oberstlandesämter  bloß  an  An- 
gesessene des  Herrenstandes  und  NichtVereinigung 
zweier  Landesämter  in  einer  Person.  Den  Deputierten 
genügten  die  darüber  erflossenen  Resolutionen  nicht  ^^•"•)  und 
sie  ersuchten  um  eine  noch  bestimmter  lautende  Erklärung. 
Der  Oberste  Kanzler  unterstützte  ihre  Bitte;  nicht  so  Graf 
Hartig,    der    für    das   Recht    des  Monarchen    eintrat,    nach 
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eigenem  Ermessen  Landesoffiziere  zu  ernennen,  die  als 
solche  keine  ständischen,  vielmehr  landesfürstliche  Funktio- 
näre waren.  *'''^)  Es  hätte  sonach  bei  den  letzten  Ent- 
schliefSungen  zu  verbleiben. 

Iirrichtung  einer  Hypothekenbank.  Da  schon  seit 
geraumer  Zeit  ein  ständischer  Entwurf  vorlag,  äußerten  die 
Deputierten  den  Wunsch,  seine  Prüfung  nicht  länger  zu 
verschieben.  Das  Komitee  empfahl  nun  die  unverzügliche 
Einsetzung  einer  Kommission  in  Prag,  die  dieses  Projekt 
und  auch  das  der  Errichtung  einer  Börse  und  einer  Filiale 
der  Nationalbank  erörtern  sollte,  i''")  Graf  Hartig  hegte 
jedoch  Bedenken,  derartige  wichtige  finanzielle  Fragen  ohne 
die  Mitwirkung  des  Hofkammerpräsidenten  behandeln  zu 
lassen  ^^^);  er  hielt  es  vielmehr  für  ein  Gebot  der  Vorsicht, 
daß  der  Monarch  die  Stände  einstweilen  auf  eine  baldige 
Bestimmung  vertröste  und  dem  Obersten  Kanzler  die 
Weisung  erteile,  ungesäumt  Rücksprache  mit  Kübeck  zu 
pflegen.  ^^^) 

Hartig  erklärte,  daß  es  ihm  äußerst  peinlich  sei,  gegen 
einflußreiche  Sympathien  und  die  Wünsche  des  leider  allzu- 
sehr ins  Vertrauen  gezogenen  Herrenstandes  als  Opponent 
auftreten  zu  müssen.  Denn  nach  seiner  Meinung  war  der 
Empfang  der  Deputation  und  nicht  minder  die  exzeptionelle 
Behandlung  ihrer  Desiderien  ein  unbedachter,  folgenschwerer 
Schritt;  die  Regierung  könnte  aus  dem  Verlaufe  des  letzten 
Landtages  neuerdings  ersehen,  wohin  die  Annahme  unüber- 
legter Vorschläge  führe:  in  der  Tat  hatten  die  Stände  die 
eigentliche  Bedeutung  der  kaiserlichen  Entschließung  vom 
I.  Februar  1845  erkannt  und  daher  bloß  mit  zwei  Stim- 
men Majorität  das  Steuerpostulat  bewilligt.  ^^^)  Im  Staatsrat 
jedoch  würdigte  man  die  Gründe  nicht,  die  der  Herren- 
stand für  seine  Haltung  in  der  Steuerfrage  geltend  machte  *^^); 
man  wußte  genau,  daß  ihm  die  Wahrung  alter  Rechte  und 
Privilegien  nur  Vorwand  sei,  »einen  mit  dem  Grundprin- 
zipe  der  Monarchie  nicht  wohl  vereinbarlichen  Einfluß  zu  er- 
ringen«. ^^''^)  Machte  er  doch  aus  seiner  Absicht  kein  Hehl, 
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sich  als  Repräsentanten  des  Volkes  zu  zeigen  und  nicht 
mehr  wie  bisher  bloß  ständischer  Interessen  halber,  son- 
dern auch  für  das  allgemeine  Wohl  gegen  die  Regierung 
in  die  Schranken  zu  treten.  Einzig  und  allein  von  diesem 
Bestreben  geleitet,  hatte  die  Mehrheit  der  böhmischen  Herren 
die  Ablehnung  des  Steuerpostulats  beschlossen  ^^^),  weshalb 
Graf  Hartig  in  betreff  der  Deputation  um  so  dringender 
die  Annahme  seines  Resolutionsentwurfes  empfahl.  ^^^)  Dieser 
fand  die  volle  Billigung  des  Staatskanzlers,  der  ihn  noch 
durch  einen  Zusatz  verstärkte  ^^•^);  ebenso  pflichtete  Erzher- 
zog Franz  Karl  dem  beredten  Anwalt  der  königlichen  Prä- 
rogative, und  zwar  mit  der  Erklärung  bei,  daß  seiner  inner- 
sten Überzeugung  nach  die  von  Hartig  entwickelten  Grund- 
sätze »jederzeit  und  in  allen  Fällen  als  Norm  dienen  sollten, 
wo  Landstände  aus  was  immer  für  einem  Teile  der  Mon- 
archie ihre  Bitten  und  Wünsche  vor  den  Thron  Seiner 
Majestät  bringen«.  Am  i8.  Juli  1845  unterzeichnete  der  Kaiser 
den  auch  von  Kolowrat  gebilligten  Resolutionsentwurf. 

Die  Deputierten  waren  inzwischen  wieder  heimgekehrt, 
nachdem  Pillersdorf  sie  noch  der  ständefreundlichen  Ge- 
sinnung der  Hofkanzlei  versichert  hatte.  Sie  harrten  nun 
ungeduldig  des  Bescheids  und  dürften  daher  wohl  schwer- 
lich »in  dulci  jubilo«  gewesen  sein,  wie  der  optimistische 
Erzherzog  es  vermeinte.  ^^^)  Da  offenbarte  ihnen  das  Hof- 
kanzleidekret vom  2S'  Juli^^')  in  deutlicher  Weise  die  Ab- 
sichten der  Wiener  Regierung. 

Als  dieses  Schriftstück  im  Landesausschuß  verlesen 
ward,  stellte  Graf  Albert  Nostitz  den  Antrag,  gegen  den 
königlichen  Vorbehalt  des  Jus  legis  ferendae  zu  remon- 
strieren; er  tat  es  mit  der  Begründung,  daß  der  ständischen 
Körperschaft  die  Gefahr  drohe,  keine  Rechte  mehr,  son- 
dern bloße  »Begnadigungen«  zu  genießen  und  in  die  Reihe 
konzessionierter  Privatgesellschaften  zurückzutreten.  Des- 
halb mißbilligte  er  auch  die  durch  eine  Verordnung  erfolgte 
Abänderung  der  Normen,  welche  die  Ansässigkeit  der 
Landesoffiziere  betrafen.  Die  Mehrheit  des  Ausschusses  er- 
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klärte  jedoch,  daß  die  Verfassung  des  Landes  sich  keines- 
wegs auf  einen  zwischen  den  Ständen  und  der  Krone  ge- 
schlossenen vStaatsvertrag  gründe,  vielmehr  ein  Ausfluß  der 
königlichen  Gnade  und  Machtvollkommenheit  sei^*'^);  es 
wurde  sonach  beantragt,  die  Resolution  des  Monarchen 
»zur  beruhigenden  Wissenschaft  zu  nehmen«.  Die  Ent- 
scheidung über  diese  beiden  einander  widersprechenden 
Gutachten  fiel  in  der  Versammlung  vom  9.  und  10.  Dezember. 
Graf  Friedrich  Deym  hielt  eine  lange  Rede,  in  welcher  er 
die  wichtigsten  Punkte  des  Hofdekrets  einer  scharfen  Kritik 
unterzog;  ferner  suchte  er  nachzuweisen,  daß  als  die  Grund- 
lage der  ständischen  Rechte  nicht  die  Landesordnung, 
sondern  das  spätere  Patent  Ferdinands  IL  vom  29.  Mai 
1627  anzusehen  sei,  auf  das  allein  sich  der  Krönungseid 
beziehe.  Er  stellte  zwei  Anträge,  die  mit  überwiegender 
Majorität  angenommen  wurden:  1^^)  die  Stände  erklärten, 
daß  einige  Bestimmungen  des  Hofdekrets  ihren  Freiheiten 
Abbruch  täten,  und  beschlossen  die  Einsetzung  einer  Kom- 
mission, die  ihnen  vorzuschlagen  hatte,  »auf  welche  wirk- 
same und  ehrerbietige  Art«  sie  ihre  althergebrachten 
Rechte  und  Privilegien  schützen  könnten. 

Die  geistliche  Bank  enthielt  sich  der  Abstimmung, 
als  man  zur  Wahl  der  Komiteemitglieder  schritt.  Wüste 
Szenen,  von  dem  Grafen  Deym  heraufbeschworen,  der  den 
Präsidenten  am  liebsten  in  Anklagezustand  versetzt  hätte, 
waren  die  Folge;  sie  veranlaßten  den  Fürsten  Karl 
Schwarzenberg  zu  der  Äußerung,  man  werde  noch  »Pistolen 
und  Säbel«  mit  in  die  Landstube  bringen  müssen. ^''^)  Erz- 
herzog Stefan  suchte  in  einem  an  den  Grafen  Kolowrat 
gerichteten  Schreiben  die  Sache  zu  beschönigen;  er  meinte, 
daß  derartige  Scharmützel  zwar  nicht  erfreulich  seien,  »aber 
den  elektrischen  Stoff  entladen,  der  sonst  vielleicht  bei 
Regierungsanträgen  und  Maßregeln  höchst  unliebsam  her- 
vorbrechen würde«.  ^'^)  Gleich  nüchtern  dachte  Graf  Kolo- 
wrat, dem  die  Gewißheit  genügte,  daß  die  böhmischen  Oppo- 
nenten  unter    den  Augen    der  Polizei    standen;    die  Land- 
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tagsverhandlungen  waren  immerhin  glatt  verlaufen,  trugen 
sogar  »den  Charakter  der  Ruhe  und  besonnener  Über- 
legung« und  es  durften  daher  die  konfidentiellen  Berichte 
lediglich   »zur  allerhöchsten  Wissenschaft  dienen«. ^'^j 


Die  ständischen  Beratungen  vom  August  1845  ließen 
deutlich  genug  die  Absicht  erkennen,  mit  denen  sich  die 
Oppositionspartei  trug:^'-')  man  wollte  es  der  Legislative 
konstitutioneller  Staaten  gleichtun  und  ebenfalls  das  Recht 
der  Steuerbewilligung  ausüben,  um  so  Einfluß  auf  die  Fi- 
nanzverwaltung und  die  Gesetzgebung  zu  nehmen.  Ein 
Mittel,  das  zum  Ziele  führen  konnte,  boten  die  seit  1843 
wieder  üblichen  Landtagschlüsse.  ^''*)  Denn  unterbreitete 
man  sie  dem  Monarchen  nicht,  ehe  zwischen  den  Ständen 
und  dem  Thron  eine  völlige  Einigung  über  die  Landtags- 
verhandlungen erzielt  war,  so  hing  es  ganz  von  der  Laune 
der  Stände  ab,  die  Ausschreibung  und  auch  die  legale  Ein- 
hebung der  Steuern  zu  verzögern.  Ohne  Landtagschluß  kein 
Geld  —  so  dachte  die  Opposition. 

Die  Steuerfrage  war  sonach  eine  Klippe,  an  der  die 
Regierung  scheitern  konnte,  und  dieser  Möglichkeit  mußte 
vorgebeugt  werden.  Es  gab  allerdings  einen  Ausweg,  den 
Erzherzog  Stefan  empfahl:  dreinschlagen  und  die  Verfassung 
ganz  über  den  Haufen  werfen.  Nur  sah  der  kaiserliche 
Prinz  noch  größeres  Unheil  hereinbrechen,  sobald  Advo- 
katen und  Bürger  an  Stelle  des  Herren-  und  Ritterstandes 
zur  Herrschaft  gelangten;  er  meinte  daher,  daß  man  sich 
des  von  ihm  vorgeschlagenen  Mittels  bloß  im  äußersten 
Fall  und  gleichsam  als  eines  Ultimatums  bedienen,  jetzt 
aber  das  Augenmerk  auf  die  Bildung  einer  regierungs- 
freundlichen Majorität  richten  sollte.  ^'•^) 

Eine  prinzipielle  Frage  hatte  den  neuerlichen  Zwist 
zwischen  der  Opposition  und  dem  Grafen  Salm  veranlaßt:, 
dieser  bestritt  den  Ständen  das  Recht,  im  Fall  einer  un- 
günstigen Erledigung  der  ersten  Lantagschrift  so  lange  zu 
remonstrieren    und    königliche  Reskripte  zu  erwirken,    bis 
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keine  Meinungsverschiedenheit  mehr  herrschte.  Er  glaubte 
den  gordischen  Knoten  gelöst,  wenn  eine  neu  auszuschrei- 
bende Versammlung  den  Entwurf  des  Landtagschlusses  im 
Sinne  der  Resolution  vom  ii.  Mai  1845  beriete  und  die 
Herausgabe  einer  provisorischen  Landtagsordnung  erfolgte. 

Die  Hofkanzlei  jedoch  beurteilte  die  Dinge  wesentlich 
anders:  sie  fand,  dal3  der  ständische  Präsident  weder  klug, 
noch  entschlossen  gehandelt  und  sich  ganz  unnötigerweise 
in  einen  Streit  eingelassen  habe.  ^'*^)  Ebensowenig  wurden 
seine  beiden  Vorschläge  gebilligt,  von  denen  der  eine  als 
unzeitgemäß,  der  andere  als  gefährlich  galt.  Der  Oberste 
Kanzler  beantragte  bloß  eine  Instruktion  für  den  Grafen 
Salm,  die  sich  dieser  selbst  erbeten  hatte.  ^^') 

Hartig  empfahl  dasselbe ;  denn  auch  er  sah  noch  keinen 
Grund,  die  Saiten  hoch  zu  spannen.  Immerhin  täuschte  er 
sich  nicht  über  die  Aspirationen  der  Stände;  es  erschien 
ihm  daher  ratsam,  daß  die  Regierung  beizeiten  Anstalten 
treffe,  durch  constitutiones  regias  das  Landtagszeremoniale 
endgültig  zu  regeln  i'^),  um  in  Hinkunft  weiteren  Ausschrei- 
tungen zu  begegnen.  Ein  Akt  der  legalen  königlichen  Ge- 
walt sollte  den  Ständen  ihre  wahre  Stellung  wieder  gegen- 
wärtig machen,  die  sie  angesichts  der  Verhältnisse  in  Un- 
garn und  Preußen  schier  aus  den  Augen  verloren  hätten. 
Hartig  wünschte  sonach  für  künftige  Fälle  kein  Proviso- 
rium, sondern  ein  Gesetz,  und  er  beantragte,  daß  ein  Ko- 
mitee der  Hofkanzlei  unter  Beiziehung  Salms  die  von 
diesem  schon  ausgearbeitete  Landtagsordnung  begutachte.  ^'^) 
Metternich  stimmte  für  Hartigs  Resolutionsentwurf  und  die 
kleine  Änderung,  die  Kolowrat  vorgenommen  hatte ^^^); 
auch  Erzherzog  Franz  Karl  äußerte  sich  anerkennend,  weil 
er  die  Möglichkeit  sah,  die  verirrten  Stände  auf  den  rechten 
Weg  zu  bringen.  Der  Erfolg  hing  allerdings  nicht  wenig 
von  der  Haltung  des  ständischen  Präsidenten  ab  und  da 
hegte  der  Staatskanzler  gar  ernste  Befürchtungen.  ^^^) 

Am  16.  November  1845  erfloß  die  kaiserliche  Ent- 
schließung   und    am  2.  März    1846    beriet    das    Hofkanzlei- 
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komitee  mit  dem  Grafen  Salm  die  von  diesem  ausgearbei- 
tete provisorische  Landtagsordnung;  dem  staatsrätlichen 
Sektionschef  Hartig  oblag  die  Aufgabe,  das  Gutachten  des 
Komitees  zu  prüfen. 

Das  neue  Reglement  zerfiel  in  31  Paragraphe,  von 
denen  bloß  vier  nicht  ausschließlich  dem  Zeremoniell  ge- 
widmet waren.  Der  eine  verfügte,  daß  die  landesfürstlichen 
und  ständischen  Organe  gleich  nach  beschlossener  Land- 
tagsschrift  die  Ausschreibung  und  Einhebung  der  Steuern 
vornehmen  sollten  ^^-):  einem  anderen  Paragraphen  zufolge 
hatten  die  Stände  den  Entwurf  des  Landtagschlusses  un- 
verzüglich, also  ohne  weitere  Debatte,  der  kaiserlichen 
Sanktion  zu  unterbreiten.  ^^^)  Salm  glaubte,  daß  man  ihnen 
dadurch  jede  Möglichkeit  nehmen  könnte,  die  Steueraus- 
schreibung mutwillig  zu  verzögern.  Eine  solche  war  jedoch 
nach  der  Meinung  der  Hofkanzlei  an  keinen  Landtagschluß 
gebunden  ^*'^)  und  die  Wiederholung  von  Sitzungen  und 
Diätalschriften  daher  völlig  belanglos.  Hartig  pflichtete  diesem 
Votum  mit  der  Erklärung  bei,  daß  ständischen  Körper- 
schaften gegenüber  der  Grundsatz  gelten  müsse,  *' nichts  vom 
Throne  aus  zu  verbieten,  was  nicht  absolut  schädlich  sei«.^^^) 

Ein  dritter  Paragraph  setzte  fest,  daß  im  Landtag 
einzig  und  allein  die  Postulatenfrage,  alles  übrige  aber,  ja 
selbst  die  Art  der  Steuereinhebung,  bloß  in  den  engeren 
ständischen  Versammlungen  erörtert  werden  dürfe. ^^'^)  Das 
Hofkanzleikomitee  verwarf  diese  Bestimmung,  weil  sie 
früheren  Erlässen  widerspreche^^')  und  es  nicht  angehe, 
wichtige  und  mit  der  Steuerentrichtung  zusammenhängende 
Einzelfragen  von  den  Landtagsverhandlungen  auszuschließen. 

Ebensowenig  fand  der  Paragraph  über  das  städtische 
Votum  den  Beifall  des  Komitees:  Salm  hatte  die  städti- 
schen Vertreter,  trotz  Widerspruch  einer  Partei  der  Stände, 
nie  curiatim,  sondern  immer  einzeln  abstimmen  lassen, 
welchen  Brauch  die  neue  Landtagsordnung  nun  rechts- 
kräftig festsetzen  sollte. i^^)  Das  konnte  jedoch  unmöglich 
geschehen,  ehe  sich  die  Stände  geäußert  hatten. 
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Entfielen  die  vier  Punktationen,  so  erübrigte  ein  ver- 
altetes, lästig-es  Zeremoniell,  das  aber  nur  im  Einvernehmen 
mit  den  Ständen  abzuändern  warJ^^)  Übrigens  bedurfte 
man  keiner  neuen  Landtagsordnung,  sobald  der  Kaiser 
das  Mittel  billigte,  das  die  Opposition  entwaffnen  sollte; 
denn  auch  Salm  bezweckte  nichts  anderes.  Das  Komitee 
stimmte  daher  gegen  die  Annahme  des  Reglements.  Sälm 
erbat  sich  für  diesen  Fall  eine  Instruktion,  die  er  den 
Ständen  vorweisen  dürfe.  Die  Mehrheit  empfahl  sie,  nicht 
so  der  Oberste  Kanzler,  der  eine  ostensible  Weisung  aus 
denselben  Gründen  widerriet,  die  ihn  und  die  übrigen 
Votanten  zur  Ablehnung  des  Reglements  veranlaßt  hatten ; 
er  wollte  sich  nur  dazu  verstehen,  daß  dem  ständischen 
Präsidenten  auf  dessen  Wunsch  eine  Anleitung  zu  persön- 
lichem Gebrauch  gegeben  werde. 

Der  staatsrätliche  Sektionschef  huldigte  der  gleichen 
Ansicht.  Was  hingegen  die  Einführung  einer  Landtags- 
ordnung betraf,  so  dachte  er,  daß  sie  dermalen  allerdings 
unzeitgemäß  wäre,  in  der  Folge  jedoch  sich  wohl  als  not- 
wendig erweisen  dürfte.  Warum  also  das  Salmsche  Projekt 
verw^erfen?  Zeigte  es  doch,  wie  man  die  Aufgabe  lösen 
könnte,  die  vielfachen  Übelstände  und  Zweifel  in  einem 
der  königlichen  Prärogative  völlig  entsprechenden  Sinne 
und  ohne  Verletzung  irgend  welcher  Bestimmung  des 
böhmischen  Staatsrechtes  zu  beseitigen;  es  brauchte  ledig- 
lich ergänzt  oder  umgeändert  zu  werden,  wenn  der- 
einst die  Regelung  der  Landtagsverhandlungen  durch  con- 
stitutiones  regias  erfolgen  müßte.  Dieser  Überzeugung  ge- 
mäß verfaßte  Hartig  den  Resolutionsentwurf,  den  der 
Kaiser  am  12.  April  1846  genehmigte.  Das  Statut  blieb 
bis  auf  weiteres  in  den  Akten  der  Hofkanzlei  verwahrt, 
seinem  Urheber  aber  wurde  nebst  der  vom  Obersten  Kanzler 
empfohlenen  Belehrung  über  die  Pflichten  eines  Landtags- 
direktors auch  die  kaiserliche  Anerkennung  zuteil.  ^^^) 
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Das  Komitee  zur  Wahrung  ständischer  Rechte  schmie- 
dete die  Waffe,  die  gegen  die  Regierung  gezückt  werden 
sollte.  Die  Stände  buhlten  inzwischen  um  die  Gunst  der  öffent- 
lichen Meinung,  als  der  kräftigsten  Förderin  politischer 
Aspirationen:  Leinenindustrie,  Pferdezucht,  Hypotheken- 
bank und  ähnhches,  .all  dies  wurde  eifrigst  beraten.  Gleich 
lebhaft  erörterte  man  auch  die  Frage  der  städtischen  Ver- 
tretung; nur  lüftete  die  Opposition  bei  diesem  Anlaß  den 
Schleier,  der  ihre  Pläne  verhüllte;  sie  suchte  Bundes- 
genossen und  beantragte  daher,  daß  gewählte  Repräsen- 
tanten der  Städte  die  von  der  Regierung  ernannten  und 
von  dieser  abhängigen  Bürgermeister  und  Räte  ersetzen 
sollten.  Die  Mehrheit  w^ar  jedoch  keineswegs  gesonnen, 
Lockvögel  des  Repräsentativsystems  in  die  Landstube  zu 
rufen,  und  so  waren  sieben  Virilstimmen  für  die  könig- 
lichen Städte  die  einzige  Konzession,  die  man  dem  Bürger- 
tum machte. '''^^)  Auch  die  Grundholden  wurden  der  Be- 
rücksichtigung gewürdigt,  schon  deshalb,  weil  es  den  An- 
schein hatte,  als  sollten  die  galizischen  Unruhen  nicht  ohne 
Einfluß  auf  Böhmen  bleiben;  einige  Gemeinden  verwei- 
gerten die  Schuldigkeiten,  das  Militär  mußte  einschreiten 
und  da  äußerten  viele  Mitglieder  des  Hochadels,  denen 
um  Gut  und  Leben  bangte,  den  Wunsch  nach  Regelung 
der  Untertänigkeitsverhältnisse.  Nicht  allein  die  Furcht 
diktierte  ihn,  auch  der  Unmut  über  das  Hofdekret  vom 
II.  April  1846,  welches  bestimmte,  daß  die  Ausschreibung 
und  Einhebung  der  Steuern  gleich  nach  Annahme  des 
Postulats,  also  vor  dem  Landtagschluß,  erfolgen  müßte.  ^'^'2) 
Graf  Friedrich  Deym  kannte  ein  Mittel,  diese  Verordnung 
zu  umgehen,  die  einem  der  ältesten  ständischen  Rechte 
zuwiderlief,  »aber  —  so  rief  er  aus  —  es  kostet  Geld,  sehr 
viel  Geld!«^^^)  Nur  wenigen  teilte  er  seinen  Plan  mit. 

Deym  -war  gleichsam  der  Regisseur  im  ständischen 
Theater  und  wußte  als  solcher  die  Rollen  geschickt  zu 
verteilen:  die  des  Großmütigen  übernahm  in  der  Regel 
Graf  Josef  M.  Thun,    der    gern  populär  sein  wollte,    wäh- 
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rend  Graf  Albert  Nostitz,  der  gar  nichts  anstrebte  und 
nur  die  Unabhängigkeit  liebte,  sehr  gut  gebraucht  werden 
konnte,  wenn  es  einen  Vorstoß  gegen  die  Regierung  galt. 
Und  so  inszenierte  Deym  auch  am  25.  Mai  1846  ein  Schau- 
spiel, in  welchem  er  dem  Oberstlandeskämmerer  die  Haupt- 
rolle übertrug. 

An  diesem  Tage  versammelten  sich  die  Stände,  um 
das  Erfordernis  für  1847  zu  beraten.  Die  geistliche  Bank 
erklärte  sich  für  die  Annahme  der  postulierten  Summe, 
die  man  in  der  Tat  einstimmig  votierte.  Nur  schieden  die 
Stände  den  Grundsteuerzuschlag,  welcher  die  Kriminal- 
kosten repräsentierte,  als  einen  außerordentlichen  Zuschuß 
aus  und  bewilligten  ihn  einzig  und  allein  mit  Rücksicht 
auf  die  galizischen  Wirren.  ^9^)  Nun  erhob  sich  Graf  Thun. 
Er  nannte  die  Stände  > Vertreter  des  Volkes«,  denen  die 
Pflicht  obliege,  dem  schwer  gedrückten  Untertan  die  Bürde 
zu  erleichtern:  »Die  Verhältnisse  des  Landes  wie  mit 
einem  Zauberstabe  umzugestalten,  steht  leider  nicht  in 
unserer  Macht;  aber  den  Grund  können  wir  legen  zu  einem 
erfreulichen  Wohlstand,  vorbereiten  können  wir  eine  bessere 
Zukunft.«  Und  da  meinte  der  Redner,  daß  sich  das  bisherige 
Mißverhältnis  der  beiderseitigen  Schuldigkeiten  wohl  aus- 
gleichen ließe,  wenn  man  die  Steuerlast  der  Rustikalisten 
um  350.000  Gulden  verminderte  und  die  Zahlung  dieser 
Summe  dem  Dominikale  übertrüge.  ^^•^)  Graf  Deym  durfte 
sich  eines  großen  Erfolges  berühmen:  der  Thunsche  An- 
trag, den  er  selber  formuliert  hatte,  wurde  mit  41  Stimmen 
gegen  10  zum  Beschluß  erhoben  ^^^)  und  —  der  Regierung 
eine  Falle  gestellt.  Denn  man  wollte  sie  durch  die  neue 
Repartierungsart,  welche  der  Kaiser  erst  genehmigen 
sollte,  daran  hindern,  die  Ausschreibung  und  Einhebung 
der  Steuern  noch  vor  dem  Landtagschluß  zu  verfügen. 
Wenn  sie  ferner  das  zugunsten  der  Rustikalisten  gemachte 
Angebot  nicht  bald  approbierte  oder  gar  ablehnte,  so 
verlor  sie  vollends  ihr  Ansehen  im  Lande  und  es  galt  die 
ständische  Körperschaft    als    die  wahre  Wohltäterin    des 
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Volkes;  einige  böhmische  Herren  dürften  daher  nicht  un- 
gern mit  der  Möglichkeit  eines  ungünstigen  Bescheides 
gerechnet  haben.  Erzherzog  Stefan,  dem  die  wenig  lauteren 
Absichten  Deyms  und  seiner  Parteigänger  kein  Geheimnis 
blieben,  erkannte  die  Nutzlosigkeit  noch  so  eindringlicher 
Ermahnungen.  Doch  glaubte  er,  daß  kleine  Gefälligkeiten 
den  Grafen  Deym  der  Regierung  verpflichten  und,  wenn 
auch  nicht  ganz  unschädlich,  so  doch  »raisonnabler«  machen 
könnten.  Der  Anlaß  hiezu  bot  sich  von  selbst,  als  der  ge- 
fürchtete Mann  eine  Bitte  an  den  Monarchen  richtete, 
deren  Erfüllung  Graf  Kolowrat  ebenso  warm  wie  der 
kaiserliche  Prinz  befürwortetet  ^'') 

Dieser  hatte  inzwischen  die  unverzügliche  Genehmi- 
gung des  ständischen  Beschlusses  vom  25.  Mai  1846  als 
das  beste  Mittel  empfohlen,  den  Umtrieben  der  regierungs- 
feindlichen Partei  zu  begegnen. i*^^)  Hofkanzlei  und  Staats- 
rat erklärten  sich  ebenfalls  dafür  ^^^),  allerdings  mit  ver- 
bissenem Ärger;  plante  doch  die  Regierung  schon  seit 
geraumer  Zeit  eine  billige  Ausgleichung  des  Steuerver- 
hältnisses zwischen  obrigkeitlichem  und  untertänigem  Be- 
sitz ^oo)  und  nun  kamen  ihr  die  Stände  zuvor,  die  auch  in 
dieser  Hinsicht  dem  ungarischen  Beispiel  folgten.  Nichts- 
destoweniger beantragte  ein  Mitglied  des  Staatsrats  2^^), 
ihnen  die  allerhöchste  Zufriedenheit  bekanntzugeben,  was 
jedoch  von  den  übrigen  ganz  entschieden  abgelehnt  wurde. 
Man  durchschaute  die  Opposition,  wollte  sich  ihr  gegen- 
über nicht  ins  Unrecht  setzen  und  bat  daher  den  Kaiser, 
daß  er  die  neue  Steuerrepartierung  vom  Jahre  1847  ^^> 
und  zwar  mit  der  ausdrücklichen  Erklärung  in  Kraft  treten 
lasse,  es  seien  die  Stände  durch  ihren  Beschluß  der  zu 
wiederholten  Malen  geäußerten  Absicht  der  Regierung 
»näher  gerückt«,  die  Grundsteuer  nach  einem  gerechteren 
Maßstab  zu  verteilen.  Am  25.  August  1846  unterzeichnete 
Ferdinand  den  ihm  vorgelegten  Resolutionsentwurf. 202) 

Die  Regierung  hatte  also  das  ständische  »Cadeau« 
nicht  zurückgewiesen,  vielmehr  ohne  Zögern  angenommen. 
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Wie  sehr  verdroß  dies  die  böhmischen  Herren  und  wie 
grollten  sie  nun  dem  Grafen  Deym.'^"-*)  Sie  sahen  sich  über- 
listet. Viele  blieben  daher  im  Oktober  1846  der  Versamm- 
lung fern,  die  den  Landtagschluß  votieren  sollte;  nur 
wenige  wohnten  ihr  bei,  in  der  Absicht  jedoch,  die  Sache 
womöglich  noch  rückgängig  zu  machen.  Der  so  rasch  prä- 
sentierte Steuerschein  wirkte  abkühlend  und  »Die  Grenz- 
boten« spotteten  weidlich  über  diesen  »Temperaturwechsel 
ständischer  Großmut«. 2^^) 

Graf  Prokop  Lazanzky  suchte  in  einer  anderthalb- 
stündigen  Rede  nachzuweisen,  daß  die  frühere  Repartition 
der  Grundsteuer  gerecht,  die  neue  Belastung  der  Dominien 
hingegen  unbillig  sei;  schließlich  stellte  er  folgenden  An- 
trag: Die  Stände  erklären  ausdrücklich,  daß  sie  das  frag- 
liche Opfer  zunächst  bloß  für  das  Jahr  1847,  und  zwar 
keineswegs  in  Anerkennung  einer  Überbürdung  der  Rusti- 
kalisten bringen  wollten;  es  habe  lediglich  »als  ein  groß- 
mütiges Geschenk  der  Grundherrschaften«  zu  gelten.  Man 
verwarf  diesen  Vorschlag,  wüste  Szenen  folgten,  bis  end- 
lich die  kaiserliche  Resolution  in  allen  ihren  Punkten  an- 
genommen und  danach  die  Schlußschrift  abgefaßt  wurde; 
die  Opposition  mußte  sich  damit  bescheiden,  daß  ihre  Ver- 
wahrung im  Landtagsprotokoll  Eingang  fand.^oä)  Die 
Gegner  der  heuen  Repartition  blieben  aber  nicht  müßig, 
und  so  rechnete  die  Wiener  Regierung  mit  der  Möglich- 
keit, daß  die  ständische  Körperschaft  im  nächsten  Landtag 
auf  die  ursprüngliche  Verteilungsart  zurückkommen  werde; 
der  Oberste  Kanzler  erhielt  daher  die  Weisung,  beizeiten 
alle  Vorkehrungen  zu  treffen  und  die  von  dem  Grafen 
Lazanzky  erbrachten  Daten  »der  gehörigen  Prüfung«  zu 
unterziehen.  2^6) 

Noch  eine  andere  Frage  beschäftigte  die  Regierung: 
die  städtischen  Kriminalkosten  waren  ohne  jede  Erläute- 
rung auch  für  das  Verwaltungsjahr  1847  der  Grundsteuer 
zugeschlagen  worden. '■^'^')  Dieses  völlige  Stillschweigen  über 
den  Titel    des  Mehrerfordernisses    hatte  lebhafte  Debatten 
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veranlaßt,  deren  Wiederholung  der  Oberste  Kanzler  gern 
vermieden  sehen  wollte;  er  glaubte  alle  Schwierigkeiten 
behoben,  wenn  die  Instruktion  der  Landtagskommissäre 
einige  aufklärende  Worte  enthielte. ^^s) 

Graf  Hartig  sprach  sich  ganz  entschieden  gegen  eine 
derartige  Neuerung  aus,  »die  ein  Präjudikat  für  künftige 
Fälle  begründen  würde«. 2''^)  Er  mißbilligte  den  unglückseli- 
gen Schritt,  die  als  Staatslast  erkannten  Kriminalkosten 
auf  eine  einzige  Provinz  zu  verteilen;  nun  aber  dies  schon 
zweimal  erfolgt  war,  widerriet  er  jede  Rechtfertigung,  um 
den  Ständen  keinen  Anlaß  zu  geben,  den  Grundsatz  der 
Umlage  anzufechten.-'^)  Der  Oberste  Kanzler  hatte  eine 
außerordentliche  Maßregel  empfohlen,  da  ihm  vor  dem 
kommenden  Landtag  bangte.  Hartig  jedoch  sah  kalten 
Bluts  den  Ereignissen  entgegen:  mochten  die  Stände  immer- 
hin Lärm  schlagen!  In  einem  nichtkonstitutionellen  Lande 
konnte  ihre  Erregung  nur  dann  bedenklich  werden,  »wenn 
—  so  äußerte  sich  Graf  Hartig  —  die  Regierung  sie 
fürchten  will«.  Kolowrat  meinte  dasselbe;  auch  er  fürch- 
tete nichts,  obwohl  einige  Mitglieder  der  ständischen  Kör- 
perschaft das  Mehrerfordernis  offenbar  in  der  Absicht  be- 
mängelt , hatten,  ihr  vermeintliches  Steuerverweigerungs- 
recht darzutun.  Nur  nicht  an  dieser  Frage  rühren!  Keinen 
Staub  aufwirbeln,  weder  in  der  Monarchie  selbst,  noch  in 
Preußen  und  Sachsen!  So  dachte  Kolowrat,  der  gleich  dem 
Grafen  Inzaghi  eine  folgenschwere  Diskussion  vermeiden 
wollte.  In  der  Tat  genehmigte  der  Kaiser  den  Resolutions- 
entwurf des  Obersten  Kanzlers,  nachdem  sich  auch  die 
Erzherzoge  Ludwig  und  Franz  Karl  dafür  erklärt  hatten. ^^i) 

Der  leidige  Vorbehalt,  der  in  der  Resolution  vom 
i8.  Juli  1845  seine  Auferstehung  feierte,  war  die  Quelle 
peinlicher  Verlegenheiten  und  unliebsamer  Verhandlungen; 
der  Hinweis  auf  ihn  hatte  erbittert,  statt  Achtung  und 
Gehorsam  einzuflößen.  Denn  das  Komitee  zur  Wahrung 
ständischer  Rechte '-'2)  sah  nicht  in  der  erneuerten  Landes- 
ordnung, sondern  »in  den  ursprünglichen,  demokratischen, 


Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  II. 
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dem  Regenten  von  Böhmen  niemals  übertragenen  Volks- 
rechten« die  eigentliche  Grundlage  der  ständischen  Frei- 
heiten und  es  widerlegte  die  Lehre  von  dem  königlichen 
Vorbehalt,  da  sich  dieser  bei  den  meisten  Privilegien  gar 
nicht  nachweisen  lasse  2' 3);  die  Stände  wurden  daher  gebeten, 
»ehrerbietig  und  würdevoll '<  zu  erklären,  daß  sie  sich  gegen 
jede  einseitige  Änderung  ihrer  Gerechtsame  und  der  Lan- 
deskonstitution feierlichst  verwahren  und  auch  entschlossen 
seien,  die  eine  sowohl  wie  die  andere  pflichtgetreu  durch 
verfassungsmäßige  Mittel  zu  schützen. ^i*)  Unter  diesen  ver- 
stand das  Komitee  nicht  bloß  Vorstellungen  und  Deputa- 
tionen, sondern  auch  die  Anrufung  des  Deutschen  Bundes 
und  —  die  Verweigerung  der  Steuern,  ^i^)  Der  Landesausschuß 
hingegen  bewies  die  Hinfälligkeit  der  gestellten  Anträge 
und  empfahl  deren  Ablehnung. *'^'^)  Die  Entscheidung  lag 
nun  bei  den  Ständen  und  da  wollte  Erzherzog  Stefan  nichts 
verabsäumen,  was  die  Rädelsführer  einschüchtern  und  die 
Sache  ins  richtige  Geleise  bringen  konnte:  er  besprach  sich 
mit  den  Anhängern  der  Regierung,  zeigte  den  Radikalen 
ein  strenges  Gesicht  und  nahm  den  Landrat  Neuberg  wegen 
dessen  Einflusses  auf  die  Ritterbank  noch  besonders  ins 
Gebet.2i")  Dieses  »Officium  boni  viri«,  wobei  jedoch  die 
Regierung  aus  dem  Spiel  gelassen  werden  mußte,  blieb 
nicht  ohne  Erfolg:  Die  Stände  beschlossen  zwar,  das  Gut- 
achten des  Landesausschusses  als  nicht  vorhanden  anzu- 
sehen, da  er  nach  ihrem  Dafürhalten  weder  die  Anträge 
eines  ständischen  Komitees  prüfen,  noch  die  Verfassung^ 
auslegen  durfte;  wohl  beantragte  Friedrich  Deym,  in  der 
Frage  des  königlichen  Vorbehalts  eine  Adresse  an  den 
Monarchen  zu  richten  —  seine  häufigen  Ausfalle  erregten 
aber  den  Unwillen  der  gemäßigten  Partei  und  veranlaßten 
den  Fürsten  Karl  Schwarzenberg  zu  folgender  Äußerung: 
»Mir  ist  das  Wort  des  Königs  mehr  wert  und  auch  heiliger, 
als  Eide  und  Formalitäten  auf  dem  Papier«  ^is);  ebenso  er- 
griff Neuberg,  der  seine  Landratstelle  nicht  gern  einbüßen 
wollte,    die   Partei    der   Regierung   und    schließlich    wurde 
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der  Vorschlag  Deyms  nur  mit  knapper  Mehrheit  ange- 
nommen.^i»)  Bangen  Herzens  mögen  damals  die  böhmischen 
Herren  nach  Wien  gereist  sein,  wo  sie  die  ständische 
Körperschaft  bei  deiP  feierlichen  Bestattung  des  Erzherzogs 
Karl  vertreten  sollten.  Eingeschüchtert  heimgekehrt,  suchten 
sie  wenigstens  den  Ton  der  Adresse  zu  mildern,  was  ihnen 
auch  gelang.  Demut  und  Ergebenheit  sprachen  aus  dieser 
Landtagsschrift :  220)  Ferdinand  hatte  genügende  Garantien 
für  die  Rechtsgültigkeit  der  ständischen  Verfassung  ge- 
geben, man  vertraute  seinem  königlichen  Wort  und  es 
entfiel  daher  der  Hinweis  auf  die  gesetzlichen  Schutzmittel ; 
die  Verwahrung  »gegen  jede  einseitige  Änderung  der  Pri- 
vilegien durch  einen  künftigen  Kaiser  Joseph«  fand  bloß 
im  Protokoll  Eingang. 

Es  lag  auch  der  Antrag  vor,  den  Kaiser  zu  bitten, 
daß  er  nur  einheimische  und  im  Königreich  begüterte 
Edelleute  zu  Landesoffizieren  ernennen  möge  —  Fremden, 
so  sollten  die  Stände  ausdrücklich  erklären,  würde  die 
Anerkennung  versagt  bleiben.  Die  Mehrheit  hatte  bisher 
in  derselben  Frage  nichts  weniger  als  Loyalität  an  den 
Tag  gelegt;  jetzt  aber,  da  ihnen  tüchtig  der  Kopf  ge- 
waschen ward,  regte  sich  ihr  Gewissen:  tadelnde  Bemer- 
kungen fielen  und  Neuberg  schwur  hoch  und  teuer,  daß  er 
unter  »nichtaner kennen«  bloß  —  »remonstrieren«  verstehe. 
Schließlich  wurde  ein  Ausdruck  gewählt,  der  dieser  Deu- 
tung entsprach. 221) 

Ein  anderer  Komiteebericht  betraf  die  vom  Gubernium 
noch  nicht  genehmigte  Drucklegung  der  Modalitäten  der 
Einführung  in  den  Landtag.  Fürst  Lamberg  ergriff  diesen 
Anlaß  und  forderte  die  Stände  auf,  die  Regierung  um  mil- 
dere Zensurgesetze  zu  bitten  22'^);  Franz  Thun  der  Jüngere 
empfahl  sogar,  sich  der  Wiener  Schriftstellerpetition  anzu- 
schließen. Die  bekehrten  Liberalen  hingegen  wollten  weder 
die  Regierung  noch  die  öffentliche  Meinung  erzürnen;  sie 
wählten  daher  die  goldene  Mittelstraße  und  setzten  es 
durch,    daß    der    Thunsche    Vorschlag    abgelehnt   und    der 
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Monarch  bloli  um  eine  entsprechende  Erleichterung  der 
Zensur  gebeten  wurde. ''^-•') 

Die  Opposition  hatte  einige  Stellungen  geräumt;  um 
so  hartnäckiger  ver;:eidigte  sie  den  eigentlich  strategischen 
Punkt:  ihr  Steuerbewilligungsrecht. 

Die  geistliche  Bank  äußerte  nochmals  die  Ansicht,  daß 
der  Dominikai-  und  Rustikalgrundbesitz  bis  zum  Jahre  1847 
nach  einem  gleichen  Maßstab  besteuert  worden  sei;  sie  ließ 
daher  den  Titel  einer  früheren  Überbürdung  der  Untertanen 
nicht  gelten,  auf  den  sich  die  Mehrzahlung  gründete,  und 
sie  erklärte  sich  zu  deren  Übernahme  nur  für  den  Fall 
bereit,  daß  man  die  im  Extraordinarium  eingestellte  Summe 
zu  gemeinnützigen  Landeszwecken  verwende. 2'^^)  Die  Mehr- 
heit der  Stände  nahm  auf  die  im  geistlichen  Votum  ent- 
haltenen Beisätze  keinerlei  Rücksicht  und  beschloß  die 
Repartition  nach  demselben  Maßstab  wie  für  das  Jahr  1 847^^^); 
der  Beitrag  zu  den  Kriminalkosten  hingegen  wurde  abge- 
lehnt und  der  Landesausschuß  beauftragt,  die  Steuern  erst 
nach  dem  Landtagschluß  auszuschreiben  —  und  nun  drohte 
der  Bruch  mit  der  Regierung. 

Erzherzog  Stefan,  seit  drei  Monaten  bereits  Statthalter 
von  Ungarn,  führte  noch  die  Geschäfte.  Rastlos  hatte  er 
sich  um  das  materielle  Wohl  des  Landes  bemüht,  auch 
Kunst  und  Wissenschaft  gefördert  und  in  manchem  harten 
Strauß  seine  Persönlichkeit  zur  Geltung  gebracht.  Liebens- 
würdigkeit und  Gerechtigkeitssinn  bildeten  den  Grundzug 
seines  Wesens;  das  Volk  vergötterte  den  ritterlichen 
Prinzen,  dem  die  Stände  sogar  die  Bitte  unterbreiteten, 
auch  alsPalatin  die  Verwaltung  Böhmens  leiten  zu  wollen. 2'-^^) 
Und  nun  der  so  traurige  Abschluß  seiner  Statthalterschaft  — 
Teuerung  und  Not  im  Lande,  Parteizwist,  Hader  zwischen 
den  Ständen  und  der  Regierung.  Stefan  empfahl  eine 
energische  Sprache  und  da  meinte  er,  daß  der  Majorität 
das  Mißfallen  des  Kaisers,  der  loyalen  Minorität  aber  die 
allerhöchste  Anerkennung  ausgedrückt  und  die  ständische 
Körperschaft    zugleich     aufgefordert    werden     sollte,     den 
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Kriminalkostenbeitrag  zu  votieren.  Blieb  der  Erfolg  aus, 
so  gab  es  nach  der  Ansicht  des  Erzherzogs  noch  andere 
Mittel,  die  Opposition  kirre  zu  machen:  man  hielt  sich 
an  die  Hetzer,  verbot  ihnen  den  Besuch  des  Landtags  und 
zog  die  Haupträdelsführer  in  Untersuchung;  im  äußersten 
Fall  berief  man  die  Stände  nicht,  ehe  sie  anderen  Sinnes 
geworden  waren.  Die  Regierung  konnte  auch  die  Landes- 
ordnung kassieren  und  die  ständische  Körperschaft  aufheben ; 
Stefan  riet  jedoch  von  einem  derartigen  Gewaltstreich  noch 
ab:  »es  wäre  —  so  sagte  er  —  als  ob  ein  Arzt  für  einen 
Schnupfen  Calomel  gäbe,  während  das  Einreiben  der  Nase 
mit  Unschlitt  genügen  würde;  es  hieße  die  Söhne  der 
jetzigen  Stände  für  etwas  strafen,  wofür  ihre  Väter  zwar 
privative,  doch  aber  nie  von  Seiner  Majestät  offiziell  ge- 
warnt und,  wenn  ich  mich  so  ausdrücken  soll,  gewaschen 
wurden«. 227)  Geheime  Fäden  spannen  sich  von  Wien  nach 
Prag:  Andrian,  Doblhoff,  Lamberg  und  Konsorten  hatten, 
wie  es  in  den  Polizeiberichten  hieß,  die  böhmischen  Stände 
»informirt«  und  zu  manchem  der  letzten  Beschlüsse  ver- 
anlaßt; ja  sie  planten  »noch  weit  ärgere  Dinge«.  Der 
kaiserliche  Prinz  sprach  die  Überzeugung  aus,  daß  es  sich 
in  der  Tat  so  verhalte,  und  er  drang  schon  deshalb  auf 
einen  raschen  Entschluß.^-») 

Welche  Vorkehrungen  traf  nun  die  Wiener  Regierung? 


Die  Opposition  nannte  den  Landtag  von  1843,  dessen 
Schluß  noch  immer  nicht  erfolgt  war,  »ihr  Voltigirpferd, 
an  dem  sie  sich  in  A.ufstellung  prinzipieller  Fragen  übte «.229) 
Trotz  ausdrücklichem  Verbot  wurde  eine  zweite  Diätalschrift 
eingereicht,  worin  die  Stände  die  bisherigen  Desiderien 
teils  wiederholten,  teils  erweiterten.  Sie  taten  es  mit  der 
Begründung,  sich  rechtfertigen  zu  müssen ;  denn  das  kaiser- 
liche Reskript  enthalte,  »wenn  auch  in  den  gnädigsten 
und  schonendsten  Formen«,  den  Tadel,  daß  sie  die  Landes- 
ordnung verletzt,    also    gleichsam    ein  Majestätsverbrechen 

53 


begangen  hätten. '-^^)  »Das  grenzt  an  Persiflage!«,  so  äußerte 
sich  Hartig,  den  nicht  minder  der  Vorschlag  der  Hofkanzlei 
empörte,  die  Diätalschrift  punktweise  zu  beantworten.^^!) 
Er  verwarf  diese  Art  der  Erledigung  und  wollte,  daß  man 
die  ständische  Körperschaft  zu  unbedingtem  Gehorsam  auf- 
fordere.-^2)  Und  so  geschah  es  auch^^^^,  nicht  zum  mindesten 
wegen  der  Haltung  der  Majorität  im  letzten  Landtag. 

Der  Kaiser  hatte  in  seiner  Entschließung  vom  1 8.  Juli  1 845 
wohl  auf  den  königlichen  Vorbehalt  hingewiesen,  aber 
zugleich  ausdrücklich  erklärt,  daß  er  die  ständischen  Rechte 
jederzeit  beachten  werde;  selbst  die  Gültigkeit  des 
Majestätsbriefes  vom  29.  Mai  1627  war  nicht  in  Frage  ge- 
stellt worden.  Dennoch  unterzogen  die  Stände  ihre  Gerecht- 
same einer  neuerlichen  Prüfung.  So  )> ungebührlich«  Hartig 
diesen  Schritt  auch  fand,  so  sehr  war  es  ihm  erwünscht, 
daß  sie  nun  selber  ihre  Absichten  deutlich  offenbarten: 
strebten  sie  doch,  wie  aus  der  Landtagschrift  vom  Mai  1847 
erhellte,  nichts  Geringeres  an  als  die  Teilung  der  Re- 
gierungsgewalt mit  dem  Monarchen. ^3^)  Dabei  leugneten 
die  Stände  keineswegs,  daß  Ferdinand  IL  das  Königreich 
Böhmen  »ein  erobertes  Land«  genannt  hatte^^^);  sie  be- 
zeichneten ferner  den  Konfirmationsbrief  vom  29.  Mai  1627 
als  die  Stütze  ihrer  Gerechtsame  und  zitierten  wörtlich  — 
die    einschränkende  Bestätigungsklausel  jenes    Kaisers. ^^ß) 

Unvorsichtige  Geständnisse!  Denn  man  gab  der  Re- 
gierung einen  Fingerzeig,  wie  sie  die  Majestätsrechte  am 
wirksamsten  verteidigen  könnte.  Sie  sah  daher  ihre  Stellung 
gegenüber  den  Ständen  wesentlich  gefestigt;  nur  fragte  es 
sich,  ob  sie  davon  auch  den  gehörige,n  Gebrauch  machen 
werde.  Hartig  bezweifelte  es,  sobald  die  Hofkanzlei  ohne 
Richtschnur  bliebe;  denn  er  meinte,  daß  sie  in  diesem  Fall 
die  Diätalschrift  mit  »ausweichenden  Phrasen«  erledigen 
dürfte.  Die  Notwendigkeit  erheischte  jedoch  eine  gründliche 
Prüfung  der  ständischen  Ansprüche  und  eine  endgültige 
Regelung  des  beiderseitigen  Verhältnisses.  Hartig  stellte 
demnach  seinen  Antrag  und  sprach  zugleich  freimütig  die 
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Überzeugung  aus,  man  habe  die  meisten  Provinzialstände 
bisher  unterschätzt,  ja  mißachtet  und  sie  in  recht  unzarter 
und  verletzender  Weise  die  Superiorität  der  landesfürstlichen 
Behörden  fühlen  lassen,  um  sie  »zu  Nullen  im  Staatsleben 
zu  machen«.  So  äußerte  sich  der  Mann,  den  die  Stände 
für  ihren  größten  Widersacher  hielten.  Allerdings  räumte 
er  ihnen  bloß  das  Recht  ein,  innerhalb  ihres  gesetzlichen 
Wirkungskreises  für  das  Wohl  des  Landes  tätig  zu  sein; 
sie  sollten  sich  weder  in  Dinge  mischen,  welche  die  Ge- 
samtheit betrafen,  noch  unerfüllbare  Forderungen  stellen: 
Steuerbewilligungsrecht  und  Mitwirkung  an  der  Gesetzge- 
bung durften  niemals  zugestanden  werden,  sonst  drohte 
der  Zerfall  des  Kaiserstaates.^^")  Die  Gelegenheit  war  günstig, 
dem  Grundsatz  gemäß  zu  handeln,  der  da  lautete,  principiis 
obsta:  Der  böhmische  Landtag  hatte  die  Krone  zu  einer 
kategorischen  Erklärung  herausgefordert  —  diese  sollte  er- 
folgen, aber  auch  allen  übrigen  Provinzialständen  gleichsam 
ein  Manifest  sein,  auf  das  sich  die  Regierung  in  ähnlichen 
Fällen  lediglich  zu  berufen  brauchte. 

Es  geschah,  wie  Hartig  es  empfohlen  hatte r^^S)  Der 
Oberste  Kanzler  erhielt  den  Auftrag,  die  von  den  Ständen 
in  Anspruch  genommenen  Rechte  gründlich  zu  prüfen, 
»bei  deren  unbeschränkter  Geltung  —  so  hieß  es  in  der 
kaiserlichen  Resolution  —  das  Regieren  Meiner  aus  so 
vielen  Provinzen  bestehenden  Monarchie  unmöglich  würde«. 
Graf  Inzaghi  hatte  daher  auch  vorzuschlagen,  w^elche 
Grenzen  man  diesen  Rechten  setzen  müßte,  damit  die 
Herrschergewalt  nichts  einbüße,  den  Ständen  aber  ein 
freier  Spielraum  zur  Entfaltung  ersprießlicher  Tätigkeit  er- 
übrige.'^^^) 

Demnach  änderte  Hartig  sein  Verhalten  in  der  folgenden 
Frage  : 

Die  Stände  hatten  im  Juli  1844  um  die  Kundmachung 
der  schon  sanktionierten  Bestimmungen  er.sucht,  welche  die 
Landtagsfähigkeit  betrafen^^o);  die  Hofkanzlei  unterstützte 
diesen    Wunsch    und    schlug   auch    einige   allerdings  nicht 
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unwesentliche  Einschübe  und  Änderungen  vor."^^^)  Der 
Kaiser  genehmigte  jedoch,  dem  Votum  Hartigs  gemäß,  die 
Veröffentlichung  nicht,  sondern  verfügte,  daß  der  umge- 
änderte Statutenentwurf  bloß  als  Norm  zu  gelten  habe.'^^"^) 
Am  12.  Mai  1847  wurde  jenes  Desiderium  wiederholt  und 
zugleich  die  Bitte  gestellt,  daß  man  kaiserliche  Ent- 
schließungen, welche  die  ständische  Körperschaft  angingen, 
ihr  immer  unmittelbar  zukommen  lasse. ^^^)  Buol  empfahl 
die  einfache  Zuweisung  dieser  Eingabe  an  die  Hofkanzlei. 
Inzwischen  hatte  der  staatsrätliche  Sektionschef  eine  bündige 
Erklärung  vorgeschlagen,  die  das  Verhältnis  der  Stände  zum 
Landesherrn  feststellen  sollte;  erfolgte  sie,  so  entfiel  jedes 
Bedenken  gegen  eine  öffentliche  Erörterung  ständischer 
Angelegenheiten.  Hartig  hielt  es  daher  für  zweckmäßig, 
daß  der  Hofkanzlei  gleichsam  ein  Wink  gegeben  werde, 
sich  zustimmend  zu  äußern. ^4^)  Erzherzog  Franz  Karl  und 
der  Staatskanzler  pflichteten  ihm  bei,  wogegen  Kübeck 
mit  Rücksicht  auf  die  »nicht  gleichgiltige  Tragweite«  des 
ständischen  Desideriums  jede  Beeinflussung  der  Hofstelle 
widerriet.  Da  Erzherzog  Ludwig  dasselbe  Votum  abgab, 
genehmigte  der  Kaiser  den  Buolschen  Resolutionsentwurf. 2^^) 
Die  Hof  kanzlei  beantragte  auch  diesmal  die  Veröffentlichung 
der  umgeänderten  Vorschriften  über  das  Sitz-  und  Stimm- 
recht im  Landtag,  erklärte  sich  aber  gegen  die  Gewährung 
der  Bitte,  welche  die  unmittelbare  Zuweisung  kaiserlicher 
Resolutionen  an  die  Stände  betraf;  denn  sie  durchschaute 
deren  Absicht,  sich  dem  Einfluß  der  Behörden  zu  ent- 
ziehen, um  einzig  und  allein  der  Autorität  des  Landesherrn 
zu  unterstehen. 24«)  Diese  Vorschläge  wurden  vom  Staatsrat 
gebilligt    und    erhielten   daher  die  kaiserliche  Sanktion. 2^') 


Die  Stände  hatten  den  Grundsteuerzuschlag  mit  der 
Begründung  abgelehnt,  daß  die  Kriminaljustiz  nicht  einer 
einzigen  Klasse,  sondern  der  Allgemeinheit  zugute  komme 
und  es  daher  unbillig  sei,  ihre  Kosten  bloß  den  Dominien 
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aufzubürden;  sie  weigerten  sich,  diesen  Teil  des  Postulats 
in  Beratung  zu  ziehen,  so  lange  man  sie  nicht  über  seine 
Ziffer  und  die  Repartition,  die  für  sämtliche  Steuerträger 
des  Landes  gelten  müßte,  genau  unterrichtet  habe.  Ein  nich- 
tiger Vorwand;  denn  die  Stände  wollten  ihrem  bisher  nur 
formell  ausgeübten  Steuerbewilligungsrecht  »eine  sehr  be- 
denkliche Realität«  geben  und  die  Regierung  auf  die 
Möglichkeit  einer  gänzlichen  oder  teilweisen  Ablehnung 
des  Postulats  vorbereiten.  So  äußerte  sich  der  staatsrät- 
liche Referent  2 -'S),  während  Hartig  in  dem  Umstand,  daß 
man  statt  zu  schweigen,  den  Titel  der  Umlage  erwähnt 
hatte,  die  Ursache  der  neuen  Verlegenheit  sah.  2^9)  Wie 
leicht  konnte  das  böse  Beispiel  Böhmens  in  den  übrigen 
Provinzen  Nachahmung  finden!  Es  handelte  sich  um  eine 
Sache  von  der  höchsten  Wichtigkeit  und  es  trat  daher  die 
Staatskonferenz  zusammen. 

Einstimmig  wurde  den  Ständen  das  Recht  bestritten, 
den  schon  zweimal  votierten  Posten  eigenmächtig  zu 
streichen,  und  an  eine  frühere  kaiserliche  Entschließung 
erinnert,  wonach  sie  entsprechendere  Verteilungsmodali- 
täten, jedoch  abgesondert  von  der  Postulatserklärung  vor- 
schlagen durften.  2^^)  Buol  und  Hartig  empfahlen  einen 
kurzen  und  allgemeinen  Hinweis  auf  diese  Resolution; 
nicht  so  Baron  Kübeck,  der  den  Ständen  Gelegenheit 
bieten  wollte,  sich  mit  der  Frage  der  Kriminalkosten  näher 
zu  beschäftigen,  und  daher  beantragte,  daß  man  ihnen  die 
erforderlichen  Daten  und  Nachweise  zusammenstelle,  ^-^i) 
Die  Haltung  der  Stände  im  letzten  Landtag  flößte  jedoch 
Mißtrauen  ein,  weshalb  Kolowrat  dem  Votum  des  Hof- 
kammerpräsidenten nicht  beipflichtete,  so  gerne  er  es  sonst 
getan  hätte.  Außerdem  hegte  er  noch  ein  anderes  Bedenken: 
gewann  es  den  Anschein,  als  sei  eine  weitere  Erhöhung 
der  postulierten  Summe  geplant,  und  trieb  man  die  Stände 
zu  einer  Erörterung  der  städtischen  Verhältnisse,  so  konnte 
es  leicht  geschehen,  daß  sie  die  Verwirklichung  moderner 
Ideen  —  die  Autonomie  der  Magistrate  —  anstrebten  und 
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auf  diese  Weise  in  den  Augen  der  Bürgerklasse  zu  einer 
für  die  Zentralgewalt  recht  unbequemen  Wichtigkeit  ge- 
langten. Das  wollte  Kolowrat  verhüten  und  so  stimmte  er 
für  Buols  und  Hartigs  Vorschlag'-"'-),  den  der  Kaiser  infolge- 
dessen genehmigte.  '^^'•^) 

Als  das  Reskript  im  Landtag  verlesen  ward,  erklärten 
sich  die  angesehensten  Mitglieder  der  Herrenkurie  gegen 
die  Steuererhöhung. 2''^)  Sie  ließen  es  nicht  gelten,  daß 
einmal  bewilligte  Summen  auch  in  Hinkunft  votiert  werden 
müßten,  und  warnten  die  Stände,  ihr  Steuerbewilligungs- 
recht durch  ein  erzwungenes  Votum  zu  gefährden.  Sie 
taten  einen  folgeschweren  Schritt;  das  fühlten  die  meisten 
und  sie  erinnerten  daher  an  die  Pflichten,  die  man  dem 
Vaterland  nicht  minder  als  dem  König  schuldig  sei.  Nach 
Schluß  der  Debatte  erhob  sich  der  Präsident  Altgraf 
Robert  Salm,  der  jedoch  nicht  sogleich  zur  Abstimmung 
schritt,  sondern  vorerst  das  königliche  Reskript  besprach; 
er  verteidigte  es  und  trat  dem  Antrag  einiger  Redner  bei, 
die  im  vollsten  Vertrauen  auf  die  ehrlichen  Absichten  der 
Krone  die  Annahme  des  Postulats  empfohlen  hatten,  ^-^s) 
Nur  konnte  Salm  nicht  umhin,  zu  bemerken,  »Seine  Ma- 
jestät habe  bisher  als  ein  guter  Vater  geredet,  als  Vater 
gewarnt;  man  solle  sich  hüten,  die  Sache  auf  den  Punkt 
zu  treiben,  daß  das  Befremden  des  Vaters  sich  in  die  Un- 
gnade des  Herrn  verwandle«. ^'^'^j  Diese  Worte  entfesselten 
die  lang  genug  zurückgehaltenen  Leidenschaften  und  kläg- 
lich scheiterte  daher  der  Versuch,  die  Opposition  einzu- 
schüchtern ;  denn  es  wurde  eine  zweite  Diätalschrift  be- 
schlossen und  der  Zuschlag  nochmals  gestrichen. 2^^)  Immer- 
hin wollten  die  Stände  ihre  Loyalität  bekunden:  der 
Landesausschuß  erhielt  den  Auftrag,  die  um  die  strittige 
Summe  verminderte  Steuer  noch  vor  dem  Landtagschluß 
auszuschreiben  und  ein  Gutachten  über  die  eventuelle  Re- 
partierung der  Kriminalkosten  zu  verfassen,  ^^^j 

Die  Stände  harrten  nun  des  königlichen  Machtspruchs. 
Im  Falle    er    günstig    für  sie  lautete,    war  der  Anfang  ge- 
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macht,  den  gesamten  Staatshaushalt  der  ständischen  Kon- 
trolle nicht  bloß  einer  Provinz,  sondern  aller  deutsch- 
slawischen Erbländer  zu  unterwerfen.  »Zu  welchen  unab- 
sehbar üblen  Folgen  aber  derartige  erste  Schritte  führen, 
wie  einer  den  anderen  nach  sich  zieht,  bis  schließlich  kein 
Rückzug  mehr  möglich  ist,  zeigt  die  Staatengeschichte  Euro- 
pas.« Also  äußerte  sich  Altgraf  Salm,  der  dem  Hofkanzler 
am  4.  September  1847  eine  Kopie  der  Diätalschrift  über- 
sandte, ^^^j  Auch  Pillersdorf  erkannte  die  drohende  Ge- 
fahr ;  doch  glaubte  er  sie  hintangehalten,  wenn  das  Reskript 
vom  28.  Juli  rechtskräftig  blieb.  Er  wollte  daher,  daß  der 
Kaiser  die  Stände  nochmals  zum  Gehorsam  auffordere  und 
ihnen  zugleich  bedeute,  es  würde  sonst  die  Steuerrepartition 
durch  eine  Verordnung  erfolgen,  ^^o) 

Ein  unbegreiflicher  Optimismus!  Der  Hofkanzler  er- 
hoffte sich  trotz  feindseliger  Haltung  der  Opposition  einen 
friedlichen  Landtagschluß  und  empfahl  eine  kaiserliche 
Ordre,  deren  Mißachtung  den  Thron  bloßstellen  mußte.  Er 
bedachte  ferner  nicht,  daß  der  Oberste  Kanzler  die  ständi- 
schen Rechte  und  Privilegien  noch  zu  prüfen  hatte  2^^). 
Pillersdorf  griff  nun  dieser  Prüfung  vor,  da  er  in  seinem 
Resolutionsentwurf  von  denselben  Voraussetzungen  aus- 
ging, gegen  die  sich  die  Stände  verwahrten. -^'-^)  Diesen 
sollte  auch  erklärt  werden,  daß  sie  ihren  früheren  loyalen 
Gesinnungen  untreu  geworden  seien.  Schließlich  wollte 
man  den  Altgrafen  Robert  Salm  für  die  Repartition  und 
Einhebung  des  Postulats  verantwortlich  machen  ^ß^^,  ihm 
also  persönlich  ein  Geschäft  übertragen,  das  er,  ohne  die 
Landesordnung  umzustoßen,  gar  nicht  ausführen  durfte. 

Hartig  riet  dringend  von  derartigen  Verfügungen  ab: 
das  In-  und  Ausland  würde  sie  gewiß  tadeln,  die  ständi- 
sche Körperschaft  aber  »mit  Hast  und  Freude«  die  Gelegen- 
heit ergreifen,  um  die  Regierung  ins  Unrecht  zu  setzen. 
Der  Fall  einer  gänzlichen  oder  teilweisen  Verweigerung 
postulierter  Steuern  hatte  sich  seit  den  Tagen  Leopolds  II. 
noch  niemals  ereignet  und  die  Hof kanzlei,  deren  Exekutiv- 

59 


organ  das  Gubernium  war,  galt  als  die  Oberbehörde  der 
Stände.  Hartig  zog  eine  kaiserliche  Entschließung,  die  sich 
auf  diese  beiden  Tatsachen  gründete,  jeder  anderen  Er- 
ledigung vor  2^^);  denn  er  sah  unliebsame  Erörterungen 
vermieden,  hingegen  die  Möglichkeit  gegeben,  die  Steuern 
noch  rechtzeitig  ausschreiben  zu  können;  auch  meinte  er, 
daß  man  eine  Diätalschrift,  deren  Original  noch  ausständig 
sei,  nicht  zu  beantworten  brauche.  Da  es  sich  ferner  um 
kein  Mehrerfordernis,  sondern  bloß  um  die  Einhebung  einer 
schon  zweimal  votierten  Summe  handelte,  so  hielt  es  Graf 
Hartig  für  sehr  unwahrscheinlich,  daß  die  öffentliche  Mei- 
nung die  Partei  der  »bis  jetzt«  nur  wenig  populären 
Stände  ergreifen  werde.  Diese  hatten  erklärt,  daß  sie  im 
Falle  eines  ungünstigen  Bescheids  »ihren  Ruhm  und  Stolz, 
sich  als  Stützen  des  allerhöchsten  Thrones  betrachten  zu 
können,  opfern  und  mit  stummem  Gehorsam  ihre  Mission 
und  ihre  wohlhergebrachten  Rechte  in  die  Hände  Seiner 
Majestät  zurücklegen  müßten «.^65)  Hartig  spottete  dieser 
Drohung  und  verglich  sie  mit  einem  im  voraus  angekün- 
digten Selbstmord,  der  ja  meistens  unterbleibe.  Mochten 
aber  die  vStände  immerhin  ihre  Absicht  verwirklichen, 
was  lag  daran?  Es  erübrigten  genug  »Dissidenten,  welche 
nicht  verschmähen  würden,  dem  allerhöchsten  Thron  auf 
einer  haltbareren  Grundlage  als  der  in  neuester  Zeit  von 
der  Majorität  der  böhmischen  Stände  angesprochenen  zur 
Stütze  zu  dienen«.  Demgemäß  entwarf  Hartig  eine  Resolu- 
tion, die  auch  mit  der  Möglichkeit  einer  Widerspenstig- 
keit des  Landesausschusses  und  der  ständischen  Ämter 
rechnete.  ^66) 

Kolowrat  hätte  die  ursprünglichen  Anträge  befür- 
wortet, wenn  das  Original  der  Diätalschrift  eingelangt 
wäre;  so  pflichtete  er  aber  infolge  dieser  Unterlassung  dem 
staatsrätlichen  Sektionschef  bei.^^')  Er  sah  die  Regierung 
schon  in  größter  Bedrängnis  und  wünschte  nur,  daß  sie 
ihre  Lage  nicht  durch  Unentschlossenheit  und  Zaudern 
noch  schwieriger  gestalte.  Metternich  ließ  es  dahingestellt 
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sein,  ob  der  leidige  Streit  nicht  gleich  anfangs  hätte  ver- 
mieden werden  können;  er  wußte,  daß  die  Mehrheit  der 
Stände  eine  doppelzüngige  Politik  trieb,  und  so  stimmte 
auch  er  für  Hartigs  Resolutionsentwurf  ^ß^),  den  der  Kaiser 
am  20.  September   1847  unterzeichnete. ^c'-') 

Wider  den  Rat  des  Fürsten  Metternich  wurde  die 
Steuer  mit  Umgehung  des  Landesausschusses  ausge- 
schrieben.'^'ö)  Salm  hatte  dieses  Verfahren  gewählt,  um 
Unannehmlichkeiten  zu  entgehen. 2'')  »Schritt  für  Schritt 
müssen  wir  den  Rechtsboden  verteidigen,  wie  die  Spar- 
taner; denn  ein  Landstand  soll  Gut  und  Blut  für  sein 
Vaterland  opfern.  Ich  würde  nie  ein  Rebell  gegen  meinen 
König  werden,  aber  gern  gebe  ich  meinen  Kopf  für  mein 
Vaterland  her.«  So  hatte  sich  Graf  Lazanzky  in  der  denk- 
würdigen Sitzung  vom  30.  August  geäußert  und  zugleich 
beteuert,  den  Zuschlag  selbst  dann  verweigern  zu  wollen, 
»wenn  Bayonette  vor  der  Türe  ständen«. 2""^)  Und  nun 
schwiegen  die  Stände,  trotz  Aufhebung  ihres  Steuerbewilli- 
gungsrechtes, und  fügten  sich  in  das  Unvermeidliche.  Ihr 
Präsident  blieb  jedoch  nicht  stumm.  Frei  und  offen  erklärte  er 
dem  Hofkanzler,  daß  die  Resolution  vom  20.  September 
der  Verfassung  und  dem  Königseid  widerspreche,  übrigens 
den  ständischen  Privilegien  als  einziges  »Motiv  des  Da- 
widerhandelns«  einen  »Usus«  entgegensetze-'-^),  der  gar 
keine  Rechtskraft  habe.  Er  stellte  allerdings  die  morali- 
sche Pflicht  der  Stände,  dem  Staatswohl  ein  Opfer  zu 
bringen,  ebensowenig  wie  das  Jus  legis  ferendae  des 
Königs  in  Abrede;  nur  meinte  er,  daß  sich  der  Monarch 
ausdrücklich  auf  dieses  Recht  berufen  müßte,  wenn  es  zur 
Anwendung  gelange.  Die  Resolution  vom  20.  September 
enthielt  einen  solchen  Hinweis  nicht,  weshalb  Salm  sie  als 
formell  gesetzwidrig  bezeichnete  und  zu  ihrer  Ergänzung 
ein  nachträgliches  Reskript  empfahl-'^),  das  auch  ihn  ent- 
lasten solle;  denn  nur  unter  dem  Zwang  der  Verhältnisse 
und  mit  schweren  Gewissensskrupeln  hatte  er  den  kaiser- 
lichen Befehl  —   »den  Staatsstreich«   —  vollzogen.'-'-^) 
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Die  Ratgeber  des  Kaisers  befanden  sich  in  einer  nicht 
minder  schwierigen  Lage.  Was  tun,  um  in  der  Folge  jene 
Maßregel  zu  rechtfertigen?  Sollte  man  sie  als  einen  ausnahms- 
weisen,  der  Regierung  durch  das  Vorgehen  der  Stände 
abgenötigten  Akt  vertreten,  der  sich  aus  der  Landesordnung 
und  den  Rechten  und  Pflichten  des  Herrschers  ergebe? 
Oder  sollte  man  sie  als  eine  Abänderung  der  Landes- 
ordnung selbst,  als  ein  neues  Statut  deuten  und  sanktio- 
nieren, wonach  der  Monarch  kraft  des  Jus  legis  ferendae 
durch  constitutiones  regias  zu  entscheiden  hätte?  Kolowrat 
setzte  dies  alles  dem  Grafen  Salm  mit  der  Zusage  ausein- 
ander, daß  er  bei  Besprechung  der  Diätalschrift  gewiß  seine 
Partei  ergreifen  werde,  ^'ß) 

Noch  eine  andere  und  mit  demselben  Gegenstand  zu- 
sammenhängende Frage  beschäftigte  die  Minister.  Fürst 
Gustav  Lamberg  hatte  in  der  Landtagssitzung  vom  27.  Mai 
1847  der  Herrenkurie  folgendes  vorgeschlagen :  man  unter- 
breite dem  Kaiser  die  Bitte,  daß  in  Hinkunft  keine  An- 
leihe mehr  ohne  den  Beirat  der  Stände  abgeschlossen, 
diesen  jährlich  das  Budget  samt  seiner  Begründung  mitge- 
teilt und  ihnen  die  Finanzverwaltung  verantwortlich  ge- 
macht werde;  er  schränke  die  Beamtenherrschaft  ein,  ver- 
einfache den  Geschäftsgang  und  ersetze  die  Ratsgremien 
durch  fähige  und  verantwortliche  Individuen;  auch  möge 
er  das  Prinzip  der  Mündlichkeit  und  Öffentlichkeit  im  Zivil- 
und  Strafprozeß,  ferner  das  der  Gleichstellung  aller  vor  dem 
Gesetz  zur  Geltung  bringen  und  entweder  die  politische 
und  Kameralrepräsentation  bei  Gericht  aufheben  oder  eine 
gleichberechtigte  Vertretung    der  Gegenpartei  zulassen. 2^') 

All  dies  erschien  dem  Fürsten  Lamberg  viel  notwen- 
diger als  der  Streit  um  die  Kriminalkosten;  doch  blieb  ihm 
die  Zustimmung  der  Opposition  versagt.  Der  ständische 
Präsident  sah  keinen  Grund,  den  Redner  zu  belangendes), 
und  meinte  bloß,  daß  der  Zeitpunkt  für  die  Kundmachung 
eines  kräftigen  Landtagsreglements  günstig  sei;  er  kam 
daher  auf  seinen  früheren  Statutenentwurf  zurück 2''*),    den 
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er  inzwischen  etwas  umgeändert  und  ergänzt  hatte.^^o)  Die 
Hofkanzlei  war  jedoch  der  Ansicht,  daß  die  bestehenden 
Vorschriften  und  die  am  i6.  November  1845  genehmigte 
Instruktion  2 si)  dem  Grafen  Salm  wohl  genügen  sollten,  die 
Ordnung  im  Landtag  und  in  den  ständischen  Versamm- 
lungen aufrechtzuerhalten;  sie  leugnete  die  Notwendigkeit 
einer  besonderen  Maßregel  und  lehnte  auch  diesmal  das 
Reglement  ab. 282)  Mit  Unrecht;  denn  man  stritt  noch  immer 
über  die  so  wichtige  Frage,  ob  die  Stände  an  das  Pro- 
gramm des  Landesausschusses  gebunden  seien  und  in  ihren 
Versammlungen  nicht  auch  anderes  erörtern  dürften.  Diese 
Fehde  hatte  es  mitverschuldet,  daß  bisher  ein  geregelter 
Gang  der  Landtagsverhandlungen  unmöglich  war,  weshalb 
Buol  dringend  zu  einer  den  Salmschen  Vorschlägen  ange- 
paßten Entscheidung  riet.^^^)  Hartig  stimmte  ihm  bei  und 
erklärte  zugleich,  daß  Fürst  Lamberg  das  Vertrauen  des 
ständischen  Präsidenten  arg  mißbraucht  habe.  Er  bean- 
tragte daher  eine  strenge  und  öffentliche  Rüge,  um  den 
Herren  doch  einmal  in  Erinnerung  zu  bringen,  daß  der 
Landtagssaal  keine  Freistätte  sei,  wo  sich  jedes  ständische 
Mitglied  ungestraft  Übergriffe  erlauben  könne.  Hartig 
machte  sich  auf  einen  scharfen  Protest  der  Opposition  ge- 
faßt und  meinte  sogar,  daß  ihr  Lärmen  wesentlich  »zur 
Kräftigung  der  Regier ungs Vertreter«  beitragen  würde. 2^^) 
Metternich  billigte  die  beiden  Gutachten  und  fand  Lam- 
bergs  Ideen  auf  die  Lähmung  der  Regierungsgewalt  und 
den  Umsturz  des  Staates  gerichtet.  Dies  gab  ihm  einen 
willkommenen  Anlaß,  auch  seine  politischen  Anschauungen 
zu  entwickeln.  Soll  das  System  getrennter  ständischer  Kör- 
perschaften erhalten  bleiben  oder  eine  allgemeine  Reprä- 
sentation ins  Leben  treten?  Dieselbe  Frage  hatte  den  Ver- 
fassungskampf in  Preußen  heraufbeschworen.  Metternich 
schloß  nun  aus  der  Verschiedenheit  der  Grundgestaltungen 
beider  Reiche,  daß  der  Nachbarstaat  füglich  doch  ein  ad- 
ministratives Ganzes  bilden  könnte,  während  Österreich 
hiezu  ganz  und  gar  nicht  befähigt  sei.  Dies  als  unleugbare 
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Wahrheit  vorausgesetzt,  trugen  Angriffe  gegen  sie  —  nach 
des  Fürsten  Meinung  —  notwendigerweise  entweder  das 
Gepräge  unverzeihlicher  Unwissenheit  leichtfertiger  Men- 
schen, oder  sie  mußten  Berufspolitikern  als  ausgesprochener 
Hochverrat  angerechnet  werden.  Eine  bündige  Erklärung  des 
Kaisers,  die  ständische  Gerechtsame  jederzeit  aufrecht- 
erhalten und  schirmen,  Übergriffe  jedoch  niemals  dulden 
zu  wollen;  genaue  Feststellung  der  Privilegien  und  Frei- 
heiten und  dementsprechend  ein  kräftiges  Reglement  — 
das  wären,  so  erklärte  der  Staatskanzler,  die  besten  Mittel 
zur  Abwehr  »des  wie  eine  Vergiftung  fortschreitenden 
Übels «.-^•"')  Nur  wurden  sie  nicht  angewendet. 

Die  Stände  hatten  Lambergs  Vorschläge  abgelehnt,  die 
den  Ministern  daher  »gar  keinen  passenden  Anlaß«  boten, 
einer  grundsätzlichen  Entscheidung  vorzugreifen.  Diese 
blieb  bis  zu  dem  Zeitpunkt  verschoben,  wo  man  die  stän- 
dische Verwahrungsschrift  vom  1 1.  Mai  1847  beantwortete.^^^^) 
Nur  lag  der  Akt  noch  immer  unerledigt  in  der  Hofkanzlei 
und  so  konnte  dermalen  auf  »das  sehr  richtige  und  zu 
beherzigende  Votum«  des  Staatskanzlers  keine  Rücksicht 
genommen  werden. 2^')  Der  Kaiser  sanktionierte  bloß  den 
Buolschen,  von  dem  Grafen  Hartig  ergänzten  Resolutions- 
entwurf ^^S)  und  Lamberg  erhielt  »für  seine  unstatthaften 
Anträge«   einen  derben  Verweis.^^*^) 

Der  neue  Landeschef,  Graf  Rudolf  Stadion,  trat  daher 
unter  keineswegs  günstigen  Auspizien  seinen  Posten  an.^^^j 
Wohl  hatten  die  Stände  gegen  die  Ausschreibung  des  von 
ihnen  verweigerten  Zuschlags  nicht  remonstriert;  um  so 
tiefer  saß  ihr  Groll  über  diesen  Gewaltstreich  der  Regie- 
rung. Stadion  fürchtete  sehr,  daß  ihm  die  Steuerfrage  große 
Schwierigkeiten  bereiten  könnte,  weshalb  er  den  Wunsch 
äußerte,  nicht  früher  nach  Prag  zu  gehen,  als  bis  Salm  die 
kaiserliche  Erledigung  der  zweiten  Diätalschrift  dem  Land- 
tag mitgeteilt  hätte.^^^j  Es  wurde  jedoch  bemerkt,  daß  dieser 
vielgehaßte  Mann  die  Gemüter  wohl  mehr  erregen  dürfte 
als  der  neue  Präsident,  der  für  eine  vor  seinem  Amtsantritt 
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resolvierte  Maßregel  nicht  im  geringsten  verantwortlich  sei. 
Sollte  man  also  die  Stände  gleichsam  ermuntern,  ihre  >  ver- 
meintlichen« Rechte  nochmals  geltend  zu  machen,  und  in 
Erfüllung  einer  weiteren  Bitte  Stadions  das  Reskript  ab- 
ändern und  mildern,  das  die  Kriminalkosten  betraf?  Hartig 
widerriet  es:  ja  keinen  Rückschritt  tun  und  nicht  der 
Person  halber  die  Sache  opfern;  hingegen  die  ständische 
Gerechtsame  endlich  einmal  feststellen,  um  den  Wort- 
streit zu  beenden.  Stadion  hielt  es  ferner  für  unerläßlich, 
daß  sich  die  Regierung  eine  Stimme  mehr  in  der  ständi- 
schen Körperschaft  sichere.  Nur  fragte  es  sich,  ob  selbst 
die  größte  Beredsamkeit  eines  Redners  die  Mitglieder  der 
Opposition  veranlassen  würde,  anders  als  ihre  Führer  zu 
stimmen.  Hartig  bezweifelte  es  und  meinte,  daß  eine  ein- 
flußreiche Persönlichkeit  wie  der  Oberstburggraf  und  Lan- 
deschef die  Opposition  wohl  am  sichersten  lähmte,  wenn 
er  ihre  Gegner  zu  einem  zahlreicheren  Besuche  der  Sitzun- 
gen nötigte.  Indem  nun  Hartig  die  Vorschläge  Stadions 
ablehnte,  empfahl  er  auch  dessen  Enthebung,  und  zwar  für 
den  Fall,  daß  sich  der  Genannte  außerstand  fühlte,  ohne 
die  Gewährung  seiner  Wünsche  den  Prager  Posten  zu  ver- 
sehen.292) 

Kolowrat  urteilte  wesentlich  milder:  Stadion  habe  bloß 
Bitten,  keineswegs  Bedingungen  gestellt.  Der  Vorschlag, 
einen  Landesoffizier  zu  ernennen,  um  die  Regierungspartei 
zu  kräftigen,  sei  derzeit  allerdings  nicht  annehmbar.  Doch 
warum  ihn  schroff  zurückweisen  und  nicht  erklären,  daß 
man  ihn  bei  günstiger  Gelegenheit  berücksichtigen  wolle? 
Kolowrat  würdigte  ferner  die  Gründe,  die  Stadion  zu  dem 
Wunsch  veranlaßt  hatten,  die  Fehde  mit  den  Ständen  noch 
vor  seiner  Ankunft  ausgetragen  zu  sehen;  nach  der  Mei- 
nung des  Ministers  entfielen  sie,  sobald  die  zweite  Diätal- 
schrift  zu  einer  Erledigung  gelangt  war,  die  jeden  »Skan- 
dal« ausschloß.  Der  Bescheid  müßte  daher  —  so  äußerte 
sich  Kolowrat  —  ernst  und  gemäßigt  lauten  und  frei  von 
Drohungen  sein,    »welche    bisher  stets  die  verkehrte  Wir- 


Schlitter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  II. 


65 


kung  hervorbrachten,  nämlich  die,  aufzuregen,  statt  zu  im- 
ponieren.2''-') 

Der  Kaiser  entschied  im  Sinne  dieses  Votums  und 
alles  weitere  blieb  einstweilen  aufgeschoben. 2''*) 

Das  Original  der  Diätalschrift  war  inzwischen  nebst  dem> 
Gutachten  Salms  in  der  Hofkanzlei  zur  Behandlung  ge- 
kommen.'"^''"') Die  Mehrheit  der  Stimmen  ging  von  der  An- 
nahme aus,  daß  viele  Mitglieder  der  Stände  gern  einlenken, 
würden,  wenn  sich  ihnen  die  Gelegenheit  böte,  es  ohne 
Schädigung  ihres  Ansehens  tun  zu  können;  es  wurde  da- 
her eine  ausführliche  Erwiderung  jener  Eingabe  empfohlen. ^^ß), 
Die  Minorität  jedoch  erklärte  sich  dagegen,  weil  sie  jeden 
Schein  von  Schwäche  und  Unentschlossenheit  vermieden 
sehen  wollte. 2'^^)  Ihr  Votum  fand  die  Zustimmung  des  Refe- 
renten der  Staatskonferenz,  der  demgemäß  die  Resolutionr 
entwarf 2'^8).  denn  Buol  zweifelte  nicht  im  geringsten  an 
der  Absicht  der  Stände,  sich  den  Weg  zu  politischer  Macht 
zu  bahnen. 

Da  brachte  die  Augsburger  Zeitung  just  im  richtigen 
Augenblick  einen  bemerkenswerten  Artikel;  er  stammte 
aus  der  Feder  eines  in  die  Pläne  der  Opposition  einge- 
weihten Mannes  und  enthielt  folgende  Mitteilung:  der 
Landtag  von  1846  hat  die  Mehrbelastung  des  Dominikale 
nicht  der  galizischen  Wirren  halber,  sondern  nur  wegen 
des  Reskripts  vom  11.  April  votiert  und  also  erreicht,  daß 
das  Recht,  die  Steuerrepartition  abzuändern,  nach  langer 
Zeit  wieder  Geltung  erlangte. 2'^'^)  Hartig  triumphierte  — 
denn  es  konnte  keine  Ungewißheit  über  das  Ziel  der  stän- 
dischen Opposition  mehr  herrschen,  deren  Taktik  auch  die 
Vorgänge  im  letzten  Landtag  erklärte,  und  die  Krone 
mußte  nun  endlich  einen  festen  und  klaren  Spruch  fällen, 
wie  Buol  ihn  beantragt  hatte.  Wenn  jedoch  das  Reskript 
unverzüglich  erlassen  wurde,  so  setzte  man  sich  der  Gefahr 
aus,  daß  die  Stände  nochmals  remonstrierten  und  selbst 
die  übrigen  Provinzen  zum  Widerstand  gegen  die  landes- 
fürstliche Macht  aufriefen;  war  es  ja  der  Regierung  nicht 
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unbekannt,  daß  die  Häupter  der  böhmischen  Opposition 
seit  geraumer  Zeit  mit  Mähren,  Niederösterreich  und  Un- 
garn Unterhandlungen  pflogen.  Hartig  widerriet  es  da- 
her, auf  den  Landtagschluß  zu  dringen,  den  er  über- 
haupt für  eine  verfehlte  Einrichtung  und  im  gegebenen 
Fall,  wegen  der  schon  erfolgten  Ausschreibung  der  Steuern, 
auch  für  unnötig  hielt.  Sein  Votum  lautete:  das  Reskript 
zurückbehalten,  um  es  erst  dem  nächsten  Postulatenland- 
tag  vorzulegen.  Denn  bis  zum  Frühjahr  dürften  —  so 
meinte  er  —  die  ständischen  Rechte  wohl  festgestellt  sein 
und  die  Dinge  in  Ungarn  eine  derartige  Wendung  ge- 
nommen haben,  daß  man  entweder  schädliche  Einflüsse  von 
außen  nicht  zu  fürchten  brauchte,  oder  aber  den  Preßburger 
Landtag  auflösen  müßte,  um  den  übrigen  Provinzen  ein 
heilsames  Beispiel    von  Kraft    und  Festigkeit  zu  geben. ^^o^ 

Kolowrat  führte  gleichfalls  alle  Schwierigkeiten  auf 
den  Umstand  zurück,  daß  die  Grundsätze,  die  man  anwen- 
den wollte,  noch  immer  nicht  festgestellt  waren.  So  stimmte 
auch  er  gegen  eine  unverzügliche  Herausgabe  des  Reskripts, 
mit  der  Mahnung  jedoch,  nicht  allzuviel  Zeit  verstreichen 
zu  lassen:  das  hieße  sonst  die  Stände  in  dem  Wahn  be- 
stärken, es  werde  nur  aus  Furcht  keine  bündige  Entschei- 
dung getroffen. ^"^)  Es  handelte  sich  ferner  um  eine  Maß- 
regel, die  wie  keine  andere  zuvor,  die  Stände  empfindlich 
berühren  sollte;  ihre  Durchführung  durfte  daher,  nach 
Kolowrats  Ansicht,  nur  in  einer  Weise  erfolgen,  daß  sie 
weitere  Schritte  nicht  noch  mehr  erschwerte. 

Nun  meldete  sich  Stadion  zum  Wort.^*^-)  Der  neue 
Landeschef,  der  den  begreiflichen  Wunsch  hegte,  gleich 
bei  seinem  Amtsantritt  auf  festem  Boden  zu  stehen,  wußte 
ein  Mittel,  das  ihm  Sicherheit  gewährt  hätte;  er  sah  es  in 
dem  verfassungsgemäßen  Schluß  des  Landtags  ^^^')  und  in 
einer  »entsprechenden  Beantwortung«  der  Diätalschrift,  die 
den  Ständen  die  Umkehr  ermöglichte.  Stadion  hielt  sonach 
die  Erklärung  für  unerläßlich,  der  Kaiser  habe  unter  dem 
Zwang  der  Verhältnisse  ausnahmsweise  die  Ausschreibung 
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der  Steuern  angeordnet,  »ohne  den  Rechten  der  Stände 
nahe  treten  zu  wollen«. 

Inzwischen  war  das  Erfordernis  zur  Entschädigung 
der  Städte  festgestellt  worden,  welche  die  Strafgerichts- 
barkeit ausübten.  =^*^^)  Der  Kaiser  genehmigte  das  Operat 
und  resolvierte  am  12.  Februar  1848,  daß  die  Hofkanzlei 
es  den  Ständen  noch  vor  dem  Landtagschluß  zur  Äuße- 
rung mitteilen  müßte.^^^)  Buol  änderte  infolge  dieser  Ent- 
schließung seinen  ursprünglichen  Resolutionsentwurf  ab,  wo- 
bei er  auch  Stadions  Wunsch  berücksichtigte.  Nur  harrte  die 
ständische  Verwahrungsschrift  vom  17.  Mai  1847  noch  immer 
ihrer  Beantwortung  —  trotz  ständischem  Departement  der 
Hofkanzlei,  das  man  im  Oktober  eingesetzt  hatte.^^*^)  Diese 
Unterlassungssünde  ließ  eine  weitere  Abänderung  des  Re- 
skripts als  notwendig  erscheinen,  sollte  sich  der  Streit  über 
Prinzipien  nicht  wiederholen.  Hartig,  den  das  endlose  Ver- 
schleppen einer  der  wichtigsten  Angelegenheiten  höchlichst 
empörte,  hielt  es  daher  für  geboten,  den  Ständen  folgendes 
zu  bedeuten:  der  Kaiser  erwarte  von  ihnen,  daß  sie  die 
Rechtsfrage  nicht  früher  erörterten,  als  bis  ihnen  der  Be- 
scheid auf  ihre  Verwahrungsschrift  zugekommen  sei.^^') 

Am  2S'  Februar  1848  unterzeichnete  Kaiser  Ferdinand 
das  Reskript  3^^)  und  befahl  dem  Obersten  Kanzler,  die 
schleunige  Erledigung  der  Diätalschrift  zu  veranlassen  ^^'^) 
—  papierene  Dekrete,  denn  drei  Wochen  später  war  das 
alte  »System«  zusammengebrochen. 


Der  Streit  mit  der  Regierung  verschaffte  den  Ständen 
keineswegs  Sympathien ^^^)  und  jeder  ihrer  Schritte  er- 
regte Argwohn.  Wohl  gab  es  Männer  unter  ihnen,  die 
den  Aufschwung  des  Landes  anstrebten,  aber  man  traute 
ihnen  nicht  und  führte  alles  auf  egoistische  Gründe  zu- 
rück. Die  Landtagsverhandlungen  gaben  der  öffentlichen 
Meinung  recht.  Die  alten  Privilegien  und  Freiheiten  waren 
nun  einmal  die  Achse,    um  die  sich  die  ständische  Politik 
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drelite,  mochten  auch  große  soziale  Fragen  eine  gründliche 
Lösung  erheischen.  So  suchte  Graf  Leo  Thun  zu  beweisen, 
daß  die  Schwierigkeiten  und  Gefahren  des  Untertänig- 
keitsverhältnisses  nicht  in  der  Patrimonialgerechtsame, 
sondern  in  den  Urbarialleistungen  zu  suchen  seien 2^^);  er 
stellte  es  als  notwendig  hin,  daß  die  Patrimonialverfassung 
in  den  altösterreichischen  Provinzen  erhalten  bleibe:  würde 
sie  fallen,  ehe  sich  andere  auf  Gemeinsinn  und  Selbsttätig- 
keit beruhende  Einrichtungen  festgewurzelt  hätten,  so  wäre 
die  Alleinherrschaft  der  Bureaukratie  entschieden  und  die 
friedliche  Entwicklung  lebenskräftiger  Keime  unmöglich 
gemacht.  »Einer  reichen  und  glänzenden  Aristokratie,  wie 
die  der  österreichischen  Monarchie  ist,  ihre  politischen 
Rechte  nehmen,  heißt  —  so  versicherte  Thun  —  sie  mora- 
lisch tödten  und  aus  ihr  ein  einflußreiches  Element  zu 
moralischer  Verderbniß  des  ganzen  Volkes  machen.« 

Es  bedurfte  jedoch  keines  solchen  Appells  an  die  Re- 
gierung: die  Patrimonialgerechtsame  war  den  Ständen  ver- 
fassungsgemäß zugesichert  und  konnte  daher  ohne  deren 
Zustimmung  nicht  widerrufen  werden;  im  übrigen  dachte 
niemand  an  ihre  Aufhebung  und  es  handelte  sich  bloß  um 
eine  »mit  Vorsicht«  herbeizuführende  Regelung  der  Ur- 
barialleistungen, namentlich  der  Frondienste. ^^^^ 

Graf  Thun  vertrat  auch  die  Ansicht,  es  sollten  die 
Stände  sämtlicher  Provinzen  die  Gebrechen  der  obrigkeit- 
lichen Administration  selber  zu  beseitigen  trachten  und 
sich  insbesondere  um  das  Wohl  des  Volkes  kümmern,  um 
dereinst  einen  leitenden  Einfluß  ausüben  zu  können.  Met- 
ternich  hingegen  dachte  anders:  nur  die  Regierung  durfte 
Abhilfe  treffen,  und  zwar  ohne  die  Anregung  der  Stände; 
»zustimmen  sollen  sie,  aber  nicht  die  Initiative  nehmen«. ^^^^ 
Und  was  geschah?  Bloß  die  Möglichkeit  freiwilliger  Ab- 
lösung der  Frone  und  anderer  Urbarialleistungen  durch 
Zins-  oder  Bareinkauf  wurde  in  Erinnerung  gebracht  ^^.^); 
nach  wie  vor  blieben  Untertänigkeit 'und  Urbariallasten 
die    Grundlagen     der     ländlichen    Verfassung.     Der    Adel 
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glaubte  aber,  die  Kluft,  die  ihn  von  den  nicht  privilegierten 
Klassen  trennte,  dadurch  überbrücken  zu  können,  daß  er 
eifrig  wie  bisher  die  nationalen  Bestrebungen  förderte. 


Der  böhmische  Nationalstaat  des  i6.  Jahrhunderts, 
schon  lange  morsch  und  von  einem  rebellischen  Adel  zer- 
wühlt, war  in  der  Schlacht  am  Weißen  Berge  zusammen- 
gebrochen; im  Verlaufe  des  Dreißigjährigen  Krieges  fiel 
auch  die  geistige  Kultur  der  Vernichtung  anheim.  Nur 
die  alte  Landessprache  ging  nicht  unter,  da  sie  in  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  weiter  lebte  und  selbst  die  ver- 
neuerte  Landesordnung  so  manche  legislative  Bestimmung 
zu  ihren  Gunsten  enthielt.  Aus  niederen  Regionen  auf- 
steigend, drang  sie  allmählich  wieder  in  den  Mittelstand 
und  in  die  höheren  Schichten  der  Gesellschaft,  wo  ihr 
Komensky,  Baibin,  Franz  Josef  Graf  Kinsky,  Kramerius 
u.  a.  den  Weg  zu  kultureller  Geltung  bahnten.  Die  Er- 
innerungen an  die  einstige  Größe  des  Volkes  tauchten  auf 
und  führten  zur  Bildung  der  zunächst  utraquistischen  Böh- 
mischen Gesellschaft  der  Wissenschaften  (1784);  immer 
mehr  hob  sich,  begünstigt  durch  die  philosophische  Rich- 
tung des  18.  Jahrhunderts,  das  geistige  Niveau,  bis  mit  der 
Errichtung  einer  Lehrkanzel  für  böhmische  Literatur  und 
Sprache  an  der  deutschen  Prager  Universität  (28.  Oktober 
1791)  auch  die  Stunde  schlug,  in  der  die  jahrhunderte- 
lange Agonie  der  Nation  völlig  überwunden  und  die  böh- 
mische Patriotenpartei  ins  Leben  gerufen  wurde.^^^)  Diese 
gründete  im  Vereine  mit  hervorragenden  deutschen  Ge- 
lehrten das  Nationalmuseum  (18 18),  die  Museumszeitschrift 
(1824) 316)  und  die  ausschließlich  tschechische  Publikations- 
anstalt Matice  Ceska  (1830)^^'),  die  insgesamt  dem  Zwecke 
dienten,  durch  Pflege  der  Naturwissenschaften  und  der 
Vaterlandskunde,  insbesondere  der  böhmischen  Geschichte, 
Literatur  und  Sprache,  das  Nationalgefühl  zu  wecken  und 
zu    steigern.    Ein    reiches    Gebiet    erschloß   sich   der   philo- 
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logischen  und  historischen  Forschung  —  das  Zeitalter  be- 
wußter nationaler  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Wissen- 
schaft und  Literatur  brach  an,  das  Dobrovsky-Jungmann, 
Kollar-Safafik  und  Palacky-Havliöek  verkörperten.  Gerade 
im  richtigen  Augenblick  erfolgte  »die  Entdeckung«  alter 
Heldenlieder  und  der  Königinhofer  Handschrift.  Man 
zweifelte  nicht  an  ihrer  Echtheit  und  begeisterte  sich  für 
eine  selbständige  tschechische  Kultur  der  Vorzeit.-^^^) 

Diese  Bewegung,  welche  die  Geister  ergriff,  stand  in 
engstem  Zusammenhang  mit  der  emporstrebenden  Literatur 
Deutschlands  und  Deutschösterreichs  ^^''),  und  Deutsche 
waren  es  auch,  die  auf  den  Ruinen  des  slawischen  National- 
staates Klagelieder  anstimmten  und  die  Vergangenheit 
Böhmens  verherrlichten. ^20^  Ergriffen  von  der  ungeahnten 
Schönheit  der  slawischen  Kulturwelt,  stellte  sich  der  deut- 
sche Idealist,  den  Hegel  mächtig  beeinflußt  hatte,  ebenso 
begeistert  in  ihren  Dienst  wie  er  dem  Zauber  der  Antike, 
den  Heldengestalten  von  Päpsten  und  Kaisern  und  dem 
Feenreich  des  Orients  huldigte;  er  hegte  nicht  im  ent- 
ferntesten den  Gedanken,  daß  die  Bestrebungen,  die  er 
fördern  half,  eines  Tages  das  Gebiet  der  Literatur  über- 
schreiten und  das  politische  Leben  ergreifen  und  trüben 
könnten. 

Die  Wiener  Regierung  hatte  durch  eine  Reihe  von 
Erlässen  die  Absicht  bekundet,  der  Anwendung  der  böh- 
mischen Sprache,  und  zwar  aus  praktischen  Gründen  kein 
Hindernis  in  den  Weg  zu  legen  ^21^.  ^Qxin  die  Volks- 
sprache sollte  im  unmittelbaren  amtlichen  Verkehr  mit  den 
unteren  Klassen  als  Verständigungsmittel  dienen. ^22)  So 
durfte  die  Landesstelle  zu  Gymnasiallehrern  und  Kreis- 
beamten in  tschechischen  und  utraquistischen  Gegenden 
nur  solche  Kandidaten  in  Vorschlag  bringen,  die  auch  die 
tschechische  Sprache  beherrschten;  die  Studierenden  an  der 
philosophischen  und  juridischen  Fakultät  der  Prager  Uni- 
versität   mußten    daher   alljährlich    zu  Semesterbeginn    auf 
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clie  Wichtigkeit  der  böhmischen  Sprache  für  den  politi- 
schen Dienst  aufmerksam  gemacht  werden.^^^^)  Ebenso- 
wenig trat  die  Zentralgewalt  den  literarischen  Bestrebungen 
der  Slawisten  entgegen  und  die  Zensur  beanständete  trotz 
ihrer  Strenge  Druckschriften  nicht,  die  über  eine  jahr- 
hundertlange Knechtung  der  Slawen  Klage  erhoben. -^24^ 
Kein  Geringerer  als  Metternich  äußerte  die  Anschauung, 
daß  der  Kaiserstaat  schon  seiner  inneren  Einrichtung 
halber  und  zur  Verhütung  eines  gewaltsamen  Ausbruches 
des  unterdrückten  Volksgeistes  den  nationalen  Trieb  in 
seiner  Entwicklung  nicht  hemmen  sollte,  so  lange  sich 
dieser,  bar  jeder  politischen  Schwärmerei,  auf  das  geistige 
Leben  beschränke. ^^5^  Für  die  Arglosigkeit  der  Regierung 
zeugte  schon  der  Umstand,  daß  auch  Verwaltungsgebiete 
wie  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  nach  dem  Jahre  1830 
nicht  mehr  wie  bisher  »böhmische«,  sondern  schlechtweg^ 
»slawische  Provinzen«  genannt  werden  konnten ^^6^.  ^nd 
doch  lag  die  Vermutung  nahe,  daß  diese  Bezeichnung  zu 
weitgehenden  nationalen  Forderungen  ermuntern  müsse. 

Da  kam  »Metternichs  Pudel«,  welchen  Spitznamen  der 
Präsident  der  Polizeihofstelle  führte  "^^tj^  (J^j^  Treiben  einiger 
slawisch-literarischer  Geheimbünde  auf  die  Spur,  die  sich 
in  Böhmen,  Mähren,  ja  selbst  in  Wien  gebildet  hatten  ^''^^); 
ihre  Mitglieder,  zumeist  Studenten,  unterhielten  einen  regen 
Verkehr  mit  den  verschiedenen  demokratischen  Komitees 
des  Auslandes  und  die  Pflege  der  Muttersprache  war  bloß- 
eine Maske,  hinter  der  sich  phantastische  Gebilde  ver- 
bargen: man  träumte  von  einer  Staatsumwälzung  und  dem 
Entstehen  eines  mächtigen  Slawenreiches,  das  in  Rußland 
seinen  politischen  und  im  Orient  seinen  kirchlichen  Rück- 
halt haben  sollte. 

Dieses  nationalslawische  Gemeingefühl  war  im  Grunde 
genommen  eine  Wechselerscheinung  des  übertriebenen 
Teutonismus;  genährt  durch  Herders  Idee  von  der  histo- 
rischen Mission  des  Slawentums  und  ebenso  begünstigt 
durch  die  Machtstellung  Rußlands  nach  der  Niederwerfung 
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Napoleons,  wie  durch  die  Errichtung  eines  Zarenreiches 
Polen  artete  es  allmählich  in  Panslawismus  aus  ^'^^),  der  sich 
noch  rühriger  zeigte,  als  das  kräftig  emporstrebende  Ma- 
gyarentum  die  Volksindividualität  der  ungarländischen 
Slawen  zu  hemmen  suchte.  Der  Umstand,  daß  Rußlands 
geistiger  Aufschwung  fast  gleichzeitig  mit  dem  der 
Polen,  Tschechen  und  Illyrier  erfolgte,  förderte  jene  allge- 
meine Bewegung,  die  in  ihren  ersten  Anfängen  bloß  auf 
ideelle  Einheit  des  Slawentums  gerichtet  war.  Außerdem 
machten  sich  die  politischen  Sonderinteressen  der  Tschecho- 
manen  und  der  illyrischen  Partei  bemerkbar:  diese  strebte 
nach  Errichtung  eines  südslawischen  Reiches,  das  Krain, 
Istrien,  Dalmatien,  Kroatien,  Slawonien,  einen  Teil  von 
Südungarn,  ferner  Serbien,  Bosnien  und  die  Herzegowina 
umfassen  sollte;  jene  propagierten  den  Gedanken  einer 
selbständigen  Mission  des  tschechischen  Volkes,  weshalb 
sie  nicht  bloß  die  alten  staatsrechtlichen  Forderungen  wieder 
aufleben  ließen;  es  regte  sich  auch  der  Wunsch,  Böhmen, 
Mähren,  Schlesien  und  das  nördliche  Ungarn  zu  einem 
böhmischen  Königreich  zu  vereinigen.  ^^") 

Metternich  ahnte  die  Gefahr,  die  mit  dem  Sturme 
nationaler  Leidenschaften  über  die  Monarchie  hereinzu- 
brechen drohte.  Er  schilderte  das  Entstehen  und  Wesen 
des  Slawismus  und  bezeichnete  die  Überwachung  des  Mil- 
lionen in  sich  fassenden  »Elementes«  als  eine  wichtige  Auf- 
gabe der  Regierung:  wohl  liege  dem  Slawismus  nur  eine 
Tendenz  zugrunde,  in  ihren  Richtungen  aber  werde  sie 
nach  dem  Grade  der  Abneigung  und  Sympathie  der  ein- 
zelnen Volksstämme  sowohl  wie  durch  den  Umstand  wesent- 
lich modifiziert,  daß  die  politischen  Zeitideen  die  Tschechen 
weit  mehr  als  die  Kroaten  und  Illyrier  beeinflussen;  das 
Übel  müsse  daher  mit  verschiedenen  Waffen  bekämpft 
werden,  ^^i)  Anderseits  verkannte  der  Fürst  die  große  Rolle 
nicht,  welche  die  Verschiedenheit  der  Nationalitäten  in 
Österreich  spiele;  er  sprach  sogar  die  Überzeugung  aus, 
daß  sie,  allerdings  nur  bei  richtiger  Benutzung,  zur  Stär- 

73 


kung-  der  Regierungsg-ewalt  beitragen  könnte.  Er  sah  die 
Unmöglichkeit  ein,  sämthche  Nationalitäten  in  eine  zu  ver- 
schmelzen oder  zu  germanisieren;  aber  auch  sich  selbst 
sollten  sie  nicht  überlassen  bleiben,  damit  nicht  zentrifugale 
Kräfte  frei  würden,  die  zur  Auflösung  des  Reiches  führen 
müßten.  Daher  sein  Axiom:  »Die  Einheit  des  Reiches 
in  der  Krone  zu  suchen  und  von  diesem  Punkte 
aus  das  Zusammenwirken  der  Nationalitäten  zu  ge- 
meinsamen Staatszwecken  zu  sichern.«  Nach  außen 
hin  sollte  die  Monarchie  allerdings  nur  eine  Nationalität, 
die  deutsche,  repräsentieren  —  eine  Forderung,  durch  die 
Fürst  Metternich  in  deutlicher  Weise  seine  föderalistisch- 
zentralistische  Anschauung  bekundete.  ^^^^ 

Der  Staatskanzler  äußerte  sich  ferner  auch  über  die 
Tschechen,  denen  er  die  erste  Stelle  unter  den  österreichi- 
schen Slawen  einräumte.  Infolge  ihres  kulturellen  Auf- 
schwunges und  der  durch  die  geographische  Lage  Böh- 
mens bedingten  Berührung  mit  dem  deutschen  Liberalis- 
mus sah  er  jedoch  dieses  Königreich  von  Gefahren  um- 
geben, welche  die  slawische  Bevölkerung  der  südlichen 
Provinzen  nicht  in  gleichem  Maße  trafen;  der  Tschechis- 
mus, »ein  lebendiges  Glied  in  der  Kette  des  Slawismus c, 
erheischte  daher,  seinem  Dafürhalten  nach,  die  besondere 
Aufmerksamkeit  der  Regierung.  ^^^) 

Metternich  ging  nur  in  seinem  Argwohn  so  weit,  daß 
er  hinter  jeder  wissenschaftlichen  und  künstlerischen  Be- 
tätigung staatsgefährliche  Absichten  vermutete.  So  witterte 
er  Unheil,  als  er  den  Beschlüssen  des  akademischen  Senats 
der  Prager  Universität  entnahm,  wie  die  Carolina  Ferdinandea 
ihr  fünfhundertjähriges  Jubiläum  zu  feiern  gedachte  ^^4):  man 
wollte  Reisestipendien  für  die  Studentenschaft  stiften,  ob- 
wohl die  deutschen  Universitäten  als  die  Pflanzschulen  der 
Revolution  galten;  auch  wollte  man  eine  allgemeine  Lite- 
raturzeitung gründen,  die  ja  eines  Tages  das  Zentralorgan 
des  Slawismus  werden  konnte. 3^^)  Ferner  brachte  die  »Leip- 
ziger Zeitung«   die  Nachricht,  daß  ein  Privatmann,  namens 
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Anton  Veith,  auf  seinem  Landgut  Liboch  unweit  Prag  eine 
böhmische  Walhalla  erbauen  wolle,  in  welcher  die  Erz- 
statuen berühmter  Böhmen  zur  Aufstellung  gelangen 
sollten.  ^^^)  Metternich  dachte  sofort  an  slawistische  Um- 
triebe und  sah  schon  im  Geiste  die  Sache  zu  einem  »Mon- 
strum« erwachsen.  ^^')  Die  Polizei  mußte  Recherchen  pflegen 
und  es  ergab  sich  die  politische  Unbescholtenheit  jenes 
Kunstmäzens,  der  im  übrigen  höchst  ungehalten  darüber 
war,  daß  einige  Ultratschechen  seinem  Bau  die  Bezeich- 
nung Walhalla  (Slacoya)  beilegten,  während  er  selbst  ihn 
Alhambra  nennen  wollte.  ^^^)  Metternich  ließ  sich  durch 
diese  günstige  Leumundsnote  keineswegs  beirren;  denn  er 
fand  es  unverzeihlich,  daß  neben  den  Standbildern  Maria 
Theresias,  Josefs  IL  und  Franz  I.  auch  die  eines  Johannes 
Huß  und  eines  Ziska  in  der  Ruhmeshalle  prangen  sollten, 
und  forderte  daher,  daß  die  Regierung  dies  verbiete.  Ander- 
seits meinte  er,  daß  die  religiösen  und  politischen  Fana- 
tiker, ,  welche  die  Zeiten  »der  beiden  berüchtigten  Ruhe- 
störer« zurückwünschten,  glücklicherweise  noch  in  der 
Minderheit  seien.  ^^^)  Nur  diese  optimistische  Ansicht  wurde 
von  den  übrigen  Mitgliedern  der  Staatskonferenz  geteilt. 
Kolowrat  erklärte,  bereits  das  Nötige  eingeleitet  zu  haben, 
damit  die  Idee  der  Errichtung  einer  Walhalla  keinen  An- 
klang finde  3^0),  und  Erzherzog  Ludwig  bezeichnete  sie  kurz- 
weg als  einen  Unsinn.'**^)  Keiner  von  ihnen  äußerte  auch 
sonst  die  geringste  Sorge,  trotz  Beispiel  des  Magya- 
rismus, den  man  in  seinen  Anfängen  gleichfalls  unterschätzt 
hatte.  Kolowrat  warnte  davor,  ängstlich  zu  erscheinen,  wo 
keine  Gefahr  sei:  man  hege  bloß  nicht  übel  Lust,  »auch 
ein  wenig  zu  imponieren«,  weil  sich  ja  die  aus  greisen 
Männern  zusammengesetzte  Regierung  die  Unziemlich- 
keiten der  Ungarn  gefallen  lasse.  ^^^^  Metternich,  an  den 
diese  Epistel  gerichtet  war,  schöpfte  aus  ihr  die  Überzeu- 
gung, daß  der  ehemalige  Oberstburggraf  von  Böhmen  weder 
tief  denke  noch  in  die  Ferne  sehe  und  die  slawischen  Zu- 
stände völlig  verkenne.  »Ich  irre  mich  nicht  —  behauptete 
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er  —  und  ebensowenig  in  dieser  als  in  den  anderen  so- 
zialen Krankheiten  der  Zeit.  Der  Czechismus  ist  eine 
Neigung-,  welche  dann,  wenn  die  Dinge  im  gewöhnlichen 
Schlendrian  gehen,  nur  zu  kleinen  Aberrationen  führt, 
aber  in  der  Epoche  allgemeiner  Aufregung  wie  der  B  ohnen- 
salat  auf  die  Menschen  wirkt,  wenn  die  Cholera  herrscht. 
Graf  Kolowrat  nimmt  sich  für  den  Prototypen  des  Böh- 
men und  hierin  sieht  er  wie  ein  Kurzsichtiger.«  ^^"^) 


Dieses  Urteil  konnte  den  gesamten  böhmischen  Adel 
betreffen,  der  ja  seit  Dezennien  die  literarisch-wissenschaft- 
liche Propaganda  förderte;  er  gehörte  zu  den  Gründern  der 
verschiedenen  nationalen  Vereine,  denen  seine  Wirtschafts- 
beamten als  unterstützende  Mitglieder  beitreten  mußten, 
während  er  selbst  an  der  Spitze  der  Ausschüsse  stand.  Als 
der  eifrigste  dieser  aristokratischen  Mäzene  tat  sich  Graf 
Leo  Thun  hervor,  der  schon  als  zwanzigjähriger  Jüngling 
für  die  Hebung  und  Pflege  der  böhmischen  Sprache  ein- 
getreten war.^^^)  In  seinem  Briefwechsel  mit  Tocqueville 
beklagte  er,  allerdings  mit  Unrecht,  die  Engherzigkeit  des 
heimischen  Schul-  und  Studienwesens  und  die  Vernach- 
lässigung des  Böhmischen  als  Organ  des  Unterrichtes. 
Seinen  Aufsatz  »Über  den  gegenwärtigen  Stand  der  böh- 
mischen Literatur  und  ihre  Bedeutung«  (1842)  leitete  er 
mit  den  bedauernden  Worten  ein,  daß  man  in  Regierungs- 
kreisen weder  von  den  in  böhmischer  Sprache  erscheinen- 
den Werken,  noch  von  den  ausgezeichneten  Männern  etwas 
wüßte,  die  sich  dieses  Idioms  »zu  höheren  Zwecken«  be- 
dienten; man  hielte  im  vornherein  jedes  böhmische  Buch 
für  die  tote  Fehlgeburt  eines  krankhaft  überspannten 
Nationalgefühls.  Leo  Thun  sandte  diese  Schrift  auch  an 
Franz  Pulszky,  den  schärfsten  Gegner  slawischer  Bestre- 
bungen. Ein  hitziger  Federkrieg  entbrannte  ^^•^);  denn  der 
böhmische  Edelmann  äußerte  unumwunden  seinen  Tadel 
über  die  Versuche  der  radikalen  Partei,   die  gesamte,  ins- 
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besondere  die  slawische  Bevölkerung  Ungarns,  zur  magya- 
rischen Sprache  zu  bekehren  und  zur  Verwirklichung  dieser 
Absicht  die  politische  Übermacht  des  Augenblicks  »auf 
die  rücksichtsloseste  Weise«  auszubeuten.  So  war  Thun  in 
die  Reihe  der  slawischen  Vorkämpfer  getreten.  Es  erfüllte 
ihn  mit  Stolz,  daß  Böhmen  an  der  Spitze  der  geistigen 
Bewegung  stand  und  aus  allen  Gebieten  slawischer  Zunge, 
selbst  aus  Rußland,  die  wissensdurstige  Jugend  nach  der 
LandeshauptvStadt  strömte.  Schon  im  Interesse  der  Zentral- 
gewalt hielt  er  es  für  geboten,  daß  Prag  die  Hochburg 
slawischer  Gelehrsamkeit  und  Gesinnung  bleibe  und  nicht 
etwa  Petersburg  oder  Moskau  die  Führerschaft  übernehme; 
sein  Streben  ging  daher  nach  offizieller  Anerkennung  des 
tschechischen  Idioms  als  einer  gleichberechtigten  Landes- 
sprache und  nach  allmählicher  Umgestaltung  des  heimischen 
Schulwesens  in  nationalem  Sinne.  Durch  die  Kräftigung 
des  slawischen  Volksstammes  sollte  Böhmen  vor  der  Ger- 
manisierung, die  Monarchie  vor  der  Abbröckelung  geschützt 
und  außerdem  der  Regierung  die  Möglichkeit  geboten 
werden,  die  Gefahren  nationaler  Gärung  hintanzuhalten.  3^^) 
Graf  Thun  fürchtete  aber,  daß  dieser  Prozeß  mit  dem  Um- 
sturz der  inneren  Verhältnisse  erfolgen  und  daher  die  poli- 
tisch noch  nicht  gereifte  Volksmasse  den  Parteiumtrieben 
preisgeben  werde;  hegte  er  doch  die  sichere  Überzeugung, 
daß  der  Einfluß  der  liberalen  Ideen  zur  Revolution  führen 
müsse,  wenn  nicht  die  Regierung  beizeiten  sich  aufraffe 
oder  einem  kräftigen  und  dem  Fortschritt  geneigten  Re- 
gime den  Platz  einräume. 

Josef  Matthias  Graf  Thun,  gleichfalls  ein  beredter  An- 
w^alt  des  Tschechentums^^'),  hatte  eines  Tages  seinem  jün- 
geren Vetter  Leo  die  Worte  zugerufen:  »Hoffe,  kämpfe!  du 
rüstiger  Streiter!  der  Sieg  wird  deiner  Sache,  wenn  auch 
wir  beide  uns  dessen  nicht  mehr  erfreuen  sollten.  «^^^)  Für 
welche  Sache  kämpfte  der  böhmische  Edelmann?  Er  selbst 
gibt  uns  die  Antwort  auf  diese  Frage:  »Wenn  das,  was 
ich  für  moralisch  gut  erkenne  —  so  lautet  sie  —  mit  den 
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g-egebenen  Verhältnissen  in  Widerstreit  steht,  so  kann  nicht 
jenes  geopfert,  sondern  es  müssen  diese  modifiziert  werden. 
Wenn  ich  also  jene  (slawischen)  Bestrebungen  in  ihren 
Endresultaten  mit  dem  Bestände  der  jetzigen  Staatskörper 
unverträglich  glaubte,  so  würde  ich  die  Umgestaltung  dieser 
letzteren  für  eine  moralische  Notwendigkeit,  für  ein  Problem 
der  Weltgeschichte  ansehen  und  nur  für  meine  Pflicht 
halten,  so  viel  es  in  meiner  Macht  steht,  dahin  mitzuwirken, 
daß  diese  Umgestaltung  seinerzeit  in  möglichst  heilsamer 
Weise  erfolge.  «3^^)  Anerkennung  und  Unterstützung  der 
wSlawen  als  eines  Gegengewichtes  gegen  den  deutschen  und 
magyarischen  Chauvinismus,  der  Kaiserstaat  ein  sicherer 
Hort  für  die  freie  Entfaltung  seiner  Volksindividualitäten  — 
das  war  das  politische  Glaubensbekenntnis  des  Grafen 
Thun.^'^^)  Dieser  sah,  entgegen  der  fatalistischen  Anschauung 
anderer,  in  der  bunten  Vielheit  der  Stämme  nicht  schlecht- 
hin ein  Hemmnis,  sondern  vielmehr  ein  Förderungsmittel 
staatlicher  Macht. 

Das  Streben  der  modernen  politischen  Schule,  die  aus 
der  kulturellen  Berührung  der  beiden  in  Böhmen  lebenden 
Volksstämme  hervorgegangen  war,  ging  nach  Gleichbe- 
rechtigung der  Nationalitäten.  Anders  lagen  die  Dinge  in 
Ungarn,  wo  eine  mächtige  Partei  die  nationale  Strömung 
einzig  und  allein  in  der  Absicht  förderte,  dem  Magyaren- 
tum  zur  Suprematie  zu  verhelfen;  während  der  ungarische 
Adel  im  Fahrwasser  des  Magyarismus  trieb,  waren  die 
böhmischen  Aristokraten  national  farblos,  da  sie  weder 
Tschechen  noch  Deutsche,  sondern  Böhmen  sein  wollten. ^^^) 
Aber  die  wenigsten  von  ihnen  traten  aus  »Ritterpflicht« 
für  die  tschechischen  Brüder  ein;  der  weitaus  größere 
Teil  der  böhmischen  Feudalherren  sah  vielmehr  in  der  Förde- 
rung der  Nationalitätsidee,  der  er  sich  einer  Aufforderung 
Palackys  zufolge  anschloß  ^'^^),  auch  das  geeignetste  Mittel, 
seine  alten,  in  Vergessenheit  geratenen  Rechte  wiederher- 
zustellen. So  wollte  der  Adel  zum  Bannerträger  der  nationalen 
Bewegung    werden,    um    diese   den   ständischen  Interessen 


dienstbar  zu  machen.  Den  Fürsten  Metternich  aber  straften 
die  kommenden  Ereignisse  nicht  Lüg-en:  die  Wendung, 
welche  die  Dinge  nahmen,  zeigte  deutlich  genug,  daß  der 
Staatskanzler  keineswegs  »ein  Gespensterseher«  gewesen 
sei 2^'^),  mochte  ihn  auch  seine  Slawenfurcht  bisweilen  zu 
weit  getrieben  haben. 

»Böhmen  betrachtet  sich  täglich  mehr  als  bestimmt 
und  berufen,  seine  eigene  abgesonderte  Nationalität  zu 
behaupten,  und  mit  dem  Gefühle  seiner  Kraft  nimmt  auch 
sein  Widerstand  gegen  die  fremde  Herrschaft  zu.«'*^-^^)  So 
verhielt  es  sich  in  der  Tat.  Die  jüngere  Generation  sah  in 
der  Hebung  der  tschechischen  Literatur  nicht  mehr  das 
Ziel  nationaler  Aspirationen,  sondern  dasMittel  zu  politischen 
Zwecken.  Die  Musäalschriften  förderten  wohl  die  Agitation 
in  den  gebildeten  Kreisen,  nicht  aber  im  Kleinbürgertum. 
Die  Patriotenpartei^^^)  richtete  daher  ihr  Augenmerk  auf 
den  Prager  Gewerbe  verein,  den  sie  gar  bald  unter  ihre 
Botmäßigkeit  brachte;  sie  vertrat  die  Interessen  der  Hand- 
werker und  des  Kleingewerbes  gegenüber  den  Großindu- 
striellen, sie  suchte  die  Geldmittel  zur  Errichtung  einer 
tschechischen  Gewerbeschule  zusammenzubringen  und  erging 
sich  dabei  in  politischen  Träumereien:  »Es  wird  diese  Schule 
—  so  hieß  es  in  einem  Aufruf  —  die  erste  Morgenröte  am 
Firmamente  der  tschechischen  Schulbildung,  das  erste 
Glied  der  festen  Kette  sein,  mit  der  wir  Tschechen  uns 
an  die  neue  Bildung,  an  das  neue  europäische  Leben  an- 
schließen, indem  wir  von  dem  uns  drohenden  nationalen 
Untergang  bewahrt  werden.  «^^^)  Die  »Vlastenci«  säten  Haß 
und  Zwietracht  zwischen  die  beiden  Stämme,  die  bisher 
seit  Jahrhunderten  friedlich  nebeneinander  gelebt  hatten; 
sie  vereitelten  die  Absicht  der  Jesuiten,  sich  in  Prag  nieder- 
zulassen, und  hetzten  den  Bauer  gegen  den  Grundherrn 
auf,  dessen  obrigkeitliche  Gewalt  gebrochen  werden  sollte. 
Die  Führer  der  tschechischen  Partei  gewannen  daher  immer 
größeren  Einfluß  und  galten  schließlich  als  die  Bahnbrecher 
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der  nationalen  Idee,  als  die  Apostel  religiöser  Freiheit 
und  als  die  Vorkämpfer  für  die  Befreiung  des  Grundholden. 

Die  Seele  dieser  Partei  war  Karl  Hawliöek,  der  im 
Jänner  1846  die  Redaktion  der  »Pra^ske-Nowiny«  übernahm 
und  dieses  streng  offizielle  Organ  den  tschechischen  Interessen 
dienstbar  zu  machen  wußte: ^•"''^)  Die  Artikel,  die  unter  der 
Rubrik  »Irland«  erschienen  und  die  Leiden  eines  ge- 
knechteten Volkes  schilderten,  waren  auf  die  heimischen 
Zustände  gemünzt;  sie  trugen  viel  zur  Bildung  einer  Tisch- 
gesellschaft bei,  die  sich  nach  dem  Schlagwort  des  irischen 
Agitators  O'Connell  den  Namen  »Repeal«  beilegte. 

Die  ursprünglich  literarische  Propaganda  nahm  die 
Wege  des  Demagogentums  und  trotz  polizeilichen  Maß- 
regeln drang  die  internationale  Strömung  auch  nach  Böhmen. 
»Dem  Slawismus  ist  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken, 
so  lange  er  nämlich  von  jeder  Einmengung  in  den  Wirkungs- 
kreis der  Regierungsbehörden  frei  bleibt  und  nicht  in 
politische  Träumereien  ausartet,  die  Entwicklung  unge- 
hemmt gestattet.«^-'®)  Der  Prager  Stadthauptmann,  an  den 
diese  Weisung  gerichtet  war,  schrieb  vergebens  nach  Wien, 
daß  die  Grenze  des  Erlaubten  schon  längst  überschritten 
sei  —  die  Regierung  nahm  seine  Referate  »zur  Kenntnis« 
und  vertraute  der  Loyalität  des  Volkes;  kündeten  doch 
dieselben  Stimmungsberichte,  daß  es  sich  »glücklich«  fühle 
»unter  dem  milden  Szepter  Österreichs«. 

Die  Stände  hatten  Schutz  und  Festigung  ihrer  Gerecht- 
same mit  der  Begründung  gefordert,  »daß  sonst  ihre 
moralische  Tatkraft  in  dem  Momente  gelähmt  wäre,  wo 
sie  sich  als  Stützen  des  Thrones  bewähren  wollten  <^^^); 
Metternich  aber  hatte  ihnen  den  Rat  erteilt,  »sich  um  die 
Regierung  zu  scharen «.^<^^)  Hier  wie  dort  war  tauben  Ohren 
gepredigt  worden.  Regierung  und  Stände  blieben  einander 
entfremdet  und  gegen  beide  richteten  sich  die  neuen 
Ideen. 
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Anmerkungen  und  Anhang 

(Di3  Ziffern  innerhalb  der  Klammern  verweisen  auf  die  betreffende  Seitenzahl.) 


1)  (i)  Über  die  Berufung  der  preußischen  Provinziallandtage  (Fe- 
bruar 1841)  und  die  weitere  Entwicklung  der  ständischen  Institution 
vgl.  Treitschke,  Deutsche  Geschichte  im  neunzehnten  Jahrhundert,  Bd.  V, 
138    ff. 

2)  (i)  Anton  Springer,  Geschichte  Österreichs  seit  dem  Wiener 
Frieden  1809,  Bd.  I,  518. 

3)  (i)  Der  ständische  Ausschuß  hatte  dem  Prager  Theaterunter- 
nehmer Stöger  das  Redoutenprivilegium  auf  dreißig  Jahre  verpachtet. 
(Vorträge  Sedlnitzkys,  dd.  i.,  7.  und  10.  April  1841.  Minister  Kolowrat- 
Akten,  Z.  626,  684,  697  ex  1841.  St.  A.) 

^)  (i)  Kolowrats  Bemerkungen  zu  den  Vorträgen  Sedlnitzkys  vom 
IG.  April  und  vom  9.  Mai  1841.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  697  und 
877  ex  1841.  St.  A.) 

^)  (i)  Er  zählte  acht  Mitglieder,  je  zwei  aus  jedem  Stande;  sie 
wurden  von  den  Ständen  selbst  gewählt. 

*)  (2)  H.  Toman:  Das  böhmische  Staatsrecht  und  die  Entwicklung 
der  österreichischen  Reichsidee  vom  Jahre  1527  bis  1848,  S.  78  if. 

')  (2)  Staatsratsakten,  Z.  1497  und  1775  ex  1791.  (St.  A.) 

8)  (2)  Hofdekrete  vom  26.  Juli  1794  und  vom  4.  Juli  1799.  (Staats- 
ratsakten,   Z.  1734  und  2345  ex  1794.  St.  A.)  Vgl.  auch  Springer,  I.  519. 

9)  (2)  Vortrag  der  Hofkanzlei  vom  21.  April  1802;  Hofdekret  vom 
18.  Mai  des  folgenden  Jahres.  (Staatsratsakten,  Z.  1695  ex  1802.  St.  A.) 
»Es  bedarf  eines  neuen  Organisationsplanes  nicht  —  so  lautete  die  kaiser- 
liche Entschließung  — ,  sondern  es  ist  ganz  bei  dem  Personal-  und  Be- 
soldungsstatus zu  bleiben,  welcher  unter  Maria  Theresia  bis  zum  Jahre 
1782  bestand  und  worauf  auch  Meines  in  Gott  ruhenden  Vaters  Majestät 
provisorisch  zurückgegangen  sind.« 

10)  (2)  Diese  Eingabe  von  1805  blieb  unbeantwortet,  weil  damals 
die  Regulierung  des  Personal-  und  Besoldungsstatus  zur  Verhandlung 
kam;  die  in  den  Vorträgen  vom  11.  Februar  und  vom  10.  November  180S 

Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  II.  6  8t 


^'estellten  Anträ,<;e  wurden  in  der  Tat  vom  Kaiser  genehmigt  und  die 
betreffenden  Hofdekrete  erlassen.  (Staatsratsakten,  Z.  961  und  4492  ex 
1808.  St.  A.) 

^1)  (2)  Dem  kaiserlichen  Kabinettschreiben  vom  4.  Oktober  1714 
( A  2 )  gemäl?)  sollten  die  Wahlen  derart  eingeleitet  werden,  daß  sich  alle 
zwei  Jahre  die  Hälfte  der  Beisitzer  erneuerte. 

'-)  (2)  Antrag  des  Fürsten  Oettingen-Wallerstein  in  der  vSitzung 
vom  II.  April  1842.  Das  Konzept  des  Organisationsplanes  war  in  Verlust 
geraten.  -  Zum  besseren  Verständnis  sei  noch  folgendes  erwähnt:  im 
Jahre  1779  war  ein  Plan  über  die  künftige  Geschäftsgjsbarung  des 
Landesausschusses  entworfen  und  von  Maria  Theresia  genehmigt  worden. 
(Hofkanzleidekret  vom  10.  März  1780.  Staatsratsakt,  Z.  636  ex  1779. 
St.  A.)  Diese  Instruktion  umschrieb  aber  keineswegs  deutlich  genug  den 
Wirkungskreis  des  permanenten  und  des  verstärkten  Ausschusses.  Schon 
deshalb  baten  die  Stände  um  die  Erlaubnis,  den  alten  Organisationsplan 
überprüfen  und  umarbeiten  zu  dürfen;  diese  Aufgabe  wollten  sie  dem 
permanenten,  die  Ausarbeitung  der  Instruktion  dem  verstärkten  Ausschuß 
zuweisen.  (Vortrag  der  Vereinigten  Hof  kanzlei  vom  8.  Juli  1842.  Staats- 
ratsakt, Z.  3889  ex  1842.  St.  A.) 

^^)  (3)  Vorträge  der  Hofkanzlei  vom  26.  März  1840  und  vom 
30.  Dezember  1841. 

*^)  (3)  Es  war  bisher  in  den  Hofkanzleiakten  aufbewahrt  worden; 
nun  gelangte  es,  dem  Vorschlage  des  Staatsrates  R.  Weiß  gemäß,  in 
die  Registratur    des  Staatsrates.    (Staatsratsakt,  Z.  3889  ex  1842.  St.  A.) 

15)  (3)  Kaiserliche  Resolution,  dd.  Wien,  4.  Februar  1845  (auf  den 
Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  8.  Juli  1842),  im  Sinne  der 
Gutachten,  die  in  der  Sektionssitzung  des  Staatsrates  vom  27.  Februar  1845 
abgegeben  worden  waren.  (Staatsratsakt,  Z.  3889  ex  1842.  St.  A.) 

1^)  (3)  Antrag  des  Grafen  Josef  Dietrichstein,  wonach  der  Kommis- 
sionsbericht folgendes  enthalten  sollte:  einen  Ausweis  über  Entstehung 
und  Bestimmung  des  Domestikalfonds  und  über  dessen  Eigentumsver- 
hältnisse im  Hinblick  auf  das  Dominikale  und  das  Rustikale;  einen  Aus- 
weis über  den  Stand  der  einzelnen  Posten;  Anträge  zur  Hebung  der 
Einnahmen  und  zur  Beschränkung  der  Ausgaben. 

1^)  (4)  Bericht  vom  14.  Mai  1842.  Das  Gubernium  beriet  darüber 
am  28.  desselben  Monats  und  am  15.  Juni,  und  zwar  jedesmal  in  Ab- 
wesenheit des  Oberstburggrafen. 

18)  (4)  Man  solle  einer  nicht  permanenten  ständischen  Kommission, 
und  zwar  mit  Zuziehung  von  Buchhaltungsbeamten  und  unter  der  un- 
mittelbaren Leitung  des  Landtagsdirektors  die  Prüfung  der  einzelnen 
Posten  gestatten,  bevor  das  Präliminare  im  Landesausschuß  zur  Ver- 
handlung gelange.  (Vortrag  der  Vereinigten  Hof  kanzlei  vom  28.  Juli  1842. 
Staatsratsakt,  Z.  4449  ex  1842.  St.  A.) 
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1^)  (4)  In  der  Hofkanzlei  erklärte  sich  die  Stimmenmehrheit  im 
allgemeinen  für  die  Gewährung  der  ständischen  Bitte  und  nur  hinsichtlich 
der  Verfahrungsart  waren  die  Ansichten  geteilt. 

20)  (4)  Declaratorium  Ferdinands  III.  von  1640  zur  Landtagsordnung 
von   1627. 

-1)  (4)  Es  lag  im  ständischen  Lesezimmer  auf. 

22)  (4)  Der  Staatsrat  berief  sich  auf  die  verneuerte  Landesordnung 
AVI,  die  Novella  declaratoria  Aag  und  die  kaiserliche  Entschließung 
vom  28.  Juni  1791,  §  32. 

2"')  (5)  Sektionssitzung  des  Staatsrates  vom  26.  September  1842 
unter  dem  Präsidium  Hartigs;  dieser  hatte  auch  das  Resolutionsschreiben 
entworfen.  (Staatsratsakt,  Z.  4449  ex  1842.  St.  A.) 

2^)  (5)  Präsidialbericht  vom   15.  April  1S43. 

25)  (5)  Resolution  (auf  den  im  Staatsrat  begutachteten  Vortrag 
Inzaghis  vom  22.  April  1843),  dd.  Preßburg,  19.  Mai  1843.  (Staatsratsakt, 
Z.  2199  ex  1843.  St.  A.) 

'^)  (5)  Votum  Kolbwrats  über  den  Staatsratsakt,  Z.  2199  ex  1843. 
(Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  looi  ex  1843.  St.  A.) 

2'')  (5)  Kaiserliche  Resolution  (auf  den  im  Staatsrat  begutachteten 
Vortrag  Inzaghis  vom  16.  Juni  1843),  dd.  Schönbrunn,  4.  Juli  1843.  (Staats- 
ratsakt, Z.3128  ex  1843.  St.  A.) 

28)  (5)  Graf  Kolowrat  an  Gervay,  dd.  Schloß  Mayerhöfen,  24.  Au- 
gust 1842.  Graf  Chotek  sah  in  dem  Erzherzog  Franz  Karl  und  in 
Metternich  »seine  Beschützer«,  weshalb  er  sich  für  den  mutmaßlichen 
Nachfolger  Mittrowskys  hielt.  Eines  Tages  sprach  er  darüber  mit  Metter 
nich,  der  ihm  folgendes  sagte:  »Der  Oberste  Kanzler  gleicht  dem  Hof- 
kriegsratspräsidenten; der  Oberstburggraf  gleicht  dem  commandirenden 
Generalen.  .  .  Sie  wollen  Oberstkanzler  sein,  wer  ist  der  Oberstburggraf?« 
Chotek  nannte  den  Grafen  Franz  Stadion,  worauf  die  Äußerung  fiel,  es 
genieße  dessen  Bruder  den  Ruf  eines  gediegenen  Administrators.  Chotek 
folgerte  aus  dieser  Bemerkung,  daß  man  ihn  nach  dem  Hinscheiden  des 
schwer  erkrankten  Grafen  Mittrowsky  zum  Oberstkanzler,  Rudolf  Stadion 
aber  zum  Oberstburggrafen  ernennen  werde.  (Metternich  an  Gervay, 
Königswart,  26.  August  1842.  St.  A.) 

29)  (5)  Erzherzog  Ludwig  hatte  sich  in  einem  an  Baron  Gervay 
gerichteten  Schreiben  ganz  entschieden  für  Inzaghi  ausgesprochen  (Gervay 
an  Metternich,  24.  August  1842.  St.  A.),  dessen  Kandidatur  auch  Metter- 
nich nicht  ungern  sah.  »Sie  (Inzaghis  Ernennung)  hat  zwei  gute  Seiten  — 
so  bemerkte  der  Staatskanzler  — ,  die  Eine  ist  die,  dem  Selbstbenennen 
zu  wichtigen  Plätzen  einen  Riegel  vorzuschieben ;  die  andere  ist  in  meinem 
Gefühle  die  Gewißheit,  daß,  wenn  Gr.  I.  vielleicht  sich  nicht  als  einen 
Großen  obersten  Kanzler  beweisen  dürfte,  er  die  Bürgschaft  liefert,  daß 
er  mit  Beihilfe  hierzu  geeigneter  Gehilfen  dem  Geschäfte  ohne  nicht  zu 


berechnende  vSpiiini;e  \orstehen  wird.«  (An  Gervay,  dd.  Johannisberg, 
7.  September  1S42.  vSt.  A.)  Am  5.  September  1842  Mar  Graf  Inzaghi 
zum  Obersten  Kanzler  und  Baron  Pillersdorf  zum  Hofkanzler  ernannt 
worden.  (Handschreiben  an  den  Ersten  Obersthofmeister  Fürsten  Colloredo, 
dd.  Sclionbrunn,  5.  September  1842.  Staatskonferenz«  Z.  783  ex  1842. 
St.  A.) 

:'^M  (3)  Graf  Hartig  an  Gervay,  dd.  Niemes,  15.  September  1842. 
(Beilage  eines  Schreibens  Gervays  an  Metternich  vom  19.  September  1842. 
St    A.) 

=*M  (6)  Metternich  an  Gervay,  dd.  Johannesberg,  23.  vSeptember  1842. 
(St.  A.)  ^Gv.  Inzaghi  —  so  heißt  es  auch  in  diesem  Schreiben  —  ist 
nicht  Staats-  und  Conferenz-Minister.  Soll  er  es  auch  werden,  um  über 
dem  Gr.  Ch.  als  Ob.  Burggrafen  stehen  zu  können?«         \ 

32)  (6)  »Er  will  Staats-  und  Konferenzminister  werden  und  bringt 
den  Grafen  Stadion  zum  Vizepräsidenten  in  Vorschlag,  damit  er  nach 
einem  halben  Jahr  sagen  kann,  dieser  ist  nun  in  den  Geschäften  Böhmens 
einstudiert,  man  lasse  mich  nun  auf  einen  Posten  als  Staats-  und 
Konferenzminister  nach  Wien  gehen.«  Gervay  setzte  den  Fürsten  Metter- 
nich von  dieser  Äußerung  des  kaiserlichen  Prinzen  mit  folgenden  Worten 
in  Kenntnis:  »Eine  treffliche,  kurze,  aus  der  Praxis  gegriffene  Bemerkung 
des  Erzherzogs,  höchstweicher  stäts  einen  so  richtigen  Blick  in  der  Welt 
hat.«  (Schreiben  an  Metternich  vom  19.  September  1842.  St.  A.) 

33)  (6)  Vgl.  Ad.  Wolf:  Graf  Carl  Chotek,  geheimer  Rath  und  Oberst- 
burggraf von  Böhmen  (1783— 1868).    Ein  Lebensbild  (Prag  1869),  S.  17. 

34)  (6)  So  unterbreitete  er  dem  Erzherzog  Ludwig  die  Leipziger 
Zeitung  vom  25.  Jänner  1843,  die  eine  Notiz  über  die  in  Nordböhmen 
herrschende  Hungersnot  enthielt;  er  tat  es,  um  zu  zeigen,  daß  man  erst 
durch  Österreich  feindliche  Blätter  auf  diese  Notlage  aufmerksam  ge- 
macht worden  sei.  Der  kaiserliche  Prinz  wetterte  in  der  Tat  und  schrieb 
folgendes  an  Kolowrat:  »Zu  was  sind  die  dortigen  Behörden,  zu  was  die 
Kreisämter,  der  Oberstburggraf  da?  Sollten  diese  nichts  davon  wissen?  .  .  .« 
(Schreiben  an  Kolowrat  vom  31.  Jänner  1843.  Minister  Kolowrat- Akten, 
Z.  221  ex  1843.  St.  A.)  Graf  Chotek  wurde  beschuldigt,  keine  Anzeige 
erstattet  zu  haben,  und  doch  war  eine  solche  am  4.  und  10.  September  1842 
erfolgt.  Er  behielt  Unrecht  und  goß  nur  neues  Öl  ins  Feuer,  als  er  die 
Äußerung  tat,  er  sei  gewohnt,  »das  Wesen  einer  energischen  Admini- 
stration im  Handeln  und  nicht  im  Schreiben  zu  finden«.  (Vortrag  Inzaghis 
vom  9.  Februar  1843.  Minister  Kolowrat-Akten,   Z.  308  ex  1843.  St.  A.) 

35)  (7)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  einen  von  Kolowrat  begut- 
achteten Vortrag  Inzaghis  vom  21.  Februar  1843),  dd.  Wien,  4.  März 
1843.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  397  ex  1843.  St.  A.) 

36)  (7)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  einen  von  Kolowrat  begut- 
achteten Vortrag  Inzaghis  vom  30.  Juni  1843),  dd.   Schönbrunn,    14.  Juli 

84 


i843-  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1343  ex  1843.  vSt.  A.)  Von  Kolowrat 
entworfen,  lautete  sie  folgendermaßen:  »So  bedauerlich  es  ist,  daß  Graf 
Chotek  sich  der  Leitun«^  der  ihm  anvertrauten,  von  mannigfachen  Drang- 
salen heimgesuchten  Provinz  durch  eine  so  lange  Zeit  entzieht,  so  will 
ihm  doch,  da  er  die  Nothwendigkeit  einer  weiteren  dreimonatlichen  Ab- 
wesenheit behauptet,  die  angeführte  Urlaubsverlängerung  zugestehen  ...<?: 
Graf  Chotek  hatte  seinen  Urlaub  am  18.  April  angetreten  und  am  18.  Juni 
um  eine  dreimonatige  Urlaubsverlängerung  gebeten. 

3")  (7)  Graf  Chotek  an  Metternich,  dd.  Ems,  4.  Juli  1843,  mit  Ab- 
schriften seines  Majestätsgesuchs  und  seines  an  Kolowrat  gerichteten 
Schreibens.  (Beilage  eines  vSchreibens  Metternichs  an  Gervay,  dd.  Ischl, 
13.  Juli  1843.  St.  A.) 

^^)  (7)  »  •  '  •  "^veil  durchaus  keine  ähnliche  Stelle  erledigt  ist,  im 
Regierungscentrum  alle  Stellen  bereits  besetzt,  ja  selbst  übersetzt  (sie!) 
sind  und  E.  M.  sich  kaum  bestimmt  finden  dürften,  entweder  eine  Sine- 
cur  zu  kreiren,  oder  durch  Anhäufung  überflüssiger  Organe  Hemmungen 
und  Reibungen  in  die  Bewegung  der  Staatsmaschine  zu  bringen;  ich  glaube, 
die  Menschen  sind  für  die  Stellen,  und  nicht  die  Stellen  für  die  Menschen 
vorhanden.  Graf  Chotek  dürfte  daher  abzuwarten  haben,  bis  sich  eine 
Gelegenheit  ergiebt,  ihn  wieder  zu  beschäftigen.  .  .  .-<  (Vortrag  Kolowrats, 
dd.  Grünberg,  17.  Juli  1843.  Staatskonferenz,  Z.  686  ex  1843.  St.  A.) 

»^)  (7)  Apostille  Metternichs  (auf  ein  Schreiben  Gerva3's  vom 
17.  Juli  1843),  dd.  Ischl,  ig.  Juli  1843.  St.  A. 

•*o)  (7)  »In  Betreff  des  Gr.  Choteck  —  so  hatte  Metternich  an  Gervay 
geschrieben  —  werde  ich  die  Mittheilung  des  Gr.  Kolowrat  materiel  in, 
Ruhe,  und  moralisch  bewegt  erwarten.«  (Ibidem.) 

^1)  (7)  »Gr.  Choteck  —  so  lautete  es  —  war  entweder  nicht  für  die 
Oberst-Burggrafenstelle  geschaffen  oder  er  hat  sich  in  selber  überlebt. 
Ich  glaube  das  letztere  und  es  genügt  der  dermaligen  erwiesenen  Un- 
tauglichkeit  des  mit  vielen  Gaben  ausgezeichneten  Mannes,  um  die  An- 
nahme der  von  ihm  selbst  eingereichten  Bitte  der  Enthebung  von  seinem 
Amte  zu  rechtfertigen.«  (Ischl,  23.  Juli  1843.  Staatskonferenz,  Z.  685 
ex  1843.  St.  A.) 

^2)  (7)  Metternich  stimmte  ferner  für  eine  rein  formelle  Erledigung 
des  Pensionsgesuches  und  daher  gegen  jede  Auszeichnung  Choteks: 
»Alles  was  einer  Auszeichnung  gliche  —  so  meinte  er  —  würde  die 
Stellung  irren.«  (sie!) 

■13)  (7)  Dieses  Handschreiben  enthielt  auch  die  Zusage,  Chotek 
wieder  zu  verwenden,  sobald  eine  passende  Stelle  freigeworden  sei. 
(Staatskonferenz,  Z.  686  ex  1843.  St.  A.)  Noch  mag  folgendes  hier  Er- 
wähnung finden:  Erzherzog  Ludwig  hatte  sehr  ungern  vernommen,  daß 
der  Staatsschatz  abermals  infolge  Pensionierung  eines  Beamten  belastet 
werden  sollte,  den  er  noch  für  dienstfähig  hielt;  von  anderer  Seite  ward  die 


Fraise  aut"i;e\v(nfen,  ob  sich  denn  nicht  >  ein  Plätzchen  für  den  Mann« 
im  Auslände  fände.  Metternich  erklärte  sich  jedoch  entschieden  gegen 
den  Jvintritt  Choteks  in  die  Diplomatie;  es  fehlten  ihm  —  so  schrieb  er 
an  Gervay  —  die  hiezu  erforderlichen  Eigenschaften  und  außerdem 
wäre  es  ein  großer  Fehler,  die  in  ihren  Aussichten  ohnehin  so  be- 
schränkte diplomatische  Karriere  den  Charakter  »einer  Versorgungs- 
anstalt für  lahme  und  blinde  Administratoren«  annehmen  zu  lassen. 
>  Solche  Individuen  sind  dem  Auslande  nicht  gut  als  die  Vertreter  und 
die  Repräsentanten  unserer  Monarchie  vorzuführen.«  (Schreiben  an 
Gervay,  dd.  Ischl,   19.  Juli   1843.  St.  A.) 

^')  (8)  Vgl.  »Stephan  Victor,  Erzherzog  von  Österreich.  Sein  Leben, 
Wirken  und  sein  Tod.  (Wiesbaden  1868.)«  Dem  anonymen  Verfasser 
lagen  Stefans  Tagebücher  und  die  Aufzeichnungen  einer  dem  Erz- 
herzog nahestehenden  Persönlichkeit  vor. 

^^)  (g)  Aus  einem  vertraulichen  Schreiben  Metternichs  an  Gervay 
dd.  Ischl,  24.  Juli  1843,  über  seine  Gespräche  mit  dem  Erzherzog  Franz 
Karl.  (St.  A.) 

46)  (9)  Ibidem. 

4')  (9)  In  dem  einen  Fall  sollte  der  Gubernialvizepräsident  Graf 
Salm  zum  Statthalter  von  Triest  ernannt,  im  anderen  Fall  einem  böhmi- 
schen Landstand  die  einstweilige  Leitung  der  ständischen  Angelegen- 
heiten übertragen  werden.  (Schreiben  Kolowrats  an  Metternich,  dd.  Grün- 
berg, 19.  Juli  1843.  Staatskonferenz,  Z.  689  ex  1843.  St.  A.)  Der  Kaiser 
hatte,  am  4.  März  1843,  den  Mailänder  Gubernial-Vizepräsidenten  Alt- 
grafen Robert  Salm  an  Stelle  des  in  den  Ruhestand  versetzten  Freiherrn 
von  Prochaska  in  gleicher  Eigenschaft  nach  Prag  versetzt.  Dies  erfolgte 
dem  Votum  Hartigs  gemäß,  der  dem  Monarchen  auch  nahegelegt 
hatte,  Franz  Stadion  »für  die  Oberst-Burggrafenstelle  zu  prädestiniren«. 
(Vortrag  des  Obersten  Kanzlers  vom  5.  Februar  1843.  Minister  Ko- 
lowrat-Akten,  Z.  307  ex  1843.  St.  A.) 

4^)  (9)  Kolowrat  an  Metternich,  dd.  Grünberg,  19.  Juli  1843.  (Staats- 
konferenz, Z.  689  ex  1843.  St.  A.) 

•*»)  (9)  Gervay  an  Metternich,  dd.  Wien,  19.  Juli  1843.  (St.  A.) 

•''<>)  (10)  Apostille  Metternichs  (auf  ein  Schreiben  Gervays  vom 
19.  Juli   1843.)  dd.  Ischl,  21.  Juli  1843.  (St.  A.) 

^1)  (10)  »  .  .  .  hierüber  wäre  ich  bereit,  meine  Hand  ins  Feuer  zu 
legen  .  .  .«  (Aus  einem  vertraulichen  Schreiben  Metternichs  an  Gervay, 
dd.  Ischl,  24.  Juli  1843.  St.  A.) 

52)  (10)  Ibidem. 

53)  (10)  Aus  Metternichs  Votum  vom  24.  November  1843.  (Staats- 
konferenz, Z.  1098  ex  1843.  St.  A.) 

5*)  (10)  Metternich  an  Kolowrat,  dd.  Ischl,  24.  Juli  1843.  (Staats- 
konferenz, Z.  687  ex  1843.  St.  A.) 


''•'•)  (ii)  »Nur  weil  Unj^arn  noch  außer  Kultur  steht  —  so  heißt  es  in 
demselben  Schreiben  —  verträgt  es  das  Nichtregiertwerden,  wie  es  dieß 
seit  mehr  als  einem  halben  Jahrhundert  ertrug.  Nun  hat  dieses  Land  es 
dennoch  auch  satt.« 

"5C)  ii)  »Gälte  es  nur  der  unvermeidlichen  Einwirkung,  welche  das 
von  der  böhmischen  Gränze  so  wenig  entfernte  Leipzig  mittelst  seinen 
sogenannt  litterarischen  Produkten  auf  die  lesende  Bevölkerung  Böhmens 
übt,  so  würde  dieser  alleinige  Umstand  genügen,  um  Stoff  zu  Aufregung 
zu  bieten.«  (Aus  dem  Votum  Metternichs  über  den  Vorschlag  Kolowrats, 
dd.  Ischl,  23.  Juli  1843.  (Staatskonferenz,  Z,  686  e.x  1843.  St.  A.) 

57)  (11)  Bereits  im  Frühjahr  1841  hatte  Metternich  dem  preußi- 
schen Gesandten  schwer  geängstigt  vorgehalten,  daß  Österreichs  Tsche- 
chen und  Polen  durch  die  Reden  des  Posener  Landtags  aufgestachelt 
würden.  (Treitschke,  V,   143.) 

•"'8)  (11)  Aus  einem  Votum  Metternichs  vom  24.  November  1843. 
(Staatskonferenz,  Z.  1098  ex  1843.  St.  A.)  Ähnlich  äußerte  sich  der 
Staatskanzler  in  einem  Votum  über  Kübecks  Referat  vom  23.  November 
1843.  (Minister  Kolowrat-x\kten,  Z.  2134  ex  1843.  St.  A.) 

59)  (12)  Metternich  an  Erzherzog  Ludwig,  24.  Juli  1843.  (Staats- 
konferenz, Z.  687  ex  1843.  St.  A.) 

60)  (12)  »Von  dieser  unseligen  Menschenart  —  so  schrieb  Metternich 
an  den  Erzherzog  Ludv.-ig  —  bietet  kein  Theil  der  Monarchie  mehr  als 
eben  Prag.«  (Schreiben,  dd.  ischl,  24.  Juli  1843.  vStaatskonferenz, 
Z.  687  ex  1843.  St.  A.) 

*5i)  (12)  In  dieses  Komitee  sollten  nach  Metternichs  Antrag  Hartig, 
Inzaghi  und  Kübeck  berufen  werden.  (Votum  Metternichs,  dd.  Ischl, 
23.  Juli  1843.  Staatskonferenz,  Z.  686  ex  1843.  St.  A.) 

62)  (12)  Aus  einem  vertraulichen  Schreiben  Metternichs  an  Gervay, 
dd.  Ischl,  24.  Juli  1843.  (St.  A.)  Gervay  mag  wohl  seine  Übereilung  be- 
reut und  schon  deshalb  die  Schreiben  Metternichs  an  Erzherzog  Ludwig 
und  an  Kolowrat  kopiert  haben;  er  teilte  dies  dem  Fürsten  mit  folgender 
Begründung  mit:  ».  .  .  ich  erachtete  es  für  nötig,  daß  die  weisen  Worte 
E.  D.  in  den  Akten  sich  finden,  damit  derjenige,  dem  die  Vorsehung  es 
gestatten  wird,  diese  Papiere  nach  einer  Zeit  einzusehen,  den  Schlüssel 
der  geschichtlichen  Gestaltung  finden  möge,  in  welcher  die  Verhältnisse 
sich  zeigen  werden.«  (Schreiben  vom  27.  Juli  1843.  St.  A.) 

63)  (12)  Gervay  an  Metternich,  dd.  Wien,  27.  Juli   1843.  (St.  A.) 
6*)  (13)  (Ad  Minister  Kolowrat- Akten,  Z.  2134  ex  1843.  St.  A.)  Die 

Stelle  des  ersten  Landesoffiziers  versah  nach  dem  Rücktritt  des  Oberst- 
landmarschalls Grafen  Hartmann  der  Oberstlandeskämmerer  Karl  Anselm 
Fürst  Thurn  und  Taxis. 

65)  (13)  Gervay  hatte  sich,  in  einem  Gespräche  mit  Erzherzog- 
Ludwig,    als  Erster    gegen    die  Verleihung    eines    Titels    ausgesprochen. 
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(vSchrcibcn  an  Mettcrnich,  27.  Juli  1S43.)  Kolowrat  war  derselben  Meinung, 
nicht  so  der  Staatskanzler.  (Eingabe  vom  20.  September  1843.  Ad  Minister 
Kolowrat-Akten,  Z.  2134  ex  1843.  St.  A.) 

'■•'■)  (13)  Graf  Hartig  hatte  als  Gouverneur  der  Steiermark,  wo  eine 
solche  Trennung  bestand,  deren  Nachteile  erkannt.  Er  bemerkte,  daß 
Kaiser  I'ranz  ein  entschiedener  Gegner  einer  derartigen,  auch  bloß  zeit- 
weiligen Maßregel  für  Böhmen  gewesen  sei  und  daher  mit  Kabinett- 
schreiben vom  17.  September  1810  den  Grafen  Franz  Kolowrat  zum 
Verweser  des  Oberstburggrafenamtes  und  der  Gubernialpräsidentenstelle 
ernannt  und  ihm  in  dieser  Eigenschaft  die  Leitung  des  Guberniums,  des 
Landesausschusses,  des  Landtages  und  der  Stände  anvertraut  habe. 
(Votum  vom  10.  Oktober  1843.  Ad  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1858  ex 
1S43.  St.  A.) 

'"'')  (13)  Nach  Hartigs  Resolutionsentwurf  sollte  dem  Erzherzog  »die 
Leitung  des  böhmischen  Guberniums«  übertragen  werden.  Kolowrat  be- 
mängelte diesen  Ausdruck,  der  ihm  die  Stellung  Stefans  etwas  zu  tief 
zu  bezeichnen  schien,  weshalb  er  den  folgenden  vorschlug:  »die  Leitung 
der  politischen  Administrationsangelegenheiten  des  Königreiches  Böhmen.« 
(Votum  vom  13.  Oktober.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1858  ex  1843; 
Staatskonferenz,  Z.  1098  ex  1843.) 

Graf  Hartig  hatte  auch  die  Möglichkeit  besprochen,  den  Erzherzog 
zum  Regierungschef  von  Niederösterreich  zu  ernennen,  wogegen  Graf 
Kolowrat  folgende  Einwendungen  erhob:  »Diese  Stelle,  welche  gegen- 
wärtig Freiherr  von  Talatzko  einnimmt,  scheint  mir  einmahl  für  einen 
Erzherzog  nicht  hoch  genug;  sollte  er  aber  unter  irgend  einem  Titel 
ober  den  gegenwärtigen  Regierungschef  gestellt  werden,  so  ist  dieß,  ich 
kann  es  aus  langer  Erfahrung  behaupten,  ein  neues  überflüssiges  Rad  in 
der  mit  Räderwerk  ohnedieß  überbürdeten  Verwaltungsmaschine,  welches 
nur  zu  Reibungen  und  Hemmungen  Anlaß  gäbe  und  den  langsamen  Gang 
der  Verwaltung  noch  mehr  hemmen  würde.  Auch  würde  der  Erzherzog, 
eingeklemmt  zwischen  Magistrat,  Kreisämtern  und  Regierung  auf  einer 
vSeite,  und  die  Hofkanzlei  nebst  der  höchsten  Zentralregierung  auf  der 
anderen  Seite,  in  persönlicher  Berührung  mit  allen  Hofstellen,  nicht 
lernen,  sich  bei  vorkommenden  Verlegenheiten  und  Anständen  ange- 
messen und  frei  zu  bewegen.  Diese  eingeschobene  Stellung  hat  sich  stets 
nicht  nur  als  überflüssig,  sondern  als  nachtheilig  bewährt  und  war  ins- 
besondere eine  wahre  Last  für  das  höchste  Regierungszentrum.« 

*'*)  (13)  Kabinettschreiben  an  den  Obersten  Kanzler  (nach  Kolowrats 
Entwurf),  dd.  Wien,  9.  November  1843.  (Staatskonferenz,  Z.  1098  ex  1843. 
St.  A.) 

"^j  (14)  Präsidialvortrag  des  Obersten  Kanzlers  vom  11.  November  1843. 
(Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2082  ex  1843.  St.  A.)  Dem  Grafen  Inzaghi 
V.  ar  aufgetragen  worden,  sich  die  Instruktion  des  Erzherzogs  Ferdinand, 
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Generali^'ouverneurs  von  Mailand  (1771),  zur  Richtschnur  zu  nehmen. 
Aber  weder  sie,  noch  die  Instruktionen  der  Erzherzoge  Rainer  (Lombardo- 
Venetien)  und  Ferdinand  d'Este  (Galizien)  konnten  vollständige  Anwendung 
finden:  Der  Generalgouverneur  der  Lombardei  war  zur  Zeit  der  Kaiserin 
Maria  Theresia  mit  sehr  ausgedehnten  Vollmachten  und  Sonderaufträgen 
versehen  und  betraut  worden;  l'>zherzog  Rainer  hatte  als  Vizekönig  nicht 
bloß  die  unmittelbare  Verwaltung  zu  führen,  sondern  auch  auf  die  Zu- 
sammengehörigkeit beider  Provinzen  bedacht  zu  sein,  die  Hofstellen 
teilweise  zu  ersetzen  und  auch  deren  engeres  Einvernehmen  mit  den 
Landesbehörden  zu  vermitteln;  Erzherzog  Ferdinand  d'Este  aber  war  mit 
der  obersten  Leitung  der  Zivil-  und  Militärverwaltung  betraut. 

Eine  Abschrift  der  Instruktion  des  Erzherzogs  Stefan  erliegt  im 
Staatsratsakt  6267  ex  1843.  (St.  A.) 

''0)  (14)  Votum  Kolowrats  vom  i.  Dezember  1843  (ad  Vortrag 
Inzaghis  vom  15.  November.  Minister  Kolowrat- Akten,  Z.  2134  ex  1843. 
St.  A.) 

'1)  (14)  Handschreiben  an  Erzherzog  Stefan  vom  9.  Dezember  1843 
(Vortrag  Inzaghis  vom  23.  November  1843.  Ibidem.)  Dem  Erzherzog 
wurde  die  oberste  Leitung  aller  politischen  Behörden  »und  der  denselben 
zugewiesenen  Geschäfte«  übertragen.  Kübeck  hatte  diesen  Zusatz  im 
Hinblick  auf  die  Finanzagenden  für  notwendig  erachtet.  (Vorträge  Kübecks 
vom  13.  und  vom  23.  November  1843.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2083 
und  2134  ex  1843.  St.  A.)  Erzherzog  Stefan  hatte  zwar  einen  Titel  be- 
ansprucht, es  ward  ihm  aber  bedeutet,  daß  er  bloß  Landeschef  heißen 
solle.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2262  ex  1843.  St.  A.)  Dem  Votum 
Hartigs  gemäß  wurde  auch  kein  Patent  erlassen.  (Resolution  [auf  In- 
zaghis Vortrag  vom  16.  Dezember],  dd.  Wien,  30.  Dezember  1843. 
Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2303  ex  1843.  St.  A.) 

^2)  (15)  Staatsratsakt  4630  ex  1843  über  die  Eingabe  der  böhmischen 
Stände;  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  g.  November  1843. 
(Staatsratsakt,  Z.  6141  ex  1843.) 

")  (15)  Votum  Kolowrats  vom  6.  Jänner  1844.  (Minister  Kolowrat- 
Akten,  Z.  20  ex  1844.  St.  A.) 

7^)  (15)  Staatsratsakt,  Z.  6 141  ex  1843.  (St.  A.) 

^5)  (15)  Die  ständischen  Desiderien  vom  September  1790  enthielten 
u.  a.  die  Bitte,  dem  Domestikalfonds  sämtliche  bis  zum  letzten  Oktober 
1789  eingelaufenen  Zuflüsse  zu  belassen.  Das  Hofdekret  vom  12.  Au- 
gust 1791  leistete  diesem  Wunsche  Folge,  nur  räumte  es  den  Ständen 
weder  das  freie  Verfügungsrecht  ein,  noch  enthob  es  sie  der  Verpflichtung 
jährlicher  Rechnungslegung;  das  bisherige  Präliminarsystem  blieb  sonach 
in  Kraft.  Da  nun  die  Stände  bis  1789  in  der  Tat  Steuerzuschläge  zu  dem 
alljährlichen  Ordinarium  und  Extraordinarium  verfügt  hatten  und  ihnen 
die  bis  dahin    eingegangenen  Zuflüsse  belassen  blieben,    so   glaubten,  sie, 
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auch  ohne  h(»herc  Genehmii;un^-  zur  Auvsschreibunt;-  von  vSteuerzuschlä<;en 
zuj;unsten  des  Dominikalfonds  berechtij^^t  zu  sein.  In  der  Folge  beriefen 
sich  die  Stände  auch  auf  die  Hofdekrete  vom  26.  Juli  1826  und  vom 
23.  Februar  iS-;().  Die  Hofkanzlei  meinte  hingegen,  daß  diese  Steuer- 
zuschläge wohl  nicht  zu  den  den  Ständen  bewilligten  Zuflüssen  gerechnet 
werden  könnten:  denn  die  Steuerausschreibung  komme  als  ein  Landes- 
hoheitsrecht einzig  und  allein  dem  Staatsoberhaupte  zu.  Das  Hof  kanzlei- 
dekret vom  18.  März  1842  verpflichtete  daher  das  böhmische  Gubernium 
und  den  Landesausschuß,  bei  Vorlage  des  jährlichen  Dominikalfonds- 
Präliminare  das  allfällige  Defizit  jederzeit  auszumitteln  und  zu  dessen 
Umlage  auf  den  vSteuergulden  die  Genehmigung  der  Hofkanzlei  ein- 
zuholen. 

'*')  (16)  Beschluß  auf  Grund  eines  schriftlichen  Votums  des  Grafen 
Friedrich  Deym.  (^Ständische  Versammlung  vom  August  1843.) 

'")  (16)  Vortrag  der  Vereinigten  Hof  kanzlei  vom  16.  November  1843, 
(Staatsratsakt.  Z.   6184  ex  1843.  St.  A.) 

")  (17)  Votum  des  Staatsrates  Jüstel. 

'ö)  (17)  Vortrag  Kolowrats  an  den  Kaiser,  dd.  Wien,  15,  Jänner 
1^844.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  84  ex  1844,  ad  Staatsratsakt  Z.  6184 
ex  1843.  St.  A.) 

80)  (17)  Dieser  Beschluß  erfolgte  in  der  Versammlung  vom  16.  August 
1843  auf  Antrag  des  Grafen  Josef  M.  Thun. 

^1)  (18)  ».  .  .  So  wollen  Wir  .  .  .  dahin  trachten,  daß  das  königliche 
Landrecht  und  andere  Amter  mit  verständigen  und  tauglichen  Personen, 
die  im  Königreiche  angesessen,  versehen  werde.«  (Art.  IX  der  Landes- 
ordnung.) 

8-)  (18)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  29.  Dezember  1843. 

83)  (18)  Buols  Votum.  (Staatsratsakt,  Z.  351  ex  1844.  St.  A.) 

84)  (18)  Erzherzog  Stefan  an  den  Grafen  Kolowrat,  dd.  Prag, 
4.  Jänner  1844.  Vortrag  Kolowrats  an  den  Kaiser  vom  12.  Jänner  1844.  St.  A. 
Schon  während  des  Aufenthaltes  Stefans  in  Wien  war  die  Frage  auf- 
geworfen worden,  ob  man  den  n.  ö.  Appellationspräsidenten  Baron  Heß 
nicht  veranlassen  sollte,  das  Amt  eines  Oberstlandhofmeisters  von  Böh- 
men niederzulegen.  Dieses  Ehrenamt  erheischte  aber  keineswegs  die  An- 
wesenheit seines  Trägers  im  Lande  (Bericht  des  Landesauschusses  vom 
2.  Jänner  1843),  weshalb  Graf  Chotek,  und  zwar  entgegen  seiner  früheren 
Ansicht,  die  Überzeugung  aussprach,  daß  Baron  Heß  es  auch  in  der 
Folge  behalten  könnte.  (Präsidialbericht  vom  14.  Jänner  1843;  Präsidial- 
schreiben der  Hofkanzlei  an  Grafen  Chotek,  dd.  Wien,  23.  Jänner  1843.) 

8^)  (19)  Im  verstärkten  Landesausschuß  hatten  der  Klerus  und  die 
Bürgerbank  gegen  das  Minoritätsvotum  des  Herrenstandes  gestimmt. 

8<5)  (19)  Hartigs  Votum  vom  14.  Jänner  1844.  (Minister  Kolowrat- 
Akten,  Z.  54  ex  1844.  St.  A.j 
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8')  (Kjj  Metlernichs  \'otum  vom   15.  Jänner  1844.  (Ibidem.) 
"«)  (19)  Kolowrat  an  Erzherzog  Stefan,  18.  Jänner  1844.  (vSt.  A.) 
^^)  (19)  vStefan  an  Kolowrat,  Prag,  20.  Jänner  1844.  (St.  A.) 
o*^)  (20)  Altgraf  Salm  an  Kolowrat,  Prag,  25.  Jänner  1844.    (St.  A.) 
'•^^}  (20)  Dies  auch  bei  dem  Vorsitz   in  der  Herrenbank,    wo  bisher 
stets  ein  Landesoffizier  präsidiert  hatte. 

^2)  (20)  Schreiben  des  Erzherzogs  Stefan  an  Kolowrat,  dd.  Prag, 
27.  Februar  1844.  Der  Schluß  des  Postulatenlandtages  stand  bevor,  worauf 
—  am  II.  März  —  die  ständische  Versammlung  eröffnet  werden  sollte. 
3^)  (20)  Kolowrats  Votum  (über  das  Enthebungsgesuch  des  Frei- 
herrn Hermann  von  Heß  vom  12.  Jänner  1844)  dd.  Wien,  3.  März  1844. 
(Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  361  ex  1844.  St.  A.) 

9^)  (20)  Pillersdorf  hatte  am  g.  Februar  1844  folgendes  an  Kolowrat 
geschrieben:  ».  .  .  So  unangenehm  und  bedenklich  Zugeständnisse  sind, 
wenn  sie  der  Regierung  durch  ein  unberufenes  oder  ungebührliches  Ein- 
schreiten abgerungen  werden,  so  entspricht  es  doch  der  Klugheit,  durch 
leicht  zu  gewährende  Zugeständnisse  Bewegungen  und  unangenehme  Er- 
örterungen über  wirkliche  oder  vermeintliche  Verletzungen  wichtiger  Pri- 
vilegien und  Vorzüge  vorzubeugen.  Die  böhm.ischen  Stände  befinden  sich 
seit  einiger  Zeit  in  einem  Zustande  der  Aufregung.  Ungebührliche  Be- 
gehren mit  Festigkeit  und  Nachdruck  zurückzuweisen,  billige  und  be- 
gründete ohne  Zögern  zu  gewähren,  zweifelhaften  und  unschädlichen  aus 
eigenem  Impulse  zuvorzukommen,  dürfte  der  sicherste  Weg  für  die  Re- 
gierung sein,  Achtung",  Gewicht  und  Vertrauen  zu  behaupten.«  (Korre- 
spondenz Erzherzog  Stefan — Graf  Kolowrat.  St.  A.) 

95)  (21)  Erzherzog  Stefan  an  Inzaghi,  Prag,  12.  März  1844.  (^Korre- 
►spondenz  Erzherzog  Stefan — Graf  Kolowrat.  St.  A.) 

96)  (21)  Kaiserliche  Resolution  vom  30.  März  1844.  (Staatsratsakt, 
Z.  351  ex  1844.  St.  A.) 

Die  Stände  hatten  gebeten,  eine  Vereinigung  zweier  Landesämter 
in  einer  Person  nicht  mehr  stattfinden  zu  lassen;  landesfürstliche  Ämter, 
die  mit  Landesämtern  verbunden  seien,  nur  im  Notfall  an  nicht  qualifi- 
zierte Sprossen  altadeliger  Familien  zu  vergeben,  ohne  ihnen  jedoch, 
so  lange  sie  nicht  im  Lande  begütert  seien,  Titel  und  Eigenschaft 
von  Oberstlandesoffizieren  zuzugestehen.  Schließlich  suchten  die  Stände 
eine  ausdrückliche  Erklärung  zu  erwirken,  wonach  niemand,  kraft  seines 
Amtes  allein,  Sitz  und  Stimme  im  Landtag  und  in  den  ständischen  Ver- 
sammlungen erhalten  oder  als  Oberstlandesoffizier  funktionieren  könne, 
ohne  schon  im  Landtag  eingeführt  oder  für  seine  Person  zur  Einführung 
und  zu  Sitz  und  Stimme  auf  der  Herrenbank  befähigt  zu  sein.  {In  Be- 
treff der  Landtagsfähigkeit  lag  eine  ständische  Eingabe  vom  Jahre  183S 
vor.  Staatsratsakt,  Z.  4366  ex  1839.  St.  A.)  Im  Jahre  1790  jedoch  hatten 
die  Stände  den  Oberstlandesoffizieren  sogar  Sitz  und  Stimme  im  Guber- 


nium  eingeräumt  wissen  wollen.  Einer  neuerlichen  Eini^abe  zufolge  wurde 
iWn  Ständen  eröffnet,  daß  die  kaiserliche  Entschließuni^  vom  30.  März 
auch  auf  die  dem  Ritterstande  vorbehaltenen  Landesämter  (des  Oberst- 
landschreibers, des  Landesunterkämmerers  und  des  Königgrätzer  Burg- 
grafen) Anwendung  finde.  (Kaiserliche  Entschließung  [auf  den  Vortrag 
der  \'ereinigten  Hofkanzlei  vom  23.  August  1844],  dd.  Schönbrunn^ 
12.  Oktober  1S44.  Staatsratsakt,  Z.  4293  ex  1844,  St.  A.) 

•'")  (21)  vStändische  Versammlung  vom  13.  März  1844. 

••'^)  (21)  Es  bleibe  das  ständische  Recht,  vSteuerzuschläge  zum  Besten 
des  Domestikalfonds  selbständig  auszuschreiben,  »jederzeit  an  die  über 
den  Domestikalfonds  überhaupt  und  dessen  Präliminarebehandlung  ins- 
besondere bestehenden  Vorschriften  der  Landesordnung  und  der  a.  h» 
Entschließung  von  1791  und  vom  13.  Jänner  1844  gebunden«.  (Staatsrats- 
akt, Z.  4223  ex  1844.) 

^•')  (22)  Kaiserliche  Resolution,  dd.  Wien,  9.  November  1844,  auf 
den  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  16.  August.  (Staatsratsakt, 
Z.  4223  ex  1844.  St.  A.)  Die  mildere  Fassung  erfolgte  auf  Antrag 
Hartigs. 

^0*^)  (22)  Einer  Vorstellung  des  Altgrafen  Salm  gemäß.  (Salm  an 
Kolowrat,  15.  März  1844.  Korrespondenz  Erzherzog  Stefan — Graf  Kolowrat. 
vSt.  A.) 

^^^)  (22)  Buols  Votum  gemäß.  (Staatsratsakt,  Z.  4223  ex  1844.  St.  A.) 

102^  (23)  Vereinbarung  vom  26.  August  1754.  Die  Gesamtsumme 
von  15.000  Gulden  wurde  seit  dieser  Zeit  dem  Domestikalfonds  entnom- 
men, nur  pflegte  der  geistliche  Beitrag  (gemäß  der  Verteilungsart,  die  der 
Eürsterzbischof  Anton  Peter  Graf  Pfzichowsky  am  12.  Jänner  1771  ver- 
lügt hatte)  von  den  Domkapiteln  und  Klöstern  eingehoben  und  dem- 
Domestikalfonds  ersetzt  zu  werden.  Mit  kaiserlicher  Resolution  vom 
6.  April  1841  wurden  die  Stände  zur  Äußerung  aufgefordert.  Diese  er- 
folgte in  den  Sitzungen  vom  11.  und  12.  April  1842.  (Vorträge  der  Ver- 
einigten Hofkanzlei  vom  29.  Jänner  1841  und  vom  25.  November  1842» 
Staatsratsakten,  Z.  1042  ex  1841  und  Z.  6161  ex  1842.  St.  A.) 

^03)  (23)  Dieses  sah  in  dem  Beitrag  keine  Steuer,  sondern  eine 
unter  Festsetzung  eines  bestimmten  Maßstabes  freiwillig  übernommene 
und  von  der  Krone  sanktionierte  Verpflichtung;  das  Landesgubernium 
meinte  daher,  daß  ohne  ständische  Zustimmung  die  Verteilungsart  nicht 
aufgehoben  werden  könnte. 

10-*)  (23)  Hofrat  Nadherny. 

105)  (24)  Kaiserliche  Resolution  vom  11.  Februar  1843  auf  den  Vor- 
trag der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  25.  November  1842,  nach  Buols 
Entwurf.  (Staatsratsakten,  Z.  6161  ex  1842.  St.  A.) 

'06)  (24)  Dieser  Beschluß  war  —  in  der  ständischen  Versammlung^ 
vom  16.  August  1843  —  auf  Antrag  des  Grafen  J.  M.  Thun  erfolgt. 
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1*^^)  (24)  vStändische  Vota  ge^^en  Entschließungen  des  Monarchen  hatten, 
dem  Hofdekret  vom  12.  August  1791  gemäß,  keine  aufschiebende  Wirkung. 

^08)  (24)  Ad  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  29.  Dezember 
1843.  (Staatsratsakt,  Z.  233  ex  1844.  St.  A.) 

109)  (24)  Eingabe  vom  24.  April  1844.  —  Kabinettschreiben  an  den 
Obersten  Kanzler,  dd.  Wien,  11.  Mai  1844  (Staatsratsakt,   Z.  233  ex  1844.) 

110)  (25)  Gutachten  des  Staatsrates  über  den  Vortrag  der  Hof- 
kanzlei vom  24.  Mai   1844.  (Staatsratsakt,  Z.  2681   ex  1844.  St.  A.) 

^^0  (25)  Kaiserliche  Entschließung  (nach  Hartigs  Entwurf),  dd. 
Schönbrunn,  30.  September  1844.    Staatsratsakt.    Z.  2681  ex  1844.  St.  A.) 

11-)  (25)  Eingabe  des  Erzherzogs  Stefan  vom   14.  Oktober  1844. 

113)  (26)  Kaiserliche  Entschließung,  dd.  Wien,  27.  Dezember  1844. 
Staatsratsakt,  Z.  5562  ex  1844.  St.  A.)  Den  Ständen  mitgeteilt  am 
17.  April  1845. 

11^)  (26)  So  bestimmte  es  die  Halsgerichtsordnung  vom  22.  Juli 
1765.  Der  Kriminalfonds  war  aus  den  Beiträgen  der  ehemaligen  Kriminal- 
jurisdizenten  gebildet. 

113)  (26)  Die  Hofkanzlei  hatte,  in  ihrem  Vortrag  vom  14.  März 
1833,  die  Überweisung  der  Kosten  auf  das  Ärar  kräftig  befürwortet. 

11*5)  (26)  Z.  B.  Niederösterreich  und  Steiermark. 

119  (26)  Waren  es  doch  die  Steuergelder  sämtlicher  Länder,  die 
den  Staatsschatz  bildeten. 

118)  (27)  Kaiserliche  Resolution  (auf  den  Vortrag  der  Vereinigten 
Hofkanzlei  vom  14.  März  1833),  dd.  Schönbrunn,  23.  Juni  1835.  (Staats- 
ratsakt, Z.  1990  ex  1833.  St.  A.) 

119)  (27)  Vortrag  Sedlnitzkys  vom  5.  März  1842  mit  dem  vom 
Prager  Stadthauptmann  erstatteten  Stimmungsbericht.  (Minister  Ko- 
lowrat- Akten,  Z.  427  ex  1842.  St.  A.) 

120)  (27)  Einstimmiger  Beschluß  der  Stände  (Versammlung  vom 
II.  und  12.  April  1842). 

121)  (27)  Vom  23.  Juni  1835  und  vom  12.  September  1841.  (Staats- 
ratsakt, Z.  624  ex  1841.  St.  A.)  Der  Kaiser  hatte  damals  dem  Antrag 
der  Hofkanzlei,  die  Kriminalkosten  auf  den  Staat  zu  wälzen,  keine  Folge 
gegeben. 

122)  (2yj  So  war  es  für  Mähren  bestimmt  worden.  (Kaiserliche  Ent- 
schließung vom  I.  Oktober  1841.  Staatsratsakt,  Z.  1808  ex  1842.  St.  A.) 

123)  (27)  Kaiserliche  Entschließungen,  dd.  27.  März  1829  und  29.  Mai 
1835.  Hofkanzleidekret  vom  15.  Juli  1836.  Dieses  sprach  zugleich  aus, 
daß  es  sich  bloß  um  die  Deckung  der  Kosten  handle,  die  bisher  weder 
durch  das  Ärar,  noch  durch  den  Kriminalfonds  erfolgt  war. 

124)  (27)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Vereinigten 
Hofkanzlei  vom  27.  Jänner  1843),  dd.  Wien,  30.  März  1844.  (Staats- 
ratsakt, Z.  721  ex  1843.  St.  A.) 
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'-'•'•)  (28)  Ständische  \'ersammluni;  vom  2.  Juli  1844.  Altgraf  Salm 
unterstützte  das  ständische  Minoritätsvotum.  (Schreiben  an  Kolowrat  vom 
5.  Juli    1844.  St.   A.) 

i-'l  {zS)  Der  betreffende  Antrag  harrte  seit  1838  seiner  Erledigung. 
(Staatsratsakt,  Z.  770  ex  1838.  St.  A.) 

*'-')  (28)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  30.  April  1843. 
(Staatsratsakt,  Z.  2463  ex   1843.  St.  A.) 

^■-^)  (2c))  Vortrag  der  Vereinigten  Hoflcanzlei  vom  21.  November  1844. 
( vStaatsratsakt,  Z.  6033  ex  1844.)  Schließlich  stellte  sie  noch  folgenden 
Antrag:  wird  die  fragliche  Auslage  in  Böhmen  dem  Steuerpostulat  zu- 
geschlagen, so  soll  zur  Erzielung  einer  gleichförmigen  Behandlung  aller 
Provinzen  dasselbe  auch  dort  zur  Ausführung  gelangen,  wo  der  Staat 
die  Kriminalkosten  noch  nicht  zur  Gänze  übernommen  hat. 

^■-'•)  (29)  Buols  Votum  vom  27.  Dezember  1844.  (Staatsratsakt, 
Z.  6033  ex  1844.  St.  A.) 

^^'^)  (29)  Kaiserliche  Entschlreßung  (im  Sinne  des  Votums  Kolowrats 
vom  21.  Jänner  1845),  dd.  Wien,  i.  Februar  1845.  (Minister  Kolovvrat- 
Akten,  Z.  iii  ex  1845.  St.  A.) 

^31)  (29)  Nach  einem  Ausweis  des  böhmischen  Guberniums  vom 
3.  März  1845  durchschnittlich  46.695  fl.  59  kr.  CM.  im  Jahr.  ».  .  .  Die  Stände 
Böhmens  —  so  äußerte  sich  Graf  Hartig  in  seinem  Gutachten  —  hatten 
bei  der  früheren  Form  der  Anforderung  doch  die  Gelegenheit,  sich,  weil 
es  um  die  Belastung  ihres  Domestikalfonds  zu  thun  war,  in  die  Natur 
und  den  Umfang  des  Erfordernisses  genauer  einzulassen,  während  den- 
selben dann,  wenn  der  Zuschlag  zum  Postulate  der  Contribution  gemacht 
würde,  eine  nähere  Nachweisung  nicht  gewährt  oder  nur  auf  eine  höchst 
bedenkliche  Art  ausnahmsweise  zugestanden  werden  könnte.  Die  minderen 
Stimmen  der  Vereinigten  Hof  kanzlei  (Z.  6033/5739  ex  1844)  haben  schon 
früher  das  Besorgniß  geäußert,  daß  die  Erhöhung  des  Steuerpostulates 
neuerliche  ständische  Deliberationen  und  Vorstellungen  provociren  werde; 
ein  Besorgniß,  was  sich  mir  zur  Gewißheit  steigert,  wenn  ich  erwäge, 
daß  die  Belastung  des  Domestikalfonds  und  die  Erhöhung  des  Steuer- 
postulats durch  die  Kosten  der  Criminalgerichtspflege  in  Beziehung  auf  die 
Steuerpflichtigen  ganz  gleiche  Wirkung  hätten  und  die  böhmischen 
Stände  sich  sonach  durch  die  a.  h.  Entschließung  vom  i.  Februar  1845, 
wenn  sie  so  vollzogen  würde,  nur  mystifizirt   finden  dürften.  .  .« 

132)  (30)  Dieser  Vorschuß  von  beiläufig  46.000  bis  50.000  Gulden 
sollte  durch  eine  nachfolgende  Verteilung  auf  die  direkten  Steuern  wieder 
hereingebracht  werden.  (Votum  Hartigs  [über  den  Vortrag  der  Vereinigten 
Hofkanzlei  vom  22.  März  1845],  dd.  31.  desselben  Monats.  Minister 
Kolowrat-Akten,  Z.  487  ex  1845.  St.  A.) 
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'^■')  (30)  Kaiserliche  Entschließung:^  (j^emäß  dem  Votum  Kolowrats 
vom  I.  April  1845),  dd.  Wien,  2.  April  1845.  Ad  Minister  Kolowrat- 
Akten,  Z.  487  ex   1845.  vSt.  A. 

131)  (30)  l)eila;;e  eines  Berichts  des  Prager  Stadthauptmanns  an 
Sedlnitzky,  dd.  Prag,  27.  Dezember  1844.  (Ministerium  des  Innern.) 

i3-')  (31)  Redefreiheit  herrschte  bloß  in  den  ständischen  Versamm- 
lungen, nicht  aber  im  Landtag,  wo  bloß  über  einen  bestimmten  Gegen- 
stand gesprochen  werden  durfte. 

136)  (31)  Bericht  an  Sedlnitzk}-,  dd.  Prag,  17.  Jänner  1845.  Die  Ab- 
schrift der  Wurmbrandschen  Rede  A\urde  dem  Grafen  Kolowrat  einge- 
händigt, der  sie  mit  dem  Bemerken  zurückbehielt,  »hievon  den  geeigneten 
dienstlichen  Gebrauch  zu  machen  <. 

137)  (32)  Promemoria  Stefans,  dd.  Mayerhofen,  31.  Juli  1844. 
(Korrespondenz  des  Erzherzogs  mit  Graf  Kolowrat.  St.  A.) 

138)  (32)    Erzherzog  Stefan  an  Kolowrat,   17.  August  1844.   (St.  A.) 

139)  (32)  Vortrag  der  Vereinigten  Hof kanzlei  vom  30.  November  1844 
über  die  Postulaten-Landtagserklärung  der  böhmischen  Stände  pro  1844. 
Der  betreffende  Resolutionsentwurf  Buols  wurde  auf  Antrag  des  Staats- 
rates Weiß  abgeändert.  Kaiserliche  Resolution  vom  11.  Mai  1845.  (Staats- 
ratsakt, Z.  6248  ex  1844.  St.  A.)  —  Die  Stände  wurden  zugleich  »er- 
innert«, in  Hinkunft  ihre  Erklärung  über  das  Steuerpostulat  unmittelbar 
nach  dessen  erfolgter  Annahme  zugleich  mit  dem  geistlichen  Votum, 
aber  ohne  Verbindung  mit  anderen  Fragen  vorzulegen. 

^^^)  (33)  Vgl.  V.  Bibl,  Die  niederösterreichischen  Stände  im  Vor- 
märz, 251  ff. 

^^^)  (33)  Erzherzog  Stefan  an  Kolowrat,  dd.  Prag,  27.  März  1845. 
(St.  A.) 

^^^)  (55)  Die  Stände  hatten  inzwischen,  wie  noch  gezeigt  werden 
soll,  die  Tragweite  der  kaiserlichen  Resolution  vom  i.  Februar  1845  er- 
kannt. 

^^^)  (34)  Iri  seinen  »Aphoristischen  Bemerkungen«  über  Ungarn 
(Nachgelassene  Papiere,  Band  VII,  S.  53)  hatte  Metternich  auf  den  wesent- 
lichen Unterschied  aufmerksam  gemacht,  der  zwischen  einer  landständi- 
schen und  einer  repräsentativen  Verfassung  bestand. 

1^^)  (34)  Erzherzog  Stefan  hatte  den  Grafen  Thun  im  Oktober  1844 
zum  Oberstlandkämmerer  vorgeschlagen  und  für  ihn  zugleich  die  tax- 
freie Verleihung  der  Geheimen  Ratswürde  beantragt;  er  stellte  dem  Grafen 
das  Zeugnis  aus,  eines  der  ausgezeichnetsten  Mitglieder  des  böhmischen 
Hochadels  mit  ungewöhnlichen  Talenten  begabt  und  in  uneigennütziger 
Weise  bestrebt  zu  sein,  für  die  Allgemeinheit  zu  wirken.  Begünstigt 
durch  Geburt  und  Familienverhältnisse  besitze  er  alle  Eigenschaften  für 
jene  Stelle:  vorzügliche  wissenschaftliche  Bildung,  Streben  nach  Er- 
weiterung   seiher  Kenntnisse,    Kenntnis    der  Landesverhältnisse,    Einfluß 
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auf  die  Stände,  unerschütterliche  Treue  für  den  anj;estammten  Herrscher 
und  Teilnahme  an  fast  sämtlichen  gemeinnützigen  Vereinen  und  An- 
stalten l^öhmens.  teils  als  Vorsitzender,  teils  als  luirderer. 

Die  Ilofkan/lei  sowohl  wie  der  vStaatsrat  befürwortete  die  Eingabe 
des  Erzherzogs,  weshalb  der  Kaiser,  am  2.  November  1844,  ^^^  Resolu- 
tionsentwurf genehmigte.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1905  ex  1844. 
St.  A.l  Nichts  rechtfertigt  die  Annahme  vSpringers  (Band  I,  527),  es  sei 
'1  huns  Auszeichnung  auf  die  Absicht  der  Regierung  zurückzuführen, 
>  ständische  Stürme  zu  beschwören«.  Im  übrigen  war  damals  die  Ab- 
sendung der  Deputation  noch  gar  nicht  beschlossen  worden. 

Graf  Thun  hatte  sich  einigen  Freunden  gegenüber  geäußert,  er  habe 
ausdrücklich  erklärt,  es  sich  zur  großen  Ehre  anzurechnen,  wenn  er  die 
Würde  eines  Geheimen  Rates  erhielte  —  allein  nur  dann,  »wenn  an  die- 
selbe keine  Bedingungen  geknüpft  würden  und  er  hernach  wie  zuvor  in 
seinen  Äußerungen  und  Handlungen  derselbe  bleiben  dürfe«.  Das  war 
ihm  auch  zugestanden  worden.  (Muth  an  Sedlnitzky,  dd.  Prag,  31.  Jänner 
1845.  Ministerium  des  Innern.) 

i-isj  (35)  »Bemerkungen  des  Grafen  von  Kolowrat  (vom  6.  Mai) 
und  meine  Gegenbemerkungen  über  die  Rede  der  böhmisch-ständischen 
Deputation  am  7.  Mai  1845.«  »Unterredung  (Metternichs)  mit  dem  Grafen 
Thun  am  7.  Mai  1845.«     (Ad  Staatskonferenz   Z.  186  s  ex  1845.    St.  A.) 

^■*ö)  (35)  Der  Empfang  fand  am  7.  Mai  1845  statt.  Die  ständische 
Anrede  und  die  Erwiderung  des  Kaisers  wurden  (auf  Metternichs  Vor- 
schlag) in  der  »Wiener  Zeitung«  veröffentlicht.  (»Wiener  Zeitung«  vom 
12.  Mai   1845.) 

^*'')  (35)  Kabinettschreiben  an  den  Obersten  Kanzler  (nach  Kolo- 
wrats  Entwurf),  dd.  Wien,  7.  Mai  1845.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  721 
ex  1845.  St.  A.) 

^^^)  (35)  Die  Mitglieder  der  delegierten  Hofkommission  waren:  der 
Oberste  Kanzler  Inzaghi,  der  Hofkanzler  Pillersdorf,  der  Vizekanzler 
Krtczka  und  der  böhmische  Referent  Höniger. 

*^^)  (35)  Abgedruckt  indem  1848  anonym  erschienenen  Werk  (Falks) 
»Der  böhmische  Landtag  im  Jahre  1847«,  S.  12 ff.  bis  33. 

i50j  (36)  Vortrag  des  Obersten  Kanzlers  vom  23.  Mai  1845. 

*^0  (36)  Diese  Behauptung  fand  sich  in  Thuns  Expose  lediglich 
durch  den  Hinweis  auf  den  Krönungseid  und  die  jährlichen  Reverse  aus- 
gedrückt. Deutlicher  hatte  sich  jedoch  Fürst  Colloredo  in  der  Landtags- 
sitzung vom  4.  Juli  1844  geäußert,  indem  er  sagte,  »daß  jene  Reservationen 
nur  von  denjenigen  Monarchen  zur  Anwendung  gebracht  werden  können, 
welche  noch  nicht  den  Krönungseid  geleistet  haben,  da  durch  diesen  die 
Aufrechthaltung  der  bestehenden  Privilegien  zugesichert  wird«.  Diese  Er- 
klärungward von  niemand  bekämpft  und  durch  die  mit  23  gegen  17  Stimm- 
men  gefaßte  Resolution,  die  Verwahrung   einzubringen,  voln   böhmischen 
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Landtag  anerkannt.  (Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  2.  April 
1845.  Ministerium  des  Innern.) 

^■''^)  (36)  Die  Beweisgründe,  die  er  ins  Treffen  führte,  ergaben  sich 
aus  dem  Krönungseid  und  den  Reversen.  (Siehe  beides  bei  Toman,  vS.  45, 
Fußnote.) 

^^^)  (37)  Kaiserliche  Entschließungen  vom  11.  Februar  und  vom 
II.  Mai  1845.  (Staatsratsakten,  Z.  6024  ex  1843,  Z.  5996  und  6248  ex  1844. 
St.  A.) 

^''^)  (37)  Vorn  II.  Februar  1845. 

"^)  (37)  Vom  30.  März  und  12.  Oktober  1844.  (Siehe  S.  21  und 
Anm.  96,  S.  91.) 

i-'6)  (38)  Graf  Hartig  berief  sich  auf  die  Nov.  decl.  litt.  A.  a  XXI, 
die  diesen  Würdenträgern  ausdrücklich  den  Titel  Oberstlandesoffiziere 
»des  Königreichs«  untersagte  und  ihnen  den  »sehr  charakteristischen« 
Titel  königlicher  Oberstlandesoffiziere    im  Königreiche  Böhmen    beilegte. 

^''~')  (38)  Dieser  Kommission  sollten  angehören:  Mitglieder  des 
Guberniums  und  des  Appellationsgerichts,  die  nur  von  den  beiden  Präsidien 
zu  ernennen  wären,  ferner  der  Vorsitzende  des  böhmischen  Fiskalamts 
und  der  Proponent  Graf  Deym. 

158)  (38)  Um  seine  Ansicht  befragt,  äußerte  sich  Kübeck  in  folgender 
Weise:  ».  .  .  Eine  Hypothekenbank  in  Böhmen  setzt  vor  allem  die  Er- 
örterung und  Beantwortung  der  Frage  voraus,  ob  der  Staat,  der  wie  es 
nur  dem  höchsten  Regierungs  Centrum  bekannt  ist,  ohne  Anleihen  seine 
Bedürfnisse  noch  nicht  zu  bedecken  vermag,  bei  der  Hinausgabe  von 
Hypothekar  Creditspapieren  solchen  Umfanges,  wie  es  in  Böhmen  be- 
absichtigt wird,  nicht  mit  der  Aufbringung  seiner  eigenen  Creditsmittel 
ins  Gedränge  komme  und  dadurch  die  wichtigsten  Staatszwecke  gefährdet 
sehen  könnte? 

Diese  Frage  läßt  sich  in  den  Provinzial  Commissionen  nicht  erörtern. 

Eine  weitere  ebenso  wichtige  Frage  ist  es,  ob  es  im  Interesse  der 
finanziellen  Verwaltung  und  wohl  auch,  ob  es  in  der  Politik  der  Re- 
gierung zulässig  gefunden  werde,  den  Ständen  in  Böhmen  eine  so  unge- 
meine Geldmacht  in  die  Hände  zu  legen,  wie  es  die  Gebarung  von 
Hunderten  von  Millionen  und  die  Abhängigkeit  fast  des  ganzen  Grund- 
besitzes in  Böhmen  zur  Folge  haben  würde. 

Diese  Frage  läßt  sich  bei  einer  Provinzial  Verhandlung  nicht  er- 
örtern. 

Endlich  haben  die  Stände  die  ausgesprochene  Absicht,  mittelst  der 
Hypothekenbank  die  Ablösung  der  unterthänigen  Schuldigkeiten  zu  ver- 
allgemeinen und  zu  erleichtern. 

Ohne  in  die  Zweckmäßigkeit  dieser  Maßregel  einzugehen,  liegt  es 
doch  am  Tage,  daß  die  Regierung  sich  entscheiden  müsse,  ob  sie  dazu 
ihre    Hand    biethen,    sie    in    dieser  Ausdehnung    begünstigen    und  insbe- 
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sondere  unter  dem  Einflüsse  und  der  Geldmacht  der  Stände  durchführen 
lassen  wolle         —   ^.« 

Baron  Kübeck  hielt  es  für  angezeigt,  ihm  den  Vortrag  des  Obersten 
Kanzlers  mit  der  Weisung  zukommen  zu  lassen,  »sich  darüber  und  ins- 
besondere über  die  Zulässigkeit  und  Zweckmäßigkeit  einer  Hypothekar- 
Creditanstalt  in  Böhmen  unter  der  Garanzie  und  Leitung  der  Stände, 
auch  wenn  die  von  den  Ständen  begehrten  Hilfs-Institute  beseitigt  würden, 
aus  dem  finanziellen  Standpunkte  umständlich  zu  äußern«. 

Hegte  doch  Kübeck  die  sichere  Überzeugung,  daß  die  Stände  ein 
Provinzialkreditwesen  für  Böhmen  abgesondert  einsetzen  und  sich  dessen 
Leitung  bemeistern  wollten;  nur  deshalb  hatten  sie  —  wie  er  meinte  — 
die  Gründung  einer  Hypothekenbank  vorangestellt  und  als  Bedingung 
ihres  Gedeihens  eine  Filialzettelbank  und  eine  eigene  Börse  für  Prag 
beansprucht. 

(Kübeck  an  den  Staats-  und  Konferenzrat  Baron  Gervay,  dd.  Wien, 
25.  Oktober  1845.  Staatkonferenzakt,  Z.  443  s  ex  1845.  St.  A.) 

189)  (38)  Votum  vom  6.  Juni  1845.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  868 
ex  1845.  St.  A.)  Hartig  empfahl  eine  gleiche  Erledigung  der  ständischen 
Eingabe,  die  das  Gravamen  gegen  das  am  30.  Juni  1842  zugunsten  der 
Staatseisenbahnen  erlassene  Gesetz  über  den  Steinkohlenbau  betraf. 
(Staatsratsakt,  Z.  11 17  ex  1842.  St.  A.)  Doch  stellte  er  den  Antrag,  die 
übrigen  Desiderien  zu  berücksichtigen.  Sie  hatten  folgendes  zum  Gegen' 
stand :  Die  Erklärung,  wonach  bei  Umlagen  der  Domestikalfonds- Abgänge 
nur  das  Hofkanzleidekret  vom  5.  Februar  1844  zu  gelten  habe  und  daher 
das  frühere  vom  18.  März  1842  abzuändern  sei;  die  Übertragung 
der  Verwaltung  der  oberstburggräflichen  Güter  an  die  Stände  gegen 
Zahlung  jährlicher  14.500  Gulden  CM.,  weshalb  die  Verpflichtung  (Re- 
solution vom  29.  Februar  1844.  Staatsratsakt,  Z.  441  ex  1844)  entfallen 
müßte,  dem  jeweiligen  Oberstburggrafen  auch  den  Überschuß  des  Er- 
trägnisses abzuliefern;  die  Wahl  der  Mitglieder  des  verstärkten  Landes- 
ausschusses nach  dreijähriger  Dienstzeit,  somit  Abstellung  des  bisherigen 
Brauchs,  sie  lebenslänglich  im  Amt  zu  belassen.  (Entschließung  vom 
27.  April  1845.  Staatsratsakt,  Z.  1528  ex  1845.  St.  A.)  Diese  Wahl  sollte 
aber,  nach  Hartigs  Vorschlag,  wie  im  permanenten  Ausschuß  nur  alle 
sechs  Jahre  erfolgen. 

i«o)  (38)  Vortrag  des  Altgrafen  Salm  an  das  Präsidium  der  Hof- 
kanzlei, dd.  Prag,  3.  Mai  1845.  (Hofkanzleiakt  23422/1796  ex  1845, 
Ministerium  des  Innern.)  Die  Stände  ließen  sich  durch  die  Erklärung, 
es  werde  der  Staatsschatz  die  Kriminalkosten  übernehmen,  keineswegs 
beirren.  Denn  sie  hielten  es  für  zweifellos,  daß  der  postulierte  Grund- 
steuerzuschlag diesen  Aufwand  darstelle. 

"0  (38)  Die  Mehrheit  des  Herrenstandes  —  21  gegen  11  Stimmen  -^ 
hatte  die  Ablehnung  des  Steuerpostulats  beschlossen. 
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162)  (38)  Votum  des  staatsrätlichen  Referenten  Buol  über  den  Vortraj^ 
der  Hofkanzlei  vom  6.  Juni  1845.  (Staatsratsakt,  Z.  2994  ex  1845.  St.  A.) 

163)  (2g)  »Diese  Motive  werden  von  den  Opponenten,  wie  ich  während 
meines  Aufenthaltes  in  Böhmen  erfuhr,  unumwunden  ausgesprochen.« 
(Hartig  an  Metternich,  dd.  Teplitz,  16.  Juli  1845.  Staatskonferenz,  Z.  278  s 
ex  1845.  St.  A.) 

^*^^)  (39)  »Die  Landtagsverhandlung  vom  28.  April  1.  J.  in  Ver- 
bindung mit  der  .  .  .  exzeptionellen  Behandlungsart  der  ständischen 
Desiderien  kann  den  Eintritt  einer  neuen  Epoche  in  der  Stellung  der 
böhmischen  Stände  gegen  den  König  bilden.  .  .  .«  (Votum  Hartigs  vom 
21.  Juni  auf  den  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  6.  Juni  1845. 
Staatsratsakt,  Z.  2994/2882  ex  1845.  St.  A.) 

^^^)  (39)  »und  welchen  (Vorbehalt,  unter  dem  die  ständischen 
Privilegien  beschworen  worden  waren)  Ich  im  vollen  Gefühle  Meiner 
angeerbten  Regentenpflichten  stets  aufrecht  zu  erhalten  wissen  werde«. 
(Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  868  ex  1845.  St.  A.) 

166)  (39)  Stefan  an  Kolowrat,  Prag,  10.  Juni  1845.  (St.  A.) 

^^0  (39)  Falk,  33—36.  Das  Gubernium  übermittelte  dem  Landes- 
ausschuß dieses  Dekret  am  5.  September  1845. 

^68)  (40J  Erklärung  des  ständischen  Ausschusses,  dd.  Prag,  22.  No- 
vember 1845  (Falk  46),  die  fast  wörtlich  mit  dem  bereits  zitierten,  früheren 
Ausspruch    des   Prager  Stadthauptmannes    übereinstimmte   (siehe  S.  31). 

169)  (40)  Vortrag  des  Grafen  Friedrich  Deym  in  der  ständischen 
Versammlung  vom  9.  Dezember  1845.  (Falk,  68  ff.) 

!'<')  (40)  Bericht  des  Prager  Stadthauptmanns  an  Sedlnitzky,  dd. 
Prag,  II.  Dezember  1845.  (Ministerium  des  Innern.) 

"1)  (40)  Erzherzog  Stefan  an  Graf  Kolowrat,  dd.  Prag,  27.  De- 
zember 1845.  (St.  A.) 

1^2)  (41)  Votum  Kolowrats  über  Sedlnitzkys  Vortrag  vom  13.  De- 
zember 1845.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2021  ex  1845.  St.  A.) 

1^3)  (41)  Der  Landtag  vom  11.  und  12.  August  beriet  über  den 
Entwurf  des  Landtagschlusses  für  das  Jahr  1844;  es  gelangte  das  kaiser- 
liche Reskript  vom  11.  Mai  1845  (Staatsratsakt,  Z.  6248  ex  1844.  St.  A.) 
zur  Verlesung,  das  die  Stände  ermahnte,  ihre  Erklärung  über  das  Postulat 
künftig  unmittelbar  nach  dessen  Annahme,  und  zwar  zugleich  mit  dem 
geistlichen  Votum,  jedoch  ohne  Verbindung  mit  anderen  Fragen  vorzu- 
legen. Die  Mehrheit  der  Stände  stellte  den  Antrag,  es  sei  dem  Monarchen 
gegen    diese    »Erinnerung«    eine    zweite  Landtagschrift    zu  überreichen. 

1'^)  (41)  Die  seit  1790  ganz  außer  Übung  gekommene  Schließung 
der  Landtage  durch  eigene  Landtagschlüsse  war  kraft  kaiserlicher  Re- 
solutionen vom  6.  Mai  1843  und  vom  30.  März  1844,  und  zwar  nicht  auf  An- 
regung der  Stände,  sondern  der  Hof  kanzlei  wieder  verfügt  worden.  (Staats- 
ratsakten,   Z.  4799B/12009    ex  1842  und  925/448  ex  1844.  St.  A.)  , 
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'■■■•)  (41  >  Promemnria  für  Seine  Excellenz«,  dd.  Koschatek,  5.  Sep- 
tember 1^45.  (vSt.  A.)  Es  war  an  den  Grafen  Kolowrat  j^erichtet,  mit  dem 
der  Erzher /.Ofi;  den  Fall  noch  mündlich  erörtern  wollte.  Stefan  hatte  noch 
zwei  weitere  Mündlichkeiten  vori^eschlagen,  die  er  aber  selbst  nicht  für  an- 
t;ezei.i;t  hielt:  Die  Rej^ierun,^:  sollte  entweder  den  Ständen  nachgeben  oder 
Salm  versetzen,  und  ein  Mitglied  der  Stände  zu  deren  Präsidenten  ernennen. 

'■•■>)  (42)  In  der  Tat  hatten  die  Stände  erst  dann  ihr  Recht  ent- 
schieden verteidigt,  als  es  ihnen  streitig  gemacht  worden  war. 

*'")  (42)  Vortrag  des  Präsidiums  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom 
7.  Oktober  1845.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.   1646  ex  1845.  St.  A.) 

i"8)  (42)  Also  nach  dem  im  Patente  vom  10.  Mai  1627  ausgedrückten 
\'orbehalt. 

1"^)  (42)  Votum  vom  23.  Oktober,  samt  Resolutionsentwurf.  (Minister 
Kolowrat-Akten,  Z.  1646  ex  1845.  St.  A.) 

180)  (42)  Die  Absicht  des  Kaisers,  von  seiner  landesfürstlichen  Ge- 
walt im  Notfall  Gebrauch  zu  machen,  sollte  dem  Erzherzog  Stefan  und 
dem  Grafen  Salm  »engvertraulich«  und  mit  der  Weisung  eröffnet  werden, 
»dahin  zu  wirken,  daß  die  Stände  Böhmens  den  Abweg  nicht  betreten 
(statt:  weiter  verfolgen),  auf  welchen  sie  in  der  neueren  Zeit  zu  geraten 
scheinen  (statt:  geraten  sind)«.  Votum  Kolowrats  vom  30.  Oktober. 
(Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1646  ex  1845.  St.  A.) 

181)  (42)  Votum  vom   10.  November  1845. 

''')  (43)  §  23. 
i«3)  (43)  §  25. 

184)  (^43)  Die  politischen  Behörden  hatten  Kreisschreiben  wegen 
Entrichtung  der  Steuern  für  1845,  und  zwar  noch  vor  dem  Schluß  des 
Landtags  erlassen.  Die  Stände  remonstrierten  dagegen  in  ihrer  Ver- 
sammlung vom  22.  April  und  baten  zugleich,  daß  eine  entsprechende 
Weisung  an  die  Kreisämter  ergehe.  Die  Hofkanzlei  stellte  jedoch  den 
Antrag,  diesem  Desiderium  nicht  zu  willfahren,  sondern  den  Ständen  ein 
für  allemal  folgendes  zu  bedeuten:  sobald  ihre  Erklärung  über  das  Postulat 
abgegeben  sei,  müßten  die  Steuern  auch  vor  Schluß  des  betreffenden 
Landtags  ordnungsmäßig  ausgeschrieben  und  eingehoben  werden.  (Vor- 
trag der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  2.  März  1846.  Staatratsakt,  Z.  1250/ 
1195  ex  1846.  St.  A.) 

185)  (43)  Nur  setzte  Graf  Hartig  dabei  voraus,  daß  die  Genehmigung 
des  Resolutionsentwurfes  ad  2.  März  1846  (Anm.  S.  184)  auch  wirklich 
erfolgen  werde. 

186)  (43)  ,^   24. 

^^')  (43)  So  der  novella  declaratoria  Aag  der  Landesordnung,  dem 
Hofdekret  vom  12.  August  1791  (Staatsratsakt,  Z.  1775  ex  1791)  und 
den  kaiserlichen  Entschließungen,  dd.  11.  Mai  und  16.  November  1845. 
(Staatsratsakten,  Z.  6248  ex  1844,  und  2097  ex  1845.  St.  A.) 
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1^«)  (43)   ?   21. 

1^3)  (44)  Hofdekret  vom  12.  August  1791,  Abs.  2;  kaiserliche  Ent- 
schließung vom  30.  März  1844,  die  es  den  Ständen  anheimstellte,  ent- 
weder die  Landtage  nach  dem  bisherigen  Zeremoniell  abzuhalten  oder  — 
wenn  sie  Abänderungen  wünschten  —  um  die  a.  h.  Genehmigung  anzu- 
suchen. (Staatsratsakt,  Z.  925  ex  1844.  St.  A.) 

lyo)  (44)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  des  Hof  kanzlei- 
komitees  vom  ().  März  1846),  dd.  Wien,  12.  April  1846.  (Minister  Kolovvrat- 
Akten,  Z.  491  ex  1846.  St.  A.)  Graf  Kolowrat  hatte  sich  für  die  An- 
nahme des  Resolutionsentwurfes  ausgesprochen.  Am  Tag  vorher  war  die 
kaiserliche  Entschließung  auf  den  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei 
vom  2.  März  1846  erfolgt.  (Abgedruckt  in  den  »Grenzboten«,  V/3,  S.  78  ff.) 

^^^)  (45)  Die  ständischen  Versammlungen  waren  am  4.,  5.,  6.,  8. 
und  g.  Mai  1846  abgehalten  worden.  Die  privilegierten  Städte  Kuttenberg, 
Pilsen  und  Budweis  hatten  seit  dem  Tod  Leopolds  IL  den  Landtag  nicht 
beschickt;  Prag  pflegte  in  der  Regel  nur  ein  Kurialvotum  abzugeben. 
Nun  aber  wurde  den  vier  Prager  Stadtteilen  und  den  drei  übrigen 
privilegierten  vStädten  je  eine  Virilstimme  zuerkannt.  Der  §  21  des  Salm- 
schen  Statuts  kam  daher  nicht  mehr  in  Betracht.  (Siehe  S.  43.) 

192)  (45)  Vgl.  die  gut  unterrichteten  »Grenzboten«   1846,  III,  80. 

193)  (45)  Bericht  des  Prager  Stadthauptmanns  an  Sedlnitzky,  i.  Juni 
1846.  (Ministerium  des  Innern.) 

194)  (46)  Dieser  Antrag  der  Herrenkurie  war  nur  mit  sehr  geringer 
Mehrheit  zum  Beschluß  erhoben  worden. 

195)  (46)  Vortrag  des  Grafen  Josef  M.  Thun  in  der  Versammlung  des 
Herrenstandes  vom  25.  Mai  1846.  (Ministerium  des  Innern.  Landtag 
Böhmen.) 

196)  (46)  Die  gemäßigten  Ständemitglieder  jedoch  gingen  von  der 
Voraussetzung  aus,  man  würde  bei  Einführung  des  neuen  Katasters  die 
fragliche  Differenz  ohnehin  ausgleichen;  deshalb  wollten  sie  lieber  schon 
jetzt,  und  zwar  freiwillig,  ein  Opfer  bringen. 

197)  (47)  GrafDeym  ersuchte,  ih^  gegen  Erlag  der  Schätzungssumme 
den  Unterbau  seines  Wiener  Hauses  (Rotenturmstraße  Nr.  648)  zu  über- 
lassen, der  die  Salz-  und  Kupfermagazine  enthielt.  (Promemoria  Stefans, 
dd,  Wien,  12.  Juni  1846,  über  Deyms  »Hofgesuch«  vom  6.  desselben 
Monats.  Korrespondenz  Erzherzog  Stefan — Graf  Kolowrat.  St.  A.)  Dem 
Vorschlag  Kolowrats  gemäß  wurde  der  Hofkammerpräsident  beauftragt, 
»diesem  Gegenstande  besondere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden«.  (Minister 
Kolowrat- Akten,  Z.  1105  ex  1846.  St.  A.) 

198)  (4y)  Stefan  an  Kolowrat,  dd.  Prag,  28.  Mai  1846.  (Minister 
Kolowrat- Akten,  Z.  1034  ex  1846.  St.  A.) 

199)  (47)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  3.  Juli  1846. 
(Staatsratsakt,  Z.  3459  ex  1846.  St.  A.) 
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-00)  (47)  Die  Stände  waren  seit  dem  Jahre  1792  aufgefordert  worden, 
entsprechende  Anträge  zu  stellen,  bis  die  Hofkanzlei,  am  22.  März  1826, 
folgendes  empfahl:  Man  lege  die  Grundsteuer  nach  einem  durchwegs 
gleichen  Prozentsatz  um  und  schreibe  die  Teilnutzungen  am  Grundertrage 
dem  zur  l^esteuerung  vor,  von  dem  sie  bezogen  würden.  (Staatsratsakten, 
Z.  1175  ex  1791;  6310  ex  1825;  3333/1415  ex  1826.  St.  A.)  Dem  ständi- 
schen Antrag-gemäß  sollte  aber  das  Steuerquantum  der  obrigkeitlichen, 
zum  Extraordinarium  fatierten  Nutzungen  nicht  wie  bisher  ohne  irgend 
eine  Erleichterung  der  Untertanen  bloß  von  der  den  Dominikalbesitz 
treffenden  Steuer,  sondern  von  der  gesamten  auf  das  Dominikale  und 
Rustikale  entfallenden  Steuer  abgezogen  und  der  Rest  gleichmäßig  auf 
beide  Gattungen  des  Grundbesitzes  umgelegt  werden. 

»Dermal,  wo  der  neue  Kataster  in  Böhmen  bereits  in  seiner  Aus- 
führung weit  fortgeschritten  ist,  würden  die  Behörden  vor  der  Beendigung 
dieser  Operation  wohl  kaum  eine  Änderung  in  der  Umlage  angetragen 
haben.«  Also  suchte  Pillersdorf  das  Zögern  der  Regierung  zu  erklären 
und  zu  entschuldigen.  (Pillersdorf  an  Kolowrat,  2.  November  1846.  Minister 
Kolowrat-Akten,  Z.  2341  ex  1846.  St.  A.) 

201)  (47)  Hofrat  Krauss. 

202)  (47)  Für  dessen  Genehmigung  hatte  sich  auch  Graf  Kolowrat 
ausgesprochen.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1488  ad  Staatsratsakt  3459 
ex   1846.  St.  A.) 

203)  (48)  Erzherzog  Stefan  an  Kolowrat,  dd.  Wien,  3.  Oktober  1846. 
(St.  A.) 

204)  (48)  Fünfter  Jahrgang,  IV,  76  ff. 

205)  (48)  Berichte  des  Prager  Stadthauptmanns  vom  6.  und  7.  Ok- 
tober 1846.  (Ministerium  des  Innern.) 

206)  (48)  Kabinettschreiben  an  Inzaghi,  dd.  Wien,  2.  Jänner  1847,  nach 
Kolowrats   Entwurf.    (Minister  Kolowrat-Akten,    Z.  2341  ex  1846.    St.  A.) 

207)  (48)  Kaiserliche  Entschließung  auf  den  Vortrag  der  Hofkanzlei 
vom  30.  März  1846,  dd.  Wien,  2.  Mai  1846.  (Staatsratsakt,  Z.  1930  ex 
1846.  St.  A.) 

208)  (48)  Er  schlug  daher  folgende  Fassung  vor:  »I.  Die  Summe  der 
Grundsteuer  mit  dem  Betrage  von  .  .  .  fl.  .  .  .  x  festzusetzen,  wovon  .  .  . 
als  ordentliche  Quote,  und  .  .  .,  worunter  der  nach  Unserer  Entschließung 
vom  I.  Februar  1845  die  Grundsteuer  betreffende  Zuschlag  zur  Be- 
deckung des  bisher  von  einigen  Städten  bestrittenen  Teiles  an  den  Kosten 
für  die  Kriminalgerichtspflege  begriffen  ist,  als  Zuschuß  zu  derselben  er- 
klärt werden. 

3.  Die  Gebäude-Zinssteuer  ist  im  Jahre  1848  mit  Inbegriff  des  Zu- 
Schlages  zur  Bedeckung  des  bisher  von  einigen  Städten  getragenen  Theiles 
an  den  Kosten  der  Kriminalgerichtspflege  mit  iS^Vioo  Perzent  von  dem 
für   dieses  Jahr   entfallenden    steuerbaren   Zinsertrage,    und  die  Gebäude- 
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Klassensteuer  für  das  Jahr  1848  in  dem  nemlichen  Ausmaße  zu  berich- 
tigen, welches  für  das  Jahr  1847  festgesetzt  war.«  (Vortrag  des  Obersten 
Kanzlers  Grafen  Inzaghi  vom  4.  April  1847,  Staatskonferenz,  Z.  311  ex 
1847.  St.  A.) 

209)  (49)  Es  handelte  sich  aber  um  gar  kein  »Novum«.  Oft  genug 
hatten  sich  in  früheren  Zeiten  —  wie  aus  einer  Schrift  Kolowrats  vom 
14.  April  1847  erhellt  —  die  zu  postulierenden  Steuerquoten  geändert 
und  jedesmal  war  die  Ursache  erwähnt  worden.  (Minister  Kolowrat-Akten, 
Z.  835  ex  1847,  und  Staatskonferenzakt,  Z.  311  ex  1847.  St.  A.) 

210)  (49)  Hatte  man  doch  bei  Einführung  des  Grundsteuersystems 
ausdrücklich  erklärt,  für  keine  Staatsauslage  irgend  eine  Provinz  beson- 
ders zu  besteuern.  (Hartigs  Votum  vom  7.  April  1847.  Staatskonferenz- 
akt, Z.  311  ex  1847.  St.  A.) 

211)  (49)    Kaiserliche     Entschließung    (auf     Inzaghis     Vortrag    vom 

4.  April  1847),  dd.  Wien,  14.  April  1847.  (Staatskonferenzakt,  Z.  311  ex 
1847.  St.  A.  Siehe  auch  Falk  162  ff.) 

Fürst  Metternich  hatte  erklärt,  es  fehle  ihm  vor  allem  die  Kenntnis 
der  Mittel,  »welche  die  Regierung  im  Falle  des  Nichtgelingens  des  ein- 
zuhaltenden Ganges  in  der  einen  oder  anderen  Richtung  in  Aussicht 
stellt«.  »Ich  kann  sonach  die  Entscheidung  der  Sache  —  so  lautete  das 
Votum  des  Staatskanzlers  —  mit  gutem  Gewissen  nur  der  besser  unter- 
richteten Weisheit  überlassen.« 

212)  (49)  Graf  Friedrich  Deym,  Graf  Prokop  Lazanzky,  Ritter  von 
Neuberg,  Fürst  Karl  Auersperg  und  Graf  Erwin  Nostitz. 

^^^)  (50)  Palacky  hatte  das  Archiv  der  Landstände  und  der  Land- 
tafel durchforscht  und  das  einschlägige  Material  dem  Grafen  Deym  über- 
geben. (Bericht  des  Prager  Stadthauptmanns  an  Sedlnitzky,  dd.  29.  April 
1847.  Ministerium  des  Innern.) 

^^^)  (50)  Falk,  pag.  112  ff.,  72,  98.  (Bericht  des  Komitees  samt  »De- 
duktion über  die  Rechtsbeständigkeit  der  landesverfassungsmäßigen  Ge- 
rechtsamen und  Freiheiten  der  böhmischen  Stände«,  dd.  Prag,  18.  Februar 
1847.)  —  Vgl.   auch    »Allgemeine  Zeitung«    vom    5.  Mai  1847,    Nr.   125, 

5.  995  ff.  Die  Aufnahme  dieses  Artikels  erfolgte  auf  Veranlassung  des 
Grafen  Friedrich  Deym.  (Bericht  des  Prager  Stadthauptmanns  an  Sedl- 
nitzky vom  IG.  Mai  1847.  Ministerium  des  Innern.) 

215)  (50)  Falk,  112  ff.,  72,  98. 

216)  (50)  Vortrag  des  Landesausschusses  vom  22.  März  1847.  (Falk, 
121  ff.,  138  ff.) 

^^')  (50)  Erzherzog  Stefan  an  Kolowrat,  9.  April  1847.  Erzherzog 
Ludwig  an  Kolowrat  und  dieser  an  den  Erzherzog  Stefan,  13.  April  1847. 
(Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  835  ex  1847.  St.  A.) 

218)  (50)  Bericht  des  Prager  Stadthauptmanns,  4.  Mai  1847.  (Mini- 
sterium des  Innern.) 
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21«)  (5i)  Von  1)1  Stimmführern  hatten  50  für,  41  ges^ri  die  Adresse 
j:;estimmt. 

■--0)  (51)  Landta^serklärung  über  die  Stabilität  der  ständischen  Ver- 
iassunj;  Höhmcns.  (Falk,   141  IT.,    153IT.) 

■-■->)  (51)  Auf  Antrat;;  des  Grafen  Nostitz  wurde  der  Ausdruck  »an- 
erkannt« durch   >^an!2:esehen«  ersetzt.  (Sitzung  vom  7.  Mai  1847.) 

---)  (51)  Vortrag  des  Fürsten  Adolf  Lamberg  in  der  Sitzung  vom 
8.  Mai   1847.  (Grenzboten  1847,  Bd.  II,  416 ff.) 

223)  (52)  Petition  der  böhmischen  Stände  gegen  das  bisherige  Zensur- 
system, dd.  Prag,  12.  Mai  1847.  (Ibidem  419  ff.) 

""■*)  (52)  Infolge  der  Mißernte  herrschte  Teuerung  und  Not;  die  geist- 
liche Bank  erklärte  daher,  die  am  25.  Mai  1846  beschlossene  Grundsteuer 
unter  dem  Titel  einer  Aushilfe,  nicht  aber  einer  früher  bestandenen  Un- 
gleichheit auch  für  das  Jahr  1848  votieren  zu  wollen.  (Falk,   184 ff.) 

225)  (52)  Beschluß  vom  29.  Mai  1847.  (Falk,  188,  193,  195,  20T.) 
Nur  der  Ritterstand  war  dem  geistlichen  Votum  beigetreten. 

226)  (^2)  Nur  auf  Zureden  Stefans  unterließen  es  die  Stände,  sich 
in  derselben  Sache  auch  an  die  Krone  zu  wenden.  (Der  Prager  Stadt- 
hauptmann an  Sedlnitzky,  Prag,    12.  Mai  1847.   Ministerium    des  Innern.) 

^^^)  (53)  Erzherzog  Stefan  an  Kolowrat,  dd.  W^ien,  6.  Juni  1847. 
(St.  A.) 

'^®)  (53)  Der  Erzherzog  erbot  sich,  die  kaiserliche  Entschließung  zu 
entwerfen,  »in  der  die  Stände  in  diesem  Geiste  vor  den  von  ihnen  be- 
tretenen Abwegen  gewarnt  und,  so  Gott  will,  zur  Ordnung  zurückgeführt 
würden«.  (Ibidem.) 

229)  (53)  Bericht  des  Prager  Stadthauptmanns  an  Sedlnitzky,  31.  Mai 
1846.  (Ministerium  des  Innern.) 

230)  (54)  Ständische  Zuschrift  an  die  Landtagskommissäre,  dd.  Prag, 
26.  Mai  1846.  (Ministerium  des  Innern.) 

^^0  (54)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  12.  Mai  1847. 
(Ministerium  des  Innern.) 

^^^)  (54)  Votum  Hartigs  vom  27.  Juni  1847.  (Vortrag  der  Vereinigten 
Hofkanzlei  vom  12.  Mai  1847.  Staatsratsakt,  Z.  2544  ex  1847.  St.  A.) 

233)  (54)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Hofkanzlei 
vom   12.  Mai  1847),  dd.  Schönbrunn,  8.  August  1847.  (Ibidem.) 

234)  (54)  Landtagserklärung  über  die  Stabilität  der  ständischen  Ver- 
fassung Böhmens,  dd.  Prag,  11.  Mai  1847.  (Falk,  148.) 

235)  (54)   Ibidem,  149,  Absatz  4. 

236)  (54)  Ferdinand  II.  bestätigte  alle  Privilegien,  »welche  gegen  die 
vemeuerte  Landesordnung  nicht  streiten  und  weil  Wir  ihretwegen  keine 
andere  Anordnung  verfügten«.  (Ibidem   152.) 

^'^')  (55)  »Von  der  Zugestehung  einer  allgemeinen  Theilnahme  an 
der  Gesetzgebung  und  von  dem  unbeschränkten  Rechte  der  Bewilligung, 
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Ausschreibung  und  Einhebung  der  Steuern,  wie  es  die  böhmischen  Stände 
ansprechen,  kann  diiher  weder  bei  den  Ständen  Böhmens,  noch  jenen 
was  immer  für  einer  anderen  Provinz  die  Rede  sein,  will  man  nicht  den 
Kaiserstaat  seiner  Auflösung  in  Parzellen  raschen  Schrittes  zuführen. -^< 
(Hartigs  Votum  [über  Salms  Vortrag  vom  ii.  Mai]  vom  7.  Juni  1847. 
Staatsratsakt,  Z.  2709  ex  1847.  St.  A.) 

^^^)  (55)  Kabinettschreiben  an  den  Obersten  Kanzler,  Grafen  Inzaghi, 
vom  26.  Juni  1847.  Der  staatsrätliche  Akt  (Z.  2709  ex  1847)  ward,  dem 
Vorschlage  Kolowrats  gemäß  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1266  ex  1847. 
St.  A.),  an  die  Staatskonferenz  geleitet,  die  sich  einstimmig  für  Hartigs 
Resolutionsentwurf  erklärte.  (Staatskonferenz,  Z.  561  ex  1847.  St.  A.) 

-^^)  (55)  Handschreiben  an  den  Obersten  Kanzler,  dd.  vSchönbrunn, 
26.  Juni  1847.  (Staatsratsakt,  Z.  2709  ex  1847,  St.  A.)  —  Graf  Inzaghi 
hatte  sich  auch  über  die  Frage  zu  äußern,  ob  nebst  den  Landtagsschriften 
nicht  auch  die  Protokolle  der  ständischen  Beratungen  vorgelegt  werden 
sollten. 

^■**')  (55)  Kaiserliche  Entschließungen,  dd.  9.  Mai  1840,  14.  Mai  1842 
und  24.  Februar  1844.  (Staatsratsakten,  Z.  4366  ex  1839;  1500  ex  1842; 
74  ex  1844.  St.  A.) 

^^\)  (56)  Vortrag  der  Hofkanzlei  vom  21.  März  1845.  (Staatsratsakt, 
Z.  1737  ex  1845.)  Der  wichtigste  Zusatz  lautete  wie  folgt:  »Hinsichtlich 
der  Landtagsfähigkeit  der  Oberstlandesoffiziere  bestehen  besondere  Be- 
stimmungen.« (Kaiserliche  Entschheßungen,  dd.  30.  März  und  12.  Ok- 
tober 1844.  Staatsratsakten,  Z.  351  und  4293  ex  1844.  St.  A.)  Der  ständi- 
sche Entwurf  hatte  nämlich  ganz  unerwähnt  gelassen,  daß  die  Oberst- 
landesoffiziere kraft  des  ihnen  verliehenen  Amts  landtagsfähig  wurden, 
ohne  zum  Nachweis  der  Ansässigkeit  und  des  Inkolats  verpflichtet  zu  sein. 

"'^^)  (56)  Kaiserliche  Entschließung,  dd.  Wien,  22.  November  1845 
nach  Buols  und  Hartigs  Resolutionsentwurf.  (Staatsratsakt,  Z.  1737  ex 
1845.  St.  A.) 

^^^)  (56)  Eingabe  der  Stände  vom  12.  Mai  1847.  (Staatsratsakt, 
Z.  2710  ex  1847.  St.  A.) 

244)  (56)  Hartig  ergänzte  den  Buolschen  Resolutionsentwurf,  wonach 
die  Hofkanzlei  ihr  Gutachten  über  die  beiden  ständischen  Desiderien 
abgeben  sollte,  durch  folgenden  Zusatz:  »ohne  Rücksicht  auf  Meine  im 
Jahre  1845  erfolgte  Zurückweisung  der  ersteren  Bitte  und  mit  Beachtung 
bezüglich  auf  die  zweite  Bitte  des  in  älterer  Zeit  urkundlich  in  Böhmen 
beobachteten  Verfahrens,  so  wie  desjenigen,  was  dermal  gegen  andere 
Provinzialstände  in  Übung  ist.«  (Votum  des  Grafen  Hartig  vom  7.  Juni 
1847.  Staatsratsakt,  Z.  2710  ex  1847.  St.  A.)  —  Auf  Antrag  Kolowrats 
wurde  der  staatsrätliche  Akt  an  die  Staatskonferenz  geleitet.  (Minister 
Kolowrat-Akten,  Z.   1266  ex  1847.  St.  A.) 
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-*'")  (56)  Kabinettschreiben  an  den  Obersten  Kanzler,  dd.  Schönbrunn, 
26.  Juni  1847.  (Staatsratsakt,  Z.  2710  ex  1847,  und  Staatskonferenzakt, 
Z.  562  ex   1847.  St.  A.) 

-*'^)  (56)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  21.  Oktober  1847. 
(Staatsratsakt,  Z.  5744  ex  1847.  St.  A.) 

247)  (56)  Kai^serliche  Entschließung,  dd.  Wien,  28.  Jänner  1848. 
(Staatsratsakt,  Z.  5744  ex  1847.  St.  A.)  —  Der  staatsrätliche  Referent 
Buol  hatte,  was  die  Kundmachung  der  Bestimmungen  über  die  Landtags- 
fähigkeit betraf,  zweierlei  vorgeschlagen:  entweder  den  Hinweis  auf  die 
kaiserliche  Entschließung  vom  22.  November  1845  oder  Erfüllung  der 
ständischen  Bitte  in  der  von  der  Vereinigten  Hofkanzlei  beantragten 
Weise.  Graf  Hartig  erklärte  sich  für  das  zweite,  und  zwar  mit  der  Be- 
gründung, »daß  so  fest  den  Forderungen  der  Stände  entgegenzutreten 
sei,  wenn  solche  die  Rechte  der  Krone  oder  die  Gesetze  gefährden,  mit 
eben  so  großer  Bereitwilligkeit  ihren  Wünschen  in  nicht  bedenklichen 
Dingen  willfahrt  werden  sollte«.  (Votum  vom  i.  Dezember  1847.)  Ähnlich 
hatte  sich  Graf  Hartig  bei  einem  anderen  Anlaß  geäußert.  (Siehe  S.  185.) 

^^®)  (57)  Votum  Buols  (über  die  Eingabe  der  Hof  kommissäre  vom 
4.  Juni)  vom  13.  Juni  1847.  (Staatsratsakt,  Z.  2924  ex  1847.  St.  A.) 

^*^)  (57)  Votum  Hartigs  vom  16.  Juni  1847.  (Ibidem.) 

^^°)  (57)  Kaiserliche  Entschließung  vom  8.  Juli  1845.  (Staatsratsakt, 
Z.  2994  ex  1845.  St.  A.) 

^^0  (57)  Votum  vom  15.  Juli  auf  den  Vortrag  der  Hof  kanzlei  vom 
25.  Juni  1847.  (Staatskonferenz,  Z.  638  ex  1847.  St.  A.) 

252)  (58)  Votum  vom  17.  Juli  1847. 

253)  (58)  Kaiserliche  Resolution  (nach  Buols  Entwurf),  dd.  Schön- 
brunn, 25.  Juli  1847.  Die  Stände  wurden  auf  die  Entschließung  vom 
8.  Juli  1845  verwiesen  und  zugleich  zur  Repartierung  des  gesamten 
Steuerpostulats  aufgefordert. 

^^0  (58)  Protokoll  über  das  Reskript  vom  28.  Juli  1847,  dd.  Prag, 
30.  und  31.  August  1847.  (Falk,  205  ff.) 

255)  (58)  Leopold  Graf  Thun,  Freiherr  von  Ehrenburg,  Bürgermeister 
Ritter  von  Müller. 

256)  (58)  Falk,  246. 

257)  (58)  Ibidem,  309  ff.  Salm  sandte  die  Abschrift  am  4.  Sep- 
tember nach  Wien;  das  Original  selbst  wurde  am  16.  desselben  Monats 
von  den  Kommissären  vorgelegt  und  befindet  sich  im  Hofkanzlei- 
akt 6403  ex  1848.  (Ministerium  des  Innern.)  Danach  Springer  (Geschichte 
Österreichs  seit  dem  Wiener  Frieden  1809,  Bd.  I,  541)  zu  berichtigen. 
Von  36  Votanten  hatten  nur  zehn  (drei  Geistliche,  drei  Herren  und  die 
vier  Bürger)  für  die  Abfassung  des  Landtagschlusses  gestimmt. 
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258j  (58)  Man  hatte  den  Kaiser  um  Aufklärung  über  die  ausge- 
schiedene Summe  gebeten;  langte  sie  rechtzeitig  ein,  so  konnten  die 
postulierten  50.000  Gulden  noch  für  das  Jahr  1848  ausgeschrieben  werden. 

^^^)  (59)  Hof  kanzleiakt  32775/1947  ex  1847.  (Ministerium  des  Innern.) 

^^°)  (59)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  7.  September  1847, 
samt  Resolutionsentwurf  (Ministerium  des  Innern,  Hof  kanzleiakt,  Z.  32775 
ex  1847.) 

^^0  (59)  Kabinettschreiben  an  den  Grafen  Inzaghi  vom  26.  Juni  1847. 
(Staatsratsakt,  Z.  2709  ex  1847.  St.  A.) 

^^^)  (59)  Pillersdorf  erklärte  in  seinem  Vortrage  folgendes:  Die 
Stände  haben  dem  Art.  A.  v.  der  Landesordnung  offenbar  zuwiderge- 
handelt, nämlich  die  Annahme  der  ganzen  Steuerquote  von  Bedingungen 
abhängig  gemacht,  deren  Bewilligung  eine  Kontrolle  der  Staatsverwaltung 
nach  sich  ziehen,  ihnen  daher  Vorrechte  einräumen  würde,  die  sie  nie- 
mals gehabt  haben  und  die  ihnen  niemals  zugestanden  worden  sind. 
Das  Jus  legis  ferendae  ist  nach  dem  Art.  VIII  der  LO  einzig  und  allein 
dem  König  vorbehalten.  Das  Recht  der  Steuerverweigerung  ist  den  Ständen 
nirgends  ausdrücklich  eingeräumt  worden  und  selbst  das  Patent  vom 
29.  Mai  1627  scheint  nur  die  Konzession  zu  enthalten,  daß  keine  Kon- 
tributionen auferlegt  werden,  die  ausgenommen,  die  im  Landtag  postuliert 
worden  sind  und  wonach  ohne  Landtagschluß  keine  Steuerausschreibung 
stattfinden  wird.  Ein  zugestandenes  Recht  zur  Verweigerung  der  postu- 
lierten Steuersumme  kann  aber  daraus  keineswegs  gefolgert  werden. 

^®^)  (59)  *•  •  •  und  ist  diese  Unsere  Anordnung  durch  Unseren  k. 
Oberstlandhofmeister,  Robert  Altgrafen  zu  Salm,  unter  seiner  Haftung  und 
Verantwortung  ungesäumt  in  Vollzug  zu  setzen.«  (Resolutionsentwurf  des 
Referenten  der  Staatskonferenz  Pipitz,  dem  Kübeck  beigetreten  war. 
Ad  Staatskonferenzakt  Z.  840  ex  1847.  St.  A.) 

264)  (60)  ».  .  .  ist  dem  Oberstlandhofmeister  Altgrafen  v.  Salm  auf- 
zutragen, dem  Landesausschuß,  welcher  ohnehin  schon  von  den  Ständen 
angewiesen  worden  ist,  die  Steuer-Ausschreibung  nach  Abrechnung  des 
von  den  Ständen  gegen  den  seit  ihrer  Restauration  unter  Meinem  in 
Gott  ruhenden  Herrn  Großvater  Leopold  den  Uten  bestehenden  Usus  ab- 
gezogenen Theilbetrags  zu  veranlassen,  in  Meinem  Namen  zu  bedeuten, 
daß  Ich  auf  Meiner  Entschließung  vom  25.  Juli  1.  J.  beharrend  die  Aus- 
scheidung des  gedachten  Betrages  aus  der  von  Mir  postulirten  Steuer- 
summe nicht  dulde  und  ihm  daher  die  Pflicht  obliege,  die  Steuer  für 
das  Jahr  1848  so  wie  für  die  Jahre  1846  und  1847  ausschreiben  und 
percipiren  zu  lassen.« 

265)  (60)  Diätalschrift  vom  30.  August  1847.  (Falk,  317.) 

266)  (60)  »Sollte,  wider  Verhoffen,  der  Landesausschuß  dieser  Pflicht 
(die    gesamte   postulirte  Steuersumme  auszuschreiben  und  zu  repartiren) 
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nichi  entsprechen,  so  hätte  Clraf  Sahn  in  der  Eii^enschaft  als  pohtischer 
Landeschef  die  Ausschreibunij:  der  von  Mir  postulirten  ganzen  Steuer- 
summe durch  die  pohtischen  Ver\valtunj;sorgane  zu  bevverkstelHgen,  die 
Einhebung;"  im  Falle  einer  Renitenz  der  Steuerpflichtigen  durch  die  ge- 
setzlichen Zwangsmittel  zu  sichern  und  entweder  durch  die  ständischen 
Kreiskassen  oder,  wenn  es  nötig  wäre,  durch  die  Kameral-Bezirksver- 
waltungen  in  den  Kreisen  die  Abfuhr  an  die  Staats-Einnahm-Kassa  zu 
veranlassen,  in  welcher  letzterer  Beziehung  diese  Meine  Entschließung 
auch  Meinem  Hofkammer-Präsidenten  zur  angemessenen  Verfügung  mit- 
zuteilen ist.«  (Votum  und  Resolutionsentwurf  des  Grafen  Hartig  vom 
iS.  September  1847.    Staatskonferenzakt,  Z.  840  ex  1847.  St..A.) 

-'^''^)  (60)  Kolowrat  wünschte  eine  schärfere  Fassung  der  Stelle, 
welche  die  Diätalschrift  betraf:  Pillersdorf  habe  unverzüglich  die  Gründe 
der  Verspätung  ausfindig  zu  machen  und  darüber  zu  berichten.  Er  schlug 
ferner  vor,  den  Ausdruck  »nicht  dulde«  durch  »nicht  gestatten  kann« 
(siehe  Anm.  264)  zu  ersetzen.  Er  empfahl  auch  die  jedesmalige  Vorlage  der 
Landtagsprotokolle  und  erinnerte  an  das  Kabinettschreiben  vom  26.  Juni 
1847  (Staatsratsakt,  Z.  2709  ex  1847.  St.  A.),  das  denselben  Gegenstand 
betraf.  Er  entwarf  daher  ein  zweites  Kabinettschreiben,  das  an  den 
Obersten  Kanzler  gerichtet  werden  sollte  und  auch  folgende  Stelle  ent- 
hielt: »Zugleich  bemerke  ich  Ihnen,  daß  die  in  Meiner  über  den  Hof- 
kanzleivortrag vom  7.  September  1847  unter  einem  erlassenen  Entschlie- 
ßung enthaltene  Bezeichnung  des  Landesausschusses  als  Organ  der 
Steuer-Repartition  und  Einhebung  den  Grafen  Salm  als  Oberstlandeshof- 
meister nicht  beirren  soll,  diese  Einleitungen  im  Präsidialweg  zu  treffen, 
insoferne  derselbe  es  für  angemessen  erkennen  sollte,  welches  ihm  im 
Präsidialwege  zu  bedeuten  ist,  in  welchem  Falle  jedoch,  wie  es  sich  von 
selbst  versteht.  Meine  vorerwähnte  Entschließung  dem  Landesausschusse 
nicht  mitzuteilen  sein  würde.«  (Votum  Kolowrats  vom  19.  September  1847. 
Staatskonferenzakt,  Z.  840  ex  1847.  St.  A.)  Graf  Hartig  hatte  sich  mit 
der  Einschaltung  dieser  Stelle  einverstanden  erklärt. 

268)  (61)  Votum  vom  19.  September  1847.  (Staatskonferenzakt, 
Z.  840  ex  1847.  St.  A.)  »Beinebst  —  so  äußerte  sich  Metternich  in  seinem 
Votum  —  würde  ich  es  nicht  als  gedeihlich  erachten,  wenn  Graf  Salm 
in  die  Lage  versetzt  würde,  zur  Steuer-Ausschreibung  mit  Umgehung 
des  ständischen  Ausschusses  zu  schreiten.« 

269)  (61)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Hofkanzlei 
vom  7.  September),  dd.  Schönbrunn,  20.  September  1847.  (Hofkanzleiakt, 
32.775  ex  1847.  Ministerium  des  Innern.)  Kabinettschreiben  an  den  Obersten 
Kanzler  vom  selben  Tage  (Staatskonferenzakt,  Z.  840  ex  1847.  St.  A.), 
das  Graf  Kolowrat    entworfen    und  Erzherzog  Ludwig    genehmigt  hatte. 

2'0)  (61)  Präsidialerlaß  an  die  ständische  Steuerkanzlei  vom  24.  Sep- 
tember 1847.  (F'alk,  323  ff.) 

108 


-'1)  (6i)  Verle<;-enheiten  im  Fall  des  Ungehorsams  des  Landesaus- 
schusses; Offenkundigkeit  eines  zwischen  der  Regierung  und  den  Ständen 
eingetretenen  Zerwürfnisses.  »Selbst  für  den  Fall  aber  —  so  schrieb  Salm 
dem  Hofkanzler  — ,  daß  die  Majorität  des  AuvSschusses  für  die  Erfüllung 
des  a.  h.  Befehls  gestimmt  und  in  Folge  dessen  das  Steuergeschäft  in 
der  Ordnung  wie  in  vergangenen  Jahren  in  den  Gang  gesetzt  hätte, 
dünkte  mir  die  von  mir  gewählte  Modalität  den  Vorzug  zu  verdienen, 
um  jene  Konflikte  zu  vermeiden,  welche  sonst  bei  der  nächsten  Zusam- 
menkunft der  Stände  im  Landtag  oder  einer  ständischen  Versammlung 
zwischen  ihnen  und  ihrem  Ausschusse  ausgebrochen  wären  .  .  .«  (Bericht 
Salms  vom  26.  September  1847.  Hofkanzleiakt,Z.  33998  ex  1847.  Ministerium 
des  Innern.)  Salm  hatte  daher,  der  ihm  zugekommenen  Weisung  gemäß, 
dem  Landesausschuß  die  kaiserliche  Entschließung  vom  20.  September 
nicht  mitgeteilt. 

2")  (61)  Protokoll  der  ständischen  Verhandlungen  vom  30.  und 
31.  August  1847.  (Falk,  224,  251.) 

2 '=5)  (61)  Siehe  Anm.  264.  »Das  Steuerbewilligungsrecht  —  so 
heißt  es  in  Salms  Bericht  vom  26.  September  1847  —  steht  nun  einmal 
nach  den  Grundlagen  der  Landesverfassung,  welche  auch  des  jetzt  regie- 
renden Monarchen  Majestät  feierlich  bestätigt  hat,  den  vStänden  zu.  S.  M. 
geruhten  die  Postulierung  der  Steuern  mit  dem  Beisatze  a.  g.  zuzusagen, 
daß  außer  den  verwiüigten  Kontribuzionen  dem  Lande  keine  auferlegt 
werden  sollten.  Jede  Postulierung  und  jede  Verwilligung  gilt  nur  für  jenes 
Jahr,  für  welche  selbe  erfolgte,  und  dieß  bekräftigen  die  jedes  Jahr  den 
Ständen  ausgefertigten  königlichen  Reverse.  Wenn  also  durch  eine  noch 
so  lange  Zeit  die  Steuer  stets  dem  königl.  Postulate  gemäß  von  den 
Ständen  votirt  wurde,  so  begründet  dieß  durchaus  keinen  gesetzkräftigen 
Usus,  daß  es  immerfort  so  geschehen  müsse.  Die  Willfährigkeit  der 
Stände  in  Verwilligung  des  Postulats,  für  welche  denselben  von  Seiten 
S.  M.  in  a.  g.  Ausdrücken  gedankt  und  im  Reverse  die  Zusicherung  ge- 
geben wird,  daß  selbe  ihren  Rechten  etc.  nicht  abträglich  sein  würde, 
kann  doch  unmöglich  dieses  Recht  aulheben  .  .  .  Allerdings  haben  S.  M. 
Kaiser  Leopold  IL  die  Stände  in  ihren  Rechten  und  Wirksamkeit  restau- 
rirt,  aber  in  Beziehung  auf  Steuerverwilligung  im  Artikel  3  der  a.  h. 
Entschließung  vom  Jahre  1791  dasselbe  den  Ständen  bestätigt,  wie  solches 
auch  durch  den  Krönungseid  der  nachfolgenden  beiden  erhabenen  Mon- 
archen geschah.  Der  erste  Artikel  jener  a.h.  Entschließung  setzt  übrigens  das 
Jahr  des  Regierungsantritts  der  höchstseeligen  Kaiserin  Maria  Theresia  als 
Normaljahr  zur  Beurteilung  der  ständischen  Befugnisse  fest,  und  aus  jener 
Zeit  wären  wohl  Verhandlungen  zwischen  dem  Monarchen  und  den  Ständen 
über  die  Verwilligung  des  postulierten  Steuerquantums  nachzuweisen. 

Die  Stände  haben  also  den  Buchstaben  des  Rechts  und  Gesetzes 
für  sich  .  .  .« 
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-'*)  (6i)  Graf  Salm  hatte  bereits  in  seinem  Bericht,  dd.  Czerniko- 
witz,  4.  September,  folgenden  Antrag  gestellt:  der  Kaiser  solle  die  Ein- 
hebung der  vSteuer  nach  dem  Postulat  für  1848  verfügen,  jedoch  aus- 
drücklich mit  Berufung  auf  jenen  Vorbehalt,  »durch  welche  Form  allein 
diese  a.  h,  Anordnung  das  Gewand  des  verfassungsmäßig  gesetzlichen 
Rechtes  erhielte«.  (Hofkanzleiakt,  Z.  32.775  ex  1847.  Ministerium  des  Innern.) 

-"")  (61)  Salms  Berichte  vom  26.  und  27.  September  1847.  (Mini- 
sterium des  Innern.)  Graf  Salm  richtete  am  27.  desselben  Monats  auch 
an  den  Grafen  Kolowrat  ein  Schreiben,  worin  er  diesen  bat,  das  emp- 
fohlene Reskript  erwirken  zu  wollen.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1266 
ex  1S47.) 

-^6)  (62)  Kolowrat  an  Salm,   dd.  Wien,  2.  Oktober  1847.    (Ibidem.) 

2")  (62)  Falk,  164  ff. 

2^8)  (62)  Springer  (I,  539)  behauptet  mit  Unrecht,  es  sei  Lamberg 
von  dem  Grafen  Salm  in  Wien  »denuncirt«  worden.  Lamberg  hatte  für 
die  ungeschmälerte  Annahme  des  Postulats  gestimmt  und  zugleich  er- 
klärt, daß  er  sein  Votum  nur  begründen  wolle;  Salm  gestattfete  ihm 
daher,  seinen  Vortrag  zu  Ende  zu  lesen.  (Salm  an  Inzaghi,  19.  Juli  1847. 
Ad  Hof  kanzleiakt,  Z.  36.936  ex  1847.  Ministerium  des  Innern.)  Der  kaiser- 
liche Prinzipalkommissär  Graf  Christian  Waldstein  erstattete  jedoch  die 
Anzeige,  und  zwar  mit  Berufung  auf  die  Art.  V — VII  der  Landesord- 
nung; denn  diesen  gemäß  durfte  bei  Erörterung  des  geistlichen  Votums 
und  des  Postulats  ohne  die  vorher  eingeholte  Bewilligung  des  kaiserlichen 
Kommissärs  nichts  zur  Sprache  gebracht  werden,  was  nicht  unmittelbar 
mit  der  Steuerfrage  zusammenhing.  (Eingabe  Waldsteins,  dd.  Prag, 
28.  Mai  1847.  Staatsratsakt,  Z.  2822  ex  1847.  St.  A.) 

279)  (62)  Siehe  S.  43. 

280)  (63)  Die  Opposition  fußte  im  Herrenstand  und  hatte  ihre  Gegner 
im  Plenum.  Salm  beantragte  daher  die  Abschaffung  der  bisher  üblichen 
geteilten  Beratung;  einstweilen  sollte  festgesetzt  werden,  daß  eine  De- 
batte über  das  geistliche  Votum  lediglich  im  Plenum  stattzufinden  habe. 
Andere  Punktationen,  neun  an  der  Zahl,  betrafen  die  ständischen  Ver- 
sammlungen. (Salms  Bericht  vom  19.  Juli  1847.  Hofkanzleiakt,  Z.  36.936 
ex  1847.  (Ministerium  des  Innern.) 

281)  (63)  Siehe  S.  42. 

282)  (5^)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  5.  August  1847. 
(Ministerium  des  Innern.) 

283)  (5ß)  Buols  Votum  vom  4.  Oktober  1847  samt  Resolutionsent- 
wurf. (Staatskonferenzakt,  Z.  784  ex  1847.  St.  A.)  Danach  sollten  die 
Stände  in  ihren  Versammlungen  keinen  Antrag  stellen  und  zur  Abstim- 
mung bringen,  ehe  der  Landesausschuß  ihn  geprüft  und,  als  geeignete 
Vorlage  für  die  Ständeversammlung,  in  das  gedruckte  Programm  auf- 
genommen habe. 

HO 


284)  (63)  Votum  vom  7.  Oktober  1847.  (Ibidem.)  Hartig  schaltete  in 
den  Buolschen  Resolutionsentwurf  einen  Satz  ein  (siehe  »Jntimation  hoher 
Hofentschließung  vom  6.  November  1847«.  Falk,  325,  Zeile  13  bis  zum 
Schluß  des  ersten  Absatzes)  und  fügte  auch  das  Wort  »explicite«  hinzu. 
(Ibidem,  326,  zweiter  Absatz.) 

285)  (64)  Votum  vom  g.  Oktober  1847.  (Staatskonferenz,  Z.  784  ex 
1847.  St.  A.) 

286)  (64)  Siehe  S.  54. 

287)  (64)  Hartigs  Votum  vom  10.  Oktober  1847.  (Ad  Staatskonfe- 
renz Z.  784  ex  1847.  St.  A.) 

288)  (64)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Hofkanzlei 
vom  5.  August),  dd.  Schönbrunn,  26,  Oktober  1847.  (Hofkanzleiakt,  Z.  36.936 
ex  1847.  Ministerium  des  Innern.)  Graf  Kolowrat  hatte  bloß  den  Rat  er- 
teilt, die  kaiserliche  Entschließung  erst  nach  erfolgter  Steuerausschreibung 
zu  erlassen,  da  man  dann  sehen  würde,  »ob  und  welche  Schwierigkeiten 
sich  hierbei  ergeben  und  ob  nicht  neue  energische  Maßregeln  ergriffen 
werden  müssen,  um  den  Gang  der  Verwaltung  vor  jeder  Störung  zu 
sichern«.  (Votum  vom  11.  Oktober  1847.  Ad  Staatskonferenz  Z.  784  ex 
1847.  St.  A.) 

289)  (64)  »Intimation  hoher  Hofentschließungen«,  dd.  Prag,  6.  No- 
vember 1847.  (Falk,  325.) 

290)  (64)  Der  Kaiser  hatte  am  5.  Mai  1847  den  Grafen  Robert  Salm 
zum  Gouverneur  des  Küstenlandes  ernannt  und  ihn  zugleich  aufgefordert, 
seinen  Prager  Posten  noch  bis  auf  weiteres  zu  versehen.  Drei  Monate 
nach  dem  Scheiden  des  Erzherzogs  Stefan,  am  23.  November  1847 
wurde  der  Statthalter  von  Mähren  und  Schlesien,  Graf  Rudolf  Stadion, 
zum  Oberstburggrafen  und  Gubernialpräsidenten  von  Böhmen  ernannt. 
(Handschreiben  an  Inzaghi  [nach  Kolowrats  Entwurf  vom  19.  November], 
dd.  Wien,  23.  November  1847.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2209  ex  1847. 
St.  A.) 

291)  (64)  »Für  den  Grafen  Salm  mag  zwar  seine  jetzige  Stellung 
nicht  angenehm  sein;  indessen  er  scheint  für  Böhmen  abgenützt,  und  ob 
er  etwas  mehr  oder  weniger  Sympathie  bei  seinem  Scheiden  aus  der 
Provinz  mit  sich  nimmt,  ist  eine  ziemlich  gleichgiltige  Sache.«  (Stadion 
an  Kolowrat,  dd.  Brunn,  28.  November  1847.  Minister  Kolowrat-Akten, 
Z.  2270  ex  1847.  St.  A.) 

Dieses  Schreiben  wurde  auf  Kolowrats  Vorschlag  dem  Grafen  Hartig 
zur  Begutachtung  übergeben.  (Handschreiben  an  Hartig,  dd.  Wien,  4.  De- 
zember 1847.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2270  und  2294  ex  1847.  St.  A.) 

292)  (65)  Votum  Hartigs  vom  7.  Dezember  1847.  (Minister  Kolowrat- 
Akten,  Z.  2294  ex  1847.  St.  A.) 

293)  (66)  Votum  Kolowrats  vom  14.  Dezember  1847.  (Ad  Minister 
Kolowrat-Akten  Z.  2294  ex  1847.  St.  A.) 
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■-•♦«)  (60)  Haitii;-  und  Kolowrat  hatten  sich  dafür  eingesetzt,  daß 
vStadions  Ritte  um  l^-hohuni^:  seiner  Bezüge  erfüllt  werde.  Kübeck  wurde 
daher  beauftragt,  darüber  ein  Gutachten  zu  erstatten.  (Handschreiben 
an  Kübeck.  nach  Hartigs  Entwurf,  dd.  Wien,  i8.  Dezember  1847.  Mi- 
nister Kolow  rat-Akten.  Z.  2294  ex  1847.  St  A.)  Kolowrat  versicherte  dem 
Grafen  Stadion,  es  sei  zu  erwarten,  daß  die  Regierung  auf  seine  Vor- 
schläge »mit  Sorgfalt  einen  angemessenen  Bedacht«  nehmen  werde;  seiner 
Reise  nach  Prag  stehe  wohl  nichts  mehr  im  Wege.  (Schreiben  Kolowrats 
an  Stadion  vom  21,  Dezember  1847.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2270 
ex  1S47.  St.  A.) 

-^5)  (66)  Abgedruckt  bei  Falk,  309 ff.  Die  Landtagskommissäj-e  be- 
fanden sich  im  September  nicht  mehr  in  Prag  und  so  mußte  die  Diätal- 
schrift  jedem  von  ihnen  zur  Unterzeichnung  übersandt  werden.  Deshalb 
gelangte  das  Schriftstück  erst  am  21.  September  in  das  geheime  Kabi- 
nett. Der  Kaiser  nahm  diese  Anzeige  mit  der  Mahnung  zur  Kenntnis, 
»daß  in  der  Zukunft  keine  so  ungebührliche  Verzögerung  in  der  Vorlage 
der  Landtagschriften  mehr  stattfinde«.  Resolution  (auf  den  Vortrag  der 
Vereinigten  Hofkanzlei  vom  29.  Oktober),  dd.  Preßburg,  19.  November 
1847.  (Staatskonferenzakt,  Z.  892  und  1102  ex  1847.  St.  A.) 

296)  (66)  Denn  man  glaubte,  »daß  so  der  Weg  angebahnt  würde,  in 
den  ruhig  Gesinnten  eine  bessere  Überzeugung  und  eine  richtigere  An- 
sicht ihrer  Stellung  zu  begründen«.  (Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei 
vom  23.  Oktober  1847.  Hofkanzleiakt  6403  ex  1848.  Ministerium  des 
Innern.) 

29^)  (66)  Der  Oberste  Kanzler  trat  diesem  von  Pillersdorf  angeregten 
Minoritätsvotum  bei. 

298)  (66)  Diese  sollte  folgendes  enthalten :  den  Tadel  des  Königs,  den 
Hinweis  auf  Art.  V  der  Landesordnung  und  auf  den  seit  der  Regierung 
Leopolds  II.  herrschenden  »Usus«  der  Steuerbewilligung,  ferner  den  Be- 
fehl zu  unverzüglichem  Schluß  des  Landtages  und  endlich  die  Mitteilung, 
es  sei  der  Hofkanzlei  bereits  aufgetragen  worden,  den  Ständen  auf 
Wunsch  jede  Auskunft  über  Repartierung  des  Zuschlages  zu  geben. 
(Buols  Votum  vom  7.  November  1847  samt  Resolutionsentwurf.  Staats- 
konferenzakt, Z.  1075  ex  1847.  St.  A.) 

299)  (66)  »Allgemeine  Zeitung«  vom  30.  Oktober  1847.  Nr.  303, 
S.  2424. 

300)  (67)  Hartigs  Votum  vom  10.  November  1847.  (Staatskonferenz- 
akt, Z.  1075  ex  1847.  St.  A.) 

301)  (67)  Kolowrat  stellte  den  Antrag,  die  Kundmachung  des  Re- 
skripts »für  keinen  Fall«  länger  als  bis  zum  März  des  Jahres  1848  hin- 
auszuschieben. (Votum  vom  21.  November  1847.  Ibidem.) 

302)  (67)  Eingabe  Stadions,  dd.  Brunn,  17.  Dezember  1847.  (Ad 
vStaatskonferenzakt  Z.  1075  ex  1847.  St.  A.) 
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303)  (öy)  »Den  Landtag,  wie  es  in  früheren  Zeiten  zuweilen  ge- 
schah, und  weil  die  Steuer  bereits  ausgeschrieben  ist,  gar  nicht  zu 
schließen,  würde  den  .  .  .  Konflikt  fast  mit  Gewißheit  herbeiführen  und 
steht  mit  der  a.  h.  Entschließung  vom  lo.  November  1845,  die  die  pünkt- 
liche Abhaltung  der  Landtagsschlüsse  anordnet,  im  Widerspruche.«  Sta- 
dion meinte,  daß  der  Landtagsschluß  in  der  ersten  Märzhälfte,  also  zwei 
Monate  vor  Eröffnung  des  Postulatenlandtages  stattfinden  könnte. 

304)  (68)  Gemäß  der  kaiserlichen  Entschließung  vom  5.  Dezember 
1846.  (Staatsratsakt,  Z.  4522  ex  1846.  St.  A.) 

305)  (68)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Vereinigten 
Hofkanzlei  vom  3.  Jänner  1848),  dd.  Wien,  12.  Februar  1848.  (Staatsrats- 
akt, Z.  298  ex  1848.  St.  A.) 

306)  (68)  Der  Kaiser  hatte  mit  Entschließung  vom  17.  Oktober  1847 
den  Hofrat  Karl  Fürsten  von  Lobkowitz  zum  Referenten  über  das  ge- 
samte Ständewesen  ernannt.  Dem  neuen  Departement  oblag  die  Aufgabe, 
das  Verhältnis  aller  Provinzialstände  zu  der  Regierung  zu  prüfen  und 
Vorschläge  zu  dessen  Regelung  zu  erstatten. 

307)  (68)  Votum  Hartigs  vom  17.  Februar  1848.  (Staatskonferenzakt, 
Z.  1075  ex  1847.  St.  A.)  Buols  Resolutionsentwurf,  den  Hartig  ergänzt 
hatte,  fand  die  Zustimmung  Kolowrats.  Dieser  nahm  bloß  »zur  Vermei- 
dung des  langen  Periodenbaues«  einige  stilistische  Änderungen  vor. 
(Votum  Kolowrats  vom  ig.  Februar  1848.) 

308)  (68)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Hof  kanzlei 
vom  23.  Oktober  1847),  dd.  Wien,  23.  Februar  1848.  (Hofkanzleiakt  6403 
ex  1848.  Ministerium  des  Innern.) 

309)  (68)  Kabinettschreiben  an  Inzaghi  vom  23.  Februar  1848.  (Staats- 
konferenzakt, Z.  1075  ex  1847.  St.  A.) 

310)  (68)  So  sagte  man,  die  ständische  Körperschaft  habe  die  Votie- 
rung von  50.000  Gulden  Kriminalkosten  verweigert,  im  Pferderennen  je- 
doch, »in  der  Lust  zur  Nachahmung  fremder  Spiele,  diesen  Betrag  und 
mehr  mit  Verlust  für  das  Land  zum  Fenster  hinausgeworfen«.  (Polizei- 
bericht an  Sedlnitzky,  dd.  Prag,  14.  Oktober  1847.  Ministerium  des  In- 
nern.) 

3")  (69)  »Die,  ohne  deshalb  für  den  Berechtigten  an  Werth  zuzu- 
nehmen, auf  den  Verpflichteten  bei  fortschreitender  Entwicklung  der  Ver- 
kehrsverhältnisse immer  schwerer  lasten  und  immer  mehr  Anlaß  zu  Rei- 
bungen aller  Art  geben.«  (Die  Ereignisse  in  Galizien  und  das  Patrimonial- 
verhältniss  in  Oesterreich.  April  1846.  Fürst  Thunsches  Familienarchiv. 
Tetschen.)  Diese  Denkschrift  war  an  den  Staatskanzler  gerichtet. 

312)  (6g)  Kolowrat  an  Mettemich,  Wien,  22.  April  1846.  (Minister- 
Kolowrat-Akten,  Z.  748  ex  1846.  St.  A.) 

313)  (6g)  Metternich  an  Kolowrat  s.  d.  (April  1846.  Ad  Minister  Ko- 
lowrat-Akten  Z.  748  ex  1846.  St.  A.) 


Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  II. 
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^")  (()())  Ilolkan/leidekret  vom  i8.  Dezember  1846.  (Grünberg,  Die 
Bauernbefreiung;  und  die  Auflösung  des  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhält- 
nisses in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  II,  493 ff.) 

■"•'•)  (70)  Dobrowsky,  Die  Grafen  Sternberg,  Fürst  Kinsky,  Palacky. 
Vgl.  E.  Denis,  La  Boheme  depuis  la  Montagne  Blanche,  I,  636.  Trotz 
deutschfeindlicher  Richtung  ein  vortreffliches  Werk.  vSiehe  auch  Josef 
Jifeöek,  Rückblicke  in  die  Zustände  Böhmens  des  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts mit  besonderer  Beachtung  der  Entwicklung  der  böhmischen 
Literatur  seit  Marfa  Theresia,  (österreichisch-ungarische  Revue.  N.  F.  I,  II.) 

31")  (70)  Es  ist  bezeichnend,  daß  die  deutsche  Schvvesterzeitschrift 
nach  kurzem  Bestände  einging. 

31')  (70)  Nach  dem  Vorbilde  der  serbischen  Matice,  die  1826  in  Pest- 
gegründet worden  war. 

318)  (71)  Alfred  Stern,  VI,  358.  Über  Hankas  Fälschungen  vgl.  Denis, 
II,  138  ff.    —    Jan  Jakubec,  Geschichte  der  czechischen  Litteratur,  147  ff« 

3i9j  (71)  Vgl.  Murko,  Deutsche  Einflüsse  auf  die  Anfänge  der 
böhmischen  Romantik. 

32oj  (71)  Karl  Egon  Ebert  (Wlasta,  Böhmisch-nationales  Helden- 
gedicht, 1829.  Bfetislaw  v.  Jutha,  1829.  Csestmir  1833);  Karl  Herloszohn 
(Die  Fünfhundert  von  Blanih,  1825);  Uffo  Hörn  (Horimir,  1835.  Taschen- 
buch »Libussa«,  1842.  König  Ottokar,  1845.  Böhmische  Dörfer,  1847); 
Moritz  Hartmann  (Kelch  und  Schwert,  1845.  Neuere  Gedichte,  1846); 
Alfred  Meissner  (Gedichte,  1845.  Ziska,  1846).  Siehe  auch  Ludwig  Ritter 
V.  Pfzibram,  Erinnerungen  eines  alten  Österreichers,  S.  25  ff. 

321)  (71)  Vgl.  R.  Zehntbauer,  Verfassungswandlungen  im  neueren 
Österreich,  S.  79. 

322)  (71)  A.  Fischel,  Das  österreichische  Sprachenrecht,  II.  Auflage, 
XLIX,  LH. 

323)  (72)  Hof  kanzleidekrete,  dd.  9.  Dezember  1808,  23.  August  und 
14.  Dezember  1816;  26.  Februar  1818;  27.  Jänner  1833;  Gubernialver- 
ordnungen  vom  15.  April  und  vom  8.  Juli  1836.  (Vgl.  Böhmens  Zukunft 
und  Österreichs  Politik  vom  Standpunkte  der  Vergangenheit  und  Gegen- 
wart. Leipzig  1844,  I,  178  ff.  A.  Tebeldi  (Beidtel),  Die  Slawen  im  Kaiser- 
tum Österreich,    S.  52. 

324)  ^y2)  So  durfte  Kollar  in  seiner  Slavy  dceva  ungehindert  aus- 
rufen: »Die  ihr  Slaven  seid,  erwacht,  erwacht!  //  Siebenschläfer  ihr, 
jahrhundertlange  1  //  Ihr  in  schmählichem  Germanenzwange  //  Um  das 
Leben  eines  Volks  gebracht!«  (Otto  Brechler,  Das  geistige  Leben  Prags 
vor  hundert  Jahren.  Deutsche  Arbeit,  Monatsschrift  für  das  geistige  Leben 
der  Deutschen  in  Böhmen,  X,  343.) 

325). (72)  Vortrag  Metternichs  vom  7.  April  1843.  (Staatskonferenz, 
Z.  299  ex  1843.)  .  .      .        . 
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^■"l  (72)  I{ntj^eo;en  dem  bisherigen  Kanzleistil  wurden  auch  Krain. 
Kroatien,  Dahnatien  und  Slawonien  als  slawische  Provinzen  bezeichnet. 
(Huber-Beidtel,  Geschichte  der  österreichischen  vStaatsverwaltung  1740  bis 
1848,  Bd.  II,  330.) 

327)  (-72)  Taj^ebuchnotiz  des  Grafen  Leo  Thun  vom  21.  Juni  1846. 
(Fürst  Thunsches  Archiv.) 

3-8)  (72)  Sedlnitzky  hatte  schon  zu  Ende  der  dreißiger  Jahre  auf 
das  Bestehen  solcher  Geheimbünde  aufmerksam  gemacht;  der  galizische 
Hochverratsprozeß  von  1842  förderte  reiches  Material  zutage. 

^^^)  (73)  Als  der  erste  Künder  des  Panslawismus  darf  der  Kroate 
Georg  Krizanic  angesehen  werden,  der  in  den  fünfziger  Jahren  des 
17.  Jahrhunderts  nach  Rußland  gekommen  war.  (Alfred  v.  Skene,  Entstehen 
und  Entwickelung"  der  slavisch-nationalen  Bewegung  in  Böhmen  und 
Mähren  im  XIX.  Jahrhundert,  S,  68.) 

330)  (y^)  Vgl.  »Ist  Oesterreich  deutsch?«  (Beilage  der  Augsburger 
Allgemeinen  Zeitung,  Nr.  339  ff.  vom  5,  und  vom  6.  Dezember  1843.  Eine 
Erwiderung  auf  den  Artikel  Schuselkas:  Deutschland  und  das  oester- 
reichische  Kaiserreich.  Ibidem,  311  vom  7.,  bis  Nr.  313  vom  9.  No- 
vember 1843.)  Vgl.  ferner  Jacob  Maly  (Na§e  znovuzrozeni :  Unsere  Wieder- 
geburt) und  Josef  W.  Friö  (Pamöti).  Dieser  vertritt  die  panslawistische 
Richtung,  jener  die  gemäßigt-alttschechische  Anschauung.  (Skene,  Entstehen 
und  Entwickelung  der  slavisch-nationalen  Bewegung  in  Böhmen  und 
Mähren  im  XIX.  Jahrhundert,  S.  115.)  Siehe  auch  Johann  Ankwicz,  Die 
Grundlinien  der  inneren  Entwicklung  Oesterreichs.  (Oesterreichische 
Rundschau,  XXII,  2.) 

^^0  (73)  Vortrag  Metternichs  vom  8.  März  1843,  (Staatskonferenz, 
Z.  233  ex  1843.  St.  A.) 

332)  (74)  Schreiben  des  Fürsten  Metternich  an  Erzherzog  Ludwig, 
dd.  Wien,  9.  März  1843.  (Ad  Staatskonferenzakt,  Z.  233  ex  1843.  St,  A.) 
»Oesterreich  ist  ein  Reich,  das  unter  seiner  Herrschaft  Völker  von  ver- 
schiedener Nationalität  umfaßt,  aber  als  Reich  hat  es  nur  eine  Nationalität. 
Oesterreich  ist  deutsch  —  so  sagte  Fürst  Metternich  eines  Tages  zu 
dem  preußischen  Gesandten  — ,  deutsch  durch  die  Geschichte,  durch  den 
Kern  seiner  Provinzen,  durch  seine  Zivilisation.«  (Berir'  t  Arnims  vom 
20.  Juli  1847.  Treitschke,  Deutsche  Geschichte  im  neunzehnten  Jahr 
hundert,  V,  696.) 

333)  (y^^)  Vortrag  vom  8.  März  1843. 

334)  (74)  Der  akademische  Senat  hatte  seine  Beschlüsse  am  11.  Juni 
1842  gefaßt;  die  Jubiläumsfeier  fand  im  April  1848  statt. 

335)  (y4)  Vortrag  Sedlnitzkys  vom  17.  Juni  1842  mit  Metternichs 
Bemerkungen.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1096  ex  1842.  St.  A.) 

^^^)  (75)  Diese  Statuen  wurden  im  Atelier  des  Münchener  Bildhauers 
Schwanthaler  gegossen  und  befinden  sich  heute  im  Prager  Landesmuseum- 
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^^')  (75)  Metternich  an  Gervay,  8.  August  1843.  (St.  A.) 

3.1«)  (y^)  Vorträge  Sedlnitzkys  vom  21.  August  und  vom  18.  No- 
vember 1843.    (Staatskonferenzakten,    Z.  813   und  1332  ex  1843.    St.  A.) 

•■'35')  (75)  Metternichs  Bemerkungen  zum  Vortrage  Sedlnitzkys  vom 
18.  November  1843.  (Staatskonferenzakt,  Z.  1332  ex  1843.  St.  A.) 

^^^)  (75)  Gervay  an  Metternich,  Wien,  5.  August  1843.  (St.  A.) 

'^0  (75)  Gervay  an  Metternich,  Wien,  7.  August  1843.  Auch  der 
Staatskanzler  hielt  sie,  was  den  Namen  betraf,  für  »eine  Dummheit«, 
denn  die  Walhalla  war  der  Heldenhimmel  der  Germanen  und  nicht  der 
Slawen.  (Metternich  an  Gervay,  5.  August  1843.) 

''^")  (75)  Kolowrat  an  Metternich,  dd.  Czernikowitz,  11.  August  1843. 

3^3)  (y6)  Metternich  an  Gervay,  dd.  Königswart,  20.  August  1843. 
(St.  A.) 

3^*)  (76)  Vgl.  über  ihn:  Helfert,  Graf  Leo  Thun,  Lehr-  und  Wander- 
jahre, im  kaiserlichen  Justiz-  und  Verwaltungsdienst,  in  Galizien  (Oester- 
reichisches  Jahrbuch  1891— 1895)  und  Frankfurters  Aufsatz  in  der  All- 
gemeinen deutschen  Biographie,  XXXVIII,  178  ff. 

3^5)  (y6)  Graf  Leo  Thun  ließ  diesen  Briefwechsel,  vermehrt  um 
einen  »Rückblick«,  unter  dem  Titel  »Die  Stellung  der  Slowaken  in  Un- 
garn« (Prag,  Calvesche  Buchhandlung,  1843)  erscheinen,  nachdem  bereits. 
Pulszky  die  Briefe  in  der  »Vierteljahrschrift  aus  und  für  Ungarn«  (Leip- 
zig, O.  Wigand)  veröffentlicht  hatte.  Siehe  auch  Aygust  Fournier,  Tsche- 
chen und  Slowaken,  eine  Reminiszenz.  (Österreichische  Rundschau,  1918. 
Band  LIV,  207  ff.) 

346)  ^jy^  Anderseits  meinte  Graf  Thun,  daß  die  nationale  Strömung 
nicht  sich  selbst  überlassen  werden  dürfe;  die  Regierung  solle  sie  daher 
leiten  und  zu  diesem  Zwecke  eine  slawische  Akademie  in  Wien  er- 
richten. Er  glaubte  ferner,  daß  man  durch  Begünstigung  der  nationalen 
Bestrebungen  die  gemeinsamen  Interessen  der  österreichischen  Slawen 
und  somit  ein  slawisches  Gemeingefühl  fördern  könnte.  Und  schon  er- 
wog er,  mit  Hinweis  auf  Kollar,  Schafafik  und  Gaj  als  die  Vertreter 
solcher  Wechselwirkung,  die  weiteren  Folgen  nationaler  Erstarkung;  er 
hob  dabei  hervor,  daß  die  kulturelle  Interessengemeinschaft  der  öster- 
reichischen Slawen  viel  inniger  und  tiefgreifender  sein  würde  als  die  mit 
den  Russen  und  Polen.  In  dieser  Beziehung  schien  ihm  der  Umstand, 
daß  der  Fürst  von  Serbien  slawische  Gelehrte  aus  Böhmen  und  Mähren 
berief,  weitaus  größere  Beachtung  zu  verdienen  als  Hankas  mißglückter 
Versuch,  die  zyrillische  Schrift  auch  in  Böhmen  einzuführen.  (»Rechen- 
schaft   über    die  slavischen  Bestrebungen  in  Böhmen.«   Dezember  1845.) 

^*^)  (77)  Er  verfaßte  die  Flugschrift  »Der  Slavismus  in  Böhmen«. 
(Prag  1845.) 

348)  (yyj  Schreiben,  dd.  Prag,  14.  September  1842.  (Fürst  Thun- 
sches  Archiv.) 


3*3)  (78)  »Rechenschaft  über  die  slavischen  Bestrebungen  in  Böhmen.« 
Dezember  1845. 

350)  (78)  Unverkennbar  ist  der  Einfluß,  den  der  Artikel  »Der  Sprachen- 
kampf in  Österreich«  (Biedermanns  Deutsche  Monatschrift,  Maiheft  1844) 
auf  Thun  ausgeübt  hat.  An  dieser  Stelle  sei  auch  erwähnt,  daß  Kampelik 
(Über  die  Rechte  der  böhmischen  Sprache  und  Nationalität,  gegründet 
auf  die  strengen  Befehle  unserer  gerechten  Herrscher,  1845)  in  der 
österreichischen  Monarchie  »die  großartige  kosmopolitische  Idee  des 
friedlichen  Nebeneinanderwohnens  .  ,  .  der  Völker«  verwirklicht  sah- 

351)  (78)  Die  Vorträge,  die  Bernard  Bolzano  im  Jahre  1816  an  der 
Prager  Universität  gehalten  hatte,  dürften  wohl  nicht  ohne  Einfluß  auf 
den  Gedankengang  des  böhmischen  Adels  gewesen  sein;  sah  doch  der 
von  kosmopolitischen  Ideen  durchdrungene  Theolog  die  einzig  mögliche 
Lösung  des  Nationalitätenproblems  in  einer  völligen  Verschmelzung  der 
Deutschen  und  Tschechen.  (Vgl.  A.  Naegle,  Bernard  Bolzano  über  das 
Verhältnis  der  beiden  Volksstämme  in  Böhmen.  Deutsche  Arbeit,  VIII, 
487.  Bolzanos  Vorträge,  im  ganzen  drei,  wurden  1849  von  Fesl  heraus 
gegeben.)  »Iiin  Gott  ist  es,  der  die  Menschheit  und  jedes  Volk  regiert  — 
so  äußerte  sich  Leo  Thun  in  seinem  Briefwechsel  mit  Pulszky  — ,  ein 
Gesetz,  auf  dem  das  Wohl  des  Ganzen  wie  der  Theile  beruht;  darum 
ist  der  wahre  Patriot  eben  auch  der  rechte  Kosmopolit.«  Graf  J,  M.  Thun 
sagte  von  sich,  er  sei  weder  ein  Tscheche  noch  ein  Deutscher,  »sondern 
nur  ein  Böhme«.  (Der  Slavismus  in  Böhmen.)  Sein  Vetter  Leo  jedoch 
schien  damals  recht  unklare  Vorstellungen  über  dieses  nationale  Zwitter- 
ding gehabt  zu  haben.  So  schrieb  er  am  27.  Dezember  1845  folgendes 
in  sein  Tagebuch:  »Colloredo  .  .  .  möchte,  daß  ich  schon  das  ,wir  sind 
Slaven'  als  gefährlich  erkenne  und  dessen  Beförderung  mit  meiner  Pflicht 
gegen  die  oesterreichische  Monarchie  unvereinbar  finde.  Das  kann  ich 
freilich  nicht.« 

352)  (78)  Skene,  Entstehen  und  Entwicklung  der  slavisch-nationalen 
Bewegung  in  Böhmen   und  Mähren  im  XIX.  Jahrhundert,  S.  iii,  113  ff. 

353)  (7g)  Als  einen  solchen  hatte  ihn  Graf  Kolowrat  bezeichnet. 
(Metternich  an  Gervay,  dd.  Ischl,  31.  Juli  1843.  St.  A.) 

354) '(7g)  Andrian,  Oesterreich  und  dessen  Zukunft.  (III.  Auflage, 
1843.)  S.  173. 

355)  (yg)  Ihre  vornehmsten  Vertreter  waren  Trojan,  Rieger,  Brauner 
und  Strobach. 

356)  (79)  Prazke-Nowiny,  1846,  Nr.  95. 

357)  (80)  Hawliöeks  Programm  gründete  sich  auf  die  kulturell- 
nationalen Gravamina  der  nationalen  Kreise  und  auf  die  Erweiterung  der 
Befugnisse  des  Landtags;  es  war  aber  nicht  bloß  regierungsfeindlich, 
sondern  richtete  sich  auch  gegen  die  Stände,  da  es  die  Sache  des  Bauers 
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und  der  Gewerbetreibenden  vertrat.  Hawliöek  strebte  ferner  die  Autonomie 
der  Gemeinden  und  die  Selbsthilfe  der  produzierenden  Kreise  an, 

3s**)  (80)  Zitiert  in  einem  Berichte  des  Prager  Stadthauptmannes 
vom  II.  März  1847.  (Ministerium  des  Innern.)  Die  Weisung  .selbst  konnte 
nicht  aufgefunden  werden. 

^-^ä)  (80)  Aus  dem  Expose  des  Grafen  J.  M.  Thun  vom  14.  Mai  1845. 
(Talk,  i^.) 

360)  (80)  Tagebuch  des  Grafen  Leo  Thun,  Eintragung  vom  8,  Mai 
1846.  (Fürst  Thunsches  Familien-Archiv.) 
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Jeder  Historiker,  jeder  politisch  Denkende, 
jeder  Kulturhistoriker  und  nicht  zuletzt  die 
literarisch  und  künstlerisch  gebildeten  Frauen 
werden  zu  diesen  unbekannten  Tagebüchern 
greifen,  in  denen  die  historisch  hohe  Bedeutsam- 
keit, der  gesellschaftliche  und  künstlerische  Charme 
und  Glanz  der  Epoche  des  Fürsten  Metter^ 
nich  vor  unserem  geistigen  Auge  aufersteht. 
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Preis  elcg.  geheftet  M,  9*—,  gebunden  M.  \z'-~. 
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Elegant  kartoniert  M.  4*50,  gebunden  M.  6'5o. 
D  e  r  B  u  n  d,  Bern :  Ein  Porträt  I.  V.  Widmanns 
aus  der  Feder  des  bernischen  Privatdozenten 
Jonas  Fraenkel,  der  sich  schon  in  anderen 
Schriften  als  feiner  Kenner  von  Widmanns 
Leben  und  Wirken  ausgewiesen  hat. 
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ERSTER  TEIL:  GALIZIEN  UND  KRAKAU 

ZWEITER  TEIL:  BÖHMEN 

DRITTER  TEIL:. UNGARN 

VIERTER  TEIL:  NIEDERÖSTERREICH 

Jeder  Band  geheftet  ca.  M.  4' — ,  gebunden  ca.  M.  6'  — . 

Nidit  Fürst  MetterniA,  dessen  Ratschläge 
meist  unberücksiditigt  blieben,  sondern  Graf  Kolo- 
wrat  versdiuldete  die  Unterlassungssünden  der 
vormärzlidien  Wiener  Regierung.  Auf  Grund  des 
wichtigsten,  bisher  unzugänglidien  Sdiriftenmaterials 
der  Staatskonferenz  wird  Alt^Österreichs  innere 
Politik  gegenüber  der  ständischen  Bewegung  und 
der  gangbaren,  aber  durdiaus  irrigen  bisherigen  Auf^ 
fassung  endlidi  ins  Licht  historischer  Wahr^ 
heit  gerückt. 
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DIE  OKTROYIERTE  VERFASSUNG 
VOM  4.  MÄRZ  1849 

Preis  geheftet  zirka  M.  4'  ^ ,  gebunden  zirka  M.  6'  -- . 

Ein  Verdammungsurteil  der  germani^ 
sierenden  Zentralisierungspolitik  des  Ministeriums 
Schwarzenberg  — Stadion.  Für  jeden,  der  sidi 
mit  den  Problemen  eines  Nationalitätenstaates  be* 
faßt,    ein    deutlicher    Wink    in    die    Zukunft. 

Für  jeden  Historiker  und  jeden  politisdi 
Denkenden  ein  unentbehrliches  Budi. 
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III. 
UNGARN 


Am  lebhaftesten  trat  die  konstitutionelle  Gesinnung  in 
Ungarn  hervor.  Dieses  Königreich  durfte  sich  einer 
alten  ständischen  Verfassung  berühmen,  denn  sie  ging  auf 
die  Goldene  Bulle  Andreas  II.  zurück.  Indem  sie  vornehm- 
lich dem  Adel  als  dem  einzigen  Stand,  der  in  Betracht  kam, 
eine  unverhältnismäßig  starke  Stellung  gegenüber  der  Krone 
-einräumte,  enthielt  sie  den  Keim  steter  Gärungen.  Die 
Verfassung  diente,  insbesondere  um  die  Wende  des  15.  Jahr- 
hunderts, als  Mittel,  dem  die  Krone  zuzuwenden,  der  das 
meiste  bot,  die  Macht  des  Adels  zu  erweitern  und  zu 
stützen. 

Unter  den  Königen  aus  dem  Hause  Habsburg  fanden 
zum  Zweck  der  Aufrechterhaltung  und  Stärkung  der  Ver- 
fassung vielfache  Auflehnungen  gegen  den  rechtmäßigen 
Herrscher  statt,  bis  Leopold  I.  den  Oligarchen  den  Meister 
zeigte  und  es  durchsetzte,  daß  die  Erblichkeit  der  Krone 
im  habsburgischen  Mannesstamm  anerkannt^)  und  der  In- 
surrektionsartikel beseitigt  wurde.  Von  da  an  spielte  die 
Verfassung  gleichsam  die  Rolle  eines  Wächters  der  Frei- 
heiten des  Adels,  deren  sich  dieser  —  ob  er  nun  opposi- 
tionell oder  konservativ  war  —  in  keinem  Falle  begeben 
wollte.  Die  volle  Blütezeit  der  Gravamina  hub  an:  die 
Reichstage  befaßten  sich  fortan  fast  ausschließlich  mit  der 
Erledigung  alter  und  dem  Vorbringen  neuer  Beschwerden. 

So  zersplitterte  sich  die  Kraft  der  Nation;  ungepflegt 
blieb  sowohl  das  politische  wie  das  materielle  Gebiet  und 
an  dem  Eigennutz  des  Adels  scheiterte  so  mancher  Reform- 
versuch. 

Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  III.  x  t 


Da  war  es  der  Deputierte  des  Ödenburger  Komitats- 
Paul  von  Nagy,  der  mit  scharfem  Blick  erkannte,  daß  das 
Wohl  des  Landes  keineswegs  auf  bloßer  Anbetung  und 
Verteidigung  der  Verfassung  beruhe;  er  sah  es  vielmehr 
darin,  daß  man  die  nationale  Idee  fördere,  das  Los  der 
Grundholden  verbessere  und  daher  die  Wohltaten  der  Ver- 
fassung auch  dem  Volke  zuwende.  In  flammender  Rede 
setzte  er  sich  dafür  im  Reichstag  von  1825  bis  1827 
ein.  Nach  ihm  ergriff  Graf  Stephan  Sz^chenyi  das  Wort; 
ruhig  und  sachlich  entwickelte  er  den  Gedanken,  das  ma- 
gyarische Idiom  auf  eine  derartige  Stufe  der  Vollkommen- 
heit zu  bringen,  daß  es  eine  würdige  Rolle  in  der  euro- 
päischen Literatur  einnehme,  weshalb  er  die  Gründung  einer 
x^kademie  beantragte.  Bloß  um  die  kulturelle  Seite  war  es 
ihm  zu  tun  und  erst  in  zweite  Linie  stellte  er  die  politische 
Frage:  den  Gebrauch  des  Magyarischen  als  Amtssprache 
statt  des  bisher  üblichen  lateinischen  Idioms. 

Der  frischere  Zug,  der  sich  in  der  Literatur  bemerkbar 
machte,  wirkte  auf  das  politische  Leben  zurück:  Flug- 
schriften und  Kasinos  sorgten  für  den  Ideenaustausch  und 
in  immer  weitere  Kreise  drang  die  Erkenntnis,  daß  man 
der  ausschließlichen  Berücksichtigung  der  Privilegierten 
steuern  und  dagegen  die  materiellen  Interessen  des  Landes 
heben  müsse,  solle  dieses  nicht  in  Siechtum  verfallen. 

Über  die  Mittel  und  Wege  der  Reformen  jedoch 
herrschte  Unklarheit,  denn  noch  gebrach  es  an  einem  Pro- 
gramm. Einem  solchen  wollte  Graf  Szechenyi  vorarbeiten, 
indem  er  u.  a.  die  Aufhebung  der  Avitizität,  der  Fiskalität 
und  der  Monopole,  das  Grundbesitzrecht  Nichtadeliger,  die 
Gleichheit  aller  vor  dem  Gesetz  und  eine  allgemeine  Be- 
steuerung als  die  wichtigsten  Neuerungen  bezeichnete,  die 
zunächst  in  Betracht  kämen.  Ihn  leitete  zugleich  der  Wunsch, 
daß  die  Regierung    das  Reformwerk    in  Angriff  nehme. 

Anders  jedoch  dachte  die  Opposition,  die  der  Regie- 
rung das  Heft  nicht  überlassen,  sondern  vielmehr  den 
Kampf  gegen    sie    so  lang    fortführen  wollte,    bis  der  Ab- 


solutismus  auch  in  den  deutschen  Erblanden  gebrochen  war. 
Eines  der  Häupter  dieser  radikalen  Partei  war  in  den 
dreißiger  Jahren  des  ig.  Jahrhunderts  Nikolaus  Wesse- 
lenyi,  der  in  der  Entwicklung  des  Staatsrechts  die  einzige 
Möglichkeit  sah,  die  Nation  —  wie  er  vermeinte  —  vor 
einer  Politik  der  Willkür  zu  schützen  und  die  notwendigen 
sozialen  Reformen  zu  bewerkstelligen.  In  diesem  Sinne 
erfolgte  auch  die  Fortsetzung  dessen,  was  man  bereits  in 
x\ngrifF  genommen  hatte:  die  weitere  Ausbildung  der  Ko- 
mitatsbehörden zu  Bollwerken  gegen  die  Herrschaft  Wiens. 
So  geschah  es,  daß  diese  wichtigsten  Organe  munizipaler 
Selbstverwaltung  durch  die  bindenden  Instruktionen,  mit 
denen  sie  ihre  Ablegaten  versahen,  dem  Reichstag  Ziel 
und  Richtung  gaben  und  daher  zum  Ausgangspunkt  nicht 
bloß  der  konstitutionellen  Opposition,  sondern  auch  des 
gesamten  nationalen  Lebens  wurden.  Der  Reichstag  sank 
sonach  zum  Diener  und  Werkzeug  der  Generalkongregationen 
herab  und  es  hatte  den  Anschein,  als  sei  Ungarn  in  52 
einander  fremde  Republiken  aufgelöst. 

Während  dieser  Rüstungen  der  Liberalen  betrat  Lud- 
wig Kossuth  neuerdings  den  politischen  Schauplatz.  Die 
dreijährige  Freiheitsstrafe,  die  er  vor  kurzem  abgebüßt 
hatte  2),  verlieh  ihm  den  Nimbus  eines  politischen  Mär- 
tyrers —  ein  Umstand,  der  den  Herausgebern  des  »Pesti 
Hirlap«  sehr  zustatten  kam;  war  doch  Kossuth  der  Redak- 
teur dieser  Zeitung,  der  er  schon  allein  durch  seinen  Namen 
stets  neue  Abonnenten  zuführte.  Nun  griff  er  den  Gedanken 
des  liberalen  Komitats  als  einer  Schutzwehr  der  Verfassung 
zu  dem  Zwecke  auf,  Jünger  und  Apostel  seiner  ultraradi- 
kalen Grundsätze  heranzubilden.  Die  radikal-liberale  Lite- 
ratur des  Auslandes  wurde  herangezogen  und  die  Publizistik 
schöpfte  daraus ;  diese  hielt  die  Freiheitsbestrebungen  größerer 
Nationen  und  ebenso  die  Zentralisationsideen  für  eine  all- 
gemeine und  daher  auch  auf  die  ungarischen  Verhältnisse 
passende  Schablone  und  bearbeitete  das  Volk  mit  demokrati- 
schen Lehren,  die  eine  Verwirrung  der  Geister  verursachten. 


Aus  dem  derart  aufgewühlten  Boden  der  öffentlichen 
Meinung  sog  die  Partei  ihre  Kräfte,  die  unter  dem  Zeichen 
der  Nationalität  und  des  Liberalismus  nicht  bloß  die  Er- 
weiterung der  Herrschaft  des  Magyarentums,  sondern  auch 
die  Unabhängigkeit  von  der  österreichischen  Bureaukratie 
anstrebte.  Sogar  die  Armee  wollte  sie  in  ihre  Kreise 
ziehen:  im  Reichstag  von  1840  ward  von  beiden  Häusern 
ein  Antrag  eingebracht,  wonach  bei  dem  ungarischen 
Militär,  mit  Einschluß  der  Grenzer,  die  ungarische  Kokarde 
und  die  ungarische  Sprache  eingeführt,  die  Kommandos 
nur  ungarisch  erteilt  und  ausschließlich  gebürtige  Ungarn 
zu  Ober-  und  Unteroffizieren  ernannt  werden  sollten. 3) 

Daß  jene  Partei  Ansehen  gewann,  verdankte  sie  vor- 
nehmlich der  allgemeinen,  sich  immer  tiefer  einwurzelnden 
Überzeugung,  die  österreichische  Politik  sei  Ungarn  gegen- 
über nie  aufrichtig  gewesen. 

Der  grundbesitzende  Adel,  der  nicht  mehr  der  schie- 
bende Teil  war,  sondern  selbst  geschoben  wurde,  bequemte 
sich  der  neuen  Richtung  an.  Wohl  bemühten  sich  die 
Häupter  der  Konservativen,  Aurel  Dessewffy  und  Stephan 
Szechenyi,  den  ultrademokratischen  Bestrebungen  des  »Pesti 
Hirlap«  entgegenzuarbeiten,  der  eine  durch  Herausgabe 
eines  Blattes  (»Viläg«),  der  andere  durch  sein  Buch  »Das 
Volk  des  Ostens«  {»  A  kelet  nepe«)  —  die  radikale  Bewegung 
ließ  sich  jedoch  nicht  mehr  aufhalten.  Kossuth  und  seine 
Partei  behaupteten  das  Feld,  das  sie  auch  dann  nicht  zu 
räumen  gedachten,  als  im  Reichstag  von  1843/44  ihre  Hoff- 
nungen zum  großen  Teil  gescheitert  waren. 


Ein  großer  Teil  der  Schuld  an  dieser  verhängnisvollen 
Entwicklung  der  Dinge  traf  die  Wiener  Regierung.  Sie 
hatte  den  Komitaten  wieder  gestattet,  sich  ihre  Beschlüsse 
gegenseitig  mitzuteilen'*),  und  ihnen  selbst  dadurch  »ein  Hilfs- 
mittel der  Verschwörung«  ausgeliefert.  Unbeachtet  war 
der    Wink   geblieben,    sich    der    niederen    Klassen    anzu- 


nehmen,  die  unter  dem  Druck  des  Adels  seufzten.  Die 
Regierung  büßte  vollends  alles  Vertrauen  ein,  als  sie  im 
Reichstag  von  1832  bis  1836  das  von  den  Ständen  ent- 
worfene Urbarialgesetz  wegen  der  bürgerlichen  Konzes- 
sionen, die  es  enthielt,  zurückgewiesen  hatte.  Durch  diese 
Ablehnung  war  aber  das  »Gespenst  der  Demokratie« 
keineswegs  beschworen  worden ;  denn  die  Opposition  machte 
sich  zur  Vertreterin  des  demokratischen  Gedankens,  wes- 
halb es  ihr  in  der  Folge  leicht  gelang,  festen  Fuß  in  den 
unteren  Schichten  der  Nation  zu  fassen.  »Unfähigkeit  der 
Leitung  und  auf  listige  Umgehung  berechnete  Politik« 
warf  man  der  Regierung  vor,  »verachtet  und  gehaßt«  war 
sie  im  Lande. ^) 

Wohl  hatte  es  nach  dem  versöhnlichen  Abschluß  des 
Reichstags  von  1839/40  den  Anschein,  als  ob  ein  dauern- 
der Ausgleich  der  Gegensätze  erfolgt  sei  und  beide  Teile,, 
Regierung  und  Nation,  fortan  in  Frieden  dieselbe  Bahn 
des  Fortschrittes  einschlagen  sollten.  Eine  trügerische  Hoff- 
nung jedoch!  Denn  die  Agitation  der  Radikalen  führte  gar 
bald  wieder  die  Trennung  und  erbitterte  Kämpfe  in  den 
Komitaten  herbei. 

Fürst  Metternich,  »ein  alter  Arzt  im  großen  Welt- 
spital«, als  den  er  sich  selbst  bezeichnete  *^),  wollte  beizeiten 
dem  Unheil  vorbeugen,  das  er  kommen  sah,  und  daher  die 
Regierung  zu  energischem  Handeln  veranlassen.  Indem  er, 
durch  Stephan  Szechenyi  beeinflußt,  den  Gedanken  des 
materiellen  Wohles  vertrat,  wünschte  er  zugleich,  daß  die 
Regierung  als  die  geistige  Kraft  im  Staatsleben  die  In- 
itiative ergreife. 

Metternich  spielte  die  undankbare  Rolle  einer  Kas- 
sandra  —  Unheil  sah  er  kommen,  wenn  sich  die  Regierung 
nicht  zu  energischem  Handeln  aufraffte.  Den  Weg  der 
Konzessionen  durfte  sie  jedoch,  seiner  Ansicht  nach,  nicht 
mehr  betreten:  er  führte  die  Nation,  wider  ihren  Willen, 
zur  Revolution.")  Metternich  nannte  es  eine  schwere  Unter- 
lassungssünde,   daß    die  Regierung  sowohl  wie  die  Intelli- 


genz  des  Landes  die  vielfachen  Aufgaben  noch  immer  nicht 
gelöst  habe,  die  dem  konstituierenden  Reichstag  von  1 790/9 1  ^) 
vorgelegen  seien.  Und  nun  gelte  für  Ungarn  seit  dem 
Friedensjahr  18 14/15  »der  moralische  und  legislative  Quark, 
der  sich  als  Folge  des  geistlosen  Treibens  des  18.  Jahr- 
hunderts im  westlichen  Europa  Luft  schaffte,  als  die  wahre 
Aufgabe  der  Gegenwart«.^) 

Der  Staatskanzler  wünschte,  daß  sich  der  nächste 
Reichstag  gleich  von  allem  Anfang  an  mit  wirtschaftlichen 
Fragen  befasse.  In  der  Tat  wurden  sie  bei  Ausarbeitung 
der  königlichen  Propositionen  am  meisten  berücksichtigt.^") 
Metternich  hoffte  auf  ein  glückliches  Gelingen;  denn  seiner 
Überzeugung  nach  wußte  die  Mehrheit  der  Nation  genau, 
was  dem  Lande  drohe,  wenn  die  Regierung  untätig  bliebe. 
Daß  sich  diese  auf  die  konstitutionelle  Grundlage  gestellt 
hatte,  galt  ihm  ebenfalls  als  eine  starke  Bürgschaft  des 
Erfolges. 

Eine  schwierige  Frage  jedoch  harrte  der  Lösung:  Die 
materiellen  Kräfte  Ungarns  schlummerten  noch,  Privilegien 
verhinderten  ihre  Nutzbarmachung;  wer  wandte  also  dem 
Lande  die  Mittel  der  Belebung  zu,  so  lang  es  kein  ge- 
regeltes Steuerwesen  besaß?  Hinsichtlich  dieser  Frage 
bekannte  sich  der  Palatin  Erzherzog  Joseph  zu  der  An- 
schauung, daß  der  Monarch  eher  der  Chef  einer  Völker- 
familie sein  sollte,  deren  Mitglieder  er  in  gleichem  Maße 
berücksichtige,  als  daß  er  in  seiner  Stellung  als  Kaiser  von 
Österreich  und  König  von  Ungarn  eine  getrennte  Wirt- 
schaft führe.  ^^) 

Metternich  nahm  allerdings  diesen  wirtschaftlich-zen- 
tralistischen  Standpunkt  ^'^)  nicht  ein ;  ihm  war  die  Monarchie 
gleichsam  ein  Staatenbund  unter  einem  souveränen  Ober- 
haupt und  »das  Ideal  eines  Kaisertums«,  wie  es  wohl  schon 
Karl  dem  Großen  vorgeschwebt  haben  mochte.  Diese  Ge- 
staltung hielt  Metternich  für  weitaus  widerstandsfähiger, 
als  ein  zentralistisches  Staats  wiesen ;  deshalb  verteidigte  er 
auch    stets    die   nationale  Verfassung  Ungarns,    die   er  zu- 


gleich  als  den  stärksten  Wall    gegen    die    durch  den  Adel 
vertretene  Demokratie  erachtete. 

Immerhin  verschloß  er  sich  nicht  der  Einsicht,  daß  der 
Kaiser  dem  Könige  dort  zu  Hilfe  kommen  mußte,  wo 
diesem  die  Mittel  und  Wege  der  Hilfe  gebrachen.  Hiebei 
durfte  jedoch  aus  einer  an  Ungarn  zu  leistenden  Unter- 
stützung den  übrigen  Teilen  der  Monarchie  keine  Last  er- 
wachsen. Demnach  erübrigte  nur  der  Anspruch  auf  Kredit, 
dessen  unerläßliche  Bedingung  einzig  und  allein  die  Sicher- 
heit sein  konnte;  sie  mußte  erwiesen  werden,  und  das  war 
die  große  Aufgabe,  die  nach  Metternichs  Urteil  der  nächste 
Reichstag  zu  lösen  hatte. ^^^) 

Störend  nach  unten  und  lähmend  nach  oben  wirkte 
aber  die  liberale  Partei;  sie  erzeugte  Schwäche  im  ungari- 
schen Haushalt  und  leitete  die  Nation,  wie  der  Staats- 
kanzler bedauernd  bemerkte,  statt  auf  praktische  Wege 
»in  moralische  Sümpfe«. 

Trotz  solcher  Meinung  gehörte  Metternich  nicht  zu 
denen,  die  Ungarn  schon  am  Vorabend  einer  Revolution 
sahen;  er  hielt  die  Regierung  für  kräftig  genug,  »das  Un- 
geheuer in  der  Brut  zu  ersticken«,  und  er  erachtete  die 
Regelung  der  Geschäftsordnung  als  das  beste  Mittel,  der 
Ausartung  der  Reichstagssitzungen  zu  steuern. 

Am  20.  Mai  1843  wurden  die  königlichen  Propo- 
sitionen verlesen.  Der  Staatskanzler  war  zugegen  und  freute 
sich  des  Beifalls,  den  sie  hervorriefen;  hegte  er  doch  die 
Überzeugung,  daß  die  Opposition  das  Feld  räumen  müsse, 
da  nun  die  Regierung  den  Wünschen  der  Nation  gerecht 
werden  wolle.  Der  Verlauf  des  Reichstags  aber  machte 
diese  Hoffnung  zuschanden;  er  lieferte  den  Beweis,  daß 
man  nicht  eine  beratende  Körperschaft,  sondern  vielmehr 
eine  zügellose  Menge  vor  sich  habe.  »Es  wird  geschwätzt, 
geschimpft  und  nichts  getan!«,  klagte  der  Staatskanzler. ^*) 
Unlautere  Absichten  wurden  der  Regierung  unterschoben ; 
»einen  tief  durchdachten  Plan«  glaubte  man  darin  zu  er- 
kennen, daß  sie  sich  auf  den  sicheren  Boden  des  Reform- 
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Werkes  gestellt  und  infolgedessen  die  Opposition  schier  zur 
Ohnmacht  verdammt  habe.  Sie  hasche  nach  Popularität,, 
wie  aus  den  Propositionen  erhelle,  doch  genügten  diese 
keineswegs  allen  Wünschen,  da  u.  a.  auch  der  Religions- 
frage keine  Erwähnung  getan  w^orden  sei. 

Was  diesen  Gegenstand  betraf,  ordnete  der  Gesetz- 
artikel 26  von  1790/91  an,  daß  alle  Kinder  gemischter 
Ehen  im  katholischen  Glauben  zu  erziehen  seien,  sobald 
sich  der  Vater  zu  diesem  bekenne,  und  daß  nur  die  Söhne 
eines  akatholischen  Vaters  seiner  Konfession  folgen  dürfen. 
Zugleich  war  es  den  katholischen  Seelsorgern  untersagt,^ 
der  Schließung  gemischter  Ehen  irgend  welche  Hindernisse 
in  den  Weg  zu  legen. ^^) 

Diese  Verfügung  befriedigte  keine  der  beiden  Religions- 
parteien, weshalb  die  Reichsstände  im  Jahre  1840  ein  Ge- 
setz vorschlugen,  wonach  alle  Kinder  gemischter  Ehen  in- 
der  Konfession  des  Vaters  erzogen  werden  sollten.  Dagegen 
protestierten  die  katholischen  Bischöfe. 

Die  Frage  ruhte,  trotz  wiederholter  Mahnung  des 
Staatskanzlers,  auch  diese  wichtige  Angelegenheit  nicht 
unberücksichtigt  zu  lassen.  1^)  Metternich  drang  auf  rasche 
Erledigung,  wobei  er  —  in  vollem  Einvernehmen  mit  dem 
Primas  von  Ungarn  —  als  die  einzige  Grundlage  der  Ver- 
fügung, die  getroffen  werden  sollte,  die  Gewissensfreiheit 
bezeichnete.^')  Die  königliche  Resolution  erfloß  im  Sinne 
dieses  Antrags.  1^) 

Obwohl  die  Stände  dem  Grundsatz  der  Gewissens- 
freiheit und  der  Gegenseitigkeit  huldigten,  nahmen  sie  den- 
noch die  Resolution  nicht  an,  sondern  verlangten  die  Sank- 
tionierung ihres  Vorschlages  von  1840.^'-^)  Ohne  gegen  das 
Prinzip  der  Gewissensfreiheit  etwas  einzuwenden,  erhob 
auch  der  Episkopat  Einspruch  gegen  das  Reskript;  der 
Papst  aber  bezeichnete  dieses  Schriftstück  als  eine  die 
katholische  Kirche  ungemein  kränkende  Verfügung. 20) 

Die  ungarische  Hofkanzlei  widerlegte  all  das,  was 
gegen    den  Erlaß   vorgebracht   wurde;    immerhin   stimmte 
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sie  für  das  ständische  Begehren,  das  auch  der  Palatin 
unterstützte,-^  1) 

In  der  Zwischenzeit  hatte  sich  der  Primas  von  Ungarn 
mit  den  zu  Preßburg  anwesenden  Bischöfen  über  ein  Mittel 
geeinigt,  das  —  ohne  gegen  die  Gewissensfreiheit  und  die 
Reziprozität  zu  verstoßen  —  beide  Religionsparteien  be- 
friedigen konnte.  Nun  wurde  Metternich  vom  Kaiser  er- 
mächtigt, sich  mit  dem  Primas  in  Verbindung  zu  setzen. 
Auf  Grund  des  Ergebnisses  dieser  Beratung  stellte  Metter- 
nich im  wesentlichen  folgenden  Antrag:  die  Bestimmung 
der  Religion,  in  welcher  die  Kinder  gemischter  Ehen  er- 
zogen werden  sollen,  fallt  nicht  in  den  Bereich  der  Staats- 
gewalt, sondern  bleibt  lediglich  dem  Gewissen  der  Braut- 
und  Eheleute  überlassen. -^^^ 

Der  Monarch  teilte  die  Anschauung  seines  Staatskanzlers 
und  erließ  danach,  am  25.  März  1844,  ein  neues  Reskriptes); 
es  war  im  Grund  genommen  ein  Kompromiß  zwischen  der 
liberalen  und  der  streng  kirchlichen  Auffassung.  Metternich 
aber  ahnte  wohl  nicht,  daß  sich  dereinst  die  Unrichtigkeit 
der  Annahme  herausstellen  werde,  er  habe  durch  sein  Ein- 
schreiten jenes  Religionsgravamen  für  immer  beseitigt. 

Auch  die  Sprachenfrage,  welche  die  heftigsten  Kämpfe 
hervorzurufen  drohte,  beschäftigte  den  Staatskanzler. 

Kraft  ihrer  Instruktion  bedienten  sich  die  kroatischen 
Deputierten  im  Reichstag  von  1843/44  der  lateinischen 
Sprache.  Die  ungarischen  Stände  erkannten  jedoch  ein  der- 
artiges Recht  nicht  an,  weshalb  sie  am  20.  Juni  1843  den 
Beschluß  faßten,  es  dürfe  fortan  in  den  Sitzungen  nur 
magyarisch  gesprochen  werden.  Der  Banus  protestierte 
gegen  diese  Verfügung,  da  sie  den  kroatischen  Deputierten 
jeden  Einfluß    auf  die  Reichtagsverhandlungen  benahm. 2^) 

Der  Palatin  und  der  ungarische  Hofkanzler  verurteilten 
das  Vorgehen  der  Kroaten  sowohl  wie  der  Ständetafel. 
Der  Staatskonferenz  aber  oblag  die  schwierige  Aufgabe,  sich 
über  eine  Entscheidung  zu  äußern,  die  den  unparteiischen 
Standpunkt  der  Regierung  kennzeichnen  sollte. 


Das  Ergebnis  langwieriger  Beratungen  war  das  könig- 
liche Reskript  vom  12.  Oktober  1843'^'^),  gegen  dessen 
Fassung  jedoch  der  Palatin  Einwendungen  erhob.  Er  führte 
dabei  ins  Treffen,  daß  sich  eine  Mittelpartei  aus  den  be- 
gabteren jüngeren  Deputierten  der  Ständetafel  gebildet  und 
mit  den  Konservativen  verbündet  habe;  die  Regierung 
könnte  also  über  eine  starke  Majorität  im  Reichstag  ver- 
fügen. 

Damit  aber  diese  günstige  Änderung  des  Stimm- 
verhältnisses keinen  Rückschlag  erfahre,  sei  es  notwendig, 
die  Sprachenfrage  derart  zu  erledigen,  daß  die  Zurück- 
ziehung des  Beschlusses  vom  20.  Juni  ermöglicht  werde. 
Das  Reskript  möge  daher  auch  die  Ankündigung  enthalten, 
daß  man  den  Ständen  die  Erlaubnis  erteile  oder  in  Aus- 
sicht stelle,  ein  Gesetz  über  die  Geschäftssprache  auszu- 
arbeiten, die  bei  künftigen  Reichstagen  in  Anwendung 
kommen  solle.  Im  anderen  Falle  könnte  vielleicht  trotz  allen 
Bemühungen  der  Wille  des  Königs  nicht  durchdringen 
und  die  Regierung  müßte  sich  beizeiten  mit  dem  Ge- 
danken vertraut  machen,  den  Reichstag  zu  vertagen  oder 
gar  aufzulösen. 2ß) 

Die  Minister  nahmen  entschieden  Stellung  gegen  den 
Palatin  —  nicht  allein  deshalb,  weil  sie  auf  Seite  der  Kroaten 
standen ;  für  sie  kam  auch  in  Betracht,  daß  der  Monarch 
das  Reskript  genehmigt  und  in  Abschrift  dem  Banus  mit- 
geteilt hatte,  daß  ferner  die  kroatischen  Deputierten  von 
der  kaiserlichen  Entschließung  bereits  wußten  und  sehnlichst 
der  Herausgabe  harrten.  Die  Regierung  mußte  daher,  nach 
der  Ansicht  der  Konferenz,  standhaft  bleiben;  sie  durfte 
sich  durch  die  Drohung  nicht  einschüchtern  lassen,  daß  der 
Reichstag  dem  Reskript  möglicherweise  nicht  Folge  leisten 
\vürde;  sie  hatte  vielmehr  zu  zeigen,  daß  sie  mutig  und 
kräftig  genug  sei,  »die  schroffen  und  ungesetzlichen  An- 
forderungen der  Stände«  zurückzuweisen. ^'j 

Kaiser  Ferdinand  resolvierte,  daß  er  seine  Entschließung 
vom  12.  Oktober  aufrechthalte.^S) 
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Inzwischen  hatte  derPalatin  mit  einigen  hervorragenden 
Mitgliedern  der  Stände  Rücksprache  gepflogen  und  von 
den  meisten  vernomm.en,  daß  sie  an  ihre  Instruktionen  und 
daher  auch  an  den  früheren  Beschluß  gebunden  seien.  Ein 
Widerruf  wurde  nur  gegen  die  sichere  Bürgschaft  in  Aus- 
sicht gestellt,  daß  man  dem  Könige  noch  während  des 
Reichtags  einen  Gesetzentwurf  über  die  ausschließliche 
Verwendung  des  Magyarischen  bei  künftigen  Reichstags- 
■verhandlungen  vorlegen  dürfe,  der  die  Sanktion  des 
Monarchen  erhielte.  Dieses  Ergebnis  seiner  Unterredung 
mit  den  Ständen  veranlaßte  den  Palatin,  nochmals  auf  Ab- 
änderung des  Reskripts  zu  dringen. ^'^j 

Die  Staatskonferenz  ließ  sich  jedoch  nicht  ins  Bocks- 
horn jagen.  Die  Sprachenfrage  war  durch  das  Ver- 
säumnis des  Personals,  die  kroatischen  Deputierten  zu 
schützen,  und  durch  die  Verzögerung  der  Herausgabe  des 
Reskripts  zu  einer  Staatsfrage  geworden.  »Staatsrücksichten« 
machten  es  unmöglich,  von  dem  einmal  gefaßten  Beschluß 
abzugehen.  Nie  und  nimmermehr  wollte  die  Regierung 
auf  sich  nehmen,  »den  insolventen  Anforderungen  der 
ungarischen  Deputierten  zum  offenbaren  Nachteil  eines  für 
die  kroatischen  Deputierten  bis  jetzt  noch  gesetzlich  be- 
stehenden Rechtes  zu  zedieren  und  dadurch  —  wie  die  Er- 
fahrung leider  nur  zu  oft  lehrte  —  die  Ansprüche  von  der 
einen  Seite  immer  höher  zu  steigern,  von  der  anderen 
Seite  aber  den  ohnehin  schon  sehr  gesunkenen  Mut  der 
Bessergesinnten  vollends  zu  erdrücken,  «^o) 

Kaiser  Ferdinand  resolvierte  nochmals  im  Sinne  seiner 
früheren  Entschließung.  Nebst  der  ausdrücklichen  Weisung, 
das  Reskript  vom  12.  Oktober  zu  publizieren,  erging  auch 
der  Befehl  an  den  Personal,  »unter  seiner  persönlichen 
Verantwortung«  alle  gesetzlichen  Mittel  anzuwenden,  um 
die  kroatischen  Deputierten  in  ihrer  Redefreiheit  zu 
schützen,  3^) 

Das  königliche  Reskript  entfesselte  von  neuem  die 
Leidenschaften  und  veranlaßte  die  Wortführer  der  Opposition 
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zu  den  heftigsten  Ausfällen;  sie  erklärten  das  Reskript 
als  gegen  das  Magyarentum  gerichtet  und  führten  das 
Verhalten  der  kroatischen  Deputierten  auf  höhere  Weisungen 
zurück.  Förderung  des  nationalen  Gedankens  war  ihr  Ziel, 
weshalb  sie  die  öffentliche  Meinung  derart  gegen  den 
lUyrismus  und  Latinismus  bearbeiteten,  daß  die  meisten 
Instruktionen  im  nationalen  Sinne  lauteten.  Kläglich  schei- 
terten daher  die  Versuche  des  Personals,  die  kroatischen 
Deputierten  in  ihrer  Redefreiheit  zu  schützen ;  denn  sofort 
erhob  sich  ein  wüstes  Lärmen,  als  sie  lateinisch  zu  sprechen 
begannen.  Schließlich  ermatteten  die  Schreier.  Man  ließ  die 
Kroaten  gewähren,  verfügte  jedoch,  »daß  die  lateinischen 
Enunziationen  nicht  berücksichtigt,  vom  Stenographen  nicht 
praenotiert,  nicht  zensuriert  und  nicht  in  das  Diarium  auf- 
genommen werden  sollen«.  Am  ii.  Dezember  erfolgte  der 
Beschluß,  das  Konklusum  vom  30.  Juni  aufrechtzuhalten 
und  dem  Könige  eine  Vorstellung  und  zugleich  einen  Ge- 
setzentwurf zu  unterbreiten.  ^2^ 

Die  Sprachenfrage  galt  dem  Fürsten  Metternich  als 
eine  kräftige  Waffe  in  den  Händen  der  Regierung,  sobald 
diese  sie  zu  führen  verstand.  ^^)  Er  verteidigte  die  Kroaten, 
da  er  die  Überzeugung  hegte,  daß  ihr  gesetzliches  Recht 
durch  die  Magyaren  verletzt  worden  sei.  Er  billigte  daher 
das  königliche  Reskript  und  rechtfertigte  es  dem  Palatin 
gegenüber:  Eine  andere  Fassung  hätte  die  Berater  des 
Königs  veranlaßt,  eher  um  ihre  Demission  anzusuchen,  als 
unter  ihrer  Firma  zugunsten  eines  Schrittes  zu  stimmen, 
dessen  Folgen  unberechenbar  für  den  moralischen  Stand- 
punkt der  Monarchie  gewesen  wären. ^^) 

Dem  Gesetz  war  genüge  getan,  die  Frage  jedoch 
keineswegs  aus  der  Welt  geschafft ;  dies  lehrte  der  Verlauf 
des  Reichstags.  Und  da  erkannte  Metternich  mit  richtigem 
Blick,  daß  es  sich  in  Ungarn  einzig  und  allein  um  einen 
Kampf  des  Magyarentums  gegen  die  slawische  Nationalität 
handelte,  während  in  Kroatien  der  Illyrismus  das  lateinische 
Idiom  zu  verdrängen  suchte.    Demnach  mußte,    wenn  man. 
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•den  Dingen  ihren  Lauf  ließ,  das  Ende  des  Streites  erfolgen, 
sobald  die  kroatischen  Deputierten  sich  der  lateinischen 
Sprache,  und  zwar  deshalb  nicht  mehr  bedienten,  weil  ent- 
weder deren  Gebrauch  in  Kroatien  selbst  erloschen  war 
oder  sie  im  Reichstag  niemand  mehr  verstand. 

Leicht  konntet  es  geschehen,  daß  die  Regierung  diesen 
Zeitpunkt  abwartete  und  erst  dann,  unter  dem  Zwang  der 
Verhältnisse,  eine  Entscheidung  traf.  Metternich  wollte  dieser 
Gefahr  vorbeugen  und  dem  Monarchen  die  Möglichkeit 
sichern,  durch  seine  Anregung  den  notwendigen  Gang  der 
Dinge  gleichsam  selbst  veranlaßt  zu  haben.  Nicht  bloß  die 
Wahrung  der  höchsten  Autorität  hatte  der  Staatskanzler 
vor  Augen,  ihn  leitete  auch  der  Gedanke,  es  müsse  die 
Regierung  beizeiten  den  Ausbruch  eines  Sprachenkampfes 
in  Kroatien  hintanhalten.  Die  königliche  Proposition 
wünschte  er  daher  in  folgendem  Sinne  gestellt  zu  sehen: 
Verpflichtung  der  kroatischen  Deputierten,  nach  Verlauf 
•einer  Frist  von  z.  B.  drei  Reichstagen  ungarisch  zu 
sprechen,  Beibehaltung  des  lateinischen  Idioms  als  Ge- 
schäftssprache in  Kroatien. ^^) 

Beratungen  wurden  jedoch  erst  gepflogen,  als  die  Ein- 
gabe des  Reichstages  vorlag.  Die  Forderungen,  die  sie 
•enthielt,  überschritten  weitaus  das  Maß  dessen,  was  nach 
jenem  Gutachten  Metternichs  gewährt  werden  sollte.  Denn 
die  Stände  verlangten  von  dem  Monarchen,  daß  er  durch 
ein  Gesetz  das  Magyarische  zur  Amtssprache  erhebe  und 
jedes  Schriftstück  für  ungültig  erkläre,  das  man  nach 
Kundmachung  des  Erlasses  in  einer  anderen  Sprache  aus- 
fertige; deren  Gebrauch  sei  nur  in  Fällen  gestattet,  in  denen 
das  Gesetz  entweder  eine  Ausnahme  mache  oder  besonders 
verfüge.  In  einem  Gesetzentwurf^^)  fanden  sich  die  weiteren 
Wünsche  formelmäßig  ausgedrückt.^") 

Bei  den  Beratungen  über  diese  Eingabe  des  Reichs 
tages^^)  gab  Metternich  seiner  Überzeugung  Ausdruck,  daß 
-es  in  der  Absicht  der  Stände  liege,  den  Nebenländern  so- 
wohl wie    den  in  Ungarn   befindlichen  Körperschaften  an- 
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deren  Stammes  das  Magyarische  in  despotischer  Weise 
aufzudrängen.  Er  unterschied  zwischen  diesen  Umtrieben^ 
denen  man  steuern,  und  einer  notwendigen  Entwicklung 
der  Dinge,  die  man  verwerten  müßte.  Beides  schien  ihm 
möglich  zu  sein,  sobald  die  Tatsache  Beachtung  fand,  daß 
Ungarn  in  zwei  große  Sprachgebiete,  den  magyarischen  und 
den  illyrischen  Teil,  zerfalle  und  zugleich  in  einem  Ver- 
Verhältnis  zu  dem  Kaiserreich  stehe,  wo  der  deutschen 
Sprache  die  Herrschaft  gebühre.  Den  Streit  über  die 
Reichstagssprache  führte  Metternich  auch  auf  eine  Ver- 
wirrung der  Begriffe  zurück;  denn  er  glaubte,  daß  nicht  ein 
Munizipal-,  sondern  das  Staatsrecht,  welches  die  Verschieden- 
heit der  Volksstämme  kennzeichne,  die  kroatischen  Depu- 
tierten zum  Gebrauch  des  Lateinischen  berechtiget^) 

Metternich  zweifelte  nicht,  daß  binnen  kurzem  die 
überwiegende  Mehrheit  der  Reichstagsdeputierten  das  La- 
teinische nicht  mehr  verstehen  und  daher  der  Gebrauch 
dieses  Idioms  von  selbst  erlöschen  werde;  die  Kroaten 
würden  also  nur  tauben  Ohren  predigen,  bestünden  sie 
auch  dann  noch  auf  Ausübung  ihres  Rechtes. 

Diesen  Anschauungen  gemäß  gab  er  sein  Votum  ab  *% 
das  die  nationalen  Aspirationen  der  Magyaren  berücksich- 
tigte und  zugleich  die  Rechte  Dritter  nicht  unbeachtet  ließ. 

Am  eifrigsten  trat  Kolowrat  für  die  Wahrung  dieser 
Rechte  ein.'^')  Er  hielt  zwar  den  Zeitpunkt  für  wenig  glück- 
lich gewählt,  den  ungarischen  Reichsständen  neue  Kon- 
zessionen zu  machen;  entschloß  man  sich  aber  dazu,  dann 
durfte,  seiner  Überzeugung  nach,  den  kroatischen  Deputierten 
auch  nicht  der  geringste  Zwang  auferlegt  werden ;  es  mußte 
ihnen  vielmehr  freistehen,  ihre  Reden  magyarisch  oder 
lateinisch  zu  halten.  Weiters  erklärte  Graf  Kolowrat,  daß 
die  innere  Amtssprache  der  Nebenländer  keineswegs  vor  das 
Forum  des  ungarischen  Reichstages  gehöre,  »wo  wegen  des 
Mißverhältnisses  der  Stimmenzahl  die  adnexen  Teile  wohl 
niemals  ihre  Rechte  wahren  könnten«;  die  früheren  Gesetze 
sollten  dem  Reichstag  in  Erinnerung  gebracht,  nicht  aber 


ihm  Mittel  und  Wege  erschlossen  werden,  sich  in  die  inneren 
Angelegenheiten  der  Nebenländer  einzumischen. 

Kübeck,  der  gleichfalls  die  Sache  der  Kroaten  ver- 
trat, glaubte  nicht,  daß  trotz  Zwangsgesetzen  das  Magya- 
rische, »wie  die  wütenden  Koryphäen  es  bezwecken«,  sich 
je  zu  einer  herrschenden  Sprache  erheben  werde;  er  äußerte 
daher  den  Wunsch,  daß  die  Regierung  den  Bestrebungen 
der  Magyaren  zugunsten  ihrer  Sprache  nur  dort  entgegen- 
treten solle,  wo  es  auf  Unterdrückung  nicht  bloß  des  Idioms,, 
sondern  auch  der  Nationalität  abgesehen  sei.^^^ 

In  nur  allgemein  gehaltenen  Gutachten  hatten  die  her- 
vorragendsten Mitglieder  der  Staatskonferenz  ihre  Stellung 
zur  Sprachenfrage  gekennzeichnet.  Es  folgte  nun  die  Erörte- 
rung der  einzelnen  Paragraphe  des  reichsständischen  Gesetz- 
entwurfes, wobei  man  sich  von  dem  Grundsatz  leiten  ließ, 
»alle  Nationalitäten  in  ihren  erworbenen  Rechten  zu  schützen, 
ohne  weder  direkte,  noch  indirekte  Übergriffe  zu  gestatten«. 
Für  unerläßlich  wurde  es  gehalten,  daß  die  Regierung  klar, 
deutlich,  und  zwar  gleich  mit  Bestimmtheit  ihre  Absichten 
zu  erkennen  gebe  und  die  Grundzüge  darlege,  nach  denen 
der  Gegenstand  auch  künftig  zu  behandeln  sei.  Infolge 
einer  derartigen  »Normalentscheidung«  könnte  die  Regie- 
rung niemals  der  Schwäche  geziehen  werden. 

Im  Sinne  der  gefaßten  Beschlüsse  entwarfen  der  Judex 
curiae  und  der  ungarische  Hofkanzler  ein  königliches  De- 
kret,   das  der  Monarch^  am  2^.  Jänner  1844   resolvierte.'*^) 

Mit  Ungeduld  sahen  der  Palatin''^)  und  der  Judex  curiae 
dem  Einlangen  dieses  Schriftstückes  entgegen ;  denn  schon 
begannen  die  Wohlgesinnten  an  dem  guten  Willen  und 
an  der  Energie  der  Regierung  zu  zweifeln.  Nur  sie  dran- 
gen auf  eine  gerechte  und  baldige  Entscheidung,  während 
der  Opposition  und  inbesondere  dem  äußersten  Flügel, 
nach  der  Versicherung  Mailäths,  nichts  erwünschter  als 
eine  unbillige  Erledigung  gewesen  wäre;  denn  eine  solche 
würde  eine  starke  Abbröckelung  der  konservativen  Partei 
zur  Folge  gehabt  haben.  ^^)  Metterilich  hatte  aus  denselben 
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•Gründen  viel  zur  Beschleunigung  der  Sache  beigetragen, 
aber  zugleich  die  Überzeugung  ausgesprochen,  daß  keine 
wie  immer  gefaßte  Resolution  den  vollen  Beifall  des  Reichs- 
tages finden  würde.  ■*^) 

Nach  dem  Eindruck  zu  schließen,  den  die  erste  Ver- 
lesung des  Reskripts  bei  den  Ständen  hervorrief,  schien 
es,  als  ob  Fürst  Metternich  nicht  Recht  behalten  sollte; 
man  pries  die  Regierung,  da  sie  die  Absicht  zeige,  ihre 
bisherige  Politik  zu  ändern,  und  man  bedauerte  nur,  > nicht 
tausend  Zungen  zu  haben,  um  im  Lande  ausrufen  zu 
können,  daß  der  König  ein  ungarischer  König  sein  wolle«. '^^) 

»Die  heißesten  Wünsche«  sah  man  erfüllt  und  »den 
alten,  morschen  Baum  der  lateinischen  Sprache  endlich  ge- 
fällt, obschon  noch  zähe  Ausläufer  der  Wurzel  ihn  zu  er- 
halten streben.«''^) 

Schöne  Worte,  nichts  anderes,  und  ihre  Wirkung  wurde 
gar  bald  bei  Erörterung  der  einzelnen  Punkte  bedeutend 
abgeschwächt.  Denn  angesichts  der  Nachgiebigkeit  der 
Regierung  äußerte  sich  in  verstärktem  Maße  der  Drang 
der  Radikalen,  es  auf  eine  neue  Kraftprobe  ankommen  zu 
lassen.  Deshalb  stellten  sie  dieselben  Forderungen,  welche 
das  königliche  Reskript  entweder  gar  nicht  oder  nur  teil- 
weise berücksichtigt  hatte.  Sie  rechneten  mit  der  Verwirk- 
lichung des  Gedankens,  es  würden  dereinst  alle  österreichi- 
schen Provinzen,  jede  im  Besitz  ihrer  Nationalität  und 
einer  konstitutionellen  Verfassung,  einen  auf  vollkommene 
Reziprozität  begründeten  Staatenbund  »nach  Art  der  nord- 
-amerikanischen  Republik«  bilden.'*^)  Um  dieses;  Ziel  zu 
erreichen,  durften  —  nach  der  Ansicht  der  Radikalen  — 
die  österreichischen  Provinzen  gegenseitig  ihre  Sprachen 
nicht  vernachlässigen,  die  ungarischen  Stände  aber  davon 
nicht  abstehen,  daß  die  Statthalterei  Zuschriften  an  die  erb- 
ländischen  Gubernien  einzig  und  allein  in  magyarischer 
Sprache  richte.  Begehrt  wurde  ferner,  daß  der  König  schon 
jetzt  die  kroatischen  Deputierten  zum  Gebrauch  des  magya- 
rischen Idioms  verpflichte  und  ebenso  den  ersten  Paragra- 
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phen  seines  Reskripts  vom  z^-  Jänner  ^^)  in  Kraft  treten 
lasse. ^1)  Mit  anderen  Worten:  es  solle  der  ständische  Be- 
schluß vom  20.  Juni  1843  als  rechtsgültig  anerkannt  und 
das  Sprach gesetz  noch  vor  der  Sanktion  in  Anwendung 
gebracht  werden. 

Die  ungarische  Konferenz  ^2^  empfahl  dem  Monarchen, 
hinsichtlich  der  magyarischen  Unterrichtssprache  dem 
Wunsche  der  Stände  zu  willfahren  ^3).  Was  jedoch  das  Ver- 
langen betraf,  auch  die  von  dem  gegenwärtigen  Reichstag 
vorzulegenden  Gesetze  nur  im  ungarischen  Text  zu  sank- 
tionieren, waren  die  Meinungen  geteilt;  die  Majorität 
stimmte  unter  der  Bedingung  für  dieses  Zugeständnis, 
daß  man  die  Gesetzartikel,  die  an  die  Landeskongre- 
gationen der  adnexen  Teile  verschickt  würden,  in  un- 
garischer und  lateinischer  Sprache  ausfertige  und,  »ohne 
den  Ständen  hierüber  etwas  zu  intimieren,  im  administra- 
tiven Wege  jetzt  gleich  das  angemessene  verfüge«.  Da- 
gegen wollte  die  Minorität  von  einem  neuen  Zugeständnis 
nichts  wissen^'*).  Ihrem  Votum  pflichtete  auch  Kolowrat  bei^^). 
Nicht  so  Metternich.  Obwohl  er  von  der  überwiegenden 
Mehrheit  der  unteren  Tafel  das  »Recht  mit  Füßen  getreten« 
sah  und  am  liebsten  die  Auflösung  des  Reichstages  bean- 
tragt hätte,  erklärte  er  dennoch,  unter  den  obwaltenden 
Umständen  für  das  Gutachten  der  Majorität  stimmen  zu 
müssen,  das  sonach  der  Kaiser  genehmigte.  ^^) 

Noch  manche  Leidensstation  war  jedoch  zu  passieren, 
bis  ein  vom  Reichstag  textiertes  Sprachgesetz  vorlag,  das 
man  als  gänzlich  einwandfrei  der  königlichen  Sanktion 
unterbreiten  konnte.^') 

Dieselbe  Geduld  erheischten  die  übrigen  Fragen; 
schwere  Kämpfe  mußte  die  Regierung  bestehen  und  immer 
mehr  überzeugte  sie  sich,  daß  der  Reichstag  nichts  Ge- 
deihliches zu  leisten  vermöge.  In  der  Ständetafel  dachte 
man  bloß  an  Eindämmung  der  königlichen  Macht,  war 
weder  von  einem  geistesüberlegenen  Führer  geleitet,  noch 
unter   den  wenn    auch    mittelbaren  Einfluß    der  Regierung 


Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  III. 


17 


gestellt.  Gleich  unerquickliche  Verhältnisse  herrschten  in 
der  Magnatentafel:  verletzter  Ehrgeiz  und  sonstige  per- 
sönliche Interessen  hatten  einen  großen  Teil  ihrer  Mit- 
glieder bestimmt,  sich  von  den  Verfechtern  der  königlichen 
Sache  zu  trennen,  »eine  Art  Defection«  —  das  Zentrum  — 
zu  bilden  und  unter  diesem  Titel  die  Rolle  eines  Ver- 
mittlers zwischen  den  Konservativen  und  den  Radikalen 
zu  spielen,  was  nur  zur  Steigerung  der  Anarchie  beitragen 
mußte.  Welche  Gefahr  die  Fortsetzung  der  Reichstags- 
beratungen in  sich  barg,  lehrten  die  wichtigeren  Resolu- 
tionen dieser  Versammlung^^);  bezweckten  sie  doch  die 
Vernichtung  historischer  Rechte,  die  Erweiterung  und 
Festigung  der  Komitatsverwaltung,  die  Beseitigung  des 
Einflusses  der  Obergespane,  das  Herabdrücken  der  Städte 
zu  demokratischen  Gemeinden,  die  mittels  repräsentativer 
Wahlformen  in  den  Kreis  der  Komitatsablegaten  aufge- 
nommen werden  sollten.  Man  forderte  Geschworenen- 
gerichte und  alljährlich  wiederkehrende  Reichstage,  nach 
englischem  Muster,  während  die  königlichen  Reskripte, 
trotz  ihrer  Milde  und  Gerechtigkeit,  entweder  nicht  beob- 
achtet oder  »mit  Sachwalter-Sophismen  verdreht«  wurden; 
außerdem  hatte  man  einen  wichtigen  Gegenstand  —  die 
Steuerfrage  —  >den  Zufallen  einer  Parlamentären  Agitation 
und  Abstimmung«  überlassen.  Also  äußerte  sich  Graf 
Kolowrat  in  einem  Gutachten  vom   12.  März   1844^^). 

Unzufrieden  mit  dem  Gang  der  Dinge,  wünschte 
Fürst  Metternich  den  Schluß  des  Reichstages  herbei,  und 
durchdrungen  von  den  Ideen,  die  er  in  sich  aufgenommen 
hatte,  wollte  er  ohne  Zeitverlust  einem  stärkeren,  ziel- 
bewußten Regime  die  Wege  bahnen  helfen.  ^^) 

Am  13.  November  1844  wurde  der  Reichstag  ge- 
schlossen. 

Zwei  wichtige  Fragen  (Religions-  und  Sprachenfrage) 
und  außer  ihnen  auch  die,  welche  den  Zutritt  Nicht- 
privilegierter zu  allen  Ämtern,  die  Grundbesitzfahigkeit 
Nichtadeliger  und  die  öffentlichen  Arbeiten  betrafen,  waren 
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dank  Metternichs  Bemühung-en  in  nationalem  Sinn 
entschieden  worden.  Da  durfte  Ladislaus  Szögyeny  mit 
Recht  von  dem  Staatskanzler  sagen,  er  sei  »die  starke 
Stütze«  der  Verfassung  und  unter  den  damaligen  öster- 
reichischen Staatsmännern  »der  letzte  wahre,  vernünftige 
Freund  Ungarns«   gewesen.  ^^) 

Unerledigt  war  hingegen  so  vieles  geblieben,  dessen 
Durchführung  dem  Lande  zu  großem  Vorteil  gereicht 
hätte:  Strafgesetzbuch,  Festsetzung  von  Normen,  den  Aus- 
schreitungen bei  Komitatsrestaurationen  und  Landtags- 
wahlen zu  steuern,  Herstellung  des  Stimmrechts  der  Städte, 
Finanz-  und  volkswirtschaftliche  Fragen  usw.  Die  De- 
batten über  die  Gravamina  hatten  viele  Zeit  in  Anspruch 
genommen,  zu  stets  neuen  Zerwürfnissen  iVnlaß  gegeben 
und  die  Beratungen  über  diese  Gegenstände  verhindert. 

Beide  Teile,  Nation  und  Wiener  Regierung,  traf  die 
Verantwortung  für  den  so  wenig  ersprießlichen  Ausgang 
des  verflossenen  Reichstags.  In  beiden  Lagern  hatte  sich 
bereits  die  Erkenntnis  Bahn  gebrochen,  den  Reformen 
und  Ideen,  die  hier  wie  dort  angestrebt  und  gehegt  wur- 
den, mit  Hilfe  anderer  Kräfte  als  der  bisherigen  zum 
Siege  verhelfen  zu  müssen;  auf  beiden  Seiten  waren  schon 
Maßregeln  getroffen  worden,  dem  Gegner  die  Macht  zu 
entreißen. 


Seit  dem  Jahr  1825  stand  die  Regierung,  da  sie  den 
Zentralisationsideen  entsagt  hatte,  auf  dem  Boden  der 
Nationalität  und  der  Verfassung;  dennoch  büßte  sie  immer 
mehr  an  Ansehen  ein  und  stets  schlimmer  gestalteten  sich 
die  Verhältnisse.  Der  Grund  des  Übels  lag  nicht  bloß  in 
den  vielfachen  Unterlassungssünden  ^-),  sondern  auch  in  dem 
planlosen  Vorgehen  der  Regierung.  »Anarchie  im  Lande! 
»Anarchie  im  Regierungsgebiete!«  so  kennzeichnete  Metter- 
nich  den  Gang  der  Dinge,  ß^)  Mit  voller  Berechtigung  — 
es  bedurfte  bloß    des  Hinweises  auf  die  noch  immer  nicht 


erledigte  Frage  der  Komitatsleitung.  Und  wie  sehr  war 
da  eine  durchgreifende  Reform  vonnöten! 

In  früheren  Zeiten  hatten  nur  wenige  Männer,  die 
sich  durch  Wissen,  Ansehen  und  Vermögen  auszeichneten, 
an  den  Komitatsverhandlungen  teilgenommen;  nun  aber 
fühlte  sich  ein  jeder,  ohne  Rücksicht  auf  Alter,  Kenntnisse 
oder  Besitz,  dazu  berufen,  seine  Stimme  in  den  Kongre- 
gationen zu  erheben,  wobei  die  Jugend  ^^),  die  sich  einstens 
in  bescheidener  Ferne  gehalten  hatte,  die  Hauptrolle  spielte. 
Infolgedessen  waren  die  Kongregationen  nicht  bloß  weitaus 
zahlreicher,  sondern  auch  ihre  Beschlüsse  um  vieles  wich- 
tiger als  vormals.  Fortan  standen  die  Komitate  in  steter 
Fühlung  miteinander  und  die  Männer  der  Opposition  ent- 
falteten in  allen  Teilen  des  Landes  ihre  konzentrische 
Tätigkeit;  es  bildete  sich  eine  öffentliche  Meinung  aus, 
die  von  größtem  Einfluß  auf  die  Fassung  der  Reichstags- 
instruktionen war,  weshalb  diese  in  den  meisten  Fällen 
keine  Änderung  erfahren  konnten.  Die  Regierung  hingegen 
besaß  in  den  wichtigen  und  entscheidenden  Versammlungen 
kein  Organ  ihrer  Absichten,  ihrer  Wünsche  und  Interessen ! 
Ein  derartiges  Organ  wären  allerdings  die  Obergespane 
gewesen;  man  hatte  indes  ihre  Einkünfte  geschmälert  und 
ihre  Befugnisse  eingeschränkt.  Die  Erfahrung  lehrte,  wie- 
viel die  Regierung  dabei  verlor  und  wie  wenig  der  finanzielle 
Vorteil  die  Einbuße  an  politischem  Einfluß  aufzuwiegen  ver- 
mochte. 

Bereits  in  den  Jahren  1836  und  1837  war  von  Georg 
Mailäth  auf  diesen  Übelstand  hingewiesen  und  die  Not- 
wendigkeit dargelegt  worden,  die  gesetzliche  Wirksamkeit 
der  Obergespane  und  Komitatsvorsteher  wieder  herzustellen. 
Der  ungarische  Hofkanzler,  Graf  Anton  Mailäth,  hatte 
denselben  Gegenstand  in  einem  Vortrag  vom  24.  Dezember 
1840  gründlich  erörtert  Als  die  einzige  Möglichkeit,  einen 
ungestörten  und  der  Regierung  nicht  mehr  feindlichen  Ver- 
lauf der  Komitatsberatungen  zu  sichern,  bezeichnete  er  die 
Verpflichtung  der  Obergespane,    innerhalb   ihrer  Komitate 
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wohnhaft  zu  sein,  wogegen  der  Staat  ihre  soziale  Stellung 
heben  und  daher  ihre  Bezüge  aufbessern  müßte.  Mailäth 
bemerkte  jedoch,  daß  man  diese  Änderung  »nicht  plötzlich 
und  gleichzeitig«,  sondern  allmählich,  je  nach  der  Erledi- 
gung der  einzelnen  Posten  vornehmen  solle,  da  sich  sonst 
überall  der  heftigste  Widerstand  regten  würde.  ^'') 

Verschiedene  Umstände,  die  unter  anderem  die  Ord- 
nungsliebe der  beteiligten  Männer  in  recht  ungünstigem 
Lichte  erscheinen  ließen  ^^),  verzögerten  eine  Erörterung 
jener  Frage.  »Der  Circulus  vitiosus,  die  neuen  Anträge 
ohne  Folge  zu  lassen,  weil  auch  die  vorhergegangenen 
keinen  Erfolg  hatten,  führte  —  so  klagte  Graf  Hartig  — 
zu  dem  Resultate,  daß  seit  dem  Jahre  1836  die  wichtige 
Aufgabe,  wie  Ungarn  regiert  werden  solle,  ungelöst  blieb«.'*') 
Graf  Kolowrat  warf  überdies  der  Regierung  vor,  daß  sie 
durch  Konzessionen  und  nachgiebiges  Ausweichen  die 
Landtage  zu  beendigen  trachte,  damit  sie  dann  drei  Jahre 
ruhen  könne;  nach  Ablauf  dieser  Frist  betrete  sie  aufs 
neue  und  unter  stets  schlechteren  Verhältnissen  den  gefähr- 
lichen Weg.  »Die  kleinste  Provinz  müßte,  auf  diese  Art 
geleitet,  in  Unordnung  geraten.  Man  muß  Ungarn 
regieren,  höre  ich  oft  sagen;  Gott  gebe  —  rief  Kolowrat 
aus  —  daß  es  bald  geschieht!«  ^^) 

Der  ungarische  Hofkanzler  war  indes  nicht  untätig  ge- 
blieben; er  hatte  sich,  ermächtigt  hiezu  durch  ein  kaiserliches 
Handschreiben,  mit  dem  Palatin  und  dem  Judex  curiae 
über  einen  Plan  ins  Einvernehmen  gesetzt,  nach  welchem 
die  ungarischen  Verhältnisse  geregelt  und  dem  die  not- 
wendigen Verbesserungen  und  Einrichtungen  angepaßt  wer- 
den sollten.  ^9)" 

Der  Ruf  nach  einem  solchen  Regierungsplan  erscholl 
auch  aus  dem  Lager  der  Konservativen;  nur  wollte  man 
kein  »Flickwerk«  haben,  sondern  »endlich  einmal  etwas 
logisch  Konsequentes«,  das  zum  Ziele  führte."^) 

Graf  Stephan  Szechenyi,  der  diesen  Wunsch  äußerte, 
hielt  es  für  ein  Gebot    der  Notwendigkeit,    daß  die  Regie- 
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rung-  die  leitenden  Grundsätze  aufstelle,  das  materielle  Wohl 
des]>andes  im  Auge  behalte  und  vsich  eine  starke  Majorität 
in  den  Komitaten  sichere.  Er  selbst  erbot  sich  zur  Bildung 
einer  zwar  unabhängigen,  aber  dennoch  loyalen  Körper- 
schaft, welche  die  Wünsche  einer  nationalen  und  konstitu- 
tionellen Regierung  »mit  Blut  und  Gut«  vertreten  würde; 
mit  Hilfe  einer  derartigen  Körperschaft  könnte  »mehr  als 
ein  ungewaschenes  Maul«  zum  Stillschweigen  gebracht 
und  »gar  mancher  rohe  Haufen«  gleichsam  zu  seinem  eigenen 
Vorteil  getrieben  werden.'^)  Ihr  scheint  Graf  Szechenyi  auch 
die  Ausarbeitung  des  Regierungsplanes  zugedacht  zu  haben. 

Seine  Vorschläge  blieben  nicht  unbeachtet:  Metternich 
entwarf  eine  Denkschrift,  die  er  am  26.  Mai  1844  dem 
Kaiser  unterbreitete '2)  und  worin  er  die  Einsetzung  einer  ge- 
heimen engeren  Kommission  beantragte;  diese  wollte  er 
mit  der  Aufgabe  betraut  wissen,  in  der  kürzesten  Frist 
einen  Plan  über  den  von  der  Regierung  einzuhaltenden 
Weg  vorzulegen. 

Der  Monarch  resolvierte  den  Ausführungen  Metter- 
nichs  gemäß '•'^)  und  ernannte,  am  4.  Juli,  den  ungarischen 
Hofkanzler  zum  Vorsitzenden  der  geheimen  Kommission, 
mit  der  Wei-sung,  sie  sogleich  zu  konstituieren  und  in  Wirk- 
samkeit treten  zu  lassen. '4) 

Diese  Kommission  unterbreitete  in  den  Monaten  Sep- 
tember und  Oktober  1844  dem  Fürsten  Metternich  zwei 
Protokolle'^),  in  denen  verschiedene  Maßregeln  beantragt 
waren:  solche,  die  durch  kaiserliche  Entschließungen  un- 
mittelbar in  Kraft  treten  konnten,  und  solche,  die  legis- 
lative Vorkehrungen  betrafen  und  daher  auch  der  Zustim- 
mung der  ungarischen  ReichSvStände  bedurften. 

In  der  ersten  Reihe  standen  die  Anträge  über  die 
künftige  Stellung  der  Komitatsvorsteher;  sie  gründeten 
sich  im  wesentlichen  auf  ein  Gutachten  des  Judex  curiae 
Grafen  Georg  Mailath'^),  welcher  der  Regierung  eine  ge- 
schlossene, ihr  treu  ergebene  Majorität  in  Aussicht  stellte,  so- 
bald sie    der  Komitatsverwaltung    neues  Leben    einhauche 
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und  daher  die  Obergespane  nötige,  sich  nicht  mehr  als 
Würdenträger,  sondern  als  Beamte  anzusehen.") 

Im  wesentlichen  handelte  es  sich  um  keine  Neuerung, 
sondern  nur  um  genaue  Erfüllung  und  Handhabung  eines 
Gesetzartikels,  der  noch  immer  in  Kraft  war. '^)  Über  die 
Zweckmäßigkeit  und  Notwendigkeit  der  vorgeschlagenen 
Maßregeln  herrschte,  nach  der  Versicherung  des  Palatins 
und  des  Judex  curiae,  bei  sämtlichen  denkenden  und  ver- 
ständigreifen Männern  aller  politischen  Richtungen  nur 
eine  Stimme'^). 

Was  half  aber  die  angestrengteste  Tätigkeit  der  Ko- 
mitatsvorsteher ohne  den  Antrieb  und  die  Unterstützung  der 
höheren  Stellen!  Diese  wiederum  bedurften  einer  durch- 
greifenden Reorganisation.  So  war  die  Statthalterei,  ob- 
wohl nach  Gesetz  und  Verfassung  die  leitende  Landes- 
behörde, infolge  übermäßiger  Beschränkung  ihres  Wirkungs- 
kreises schier  zu  einer  Zwischenstelle  herabgesunken; 
nicht  geringen  Abbruch  tat  ihrem  Ansehen  auch  die  nicht 
immer  glückliche  Wahl  ihrer  Mitglieder.  »Es  ist  besser  — 
so  bemerkte  der  Judex  curiae  —  gar  kein,  als  ein  solches 
Dicasterium  zu  haben,  welches  weder  das  volle  Vertrauen 
des  Monarchen  noch  der  Landesbewohner  besitzt.« 

Die  geheime  Kommission  erachtete  es  daher,  in  vollem 
Einvernehmen  mit  dem  Palatin,  für  unerläßlich,  die  Statt- 
halterei in  ihre  gesetzliche  Wirksamkeit  wieder  einzusetzen 
und  nur  solche  Männer  zu  berufen,  deren  Fähigkeit  und 
Rechtlichkeit  ihnen  das  allgemeine  Vertrauen  sicherten. 

In  derselben  Lage  wie  die  Statthalterei  befand  sich 
die  ungarische  Hofkanzlei;  es  wurde  als  notwendig  an- 
gesehen, ihren  Wirkungskreis  durch  Errichtung  einer  Sek- 
tion zu  erweitern,  die  aus  einem  zweiten  Vizekanzler  und 
zwei  oder  drei  Hofräten  bestehen,  dem  Hof  kanzler  als  Amts- 
hilfe dienen  und  die  Vorarbeiten  für  den  nächsten  Reichs- 
tag in  Angriff  nehmen  sollte.  Weiters  besprach  die  Kom- 
mission die  öffentliche  Erziehung  und  die  Mittel  zur  Kräfti- 
gung des  Einflusses  der  Regierung. 
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Bei  Erörterung-  der  legislativen  Vorkehrungen  bezeich- 
nete sie  es  als  wünschenswert,  daß  die  Regierung  in  Hin- 
kunft die  Gesetze  vorbereite,  sie  daher  von  tüchtigen  Kräften 
ausarbeiten,  von  einigen  Reichswürdenträgern  und  Fach- 
leuten, ja  auch  von  Privaten  überprüfen  lasse,  um  sie  sodann, 
nach  erfolgter  königlicher  Zustimmung,  dem  Reichstag  in 
Form  von  Bills  vorzulegen. 

Schließlich  wurde  auf  die  Notwendigkeit  hingewiesen, 
endlich  einmal  den  Beweis  zu  liefern,  daß  es  der  Regie- 
rung nebst  Festigung  ihres  Ansehens  auch  ebenso  ernst- 
lich um  das  geistige  und  materielle  Wohl  Ungarns  zu 
tun  sei.  Was  man  in  dieser  Beziehung  leisten  wolle,  müsse 
jedoch  schnell,  freiwillig  und  in  ausgiebigem  Maße  ge- 
schehen, damit  man  den  Gegnern  eine  kräftige  Waffe  ent- 
winde; denn  es  dürfe  nicht  mehr  heißen,  daß  die  Opposi- 
tion alles  für  Ungarn  Ersprießliche  erst  der  Regierung  ab- 
ringen und  abtrotzen  müsse  und  daher  als  die  eigentliche 
Wohltäterin  des  Landes  anzusehen  sei. 

Die  beiden  Eingaben  der  Kommission  wurden  an  ein 
Komitee  geleitet,  das  aus  dem  Grafen  Anton  Mailäth,  Baron 
Kübeck  und  Grafen  Hartig  bestand. 

Den  Finanzen  drohte  eine  Mehrbelastung  von  über 
300.000  Gulden  jährlich.  Dennoch  erhob  der  Hof  kammer- 
präsident Baron  Kübeck  nicht  nur  keinen  Einspruch  gegen 
die  beantragten  Maßregeln,  sondern  er  befürwortete  sie 
vielmehr  auf  das  wärmste.  Im  Interesse  des  Staates  und 
insbesondere  der  Finanzen  wollte  er  endlich  der  fortschrei- 
tenden Anarchie  in  Ungarn  ein  Ziel  gesetzt  sehen.  ^^) 

Auch  Hartig  sprach  sich  für  die  Annahme  der  An- 
träge aus;  dies  wäre  der  erste  Schritt  »zur  Wiedergewin- 
nung des  auf  Abwegen  irrenden  Ungarn«  und  man  ver- 
fügte über  brauchbare  und  verläßliche  Regierungsorgane. 
Hartig  hegte  jedoch  die  sichere  Überzeugung,  daß  in  einigen 
Komitaten  das  strammere  Regime  eine  Reaktion  hervor- 
rufen werde;  deshalb  hielt  er  es  zur  Vorbeugung  und 
Unterdrückung    von    Unruhen    für    unerläßlich,    daß   jeder 
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Komitatsleiter  über  >eine  imposante  militärische  Macht« 
verfüge.  Schließlich  beantragte  er,  diejenigen  die  kaiser- 
liche Ungnade  fühlen  zu  lassen,  die  in  öffentlichen  Ver- 
sammlungen »als  Prediger  des  Aufruhrs«  aufgetreten 
waren.  ^^) 

Für  die  Belebung  der  königlichen  Gewalt  und  die 
Mittel,  sie  zu  ermöglichen,  stimmten  auch  Metternich  und 
Kolowrat,  die  über  den  Vortrag  der  Kommission  und  das 
Votum  des  Komitees  ihr  Gutachten  abzugeben  hatten.  ^^2) 
Besonders  freudig  begrüßte  der  Staatskanzler  die  Anregung, 
Gesetzentwürfe  durch  die  Regierung  ausarbeiten  zu  lassen, 
wie  es  in  England,  Frankreich  und,  mit  einigen  Abwei- 
chungen, in  der  nordamerikanischen  Republik  der  Fall  war.  ^^) 

Am  II.  November  1844  resolvierte  der  Monarch  im 
Sinne  der  befürworteten  Anträge  und  es  erflossen  zwei 
Handschreiben,  von  denen  das  eine  an  den  Palatin,  das 
andere  an  den  ungarischen  Hofkanzler  gerichtet  war.  ^^) 
Am  Tage  vorher  hatte  Fürst  Metternich  prophetischen 
Blicks  folgendes  an  den  Palatin  geschrieben:  »Fehlt  das 
Unternehmen,  so  stehen  Österreich  und  hiemit  der  Welt 
^  Perturbationen  bevor,  deren  Summe  und  x\usdehnung  vor- 
hinein nicht  zu  berechnen  ist^'*).« 


In  unmittelbarem  Zusammenhang  mit  dem  Administra- 
torensystem stand  der  Wechsel,  der  sich  in  der  obersten 
Leitung  der  ungarischen  Hofkanzlei  vollzog.  Graf  Anton 
Mailäth  hatte  sich  nur  mit  äußerstem  Widerstreben  für  die 
Reformidee  eingesetzt,  als  deren  geistigen  Vater  er  den 
Judex  curiae  ansehen  mußte;  es  erfüllte  ihn  mit  Unbehagen, 
fremde  Anschauungen  mit  seinem  Namen  decken  zu  sollen. 
So  erklärt  es  sich,  daß  er  —  wie  Szögyeny  erzählt  ^^)  — 
während  der  Kommissionsberatungen  eine  gereizte  Stimmung 
bekundete  und  nicht  die  geringste  Hoffnung  auf  den  Er- 
folg der  besprochenen  Maßregeln  hegte,  diese  vielmehr  ins 
Lächerliche  zog. 
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Ferner  war  Anton  Mailath  zu  dem  Vorschlag  veranlaßt' 
worden,  der  die  Errichtung  einer  besonderen  Sektion  bei  der 
ungarischen  Hofkanzlei  betraf.  Auch  dafür  hatte  er  sich 
nur  ungern  gewinnen  lassen;  dies  bewies  allein  schon  der 
Umstand,  daß  er  im  Komitee  den  Antrag  schleunigst 
wieder  zurückzog^'),  um  einem  anderen  zuzustimmen,  der  ihm 
weitaus  günstiger  erschien;  dem,  die  im  Kommissions- 
protokoll erwähnten  vertraulichen  Geschäfte  präsidialiter, 
mit  Zuziehung  solcher  Mitglieder  der  ungarischen  Hof- 
kanzlei behandeln  zu  lassen,  deren  Berufung  durch  ihn 
erfolgte. 

Nun  konnte  aber  in  seiner  Gegenwart  nicht  offen  er- 
klärt werden,  daß  sich  die  Errichtung  jener  Sektion  »durch 
die  Individualität  des  Kanzlers  selbst«  als  notwendig  er- 
weise. In  der  Tat  war  Mailath  seiner  Aufgabe  nicht  ge- 
wachsen; angesichts  der  herrschenden  Wirren  zeigte  er  sich 
völlig  unfähig,  einen  tüchtigen  Rat  zu  geben,  oder  — 
wenn  ein  solcher  erteilt  und  angenommen  ward  —  ihn  in 
die  Tat  umzusetzen.  Den  Geschäften  nicht  gewachsen, 
schützte  er  in  der  Regel  irgend  ein  Unwohlsein  vor,  um 
anderen  die  Verantwortung  zu  überlassen.  Deshalb  hatte 
Metternich  eines  Tages  beantragt,  einen  Ersatz  für  Maildth 
zu  bestellen  oder  un verweilt  einen  tüchtigen  Vizekanzler 
zu  ernennen.^^)  Der  Vortrag  ward  jedoch  ad  acta  gelegt. 
Und  nun  sah  man  sich  durch  den  Verlauf  des  Reichs- 
tages belehrt,  welche  Gefahren  die  von  Anton  Mailath  be- 
folgte Politik  des  Geschehenlassens  in  sich  berge  und  wie 
dringend  geboten  eine  gründliche  Änderung  sei.  Man  be- 
durfte eines  energischen  Mannes,  mit  dem  der  Kanzler 
entweder  Hand  in  Hand  gehen  oder  dem  er  die  Leitung 
überlassen  mußte.  Fand  die  Ernennung  eines  zweiten  Vize- 
kanzlers statt,  räumte  man  aber  diesem  nicht  eine  be- 
stimmte Stellung  ein,  sondern  überließ  es  dem  Gutdünken 
des  Kanzlers,  ihn  oder  andere  zu  Rate  zu  ziehen,  so  mußte, 
wie  es  in  einer  geheimen  Eingabe  hieß,  die  ganze  Maß- 
regel paralysiert  werden,  da  man  den  damit  beabsichtigten 
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Zweck  nicht  erreichte.  Es  wurde  daher  als  ratsam  be- 
zeichnet, den  ursprünglichen  Antrag,  den  der  Kommission 
zu  genehmigen^'*). 

Dagegen  machten  sich  allerlei  Bedenken  geltend.  Ins- 
besondere wollte  man  der  Opposition  nicht  die  Möglichkeit 
zu  Mißdeutungen  bieten,  die  sich  durch  Errichtung  einer 
Sondersektion  wohl  ergeben  hätte.  Anderseits  verschloß 
man  sich  nicht  der  Ansicht,  daß  Mailath  gar  leicht  das 
Reformwerk  hintertreiben  könnte,  sobald  die  Bestellung 
der  Hilfsorgane  ausschließlich  ihm  anheim gestellt  bliebe. 
Es  wurde  sonach  als  die  beste  Auskunft  erachtet,  dem 
Hofkanzler  hinsichtlich  der  Personen,  die  für  die  Erledi- 
gung der  vertraulichen  Geschäftsstücke  in  Betracht  kamen, 
zwar  das  Yorschlagsrecht  einzuräumen,  die  Auswahl  aber 
dem  König  vorzubehalten. 

In  diesem  Sinne  resolvierte  der  Monarch,  der  ferner 
dem  Hofkanzler  mit  Rücksicht  auf  die  bevorstehenden 
reichstägigen  Vorarbeiten  eine  Amtshilfe  gewährte  und 
daher  für  die  Zeit  des  Bedarfes  die  Anstellung  eines  zweiten 
Vizekanzlers  sowohl  wie  die  zeitweise  Vermehrung  des 
Personalstandes  der  Hofkanzlei  bewilligte. '^^) 

Die  Pille,  die  man  dem  Grafen  Mailath  verabreichte, 
war  versüßt  —  das  königliche  Handschreiben  verriet  nicht, 
daß  das  neue  Regierungsorgan  einzig  und  allein  deshalb 
in  Funktion  treten  solle,  »um  an  den  bevorstehenden  Or- 
ganisationsverhandlungen wirksamen  Einfluß  zu  nehmen«. ^^) 

Man  harrte  der  Vorschläge  des  ungarischen  Hof- 
kanzlers. Als  aber  dieser,  trotz  wiederholter  Mahnung 
nicht  Miene  machte,  sie  zu  erstatten,  schritt  auf  Veran- 
lassung Kolowrats  die  Staatskonferenz  ein^^j^  i^j-  ^^r  es 
insbesondere  um  rasche  Ernennung  des  zweiten  Vize- 
kanzlers zu  tun  und  sie  bezeichnete  als  den  würdigsten 
Kandidaten,  der  für  den  neuen  Posten  in  Betracht  kam, 
den  Grafen  Georg  Apponyi.  Sie  rühmte  das  vielseitige 
Wissen  dieses  Mannes,  seine  gründliche  Kenntnis  der  Ge- 
schäfte und  Landesverhältnisse,  seinen  entschiedenen,  festen 
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Charakter  und  sein  Verhalten  im  letzten  Reichstag,  wo  er 
in  der  Magnatentafel  als  Führer  der  konservativen  Partei 
grölite  Klug-heit  und  Ausdauer  an  den  Tag  gelegt  hatte.  ^^) 

Auch  in  der  siebenbürgischen  Hofkanzlei  herrschten 
unerfreuliche  Zustände:  der  Hofkanzler  Noptsa  zeigte  sich 
seiner  Aufgabe  nicht  gewachsen,  die  Geschäfte  gerieten 
immer  mehr  ins  Stocken,  eine  schleunige  Abhilfe  mußte 
getroffen  und  die  Leitung  tätigen  und  kräftigen  Händen 
anvertraut  werden.  Es  wurde  daher  die  Enthebung  Noptsas 
vom  Amte  und  die  Ernennung  des  Hofrates  Baron  Josika 
zum  Vizepräsidenten  jener  Hofstelle  beantragt.  Von  ihm 
hieß  es,  daß  er  um  so  mehr  Berücksichtigung  verdiene, 
>als  er  zugleich  das  Verbindungsmittel  zwischen  den  unga- 
rischen und  siebenbürgischen  Geschäften  bilden  und  so 
auch  auf  Siebenbürgen  wirksamer  eingreifen  könnte«.'^'*) 

Kaiser  Ferdinand  resolvierte  zustimmend;  er  geneh- 
migte ferner,  daß  seine  Absicht,  den  Grafen  Apponyi  zum 
zweiten  Vizekanzler  zu  ernennen,  dem  ungarischen  Hof- 
kanzler als  eine  Verhaltungsmaßregel,  und  zwar  mit  der  Wei- 
sung kund  getan  werde,  danach  seine  Anträge  zu  stellen.^') 

Wohl  zögerte  Graf  Mailäth  nicht  länger,  er  schlug 
jedoch  primo  loco  Josika  und  erst  in  zweiter  Linie  Apponyi 
vor.'-^^)  Nun  kam  der  Monarch  auf  seine  frühere  Entschließung 
zurück,  die  er  dem  ungarischen  Hofkanzler  in  einem  Hand- 
schreiben vom   26.  November   1844  zu  wissen  tat.*-*') 

In  dem  neuen  Vizekanzler  mußten  alle  Parteien  nicht 
einen  bloßen  Namen,  vielmehr  ein  bestimmtes  politisches 
Programm  erkennen;  Apponyis  Ernennung  bedeutete  ja,  daß 
man  willens  sei,  die  Zügel  der  Regierung  in  feste  Hand 
zu  nehmen.  Ebenso  war  der  Beschluß,  die  Komitatsvor- 
steher zu  verhalten,  sich  fortan  ausschließlich  mit  der 
Leitung  der  Komitate  zu  befassen,  in  der  Absicht  erfolgt, 
die  erschlaffte  Verwaltung  im  Königreich  auf  gesetzlicher 
Grundlage  neu  zu  beleben.  Ungarn  sollte  aufhören,  der 
Monarchie  eine  Last  und  Verlegenheit  zu  sein^^;,  und  das 
werden,    wozu    es    berufen    war:     »eine    feste    Stütze    des 
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Thrones,  selbst  bei  allen  unvorhergesehenen  Ereignissen, 
und  eine  reichhaltige  Quelle  des  Staatsschatzes«. 

Dem  Rat  des  Palatins  gemäß  wurde  das  »Administra- 
torensystem«  erst  nach  dem  Schluß  der  Kongregationen  an- 
gekündigt und  eingeführt.  ^^)  Der  Erfolg  dieser  Maßregel 
war  schon  vom  Anfang  an  fraglich,  denn  die  Unordnung 
im  Lande  hatte  bereits  in  bedenklicher  Weise  überhand 
genommen.  Die  Wiener  Regierung  sah  aber  in  dieser  Ver- 
waltungsreform das  letzte  gesetzliche  Mittel,  die  königliche 
Exekutivgewalt  vor  dem  gänzlichen  Verfall  und  das  Land 
selbst  vor  dem  Umsturz  zu  retten. 

So  mancher,  der  es  gut  meinte  mit  der  Regierung, 
zweifelte  an  dem  Erfolg  oder  erging  sich  in  spöttischen 
Bemerkungen.  ^*^^)  Den  Männern  der  Opposition  indes  kam 
die  neue  Verordnung  nicht  ungelegen;  denn  sie  galt  ihnen 
als  der  offenbare  Beweis  der  Scheu,  die  Komitate  anzu- 
tasten, und  diese  Überzeugung  machte  sie  noch  über- 
mütiger. Es  hieß  ferner,  daß  die  Regierung  die  Verfassung 
umstürzen,  das  Kreishauptmannssystem  auch  in  Ungarn 
einführen  und  die  Komitatschefs  zur  Untergrabung  der 
Munizipien  verleiten  wolle. 

Ungerechtfertigte  Anklagen  und  ebensolche  Verdächti- 
gungen! Kein  Geringerer  als  Deäk  äußerte  sich  damals, 
man  solle  aus  der  neuen  Einrichtung  keine  Lebensfrage 
machen,  da  von  ihr  weder  Gutes  noch  Schlimmes  gesagt 
werden  könne;  erst  dann  sei  es  Zeit,  sich  zu  rühren,  wenn 
die  Administratoren  die  Komitatsrechte  verletzten. i*^') 

Die  Administratorenmaßregel  wirkte  belebend  und  er- 
mutigend auf  die  konservative  Partei;  denn  kaum  war  es 
bekannt  geworden,  daß  die  Regierung  nach  einem  be- 
stimmten Plan  handeln  und  den  Gutgesinnten  eine  Stütze  sein 
wolle,  so  regten  sich  im  ganzen  Land  die  Konservativen, 
um  den  Kampf  mit  der  Opposition  selbst  dort  aufzunehmen, 
wo  diese  schon  längst  die  Alleinherrschaft  hatte.  ^^2) 

Dieses  Ergebnis  berechtigte  zu  großen  Erwartungen 
und  man  wähnte    den  Tag   nicht    mehr  fern,   an  dem  sich 
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vollziehen  sollte,  was  man  seit  langem  schon  anstrebte  — 
die  Wiedergeburt  des  ungarischen  Staates. 

Leider  gingen  diese  Hoffnungen  nicht  in  Erfüllung. 
Denn  schon  nach  Verlauf  eines  Jahres  zeigte  es  sich,  daß 
die  als  heilsam  erkannte  Maßregel  den  zähen  Widerstand  in 
den  Komitaten  nicht  zu  brechen  vermöge.  ^^^)  Das  Schlimmste 
aber  war,  daß  sie  sogar  in  der  konservativen  Partei  ent- 
schiedene Gegner  fand  —  dank  der  Schwäche  und  Un- 
einigkeit der  leitenden  Behörden. 

Kein  Lobredner  der  Wiener  Regierung,  vielmehr  gar 
oft  in  schroffem  Gegensatz  zu  ihr^*^^),  Schmeicheleien  zugäng- 
lich, an  denen  es  die  Opposition  nicht  fehlen  ließ,  wurde 
der  Palatin  —  ohne  daß  er  es  ahnte  —  zum  Spielball  dieser 
Partei.  »Schlachten  kann  der  Kaiser  nicht  gewinnen,  wenn 
der  Anführer  des  Heeres  durch  den  Feind  moralisch  über- 
wältigt ist;  wenn  er  die  Pläne  für  seine  Operationen  im 
feindlichen  Lager  aufnimmt  und  im  eigenen  zur  Ausführung 
bringt.«  Diese  Äußerung  hatte  Metternich  eines  Tages  mit 
dem  Hinweis  auf  Erzherzog  Josef  getan  ^^^)  und  sie  offenbart 
so  recht  die  gereizte  Stimmung,  die  im  Zentrum  der  Re- 
gierung gegen  den  Palatin  herrschte.  Es  durchzusetzen, 
daß  dieser  einer  tatkräftigeren  Persönlichkeit  Platz  mache 
oder  auf  die  bloße  Würde  beschränkt  bliebe,  war  jedoch 
niemand  stark  und  einflußreich  genug.  ^^^)  Hingegen  gelang 
es,  sein  gefügiges  Werkzeug,  den  ungarischen  Hof  kanzler, 
um  so  leichter  beiseite  zu  schieben. 

Seit  der  Ernennung  des  zweiten  Vizekanzlers  offen- 
barte sich  die  krasse  Verschiedenheit  der  politischen  Rich- 
tungen, die  Mailäth  und  Apponyi  vertraten.  Während  dieser 
die  Administratorenmaßregel  als  etwas  Notwendiges  ansah 
und  auch  an  einen  schließlichen  Erfolg  glaubte,  war  Mailäth 
von  dem  Gegenteil  überzeugt  und  er  bewies  bei  jedem 
Anlaß,  wie  abhold  er  der  neuen  Einrichtung  sei. 

Die  Uneinigkeit  der  leitenden  Persönlichkeiten  lähmte 
die  wichtigsten  Anordnungen  und  übertrug  sich  auf  die 
konservative  Partei,  während  die  Opposition  um  so  stolzer 
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ihr  Haupt  erhob.  Die  Regierung  verlor  stetig  an  Ansehen, 
denn  das  Scheitern  ihres  Planes  gefährdete  ihre  Stellung 
weitaus  mehr,  als  wenn  sie  ihn  niemals  gefaßt  hätte.  Nach 
dem  Dafürhalten  Apponyis  gab  es  nur  ein  einziges  Mittel, 
Ungarn  auf  normalem  Weg  vor  gänzlicher  Anarchie  zu 
retten:  Behebung  der  Meinungsverschiedenheiten  im  Schöße 
der  Regierung,  daher  Vereinigung  der  unmittelbaren 
Leitung  der  ungarischen  Angelegenheiten  in  einer  Hand, 
und  zwar  in  einer,  die  von  der  Wichtigkeit  und  Dringlich- 
keit kräftiger  Abhilfe  sowie  von  der  Überzeugung 
durchdrungen  sei,  daß  die  Maßregel  unfehlbar  zum  ge- 
wünschten Ziele  führen  müsse. ^^') 

Auch  Metternich  stimmte  für  die  Entfernung  Mailäths; 
nur  wünschte  er,  daß  sie  in  rücksichtsvoller  Weise  erfolge. 
Er  beantragte  daher,  den  Hofkanzler  aufzufordern,  daß  er 
sich  in  der  kürzesten  Frist  über  den  möglichen  Verlauf 
des  nächsten  Reichstags  und  über  die  nötigen  Vorkehrungen 
äußere.  Metternich  ging  dabei  von  der  Annahme  aus,  daß 
Mailäth  aus  Unvermögen  dieser  Weisung  nicht  entsprechen 
und  sich  daher  vom  Amte  entheben  lassen  werde. ^^^) 

Es  wurde  jedoch  ein  anderes  Mittel  ergriffen:  Der 
ungarische  Hofkanzler  mußte  »seiner  geschwächten  Gesund- 
heit wegen«  um  einen  Urlaub  auf  unbestimmte  Zeit  an- 
suchen^ö^),  worauf  Graf  Apponyi,  am  5.  April  1846,  zum 
zweiten  Hofkanzler  ernannt  wurde. ^^^)  Die  Leitung  der  Ge- 
schäfte lag  sonach  in  einer  Hand. 


Dem  Handschreiben  vom  11.  November  1844  gemäß 
entwarf  Graf  Apponyi  das  Programm,  dessen  ersten  Teil 
er  am  8.  Jänner  1847  dem  Monarchen  unterbreitete. 
Während  die  Staatskonferenz  darüber  beriet,  starb  der  Palatin, 
und  die  Wiener  Regierung  mußte  den  Trauerfall,  der  sie 
gleichwohl  nicht  unvorbereitet  traf,  als  den  Ausgangs- 
punkt neuer  Verlegenheiten  ansehen.  Seit  Jahren  schon 
galt   Stephan    Viktor,    der    ältere    Sohn    des    verblichenen 
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Erzherzogs,  als  der  künftige  Palatin;  er  genoß  das  Ver- 
trauen der  Nation,  insbesondere  das  der  Liberalen,  die  sich 
mit  der  Hoffnung  schmeichelten,  der  freisinnige  Prinz  werde 
gewiß  in  der  Regel  zu  ihrer  Partei  halten.  Dieser  Neigung 
der  Nation  für  den  Sprossen  des  Erzherzogs  Josef  wollte 
die  Wiener  Regierung  nicht  zuwider  handeln,  so  wenig 
ihr  auch  die  offene  Sprache  Stephan  Viktors  behagte ;  seine 
Bestimmung  erschien  ihr  als  ein  notwendiges  Übel;  es 
konnte,  ihrem  Ermessen  nach,  wohl  nicht  vermieden,  viel- 
leicht aber  in  seinen  Folgen  durch  kräftige  Gegenmittel 
abgeschwächt  werden.  Vornehmlich  aus  diesem  Grunde 
mag  Graf  Apponyi  darauf  hingewiesen  haben,  daß  der 
guten  Sache  nur  dann  der  Sieg  winke,  wenn  sämtliche 
Regierungsorgane,  daher  auch  der  Reichspalatin,  sowohl 
vor  wie  während  des  Reichstags  sich  streng  nach  den 
leitenden  Grundsätzen  hielten  und  sie  zu  voller  Geltung 
brächten^^^);  äußerte  doch  der  Hofkanzler  die  Ansicht, 
daß  der  künftige  Palatin  »das  wirksamste  Werkzeug  der 
a.  h.  Absichten«  sein  müßte.  Damit  ihm  nun  die  nötige 
Belehrung  zuteil  würde  und  Stephan  Viktor  noch  vor 
seiner  Wahl  einen  genauen  Einblick  in  die  Verhältnisse 
gewinne,  w^urde  seine  unverzügliche  Ernennung  zum  Locum- 
tenens  beantragt.  *i^) 

Zu  ganz  anderen  Anschauungen  jedoch  bekannte  sich 
Stephan  Viktor;  er  hielt  die  Ernennung  eines  kaiserlichen 
Prinzen  zum  Palatin  für  ein  »gefährliches  Probestück«  und 
für  nicht  minder  bedenklich  den  Übergang  der  Palatins- 
würde  vom  Vater  auf  den  Sohn.  Wohl  verweigerte  er  die 
Annahme  nicht;  doch  machte  er  sie  von  der  Erfüllung 
einiger  Bedingungen  abhängig,  die  seine  Absicht  deutlich 
erkennen  ließen,  die  Umgestaltung  der  politischen  Ver- 
hältnisse Ungarns  keineswegs  in  der  Richtung  der  Ideen 
Apponyis  zu  bewerkstelligen.  Er  sprach  und  schrieb  den 
Ratschlägen  seines  verstorbenen  Vaters  gemäß ;  dieser  hatte 
dem  jungen  Erzherzog  manches  Privatissimum  über  unga- 
risches Staatsrecht  gehalten   und  ihm   vor  allem  die  Über- 

Z2 


Zeugung  beigebracht,  daß  die  so  eingeschränkte  Stellung 
eines  Palatins  sich  in  der  Folge  als  unhaltbar  erweisen 
müsse,  ^^'^j 

Stephan  Viktor  beanspruchte  sonach  einen  Wirkungs- 
kreis, wie  ihn  die  ungarische  Verfassung  dem  Palatin  ein- 
räumte. Nur  auf  das  Wesen  der  Stelle  legte  er  Wert, 
nicht  auf  ihre  Bezeichnung ;  denn  es  war  ihm  gleich,  Statt- 
halter oder  Vizekönig  zu  heißen,  und  er  überließ  es  dem 
Ermessen  der  Regierung,  »unter  einem  solchen  Bevoll- 
mächtigten« noch  einen  Palatin  oder  Locumtenens  zu  er- 
nennen.i^^)  Bei  dieser  Forderung  lenkte  der  kaiserliche  Prinz 
in  befahrene  Geleise  ein:  dasselbe  strebte  er  an,  was  vor 
genau  240  Jahren  Erzherzog  Matthias  durchgesetzt  hatte — - 
die  Bestellung  zum  Gubernator  von  Ungarn. ^^^) 

«  Nur  als  solcher  glaubte  Stephan  Viktor  die  Regierung 
kräftig  unterstützen  zu  können.  Er  gab  aber  auch  die  Er- 
klärung ab,  über  den  Parteien  stehen  zu  müssen ;  gebunden 
durch  seinen  Eid,  würde  er  entschieden  selbst  gegen  Maß- 
regeln der  Regierung  auftreten,  die  ihm  nicht  einwandfrei 
erschienen,  und  in  derartigen  Fällen  es  sogar  mit  der 
Opposition  halten.  Denn  diese  Partei  flößte  dem  Erzherzog 
keineswegs  Grauen  ein  und  fern  lag  ihm  der  Gedanke,  den 
Antritt  seines  Amtes  mit  ihrer  Niederwerfung  einzuweihen. 
Ungarn  war  ein  konstitutioneller  Staat,  notwendig  war 
daher  eine  Opposition;  sie  zu  einer  vernünftigen,  geregelten 
umzugestalten,  darin  bestand  nach  der  Ansicht  Stephan 
Viktors  die  Aufgabe  der  Regierung. 

Die  Lösung  dieser  Aufgabe  blieb  erschwert,  solange 
nicht  ein  Gesetz  die  Ordnung  im  Reichstag  verbürgte. 
Über  die  Notwendigkeit  einer  polizeilichen  Maßregel,  die 
den  Ausschreitungen  des  Auditoriums  steuern  sollte,  herrschte 
im  Zentrum  der  Regierung  schon  seit  geraumer  Zeit  nur 
eine  Stimme ;  aber  niemals  war  die  Frage  ernstlich  in  An- 
griff genommen  worden  und  auch  die  Leiter  der  Reichs- 
tage hatten  es  niemals  gewagt,  daran  zu  rühren.  Nun 
stellte  Stephan  Viktor  die  entschiedene  Forderung,  daß  die 
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Wiener  Regierung  eine  Hausordnung  ausarbeite,  die  — 
wenn  auch  nur  provisorisch  —  schon  im  nächsten  Reichstag 
in  Kraft  treten  solle.  Ferner  beanspruchte  er  das  Recht, 
die  Fälle  bestimmen  zu  dürfen,  in  denen  er  selbst  das 
Präsidium  führen  oder  dieses  dem  Judex  curiae  überlassen 
würde;  denn  er  glaubte,  daß  nur  das  seltene  Erscheinen 
des  Palatins  Eindruck  hervorbringen  und  daher  der  guten 
Sache  nützen  könnte,  wogegen  sich  im  anderen  Falle  die 
Autorität  des  Landeschefs  gar  bald  abschwächte. 

Das  waren  die  wichtigsten  Bedingungen^'^),  von  deren 
Erfüllung  der  kaiserliche  Prinz  die  Annahme  der  Statt- 
halterschaft'^') sowohl  wie  die  einer  Wahl  zum  Palatin  ab- 
hängig machte. 

Die  Eingaben  Stephan  Viktors  versetzten  die  Staats- 
konferenz in  nicht  geringe  Bestürzung;  denn  die  Tatsache, 
daß  ein  Erzherzog  —  da  ihn  der  bloße  Begriff  einer  Re- 
gierung völlig  kalt  ließ  —  die  wirkliche  Macht,  allerdings  im 
Sinne  der  Verfassung,  anstrebte,  konnte  in  der  Folge  zu 
schweren  Verwicklungen  Anlaß  geben.  Wohl  bequemte 
man  sich  auch  in  Wien  der  Verfassung  an,  aber  nicht  in 
dem  Ausmaße,  daß  man  dem  Palatin  den  von  altersher 
verbürgten  Wirkungskreis  einräumen  wollte. 

Es  galt  als  ein  unumstößliches  Dogma,  daß  Wien  das 
Zentrum  der  Regierung  sei  und  es  bleiben  müsse.  Der 
Palatin  durfte  daher,  nach  den  Anschauungen  der  leitenden 
Männer,  nur  den  Weg  betreten  und  gehen,  den  man  durch 
die  Maßregeln  der  letzten  zwei  Jahre  vorgezeichnet  hatte. 
In  dem  Grafen  Apponyi  verkörperte  sich  das  neue  System, 
dessen  einzige  Stütze  die  konservative  Partei  bildete  — 
dieselbe,  mit  der  Stephan  Viktor  am  wenigsten  über- 
einstimmte; Schroffheit  der  Meinungen,  Unversöhnlichkeit 
und  starre  Abgeschlossenheit  warf  er  ihr  vor.  Der  Argwohn 
regte  sich,  daß  der  künftige  Landeschef  sie  beiseite  schieben, 
die  Liberalen  um  sich  scharen  und  auf  solche  Weise  »die 
unausgesprochene  Politik  des  verewigten  Palatins  zum 
offenen  System  erheben«  werde. 
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Baron  Jösika  war  es,  der  diesen  Verdacht  hegte,  und 
er  erklärte,  daß  dann  jeder  Vergleich  ausgeschlossen  sei. 
»Denn  die  konservative  Politik  Österreichs  —  so  lauteten 
seine  Worte  —  hat  noch  keinen  Bankerott  angesagt,  um 
zu  dem  konstitutionellen  Schaukelspiel  anderer  Staaten  zu 
gelangen,  bei  welchem  die  heilloseste  Konfusion  in  den 
beiden  ungrischen  Ländern  die  erste  Folge  und  doch  nur 
das  Vorspiel  von  Katastrophen  ganz  anderer  Art  sein 
wird.«  11^) 

Das  Verhalten  Stephan  Viktors  führte  der  sieben- 
bürgische  Hofkanzler  nicht  bloß  auf  den  Einfluß  des  Erz- 
herzogs Josef  zurück:  er  nannte  auch  den  Grafen  Szechenyi, 
dem  er  gründlich  mißtraute.  ^•^)  Immerhin  hielt  er  eine 
rechtzeitige  Sinnesänderung  des  Erzherzogs  nicht  für  aus- 
geschlossen, sobald  diesem  die  Überzeugung  beigebracht 
worden  sei,  daß  man  es  in  Wien  eher  auf  das  Äußerste 
ankommen  lassen,  als  die  Regierungsfähigkeit  einer  Partei 
aussprechen  wolle,  deren  Ideen  man  bisher  so  entschieden 
bekämpft  habe.  Bekehrte  sich  Stephan  Viktor  nicht  zu 
den  Grundsätzen  der  Regierung,  dann  erschien  allerdings 
sein  Verzicht,  im  Hinblick  auf  die  Gefahren  eines  Zwie- 
spalts, als  das  kleinere  Übel.^^^) 

Der  Erzherzog  hingegen  zog  nicht  bloß  seine  Popularität, 
sondern  auch  die  Verlegenheiten  in  Rechnung,  die  der 
Regierung  erwachsen  mußten,  wenn  er  —  uneinig  mit  den 
Ministern  —  die  Palatinswürde  ausschlug.  Denn  die  ohnehin 
vielfach  angefochtene  Stellung  Apponyis  war  kaum  mehr 
zu  halten,  sobald  es  hieß,  daß  auch  der  designierte  Palatin 
den  Intrigen  des  ungarischen  Hofkanzlers  habe  weichen 
müssen.  ^21^  Stephan  Viktor  hielt  die  Regierung  nicht  für 
energisch  genug,  sich  den  unberechenbaren  Folgen 
seines  Rücktrittes  auszusetzen,  weshalb  er  sicher  zu  sein 
glaubte,  daß  sie  weit  eher  seine  Forderungen  erfüllen 
werde.  Wie  wenn  dies  aber  nicht  zutraf?  Hegte  der  Erz- 
herzog auch  dann  die  Absicht,  dem  Rufe  des  Monarchen 
und  der  Nation  nicht  Folge  zu  leisten  und  sich  noch  fürder 
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mit  dem  minderverantwortlichen  Statthalterposten  von  Böh- 
men zu  begnügen,  den  er  seit  1844  versah?  Jösika  verneinte 
es  und  das  Ergebnis  des  Federkrieges,  der  sich  nun  ent- 
spann, sollte  ihn  nicht  Lügen  strafen.  Graf  Apponyi  fühlte, 
dai3  es  sich  um  das  Ansehen  der  ungarischen  Hofkanzlei 
handle:  vorbei  war  es  mit  dem  Einfluß  dieser  Stelle,  sobald 
der  Erzherzog  die  Oberhand  gewann  und  ihm  die  ver- 
fassungsmäßigen Befugnisse  eines  Reichspalatins  ein- 
geräumt wurden.  Dieses  heikle  Thema  sowohl  wie  alles 
übrige  erheischte  eine  vorsichtige  Behandlung.  Der  Hofkanzler 
sah  sie  darin,  daß  er  in  einer  umfangreichen  Schrift^22^  — 
einem  Kabinettstück  diplomatischer  Spitzfindigkeit  —  dem 
unbequemen  Dränger  anfangs  recht  gab  und  schließlich 
eine  ganz  entgegengesetzte  Meinung  vertrat. 

Infolge  dieser  Taktik  und  unterstützt  von  den  übrigen 
Mitgliedern  der  Staatskonferenz  gewann  er  dem  Erzherzog 
immer  weiteren  Boden  ab,  bis  der  Streit  bloß  um  das 
Reichstagsreglement  geführt  wurde.  Fürst  Metternich  be- 
antragte, diese  Frage  nach  erfolgter  Palatinswahl  an  den 
Reichstag  zu  leiten;  stimmten  beide  Tafeln  gegen  die 
Hausordnung,  dann  sollte  es  dem  Erzherzog  unbenommen 
bleiben,  seine  Stelle  niederzulegen.  ^23)  Stephan  Viktor  ver- 
warf jedoch  ein  derartiges  Auskunftsmittel:  weder  als  ein 
Feigling  wollte  er  erscheinen,  noch  die  Regierung  in  dem 
Augenblick  im  Stiche  lassen,  wo  sie  seinem  Dafürhalten 
nach  erst  recht  des  Beistandes  sämtlicher  Getreuen  und 
daher  auch  des  seinen  bedurfte,  »um  einer  allgemeinen 
Auflösung  und  Anarchie  zu  entgehen«. ''•^^)  Ferner  hatten 
gesetzkundige  Männer  den  Beweis  für  die  Unzulässigkeit  des 
von  ihm  empfohlenen  Regierungsprovisoriums  erbracht.  ^2^) 
Sonach  erklärte  er  sich  zur  Annahme  der  Stelle  bereit, 
wenn  er  die  Versicherung  erhielte,  daß  die  Regierung  alle 
gesetzlichen  und  erlaubten  Mittel  anwenden  wolle,  um  in 
der  Zwischenzeit  eine  geschlossene  Majorität  heranzubilden, 
mit  deren  Hilfe  man  die  Hausordnung  durchbringen  könnte. 
Außerdem  verlangte  er,  daß  ihm  die  Regierung  fortan  von 
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allen  ihren  Schritten  in  Kenntnis  setze,  seine  Anträge  nach 
Möglichkeit  berücksichtige  und  ihm  die  Gewißheit  ver- 
schciffe,  daß  niemals  der  Fall  eintreten  werde,  wegen  Mangels 
an  kräftiger  Unterstützung  auf  halbem  Wege  stehen  bleiben 
oder  gar  zurückweichen  zu  müssen.'-^') 

So  kämpfte  Stephan  Viktor  gleichsam  um  den  Ruhm, 
dereinst  sagen  zu  dürfen,  daß  er  die  Annahme  der  höchsten 
Stelle  in  Ungarn  an  Bedingungen  geknüpft  habe;  denn  die 
zuletzt  von  ihm  gestellten  waren  derart,  daß  sie  umso  leichter 
erfüllt  werden  konnten,  als  sie  im  wesentlichen  mit  den 
Grundsätzen  der  Regierung  übereinstimmten  J'^-^)  Die  Staats- 
konferenz zögerte  daher  nicht,  dem  Erzherzog  ein  kaiser- 
liches Handschreiben  zu  erwirken,  das  seine  Wünsche  berück- 
sichtigte. ^28j 

Eines  vollständigen  Sieges  jedoch  durfte  sich  Apponyi 
nicht  berühmen:  der  Erzherzog  war  nicht  gewillt,  sich  ein 
politisches  Glaubensbekenntnis  abringen  zu  lassen,  das  die 
Opposition  einschüchtern  sollte;  er  gab  vielmehr  die  bündige 
Erklärung  ab,  daß  seine  Persönlichkeit  und  sein  Charakter 
keineswegs  dem  ihm  zugedachten  Berufe  gewachsen  seien; 
er  mache  darauf  aufmerksam,  solange  noch  die  Möglich- 
keit bestehe,  »der  Sache  eine  andere  Wendung  zu  geben «.^-^) 

Am  27.  März  1847  legte  Stephan  Viktor  den  Eid  als 
Statthalter  von  Ungarn  ab;  in  demselben  Monate  reiste  er 
nach  Prag,  wohin  ihm  der  zweite  Teil  des  von  Apponyi 
verfaßten  Programms  zur  Begutachtung  eingesandt  wurde. ^'^^^j 

Im  ersten  Teile  fanden  sich  die  Ursachen  des  trau- 
rigen Zustandes  Ungarns  sowie  die  Gegenmittel  besprochen, 
welche  durch  die  Gesetzgebung  zur  Anwendung  ge- 
langen sollten.  Als  die  wichtigste  Aufgabe  der  Regierung 
ergab  sich  sonach,  daß  sie  die  Versprechungen  einlöse,  die 
im  letzten  Reichstag  den  Ständen  gemacht  worden  waren ; 
daß  sie  ferner  in  allem,  was  die  Verbesserung  der  öffent- 
lichen Zustände,  insbesondere  die  Hebung  des  materiellen 
Wohles  betraf,  die  Initiative  ergreife  und  endlich  mit  dem 
Reichstag  sich  über  Bestimmungen  einige,  welche  ein  für 
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allemal  den  Gehorsam,  die  Ordnung  und  eine  geregelte 
Verwaltung  verbürgten. ''^^) 

Der  zweite  Teil  handelte  über  die  Mittel,  den  Gang 
und  den  Erfolg  des  Reichstages  zu  sichern. ^■^''^)  Hinsichtlich 
der  Form,  in  welcher  die  angedeuteten  Gesetzvorschläge 
gemacht  und  durchgeführt  werden  sollten,  nahm  Graf 
Apponyi  auf  die  Resolution  vom  ii.  November  1844  Rück- 
sicht, wonach  erschöpfende  Gesetzentwürfe  vorzulegen 
w^aren;  da  jedoch  die  Regierung  keinen  amtlichen  Ver- 
treter im  Reichstag  hatte,  so  beantragte  er  die  Begründung 
eines  jeden  Entwurfes  in  einem  besonderen  Hofdekret. 
Nicht  minder  wichtig  erschien  die  rechtzeitige  Sicherung 
vor  einem  Mißerfolg;  deshalb  mußte  die  Regierung,  nach 
dem  Dafürhalten  Apponyis,  unverzüglich  Anstalten  treffen, 
sich  eine  Majorität  in  beiden  Tafeln  zu  verschaffen  und  es 
der  Opposition  unmöglich  machen,  die  Loyalen  einzuschüch- 
tern; sie  mußte  schon  von  vornherein,  »auf  kluge  Weise« 
jedoch,  den  Willen  des  Königs  verlautbaren  lassen,  unge- 
säumt den  Reichstag  aufzulösen,  wenn  dieser  nochmals  eine 
gefährliche  Richtung  nehmen  sollte. '^^') 

Apponyis  Programm  bildete  die  Grundlage  einer  um- 
fassenden, von  der  Regierung  selbst  ausgehenden  zeit- 
gemäßen Reform  Ungarns.  Auf  eine  gleichzeitige  Durch- 
führung all  dessen,  was  es  enthielt,  wagte  jedoch  der  un- 
garische Hofkanzler,  angesichts  der  Fülle  des  Stoffes,  nicht 
zu  hoffen;  er  setzte  vielmehr  voraus,  daß  sich  wohl  mehrere 
Reichstage  damit  beschäftigen  würden. 

Stephan  Viktor  vertrat  die  gleiche  Anschauung;  nur 
stimmte  er  in  vielen  anderen  Punkten  nicht  mit  dem  Grafen 
Apponyi  überein.  ^2^)  Es  gelang  ihm  schließlich,  einige  Ab- 
änderungen durchzusetzen,  worauf  das  Programm  samt  den 
Vorschlägen  des  Erzherzogs  in  der  Staatskonferenz  beraten 
und  am  26.  Juli  1847  von  dem  Monarchen  genehmigt 
wurde.  ^3o)  Metternich  konnte  nicht  umhin,  seiner  Freude 
über  die  »gediegene  Art«  Ausdruck  zu  geben,  in  welcher 
die  ungarischen  Angelegenheiten  behandelt  worden  waren, 
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»eine  Art  —  so  ließ  er  sich  vernehmen  — ,  welche  bei  früheren 
Veranlassungen  nicht  in  gleichem  Maße  stattgefunden  hat 
und  nötigerweise  zu  ersprießlichen  Folgen  führen  muß,  wenn 
in  der  eingeschlagenen  Richtung  festgehalten  wird«.^-^'^') 

Die  Bürgschaft  eines  glücklichen  Ausganges  jedoch 
fehlte  schon  insofern,  als  eine  vollständige  Einigung  zwi- 
schen dem  ungarischen  Hofkanzler  und  dem  künftigen  Pa- 
latin  keineswegs  erzielt  worden  war.  Nach  wie  vor  herrschte 
Zwiespalt  der  Meinungen,  was  die  leitenden  Grundsätze 
der  Regierung  betraf.  Denn  Stephan  Viktor  blieb  der  kon- 
servativen Partei  abhold  und  tadelte  das  Administratoren- 
system; er  äußerte  sich  ungünstig  über  den  Beschluß,  dem 
Reichstag  ausgearbeitete  Gesetzentwürfe  vorzulegen,  miß- 
billigte es,  daß  die  Regierung  auf  die  Jurisdiktionen  ein- 
wirken wolle,  und  bekannte  sich  zu  der  Anschauung,  daß 
Ausschreitungen  in  Reichstagen  und  Versammlungen  nicht 
den  Verbrechen  zuzuzählen  seien.  Die  Sorge  war  daher 
nicht  unbegründet,  die  Graf  Hartig  hegte,  daß  die  Regie- 
rung dereinst  mit  großen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  haben 
werde.  ^^^)  In  einer  wichtigen  Frage  allerdings  stimmte  Ste- 
phan Viktor  damals  völlig  mit  Apponyi  überein:  er  gab 
die  Erklärung  ab,  daß  der  Reichstag  je  eher  je  lieber  auf- 
zulösen sei,  sobald  er  »subversiven  Tendenzen«  huldige; 
der  Erzherzog  verstand  darunter  Verlangen  nach  Preßfrei- 
heit, Verantwortlichkeit  der  Minister,  gänzlicher  Trennung 
von  Österreich,  Vorlage  des  Budgets  und  Nichtbeachtung 
der  königlichen  Propositionen.  ^'^^} 

Mit  Bangen  sah  man  den  Deputiertenwahlen  entgegen^ 
von  deren  Ausgang  alles  abhing.  Denn  die  besten  Gesetz- 
entwürfe und  königlichen  Propositionen  ^«^^j  fruchteten  nichts, 
sobald  keine  starke  Majorität  für  sie  eintrat.  Die  Regie- 
rung hatte  gehofft,  durch  das  Administratorensystem  den 
gewünschten  Rückhalt  im  Reichstag  erlangen  zu  können 
—  und  nun  mußte  sie  mit  der  Möglichkeit  rechnen,  daß 
dieses  so  sehr  empfohlene  Mittel  wohl  gar  die  entgegen- 
gesetzte Wirkung  haben  werde. 
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Je  näher  der  Zeitpunkt  der  Wahlen  heranrückte,  desto 
ungünstiger  lauteten  die  Stimmungsberichte  aus  Ungarn. 
Es  hieß  unter  anderem,  daß  die  Opposition  die  größten 
Anstrengungen  mache,  ihre  Stellung  zu  behaupten,  und 
sogar  vor  der  Bestechung  nicht  zurückschrecke.  Graf  Ap- 
ponyi  fürchtete,  daß  diese  wahrhaft  verheerend  wirken 
dürfte;  die  Gesetze  boten  ihm  jedoch  keine  Handhabe,  eine 
derartige  Untergrabung  der  öffentlichen  Moral  zu  verhüten. 
Damit  nun  der  Opposition  entgegengearbeitet  würde,  wollte 
er  sich  desselben  Mittels  bedienen,  das  er  selbst  als  das 
»verderblichste«  bezeichnet  hatte.  Für  unerläßlich  hielt  er 
sonach  die  Bewilligung  eines  geheimen  Fonds,  aus  dem 
bloß  in  Ausnahmsfällen,  und  zwar  dann  geschöpft  werden 
sollte,  wenn  die  Geldmittel  der  Konservativen  nicht  hin- 
reichten, den  Ansturm  der  Opposition  abzuwehren,  i^^)  Der 
Hofkammerpräsident  Baron  Kübeck  .«^timmte,  trotz  viel- 
fachen Bedenken,  für  den  Vorschlag  Appony is  ^^^);  sein  Votum 
entschied  und  am  29.  September  1847  bewilligte  Kaiser 
Ferdinand  die  Schaffung  eines  Dispositionsfonds  in  der  Höhe 
von  zweimalhunderttausend  Gulden,  ^^^j 


Im  Jahre  1842  hatte  Graf  Stephan  Szechenyi  dem  Staats- 
kanzler geraten,  Kossuth  entweder  »auszunutzen«  oder  »auf- 
zuhängen«.^'*^) Zwei  Jahre  später  ergab  sich  ein  günstiger 
Anlaß,  von  diesen  beiden  Mitteln  das  minder  kräftige  zu 
versuchen:  Kossuth  war  mit  seiner  Stellung  im  »Pesti 
Hirlap«  äußerst  unzufrieden.  Berechtigterweise  durfte  er 
sich  als  die  »erhaltende  Seele«  dieses  Blattes  bezeichnen, 
weshalb  es  ihn  verdroß,  den  materiellen  Vorteil  »einigen 
schmutzigen,  spekulierenden  Handelbleuten«  überantworten 
zu  müssen.  Er  selbst  wollte  in  Hinkunft  die  Früchte  seines 
Fleißes  einheimsen  und  daher  ein  Zeitungsprivileg  erwer- 
ben.'4^)  Von  da  an  befliß  sich  der  »Pesti  Hirlap«  einer 
gemäßigteren  Sprache,  und  die  Dezemberartikel  des  Jahres 
1843  enthielten    sogar    das    offene  Geständnis,    daß  es    un- 
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möglich  sei,  die  notwendigen  Reformen  jemals  mit  Hilfe 
der  Opposition  durchzuführen.  Nicht  unbegründet  war 
daher  die  Annahme,  daß  Kossuth,  der  Verfasser  dieser 
Aufsätze,  auch  in  der  Folge  bei  entscheidenden  Fragen 
für  die  Regierung  in  die  Schranken  treten  und  die  gute 
Sache  fördern  werde.  Von  berufener  Stelle  erfolgte  die 
Anregung,  Kossuth  immerhin  ein  Zeitungsprivileg  zu 
verleihen,  das  ja  jederzeit  wieder  zurückgezogen  werden 
könnte,  sobald  er  es  mißbrauchte.  Begab  sich  Kossuth  in 
diese  Gefahr,  dann  war  er  —  wie  man  voraussetzte  —  der 
Regierung  preisgegeben  und,  bar  eines  sicheren  Einkom- 
mens, um  so  eher  auf  sie  angewiesen,  als  er  sich  inzwischen 
durch  sein  Verhalten  gegenüber  der  Opposition  gewiß  den 
Rückzug  würde  abgeschnitten  haben.  ^^■'') 

Kossuth  reiste  nach  Wien  und  trug  seine  Bitte  dem 
Staatskanzler  vor.  ^^^)  Allein  weder  dieser,  noch  andere 
Räte  der  Krone  waren  gewillt,  dem  Agitator  zu  einer 
Waffe  gegen  die  Regierung  zu  verhelfen;  sie  schenkten 
seinen  Worten  nicht  den  geringsten  Glauben.  Immerhin 
wollten  sie  die  Möglichkeit  nicht  vorübergehen  lassen, 
»seine  schlechten  Absichten  zu  paralysieren«.  Kossuth 
wurde  daher  mit  dem  deutlichen  Winke  verabschiedet,  daß 
einem  unabhängigen  Schriftsteller,  der  für  die  gute  Sache 
streite,  genug  Wege  offen  stünden,  sich  ein  sorgenloses 
Dasein  zu  sichern. 

Man  war  gewiß,  daß  sich  Kossuth  der  Regierung 
nähern  wolle  und  harrte  also  des  Augenblickes,  da  der 
stets  geldbedürftige  Mann  unaufgefordert  dieselbe  »mora- 
lische Verbindlichkeit«  eingehen  würde,  von  deren  > Schatten« 
schon  er  mit  Abscheu  gesprochen  hatte.  ^^')  »Nehmen  Eure 
kaiserliche  Hoheit  —  so  schrieb  Metternich  dem  Palatin  — 
die  Stellung  gegen  ihn  ein,  die  ich  angenommen  habe.  Sie 
ist  die  des  Pförtners;  der  Eingang  steht  offen.«  ^-^^j 

Metternich  hatte  sich  gewaltig  verrechnet.  Kossuth 
kam  nicht;  erbittert  über  das  Fehlschlagen  seiner  Hoffnung 
trat  er  aufs  neue    der  Regierung  entgegen    und  rief  noch 
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während   des  Reichstages    den  Schutzverein  (»Vedegylet«) 
ins  Leben. 

Wer  dieser  Gesellschaft  beitrat,  die  alle  Klassen  und 
Konfessionen  Ungarns  und  seiner  Nebenländer  umfassen 
sollte,  mußte  sich  mit  Ehrenwort  verpflichten,  seinen  Be- 
darf, soweit  es  die  heimische  Industrie  gestattete,  nur  mit 
inländischen  Erzeugnissen  zuMecken.  Gering  war  der  Bei- 
trag'^''), daKossuth  auch  Minderbemittelte  zur  Förderung  des 
Vereinszweckes  heranziehen  wollte.  »  Das  nationale  System  der 
politischen  Ökonomie«  Friedrich  Lists  und  die  Anschauungen, 
die  dieser  in  seinem  >Zollvereinsblatt«  zum  Ausdruck  ge- 
bracht hatte,  waren  wohl  nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Gründung 
eines  Unternehmens  geblieben,  als  dessen  Zweck  die  Hebung 
der  vaterländischen  Industrie  und  die  Hemmung  der  Geld- 
ausfuhr ins  Ausland  bezeichnet  wurden.  Diesem  protektio- 
nistischen  Zug  dachte  aber  Kossuth  nicht  bloß  auf  volkswirt- 
schaftlichem Gebiete,  sondern  auch  in  dem  übrigen  Bereiche 
des  Staatslebens  Geltung  zu  verschaffen.  Denn  wie  es  auf 
Schutz  der  einheimischen  Industrie,  Errichtung  von  Fabriken 
und  Abwehr  des  Luxus  abgesehen  war,  so  sollten  auch 
die  althergebrachten  Einrichtungen  nicht  umgestoßen,  viel- 
mehr verbessert,  erweitert  und  vor  den  Einflüssen  der  Wiener 
Regierung  geschützt  werden.  An  die  Spitze  des  Vereines 
stellte  Kossuth  wohlbedachterweise  den  Bruder  des  Oppo- . 
sitionsführers,  den  Grafen  Kasimir  Batthyäny. 

Der  »V6degylet«  entwickelte  und  erweiterte  sich  vor 
den  Augen  der  obersten  Landesstelle,  die  ihm  nicht  die 
geringsten  Hindernisse  in  den  Weg  legte.  Er  kündigte 
eine  öffentliche  Versammlung  an,  durfte  sie  im  ständischen 
Sitzungssaal  abhalten  und  stand  daher  gleichsam  unter  dem 
Schutze  des  Reichstages.  Die  Statthalterei  ließ  es  lediglich 
bei  der  mittelbar  erteilten  Weisung  bewenden,  ihm  nicht 
beizutreten. 

Mehr  zu  tun,  hielt  sie  nicht  für  angezeigt,  aus 
Furcht,  daß  sich  im  anderen  Falle  der  noch  öffentliche 
Verein  zu  einem  Geheimbund  konstituiereri  könnte;    offen- 
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harte  er  aber  g-efährliche,  politische  Absichten,  dann  erst, 
nicht  früher,  wollte  sie  gegen  ihn  einschreiten.  ^^*^) 

Diese  Haltung  des  Palatins  erklärte  sich  auch  aus  dem 
gänzlichen  Mangel  jedweder  gesetzlichen  Bestimmung  über  das 
Vereinswesen  in  Ungarn.  Die  Staatskonferenz  hingegen  sah  in 
demUmstand,  daß  der  »Vedegylet«  Statuten  besaß,  eine  Hand- 
habe, ihm  beizukommen:  '^^)  so  lang  sie  nicht  vom  König 
sanktioniert  seien,  gelte  der  Verein  als  ungesetzlich.  Der 
Monarch  schloß  sich  dieser  Ansicht  an  und  die  Statthalterei 
erhielt  die  Weisung,  die  Statuten  abzufordern.  ^'^-) 

Der  Palatin  gehorchte,  zögernd  jedoch,  da  er  einem 
natürlichen  Erlöschen  des  Vereines  am  liebsten  nicht  vor- 
gegriffen hätte. 

In  dieser  Beziehung  waltete  ein  großer  Unterschied  der 
Meinungen  ob;  nicht  das  Aushängeschild,  die  Absichten 
vielmehr,  die  sich  dahinter  verbargen,  mußten  in  Betracht 
kommen.  Die  Wiener  Regierung  ging  von  der  richtigen 
Annahme  aus,  daß  Industrie  und  Handel  einer  natürlichen 
Entwicklung  folgten  und  niemals  auf  künstlichem  Wege 
entstünden;  ihr  war  deshalb  der  »Vedegylet«,  soweit  es 
sich  um  den  vorgeblichen  Zweck  handelte,  ein  »Spuk«  und 
als  solcher  weder  der  Beachtung  noch  des  Einschreitens 
wert.  ^^^)  Nur  der  politischen  und  juristischen  Seite  wid- 
mete sie  ihre  Aufmerksamkeit.  So  nannte  Metternich  den 
Schutz  verein  ein  »von  verschmitzten  Radikalen«  ersonnenes 
> höchst  gefährliches  Mittel  der  Agitation«,  »eine  offenkundige 
Verschwörung«  und  »eine  Hilfskasse  für  die  Beförderung 
der  Revolution«.  Der  Verein  eigne  sich,  kurz  gesagt,  alles 
an,  was  einzig  und  allein  der  königlichen  Gewalt  gebühre; 
nehme  die  Regierung  nicht  Stellung  gegen  derartige  An- 
sprüche, so  bedeute  dies  ihre  Abdankung.  ^^■^) 

Graf  Apponyi,  dem  es  gewiß  um  den  materiellen  und 
politischen  Fortschritt  seines  Vaterlandes  zu  tun  war,  strebte 
ihn  nicht  auf  dem  Wege  »der  fehlerhaften  Theorien  und 
irrigen  Begriffe  der  neuen  ungarischen  Schule«  an;  er  be- 
dauerte   die  Leichtgläubigen,    die   noch,    »faute   de  mieux, 
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den  Doktrinen  des  Herrn  von  Kossuth  und  Comp.«  hul- 
digten. ^^^)  Auch  er  meinte,  daß  der  Schutzverein  »nur  auf 
Schwindeleien  gebaut«  und  »ein  ohnmächtiges,  unpraktisches 
Mittel  zur  Hebung  der  Industrie«  sei,  ^''^')  Wie  Metternich, 
so  erhob  auch  Apponyi  dafür  seine  Stimme,  daß  man  den 
Verein  zwar  nicht  unmittelbar  angreifen,  aber  nichts  dulden 
solle,  was  der  gevsetzlichen  Ordnung  und  einer  kräftigen 
Regierung  widerspreche. 

Der  Schutzverein  erfüllte,  soweit  es  auf  Schaffung 
einer  einheimischen  Industrie  abgesehen  war,  keineswegs 
seinen  Zweck.  Die  ungarischen  Kaufleute  ließen  sich  einzig 
und  allein  von  praktischen  Rücksichten  leiten  und  wollten 
ihr  Geld  nicht  einem  Unternehmen  opfern,  dem  noch  alle 
Vorbedingungen  fehlten,  lebensfähig  zu  sein.  Besser  und 
auch  billiger  waren  die  Erzeugnisse,  die  aus  Österreich  kamen, 
eine  Konkurrenz  mußte  sich  daher  als  aussichtslos  erweisen. 
So  legte  sich  in  Bälde  die  anfängliche  Begeisterung  und 
die  Nachfrage  nach  »honi« -Erzeugnissen  wurde  immer 
schwächer. 

Je  mehr  aber  der  Enthusiasmus  schwand,  um  so  stär- 
kere Mittel  wandte  Kossuth  an,  ihn  wieder  zum  Aufflackern 
zu  bringen  und  Genossen  zu  gewinnen,  die  des  verdeckten 
Zweckes  halber  dem  Schutzverein  beitraten. 

Vortrefflich  kam  es  ihm  daher  zustatten,  daß  der  kon- 
stitutionell gesinnte  turopolyaer  Adel  Kroatiens  durch  ein 
königliches  Reskript,  welches  das  Abstimmungsrecht  re- 
gelte, seines  bisherigen  Einflusses  verlustig  und  durch  einen" 
Landtagsbeschluß  auf  ein  einziges  Votum  beschränkt  wurde. 
Das  war  ein  populärer  Gegenstand,  ein  geeignetes  Mittel 
also,  der  schon  erschlafften  Partei  neue  Lebenskräfte  zuzu- 
führen. Durch  tatkräftiges  Auftreten  konnte  ferner  der 
kroatischen  Opposition  Mut  eingeflößt  und  den  Magyaren 
vSympathie  verschafft  werden,  sollte  es  einmal  zwischen 
ihnen  und  den  Slawen  zum  offenen  Kampfe  kommen. 

In  den  Sitzungen  der  Pester  Generalkongregation  vom 
November  1845    brachte   Kossuth  jene   Angelegenheit   zur 
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Sprache.  Er  beschuldig-te  die  Regierung-,  daß  sie  gegen 
das  Interesse  der  ungarischen  Krone  handle;  dieser  drohe 
die  größte  Gefahr,  denn  es  sei  auf  Trennung  Kroatiens 
von  Ungarn  abgesehen. 

Auf  Veranlassung  Kossuths  sandte  das  Pester  Komitat 
eine  Deputation  nach  Wien,  die  dem  Hof  eine  Vorstel- 
lung überreichen  sollte.  Man  zieh  darin  die  ungarische 
Hofkanzlei  pflichtwidriger  Handlungen,  die  Regierung  gänz- 
licher Unkenntnis  der  kroatischen  Verhältnisse,  bezeichnete 
das  Verhalten  der  Kroaten  als  eine  Verletzung  und  Ge- 
fährdung der  Krone  und  Nationalität  Ungarns  und  erklärte 
es  schließlich  als  undenkbar,  daß  der  Kaiser  den  König  in 
seinen  Rechten  je  schmälern  könnte. 

Metternich  nannte  diese  Eingabe  »ein  höchst  seichtes  und 
wahrhaft  elendes  Machwerk,  das  aus  aneinandergereihten 
sinnlosen  Phrasen  bestehe«.  Nach  seiner  Versicherung  hatte 
bisher  weder  der  Monarch  noch  die  Hofkanzlei  die  Ab- 
sichten gehegt,  die  man  den  obersten  ungarischen  Behör- 
den zuschrieb,  und  keiner  der  beiden  Teile  würde  sich  je- 
mals von  ähnlichen  Wünschen  leiten  lassen;  die  Sache 
gleiche  einem  Angriff  gegen  Gespenster,  die  von  denen 
heraufbeschworen  worden  seien,  die  nun  die  Anklage 
stellten. 1") 

Auf  Antrag  des  Staatskanzlers  blieb  die  Vorstellung 
des  Pester  Komitates  sachlich  unerwidert  ^^^);  die  Depu- 
tation wurde  nicht  empfangen  und  sie  mußte  unverrichteter 
Dinge  nach  Hause  zurückkehren. 

Die  Opposition  sah  sich  jedoch  keineswegs  als  ge- 
schlagen an;  der  Mißerfolg  der  Sendung  war  ihr  vielleicht 
sogar  erwünscht  ^^^)  und  spornte  sie  erst  recht  zu  Ausfällen 
an  —  denn  je  weniger  sicheren  Boden  sie  unter  sich  fühlte, 
um  so  mehr  pflegte  sie  ihre  Stimme  zu  erheben.  Die  Re- 
gierunghabe—  so  ließ  sich  eines  ihrer  Mitglieder  vernehmen  — 
durch  Beseitigung  des  Einflusses  der  ungarisch-kroatischen 
Partei  die  konstitutionellen  Rechte  verletzt  und  dies  sei 
nicht  böhmischen  oder  deutschen  Ministern,  sondern  »einigen 
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ungarischen  Herren  zuzuschreiben,  deren  Namen  in  y  aus- 
gehen, i^^)  Auch  die  Vorrechte  des  ungarischen  Adels 
könnten  dereinst  wie  die  des  turopolyaner  Adels  mit  einem 
Federzug  vernichtet  werden  ^^'^);  die  Notwendigkeit  erheische 
daher,  solche  Ratgeber,  die  das  Vaterland,  den  König  und 
die  Nation  verraten  und  ins  Verderben  stürzen,  zur  Ver- 
antwortung zu  ziehen. ^^2j  Die  Regierung  werde  es  einmal 
noch  sehr  bereuen,  daß  sie  die  ungarische  Partei  in  Kroatien 
unterdrückt  und  den  Illyrismus,  dessen  Absichten  jedermann 
kenne,  begünstigt  habe.^^*^)  Auch  Rußland  sei  im  Spiel;  es 
plane  Ungarns  Erwerbung  und  werde  darin  von  Österreich 
unterstützt.  Sollte  sich  aber  die  Regierung,  die  in  Kroatien 
»die  Fahne  des  Aufruhrs«  selbst  aufgepflanzt  habe,  nicht 
eines  besseren  besinnen,  dann  werde  man  sich  genötigt 
sehen,  »die Intervention  fremder  Mächte  anzurufen «.^^'^)  Auch 
Kossuth  stimmte  für  das  Einschreiten  der  Fremdmächte, 
indem  er  auf  den  Wiener  und  den  Linzer  Frieden  hinwies. 

So  weit  ging  die  Tollheit  der  radikalen  Partei!  Er- 
reicht wurde  indes,  daß  die  weitaus  größere  Anzahl  der 
übrigen  Komitate  gegen  das  Vorgehen  der  Regierung 
Einspruch  erhob. 

Auch  die  Führer  der  magyarisch-kroatischen  Partei 
blieben  nicht  müßig;  sie  suchten  dem  niederen  Adel  die 
Überzeugung  beizubringen,  daß  die  Regierung  sowohl  wie 
die  illyrische  Gruppe  eine  förmliche  Trennung  Kroatiens 
von  Ungarn  anstrebe;  sei  dies  einmal  erreicht,  so  werde 
er  gewiß  in  kürzester  Zeit  seine  konstitutionellen  Rechte  ver- 
lieren. In  gleicher  Weise  wurden  der  Bürger  und  der  Landmann 
in  Unruhe  versetzt,  der  eine  durch  den  Hinweis  auf  eine 
höhere  Steuerleistung,  der  andere  durch  die  Schilderung 
des  Elends,  dem  der  österreichische  Bauer  infolge  der 
Kriegsdienstpflicht  verfallen  sei.  ^^^) 

Weiteren  Agitationsstoff  lieferte  der  galizische  Auf- 
stand. Die  gemäßigteren  Liberalen  suchten  die  Ursache 
der  Erhebung  in  den  Umtrieben  des  Panslawismus,  der  sie 
mit  Schrecken  erfüllte,  da  er  auch  für  Ungarn  verhängnis- 
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voll  werden  konnte;  die  Ultraradikalen  jedoch  bezeichneten 
die  Revolte  als  eine  Folge  des  despotischen  Regimes. ^'^^) 
Sie  wäre  niemals  ausgebrochen,  wenn  das  Land  eine  Ver- 
fassung gehabt  hätte;  die  Regierung  möge  daraus  die 
gute  Lehre  ziehen,  >daß  man  eine  Nation  nie  unterdrücken 
dürfe,  weil  in  diesem  Fall  der  geringste  Zunder  einen 
Brand  entfesseln  könnte.«  Kossuth  griff  auf  alte  Rechte 
der  Stephanskrone  zurück,  wonach  Galizien  dem  Königreich 
Ungarn  einzuverleiben  sei;  dieses  müsse  zum  mindesten 
seine  Ansprüche  aufrechterhalten  und  fordern,  daß  Galizien 
konstitutionell  regiert  werde.  Aber  auch  Stimmen  für  die 
Wiederherstellung    der   polnischen  Republik    wurden   laut. 

Die  Komitate  beschäftigten  sich  mehr  oder  minder 
lebhaft  mit  diesen  Fragen  ^*^').  Im  allgemeinen  fand  der 
Aufstand  entschiedene  Mißbilligung;  denn  man  hegte  Furcht 
vor  dem  Slawentum  und  stand  außerdem  in  Sorge,  daß  das 
Beispiel  der  galizischen  Bauern  ansteckend  auf  die  ungari- 
schen Landleute  wirken  könnte. 

Der  polnische  Aufstand  war  aber  nicht  bloß  Agitations- 
mittel zur  Förderung  magyarischer  Aspirationen  und  kon- 
stitutioneller Ideen,  er  war  auch  ein  heilsames  Memento 
für  viele  Mitglieder  des  grundbesitzenden  Adels.  Boten  sie 
doch,  um  dem  traurigen  Schicksal  der  polnischen  Edelleute 
zu  entgehen,  alles  auf,  das  Los  des  Landmanns  zu  ver- 
bessern; von  einigen  Häuptern  der  Opposition,  nament- 
lich von  Ludwig  Batthyäny  und  Moritz  Szentkirälyi,  hieß 
es  sogar,  daß  sie  die  Befreiung  des  Bauern  durchsetzen 
wollten;  andere  hegten  die  Absicht,  die  Ablösung  der  Ur- 
bariallasten  zu  beantragen,  wogegen  Kossuth  im  Sinn  der 
Flugschrift  »Anti-UrbervAlts4g«  ^^^)  die  Ansicht  vertrat,  daß 
Grund  und  Boden  von  rechtswegen  Eigentum  des  Bauern  sei. 

Unter  dem  Eindrucke  der  Ereignisse  in  Polen  faßten 
die  Liberalen  des  Biharer  Komitats  den  Beschluß,  im 
nächsten  Reichstag  folgende  Forderungen  zu  stellen:  Ver- 
kauf der  Urbarialgründe,  Ausdehnung  politischer  Rechte  auf 
den  Bauernstand  und  Verantwortlichkeit  der  Regierung.  ^^^) 
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In  der  Generalkongregation  des  Zalader  Komitats  vom 
12.  Februar  1847  wurde  den  Privilegierten  geraten,  sich 
des  Baucrnvolkes  anzunehmen,  das  sonst  in  der  Regierung 
eine  mächtige  Stütze  finden  und  mit  der  Zeit  sich  gegen 
die  Stände  selbst  erheben  könnte.  Eben  damals  war  das 
Gerücht  im  Umlauf,  daß  die  Regierung  die  Revolte  in 
Galizien  angezettelt  und  die  Bauern  gegen  die  Gutsbesitzer 
aufgehetzt  habe.^'*^)  Die  Liberalen  sorgten  für  seine  Ver- 
breitung, da  sie  neuerdings  auf  die  Notwendigkeit  politi- 
scher Gleichberechtigung  aller  Bewohner  als  einer  Vorbe- 
dingung der  Volksvertretung  hinweisen  konnten. 

Um  dieser  demokratischen  Grundlehre  die  Wege  zu  ebnen, 
betonten  die  Liberalen  bei  verschiedenen  Anlässen  ^^i),  daß 
zwischen  Regierung  und  König  wohl  zu  unterscheiden  sei; 
jene  wolle  glauben  machen,  daß  alles,  was  sie  spreche  und 
tue,  vom  Monarchen  ausgehe  —  »das  sei  ein  schändlicher 
Verrat  an  dem  König  und  an  der  Nation «.^'^^  X)ie  Regie- 
rung wurde  verdächtigt,  daß  sie  die  Konstitution  mißachte, 
mit  der  sie  um  so  leichter  ein  frevles  Spiel  treibe,  als  sie 
nur  Privilegierte  vor  sich  sehe.  Ausdehnung  der  konstitu- 
tionellen Rechte  auf  das  ganze  Volk  und  allgemeine  Be- 
steuerung erachtete  man  daher  als  ein  Gebot  der  Notwen- 
digkeit.^'^) »Ungarns  Unglück  —  so  rief  Kossuth  aus  — 
besteht  darin,  daß  es  keine  nationale  Regierung  hat.«^^"*) 
Sie  w^ar  sein  Traum,  das  nächste  Ziel  seiner  Bestrebungen, 
das  er  nur  dann  erreicht  sah,  wenn  die  dreizehn  Millionen 
Landesbewohner  eine  einheitliche,  des  gemeinsamen  Inter- 
esses wohl  bewußte  Masse  bildeten. 

Eine  derartige  Umgestaltung  der  Verhältnisse  glaubten 
die  Liberalen  nur  durch  eine  verantwortliche  Regierung 
bewerkstelligen  zu  können;  diese  wiederum  galt  ihnen  als 
die  unerläßliche  Bedingung  für  die  Beseitigung  der  Steuer- 
freiheit des  Adels,  da  sie  das  Recht  der  Kontrolle  über 
die  Verwendung  der  öffentlichen  Gelder  beanspruchten. 

Welcher  Umschwung  der  Dinge!  Man  war  aus  dem 
Bereich  der  Gravaminalpolitik  herausgetreten    und  es  galt 
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nicht  die  Aufrechterhaltung  der  alten  Verfassung-  als  Ziel 
des  Kampfes,  sondern  vielmehr  ihre  Zerstörung.  Schon 
hatte  sie  ihren  aristokratisch-feudalen  Charakter  eingebüßt, 
da  fortan  auch  Nichtadelige  Ämter  bekleiden  und  Grundbesitz 
erwerben  durften. ^'^)  Nun  war  der  Angriff  auf  das  Privi- 
legium der  Steuerfreiheit  gerichtet  und  selbst  Adelige 
stürmten,  Schulter  an  Schulter  mit  bürgerlichen  Liberalen, 
gegen  dieses  wichtigste  Bollwerk  der  Vorrechte  ihres 
Standes.  Das  Losungswort  lautete  »moderne  Repräsentativ- 
verfassung!« Die  Entscheidung  über  Sieg  oder  Niederlage 
sollte  im  nächsten  Reichstag  fallen. 

Die  Partei,  die  sich  unter  der  Fahne  der  alten  Ver- 
fassung als  Opposition  zusammengeschart  hatte,  verfolgte 
nun  andere  Ziele,  und  die  Verteidiger  der  Konstitution 
standen  insgesamt  in  den  Reihen  der  Konservativen. 

Die  Deputiertenwahlen  standen  bevor,  weshalb  die 
Konservativen  Anstalten  trafen,  sie  in  regierungsfreund- 
lichem Sinne  zu  beeinflussen.  Sie  entwarfen  ein  Programm, 
das  zur  Veröffentlichung  gelangte;  es  beruhte  auf  Kon- 
stitutionalismus, Nationalität  und  Verband  mit  der  öster- 
reichischen Monarchie,  ^"ß)  In  übersichtlicher  Weise  deutete 
die  Partei  die  wichtigsten  Reformen  an  ^"")  und  sie  erklärte 
zugleich  klipp  und  klar,  in  den  Komitaten  sowohl  wie  im 
Reichstag  nach  der  Majorität  streben  und  die  Regierung 
so  lange  unterstützen  zu  wollen,  als  diese  die  Gesetze  be- 
obachten werde.  Um  der  Opposition  wirksam  entgegen- 
treten zu  können,  wurde  die  Bildung  eines  Zentralkomitees 
für  Pest  und  Ofen  beschlossen,  das  mit  den  Ausschüssen 
in  den  Komitaten  Fühlung  nehmen  sollte. 

Die  Konservativen  bildeten  eine  einheitliche  Körper- 
schaft.^'^) Nicht  so  die  Opposition,  deren  Mitglieder  wohl 
in  der  Hauptrichtung,  nicht  aber  in  der  Wahl  des  einzu- 
schlagenden Weges  miteinander  übereinstimmten.  Sie  be- 
stand aus  Gruppen,  deren  stärkste  und  bedeutendste  die 
radikale  war;  diese  hatte  sich  als  Ziel  gesteckt:  Reform 
der    bestehenden  Verfassung,    Organisation    des  Landes  in 
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radikalem  Sinn,  Beschränkung  der  königlichen  GevvaU, 
Erweiterung  der  Befugnisse  der  Deputierten,  denen  auch 
ein  unmittelbarer  EinliufS  auf  die  Verwaltung  eingeräumt 
werden  müsse,  und  schließlich  Verantwortlichkeit  der  Chefs 
der  obersten  Behörden  und  Dikasterien.  Sie  folgte  dem 
Befehlswort  einiger  Führer,  der  Regierung  gegenüber 
stets  eine  geschlossene  Masse  bildend.  In  Wahrheit  jedoch 
war  auch  sie  geteilt,  denn  sie  zerfiel  in  zwei  Gruppen:  die 
eine  wollte  der  Komitatsreform  einen  föderalistischen  An- 
strich geben,  die  Klassenunterschiede  nicht  völlig  aufheben 
und  daher  von  dem  alten  aristokratischen  Grundsatz  nicht 
ganz  und  gar  abgehen;  die  andere  Gruppe  huldigte  hingegen 
streng  demokratischen  Ideen,  da  sie  die  vollkommene  Gleich- 
heit aller  Landesbewohner,  die  Zentralisation  der  Gewalten 
und  der  Administration,  die  Beschränkung  der  Komitate 
auf  bloße  Verwaltung  und  Gerichtsbarkeit  anstrebte. 

Infolge  dieser  Spaltungen  erschien  die  Aufstellung 
eines  Oppositionsprogramms  um  so  weniger  ratsam,  als  ein 
solches  nicht  allen  Teilen  entsprochen,  Zwist  und  Hader 
auch  in  den  Komitaten  hervorgerufen  und  daher  den  Kon- 
servativen eine  erwünschte  Handhabe  geboten  hätte,  auf 
die  Schwäche  der  Oppositionsmänner  hinzuweisen.  Außer- 
dem widerriet  Franz  Deäk^'")  ganz  entschieden  die  Ab- 
fassung eines  Programms,  und  zwar  mit  der  Begründung, 
daß  sich  die  Politik,  die  man  befolgen  wolle,  doch  immer 
nach  den  jeweiligen  Umständen  richten  müsse. ^^^)  Es  wurde 
daher  beschlossen,  eine  Kundgebung  der  Partei  zu  unterlassen 
und  sich  lediglich  wie  bisher  mit  Erörterung  der  wichtigsten 
Fragen  und  Mitteilung  der  Hauptgrundsätze  zu  begnügen. 
Aber  schon  in  der  allernächsten  Zeit  mußte  die  Op- 
position ihre  Taktik  ändern  und,  herausgefordert  durch 
den  Grafen  Szechenyi,  sich  zu  einer  offenen  Erklärung 
ihrer  Absichten  bequemen. 

In  einer  Flugschrift  »Politikai  programm-töredekek« 
(Politische  Programmfragmente),  der  schärfsten,  die  er  je- 
mals   geschrieben    hatte,    behauptete    Szechenyi,    daß   sich 
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die  Opposition  auf  einer  schiefen  Bahn  befinde :  seit  dem 
Reichstag  von  1825  sei  die  Regierung  zu  der  Überzeugung 
gelangt,  es  könne  Ungarn  einzig  und  allein  konstitutionell 
regiert  werden;  dennoch  trete  ihr  die  Opposition  unaus- 
gesetzt entgegen,  nur  sie  verzögere  daher  das  Reformwerk, 
ja  sie  bringe  das  Land  an  den  Rand  des  Abgrunds.  Über- 
dies verkenne  die  Opposition  ihre  eigentliche  Bestimmung: 
die  Regierung  zu  kontrollieren  und  Einspruch  gegen  ver- 
fassungswidrige Handlungen  zu  erheben.  Dies  genüge  ihr 
nicht,  denn  auch  sie  pflanze  die  Fahne  der  Reform  auf 
und  sie  wolle  sonach  nicht  IjlofS  Kontrolle  üben,  sondern 
auch  zugleich  führen  und  leiten. 

Die  Opposition  trat  in  ihren  Blättern  den  Ausführungen 
Szechenyis  mit  gleicher  Schärfe  entgegen  und  entschloß 
sich  zur  Aufstellung  eines  Programms. ^^^)  Es  gelangte  in 
der  Generalversammlung  vom  6.  Juni  1847  zur  Verlesung, 
nachdem  Deäk  den  ursprünglichen  Entwurf  ganz  umge- 
arbeitet hatte.  Die  Spitze  war  gegen  Szechenyi  gerichtet; 
denn  die  Opposition  erklärte,  daß  es  ihr  gutes  Recht  und 
auch  ihre  Pflicht  sei,  die  Regierung  zu  kontrollieren;  diese 
habe  territorialer  Integrität  nicht  geachtet  und  sich  an  der 
Nationalität  sowohl  wie  an  den  konstitutionellen  Einrichtungen 
Ungarns  und  seiner  Nebenländer  arg  versündigt.  Aber 
nicht  ausschließlich  in  der  Kontrolle,  auch  darin  liege  der 
Beruf  der  Opposition,  daß  sie  gleichfalls  auf  die  Verwirk- 
lichung zweckmäßiger  Reformen  hinarbeite. 

Als  solche  wurden  bezeichnet:  allgemeine  Besteuerung 
unter  der  Bedingung  reichstägiger  Feststellung  und  ver- 
antwortlicher Regierung;  Ausdehnung  politischer  Rechte 
auf  die  Nichtprivilegierten  und  daher  Errichtung  eines 
Repräsentativsystems;  Gleichheit  aller  vor  dem  Gesetz; 
Ablösung  der  Urbariallasten  gegen  Entschädigung; 
Sicherung  des  Kredits  und  der  Besitzverhältnisse  durch 
Abschaffung  der  Avitizität. 

Dieses  Manifest  der  Opposition  enthielt  am  Schluß 
noch  folgende  von  Deäk  selbst  herrührende  Stellen:   »Gern 


wollen  wir  die  Hand  zu  einem  auf  Gerechtigkeit  und  Bil- 
ligkeit beruhenden  Ausgleich  derjenigen  Interessen  Öster- 
reichs und  Ungarns  bieten,  die  etwa  zueinander  im  Ge- 
gensatz stehen.  Aber  nie  werden  wir  gewillt  sein,  der  Ein- 
heit des  Gesamtregierungssystems,  die  manche  als  die  Ein- 
heit der  Monarchie  hinstellen,  alle  unsere  Interessen,  ja 
selbst  unseren  Konstitutionalismus  aufzuopfern  .  .  .  Be- 
säßen die  österreichischen  Erblande  noch  ihre  früheren 
Verfassungen  oder  träten  sie,  den  Zeitforderungen  gemäß, 
in  die  Reihe  konstitutioneller  Völker  und  durchdränge  das 
ganze  Regierungssystem  der  (reist  des  Konstitutionalismus, 
so  ließen  sich,  unserer  Überzeugung  nach,  die  beiderseitigen 
Gegensätze  viel  leichter  ausgleichen;  Interessengemeinsam- 
keit und  größeres  Vertrauen  wären  das  Band,  das  die  ein- 
zelnen Teile  der  Gesamtmonarchie  miteinander  verknijpfte. 
Diese  aber  würde  dadurch  an  moralischer  und  materieller 
Kraft  zunehmen  und  imstande  sein,  mit  noch  größerer 
Sicherheit  den  Stürmen  zu  trotzen,  die  dereinst  über  sie 
hereinbrechen  könnten.«  ^^^j 

Mäßigung  verrät  dieses  Programm,  dank  dem  Einflüsse 
Deäks.  Zu  wiederholten  Malen  schon  hatte  »der  Weise 
der  Nation«  die  stürmischen  Wogen  zu  glätten  versucht; 
so  bei  Beratung  der  Zirkularnote  des  Pester  Komitats, 
welche  die  kroatische  Angelegenheit  betraf:  auf  seinen 
Rat  ward  darin  nicht  über  die  Abweisung  der  Deputation, 
sondern  vielmehr  über  die  Beschränkung  des  Stimmrechtes 
der  turopolyaer  Edelleute  Klage  geführt.  Im  übrigen  ver- 
urteilte er  die  Absendung  jener  Deputation  ebenso  sehr 
w^ie  das  Vorgehen  der  Opposition  im  verflossenen  Reichs- 
tag; tief  schmerzte  es  ihn,  daß  die  freiwillige  Kontribution 
der  Magnaten  nicht  angenommen  worden  war;  als  einen 
völlig  ungerechtfertigten  Schritt  bezeichnete  er  die  Ab- 
lehnung wichtiger  königlicher  Propositionen  und  als  »eine 
kindische  Nachäfferei  des  Auslandes«,  das  Mißtrauensvotum, 
das  man  der  Regierung  ausgesprochen  hatte.  Es  empörte 
seinen    Gerechtigkeitssinn,    daß    man    die    Regierung    stets 
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tadle,  niemals  aber  ihre  guten  Absichten  anerkenne.  Oft 
genug  brach  er  daher  eine  Lanze  für  sie:  große  Verdienste 
habe  sie  sich  um  das  Vaterland  erworben,  insbesondere  in 
der  Sprachenfrage,  und  man  solle  nicht  vergessen,  daß  sie 
dem  Fortschritt  huldige. ^^^)  Mäßigung  empfahl  Deäk,  Ruhe 
in  den  Debatten  und  vor  allem:  Wahrung  des  Anstandes 
gegenüber  dem  Träger  der  Krone,  wie  dies  in  den  übrigen 
konstitutionellen  Staaten  der  Fall  sei. 

Nicht  alle  Mitglieder  der  Opposition  teilten  die  aus- 
gleichenden Anschauungen  Deaks,  am  wenigsten  Kossuth, 
der  Apostel  rast-,  und  rücksichtsloser  Agitation.  Hatte  er 
doch  den  Vorschlag  der  gemäßigteren  Liberalen  entschie- 
den zurückgewiesen  und  auch  zum  Fall  gebracht,  daß  sich 
fortan  die  Opposition   »Reformpartei«  nennen  solle. ^^*) 

Ruhig  denkende  Liberale,  Franz  Deäk  an  der  Spitze, 
mißbilligten  wohl  das  unheilvolle  Treiben  jenes  Mannes, 
aber  entschlossen  gegen  ihn  aufzutreten,  wagten  sie  nicht. 
Und  wenn  schon  Deäk,  den  man  als  den  künftigen  Führer 
der  Liberalen  bezeichnete  ^^^),  Kossuth  nicht  verdrängte, 
wie  hätte  dies  Szechenyi  bewerkstelligen  sollen,  der  als 
das  Werkzeug  einer  verhaßten  Regierung  galt?  Dieser 
sah  in  Kossuth  »den  Dämon  der  Nation«.  »Im  heiligen 
Namen  des  Vaterlandes«  beschwor  er  ihn,  »den  gefähr- 
lichen Boden  der  Agitation«  zu  verlassen,  ja  vollends  der 
politischen  Führerschaft  zu  entsagen,  denn  Fluch,  nicht 
Segen,  würde  er  dem  Lande  bringen! '^ß) 

Derartige  Ausfälle  reizten  den  Gegner  um  so  mehr 
zu  gesteigerter  Tätigkeit,  als  auch  das  Gerücht  im  Umlauf 
war,  daß  Szechenyi  auf  die  Beseitigung  des  Agitators  hin- 
arbeite. ^^'^)  Kossuth,  der  —  wie  es  in  geheimen  Berichten 
hieß  —  bereits  mit  den  Häuptern  der  revolutionären  Pro- 
paganda des  Auslandes  in  Verbindung  stand,  trieb  nun 
sein  Spiel  auf  die  Spitze. 

Um  jeden  Preis  mußten  die  Komitate  gewonnen  wer- 
den, damit  die  Opposition  im  nächsten  Reichstag  die 
Majorität    habe;    kein  Mittel    scheute  man,    gegen  die  Ab- 
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sichten  der  Regierung  —  und  waren  diese  noch  so  ge- 
meinnützig —  Mißtrauen  zu  verbreiten,  die  Amtstätigkeit 
der  neuernannten  Obergespane  und  Administratoren  zu 
lähmen,  die  Konservativen  durch  Schmähungen  und  Dro- 
hungen einzuschüchtern,  die  Freistädte  und  das  Landvolk 
zu  gewinnen  und  schließlich,  mit  größerem  Erfolge  als  bis- 
her, durch  Flugschriften  und  Zeitungsartikel  die  öffentliche 
Meinung  gegen  die  Regierung  aufzupeitschen.  Ein  Fonds 
wurde  gegründet,  aus  dem  die  Agitationsschriften  bezahlt 
werden  sollten J^^) 

Und  schon  waren  die  Freunde  des  Agitators  tätig, 
diesem  um  jeden  Preis  die  Stellung  zu  verschaffen,  in  der 
es  ihm  gelingen  sollte,  die  Neugestiltung  Ungarns  in 
radikalem  Sinne  zu  vollziehen.  Ihre  Bemühungen  blieben 
nicht  fruchtlos:  am  i8.  Oktober  1847  wurde  Kossuth  zum 
zweiten  Deputierten  des  Pester  Komitats  gewählt. '^^)  Gleich 
jedem  Ablegaten  mußte  er  sich  eidlich  verpflichten,  wäh- 
rend der  Dauer  des  Reichstages  kein  Regierungsamt  an- 
zunehmen. Als  Kossuth  diesen  Schwur  leistete,  rief  er  — 
w^ie  berichtet  wird  —  mit  weithin  schallender  Stimme: 
»Nicht  bloß  für  die  nächsten  sechs  Jahre,  sondern  für 
meine  ganze  Lebenszeit  verzichte  ich  feierlich  auf  ein  Re- 
gierungsamt, das  mir  vom  Hause  Österreich  angeboten 
werden  könnte.« ^-'^j  Wenn  diese  Überlieferung  auf  Wahr- 
heit beruht,  dann  mag  Kossuth  in  seinem  tiefen  Groll 
insbesondere  des  Fürsten  Metternich  gedacht  haben,  der 
ihm  1844  durch  die  Verweigerung  des  Zeitungsprivilegs 
die  journalistische  Laufbahn  versperrt  hatte. 

Nun  faßte  Graf  Stephan  Szechenyi  den  Entschluß, 
seinem  Sitz  im  Oberhaus  zu  entsagen  und  sich  um  ein 
Deputieftenmandat  zu  bewerben.  Keineswegs  entmutigt 
durch  den  Mißerfolg  im  Ödenburger  Komitat  i^^),  ging  er 
nach  Wieselburg,  v\o  er  in  der  Tat  gewählt  wurde.  Aber 
nicht  aus  persönlichem  Haß  gegen  den  langjährigen  Gegner, 
vielmehr  aus  Liebe  zum  Vaterland  wollte  »der  größte 
Ungar«  dem  »Dämon  der  Nation«  auf  der  gleichen  Tribüne 
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gegenübergestellt  sein,  um  hier,  wenn  es  überhaupt  ge- 
schehen konnte,  dessen  unheilvollen  Einfluß  zu  lähmen. 

Trüber  Ahnungen  voll  blickte  Graf  Stephan  Szechenyi 
in  die  Zukunft  und  gleich  ihm  war  auch  die  Wiener  Re- 
gierung von  Siegeszuversicht  gar  weit  entfernt.  Schon 
allein  der  Umstand  mußte  ihr  Vertrauen  erschüttern,  daß 
Stephan  Viktor  »gegen  seine  Überzeugung«  den  höheren 
Weisungen  entsprochen  hatte. ^^^j 

Aus  dem  Jahre  1846  stammt  die  Äußerung  Metter- 
nichs  und  Apponyis,  es  werde  der  Reichstag  »den  Wert 
einer  Schlacht«  haben  und  entscheidend  sein,  nicht  bloß 
für  Ungarn,  sondern  auch  für  den  gesamten  Kaiserstaat. ^^^) 
Wie  richtig  sie  war,  sollten  die  kommenden  Ereignisse 
lehren ! 

Am  12.  November  1847  versammelten  sich  die  Reichs- 
stände und  zum  ersten  Male  seit  300  Jahren  eröffnete  der 
König  von  Ungarn  den  Reichstag  mit  einer  Anrede  in 
magyarischer  Sprache. ^•■^)  East  einstimmig  wurde  Stephan 
Viktor  zum  Palatin  gewählt  ^ ''■"')  —  noch  hallte  der  Jubel 
nach,  den  seine  während  der  Rundreise  so  oft  wieder- 
holten Worte  hervorgerufen  hatten:  »Addig  eljek,  mig 
honomnak  elek.«^^''^) 

Der  Enthusiasmus,  der  dem  Erzherzog  damals  entgegen- 
gebracht worden  war  und  die  neuerlichen  stürmischen 
Eljen  trübten  seinen  politischen  Blick;  er  gab  sich  der 
Hoffnung  hin,  daß  die  Regierungspartei  die  Mehrheit  im 
Reichstag  haben  und  sämtliche  königliche  Propositionen 
durchbringen  werde. 

Nur  zu  bald  folgte  grausame  Ernüchterung.  Sie  trat 
schon  während  der  Adreßdebatte  ein;  Kossuth  beantragte 
die  Aufnahme  einiger  Gravamina  in  die  Adresse  und  legte 
einen  Entwurf  vor,  worin  er  insbesondere  gegen  das  Ad- 
ministratorensystem zu  Felde  zog.  Dieser  Entwurf  wurde 
von  den  Ständen  angenommen,  von  der  Magnatentafel 
jedoch    mit    der  Begründung  verworfen,    daß    das  Admini- 
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Stratorensystem  den  Gesetzen  keineswegs  widerspreche. 
Kossuth  fürchtete  nun,  daß  sein  Vorschlag  auch  im  weiteren 
Verlaufe  der  Erörterung  nicht  durchdringen  werde;  um 
daher  die  Ständetafel  vor  einer  Niederlage  zu  retten,  be- 
diente er  sich  eines  taktischen  Gewaltmittels:  er  beantragte 
Schluß  der  Debatte  und  Übergang  zur  Tagesordnimg.  Die 
Stände  erklärten  sich  —  allerdings  mit  einer  geringen 
Majorität  —  für  die  Zurücklegung  der  Adresse  und  so 
blieben  die  königlichen  Propositionen  unbeantwortet,  ob- 
wohl sie  mit  den  Wünschen  der  Liberalen  übereinstimmten ; 
man  beschloß,  die  Gravamina  auf  einem  anderen  Wege 
an  den  Thron  gelangen  zu  lassen. 

Dem  Entwürfe  Kossuths  hatten  sogar  Deputierte  bei- 
gestimmt, die  durch  ihre  Instruktionen  verhalten  waren, 
die  Unterbreitung  einer  Dankadresse  zu  erwirken. ^^')  Standen 
sie  doch  seit  Beginn  des  Reichstages  unter  dem  Bann  des 
Götzen  der  Nation  und  folgten  blindlings  seinem  Winke. 
Selbst  die  gemäßigten  Liberalen  erkannten  Kossuth,  wenn 
auch  notgedrungen,  als  Führer  an^^^);  aber  sie  fürchteten 
ihn  ob  der  unberechenbaren  Wirkung  seiner  aufreizenden 
Reden.  Ihre  oftmaligen  Beschwichtigungsversuche  ^^-^^j  gaben 
indes  nur  das  Zeichen  zu  heftigen  Auftritten  und  sie  mußten 
schließlich  die  Schmähungen  der  tobenden  Landtagsjugend 
über  sich  ergehen  lassen.  Auch  die  Magnatentafel  war  der 
Schauplatz  stürmischer  Szenen;  .die  Bemühungen  des  Pala- 
tins,  Ruhe  zu  schaffen,  blieben  erfolglos,  da  nicht  einmal 
die  Konservativen  die  Maßregeln  billigten,  die  er  zur  Züge- 
lung des  Auditoriums  beantragt  hatte. 

Mochten  es  sich  die  beiden  Tafeln  immerhin  gefallen 
lassen,  »von  Buben  tyrannisiert  zu  werden«,  die  Regierung 
durfte,  nach  der  Ansicht  der  gemäßigten  Partei,  solchen 
Unfug  nicht  dulden.  Schritt  sie  nicht  ein,  dann  durfte  man 
w^ohl  sagen,  »daß  in  Ungarn  nicht  der  König,  nicht  die 
Stände,  sondern  —  pro  pudor!  —  die  Jungen  regieren «.^'^oj 
Sämtliche  Mitglieder  der  Staatskonferenz  hielten  eine  gründ- 
liche Abhilfe    für    notwendig.    Apponyi    dachte    bereits  an 
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die  Auflösung  des  Reichstages-*^')  —  und  schließlich  blieb 
doch  alles  wieder  beim  Alten.  Die  Ultras  der  Opposition 
wandten  daher,  als  die  Ges^tzesvorlagen  zur  Beratung  ge- 
langten, ohne  Scheu  dasselbe  Mittel  an,  das  sich  schon  in 
früheren  Reichstagen  so  glänzend  bewährt  hatte:  sie  ver- 
dächtigten selbst  die  besten  Absichten  der  Regierung  — 
tosender  Beifall  lohnte  die  patriotischen  Redner.  Es 
verdroß  sie,  daß  wichtige  Vorschläge  nicht  von  der  Oppo- 
sition, sondern  von  der  Regierung  ausgegangen  waren, 
wie  z.  B.  die  Vorlage  über  Regelung  der  Avitizitätsver- 
hältnisse.  '^^-) 

In  dieser  Angelegenheit  vertraten  einige  Konservative, 
unter  ihnen  auch  Apponyi,  sowie  ein  Teil  der  Liberalen 
die  Ansicht,  daß  Grund  und  Boden  durch  die  gänzliche 
Abschaffung  der  iVvitizität  allmählich  den  alten  historischen 
Familien  verloren  gehen  und  wohl  gar  in  unberufene 
Hände  fallen  könnte. 

Gleicher  Eigennutz  machte  sich  geltend,  als  die  Ab- 
schaffung des  Steuerprivilegs  des  Adels  beantragt  wurde. 
Sie  galt  der  Wiener  Regierung  als  eine  Vorbedingung 
des  Fallens  der  Zwischenzollinie.  ^^^)  Aus  der  Besteuerung 
,des  adeligen  Grundbesitzes  konnte  sich  die  Möglichkeit 
ergeben,  die  Urproduktion  in  den  österreichischen  Pro^ 
vinzen  konkurrenzfähig  zu  machen  und  die  Finanzen  für 
den  Entgang  der  Zollgebühren  zu  entschädigen.  Einer  An- 
regung des  Erzherzogs  Stephan  Viktor  zufolge  hatte  jedoch 
die  Wiener  Regierung  an  der  Frage  nicht  gerührt,  es  vielmehr 
den  Ständen    überlassen,    einen   Gesetzentwurf   vorzulegen. 

Der  Gegenstand  wurde  in  der  Tat  beraten,  wobei  in 
wirtschaftlicher  Hinsicht  die  Liberalen  hauptsächlich  an 
die  Schaffung  eines  Fonds  dachten,  der  entweder  dem 
Verkehrswesen  des  Reiches  dienen  oder  die  Dome- 
stikalkassen entlasten  sollte.  Die  beiden  großen  Parteien 
des  Landes  erklärten  sich  grundsätzlich  mit  der  Aufhebung 
jenes  Privilegiums  einverstanden;  man  stritt  bloß  über  die 
Verwendung  der  Steuer,  und  an  dieser  Klippe  der  Meinungs- 
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unterschiede  drohte  die  Reform  zu  scheitern. 2'^»)  Noch  im 
letzten  Augenblick  griff  der  Palatin  vermittelnd  ein,  in- 
dem   er   die  Vertagung    beantragte   und    auch    durchsetzte. 

So  manchen  adeligen  Führern  der  Opposition  dürfte 
dieser  Aufschub  nicht  unwillkommen  gewesen  sein;  hieß 
es  doch,  daß  sie  für  Kossuth  100.000  Gulden  zeichnen 
wollten,  wenn  es  ihm  gelang,  die  Tätigkeit  des  Reichs- 
tages zu  lähmen  und  ihnen  somit  noch  eine  dreijährige 
Steuerfreiheit  zu  sichern! 

Neben  der  beabsichtigten  Umgestaltung  der  Verhält- 
nisse, die  sich  auf  Vorrechte  des  Adels  gründeten,  drängte 
auch  die  Frage  der  Ablösung  der  Urbariall asten  zur  Ent- 
scheidung. Der  Bauernstand  verdankte  seine  gesicherte 
Stellung  dem  theresianischen  Urbarium  und  sie  war  außer- 
dem durch  die  Reichstagsgesetze  von  1836  und  1840 
wesentlich  verbessert  worden.  Immerhin  waren  einige  Aus- 
wüchse geblieben,  die  auf  das  Verhältnis  zwischen  Grund- 
herren und  Untertanen  störend  einwirkten.  So  ergab  sich 
der  Wiener  Regierung  ein  günstiger  Anlaß,  dem  Bauern- 
stande einen  neuen  Beweis  ihrer  Fürsorge  zu  liefern,  ohne 
die  grundherrlichen  Rechte  zu  beeinträchtigen.  Dies  schien 
um  so  mehr  geboten,  als  sie  mit  dem  Bestreben  der  Oppo- 
sitionsmänner rechnen  mußte,  ihr  auch  hier  den  Rang  ab- 
zulaufen; ferner  fiel  ins  Gewicht,  daß  in  den  österreichi- 
schen Provinzen  ähnliche  Verbesserungen  stattfinden  sollten. 
Der  ungarische  Reichstag  wurde  daher  aufgefordert,  dem 
Monarchen  einen  Gesetzentwurf  zu  unterbreiten. ^o"*) 

Die  Stände  beantragten  die  zwangsweise  Ablösung 
der  bäuerlichen  Lasten,  was  —  derart  scharf  gefaßt  — 
den  konservativen  Magnaten  keineswegs  entsprach;  im 
übrigen  hinderte  die  Furcht  vor  gänzlicher  Verarmung  so 
manches  Mitglied  dieser  Partei,  die  Frage  gründlich  zu 
behandeln.  Schließlich  ward  als  Regel  die  Verpflichtung  des 
Grundherrn  angenommen,  gegen  volle  Entschädigung  die 
Ablösung  seiner  Rechte  zuzulassen  2^^),  und  man  betraute 
eine  Reichsdeputation  mit  der  Ausarbeitung  des  Gutachtens. 
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Eine  andere  Frage  betraf  die  Regelung  der  vStädte- 
angelegenheit  und  sie  veranlaßte  die  Opposition  zu  heftigen 
Ausfällen  gegen  die  Regierung.  Diese  hatte  sich  im  letzten 
Landtag  dafür  eingesetzt,  daß  den  Städten  der  frühere 
gesetzliche  Anteil  an  der  Legislative  zuerkannt  werde  2^'); 
mit  wenig  Erfolg  jedoch.  Denn  die  Stände  machten  das 
Stimmrecht  der  Freistädte  von  deren  inneren  Koordination 
abhängig.'-'^'')  Einer  derartigen  Verquickung  aber  pflichtete 
die  Wiener  Regierung  nicht  bei;  sie  wollte  vielmehr  die 
königlichen  Städte  überzeugen,  daß  sie  allen  Ernstes  die 
unbedingte  Wiederherstellung  des  Stimmrechtes  wünsche, 
deshalb  die  dritte  Proposition.  20*^)  Die  Städteordnung  ward 
gesondert  behandelt^'^)  und  dem  Reichstag  lag  nun  ein 
Gesetzentwurf  vor,  den  Graf  Apponyi  ausgearbeitet  hatte. -^^j 

Die  streng'e  Scheidung  der  Frage  in  zwei  Propo- 
sitionen, insbesondere  aber  der  Koordinationsentwurf,  er- 
regte in  höchstem  Maße  den  Unwillen  der  Liberalen.  Was 
diese  Partei  anstrebte,  lehrte  der  ständische  Gesetzvor- 
schlag von  1843:  sie  wollte  auch  die  bisher  friedlichen 
und  der  Krone  treu  ergebenen  Städte  in  das  Parteigetriebe 
ziehen,  damit  s'e  schließlich  die  Verbündeten  der  Komitate, 
d.  h.  die  Helfershelfer  der  Opposition  würden.  Die  Regie- 
rung trachtete  hingegen,  die  Städte  vor  einer  demokrati- 
schen Überflutung  zu  schützen  und'  eine  weitere  Schmäle- 
rung des  Einflusses  zu  verhindern,  den  die  Krone  bisher 
auf  die  Bürgerklasse  ausgeübt  hatte. 

Noch  heftigeren  Angriffen  sah  sich  die  Regierung  aus- 
gesetzt,- als  Kossuth  die  siebenbürgische  Frage 2^-)  auf- 
warf. Sie  erfolgten  nicht  unberechtigterweise;  denn  der 
Gesetzartikel,  der  die  Einverleibung  der  Partium  verfügte-'^), 
harrte  noch  immer  seiner  Durchführung.  Der  Grund  dieser 
Verzögerung  lag  vornehmlich  darin,  daß  die  Regierung 
die  Erstarkung  der  Opposition,  die  Mißstimmung  Sieben- 
bürgens ^i^)  und  das  Auftauchen  der  Unionsfrage  fürchtete. 
Ein  Widerruf  ihrer  Zusage  war  jedoch  nicht  möglich,  da 
in  diesem  Falle  auch  die  getreuesten  Konservativen  mit  den 
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Liberalen  hätten  stimmen  müssen.  Denn  es  handelte  sich 
um  Herstellung-  der  Integrität  des  Landes  und  um  den  Voll- 
zug eines  sanktionierten  Gesetzes. 

Nach  langer  Überlegung  glaubte  Graf  Apponyi  die 
Klippe  entdeckt  zu  haben,  an  welcher  die  peinliche  Sache 
vielleicht  scheitern  konnte:  er  sah  sie  in  den  vielfachen 
Schwierigkeiten,  die  mit  der  Einverleibung  der  Partium  ver- 
bunden waren.  In  den  königlichen  Propositionen  deutete 
man  die  > erschwerenden  UmvStände«  an'^^"')  —  schon  des- 
halb, um  sich  ob  des  langen  Zögerns  vor  dem  Lande  zu 
rechtfertigen.  Im  übrigen  tat  die  Regierung  keinen  Gegen- 
schritt, damit  es  ja  nicht  hiei3e,  daß  sie  an  der  Durchführung 
der  Einverleibung  zweifle  oder  diese  gar  verhindern 
wolle.  2i^) 

Fruchtloses  Beginnen,  die  Opposition  zu  täuschen : 
Kossuth  durchschaute  das  Spiel  und  hielt  eine  zweistündige 
Philippika-^'),  die  infolge  ihrer  Beweiskraft  derart  wirkte, 
daß  selbst  die  loyalsten  Konservativen  keinen  Einspruch 
erhoben.  Sie  schwiegen  bestürzt,  und  als  sie  sahen,  welche 
unsichere  Haltung  der  Palatin  einnahm  ^i^),  sank  ihnen 
vollends  der  Mut.  In  Wien  aber  wurde  Kossuths  Rede  als 
»das  non  plus  ultra  der  Überschreitung  aller  Schranken« 
bezeichnet;  begreiflicherweise  fand  sich  auch  dort  nie- 
mand, der  die  Behauptung,  es  seien  sämtliche  Schwierig- 
keiten einzig  und  allein  von  der  Regierung  ausgegangen, 
zu  entkräften  versucht  hätte. 

In  dieser  Angelegenheit  war  das  Recht  auf 'Seite  der 
Opposition;  nicht  so  in  der  Sprachenfrage,  welche  die 
Liberalen  zu  neuer  Verhandlung  brachten.  Mit  der  Be- 
gründung, daß  der  Erlaß  von  1844  mangelhaft  sei,  legten 
sie  einen  Entwurf  vor,  der  im  Hinblick  auf  die  adnexen 
Teile  zwei  wichtige  Bestimmungen  enthielt:  Slawonien 
müsse  nach  sechs  Jahren  als  alleinige  Amts-  und  Geschäfts- 
sprache das  Magyarische  anerkennen,  wogegen  in  Kroatien 
wie  bisher  das  lateinische  Idiom  als  die  innere  Amtssprache 
zu  gelten    habe.    Einerseits  wollte    man    die  Zugehörigkeit 
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der  Komitate  Veröcze,  Posega  und  Sirmien  zu  Ungarn 
bekunden  und  anderseits  den  Illyrismus  im  Keim  er- 
sticken. 

Kein  Geringerer  als  der  Führer  der  Opposition  im 
Magnatenhaus,  Graf  Ludwig  Batihyanyi,  nannte  es  eine 
Tyrannei,  Kroatien  den  Gebrauch  einer  toten  Sprache  auf- 
zunötigen. Gewalttätigkeit  gegen  eine  Nation,  so  warnte  Graf 
Szecsen,  wird  niemals  anderes  im  Gefolge  haben  als  Ent- 
fremdung und  Haß  gegen  die  Unterdrücker.  Schon  hatte 
der  Illyrismus  tiefe  Wurzeln  gefaßt;  immer  w^eiter  griff  die 
nationale  Idee  um  sich,  wie  die  Generalkongregation  des 
Warasdiner  Komitats^''^)  zeigte,  in  der  ganz  offen  die 
Trennung  von  Ungarn  beantragt  wurde.  Aber  noch  über- 
wog die  Besonnenheit  und  man  vertraute,  wie  dies  in  der 
Agramer  Generalversammlung ^2^')  zum  Ausdruck  gelangte, 
der  »Weisheit  und  Billigkeit«  des  ungarischen  Reichs- 
tags. 

Was  die  Wiener  Regierung  betraf,  so  wurde  sie  nicht 
durch  die  Regungen  des  Illyrismus,  sondern  durch  die 
feindseligen  Absichten  des  Magyarismus  in  Unruhe  ver- 
setzt, die  sich  vornehmlich  in  dem  Entwürfe  des  Kolonisa- 
tionsgesetzes offenbarten. ''^■^') 

Mochte  aber  die  Lösung  aller  dieser  Fragen  wie  immer 
beschaffen  sein,  die  Stellung  Apponyis  blieb  davon  unbe- 
rührt; die  Regierungspartei  und  die  Radikalen  erkannten 
daher,  daß  Sieg  oder  Niederlage  einzig  und  allein  von  dem 
Schicksal  des  Administratorensystems  abhänge. 

Kossuth  und  sein  engerer  Anhang  wiegten  sich  in 
Sicherheit,  da  die  meisten  Komitate  die  Ernennung  von 
Administratoren  als  ein  Gravamen  bezeichnet  hatten.  Nun 
gab  es  viele  oppositionelle  Deputierte,  denen  es  mehr  um 
die  Durchführung  heilsamer  Reformen  als  um  den  Sturz 
des  ungarischen  Hofkanzlers  zu  tun  war.  Man  knüpfte  ins- 
geheim Unterhandlungen  mit  ihnen  an -2^),  wobei  die  Bil- 
dung einer  Mittelpartei  in  Aussicht  genommen  wurde;  be- 
stätigte sich    die  Rechnung,    dann    war    es    den  Radikalen 
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auch  unmöglich  gemacht,  einen  ersprießlichen  Ausgang 
des  Reichstages  zu  verhindern.  Jene  Oppositionsmänner 
wollten  sich  unter  zwei  Bedingungen  dem  Einflüsse 
Kossuths  entziehen:  der  König  richte  ein  Reskript  an  die 
Stände,  worin  er  sie  über  die  Administratorenmaßregel  be- 
ruhige und  ihnen  zugleich  erkläre,  daß  er  deren  Beseiti- 
gung selbst  wünsche,  sie  nur  ausnahmsweise  anwenden, 
die  Komitatsorganisation  aber  unversehrt  erhalten  und  aller 
Orten  das  Amt  eines  Obergespans  im  Sinne  der  Gesetze 
wieder  herstellen  werde,  sobald  sämtliche  Hindernisse  aus 
dem  Weg  geräumt  seien.  Die  zweite  Forderung  betraf 
einige  Änderungen,  welche  die  Regierung  in  dem  Gesetz- 
entwurfe über  die  Städteangelegenheit  vornehmen  sollte, 
wobei  es  sich  um  die  Stärkung  des  demokratischen  Gedankens 
handelte. 

Der  Palatin  nahm  diese  Bedingungen  an,  da  sich  die 
Oppositionsmänner  auch  dafür  einsetzen  wollten,  daß  der 
Reichstag  nach  Einlangen  des  vereinbarten  Reskripts  dem 
König  den  Dank  und  das  Vertrauen  der  Nation  votiere. 
Stephan  Viktor  zweifelte  nicht,  daß  diese  Kundgebung  er- 
folgen und  also  das  leidigste  Gravamen  aus  der  Welt 
schaffen  werde.  Hoffnungsfreudig  eilte  er  nach  Wien,  um 
in  eigener  Person  die  königliche  Sanktion  zu  erwirken. 

Es  zeugte  für  die  Hinfälligkeit  der  Regierungsmaß- 
regeln, daß  der  ungarische  Hofkanzler  ohne  Zögern  die 
Abmachung  billigte  und  deren  schleunigste  Genehmigung 
beantragte.  2-*^)  Die  Staatskonferenz  w^endete,  soweit  das 
Reskript  in  Frage  kam,  nichts  ein.  Nur  die  Änderungen, 
die  in  dem  Entwürfe  über  die  Städtefrage  vorgenommen 
werden  sollten,  erregten  Bedenken.  Denn  sie  sah  darin 
die  Absicht,  das  korporative  und  ständische  Wesen  in 
den  Städten  zu  schwächen,  wenn  nicht  zu  unterdrücken; 
sie  aber  wollte  es  erhalten  und  stärken,  weil  sie  bloß  auf 
diese  Weise  eine  geregelte  städtische  Verwaltung,  den 
Aufschwung  von  Handel  und  Gewerbe  sowie  die  Heran- 
bildung eines  loyalen    dritten  Standes    zu  erzielen  glaubte. 
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Die  Sache  erheischte  daher  eine  besonders  reife 
Überlegung,  die  um  so  mehr  geboten  erschien,  als  eine 
Abkehr  der  städtischen  Macht  von  der  Krone  den  übrigen 
Teilen  der  Monarchie  wohl  ein  böses  Beispiel  geben 
konnte. '-^24^  Metternich  mahnte  zu  größter  Vorsicht  und 
seinem  Rate  gemäß  blieb  die  endgültige  Entscheidung  einem 
späteren  Zeitpunkte  vorbehalten.  22"')  Der  Monarch  resol- 
vierte,  es  solle  der  Palatin  gehörigen  Orts  versichern,  daß 
man  sich  mit  der  Städtefrage  »dringend«  beschäftige  und 
das  Ergebnis  >am  gemessenen  Tage«  kundgeben  werde.'^'^*') 
Dagegen  erhielt  das  Reskript  an  die  Reichsstände  die 
königliche  Sanktion;  aber  der  Palatin  durfte  es  nur  dann 
herausgeben,  wenn  er  sich  die  volle  Gewißheit  des  Erfolges 
verschafft  hatte.  ■^-") 

Stephan  Viktor  kehrte  nach  Preßburg  zurück,  wo  er 
mit  den  gewonnenen  Oppositionsmännern  eine  Unterredung 
pflog;  man  schied  im  besten  Einvernehmen  voneinander 
und  das  königliche  Reskript  gelangte  an  die  Ständetafel, 
Bittere  Enttäuschung  folgte  auf  dem  Euße:  Kossuth  und 
Batthyanyi  erfuhren  von  dem  geheimen  Plan  und  setzten 
nun  alle  Hebel  in  Bewegung,  der  Regierung  eine  Nieder- 
lage zu  bereiten.  Wohl  scheiterte  ihr  Vorhaben  —  die 
Regierungspartei  blieb,  wenn  auch  nur  mit  einer  Stimme ^-S), 
in  der  Majorität,  und  die  Dankadresse  war  sonach  ange- 
nommen; aber  die  Fassung  dieses  Schriftstückes,  worüber 
man  in  den  nächsten  Sitzungen  beriet,  war  derart,  daß  der 
Wunsch  nach  schleuniger  Beseitigung  des  Gravamens  weit- 
aus stärker  hervortrat  als  der  Dank  der  Nation  für  den 
guten  Willen  des  Königs. '^2*')  Die  Regierung  konnte  sich 
daher  keinesw^egs  einer  Festigung  ihres  Ansehens  be- 
rühmen  —  der  Versuch,  eine  Mittelpartei  zu  schaffen,  w^ar 
kläglich  mißlungen  und  Kossuth,  den  sie  niederzuringen 
gehofft  hatte,  raffte  sich,  gereizt  durch  den  Verrat  einiger 
Parteigenossen,  zu  noch  stärkerer  Kraftanspannung  auf. 
Von  neuem  entfesselte  er  die  Leidenschaften,  von  neuem 
mußten     die     Konservativen     die     ärgsten     Schmähungen 
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über  sich  erg-ehen  lassen  und  weder  der  Palatin  noch  der 
Personal  waren  stark  genug,  dem  wüsten  Treiben  des 
Auditoriums  Einhalt  zu  gebieten.  2:^0j  i^  seiner  Bedrängnis 
wollte  Stephan  Viktor  jeden  Vorschlag  annehmen,  der  ihm 
zur  Herstellung  der  Ruhe  geeignet  erschien. 

Gleiche  Ratlosigkeit  wie  in  Preßburg  herrschte  in 
Wien.  Bestürzt  über  die  unerwartete  Wendung  der  Dinge, 
beantragte  Graf  Apponyi,  daß  die  Stände  aufgefordert  werden 
sollten,  ohne  Verzug  strengere  Maßregeln  gegen  die  Ruhe- 
störer zu  ergreifen;  bliebe  diese  Mahnung  fruchtlos,  dann 
würde  ein  zweites  königliches  Reskript  die  Ankündigung 
enthalten,  daß  das  Reichstagspräsidium  ermächtigt  sei,  die 
Zügelung  und  Überwachung  des  Auditoriums  zu  veran- 
lassen 2^i);  erklärte  sich  die  Majorität  des  Hauses  dagegen, 
so  müßte  der  Reichstag  aufgelöst  werden.  Graf  Apponyi 
riet  entschieden  davon  ab,  daß  man  mit  diesem  letzten 
Schritt  lange  und  vielleicht  bis  dahin  zögere,  wo  entweder 
die  konservative  Partei  vollends  den  Mut  verloren  habe 
oder  ein  Ausgleich  oder  gar  Übertritte  in  das  feindliche 
Lager  erfolgt  seien.  Sämtliche  Vorschläge  wurden  vom 
Kaiser  genehmigt. -^^j 

Klägliche  Versuche,  der  Nation  gegenüber  stark  und 
entschlossen  zu  erscheinen!  Weder  wurde  die  Opposition 
eingeschüchtert,  noch  den  Konservativen  Mut  und  Ver- 
trauen eingeflößt.  Auch  der  nochmalige  tiefe  Griff  in  den 
Staatssäckel,  den  die  Regierung  tat 2^^),  lockte  ihr  keine 
Anhänger  herbei.  Sie  erfuhr  vielmehr,  daß  so  manche,  die 
bisher  treu  zu  ihr  gehalten  hatten,  nun  der  Absicht  ent- 
sagten, noch  ferner  unter  ihrer  Fahne  zu  marschieren.  ^3^) 
Es  war  der  härteste  Schlag,  der  sie  treffen  konnte,  die 
Kräfte,  mit  deren  Hilfe  sie  ihr  Reformwerk  verwirklichen 
wollte,  in  den  Bannkreis  der  Opposition  gezogen  zu  sehen. 
Die  Unzufriedenheit  im  Lande  griff  immer  weiter  um 
sich  —  wie  lange  noch  und  sie  artete  in  offenen  Wider- 
stand aus! 
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Ein  Anzeichen  des  drohenden  Sturmes  war  der  Be- 
schluß des  Barser  Komitats.  den  Reichstag  aufzufordern, 
daß  er  die  Anklage  gegen  die  Regierung  erhebe  und  bei 
dem  König  die  Bestrafung  der  schuldigen  Räte  erwirke. 2'^'') 
Dieser  Beschluß  ward  gefaßt,  obwohl  es  in  Ungarn  noch 
keine  parlamentarische  Regierung  gab.  Eine  solche  aber 
nicht  bloß  für  das  Königreich,  sondern  auch  für  den  öster- 
reichischen Kaiserstaat  zu  fordern  und  durchzusetzen, 
strebte  Kossuth  schon  deshalb  mit  eherner  Beharrlichkeit 
an,  weil  er  wußte,  daß  davon  seine  eigene  Existenz  ab- 
hing. 236) 

Das  absolutistische  Regime  in  den  übrigen  Teilen  der 
Monarchie  bildete  seit  jeher  ein  beliebtes  Thema  der 
liberalen  Partei;  denn  es  bot  ihr  die  Gelegenheit,  auch 
dort  den  Haß  gegen  das  herrschende  System  wachzurufen 
und  schließlich  eine  Verbindung  mit  den  Unzufriedenen 
herzustellen.  Dieses  Vorhaben  glückte  und  die  Oppositionellen 
sämtlicher  Provinzen  richteten  nun  ihr  Augenmerk  auf  die 
ungarische  Nation,  von  der  sie  erwarteten,  daß  sie  die  Fesseln 
der  Reaktion  gar  bald  zerbrechen  werde. 2^")  Die  Regierung 
aber,  der  dieses  Treiben  nicht  verborgen  blieb  23S),  hielt  sich 
noch  für  stark  genug,  die  drohende  Gefahr  durch  polizeiliche 
Maßregeln  beschwören  zu  können.  ^39)  Es  durfte  nicht  ge- 
sagt werden,  daß  die  Ereignisse  sie  unvorbereitet  getroffen 
hatten;  denn  der  Polizeiapparat  funktionierte  tadellos. 
Leider  unterschätzte  man  in  Wien  die  Macht  der  liberalen 
Ideen.  So  brachte  die  Kunde  von  der  Absicht  der  Preß- 
burger Oppositionsführer,  den  Monarchen  zu  bitten,  daß 
er  den  nichtungarischen  Erbländern  eine  Verfassung  ver- 
leihe^^o),  nur  eine  geringe  Wirkung  hervor.  Sie  ist,  be- 
merkte die  Staatskonferenz,  »ebensosehr  geeignet,  die  a.  h. 
Aufmerksamkeit  auf  sich  zu  lenken,  als  es  heute  untunlich 
wäre,  irgend  eine  direkte  Maßregel  diesfalls  zu  begründen «.^^i) 
Die  beunruhigenden  Gerüchte  hingegen,  die  über  finanzielle 
Schwierigkeiten  der  österreichischen  Regierung  in  Umlauf 
waren^^^)^  versetzten  die  Konferenz    in    größte   Bestürzung. 

Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  III.  5  ße 


Denn  niclit  eiUein,  daß  sie  als  das  gefährlichste  Zeichen 
der  immer  weiter  um  sich  greifenden  revolutionären 
Propaganda  angesehen  werden  mußten,  sie  erschütterten 
auch  den  Glauben  an  die  Leistungsfähigkeit  des  .Staates. 
Man  trachtete,  diese  Gerüchte  zu  widerlegen,  wollte  sogar 
»den  Drang  der  Meinungen  nach  Öffentlichkeit«  berücksich- 
tigen, da  er  sich  bereits  als  zu  mächtig  erwies,  und  zog  auch 
die  Auflösung  des  Reichstages  in  ernste  Erwägung.  Die 
Idee  des  Separatismus,  die  Fürst  Metternich  vor  Jahren  als 
»ein  Hirngespinst«  bezeichnet  hatte^i^"'),  flößte  den  Ministern 
Schrecken  ein  und  Graf  Apponyi  drang  daher  auf  einen 
raschen  Entschluß.  Die  Konferenz  zögerte  jedoch^  da  sie  in 
dieser  wichtigen  Frage  keine  Entscheidung  treffen  wollte, 
ohne  vorher  das  Gutachten  des  Palatins  und  anderer  un- 
garischer Würdenträger  eingeholt  zu  haben.  Sie  wurden 
trotz  Widerrede  des  ungarischen  Hofkanzlers  nach  Wien 
berufen. 

Da  machte  die  Kunde  von  dem  Ausbruche  der  Pariser 
Revolution  alle  Berechnungen  zuschanden. 

Graf  Apponyi  hegte  zunächst  die  frömmsten  Wünsche: 
er  telegraphierte  dem  Palatin,  daß  sich  die  Ungarn  ein 
Beispiel  an  den  Belgiern  nehmen  sollten. 2'^)  Stephan 
Szechenyi  wiederum  gab  sich  dem  Glauben  hin,  daß  nun 
die  Zeit  gekommen  sei,  wo  der  Ungar  »die  alte  Treue  für 
seinen  König«  bewähren  und  eingedenk  des  ruhmvollen 
>Moriamur  pro  rege  nostro«  die  Streitaxt  begraben  werde. 
Welch  gewaltige  Verkennung  der  Umstände!  Mit  Riesen- 
schritten ging  Ungarn  der  Krise  entgegen,  welche  durch 
die  Pariser  Ereignisse  zwar  nicht  hervorgerufen,  wohl  aber 
beschleunigt  ward.  Tief  sank  der  Kurs  der  Staatspapiere 
und  die  künstlich  genährte  Banknotenangst  griff  immer 
weiter  um  sich.  Der  Deputierte  des  Raaber  Komitats^^-^)  — 
ein  Konservativer  —  verlangte  daher,  daß  sich  die  Re- 
gierung über  den  Stand  der  österreichischen  Nationalbank 
äußern  solle.  Kossuth  ergriff  diesen  Anlaß,  um  in  einer 
zündenden  Rede,  die  er  am  3.  März  hielt,  die  Notwendig- 
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keit  konstitutioneller  Formen  für  die  gesamte  Monarchie 
nachzuweisen.  Zum  Schluß  verlas  er  den  Entwurf  einer 
Adresse,  worin  die  Umgestaltung  des  kollegialen  Regierungs- 
systems Ungarns  in  ein  verantwortliches  Ministerium  als 
»die  Grundbedingung  und  wesentliche  Bürgschaft  aller  Re- 
formen« bezeichnet  wurde. 

Kossuth  hegte  die  sichere  Überzeugung,  daß  der 
natürlichen  Entwicklung  der  Dinge  gemäß  die  Einsetzung 
eines  unabhängigen  verantwortlichen  Ministeriums  früher 
oder  später  erfolgen  müßte;  nur  glaubte  er  nicht  an  die 
Möglichkeit,  dieses  Ziel  seiner  Wünsche  schon  jetzt  er- 
reichen zu  können.  Vorderhand  wollte  er  sich  mit  einem 
geringeren  Zugeständnis,  .und  zwar  mit  dem  begnügen, 
daß  man  dem  Grundsatz  der  Verantwortlichkeit  im  Rahmen 
der  Statthalterei  Geltung  verschaffe. 2^'*)  Der  Antrag,  den 
er  stellte,  gipfelte  daher  in  folgender  Bitte:  Der  König 
möge  der  Statthalterei  als  der  gesetzlich  obersten  Landes- 
behörde eine  den  verschiedenen  Verwaltungszweigen  ent- 
sprechende Anzahl  von  Fachleuten  beigeben;  diese  sollen 
als  Repräsentanten  des  königlichen  Willens  und  als  Organe 
der  Exekutive  dem  Reichstag  für  die  Vollziehung  der  Ge- 
setze persönlich  verantwortlich  sein,  an  den  Reichstags- 
verhandlungen unmittelbaren  Anteil  nehmen  und  die  Stände 
über  die  Absichten  der  Regierung,  namentlich  über  die 
Finanzgebarung  orientieren. 2 1'^) 

Kossuths  Rede  war  ein  Meisterstück  der  Rhetorik, 
das  den  alten  Gedanken,  zwischen  Regierung  und  Krone 
unterscheiden  zu  müssen,  in  formvollendeter  Weise  zum 
Ausdruck  brachte.  Gegen  die  eine  schäumte  Kossuth  seinen 
Geifer  aus,  der  anderen  streute  er  Weihrauch :  »Ja,  geehrte 
Stände,  der  schwere  Fluch  eines  erstickenden  Alps  lastet 
auf  uns,  ein  tödlicher  Wind  weht  uns  aus  dem  Beinhaus 
des    Wiener    Systems     entgegen,      unsere     Nerven     starr 

machend  und  lähmend  den  Flug  uiiserer  Seele 

Die  Männer  der  Vergangenheit  steigen  heute,  morgen  ins 
Grab,    allein  des  Erzherzogs  Franz  Joseph,   des  hoffnungs- 
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vollen  Sprossen  der  Habsburger,  der  schon  bei  seinem 
ersten  Auftreten  die  Liebe  der  Nation  gewonnen,  harrt  das 
Erbe  eines  glänzenden  Thrones,  der  seine  Kraft  aus  der 
Freiheit  schöpft,  und  dessen  alten  Glanz  der  unglückselige 
Mechanismus  der  Wiener  Politik  schwerlich  erhalten  wird.« 

Das  Hohe  Lied  der  Loyalität  und  Königstreue  stimmte 
Kossuth  an,  als  er  unter  endlosen  Eljenrufen  die  Worte  in 
das  Auditorium  schmetterte:  »Unsere  Völker  können  Blut 
und  Leben  für  ihre  geliebte  Dynastie  lassen«  —  »doch  für 
die  Wiener  Politik«,  bemerkte  er  sarkastisch,  »wird  nicht 
einmal  ein  Spatz  sterben  wollen«. 

Wohl  mag  mit  Recht  der  Vorwurf  gegen  Kossuth 
erhoben  werden,  daß  der  Repräsentationsentwurf  nach  der 
bestehenden  staatlichen  Einrichtung  gewohnheitswidrig  war; 
man  muß  aber  gestehen,  daß  der  gewaltige  Demagoge  im 
richtigen  Zeitpunkt  seinen  Ideen  zum  Siege  verholfen  hat. 

Sein  Antrag  wurde  im  Unterhaus  einstimmig  ange- 
nommen und  am  5.  März  an  die  Magnatentafel  geleitet. 
Es  mag  hervorgehoben  werden,  daß  Graf  Paul  Esterhäzy, 
obwohl  er  der  Opposition  angehörte,  die  von  Kossuth  be- 
antragte Adresse  »als  eine  Frucht  unzeitiger  Eitelkeit« 
bezeichnete;  er  drückte,  gleich  anderen  Gemäßigten,  sein 
Erstaunen  darüber  aus,  daß  dieses  Schriftstück,  das  gewiß 
unabsehbare  Folgen  nach  sich  ziehen  werde,  von  den  Mit- 
gliedern der  konservativen  Partei  ohne  Widerrede  ange- 
nommen worden  sei.  Im  übrigen  konnte  der  Gegenstand 
nicht  zur  Verhandlung  gelangen,  da  sich  das  Präsidium 
der  Magnatentafel  in  Wien  befand. 

Dort  herrschte  größte  Verwirrung  und  es  hatte  den 
Anschein,  als  sei  die  Regierungsmaschine  völlig  lahmge- 
legt. Die  Staatskonferenz  erklärte  lediglich,  daß  sie  die 
Entwicklung  der  Dinge  »unausgesetzt  mit  Aufmerksamkeit« 
verfolge  und  dem  Monarchen  nur  empfehlen  dürfe,  alles 
»zur  a.  h.  Nachricht«  zu  nehmen. ''^^^)  Kübeck  gestand,  daß 
er  nicht  wisse,  wie  die  demagogische  Bewegung  aufzu- 
halten   sei;    aber    etwas    müsse    geschehen,    denn  »mit  der 
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Formel  dient  zur  Nachricht  wird  sich  der  mehr  und  mehr 
einbrechende  Sturm  nicht  beschwichtigen  lassen «.^^^j 

Einen  entsclieidenden  Beschluß  erwartete  man  von  der 
ungarischen  Konferenz,  die  am  9.  März  unter  dem  Vorsitz 
des  Palatins  stattfand. '-^^)  Auch  diesmal  trat  Graf  Apponyi 
für  die  unverzügliche  Auflösung  des  Reichstages  ein;  er 
wurde  überstimmt  —  da  man  die  Sache  nicht  zum  äußersten 
treiben  wollte.  Es  kam  sonach  folgende  Einigung  zustande: 
den  Ständen  sei  durch  ein  königliches  Reskript  mitzuteilen, 
daß  die  Auflösung  des  Reichstages  unwiderruflich  erfolgen 
würde,  wenn  die  Mahnung  fruchtlos  bliebe,  auf  den  gesetz- 
mäßigen Weg  zurückzukehren.'-"'^) 

Graf  Apponyi  versprach  sich  von  diesem  Reskript, 
dem  er  nur  ungern  beigepflichtet  hatte,  nicht  den  geringsten 
Erfolg.  Es  trat  niemals  in  Kraft;  schon  seine  Abfassung 
nahm  geraume  Zeit  in  Anspruch,  dann  blieb  das  Hand- 
schreiben liegen,  bis  die  Katastrophe,  die  am  13.  März  in 
Wien  eintrat,  es  vollends  gegenstandslos  machte.  Sie  war 
es  auch,  die  auf  den  weiteren  Gang  der  Dinge  in  Ungarn 
folgenschwer  einwirken  sollte. 


Graf  Szechenyi  hatte  sich  zu  wiederholtenmalen  und 
stets  vergeblich  bemüht,  den  Staatskanzler  zu  der  Ansicht 
zu  bekehren,  daß  die  Verfassung  Ungarns,  und  zwar  ge- 
meinsam mit  der  Regierung,  einer  Revision  unterzogen 
werden  müßte. 

Fürst  Metternich  sprach  sich  entschieden  dagegen 
aus:  »Die  Erhaltung  der  ungarischen  Verfassung  erkenne 
ich  in  jeder  Hinsicht  —  so  erklärte  er  —  für  eine  so 
strenge  Pflicht  des  Staatsdieners  und  gleichzeitig-  für  ein 
so  bestimmtes  Gebot  des  Rechtes  wie  der  Klugheit,  daß 
ich  mein  ganzes  politisches  Leben  vernichten  müßte,  um 
dem  Gegenteile  auch  nur  Gehör  zu  geben.«  ^^2)  Er  stimmte 
mit  Szechenyi  bloß  darin  überein,  daß  Ungarn  —  ein  trotz 
reichhaltigen    Naturschätzen     zurückgebliebenes    Land    — 
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kulturell  zu  heben  sei.  Leider  erwies  sich  die  Regierung 
auch  in  dieser  Hinsicht  ängstlich  und  zaghaft. 

Graf  Szechenyi,  der  die  nationalen  Untugenden  des 
magyarischen  Volksstammes  keineswegs  verkannte,  sondern 
vielmehr  geißelte,  trachtete  zunächst,  infolge  der  beschränk- 
ten ständischen  Verhältnisse  bloß  Ziele  zu  erreichen,  die 
manchem  seiner  Zeitgenossen  kleinlich  erschienen;  so  unter 
anderem  die  Doriau-  und  Theißregulierung.  2^3)  Derartige 
Pläne  entsprachen  dem  Fürsten  Metternich  weit  mehr,  als 
die  tief  einschneidenden  pohtischen  Reformen,  die  Szechenyi 
ihm  entwickelt  hatte.  »Sollte  man  nicht  —  so  schrieb  der 
Staatskanzler  an  Wirkner  —  einen  Gegenstand  auffassen, 
der  Xoth  thut,  z.  B.  die  Kommunikationsmittel,  deren  das 
Land  so  wesentlich  bedarf?*  ^öi)  Er  dachte  an  Errichtung 
einer  besonderen  Stelle  »für  Beförderung  des  materiellen 
Wohlstandes«  Ungarns;  Kübeck  widerriet  es  jedoch:  das 
Bekenntnis  der  Regierung  würde  darin  liegen  —  so  be- 
gründete er  seine  gegenteilige  Ansicht  —  »daß  sie  ent- 
weder selbst  um  die  materielle  Wohlfahrt  des  Landes  sich 
nicht  bekümmerte,  oder  daß  die  dazu  vorhandenen  Be- 
hörden nicht  benutzbar  seien,  was  schon  von  vornherein 
Scheelsucht  und  Reactionen  hervorrufen  müßte.«  Kübeck 
befürwortete  daher  die  Einsetzung  einer  außerordentlichen 
Kommission  nur  für  den  Fall,  als  es  sich  um  einen  ganz 
bestimmten  Zweck  handelte;  als  einen  solchen  bezeichnete 
er  die  Regelung  des  vStraßenwesens.  2^^)  Metternich  stimmte 
bei  und  Graf  Szechenyi  wurde  zum  Vorsitzenden  eines 
Komitees  ernannt,  das  sich  mit  den  einschlägigen  Arbeiten 
befassen  sollte.  2^^) 

Graf  Szechenyi  hatte  dem  Fürsten  Metternich  gegen- 
über auch  die  Ansicht  geäußert,  es  kranke  Ungarn  an  der 
infolge  großer  Geldzuflüsse  stets  steigenden  Selbständig- 
keit der  Komitate^'^');  er  sprach  sich  daher  für  Errichtung 
einer  unter  der  Aufsicht  der  Regierung  stehenden  Landes- 
zentralkasse,  und  zwar  mit  der  Begründung  aus,  daß  Ungarn 
sonst  »in  52  nicht  regierbare  Republiken«  zerfiele.  Metter- 
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nicli  aber  neigte  mehr  zur  Institution  einer  Staatskasse; 
nur  war  eine  solche,  wie  er  selber  zugeben  mußte,  ganz 
ausgeschlossen  in  einem  Lande,  dem  das  Reich  sinteresse 
fern  lag. 

Für  viel  wichtiger  hielt  der  Staatskanzler  die  Frage, 
welche  die  Komitatsinstruktionen  betraf.  Er  verwies  auf 
das  Beispiel  Englands  und  Frankreichs.  In  England  stimmten 
die  Mitglieder  des  Oberhauses  nach  freiem  Ermessen, 
während  die  des  Unterhauses  weder  förmliche  Instruktionen 
erhielten,  noch  ihren  Wählern  Rechenschaftsberichte  zu  er- 
statten brauchten;  sie  hatten  als  Vertreter  der  Gesamtheit 
lediglich  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  zu  handeln, 
und  die  Zensur  der  Kommittenten  beschränkte  sich  bloß  auf 
Ablehnung  bei  Neuwahlen.  In  Frankreich  wurden,  seit  der 
Julirevolution,  die  Mitglieder  des  Oberhauses  vom  König 
auf  Lebensdauer  ernannt,  die  der  Deputiertenkammer  nach 
Stimmenmehrheit  durch  Wahlkollegien  gewählt,  deren 
Kopfzahl  der  Zensus  bestimmte.  In  Ungarn  waren  die 
Magnaten  an  keine  Instruktionen  gebunden  und  gaben, 
gleich  den  englischen  Peers,  ihre  Stimmen  nach  eigenem 
freien  Ermessen  ab;  die  Deputierten  der  unteren  Tafel 
hingegen  erhielten  Instruktionen  und  mußten  über  ihre 
Tätigkeit  berichten. 

»Infolge  der  auf  die  Sache  einwirkenden  moralischen 
und  materiellen  Rücksichten  ist  unbezweifelt  —  so  äußerte 
sich  Metternich  —  die  englische  Form  die  bessere  und  die 
französische  die  verwerflichste.  Das  ungarische  Herkommen 
hat  geschäftslähmende  Weiterungen  aller  Art  bedingende 
Folgen;  das  französische  ist  im  Ausgangspunkte  das  Edukt 
einer  crassen  Democratie  des  Verschmelzens  der  Nation  in 
einen  Menschenhaufen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Verschieden- 
heit der  Interessen,  und  führt  zur  Bestechlichkeit  in  allen 
Richtungen.  Unter  solchen  Bedingungen  artet  die  Re- 
präsentation in  einen  Markt  aus,  auf  dem  der  Reichste  der 
Einflußreichste  ist.  Indem  der  Staat  stets  der  Reichste  ist, 
so  fällt  —  wie  die  kurze  Erfahrung,  welche  Frankreich  in 
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seiner  heutigen  Organisation  erst  zu  bieten  vermag,  dieß 
erweist  —  die  sogenannte  Repräsentation  der  Nation  stets 
in  die  Hände  der  Parthey,  welcher  der  Staatsschatz  eben 
zu  Gebote  steht.« 

Der  Staatskanzler  hielt  es  für  keineswegs  angezeigt, 
die  Deputierten  der  unteren  Tafel  gänzlich  dem  Einflüsse 
ihrer  Sender  zu  entziehen;  nur  erklärte  er  sich  für  »Rück- 
führung des  w^echselseitigen  Verhältnisses  der  Jurisdiktionen 
und  der  Deputirten  auf  ein  gehöriges  Ausmaß«.  Einem 
solchen  entsprach  in  der  Tat  das  frühere  Herkommen  weit 
mehr,  als  der  seit  den  Reichstagen  1825/27  und  1830 
übliche  Brauch  der  Komitate,  sich  ihre  Beschlüsse  gegen- 
seitig mitzuteilen,  um  danach  die  Instruktionen  ihrer  De- 
putierten auszuarbeiten.  2-^8^ 

Graf  Szechenyi  und  Metternich  verrechneten  sich 
gründlich.  Ahnungslos  hatte  der  ungarische  Patriot  eine 
mächtige  Bewegung  angefacht,  Sturm  geerntet,  da  er  Wind 
gesät;  die  Hoffnung  Metternichs  aber,  demokratische 
Störungen  hintanhalten  zu  können,  so  lange  man  die  Ver- 
fassung unangetastet  ließ  und  die  ständischen  Vorrechte 
schirmte,  verwandelte  sich  in  arge  Enttäuschung.  Denn 
die  Reformpartei  schwenkte  ins  Lager  der  Opposition  und 
übernahm  die  liberalen,  demokratischen  Ideen  des  west- 
lichen Konstitutionalismus. -^^)  Wohl  hatte  die  Regierung 
schon  zu  Gegenmitteln  gegriffen,  die  aber,  statt  ernüchternd 
zu  wirken,  die  Leidenschaften  erst  recht  entfesselten. 

Diese  Maßregeln  bestanden:  in  Unterstützung  der 
konservativen  Partei,  die  ebenfalls  die  alte  Verfassung  ver- 
teidigte; in  Gewinnung  des  einen  und  anderen  Blattes  durch 
Bestechung 260)  und  in  Erwerbung  der  Ofener  Zeitung,  die 
sonst  als  Organ  der  Radikalen  einen  verderblichen  Einfluß 
sowohl  »auf  die  deutsche  Bevölkerung  Ungarns  als  auch 
auf  die  Bewohner  der  deutschen  Erbländer«  ausgeübt 
hätte;  ■^^^)  unter  dem  Eindruck  der  Bemühungen  der  Oppo- 
sitionspartei, den  vierten  Stand  —  die  königlichen  Frei- 
städte —  um  den  Preis  einer  politisch  bedeutungslosen  land- 
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tägigen  Repräsentation  in  die  Bewegung  hineinzuziehen  und 
daher  die  städtische  Verfassung  in  radikal  demokratischem 
Sinne  umzuwandehi,  erschien  es  notwendig,  daß  der  meist 
deutsche  Bürgerstand  über  die  Absichten  der  Opposition 
entsprechend  aufgeklärt  werde.  Ferner  war,  einem  Vor- 
schlag Metternichs  gemäß,  am  3.  Jänner  1845,  als  streng  zu 
wahrendes  »Staatsgeheimniß«,  und  zwar  »nach  dem  Vorbilde 
des  als  nützlich  bewährten  Central-Informations-Comites«, 
die  Einsetzung  eines  »Informations-Comites«  für  Ungarn  und 
Siebenbürgen  erfolgt,  mit  dessen  Leitung  der  Kaiser  den 
Präsidenten  der  Polizeihofstelle  betraute -^2^;  außerdem  oblag 
einem  auf  Antrag  Sedlnitzkys  errichteten  Sonderbureau 
die  Aufgabe,  die  periodische  Presse  Ungarns  und  Sieben- 
bürgens zu  überwachen  und  die  öffentliche  Meinung  in 
regierungsfreundlichem  Sinn  zu  beeinflussen.-^^)  Man  hatte 
auch  kein  Geldopfer  gescheut,  um  Deäks  Wahl  zum  Reichs- 
tagsabgeordneten zu  hintertreiben.  Fürchtete  doch  die  Re- 
gierung auch  diesen  gemäßigten  Liberalen,  obwohl  sie 
wußte,  daß  er  gar  oft  für  sie  eingetreten  war.-^^)  Franz 
Deäk  galt  nun  einmal  dem  Grafen  Apponyi  als  ein  Mann, 
»dessen  Absichten  wohl  nicht  böse  sein  mögen,  der  aber, 
von  Eitelkeit  und  dem  Beifalle  der  Opposition  stets  ge- 
trieben, bei  seinem  großen  Ansehen  und  Talenten  zu  den 
schädlichsten  Gegnern  der  Regierung  gehört.« ^^^^ 

Argwöhnisch  und  ablehnend  stand  die  Wiener  Re- 
gierung dem  nationalen  Erwachen  des  Magyarentums  gegen- 
über, durch  das  sie  die  alte  Verfassung  bedroht  sah. 
Während  sie  zu  deren  Schutz  Mittel  anwandte,  die  aller- 
dings nicht  die  gewünschte  Wirkung  erzielten,  förderte  sie 
zugleich  die  nationalen  Bestrebungen  der  nichtungarischen 
Volksstämme,  insbesondere  die  der  Kroaten,  wie  sie  es 
anläßlich  der  Sprachenfrage  deutlich  zu  erkennen  gegeben 
hatte.  Konnte  doch  eine  österreichische  Regierung  nicht 
anders  als  dem  Grundsatz  huldigen,  sämtliche  Nationalitäten 
des  Reiches  zu  schirmen  und  vornehmlich  der  Entwicklung 
ihrer  Literaturen  jedes  Hindernis  aus  dem  Weg  zu  räumen. 
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Die  diesem  Grundsatz  widersprechende  Haltung  der  Oppo- 
sition im  Reichstag-  von  1840  hatte  daher  den  Kaiser  veran- 
laßt, dem  Vorschlag  Metternichs  gemäß,  ein  Handschreiben 
an  den  Banus  zu  richten:  »Es  ist  Mein  Wille  —  so  hieß  es 
darin  —  daß  der  Pflege  der  Nationalsprache,  so  lange  sie 
sich  innerhalb  der  Gränze  der  Gesetze  bewegt,  kein  Hinder- 
niß  entgegengestellt  werde.  Auch  werde  Ich  die  Munizipal- 
rechte und  die  unter  deren  Schutze  stehende  Nationalität 
Croatiens  gegen  jede  Anfechtung  aufrecht  zu  erhalten 
wissen.«  ^^gj 

Die  Wirkung  dieses  Erlasses  blieb  nicht  aus:  Klagen 
und  Wünsche  wurden  laut;  sie  fanden  sich  eingehend  in 
einer  Denkschrift  erörtert,  die  der  Verfasser,  ohne  sich  zu 
nennen,  an  den  Kaiserhof  sandte,  und  betrafen:  Zulassung 
des  Namens  der  illyrischen  Schriftsprache,  freiere  Bewegung 
der  Agramer  Presse,  wie  man  sie  der  magyarischen  zuge- 
standen hatte,  und  Bestellung  eines  der  kroatisch-slawoni- 
schenNationalsprache  kundigen  Zensors  in  Agram,  dessen 
Instruktion  in  Wien  auszuarbeiten  wäre.  2^') 

Wohl  untersagte  das  kaiserliche  Handschreiben  vom 
II.  Jänner  1843,  die  in  Druckschriften  und  im  amtlichen 
Verkehr  übliche  Benennung  »lUyrien«,  »illyrisch«  als  Partei- 
name zu  gebrauchen;  aber  die  Bezeichnung  eines  Dialekts 
zu  verbieten,  lag  keineswegs  in  der  Absicht  der  Staats- 
konferenz. Demgemäß  wurde  der  kroatisch-slawonischen 
Zeitung  nicht  erlaubt,  sich  den  Titel  einer  »lUyrischenNational- 
zeitung«  beizulegen,  weil  darunter  nebst  der  Sprache  auch 
-ein  topographisch-politisch  nicht  bestehendes  National- 
gebiet« verstanden  werden  konnte;  hingegen  erkannte 
man  die  illyrische  Schriftsprache  offiziell  an,  wie  schon 
die  Errichtung  einer  einschlägigen  Lehrkanzel  an  der 
Agramer  Akademie  deutlich  bewies.  ^^^) 

Metternich  erklärte  sich  daher  für  Zulassung  des  Aus- 
drucks »Illyrisch«,  soweit  dieser  auf  die  kroatisch-slawonische 
Schriftsprache  beschränkt  blieb  und  zu  keinen  politischen 
Ansprüchen  herausforderte.  Ebenso  fand  der  Staatskanzler 
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die  Bitte  in  betreff  des  Zensors  gerechtfertigt;  nur  hielt 
er  es  für  gänzlich  undurchführbar,  dessen  Instruktion  oder 
gar  ihn  selbst  dem  Einflüsse  der  ungarischen  Ämter  zu 
entziehen,  wo  doch  die  Agramer  Lokalbehörde  und  in 
letzter  Instanz  die  ungarische  Hofkanzlei  die  kompetenten 
Stellen  waren.  2*59) 

Die  kaiserliche  Entschließung  vom  3.  Jänner  1845 
lautete   im  Sinne  der  Vorschläge  Metternichs.^^^) 

Die  Regierung  förderte  auch  in  der  Folge  den  »Illyris- 
mus«,  indem  sie  keinem  Geringeren  als  dem  kroatischen 
Schriftsteller  Ludwig  Gaj  ihre  Unterstützung  zuteil  werden 
ließ.  2'*)  Er,  der  Schöpfer  des  Illyrismus,  schilderte  der  Re- 
gierung seine  bisherige  fünfzehnjährige  politische  Wirksam- 
keit, hob  hervor,  daß  er  die  kroatische  Nation  zum  Selbst- 
bewußtsein erweckt,  das  südslawische  Volk  geistig  belebt 
und  »das  unbegrenzte  Vertrauen«  der  stamm-  und  sprach- 
verwandten Nachbarländer  erworben  habe,  »das  unter  den 
sich  immer  kräftiger  gestaltenden  inneren  Verhältnissen 
zum  Wohle  des  Gesamtstaates  benützt  werden  könnte«. -"2) 

Graf  Apponyi  bestätigte  die  Richtigkeit  dieser  Angaben 
Gajs,  dem  er  das  Lob  zollte,  die  Übergriffe  des  Magyaris- 
mus zurückgewiesen  und  in  der  letzten  Zeit  auch  in  ver- 
söhnlichem Sinne  gewirkt  zu  haben,  »weshalb  seine  Tätig- 
keit vor  und  während  des  Reichstages  (1847)  von  erhöhter 
Bedeutung  sei«. 

Die  übrigen  Mitglieder  der  Staatskonferenz  —  Kübeck 
und  Metternich  —  fanden  daher  Gajs  Wunsch  nach  einer 
Geldaushilfe  voll  begründet ;  nur  hielten  sie  es  für  angezeigt, 
eine  solche  jährlich,  und  zwar  zunächst  bloß  auf  drei  Jahre 
zu  gewähren,  um  Gaj  dadurch  »an  die  Regierungsinteressen 
zu  binden«.  Der  Kaiser  unterzeichnete  am  31.  Oktober  1847 
den  ihm  vorgelegten  Resolutionsentwurf,  ^'^j 

So  kam  es,  daß  die  Wiener  Regierung  in  den  Verdacht 
geriet,  auch  die  politischen  Bestrebungen  der  illyrischen 
Partei  zu  fördern.  Mochte  Gajs  Programm  immerhin  ein 
bescheideneres    geworden  sein,    da  es  sich  nicht  mehr  auf 
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die  Gesamtheit  der  Südslawen  erstreckte,  es  betraf  dennoch 
die  Herstelhmg-  des  »dreieinigen  Königreichs«,  das  aus 
einer  Verbindung  Dalmatiens  mit  Kroatien  und  Slawonien 
lier vorgehen  sollte  2'-*);  der  lUyrismus  lebte  nicht  mehr  aus- 
schliclilich  in  der  Literatur,  sondern  auch  in  staatsrecht- 
lichen Theorien,  die  mit  dem  Grundsatz  der  Integrität 
Ungarns  niemals  in  Einklang  gebracht  werden  konnten. 
Die  Wiener  Regierung  sprach  sich  allerdings  frei  von  aller 
Schuld,  da  sie  blo(3  der  kulturellen  Bestrebungen  achtete. 
So  beschränkte  sie  sich  auf  halbe  Maßregeln,  statt  im 
vollsten  Einvernehmen  mit  den  Völkern  Ungarns  alle 
Anstalten  zu  treffen,  damit  das  vielsprachige  Königreich 
föderativ  ausgestaltet  werde. 

Für  Österreich  hätte  sich  aber  in  jedem  Fall  die  Not- 
wendigkeit ergeben,  auch  selber  konstitutionell  regiert  zu 
werden;  denn  schon  wies  die  Entwicklung  der  Dinge  in 
Ungarn  darauf  hin,  daß  dieser  Verfassungsstaat  Absolutis- 
mus, Polizei  und  Zensur  nicht  mehr  über  seine  Geschicke 
entscheiden  lassen  wolle. 

Unnütz  ist  daher  die  so  oft  aufgeworfene  Frage,  ob  die 
Revolution  verhütet  worden  wäre,  wenn  man  die  schleunigste 
Auflösung  des  Reichstags  verfügt  hätte.  Denn  der  13.  März 
wäre  unter  allen  Umständen  hereingebrochen  und  mit  ihm 
der  Rückschlag  auf  Ungarn  erfolgt ;  die  eigentliche  Ursache 
der  magyarischen  Revolution  aber  —  das  absichtlich  her- 
vorgerufene Aufflammen  des  Illyrismus  —  wäre  angesichts 
der  Schwäche  einer  Regierung,  die  weder  Ziel  noch  Rich- 
tung kannte,  wohl  unvermeidlich  gewesen.  Unleugbar  ist 
hingegen,  daß  der  Palatin  mit  zur  Beschleunigung  der 
Katastrophe  beigetragen  hat.  Seine  Stellung  war  schwierig 
und  die  Aufgabe,  zwischen  der  Regierung  und  dem  Lande 
zu  vermitteln  und  doch  auf  keiner  Seite  anzustoßen  —  den 
Pelz  zu  waschen  und  ihn  doch  nicht  naß  zu  machen  — , 
unter  den  herrschenden  Verhältnissen  ein  Riesenwerk,  das 
die  Kräfte  des  Erzherzogs  überstieg.  In  Ungarn  geboren, 
in  diesem  Lande  mit  der  Anwartschaft  auf  die  Palatinswürde 
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auferzogen,  war  es  begreiflich,  daß  Stephan  Viktor  Sym- 
pathie für  die  Nation  empfand.  So  faßte  im  Volke  der 
Glaube  tiefe  Wurzeln,  der  Prinz  sei  liberal,  zwar  nicht  im 
Sinne  Kossuths  und  Genossen,  aber  demungeachtet  liberal 
genug,  um  der  Regierung  gegenüber  für  die  Freiheiten 
der  Nation  einzutreten.  Wäre  dem  kaiserlichen  Prinzen  eine 
kräftige  konservative  Phalanx  zur  Seite  gestanden,  so  wäre 
es  ihm  vielleicht  gelungen,  gleich  bei  seinem  Regierungs- 
antritt Maßregeln  zu  ergreifen,  die  das  Unheil  verhütet 
hätten.  Das  Lager  der  Konservativen  war  jedoch  bereits 
zu  schwach  und  es  wies  keine  bedeutenden  Männer  auf, 
mit  denen  sich  der  Palatin  zu  einer  erfolgreichen  Bekämp- 
fung der  Radikalen  hätte  verbünden  können.  Deshalb  er- 
übrigte ihm  bloß  der  Weg  gütlichen  Ausgleichs,  der 
freilich  einer  Partei  gegenüber,  deren  Haupt  Ludwig 
Kossuth  war,  nicht  der  richtige  sein  konnte. 

Auch  nach  der  großen  Rede  Kossuths  setzte  Stephan 
Viktor  Vertrauen  in  die  Treue  der  Ungarn  und  er 
glaubte  nicht  an  die  Möglichkeit  einer  gewaltsamen  Auf- 
lehnung. »Dazu  wird  es  nie  kommen,«  so  antwortete  er 
manchem  Zweifler,  und  »wenn  es  zu  einem  Krawall  käme,«  — 
fügte  er  hinzu  —  »so  ginge  ich  selbst  unter  das  Volk  und 
würde  es  gewiß  beruhigen,  «^'^^■j 

Ein  Zeichen  der  Schwäche  war  es,  daß  der  Palatin 
die  Politik  Apponyis  nicht  unterstützte  und  entgegen  seinem 
gegebenen  Wort  die  Auflösung  des  Reichstags  verhinderte, 
als  dieser  bereits  »subversiven  Tendenzen«  huldigte. 2'^)  Ein 
Unglück  war  es,  daß  in  den  entscheidenden  Tagen  schwere 
Krankheit  den  ungarischen  Hofkanzler  befiel.  Und  Fieber- 
taumel hatte  auch  die  Nation  ergriffen,  während  schleichen- 
der Marasmus  die  Tatkraft  der  Wiener  Regierung  lähmte, 
die  schließlich,  beim  Hereinbrechen  des  Sturmes,  nur  die 
Worte  stammeln  konnte:  »dient  zur  allerhöchsten  Nachricht.« 
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Anmerkungen  und  Anhang 

(Die  Ziffern  innerhalb  der  Klammern  verweisen  auf  die  betreffende  Seitenzahl.) 


1)  (i)  Dieser  Beschluß  erfolgte  allerdings  unter  dem  Eindruck  der 
Befreiung  Ungarns  von  der  türkischen  Herrschaft.  Die  Anerkennung 
auch  der  weiblichen  Erbfolge  (Pragmatische  Sanktion)  fand  im  Reichstag 
von  1722/24  statt. 

Über  die  Verfassung  vgl.  u.  a.  August  Gmeiner,  Grundzüge  der 
Verfassung  Ungarns  (Nagyszeben  [Hermannstadt],    W.  Krafft,  1909). 

2)  (3)  Im  Jahre  1837  ""^^^  Kossuth  wegen  Verbreitung  der  »Behörd- 
lichen Nachrichten«,  die  der  Palatin  ausdrücklich  untersagt  hatte,  ver- 
haftet und  in  die  Ofner  Festung  gebracht  worden.  Am  29.  April  1840 
begnadigt,  übernahm  er  im  Jänner  des  nächsten  Jahres,  mit  Bewilligung 
der  Regierung,  die  Redaktion  des  Pesti  Hirlap.  (Siehe  u.  a.  auch  »Ungarns 
gutes  Recht.  Eine  historische  Denkschrift  von  einem  Diplomaten«, 
2.  Aufl.,  zweites  Heft,  30  ff.  London,  W.  M.  Watts,  1850.) 

3)  (4)  Preßburger  Zeitung  vom  7.  Februar  1840.  In  Wirklichkeit 
bildeten  diese  Mannschaften  als  »ungarische  Regimenter«  Teile  einer 
kaiserlichen,  keineswegs  einer  gemeinsamen  Armee.  (J.  Szekfü,  Der 
Staat  Ungarn.  Deutsche  Verlagsanstalt,  Stuttgart  — Berlin  1918,  S.  133.) 
Über  den  Reichstag  1839/40  siehe  Wertheimers  Artikel  im  Pester  Lloyd 
1901,  Jänner  26  und  27  (Nr.  23  u.  24). 

4)  (4)  Seit  dem  Reichstag  von  1830. 

5)  (5)  Max  Freiherr  von  Kübeck:  Tagebücher  des  Carl  Friedrich 
Frfeiherrn  Kübeck  von  Kübau,  I/2  (1837),  S.  752  ff.  —  An  dieser  Stelle 
sei  folgendes  erwähnt:  Der  Palatin,  Erzherzog  Josef,  wurde  im  April 
1837  von  einer  schweren  Krankheit  befallen  und  es  hieß,  daß  er  sie  nicht 
überstehen  werde.  Damals  erhielt  Graf  Sedlnitzky  einen  Geheimbericht 
aus  Ungarn,  worin  der  ungenannte  Verfasser  »das  nahe  bevorstehende 
Hinscheiden«  des  kaiserlichen  Prinzen  als  ein  Ereignis  bezeichnete, 
>^ welches,  klug  benützt,  der  königlichen  Sache  Vortheil    bringen«  könnte: 
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»Die  Opposition  in  Ungarn  besteht  nämlich  aus  verschiedenen  Frak- 
tionen: i)  Separatisten,  2)  Protestanten,  die  größere  Begünstigung  ihrer 
Religion  ersehnen;  3)  Desperate,  die  bei  einer  Änderung  nur  gewinnen 
können;  4)  ehrliche,  aber  bornirte  Männer,  die  wirklich  glauben,  das 
Wohl  des  Landes  zu  befördern  und  die  Konstitution  zu  schützen.  Alle 
diese  Partheien  sahen  und  sehen  den  Erzherzog  Palatin  als  die  Person 
an,  von  der  die  Verwirklichung  ihrer  Pläne  kommen  kann.  Inwieweit 
die  Partheien  Recht  gehabt  haben,  auf  den  Erzherzog  Palatin  zu  bauen, 
wage  ich  nicht,  zu  bestimmen.  Dieß  ist  aber  gewiß,  daß,  wenn  er 
stirbt,  der  vSchlußstein  der  Opposition  herausbricht;  es  fehlt  fortan  die 
Idee,  in  der  sich  die  Fraktionen  vereinigt  hatten;  es  ist  nicht  mehr  eine 
Massa,  sondern  kleinere  Theile,  die  man  zu  bekämpfen  hat.  Namentlich 
werden  die  Protestanten  eingeschüchtert  sein,  denn  es  ist  in  ganz  Ungarn 
bekannt,  daß  er  die  Akatholiken  überaus  begünstigte;  nun  aber  besteht 
ein  großer  Theil  der  Opposition  aus  Protestanten,  also  wird  diese  Parthei 
eingeschüchtert. 

Die  nächste  Folge  wird  die  sein,  daß  aus  den  bevorstehenden 
General-Congregazionen  der  Kaiser  um  einen  Landtag  wird  gebeten 
werden.  Dieser  Bitte  ist  nicht  zu  willfahren,  sondern  der  Landtag  erst 
zur  legalen  Zeit  anno  183g  zu  halten,  und  bishin  muß  ein  Locum  tenens 
oder  Statthalter  die  Verwaltung  führen  .  .  .« 

Graf  Sedlnitzky  übersandte,  am  9.  April  1837,  diesen  Bericht  dem 
Fürsten  Metternich,  der  das  Schriftstück  mit  folgender  Begründung  an  die 
Staatskonferenz  leitete:  »Die  in  der  Anlage  entwickelte  und  in  kurzen 
Worten  ausgedrückte  Ansicht  eines  Beobachters  der  Ungarischen  Ver- 
hältnisse entspricht  meinen  eigenen  Gefühlen  so  vollkommen,  daß  ich 
dieselbe  den  Conf.  Mitgliedern  recht  von  Herzen  empfehle.«  (Staats- 
konferenzakt, Z.  544  ex  1837.  St.  A.) 

6)  (5)  Metternich  an  den  Palatin,  Wien,  26.  Jänner  1843  (Staats- 
archiv). »Das  Grundübel  von  Ungarn  —  so  heißt  es  in  demselben 
Schreiben  —  ist  der  Hang  zur  Rabulisterei  und  durch  selbe  leben  und 
gedeihen  die  Reiche  nicht.  Gesetze  auf  Gesetze  häufen,  künstliche  Ge- 
staltungen herbeirufen,  welche  auf  das  Land  nicht  passen,  große  W^orte 
im  Munde  führen  und  ohne  Belebung  des  Nationalreichtums  sich  mit 
Polemisiren  beschäftigen,  dies  alles  führt  nicht  zum  Heile;  und  wo  das 
Übel  einmal  eingewurzelt  ist,  läßt  es  sich  nur  dadurch  verscheuchen, 
wenn  statt  W^orten  Thaten,  und  statt  phantastischen  Gebilden  das  wahre 
Interesse  auf  den  Kampfplatz  treten!  .  .  .« 

»  .  .  .  Ungarn  ist  —  so  heißt  es  in  einem  Schreiben  Metternichs 
an  den  Palatin  vom  10.  November  1844  —  auf  die  niedrige  Stufe  bürger- 
licher und  staatsgemäßer  Existenz,  auf  der  es  angelangt  ist,  durch 
Floskeln  von  Oben  herab  und  von  Unten  hinauf,  gesunken.  Das  ärgste 
Getriebe  in  irgend  einem  Lande    ist   jenes    der  Advokaten    und  der  Un- 
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wissenden,  aber  thätii::  sein  Wollenden.  Diesen  Uebelständen  ist  Ungarn 
seit  lange  her  verfallen  .  .  .« 

' )  (5 )  vSchreiben  an  den  Palatin  Erzherzog  Josef,  dd.  Wien,  29.  No- 
vember 1S43  (Aus  Metternichs  nachgelassenen  Papieren,  Bd.  VI,  673). 

6)  (6)  >  .  .  .  vSie  (die  Regierung)  muß  den  Reichstag  1790/1  als 
einen  Abschnitt  in  der  ungarischen  Geschichte  betrachten  und  dem- 
selben den  faktischen  Werth  eines  constituierenden  einräumen,  dessen  Ein- 
fluß als  ebenmäßig  tief  auf  ihre  eigene  Stellung  dem  Lande  gegenüber, 
sowie  jene  des  Landes  ihr  und  der  Gesammtmonarchie  gegenüber  ein- 
greifend und  dieselbe  bedingend  betrachten.«  (Eingabe  Metternichs  an  die 
vStaatskonferenz,  dd.  31.  Dezember  1843.  Staatskonferenzakt,  Z.  15  ex 
1844.  vSt.  A.)  In  gleichem  Sinne  äußerte  sich  Fürst  Metternich  in  einem 
Schreiben,  das  er  am  9.  Mai  1844  an  den  Palatin  richtete.  (Wirkner, 
Meine  Erlebnisse,  S.  164.) 

9)  (6)  Eingabe  Metternichs  an  die  Staatskonferenz  vom  31.  Dezem- 
ber 1S43. 

^0)  (6)  Kommunikationsmittel,  Hebung  des  Kredits,  Errichtung  einer 
Hypothekenbank.  Außerdem  sollten  die  Stände  die  Vorlagen  des  letzten 
Reichstages  (Flußregulierungen,  Militärverpflegung,  Strafgesetzbuch) 
prüfen,  das  Stimmrecht  der  Städte  herstellen  und  ein  Gesetz  ausarbeiten, 
das  den  Ausschreitungen  in  den  Komitatsversammlungen  steuere. 

»Eine  Fürkehr,  welche  hier  sehr  wesentlich  erscheint,  ist  die  — 
schrieb  Metternich  am  26.  Jänner  1843  dem  Palatin  —  daß  das  Vor- 
haben der  Regierung  mit  dem  Schleier  des  tiefsten  Geheimnisses  bis 
zum  Momente  der  Thron-Rede  bedeckt  bleibe.  Niemand,  und  am  wenig- 
sten die  Opponenten,  kann  sich  auf  das,  was  die  Regierung  beabsichtigt, 
erwarten  und  eben  in  dem  Unerwarteten  liegt  ein  Mittel  des  Gelingens 
bei  großen  Versammlungen.  Hier  weiß  außer  dem  höchsten  Regierungs- 
centro,  dem  ungarischen  Hofkanzler  und  dem  Judex  Curiae,  Niemand 
Etwas  von  der  Sache.« 

^^)  (6)  Die  betreffende  Stelle  des  (mir  nicht  vorliegenden  Schreibens 
des  Palatins)  findet  sich  in  der  Antwort  Metternichs,  dd.  Wien,  18.  Fe- 
bruar 1843  wörtlich  angeführt.  (St.  A.) 

^2)  (6)  Es  mutet  befremdlich  an,  daß  Kossuth  hingegen  diesen 
Standpunkt,  allerdings  bloß  in  seiner  praktischen  Folgerung,  teilte;  denn 
er  trat  für  das  Fallen  der  Zollschranken  und  für  Errichtung  eines  Zoll- 
vereines mit  den  österreichischen  Staaten  ein.  Allerdings  darf  dabei 
folgendes  nicht  vergessen  werden:  der  Zwischenzoll  war  eine  notwendige 
Maßregel,  da  sie  den  mit  Steuern  und  anderen  Lasten  belegten  Urprodu- 
zenten  in  den  deutschen  Provinzen  gegen  die  Konkurrenz  der  wohl- 
feileren Erzeugnisse  schützte,  die  aus  den  großenteils  steuerfreien  Ländern 
der  Stefanskrone  kamen;  der  Zwischenzoll  war  ferner  ein  geeignetes 
Mittel,   die  ungarischen  Stände,    die  ja    zu    den  allgemeinen  Staatslasten 
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nichts  beitragen  wollten,  indirekt  zu  besteuern.  Aus  dem  Fallen  der 
Zwischenzölle  mußten  sonach  dem  ungarischen  Staate  die  größten  Vor- 
teile erwachsen!  (Näheres  über  Kossuths  Anschauungen  bringt  Rudolf 
Sieghart,  Zolltrennung  und  Zolleinheit.  Die  Geschichte  der  österreichisch- 
ungarischen Zwischenzoll-Linie,  131  ff.) 

13)  (y)  Schreiben  an  den  Palatin  vom  18.  Februar  1843. 

1*)  (7)  Apostille  auf  einem  Vortrag  Gervays  vom  7.  Juli  1843. 
(St.  A.) 

15)  (8)  §  15  (Codex  Juris  Hungarici  1740— 1835,  pag.  178)., —  Vgl. 
Johann  Graf  Mailäth,  Die  Religionswirren  in  Ungarn,  I,  72  ff.,  81  ff.  — 
A.  Springer,  Geschichte  Österreichs  seit  dem  Wiener  Frieden  1809, 
Bd.  II,  37  ff.  —  Alfred  Stern,  Geschichte  Europas  seit  den  Verträgen 
von  1815  bis  zum  Frankfurter  Frieden  von  1871,  Bd.  V,  172  ff.,  387. 

Iß)  (8)  »In  meinem  Inneren  mußte  ich  bekennen  —  so  heißt  es  in 
einem  Schreiben  Gervays  an  Metternich  vom  8.  Juli  1843  —  wie  oft  hat 
unser  hochverehrter  Fürst  Staatskanzler  sich  nicht  über  die  Verzögerung 
sowohl  dieser,  als  noch  mancher  anderen  wichtigen  Regierungsangelegen- 
heiten seinen  Kummer  ausgesprochen  ...  Es  ist  unverantwortlich,  daß 
bei  den  ungarischen  Behörden  eine  Angelegenheit,  welche  das  Interesse 
des  ganzen  Landes  so  mächtig  ansprach,  drei  Jahre  ruhte,  und  daß  auch 
nach  dieser  langen  Zeit  erst  die  Frage  gestellt  ward,  welches  Prinzip  will 
die  Regierung  aussprechen?  .  .  .«  (St.  A.)  Der  Palatin  hatte  gebeten,  die 
Sache  zu  beschleunigen  (Schreiben  des  Erzherzogs  Josef  an  den  Kaiser, 
dd.  Preßburg,  21.  Mai  1843.  Staatskonferenz,  Z.  471  ex  1843.  St.  A.), 
denn  der  Akt  lag  noch,  seit  1840,  in  der  ungarischen  Statthalterei. 

1')  (8)  Metternich  entwickelte  seine  Ansicht  folgendermaßen:  ».  .  . 
i)  Die  Freiheit  des  Gewissens  besteht  natürlich  als  inneres  Factum  immer 
und  allenthalben. 

Allein  sie  kann  mehr  oder  weniger  durch  bürgerliche  Gesetze  be- 
schränkt, mehr  oder  weniger  im  Staate  anerkannt  sein.  Abgesehen  von 
dem  Glauben  und  der  eigenen  Ueberzeugung  jener,  in  deren  Händen  sich 
die  Staatsgewalt  befindet,  hängt  hier  alles  von  den  besonderen  thatsäch- 
lichen  Verhältnissen  und  von  den  Rücksichten  auf  das  politische  und 
religiöse  Wohl  der  Gesellschaft  ab,  welche  in  einem  gegebenen  Lande 
und  in  einer  bestimmten  Zeit  die  bürgerliche  Ausschließung  der  Anders- 
gläubigen, anderswo  dagegen  und  in  einer  anderen  Zeit  mehr  oder 
weniger  ausgedehnte  Tolleranz,  ja  völlige  Parität  der  verschiedenen 
Religions-Partheyen  fordern  können.  Jeder  Gewissenszwang,  der  den  in 
der  Zeit  liegenden  thatsächlichen  Verhältnissen  wiederspräche,  würde 
eine  für  Reich  und  Staat  gleich  verderbliche  Reaction  hervorrufen  und 
seinem  eigenen  Zwecke  entgegen  wirken.  Daß  daher  mit  den  faktischen 
Verhältnissen  sich  auch  die  Gesetze    ändern  müssen,    bedarf   keines  Be- 
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2)  Dort,  wo  es  mehr  als  eine  im  Staate  anerkannte  Confession 
giebt,  sind  gemischte  Ehen  eine  unvermeidliche  Folge  des  täglichen  Ver- 
kehrs unter  den  verschiedenen  Confessionsgenossen.  Hier  sind  in  Be- 
ziehung auf  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus  solchen  Ehen  nur 
zwei  gesetzliche  Verfügungen  denkbar.  Entweder  das  Gesetz  muß  die 
Confession  bestimmen,  in  welcher  die  Kinder  aus  gemischten  Ehen  er- 
zogen werden  sollen,  oder  diese  Bestimmung  muß  denen  überlassen 
bleiben,  welche  am  natürlichsten  geeignet  und  zunächst  verpflichtet  sind, 
sie  zu  treffen  —  den  Eltern! 

3)  Wird  der  erstere  Weg  gewählt,  so  ist  eine  Kränkung  der  Ge- 
wissensfreiheit des  Einen  oder  Anderen  Theils  oder  beider  unvermeid- 
lich. Wird  dagegen  den  Eltern  die  Entscheidung  überlassen,  so  bedarf  es 
zu  ihrer  Sicherung  einer  Form,  nämlich  des  Vertrages  der  beiden  Inter- 
essenten, d.  h.  der  Brautleute. 

Wie  dieser  gegen  willkürliche  Verletzung  oder  absichtliche  Täu- 
schung sicher  gestellt  werden  soll,  ist  eine  zweite  Frage,  die  erst  im 
Verlauf  der  weiteren  Verhandlungen  erörtert  und  nur  unter  Mitwirkung 
der  verfaßungsmäßigen  Gewalten  entschieden  werden  kann.  Es  liegt  im 
Interesse  der  Bischöfe,  die  dießfallsigen  Mittel  in  Vorschlag  zu  bringen. 
Hier  genüge  es,  zu  bemerken,  daß,  wie  auch  in  dieser  Beziehung  die 
Entscheidung  ausfalle,  dennoch  zur  Schlichtung  dieser  ganzen  An- 
gelegenheit, kein  anderer  Weg  übrig  bleibt,  als  der  der  Gewissens- 
freiheit! 

4)  Der  26.  Art.  ex  1790/1  gewährt,  mehr  dem  Anscheine  als  der 
Wirklichkeit  nach,  der  catholischen  Kirche  einen  Vorzug  vor  den  acatho- 
lischen  Confessionen.  Soll  der  apostolische  König  einen  direkten  Antrag 
auf  die  Zurücknahme  des  zu  Gunsten  der  allgemeinen  Kirche  bestehen- 
den Vorrechtes  stellen?  Ich  würde  hieran  Bedenken  nehmen;  die  Sache 
steht  aber  in  Folge  des  von  den  Ständen  auf  dem  letzten  Landtage 
unterlegten  Gesetzes-Vorschlags  nicht  mehr  auf  diesem  Felde.  Die  Stände 
haben  es  gewagt,  die  Initiative  in  der  Anfechtung  des  Artikels  26 — 1790/1 
zu  ergreifen,  und  dem  Könige  steht  nun  mehr  zu,  entweder  auf  der 
Aufrechthaltung  dieses  Artikels  zu  bestehen,  oder  für  dessen  Ersatz 
mittelst  einer  weisen  neuen  gesetzlichen  Verfügung  Sorge  zu  tragen. 

Daß  der  Antrag  des  lezten;  Landtages  nicht  das  Gepräge  einer 
solchen  gesetzlichen  Vorsorge  trägt,  liegt  handgreiflich  vor.  Stehen  die 
Acatholiken  überhaupt  auf  dem  Boden  eines  logischen  Raisonnements, 
so  müssen  sie  sich  mit  dem  Prinzipe  der  ächten  Gewissensfreiheit  ein- 
verstanden erklären,  oder  im  entgegengesetzten  Falle  sich  selbst  der 
Grundlage  zur  Vertheidigung  ihrer  Einsprüche  berauben. 

Der  päpstliche  Stuhl  kann  und  wird  nichts  dagegen  haben,  wenn 
die  künftigen  Eltern  über  die  religiöse  Erziehung  ihrer  Kinder  zu  ent- 
scheiden haben.  Durch  diese  Entscheidung  werden  die  Diener  der  Kirche 
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außer  Angriff  gestellt;  endlich  wird  durch  eben  diese  zweckmäßige  Ver- 
änderung in  den  Gesetzen  der  Reibung  zwischen  den  verschiedenen 
Confessions-Verwandten  auf  dem  Gebiete  des  täglichen  Verkehrs  [und 
des  Familien-Lebens  ein  Ziel  gesezt  .  .  .«  (Votum  Metternichs,  dd.  Wien, 
29.  Mai  1843.  Ad  Staatskonferenzakt  Z.  471  ex  1843.   St.  A.) 

Der  Bischof  von  Kaschau  teilte  in  der  Folge  dem  Staatskanzler 
mit,  daß  der  ungarische  Episkopat  »mit  der  Anwendung  des  Prinzips 
der  Gewissensfreiheit  einverstanden«  sei.  Doch  erklärte  er  zugleich,  »der 
Fürst  Primas  habe  ihm  bei  seiner  (des  Bischofs  von  Kaschau)  Abreise 
von  Preßburg  nach  V^ien  aufgetragen,  mir  (dem  Fürsten  Metternich)  zu 
sagen,  daß  seine  (des  Fürstprimas)  Ansicht  sich  ebenfalls  also  aus- 
spreche. Die  Bischöfe  könnten  den  Antrag  einer  Veränderung  des  Ge- 
setzes von  1790/1  nicht  stellen,  indem  ihnen  die  Beibehaltung  dessen 
Aussprüche  am  meisten  zusage;  wenn  jedoch  eine  Änderung  in  der  bis- 
herigen Stellung  nöthig  sein  sollte,  so  müßten  sie  sich  für  die  dritte 
Alternative,  die  Gewissensfreiheit,  aussprechen«. 

(Aufzeichnung  Metternichs  vom  8.  Juni  1843.  Ibidem.) 

Metternich  richtete  an  den  Bischof  von  Kaschau  die  Frage,  ob  er 
dies  dem  ungarischen  Hofkanzler  mitgeteilt  habe.  »Als  er  —  so  meldete 
Fürst  Metternich  —  mit  der  Sprache  nicht  frei  heraus  wollte  und  ich  in 
ihn  drang,  die  Mittheilung  der  Ansicht  des  Clerus  zu  machen,  bezeichnete 
er  die  Beschwerniß  in  dem  Nachtheile,  welcher  von  der  Verlautbarung, 
daß  der  Clerus  in  der  Sache  die  Initiative  nehme,  nicht  zu  trennen  sein 
würde. 

In  einem  jeden  Falle  steht  nun  das  Verhältniß  —  so  schloß  der 
Staatskanzler  seine  Aufzeichnung  —  klar  vor  Augen  und  erleichtert  so- 
nach den  königlichen  Ausspruch.« 

18)  (8)  Königliches  Reskript,  dd.  Wien,  5.  Juli  1843.  (Mailäth,  I, 
182  if.)  —  »Das  Schlagwort  Toleranz  —  so  schrieb  Fürst  Metternich  an 
Gervay  —  empfehle  ich  sehr.  Wirkner  soll  es  laut,  insbesondere  gegen 
Wesselenyi  aussprechen.«  (Apostille  Metternichs,  dd.  Ischl,  10.  Juli  1843^ 
auf  einen  Bericht  Gervays  vom  8.  desselben  Monats.  St.  A.) 

19)  (8)  Preßburg,  12.  Juli  1843.  (Staatskonferenzakt,  Z.  13 10  ex 
1843.  St.  A.)  Vgl.  Mailath,  i,  195  ff. 

20)  (8)  Eingabe  der  Erz-  und  Bischöfe  des  Königreiches  Ungarn 
vom  10.  Oktober  1843.  (Staatskonferenzakten,  Z.  1002  und  1220  ex  1843. 
St.  A.)  —  Der  Nuntius  an  Metternich,  8.  August  1843  (Staatskonferenz- 
akt, Z.  581  ex  1843.  Dem  Staatskonferenzakt  Z.  1310  ex  1843  liegen 
die  einschlägigen  Berichte  des  Botschafters  Grafen  Lützow  und  die 
Weisungen  Metternichs  bei.) 

21)  (9)  Staatskonferenzakten,  Z.  1220  und  1310  ex  1843.  (St.  A.) 

22)  (9)  »Darlegung  der  die  gemischten  Ehen  betreffenden  Verhält- 
nisse in  Ungarn«  (Beilage  Nr.  i  des  Vortrages  Metternichs  vom  29.  Jänner 
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i844-  Ad  vStaatskonferenzakt  Z.  1310  ex  1843.  St.  A.)  ».  .  .  Mittelst  der 
in  Antrag  gestellten  Entscheidung  wird  —  so  äußerte  sich  Fürst  Metter- 
nich  in  seinem  Vortrag  —  der  aufregende  Gegenstand  der  gemischten 
Ehen  auf  eine  Weise  erledigt,  welcher  die  Regierung  vor  jedem  An- 
griffe schützen  und  S.  M.  auf  eine  Ungarn  und  Europa  gegenüber  hohe 
Stufe  der  Billigkeit  und  der  Klugheit  zu  stellen  geeignet  ist.« 

23)  (g)  Staatskonferenzakt,  Z.  1310  ex  1843.  St.  A.    —   Maildth,  II, 

553  ff- 

Nach  langwierigen  Verhandlungen  kam  schließlich  zwischen  dem 
Reichstag  und  der  Regierung  eine  Einigung  zustande,  wonach  gemischte 
Ehen  mit  voller  Gültigkeit  auch  vor  dem  protestantischen  Pfarrer  ge- 
schlossen werden  konnten.  Die  Stände  wurden  aufgefordert,  ihren  Ge- 
setzentwurf den  neuen  Bestimmungen  anzupassen  und  den  umgearbeiteten 
Entwurf  in  kürzester  Frist  der  königlichen  Sanktion  zu  unterbreiten. 

24)  (g)  Der  Banus  hielt  ferner  »bei  der  in  Kroatien  bestehenden 
Animosität«  die  Abberufung  der  Deputierten  für  gewiß,  wenn  die  Re- 
gierung nicht  rasche  Vorkehrungen  traf.  (Gervay  an  Metternich,  27.  Juli 
1843.  St.  A.) 

25)  (10)  »Da  —  so  heißt  es  darin  —  die  Frage  hinsichtlich  der 
Landtagssprache,  selbst  nach  dem  klaren  Sinne  des  67.  Art.  1790,  einen 
Gegenstand  der  Gesetzgebung  ausmacht  und  man,  ohne  die  konstitutio- 
nelle Ordnung  der  Verhandlungen  aufzuheben,  derselben  nicht  vorgreifen 
darf,  so  ermahnen  Wir  Euer  Liebden  und  Euch,  Unsere  Getreuen,  ernst- 
lich, zufolge  der  Uns  diesfalls  obliegenden  Sorge,  und  wollen  kraft  Un- 
serer königlichen  Autorität,  daß  Ihr,  in  so  lang  keine  andere  gesetzliche 
Bestimmung  erfolgt  ist,  den  Hauptgrundsatz  der  Gesetze,  nämlich  die 
Befolgung  der  bestandenen  Gepflogenheit  sorgsam  erwäget  und  alles 
vermeidet,  wodurch  jenen  Abgeordneten  dasjenige  benommen  werden 
möchte,  was  ihnen  schon  früher  zustand,  nämlich  die  Befugniß,  sich  in 
der  lateinischen  oder  ungarischen  Sprache  auszudrücken.«  »Übersetzung 
zur  Konferenz-Z.  822  ex  1843«,  ad  Staatsratsakt  Z.  986  ex  1843.  St.  A. 
Vgl.  Springer,  II,  65.  —  Alfred  Stern,  VI,  385  ff. 

26)  (10)  Erzherzog  Joseph  an  den  Kaiser,  dd.  Wien,  g.  und  14.  Ok- 
tober 1843.  (Ad  Staatskonferenzakten  Z.  999  und  Z.  1000  ex  1843.  St.  A.) 
—  Die  Stände  richteten  in  der  Folge  —  mit  Berufung  auf  eine  könig- 
liche Entschließung  vom  2.  Dezember  1830  (Staatskonferenzakt,  Z.  336/340 
ex  1830)  —  die  Bitte  an  den  Monarchen,  den  Landtag  nach  Pest  zu 
verlegen;  sie  hatten  sich  bereits  in  einer  Vorstellung  vom  30.  März  1833 
darauf  bezogen,  nur  war  ihre  Eingabe  unbeantwortet  geblieben.  Die 
Staätskonferenz  beantragte,  auch  diesmal  zu  schweigen  und  die  ständi- 
sche Vorstellung  den  Akten  beizulegen,  »weil  dadurch  alle  weiteren, 
eben  nicht  erwünschten  Disputationen  abgeschnitten  würden  und  diese 
Angelegenheit    überhaupt    keiner  Antwort  bedarf.    Rücksichten  der  Vor- 
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sieht  scheinen  jedoch  zu  erheischen,  daß  diesfalls  die  a.  h.  Entschließung 
selbst  an  die  Hofkanzley  nicht  jetzt,  sondern  erst  am  vSchlusse  des  Land- 
tages erlassen,  bis  dahin  aber  dieser  Akt  in  den  Conferenzakten  aufbe- 
wahrt werde«.  (Votum  ad  Vortrag  des  ungarischen  Hofkanzleiaus- 
schusses, dd.  15.  November  1843.  Staatskonferenzakt,  Z.  1212  ex  1843. 
St.  A.) 

Der  Kaiser  resolvierte  dd.  Wien,  27.  März  1844.  in  diesem  Sinne, 
und  am  20.  Mai  1845  wie  folgt:  »Comitiis  intermedio  tempore  conclusis, 
propositio  haec  in  actis  asservanda  est.«  (Ibidem.) 

27)  (10)  Staatskonferenzakten,  Z.  999  und  1000  ex  1843. 

»Gott  gebe  nur  —  so  hatte  sich  Graf  Kolowrat  bereits  am  17.  Au- 
gust geäußert  —  daß  in  Beziehung  auf  den  tollen  magyarischen  Sprachen- 
fanatismus, von  Seite  der  Regierung  kein  Akt  der  Schwäche  stattfindet, 
welcher,  noch  so  sehr  durch  Phrasen  und  Wendungen  verkleistert,  von 
dem  In-  und  Auslande  sogleich  erkannt  und  gemißbilligt  werden  würde. 
Mag  der  Landtag  aufgelöst  werden,  ohne  daß  ein  Gesetz  zu  Stande 
kommt,  die  Schmach  davor  trifft  die  Opposition,  welche  trotz  der  treff- 
lichen königlichen  Propositionen  ihr  elendes  Handwerk  forttrieb,  Ver- 
wirrung in  die  Berathungen  zu  bringen.  Die  Steuern  brauchen  wir  nicht, 
denn  wir  haben  mehr  als  zweijährige  Steuerrückstände  einzutreiben.  Nur 
einmal  etwas  Energie  statt  des  fortwährenden  Nachgebens,  und  es  geht 
gewiß.« 

»Zu  dem  Schreiben  des  Gr.  Kolowrat  —  so  bemerkte  Fürst  Met- 
ternich  —  kann  ich  nur  mein  lu  et  approuve  beisetzen.  Hierbei  spreche 
ich  jedoch  den  Satz  aus,  daß,  was  für  den  Magyarismus  gilt,  ebenfalls 
auf  den  Slavismus  anwendbar  ist.«  (Apostille  [auf  einem  Vortrag  Ger- 
vays  vom  21.  August  1843],  dd.  24.  desselben  Monats.  St.  A.) 

28)  (10)  Resolution,  dd.  Schönbrunn,  30.  Oktober  1843.  (Staats- 
konferenzakt, Z.  999  und  TOGO  ex  1843.  St.  A.) 

29)  (11)  Schreiben  des  Palatins  an  den  Kaiser  und  an  Metternich, 
dd.  Preßburg,  25.  Oktober  1843.  (Ad  Staatskonferenzakt  Z.  1045  und 
1046  ex  1843.  St.  A.) 

30)  (11)  Der  Einwand,  es  könnte  der  Reichstag  auseinandergehen, 
wenn  das  Reskript  in  Rechtskraft  bliebe,  falle  —  so  wurde  hervorge- 
hoben —  nicht  ins  Gewicht;  denn  nur  der  König  berufe  die  Reichsver- 
sammlung oder  löse  sie  auf.  Sonach  sei  eine  Anmaßung  dieses  Rechts 
von  Seiten  des  Reichstags  auch  nicht  denkbar,  wenigstens  nicht  in  der 
Art,  »daß  beide  Tafeln  in  corpore  gleichsam  durchgehen;  und  sollten 
einzelne  Deputirte  der  Jurisdiktionen  dies  zu  tun  sich  erlauben,  so  mögen 
sie  diesen  vermessenen  Schritt  vor  ihren  Comittenten  rechtfertigen«. 
Habe  die  Regierung  die  Überzeugung  gewonnen,  es  sei  von  dem  Reichs- 
tag nichts  Ersprießliches  zu  erwarten,  so  werde  und  müsse  sie  ihn  auf- 
lösen.   Nicht   der  geringste  Vorwurf   träfe    sie    in    diesem   Fall,    da    die 
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köni;;lichen  Propositionen  deutlich  genug  ihre  guten  Absichten  offenbarten; 
wohl  aber  werde  man  Aveder  im  In-  noch  im  Auslande  daran  zweifeln, 
daß  jene  Körperschaft  nicht  fähig  sei,  das  materielle  Wohl  der  Nation 
zu  fördern.  (Ad  vStaatskonferenzakt  Z.  1045  und  1046  ex  1843.  St.  A.) 
Die  ungarische  Konferenz  sprach  sich  einstimmig  für  eine  Abänderung 
des  Reskriptes  aus  (Protokoll  vom  28.  Oktober  1843.  Ad  Staatskonferenz- 
akt Z.  1045  und  1046  ex  1843.  St.  A.)  Dieser  Sitzung  der  ungarischen 
Konferenz  hatte  weder  Mailäth  noch  Hartig  beigewohnt,  obwohl  sie 
ursprünglich  die  entgegengesetzte  Ansicht  vertreten  hatten.  Ihre  Befürch- 
tungen wurden  aber  von  der  Staatskonferenz  keineswegs  geteilt,  die  sich 
darüber  wie  folgt  äußerte:  »Die  Opposition  zu  befriedigen,  dürfte  ein  Mal 
vergebliche  Mühe  sein,  und  die  Auflösung  des  Landtages  —  versteht  sich, 
durch  die  Regierung  befohlen  —  würde  endlich  auch  kein  so  großes  Un- 
glück sein,  als  die  ungarische  Konferenz  sie  ansieht,  weil  wohl  wenige  mehr 
von  diesen  Elementen  des  Reichstages  auch  nur  ein  mittelmäßiges  Re- 
sultat erwarten  können.«  (Protokoll  der  Staatskonferenz  vom  30.  Oktober 
1843,  Z.  1045  und  1046  ex  1843.  St.  A.) 

3^)  (11)  Schreiben  an  den  Palatin  und  an  den  ungarischen  Hof- 
kanzler, Wien,  31.  Oktober  1844.  (Ad  Staatskonferenzakt  Z.  1045  und 
1046  ex  1843.  St.  A.) 

32)  (12)  Siehe  A.  Springer,  II,  68. 

33)  (12)  »Wie  sollen  die  kroatisch-magyarischen  Zustände  behandelt 
werden  —  so  hatte  sich  Metternich,  wenig  zuversichtlich,  noch  im  Au- 
gust geäußert  —  wenn  die  Regierung  in  Hungarn  den  Slavismus  im 
Kampf  mit  dem  hungarischen  Element  stecken  läßt,  während  sie  ihn  in 
Böhmen  gegen  das  deutsche  monarchische  im  Sinne  der  Revolution  zu 
unterstützen  scheint?  Wie  sollen  die  Uebelstände,  wo  sie  sich  zeigen, 
zurückgedrängt  werden,  wenn  man  alles  sich  selbst  überläßt?«  (Apostille, 
dd.  Ischl,  6.  August  1843,  auf  einem  Vortrag  Gervays  vom  4.  desselben 
Monats.  St.  A.) 

3*)  (12)  An  den  Palatin,  31.  Oktober  1843.  (St.  A.) 

35)  (13)  »Die  Sprachenfrage  in  Ungarn.«  Abschrift  eines  Gutachtens 
Metternichs,  dd.  Wien,  November  1843.  (Ad  Staatskonferenzakt  Z.  1344 
und  1349  ex  1843.  St.  A.) 

36)  (13)  Mailäth,  I,  267  ff. 

37)  (13)  Sie  betrafen:  I.Erlernung  des  Magyarischen  durch  die  Mitglieder 
des  Kaiserhauses;  2.  ausschließliche  Anwendung  der  magyarischen  Sprache 
in  allen  Gesetzartikeln,  Propositionen,  Reskripten  und  Hofdekreten  sowie  in 
den  Reichstagsverhandlungen;  3.  magyarische  Unterrichtssprache;  4.  Dul- 
dung der  bisher  üblichen  Sprache  in^den  Komitaten  Posega,  Veröcze  und 
Szerem  (Slawonien)  und  im  ungarischen  Littorale  bis  i.  Jänner  1850, 
einzig  und  allein    jedoch    im    inneren  Verkehr;    Gebrauch   des  Magyari- 

^       sehen  von  diesem  Zeitpunkte  an;  5.  Prägung  der  Münzen  mit  ungarischem 
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Text  und  ungarischen  Emblemen;  Gebrauch  des  ungarischen  Wappens 
und  der  Nationalfarben  in  allen  bürgerlichen,  ärarischen  und  militärischen 
Anstalten  sowie  in  den  Häfen  und  auf  Schiffsflaggen ;  6.  Anwendung  des 
Magyarischen  im  Verkehr  der  Nebenländer  mit  Ungarns  Legislative, 
Regierung,  Verwaltungs-  und  Gerichtsbehörden;  Duldung  der  lateinischen 
Sprache  bloß  im  inneren  Verkehr;  7.  Gebrauch  des  Lateinischen  in  zwar 
amtlicher,  aber  im  eigenen  Namen  geführter  Korrespondenz  kroatischer 
Beamten  mit  ungarischen  Kollegen;  Anwendung  der  ungarischen  Sprache 
im  Fall  eines  Auftrages  der  kroatischen  Behörden,  sich  mit  den  ungari- 
schen Jurisdiktionen  in  Verbindung  zu  setzen;  Verpflichtung  der  höheren 
Beamten  Kroatiens  (des  Banus,  der  Bischöfe  und  obersten  Komitats- 
leiter), sich,  im  Verkehr  mit  ungarischen  Behörden,  der  magyarischen 
Sprache  zu  bedienen;  8.  Verpflichtung  Kroatiens,  das  Magyarische  in 
allen  öff"entlichen  Schulen  des  Landes  lehren  zu  lassen.  —  Diesen  Ent- 
wurf (mit  Ausschluß  des  ersten  Artikels)  bringt  Horvath  als  das  vom 
König  sanktionirte  Gesetz!  (Horväth-Novelli,  II,  192 ff.) 

^^)  (13)  Die  Diätalkommission  der  ungarischen  Hofkanzlei  hatte 
am  16.  Dezember  1843  einen  Vortrag  über  die  Vorstellung  und  den 
Gesetzentwurf  des  Reichstages  erstattet;  er  ward  am  3.  Jänner  1844  in 
der  ungarischen  Konferenz  beraten,  über  deren  Gutachten  die  Staats- 
konferenz am  12.  Jänner  ihre  Vota  abgab.  (Staatskonferenzakten,  Z.  1344 
und  1349  ex  1843.  St.  A.) 

39)  (14)  »Dies  fühlen  die  ungarischen  Ultras,  und  weil  sie  die  slawi- 
sche Nationalität  erdrücken  möchten,  bestehen  sie  auf  der  Aufgebung 
dieses  Rechtes.  Aus  der  letzteren  würde  sich  ein  Kampf  entspinnen,  der 
zu  den  leidigsten  Extremen  führen  müßte  und  welchem  der  König  sonach 
durch  gerechte  Aussprüche  vorbeugen  muß.« 

^0)  (14)  »Für  das  Königreich  Ungarn  und  seine  Annexe  bestehen 
zwei  Geschäftssprachen:  die  ungarisclje  und  die  lateinische;  die  erstere 
für  Ungarn,  die  andere  für  Kroatien  und  Slavonien. 

In  den  ungarischen  Komitaten  sollen  die  Geschäfte  sonach  unga- 
risch, in  den  kroatischen  sollen  sie  lateinisch  verhandelt  werden. 

Der  König  wird  künftig  seine  Worte  nach  Ungarn  ungarisch  mit 
einer  authentischen  lateinischen  Übersetzung  richten,  damit  selbe  im 
ganzen  Bereiche  des  Königreiches  verstanden  werden. 

Die  Korrespondenz  zwischen  Kroatien  und  Ungarn  seien  von  den 
ungarischen  Behörden  ausgehend,  ungarisch;  von  den  kroatischen  Be- 
hörden ausgehend,  lateinisch  und  ungarisch. 

Die  Korrespondenz  Seiner  Majestät  mit  der  ungarischen  Hofkanzlei 
wird  in  deutscher  Sprache  geführt  werden. 

Die  ungarische  Sprache  soll,  nach  drei  Landtagen,  von  den  kroati- 
schen Deputirten  in  den  ungarischen  Komitien  gesprochen  werden.« 
(Staatskonferenzakten,  Z.  1344  und  1349  ex  1843.  St.  A.)  —  Mettemich 
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wünschte  »die  gemessene  Sonderung  dessen,  was  im  unbestreitbaren, 
freien  Willen  der  Krone,  ohne  Gefährdung  der  Rechte  Dritter,  liege,  und 
dem,  was  unter  der  Firma  der  Beförderung  der  Sprache  —  vulgo  der 
ungarischen  Nationalität  —  den  Wert  von  Eingriffen  haben  müßte.« 
Denn  auch  die  übrigen  Volksstämme  verdienten  Berücksichtigung. 

*^)  (14)  »,  .  .  Das  königliche  Rescript  vom  12.  Oktober  1843  in 
Betreff  der  Redefreiheit  der  Deputirten  der  Nebenländer  ist  nicht  befolgt, 
ja  auf  eine  sehr  unwürdige  Art  umgangen  worden  .  .  .  Dazu  nun,  daß 
man  jetzt  auf  die  Vollziehung  des  königlichen  Befehls  Verzicht  leiste 
und  der  Regierung  den  Siegel  der  Schwäche  aufdrücke,  kann  um  so 
weniger  gerathen  werden,  als  der  Fall  der  Unfolgsamkeit  schon  vor  Er- 
lassung des  königlichen  Rescriptes  vom  12.  Oktober  1843  wohl  erwogen 
worden  ist. 

Jene,  welche  jetzt  um  eine  Concession  für  die  magyarische  Sprache 
anstürmen,  sehen  ganz  davon  ab,  daß  dieß  die  Sprache  der  niederen 
Anzahl  der  Bewohner  Ungarns  sey,  daß  damit  die  anderen  Volksstämme, 
Slaven  und  Deutsche,  in  eine  ungünstigere  Lage  als  bisher  gebracht 
werden,  und  können  keinen  Vortheil  bieten,  um  welchen  Usus,  Statutar- 
rechte  und  ein  Element  der  früheren  Staatsordnung  hingegeben  werden 
sollen.  Unzureichend  wird  jede  Concession  auch  für  die  Zukunft  seyn, 
wie  dieß  die  Vorverhandlungen  und  noch  mehr  die  schlecht  verhüllten 
Bestrebungen  der  Wortführer  des  jetzt  von  der  kön.  Macht  selbst  empor- 
gehobenen magyar.  Landadels  zu  erkennen  geben.  Das  Ziel  liegt  ferner 
als  in  der  abgeschlossenen  magyar.  Sprache  und  kann  von  einer  Seite 
nicht  offen  bezeichnet,  von  Seite  des  Königs  aber  wohl  nie  ohne  Er- 
schütterung der  Monarchie  gewährt  werden  .  .  .« 

Hinsichtlich  der  Sprache,  in  welcher  die  königlichen  Entschließungen 
und  Erlasse  herausgegeben  werden  sollten,  äußerte  sich  Kolowrat  folgen- 
dermaßen: »Dabei  ist  ganz  übergangen,  daß  der  größte  Theil  der  höheren 
Ämter  noch  von  Männern  versehen  ist,  die  ungarisch  wohl  verstehen, 
aber  nicht  neumodisch  schreiben  können;  dann,  daß  dieß  Idiom  2/^  des 
Volkes  eine  unbekannte  Sprache  ist  und  das  Bindungsmittel  mit  den 
übrigen  Ländern  der  Monarchie  verloren  geht.« 

Schließlich  bemerkte  Graf  Kolowrat:  »Die  s.  g.  kroatischen  Depu- 
tirten sind  nicht  die  Abgeordneten  einer  oder  mehrerer  Gespannschaften, 
sondern  die  Deputirten  der  Nebenländer,  die  sechs  Komitate  und  bedeu- 
tende Landschaften  repräsentiren.  Gesetz  und  Usus  sind  auf  ihrer  Seite, 
und  der  König  hat  keine  Ursache,  durch  ihr  Aufgeben  die  Parthei  des 
magyarischen  Landadels  stärker  und  siegreicher  zu  machen  .  .  .  Croatien 
und  Slavonien  lebten  bisher  ruhig  unter  dem  Schutze  seiner  Munizipal- 
rechte. Der  ungr.  Landtag  soll  die  darin  bestimmten  Einrichtungen 
nicht  verändern,  auch  nicht  bekräftigen  wollen,  und  was  die  Syrmier 
Gespannschaft  betrifft,    so  kann  das  dortige  Verhältniß  füglich  mit  Still- 
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schweigen  übergangen  werden.«  (»Adpunktation  zu  dem  Vortrage  der 
ungr.  Hofkanzlei-Commission  vom  i6.  Dezember,  dd.  lo.  Jänner  1844.« 
Ad  Staatskonferenzakt,^  Z.  1344  ex  1843.  —  Minister  Kolowrat-Akten, 
Z.  48  ex  1844.  St.  A.) 

Kolowrat  hatte  infolge  einer  Unpäßlichkeit  der  Konferenzberatung 
vom  12.  Jänner  nicht  beiwohnen  können,  weshalb  er  sein  Gutachten  über 
das  einschlägige  Protokoll  erst  am  18.  desselben  Monats  erstattete.  (Mi- 
nister Kolowrat-Akten,  Z.  48  ex  1844.  St.  A.) 

^^)  (15)  »Gehorsamste  Bemerkungen«,  dd.  i.  Dezember  1843.  (Ad 
Staatskonferenzakten  Z.  1344  und  1349  ex  1843.  St.  A.) 

'*3)  (15)  Erzherzog  Franz  Karl  hatte  folgendes  erklärt:  »Nach  meiner 
innigsten  Überzeugung  sollte  jetzt  keine  Resolution  gegeben  werden,  bis 
die  Stände  keinen  vollständigen  Gehorsam  den  königlichen  Befehlen  leisten. 
Da  aber  die  übrigen  Mitglieder  der  Konferenz  einer  verschiedenen  Mei- 
nung sind,  so  fordere  ich  wenigstens,  daß  eine  solche  Resolution  in  der 
Sprachsache  hinuntergegeben  werde,  welche  die  Rechte  des  Königs  am 
wenigsten  gefärdet  und  die  im  Gesetze  gegründeten  Rechte  der  partes 
adnexae  vollkommen  schützt.«  (Eigenhändige  Resolution  des  Erzherzogs 
Franz  Karl,  dd.  Wien,  22.  Jänner  1844.  Ad  Staatskonferenzakten  Z.  1344 
und  1349  ex  1843.  St.  A.) 

In  seiner  endgültigen  Fassung  enthielt  das  Reskript  im  wesent- 
lichen folgende  Bestimmungen: 

1.  Reskripte,  Dekrete,  königliche  Propositionen  und  Resolutionen 
an  den  Reichstag  werden  in  ungarischer  Sprache  erlassen  und  in  dieser 
auch  die  Gesetze  abgefaßt  und  sanktionirt. 

2.  Den  Landtagsbeschlüssen,  die  an  sämtliche  Jurisdiktionen  ge- 
langen, müssen  amtliche  Übersetzungen  ins  Lateinische  und  in  die  an- 
deren, einheimischen  Sprachen  beiliegen. 

3.  Die  Reichstagssprache  ist  ungarisch.  Nach  Verlauf  von  sechs 
Jahren  sollen  als  Deputirte  Kroatiens  nur  Männer  gewählt  werden,  welche 
des  magyarischen  Idioms  mächtig  sind;  in  der  Zwischenzeit  jedoch  ist  es 
den  kroatischen  Deputirten  unbenommen,  sich  auch  des  lateinischen 
Idioms  zu  bedienen. 

4.  Alle  Expeditionen  der  ungarischen  Hofkanzlei  erfolgen  fortan  in 
magyarischer  Sprache; 

5.  desgleichen  die  Korrespondenz  der  Statthalterei,  ausgenommen 
der  Notenwechsel  mit  den  obersten  Militärbehörden  und  den  erbländi- 
schen  Regierungen  und  Jurisdiktionen. 

6.  Die  Gerichtssprache  in  Ungarn,  auch  die  der  geistlichen  Juris- 
diktionen, ist  magyarisch. 

7.  Im  amtlichen  Verkehr  mit  den  Nebenländem  sollen  sowol  ma- 
gyarische Schriftstücke  der  ungarischen,  wie  lateinische  Zuschriften  der 
kroatischen  Jurisdiktionen  vice  versa    angenommen  und  erledigt  werden. 
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S.  In  der  Akademie  und  in  sämtlichen  Gymnasien  der  Nebenländer 
ist  das  Magyarische,  kraft  einer  früheren  Verfügung,  obligater  Lehr- 
gegenstand. 

9.  Was  die  Unterrichtssprache  in  Ungarn  betrifft,  wird  der  König 
den  Wünschen  der  Reichsstände  nach  Möglichkeit  Rechnung  tragen. 
(Abschrift  im  Staatskonferenzakt    ad  Z.  1344  und  1349  ex  1843.   St.  A.) 

Die  Diätalkommission  der  ungarischen  Hofkanzlei  hatte  zum  §  i 
des  ständischen  Entwurfs,  wonach  der  Unterricht  der  Mitglieder  des 
Herrscherhauses  in  der  ungarischen  Sprache  gesetzlich  verfügt  werden 
solle,  folgendes  bemerkt:  Dieser  Wunsch  sei  schon  in  den  Jahren  1836 
und  1840  angeregt  worden,  und  der  Monarch  habe  damals  erklärt,  daß 
er  ihm  bereits  zuvorgekommen  sei.  Die  Kommission  stimmte  daher  für 
Gewährung  der  Bitte;  nicht  so  die  ungarische  Konferenz,  nach  deren 
Meinung  es  von  selten  der  Stände  klüger  gewesen  wäre,  um  die  Inarti- 
kulierung  jener  königlichen  Worte  zu  ersuchen.  Man  beantragte  daher, 
die  Sache  mit  bloßer  Berufung  auf  die  Entschließungen  von  1836  und 
1840  zu  erledigen.  Graf  Hartig  wollte  den  Ständen  außerdem  bedeuten 
lassen,  »daß  sie  sich  damit  zufrieden  zu  stellen  und  sich  der  Anmaßung 
zu  enthalten  haben,  E.  M.  für  das  a.  h.  eigene  Haus  an  ein  Unterrichts- 
gesetz binden  zu  wollen«.  Das  Gutachten  der  Staatskonferenz  lautete  im 
Sinne  des  Votums  der  ungarischen  Konferenz.  »Nein  und  nimmermehr« 
—  so  hatte  sich  Metternich  über  das  Verlangen  der  Stände  geäußert. 

Zum  §  5  des  ständischen  Entwurfs  hatte  die  Diätalkommission 
folgendes  beantragt:  »Da  die  Gegenstände  den  pragmaticum  nexum  Au- 
gustae  Domus  berühren,  so  wären  sie  lediglich  mit  der  Berufung  auf  den 
Art.  IG  :  1790  und  die  in  Folge  dessen  ergangenen  diplomatischen  Ver- 
sicherungen zu  erledigen,  zugleich  aber  zu  erklären,  daß  der  Gebrauch 
ungarischer  Rundschriften  bei  Siegeln  den  Jurisdiktionen  im  Sinne  des 
§  25  :  1600  freigestellt  bleibe.«  Gegen  diesen  Vorschlag  fand  weder  die 
ungarische  Konferenz  noch  die  Staatskonferenz  etwas  einzuwenden. 
Warum  er  dennoch  fallen  gelassen  wurde,  ist  aus  den  uns  vorliegenden 
Akten  nicht  ersichtlich. 

Was  den  Gebrauch  des  Magyarischen  als  der  Geschäftssprache 
betraf,  so  verallgemeinerte  ihn  der  §  2  des  ständischen  Entwurfs  derart, 
daß  weder  die  Diätalkommission,  noch  die  ungarische  Konferenz  die  An- 
nahme dieses  Paragraphen  empfahl.  Die  Diätalkommission  schlug  eine 
Scheidung  der  Korrespondenz  nach  legislativen  und  administrativen  Be- 
langen vor,  was  die  ungarische  Konferenz  befürwortete.  Die  Staatskon- 
ferenz billigte  diese  Scheidung,  wonach  auch  die  einschlägigen  Bestim- 
mungen des  Reskriptsentwurfes  ausgearbeitet  wurden. 

Graf  Mailäth  hatte  in  der  ungarischen  Konferenz  den  Artikel  2  des 
Reskripts  vorgeschlagen.  Graf  Hartig  erklärte  hierauf,  daß  er  im  Falle 
der   Ablehnung    dieser    Bestimmung    »für    gar    keine    Veränderung    des 
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gegenwärtigen  Standes  des  Gesetztextes  stimmen  würde,  weil  eine  jede 
Veränderung  offenbar  eine  Begünstigung  des  magyarischen  Elementes  ist, 
welche  nur  dadurch  für  das  Land  und  für  die  Regierung  unschädlich 
gemacht  werden  kann,  daß  gleichzeitig  den  anderen  zur  Bevölkerung 
Ungarns  gehörenden  Nationen  eine  Bürgschaft  gegen  die  nur  allzusehr 
naheliegende  Tendenz  zur  Unterdrückung  und  Vertilgung  ihrer  Natio- 
nalität durch  Bekanntmachung  der  Gesetze  in  ihrer  Muttersprache  ge- 
geben werde,  was  in  dem  königlichen  Reskripte  ohne  Scheu  auszu- 
sprechen wäre«. 

Ad  Art.  3  des  Reskripts:  Graf  Hartig  hatte  den  Antrag  gestellt, 
das  Magyarische  zwar  als  Landtagssprache  zu  erklären,  den  kroatischen 
Deputierten  jedoch,  die  diese*  Sprache  nicht  völlig  beherrschten,  den  Ge- 
brauch des  Lateinischen  zu  gestatten.  Dieser  Meinung  pflichtete  Graf  Cziraky 
bei.  Die  übrigen  Mitglieder  der  ungarischen  Konferenz  stimmten  für  den 
Vorschlag  der  Diätalkommission,  wonach  der  ausschließliche  Gebrauch 
der  magyarischen  Sprache  nicht  beanständet  und  der  Zeitpunkt  des 
nächsten  Landtags  als  zureichend  erachtet  werden  sollte,  die  ungarische 
Sprache  zu  erlernen  oder  sich  darin  zu  vervollkommnen.  Duchesne,  Pil- 
gram,  Purkhardt  und  Nädasdy  beantragten  eine  sechsjährige  Frist,  wo- 
für sich  auch  Hartig  und  Cziraky  aussprachen,  wenn  der  Monarch  ihren 
ursprünglichen  Vorschlag  nicht  annehmen  wollte.  Beide  erklärten  zu- 
gleich, »daß  sie  jedoch  auf  ihrem  Antrage  ungeachtet  der  von  Seite  der 
Stimmenmehrheit  geltend  gemachten  Gegengründe  beharren  müßten  und 
die  Beseitigung  einer  zwangsweisen  Verbreitung  der  ungarischen  Sprache 
dann  nicht  mehr  verwirklicht  sehen  würden,  wenn  das  den  Kroaten  zu- 
stehende Recht,  am  Landtage  zu  erscheinen  und  an  der  Gesetzgebung 
teilzunehmen,  von  der  Geläufigkeit,  ungarisch  zu  sprechen,  künftighin 
mit  Aufhebung  des  bisherigen,  durch  die  Zeit  geheiligten  Usus  abhängig 
gemacht  würde.«  In  der  Staatskonferenz  stimmten  die  beiden  Grafen 
Mailäth  und  Staatsrat  Somsich  im  Sinne  des  Gutachtens  der  Diätalkom- 
mission. Graf  Hartig  schloß  sich  —  unter  dem  Vorbehalte,  den  er  bereits 
in  der  ungarischen  Konferenz  geltend  gemacht  hatte  —  dem  Antrag 
Metternichs  an,  eine  sechsjährige  Frist  zu  gewähren.  Kübeck  erteilte 
hingegen  den  Rat,  die  kroatischen  Deputierten  wie  bisher  lateinisch  oder 
ungarisch  reden  zu  lassen.  Die  Staatskonferenz  einigte  sich  daher  in  dem 
Beschluß,  die  Entscheidung  dem  Monarchen  anheimzustellen. 

Ad  Art.  7  des  Reskripts:  In  den  §§  4,  6  und  7  des  ständischen 
Entwurfs  waren  Anträge  enthalten,  welche  die  Nebenländer  betrafen. 
Hinsichtlich  dieser  hatte  die  ungarische  Konferenz  bereits  als  Grundsatz 
aufgestellt,  ihre  Rechte  nicht  zu  schmälern  und  die  Einführung  des  Un- 
garischen innerhalb  ihrer  Grenzen  nicht  zu  gestatten;  sie  pflichtete  femer 
dem  Gutachten  der  Diätalkommission  bei,  wonach  die  drei  slawonischen 
Komitate  in  gleicher  Weise  wie  Kroatien  zu  behandeln  seien.  In  Betreff 
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der  inneren  Amtssprache  der  Nebenländer  verwies  die  Staatskonferenz 
auf  das  Statut  vom  Jahre  1805,  das  als  Geschäftssprache  das  Lateinische 
vorschrieb.  Graf  Hartig  äußerte  bei  diesem  Anlaß  den  Wunsch,  »in  dem 
Gesetzartikel  den  Ausspruch  dahin  zu  beschränken,  daß  die  partes  ad- 
nexae  nicht  zum  Gebrauche  der  ungarischen  Sprache  verhalten  werden 
dürfen,  ohne  dabei  geradezu  die  lateinische  Sprache  durch  das  Gesetz 
dort  für  immer  festzuhalten,  und  dieß  zwar  aus  dem  Grunde,  um  nicht 
somit  ein  gesetzliches  Hinderniß  gegen  eine  allmälige  —  vielleicht  mög- 
liche —  Einbürgerung  der  deutschen  Sprache  zu  schaffen«. 

44)  (15)  Der  Palatin  hatte  in  seinen  an  Metternich  gerichteten 
Schreiben  vom  13.  (irrtümlich  vom  13.  Februar  datiert)  und  vom 
19.  Jänner  1844  beantragt,  »daß  für  die  Kroaten  der  Termin  zum  aus- 
schließlichen Gebrauch  der  ungarischen  Sprache  bis  auf  dem  nächsten 
Landtage  oder  auf  3,  nicht  aber  auf  6  Jahre  hinausgesetzt  würde«;  denn 
sie  zählten  in  ihrer  Mitte  »hinlängliche  der  ungarischen  Sprache  kundige 
Individuen,  aus  denen  sie  3  Ablegaten  für  den  nächsten  Landtag  oder 
nach  Verlauf  von  drei  Jahren  wählen  könnten.«  (St.  A.) 

45)  (15)  Schreiben  des  Judex  Curiae  Grafen  Georg  Mailäth  nach 
Wien,  dd.  Preßburg,  21.  Jänner  1844  (Ad  Staatskonferenz  Z.  1344  und 
1349  ex  1843.) 

46)  (16)  ».  .  .  Auch  steht  eine  Hoffnung  dieser  Art  so  ferne  von 
meinem  Sinne,  daß  ich,  stünde  die  Regierung  in  einer  schlagfertigen 
Stellung,  wie  sie  in  einer  solchen  Stellung  nicht  steht,  im  Gewissen  be- 
reit sein  würde,  meine  Stimme  zu  Gunsten  von  alle  den  in  Berathung 
stehenden  Maßregeln  sehr  verschiedenen  zu  erheben  .  .  .«  (Gutachten 
Metternichs  über  den  [ersten]  Reskriptsentwurf,  dd.  Wien,  19.  Jänner 
1844.  Ad  Staatskonferenzakt  Z.  1344  und  1349  ex  1843.) 

47)  (16)  Bezer6dy  in  der  Zirkularsitzung  vom  30.  Jänner  1844. 

48)  (16)  Klauzäl. 

49)  (16)  Bezeredy. 

50)  (17)  Siehe  S.  89,  Anm.  43. 

51)  (17)  Repräsentation  des  ungarischen  Reichstags  vom  28.  Februar 
1844.  (Staatskonferenzakt,  Z.  1051  ex  1844.  St.  A.) 

^^)  (^7)  Der  Vortrag  des  Diätalausschusses  ist  vom  20.  August, 
das  Gutachten  der  ungarischen  Konferenz    vom  2.  Oktober  1844  datiert. 

^')  (17)  ^^Iii  Berücksichtigung  des  mächtigen  Einflusses,  welchen 
der  öffentliche  Unterricht  und  die  Erziehung  auf  die  Entwickelung  des 
nazionellen  Lebens  überhaupt,  besonders  aber  zur  Befestigung  unserer 
Nationalität  übt,  halten  wir  es  für  unsere  Hauptpflicht,  ferner  zu  bitten, 
daß  die  Sprache  des  öffentlichen  Unterrichts,  außer  den  seiner  Zeit  von 
uns  anzugebenden  Verfügungen  in  Betreff  der  detaillirten  Ordnung  des 
öffentlichen  Unterrichts  und  der  öffentlichen  Erziehung  ,unseren  erläu- 
terten Wünschen  gemäß'  durch  das  Gesetz  bestimmt  werde.« 
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Der  Palatin  hatte  den  Antrag  gestellt,  den  Ständen  im  Sinne  der 
Entschließung  vom  23.  Jänner  1844  zu  bedeuten,  daß  der  Monarch  »ihrem 
Wunsche  wegen  Erhebung  der  ungarischen  Sprache  zur  Sprache  des  öffent- 
lichen Unterrichts  bereits  zuvorgekommen  sei«.  Die  ungarische  Kon- 
ferenz fand  sachlich  nichts  gegen  die  Erfüllung  des  ständischen  Wunsches 
einzuwenden,  nur  was  die  Form  betraf,  stimmte  sie  für  eine  »allgemeine 
Andeutung«  der  bereits  getroffenen  Verfügungen. 

Laut  kaiserlicher  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  ungarischen 
Hofkanzlei  vom  16.  Oktober  1841),  dd.  27.  März  1842,  war  angeordnet 
worden,  »daß  der  Unterricht  in  ungarischer  Sprache  für  einzelne  Zweige 
der  juridischen  Wissenschaften  zwar  gestattet,  die  Einführung  derselben 
in  allen  übrigen  Wissenschaften  aber  in  den  anderen  Fakultäten  der 
höheren  Lehranstalten,  so  wie  in  den  Gymnasien  und  niederen  Schulen 
bis  dahin  aufzuschieben  sei,  wo  die  hiezu  erforderiichen  Schulbücher 
ausgearbeitet,  geprüft  und  genehmigt  sein  werden.«  (Staatskonferenzakt, 
Z.  948  ex  1841.  St.  A.  Der  ungarische  Hofkanzler  teilte  diese  Reso- 
lution nur  dem  Palatin  mit,  enthielt  sich  aber  jeder  weiteren  Vollzie- 
hung.) 

Der  Palatin  stellte  nun,  auch  mit  Berufung  auf  das  in  den  übrigen 
Provinzen  hinsichtlich  der  deutschen  und  italienischen  Sprache  beob- 
achtete Verfahren,  den  Antrag,  die  Frage  nochmals  zu  prüfen,  da  die 
kaiserliche  Entschließung  vom  27.  März  1842  den  Erwartungen  der 
Stände  wohl  »kaum  entsprechen«  dürfte.  (Vortrag  des  Palatins  vom 
24.  Mai  1842.  Ad  Staatskonferenzakt  Z.  483  ex  1842.) 

Die  ungarische  Konferenz  ging  noch  weiter,  indem  sie  die  Zurück- 
nahme der  kaiserlichen  Entschließung  empfahl.  Graf  Kolowrat  sprach 
sich  ganz  entschieden  dagegen  aus,  und  er  bemerkte  zugleich,  »daß  Ver- 

jnds  unheilbringender  als  in  Ungarn  und 
Kolowrat  stimmte  daher  für  die  Aufrecht- 
haltung der  kaiserlichen  Entschliel^ung,  wobei  er  die  Eingabe  des 
Palatins  nur  insoweit  berücksichtigen  wollte,  als  an  den  ungarischen 
Hofkanzler  ein  Kabinettschreiben  folgenden  Inhalts  gerichtet  werden 
sollte : 

»Ich  will  —  so  lautet  es  —  daß  die  den  ungarischen  Landständen 
gemachte  Zusage  .  .  .  vollständig,  zweckmäßig  und  sobald  es  nach  der 
Natur  der  Sache  zulässig  erscheint,  in  Erfüllung  gebracht  werde.  —  Sie 
haben  daher  für  die  sogleiche  Vollziehung  Meiner  .  .  .  Entschließung  vom 
27.  März  1842  Sorge  zu  tragen  und  insbesondere  mit  allem  Nachdrucke 
die  Einleitung  zu  treffen,  daß  die  erforderlichen  Lehr-  und  Hülfsbücher 
in  ungarischer  Sprache  verfaßt  oder  übersetzt  werden.  Noch  vor  dem 
Zustandekommen  der  ungarischen  Lehr-  und  Hülfsbücher  gestatte  Ich, 
daß  der  Vortrag  für  Geographie  und  Geschichte  dort  in  ungrischer 
Sprache  gehalten  werde,    wo  die  ungr.  Hofkanzlei  es  in  ihrem  Vortrage 


93 


vom  i6.  Oktober  1S41  für  sogleich  zulässig  erkannt  hat.  Im  Übrigen  ist 
sich  genau  an  die  mit  Meiner  erwähnten  Entschließung  vom  27.  März 
1842  gegebenen  Anordnungen  zu  halten.«  (Votum  Kolowrats  vom 
29.  Juni  1S42.  Staatskonferenzakt,  Z.  483  ex  1842.) 

Die  in  der  Folge  über  die  ungarische  Sprache  erflossene  Resolution 
verschob  jedoch  den  Standpunkt,  von  dem  aus  Graf  Kolowrat  die  für 
die  Fortschritte  der  allgemeinen  Volksbildung  so  wichtige  Frage  im 
Jahre  1842  aufgefaßt  hatte.  »Die  neueste  an  die  R.  Stände  erlassene 
A.  h.  Entschließung  (vom  23.  Jänner  1844)  hat  die  ungr.  Sprache  —  so 
äußerte  er  sich  —  in  den  höchsten  Regionen  der  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  von  Ungarn  eingeführt,  in  den  unteren  Kreisen  des  gesell- 
schaftlichen Lebens  keine  Umstaltung  vorgenommen.  Das  Daseyn  anderer 
Volksstämme  wird  die  Duldung  anderer  Sprachen  als  der  magyarischen 
noch  immer  nothwendig  machen.  Das  gewerbliche,  bergmännische,  das 
Gemeinde-  und  kirchliche  Leben  wird  sich  dem  Idiom  der  Volksstämme 
anschließen,  und  es  ist  das  Argument  nicht  haltbar,  als  müßten  deshalb, 
weil  die  Staatsgeschäfte  in  der  herrschenden  Sprache  abgethan  werden 
müssen,  alle  Unterrichtsanstalten  durchgehends  magyarisirt  werden. 
Beamte  und  Geistliche  werden  sich  die  ungr.  Sprache  noch  zur  Genüge 
eigen  machen,  wenn  ihnen  44  rein  magyar.  Gymnasien  geöffnet  sind, 
ja,   wenn  .  .  .    alle  Fakultäts-Studien  magyarisch  eingerichtet  werden  .  .  . 

Deshalb  verliert  auch  die  Berufung  auf  die  neueste  a.  h.  Ent- 
schließung vom  23.  Jänner  1844  die  Bedeutung,  als  ob  dieserwegen  der 
Gymnasial-Unterricht  in  den  17  bezeichneten  Orten  nicht  anders  als  mit 
einer  die  Bevölkerung  bedrückenden  Beengung  eingerichtet  werden 
müsse.  Die  Schul-  und  Geschäftsmänner  werden,  wenn  ihnen  kein 
polit.  und  Partei-Zwang  auferlegt  wird,  unter  Leitung  und  Genehmigung 
der  hohen  Regierung  E.  M.  selbst  dahin  kommen,  allmählig  sich  den 
ganz  magyar.  Gymnasien,  besonders  in  den  Humanitätsclassen,  anzu- 
nähern, was  jedoch,  auf  dem  Wege  der  Überzeugung  und  der  allmäh- 
lichen Vorbereitung,  Groll  und  Unruhe  vermeiden  und  dauernde  Wurzel 
fassen  wird  .  .  .« 

Nochmals  widerriet  Graf  Kolowrat  eine  Zurücknahme  der  im 
Jahre  1842  erflossenen  Entschließung:  ».  .  .  Es  dürfte  hier  der  Schein 
einer  Schwäche  oder  einer  durch  Jahre  fortgezogenen  Unschlüssigkeit 
schwer  zu  beseitigen  seyn,  und  wenn  ja  früher  .  .  .  eine  formelle  Zurück- 
nahme einer  a.  h.  Entschließung  Statt  fand,  so  mochte  dieß  wohl  nur 
bei  einer  die  R.  Stände  unmittelbar  berührenden  Entscheidung  und  wegen 
einer  versäumten  äußern  Förmlichkeit  zugelassen  worden  seyn;  hier 
aber  ist  es  eine  der  königl.  Macht  vorbehaltene  Angelegenheit,  die  vor 
der  Hofstelle  in  allen  ihren  Verhandlungs-Stadien  nicht  anders  als  zum 
Nutzen  der  richtigeren  Auffassung  nicht  geheim  gehalten  werden  soll. 
Leider  sind  die  guten  Wirkungen,    die  sich  von  der  a.  h.  Entschließung 
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vom  23.  Jänner  1844  in  der  Sprachfrage  erwartet  werden,  nicht  ein- 
getreten, und  dieser  Rückblick  dürfte  der  Behauptung  zur  Stütze  dienen, 
daß  bei  der  Entscheidung  einer  zur  Parteifrage  erhobenen  Angelegenheit 
nur  die  innere  und  dauerhafte  Zweckmäßigkeit  der  Maßregel,  nicht  aber 
der  nächste  Eindruck  auf  die  das  Übergewicht  ausübende  Partei  zum 
Leitstern  zu  dienen  habe.«  (»Allerunt.  Bemerkung«  Kolowrats  vom  18.  Mai 
1844.    Minister  Kolowrat-Akten,  Z,  1500  ex  1844.  St.  A.) 

Fürst  Metternich  pflichtete  den  Ausführungen  Kolowrats*  ganz  und 
gar  bei.  »Es  würden  —  so  äußerte  er  sich  —  wenn  bei  der  Einführung 
der  ungarischen  Sprache  als  eines  allgemeinen  Vehikels  des  Gymnasial- 
Ünterrichts,  ohne  sorgfältige  Berücksichtigung  der  Umstände  verfahren 
würde,  siebenzehn  Gymnasien  (in  den  von  Deutschen  und  Slaven  bewohnten 
Berg-  und  Zipser  Städten)  ohne  weiters  zu  Grunde  gerichtet  werden; 
was  Theils  wegen  der  offenbaren  Unbilligkeit  einer  solchen  Maßregel, 
Theils  wegen  des  nachtheiligen  Einflusses  auf  die  Stimmung  der  illyri- 
schen und  deutschen  Bevölkerung  schlechterdings  unräthlich  scheint.  Es 
kann  unmöglich  der  Regierung  zugemuthet  werden,  durch  eine  harte 
Zwangsverfügung  im  Sinne  des  Ultra-Magyarismus  Interessen  zu  verletzen, 
deren  Erhaltung  und  Schonung  ihr  eigener  Vortheil  verlangt  .  .  .«  (»Aller- 
unterthänigste  Bemerkung«  des  Fürsten  Metternich  zu  dem  Konferenz- 
protokolle Z.  483  ex  1842.  —  Ad  Minister  Kolowrat-Akten  Z.  1500  ex  1844.) 

Der  Kaiser  unterzeichnete,  dd.  Schönbrunn,  17.  Juni  1844,  den  ihm 
von  Kolowrat  vorgelegten  Resolutionsentwurf  und  ebenso  den  ebenfalls 
von  Kolowrat  verfaßten  Entwurf  eines  an  den  ungarischen  Hofkanzler 
zu  richtenden  Kabinettschreibens;  dieses  lautete  wie  folgt:  ».  .  .  Um  die 
Anordnung,  welche  Ich  über  den  Vortrag  der  ungar.  Hofkanzley  in 
Studiensachen  vom  16.  Oktober  841  unterm  27.  März  1842  erlassen 
habe,  mit  Meinen  in  der  neuesten  Zeit  ertheilten  Entschließungen  in  Be- 
treff der  Ausbreitung  der  ungrischen  Sprache  in  vollen  Einklang  zu 
bringen,  und  in  der  Voraussetzung,  daß  während  der  seither  verstri-' 
ebenen  Zeit  die  Hindernisse,  welche  gegen  die  Vollziehung  einer  all- 
gemeinen Vorschrift  noch  obwalteten,  beseitiget  worden  sind,  finde  Ich 
mich  bewogen,  Ihnen  zu  eröffnen,  daß  es  Mein  Wille  sey,  daß  die 
ungrische  Sprache  nunmehr  bey  allen  Fakultätsstudien  der  ungrischen 
öffentlichen  Lehranstalten  unter  Beziehung  auf  Meine  Entschließung 
vom  24,  May  1844,  welche  Ich  über  den  Vortrag  der  ungar.  Hofkanzley 
vom  30.  Jänner  843  hinsichtlich  der  theologischen  Studien  erlassen  habe, 
als  Unterrichtsmittel  in  dem  Umfange  eingeführt  werde,  welchen  Meine 
ungar.  Hofkanzley  mit  dem  vorgedachten  Vortrage  vom  16.  S^er  841 
vorgeschlagen  hat.  Ferner  will  Ich,  daß  auf  jenen  44  Gymnasien,  welche 
von  der  Studien-Commission  in  Ofen  als  zur  unmittelbaren  Anwendung 
der  ungrischen  Sprache  als  eines  Lehrmittels  bezeichnet  worden  sind, 
die    Einführung    derselben    ebenfalls    Statt    finde.     Was    die    übrigen    in 
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Meinem  Köni«:^reiche  Ungarn  befindlichen  17  Gymnasien  betrifft,  so  hat 
es  bis  auf  weiteres  bey  der  bisherigen  Einrichtung  und  Gepflogenheit  zu 
verbleiben,  und  |sind  die  betreffenden  Studien-Direktoren  im  ordnungs- 
mäßigen Wege  zu  vernehmen,  ob  nicht  eine  und  welche  Modification 
für  die  Zwecke  des  Unterrichts  wünschenswerth  erscheine,  in  so  ferne 
bisher  in  allen  auch  den  untersten  Classen  dieser  Gymnasien  die  lateini- 
sche Sprache  als  Vehikel  der  Unterweisung  benützt  worden  ist? 

Uebrigens  werden  Sie  dafür  sorgen,  daß  den  wegen  Abfassung 
ungrischer  Handbücher  für  die  betreffenden  Lehrgegenstände  getroffenen 
Verfügungen  ehestens  entsprochen  werde.«  (Ad  (Staatskonferenzakt 
Z.  483  ex  1842.  —  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1500  ex  1844.  St.  A.  — 
Der  letzte  Absatz  war  auf  Antrag  Metternichs  aufgenommen  worden.) 

54)  (17)  Pilgram  und  Nädasdy.  Diese  sprachen  sich  deshalb  da- 
gegen aus,  »weil  in  dem  Hofdekrete  vom  23.  Jänner  1844  ausdrücklich 
angeordnet  wurde,  daß  die  hinsichtlich  der  ungarischen  Sprache  den 
Ständen  gemachten  a.  h.  Zugeständnisse  nur  nach  erfolgter  a.  h.  Sank- 
tion in  Vollzug  gesetzt  werden  sollen;  weil  eine  Ausnahme  von  diesem 
legislativen  Grundsatze,  wenngleich  durch  vorausgegangene  Präzedenzien 
zum  Theile  gerechtfertiget,  doch  immerhin  nicht  ganz  unbedenklich  wäre ; 
weil  die  Nothwendigkeit  einer  neuen  Konzession  nicht  vorhanden  ist 
und  das  vorerwähnte  Auskunftsmittel  die  Nebenländer  doch  nicht  in  dem 
Grade  beruhigen  dürfte,  als  dieses  der  Fall  sein  wird,  wenn  die  Gesetze 
noch  an  diesem  Landtage  in  beiden  Sprachen  gebracht  werden.«  (Staats- 
konferenzakt, Z.  105 1  ex  1844.  St.  A.) 

^^)  (17)  Und  zwar  um  so  mehr,  »als  das  Verfahren  selbst  exzeptionell 
sein  würde,  ein  solches  Gesetz  von  zweifelhaftem  Nutzen  mit  freudiger 
Voreiligkeit  anzuwenden;  dann  weil  damit  der  Anfang  gemacht  würde, 
aus  jener  Reihe  der  neuen  ständischen  Begehren,  die  sich  auf  das  Über- 
gewicht der  ungarischen  Sprache  beziehen,  eine  Bitte  als  sogleich  zur 
Berücksichtigung  geeignet  zu  erkennen  und  damit  einzugestehen,  daß 
das  a.  h.  Sprachreskript  vom  23.  Jänner  1844  keine  finale  Maßregel  sei, 
sondern  noch  fortan  durch  erbitternde  Diskussionen  künftigen  Landtagen 
einen  unheilbringenden  Stoß  darbieten  könne«.  (Votum  Kolowrats  vom 
4.  Oktober  1844.  Ibidem.)  —  »Es  wäre  einer  ernsten  Erwägung  würdig 
—  so  hatte  sich  Graf  Kolowrat  in  demselben  Gutachten  geäußert  —  ob 
nicht  bei  diesem  neuen  Andringen  der  Stände,  welches  ungezügelt  selbst 
über  die  großen  Zugeständnisse,  die  man  als  eine  finale  Maßregel  an- 
sehen und  erklären  konnte,  weit  hinausreicht  und  den  Samen  zu  fort- 
währenden Verhandlungen  und  Erörterungen  darbietet,  die  Erledigung 
der  ganzen  s.  g.  Sprachfrage  hinausgeschoben  und  bis  dahin  in  ange- 
messener Form  vertagt  werden  sollte,  wo  die  Stände  sich  mit  den  ge- 
machten königl.  Zugeständnissen  zufrieden  gestellt  haben  werden;  allein 
meine  einzelne  Stimme  dürfte  dießfalls  kaum  durchdringen  .  .  .« 
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5«)  (ly)  Resolution,  dd.  Schönbrunn,  9.  Oktober  1844.  (Ad  Staats- 
lionferenzakt  Z.  105 1  ex  1844.  St.  A.)  —  Das  Exemplar  der  Gesetz- 
artikel, das  nach  Schluß  des  Landtags  und  aller  folgenden  an  die  Ge- 
neralkongregation der  Nebenländer  gelangte,  mußte  in  den  bisher  üblichen 
beiden  Sprachen  abgefaßt  sein,  auf  der  rechten  Spalte  den  ungarischen 
Originaltext,  auf  der  linken  den  lateinischen  Text  enthalten,  während  die 
Unterschriften  nur  in  ungarischer  Sprache,  und  zwar  derart  anzubringen 
waren,  daß  sich  beide  Texte  als  authentisch  darstellten.  Dieser  Beschluß 
mußte  dem  Banus  »engvertraulich«  mitgeteilt  werden.  (Kabinettschreiben 
an  den  ungarischen  Hofkanzler  Grafen  Mailäth,  dd.  Schönbrunn,  9.  Ok- 
tober 1844.  Ibidem.) 

Die  Konferenz  hatte  als  Grundsatz  aufgestellt,  in  der  Hofkanzlei 
die  ungarische  Sprache  nur  bei  Stücken  anzuwenden,  die  laut  kaiser- 
licher Entschließung  vom  23.  Jänner  1844  und  im  Novellargesetz  aus- 
drücklich in  ungarischer  Sprache  abzufassen  waren.  Graf  Apponyi  be- 
zeichnete diesen  Ausspruch  als  den  »richtigsten  und  weisesten,  weil  — 
wie  er  hervorhob  —  die  a.  h.  Entschließung  auf  festen  Grundsätzen  und 
auf  einer  decidirten  a.  h.  .Willensmeinung  beruht.  Jedes  Weiterschreiten 
würde  den  Schein  der  Unentschlossenheit,  des  Schwankens  in  sich  ent- 
halten und  zu  der  Vermuthung  Anlaß  geben,  daß  die  Regierung  in  der 
Sprachsache,  die  jetzt  zur  allgemeinen  Zufriedenheit  der  Reichsstände 
erledigt  wurde,  doch  noch  so  manches  zurückbehalten  hat,  was  sie  be- 
willigen hätte  können  .  .  .«  (Undatiertes  Gutachten.  Ad  Staatskonferenz- 
akt Z.  555  s  ex  1844.  St.  A.)  —  »Die  Absicht  des  Germanisirens  ungari- 
scher Verhältnisse  war  —  so  heißt  es  in  der  Beilage  —  immer  der 
Popanz,  welchen  die  Böswilligkeit  als  Verdächtigungsmittel  der  Regie- 
rungsmaßregeln gebrauchte.  Durch  dasjenige,  was  abseiten  der  Regie- 
rung bis  jetzt  auf  gesetzlichem  Wege  zugestanden  wurde,  ist  diese  Op- 
positionswaffe abgenützt;  eine  ähnliche  Reorganisirung  der  inneren 
Kanzley-Verhältnisse  in  thesi  würde  mehr  als  wahrscheinlich  einem  be- 
absichtigten Rückschritte  auf  der  früher  verfolgten  Bahn  gleich  gedeutet 
und  ausgebeutet  werden  .  .  .« 

5')  (17)  Der  ständische  Gesetzentwurf  war  vom  6.  November  datiert. 
Zum  Vergleiche  sei  auf  das  Gesetz  selbst  verwiesen,  das  im  Corpus  juris 
hungarici  1836  — 1868,  pag.  198,  abgedruckt  ist. 

Horväth  Novalis  bringt  (II,  192  ff.)  einen  ständischen  Entwurf  als 
das  vom  König  sanktionierte  Gesetz! 

Die  Diätalkommission  (6.  November  1844)  schlug  folgendes  vor: 
ad  §  2  Einschaltung  der  Stelle  »ut  cum  articulis  diaetalibus  simul  eorum 
in  latinum  et  linguas  vernaculas  versiones  publica  auctoritate  procuratae, 
Omnibus  omnino  jurisdictionalibus  via  consilii  Locum  tenentialis  Regni  suo 
tempore  transponantur«.  —  Ad  §§  3,  7,  8,  statt  »Königreich  Kroatien«  die  Be- 
zeichnung »Partes  adnexae«.  Ferner  Abänderungen  der  §§  4,  5,  6  in  dem 
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Sinne,  daß  die  Verfügungen,  die  sie  enthielten,  einzig  und  allein  für  die  Juris- 
diktionen »intra  fines  Regni«  zu  lauten  hätten.  Die  ungarische  Konferenz 
(7.  November)  befürwortete  dieseVorschläge  und  machte  auch  selber  einige 
Bedenken  geltend.  So  mißfiel  ihr  (ad  §  8)  der  Ausdruck  »Haupt-  und 
Mittelschulen«;  der  Resolution  vom  23.  Jänner  gemäß  sollte  es  vielmehr 
heißen:  »Academia  und  Gymnasia«.  —  §  9  lautete,  es  habe  der  König 
bereits  verfügt,  daß  in  den  Landesschulen  das  Magyarische  die  »allge- 
meine Unterrichtssprache«  sei.  —  Gegen  diese  Fassung  wandte  die  Kon- 
ferenz ein,  daß  sie  den  Tatsachen  nicht  entspreche;  es  müßte  daher  an 
dem  ursprünglichen  Texte  vom  9.  Oktober  festgehalten  werden.  Im  §  3 
hieß  es,  daß  sich  die  kroatischen  Deputierten  nur  dann  der  lateinischen 
Sprache  bedienen  durften,  »wenn  sie  in  der  ungarischen  Sprache  nicht 
bewandert  seien«.  Die  Konferenz  beanständete  diese  allgemeine  Bezeich- 
nung, weshalb  sie  für  eine  Textierung  stimmte,  die  jede  willkürliche 
Deutung  ausschloß. 

All  dies  genehmigte  der  Kaiser.  (Resolution  vom  8.  November  1844. 
Staatskonferenzakt,  Z.  1260  ex  1844.  St.  A.) 

Die  Stände  protestierten  gegen  die  Einschaltung,  welche  die  Über? 
Setzungen  der  Gesetzartikel  betraf  (§2).  Abgewiesen,  erneuerten  sie  ihr 
Gravamen  am  10.  November,  kurz  vor  Schluß  des  Landtags. 

»Im  Drange  der  Umstände«  gab  der  Monarch  nach,  beauftragte 
aber  den  Hofkanzler  nochmals,  mit  den  Ländtagsartikeln  auch  die  amt- 
lichen Übersetzungen  an  alle  Jurisdiktionen  durch  die  Statthalterei  hin- 
auszugeben. Ferner  hatte  ihm  der  Hofkanzler  den  Entwurf  des  Reskripts 
vorzulegen,  »welches  bei  Gelegenheit  der  Übersendung  der  Gesetzartikel 
an  die  Kongregation  der'  Königreiche  Croatien  und  Slavonien,  u.  z,  in 
dem  Sinne  zu  erlassen  sein  wird,  daß  die  Landesgesetze  auch  in  der 
Folge  stets  auf  gleiche  Form  und  Weise  an  dieselben  gelangen  werden«. 
(Handschreiben  an  den  ungarischen  Hof  kanzler  Grafen  Mailäth,  dd,  11.  No- 
vember 1844.  Staatskonferenzakt,  Z.  1301  ex  1844.  3t.  A.) 

58)  (18)  Vgl.  Springer,  II,  88ff.  •    ;   :   .; -;   :.^c 

59)  (18)  Staatskonferenzakten,  Z.  999  und  1000  ex  1843.  (St.  A.) 
^'^)  (18)    »...Mit    dessen    (des    Reichstags)    Beendigung    muß    eine 

neue  Epoche  eintreten,  welche  die  Vorbereitung  zur  kommenden  Legis- 
latur als  Zweck,  und  das  Regieren  des  Landes  als  Mittel  zur  Aufgabe 
bietet.  Indem  es  deutlich  ist,  daß  der  Zweck  ohne  Beihilfe  des. Mittels 
nicht  erreichbar  sein  könnte,  so  muß  die  Regierung  vor  allem  sich  mit 
der  Feststellung  der  Maßregeln  befassen,  welche  ihr  in  der  Auswahl  der 
Menschen  zu  Gebote  stehen.  Sind  diese  einmal  gefunden  und  geht  die 
Regierung,  so  werden  sich  die  Folgen  mittelst  der  Kraft  aus  sich  selbst; 
entwickeln.«  (Eingabe  Mettemichs  an  die  Staatskonferenz,  dd.  31.  De- 
zember 1843.  Staatskonferenz,  Z.  15  ex  1844.  St.  A.)  —  »Alle  aus  Preß- 
burg einlangenden  Nachrichten  lassen    —  so  äußerte  sich  Metternich  — 
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dem  Zweifel,  ob  die  Regierung  kräftig  eingreifen  müsse,  keinen  Raum. 
Auch  könnte  kein  solcher  Zweifel  bestehen,  denn  die  Erfahrung  auf  allen 
Regierungsfeldern  und  zu  allen  Zeiten  spricht  gegen  denselben. 

Jedes  Land  muß  regiert  werden;  das  Eine,  um  nicht  in  Unordnung 
zu  fallen,  das  Andere,  um  aus  selber  gezogen  zu  werden.  Ungarn  nimmt 
die  letztere  Hilfe  in  Anspruch  1 

Das  unabweichliche  Ergebniß  des  Nicht-Regierens  in  Ungarn  würde 
in  der  Lage,  in  welcher  die  Dinge  im  Lande  heute  stehen,  zu  zwei  dem 
vereinten  Interesse  der  Krone  und  des  Königreichs  gleichmäßig  entgegen- 
gesetzten Resultaten  führen:  das  letztere  würde  sich  zur  Selbsthilfe, 
welche  nicht  möglich  ist,  gezwungen  sehen  und  auf  diesem  Wege  ia 
offene  Anarchie  verfallen,  oder  ohne  Kampf  die  Beute  der  Auflösung 
seiner  dermaligen  sozieilen  Bestandtheile  werden. 
.,  Soll,- oder  selbst  kann  die  Regierung  dieß  wollen?  Sicher  nicht,  und 
so  bleibt  ihr  bloß  das  Handeln,  das  Eingreifen  in  die  Dinge  in  Folge 
eines  geregelten  Planes  übrig.  Das  Böse  nicht  wollen,  und  das  Gute 
dennoch  nicht  thun,  ist  ein  Absurdum,  eine  moralische  Nullification. 

Heute  —  und  ich  betrachte  den  Moment  als  den  letzten  berechen- 
baren —  kann  die  Regierung  noch  auftretten;  denn  es  lasten  nur  negative 
Sünden  auf  ihr;  sie  hat  zugesehen.  Dieß  war  möglich,  so  lange  sich  im 
Lande  selbst  nicht  eine  Parthei  gebildet  hatte,  welche  im  Gefühle,  daß 
die  Hilfe  nur  von  Oben  geboten  werden  könne,  sich  ihr  als  ein  lebendiges 
Werkzeug  hinstellte.  Dieses  Werkzeug  besteht  nun;  die  Frage  ist  sonach 
nur  mehr  die,  ob  die  Regierung  das  versteht,  was  sie  sich  und  dem 
Lande  schuldig  ist?  Versäumt  die  Regierung  diesen  Moment,  so  wird  sie 
das  letzte  Mittel  des  Heiles  zu  benutzen  nicht  verstanden  Ijj^ben,  und  die 
Folge  des  Fehlers  wird  sein,  daß  die  heute  der  Regierung  als  das  wahre 
Mittel  des  Heiles,  zu  Gebote  stehende  Partei  der  gefährlichste  ihrer 
Gegner  werden  wird.  Als  solche  stellert  sich  immer  die  Parteyen  hin, 
welche  auf  der  Grundlage  der  Intelligenz  und  des  Rechtes  stehen  und 
sich  von  dem  Throne  nur  dann  trennen,  wenn  ihnen  nur  die  Alternative 
zwischen  der  Auflösung  oder  der  rücksichtslosen  Selbsthilfe  zu  Ge- 
bote steht. 

Diese  Lage  der  Dinge  fest  ins  Auge  zu  fassen,  ist  die  Aufgabe 
des  geh.  ungar.  Comite.  Gelöst  kann  sie  nur  in  der  logischen  Folge  der 
Beachtung  der  drei  Unterabtheilungen  werden,  welche  das  Benöthigte 
vor  der  Auflösung  des  Landtages,  nach  derselben  und  für  den  nächsten 
Reichstag  umfassen. 

Als  Bestandtheile  der  Ersten  Aufgabe  betrachte  ich  (unter  manch 
Anderen)  die  Alimentations-Resolution  und  jene  in  Bezug  auf  das  Städte- 
Operät.  ,        .  :,  ,.         ^    '  .^^ 

Die  Vorarbeiten  für  die  Epoche  nach  dem  Landtage  stellen  sich  in 
denselben  Vordergrund;     denn  es  wird  bei  selben 
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lativen,  sondern  der  thatsächlichen  in  Beziehung  auf  Menschen  und  Dinge 
gelten.  Die  Aufgaben  für  die  dritte  Periode  werden  sich,  aus  der  Lösung 
jener  für  die  Erste  und  die  Zweite,  von  selbst  ergeben  und  haben  in 
jedem  Falle  die  Hilfe  der  Zeit  und  der  natürlichen  Entwickelung  der  Er- 
gebnisse als  Wegweiser. 

Wie  stehen  die  Verhandlungen  bey  dem  Comit6?«  (Eingabe  Metter- 
nichs,  dd.  Ischl,  20.  Juli  1844.  Staatskonferenzakt,  Z.  239  s  ex  1844. 
St.  A.) 

"•)  (19)  Idösb  Szögyeny-Marich  Läszlö  orszägbirö  Emlekiratai,  I,  32. 
(Metternichs  »Aphorismen  über  die  ungarischen  Zustände«  hatten  Szögy6ny 
zu  jener  Äußerung  veranlaßt.)  »E.  kais.  Hoheit  sind  —  so  schrieb  Fürst 
Metternich  dem  Erzherzog  Ludwig,  als  er  ihm  seine  , Aphorismen'  über- 
sandte —  mehr  als  ein  Anderer  berufen,  zu  wissen,  wie  gewissenhaft  ich 
mich  im  Verlaufe  der  letzten  20  Jahre  auf  dem  ungarischen  Felde  —  ein 
Feld,  welches  meinem  eigentlichen  Geschäftskreise  allerdings  verwandt, 
aber  nicht  minder  vielfach  entfernt  steht  —  bewegt  habe.  Die  Tage  der 
Entscheidung  sind  eingetreten,  Ungarn  wird  einer  besseren  Lage  zuge- 
führt werden  oder  es  wird  die  Monarchie  in  die  lebendigsten  Gefahren 
stürzen.  Dieß  fühle  ich  schon  seit  lange  her  und  mein  Gewissen  hat  mich 
zum  sprechen  aufgefordert,  dort  wo  das  Handeln  außer  meinem  Bereiche 
steht  .  .  .  Mittheilen  werde  ich  meine  Aufsätze  nur  den  Männern,  welche 
pflichtgemäß  berufen  sind,  Theil  an  dem  Unternehmen,  Ungarn  aus  dem 
Pfuhle  zu  ziehen,  in  dem  es  steckt,  zu  nehmen  .  .  .«  (Schreiben  vom 
25.  Dezember  1844.  Staatskonferenz,  Z.  608  s  ex  1844.  St.  A.  —  Metter- 
nich übersandte  auch  dem  Erzherzog  Franz  Karl  (ibidem)  und  dem 
Grafen  Kolowrat  je  eine  Abschrift.  »Dieses  Exemplar  —  so  schrieb  er 
an  Kolowrat,  dem  er  noch  eine  weitere  Abschrift  zusandte  —  lege  ich 
in  das  Archiv  der  Staats-Conferenz  nieder,  in  der  Absicht,  daß  die  histo- 
rische Wahrheit  dessen,  was  ich  in  Beziehung  auf  die  Ungarischen  Zu- 
stände denke,  mein  Wirken  in  denselben,  meine  Hoffnungen  und  Be- 
sorgnisse, denen,  welche  mir  nachfolgen  werden,  nicht  entgehe.«  (Ad 
Staatskonferenzakten  Z.  607  und  608  s.  ex  1844.  St.  A.) 

62)  (19)  Siehe  S.  4  ff. 

63)  (ig)  »Die  Anarchie  im  Lande  beruht  weniger  auf  dem,  was  die 
Konstitution  bietet,  als  auf  den  Herkommen,  welche  sich  im.  Verlaufe 
der  letzten  sechzig  Jahre  auf  dem  reichstäglichen  wie  auf  dem  Regie- 
rungsfelde eingeschlichen  haben.  Ungarn  ist  weder  regiert,  noch  admi- 
nistriert. Der  Geist  der  Zeit  hat  die  Dinge  in  Bewegung  gesetzt  und 
sie  stehen  wie  ein  schlecht  eingepacktes  Porcellan-Serviqf ,  welches  auf 
einer  steinigen  Straße  von  ungeschickten  Fuhrleuten  geführt  wird  und  in 
Scherben  ankommen  muß.  Die  Res  publica  in  Ungarn  leidet  mehr  durch 
das,  was  nicht  ist,  als  durch  das,  was  ist.  Helfen  können  sich  nicht 
regierte  Länder  nur  selbst,    auf   dem  großen  Umwege    einer  Revolution, 
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und  Ungarn  befände  sich  bereits  in  einer  Revolution,  wenn  nicht  zwei 
Umstände  gegen  deren  Ausbruch  wirkten:  das  Bestehen  der  privile- 
girten  Klasse  und  jenes  der  mit  keinen  Rechten  begabten  Volksmenge. 
Bestünde  mitte  inne  ein  tiers-6tat,  so  wäre  bereits  seit  lange  die  krasse 
Revolution  ausgebrochen. 

Die  Anarchie  besteht  auf  dem  Felde  der  Regierung,  weil  seit 
Jahrzehnten  dieses  Feld  weder  zu  Ofen,  noch  zu  Wien  bestellt  wurde. 
Man  hat  an  beiden  Orten  fortgelebt,  als  wenn  das  Leben  nur  aus  dem 
Atmen  bestünde.  Vorgedacht,  vorbereitet,  gehandelt  in  einer  gegebenen 
Richtung,  vorgesehen  wurde  nichts.  Die  zur  Führung  der  Geschäfte  be- 
rufene Behörde  —  die  Kanzlei  —  hat,  ohne  Rücksicht  auf  den  Stand 
der  Dinge,  auf  die  eben  bezeichnete  Weise  vegetirt  und  nur  dafür 
Sorge  getragen,  daß  die  äußere  Form  nicht  geradezu  verletzt  werde. 
Die  Statthalterei  hatte  ihrerseits  nur  eine  Sorge  —  die,  der  aura  popu- 
laris  zu  huldigen.  So  gehen  die  Reiche  zu  Grund.  Seit  Jahren  habe  ich 
die  Rolle  der  Cassandra  übernommen,  mich  benebst  aber  nicht  auf  die- 
selbe beschränkt.  Ich  habe  mich  bewegt,  mich  in  Detailfragen  ge- 
worfen, in  denen  mir  positive  Kenntnisse  nur  zu  sehr  abgehen.  Am  Ende 
ist  die  Wahrheit  in  der  Lage  dennoch  in  die  Gemüter  gedrungen,  und 
wir  stehen  sonach  in  dem  ersten  Stadium,  einer  Übergangsperiode. 
Diese  Periode  muß  durchlaufen  werden,  denn  sie  läßt  sich  keinen  Still- 
stand, noch  Rückgang  gebieten.  Alles  kommt  sonach  aufs  Vorgehen  an. 
Dort,  wo  die  Elemente  hierzu  in  Evidenz  stehen,  muß  sie  die  Regie- 
rung benützen;  dort,  wo  sie  nicht  bestehen,  müssen  sie  gesammelt 
werden.  Wer  kann  diese  Elemente  bieten?  Allein  die  Kanzlei  und  die 
ungarischen  Regierungswerkzeuge.  Wer  muß  sie  ordnen  und  den  Gang 
der  Verhandlungen  leiten?  Die  deutschen  Elemente  können  dies  allein, 
denn  es  ist  —  wie  ich  es  längst  ausgesprochen  habe  —  der  Kaiser, 
welcher  dem  Könige  zu  Hilfe  kommen  und  ihn  vom  Untergange  retten 
muß.  Die  Aufgabe  ist  eine  höchst  schwere,  sie  ist  aber  eine  unerläß- 
liche! Sie  liegt  nicht  im  freien  Willen  der  Menschen,  sondern  in  der 
Gewalt  der  Dinge.  Daß  sich  die  Bedürfnisse  einst  so  stellen  würden^ 
dieß  habe  ich  längst  vorgesehen  und  tauben  Ohren  vorgepredigt. 
Heute  erschrecke  ich  mich  nicht,  denn  ich  habe  keine  Entdeckung  zu 
machen.« 

»Lesen  Sie  dieß  —  so  schloß  Metternich  sein  an  Gervay  gerichtetes: 
Schreiben  —  dem  Gr.  Hartig  und  dem  B.  Kübeck  vor,  und  die  beiden 
Herren  werden  sich  auf  mein  moralisches  und  thatkräftiges  Feld  zu 
stellen  keinen  Anstand  nehmen.  Das,  was  vor  allem  Not  thut,  sind  ge- 
messene Schlagworte  für  die  Leiter  der  konservativen  Parthei.  Man 
ziehe  B.  Josika  mit  aller  Gewalt  herbei  und  .ermutige  den  Kanzler.«« 
(Apostille  Metternichs  [dd.  Ischl,  ii.  Juli  1843]  auf  einem  Bericht  Gervays 
vom  9.  Juli  1843.  St.  A.) 
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^*)  (2o)  Die  sogenannte  »Landtagsjugend«:  Juraten  —  Rechts- 
praktikanten, von  den  Komitaten  den  Abgeordneten  beigegeben  —  die 
allen  Sitzungen  des  Landtages  beiwohnten,  d.  h.  sie  störten.  (Vgl. 
H.  Marczali,  Ungarische  Verfassungsgeschichte,  132.)  —  Kurz  vor  Schluß 
des  Landtages  hatte  sich  ein  neuerlicher  »Juraten-Exzeß«  (der  drei- 
zehnte!) in  Preßburg  ereignet.  (Vgl.  Mailäth,  IV,  264.)  Der  Personal, 
der  konstitutionelle  Wächter  der  Ordnung  im  Landtag,  war  nicht  ein- 
geschritten und  hatte  die  Schreier  gewähren  lassen.  »Mir,  mein  gnädigster 
Herr,  macht  —  so  schrieb  Fürst  Metternich  dem  Erzherzog  Ludwig  — 
der  Gang  der  ersten  ungarischen  Authoritäten  das  Blut  in  den  Adern 
erstarren.  Er  trägt  vollkommen  das  Gepräge  einer  Verschwörung,  .  .  . 
gegen  Verrath  gielDt  es  Mittel,  gegen  die  Schwäche  giebt  es  keine,  und 
deren  Folgen  sind  die  ärgsten,  indem  sie  das  Vertrauen  der  Gutgesinnten 
tödten!  Wie  wir  aus  der  Lage  herauskommen  werden,  weiß  Gott  allein 
.  .  .  Schlachten  mit  Werkzeugen  ge\yinnen  wollen,  welche  den  Kampf 
selbst  dann  fürchten,  wenn  ihn  die  gesetzliche  Kraft  allein  ferne  halten 
könnte,  ist  eine  an  das  Unmögliche  gränzende  Aufgabe,  wenn  sich  zu 
dem  Übel  noch  die  Beschwerniß  gesellt,  diese  Werkzeuge  zu  zerbrechen. 
Ob  Piloten  ein  Fahrzeug  aus  Unwissenheit  oder  aus  bösem  Vorsatze  an 
die  Klippen  führen,  aus  denen  dasselbe  sich  zu  retten  nicht  vermag,  ist 
Eines  und  dasselbe  .  .  ,«  (Schreiben,  dd.  Triest,  15.  September  1844. 
Staatskonferenzakt,  Z.  429  s  ex  1844.  St.  A.)  An  den  Palatin  schrieb  Metter- 
nich in  Betreff  des  Personals  folgendes:  ».  .  .  Ruht  sein  Betragen  auf 
der  Art  Furcht,  welche  ein  Schulmeister  vor  seinen  Schuljungen  nicht 
haben  darf,  so  paßt  er  nicht  auf  sein  Amt  —  eine  Ahnung,  welche  ich 
übrigens  schon  längst  hege  .  .  .  Wann  .  .  .  sich  einmal  der  Wahn  im 
Volke  verbreitet,  daß  die  Regierung,  indem  sie  dem  Spektakel  ohne  ein- 
zugreifen zusieht,  sich  desselben  bedienen  will,  um  dem  Lande  eine 
Lection  zu  geben,  so  muß  die  Revoluzion  aus  der  moralischen  Sphäre, 
in  der  sie  bereits  besteht,  sehr  bald  in  die  materielle  übergehen  .  ...« 
(Ad  Staatskonferenzakt  Z.  429  s  ex  1844.) 

Fürst  Metternich  kündigte  dem  Palatin  zugleich  an,  daß  dieser 
»eine  Aufforderung  des  Kaisers«  erhalten  werde.  Von  einem  derartigen 
Schreiben  aber  wurde  Abstand  genommen. 

85)  (21)    Ad  Staatskonferenzakt,  Z.  107  ex  1844.  St.  A. 

*8)  (21)  So  konnten  wichtige  Vorakten,  die  sich  auf  diese  Frage 
bezogen,  nicht  aufgefunden  werden;  statt  sich  mit  Abschriften  der  Kon- 
zepte oder  mit  neuen  Gutachten  zu  behelfen,  zog  man  es  vor,  die  Sache 
unerledigt  zu  lassen,  bis  Kaiser  Ferdinand,  von  Kübeck  darauf  aufmerksam 
gemacht,  sie  wieder  ins  Rollen  brachte. 

•')  (21)  Votum  des  Grafen  Hartig  vom  9.  März  1844.  (Staatskon- 
ferenzakt, Z.  125  ex  1844.) 

88)  (21)  Votum  des  Grafen  Kolowrat  vom   11.  März  1844.  (Ibidem.) 
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«9)  (21)  Handschreiben  an  den  Grafen  Anton  von  Mailäth  vom 
26.  März  1843.  (Staatskonferenzakt,  Z.  125  ex  1844.  St.  A.) 

'0)  (21)  Denkschrift  des  Grafen  Stephan  Szechenyi  vom  Juli  1843. 
(Beilage  eines  Schreibens  Sz6chenyis  an  Gervay,  dd.  Preßburg,  19.  Juli 
1843.  —  Staatskonferenzakt,  Z.  1195  ex  1843.  Die  Denkschrift  über- 
sandte Gervay  am  28.  Juli  dem  Staatskanzler.)  »Szechenyis  wirkliche 
Größe  bestand  darin,  daß  er  sich  mit  der  Besserung  der  sozialen,  wirt- 
schaftlichen und  verfassungsrechtlichen  Institutionen  nicht  begnügte, 
sondern,  das  Übel  tiefer  anfassend,  die  ganze  seelische  Konstitution  seiner 
Nation  als  Krankheit  behandelte.«  (J.  Szekfü,  Der  Staat  Ungarn,  152.) 

'1)  (22)  Ähnlich  hatte  sich  Kolowrat  in  seinem  Gutachten  vom 
12.  März  1844   geäußert    (ad   Staatskonferenzakteri    Z.  909    und  1000  ex 

1843.  Abgedruckt  bei  Szögyeny,  I,  155,  Nr.  V),  ebenso  Wirkner  in  seinem 
Schreiben  an  Metternich  vom  30.  Jänner  1844  (Wirkner,  161.  Danach 
»Beiträge  zur  Neueren  Geschichte  Oesterreichs-t,  IV,  248,  Anm.  2,  Ab- 
satz 2,  zu  berichtigen.) 

'2^  (22)  Es  ist  dieselbe,  die  Fürst  Metternich  am  22.  Mai  1844 
dem  Palatin  übersandt  hatte.  (Ad  Staatskonferenzakt  Z.  652  ex  1844. 
St.  A.  —  Beiträge  zur  Neueren  Geschichte  Oesterreichs,  IV,  242  ff.) 

")  (22)  Resolution,  dd.  Schönbrunn,  12.  Juni  1844.  (Staatskonferenz- 
akt, Z.  652  ex  1844.) 

'^)  (22)  Handschreiben    an    den  Grafen  Anton  Mailäth    vom  4.  Juli 

1844.  (Abgedruckt  bei  Szögyeny,  I,  156  if.)  Zu  Mitgliedern  der  geheimen 
Kommission  wurden  bloß  die  beiden  Hofräte  Samuel  Jösika  und  Ladislaus 
Szögyeny,  zum  Schriftführer  der  ungarische  Hofsekretär  Pazziazzi  be- 
stellt.   (Staatskonferenzakt,  Z.  744  ex  1844.  St.  A.) 

'5^  (22)  Ddo.  Wien,  10.  September  und  10.  Oktober  1844.  (Ad 
Staatskonferenzakten  Z.  11 57  und  11 58  ex  1844.  St.  A.)  Das  eine  ent- 
hielt die  Anträge  der  Kommission,  das  andere  die  des  Palatins  und  des 
Judex  Curiae.  . 

'ß)  (22)  Graf  Georg  Mailäth  an  den  Palatin,  Preßburg,  18.  Septem- 
ber 1844.  (Ad  Staatskonferenzakt  Z.  1158  ex  1844.)  Über  Apponyis 
»Staatsstreich«  vgl.  »Ungarns  gutes  Recht«.  Eine  historische  Denkschrift 
von  einem  Diplomaten,  zweites  Heft,  40  ff. 

")  (23)  Zur  Zeit  befand  sich  die  Mehrheit  der  Ständetafel  im 
Lager  der  Opposition,  ein  Zustand,  der  im  Hinblick  auf  das  konstitu- 
tionelle System  allerdings  »abnorm«  war,  sich  aber  durch  die  Wahl  und 
die  Instruktionen  der  Deputierten  erklärte.  Der  Judex  Curiae  sah  den 
eigentlichen  Grund  dieses  Übels  sowohl  wie  der  Schwierigkeiten  in  der 
Verwaltung,  in  der  mangelhaften  Komitatsverfassung;  denn  die  Stelle 
eines  Obergespans  galt  mehr  für  eine  Würde,  als  für  ein  Amt.  Graf 
Georg  Mailäth  hatte  der  Regierung  schon  vor  Jahren  ihre   Unterlassungs- 
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Sünden  vorjjehalten,    und    nun    warnte    er  sie  von  neuem.    Er  veranlaßte 
den  ungarischen  Hofkanzler  zu  folgenden  Vorschlägen: 

Man  trenne  die  Leitung  der  Komitate,  als  des  wichtigsten  Zweiges 
der  Verwaltung,  von  jedem  anderen  Amte,  wenn  nicht  besondere  Umstände 
eine    Ausnahme    erheischten.     Jeder    Komitatsvorsteher    müsse    in    der 
Regel  den  größten  Teil    des  Jahres    im  Komitate   selbst  zubringen,  allen 
General-     und     auch     mehreren     Partikularkongregationen     präsidieren^ 
ebenso    den    Gerichtssitzungen    beiwohnen,     die    Komitatskassen    prüfen, 
die    Eintreibung  der  Steuern    leiten,    den    Komitat    bereisen,    mit    einem 
Wort,    er  müsse    das    Zentrum    der    Komitatsverwaltung    sein.     Er    be- 
mühe sich,    in  seiner  Gespanschaft   eine    der    Regierung    und    der    Ver- 
fassung   ergebene,     loyale     Majorität    zu    schaffen.      Um    das    Ansehen 
der    Komitatsvorsteher    zu    heben,    räume    man    ihnen    das    Recht    ein, 
Belohnungen  und  Auszeichnungen    zu  beantragen;    man    fordere  sie  auf, 
ihr  Gutachten  über  Gnadengesuche  abzugeben,  und  veranlasse  durch  sie 
die  Kundmachung    der  jeweiligen  königlichen  Entschließung.     Auch  ihre 
Stellung    nach    oben    hin    müsse  man    klarer  und  bestimmter    festsetzen, 
die  Komitatsvorsteher  daher  verpflichten,    über  alle  Kongregationen  aus- 
führliche Berichte    zu    erstatten,    in  wichtigen  Fragen    die  Weisung^   der 
Regierung    einzuholen    und    gewissenhaft    zu    erfüllen.     Man    mache    sie 
ferner    für    die  pünktliche  Einbringung    der  Kontribution,    für    die  Beob- 
achtung der  Gesetze    und    den  geregelten  Gang  der  Komitatsverwaltung 
verantwortlich  und  lasse,  nach  vorausgegangener,  fruchtloser  Ermahnung, 
die  größte  Strenge  walten,  wenn  sie   sich  unwillfährig  erweisen  oder  gar 
die  Opposition,    sei    es  durch  Nachsicht  oder    durch  offene  Parteinahme 
fördern.      Man    führe    diese    Maßregeln    in    allen    Komitaten    gleichzeitig^ 
durch    und    gebe  denjenigen  Obergespänen,    die  sich  der  neuen  Ordnung 
der  Dinge    nicht    fügen  können  oder    wollen,  Administratoren  zur  Seite; 
wo  der  Dienst  es  erheische,  nehme  man  zweckmäßige  Versetzungen  vor. 
Man  bew^illige  den  Komitatsvorstehern,    da    sie  künftighin    in    die  Klasse 
der  wahren  Staatsdiener  treten,    eine    ihrer  Stellung  und    ihren  Pflichten 
angemessene  höhere  Besoldung  von  etwa  5000  und  6000  Gulden  (früherer 
Gehalt  600  bis  1500  Gulden).     Die  Bestimmung  der  Gehaltsstufe  erfolge 
jedoch,  bei  jeweiliger  Ernennung,    nach    den  Verdiensten    und    den  Ver- 
hältnissen des  Kandidaten,  sowie  nach    der  Ortsbeschaffenheit;  als   Regel 
gelte  bloß,    daß    26  Komitatsvorsteher    in    die  höhere  und  ebensoviel  in 
die  niedere  Gehaltskategorie  eingei'eiht  werden.  Jedem  Komitatsvorsteher 
solle    als    Aushilfskraft    ein    vom    Staat    besoldeter    Sekretär  beigegeben 
werden,  den  der  Monarch  ernenne.     Man  erteile  den  Komitatsvorstehern 
sowohl  eine  umfassende  Instruktion,  deren  Ausarbeitung  die  Statthalterei 
übernehme,  als  auch  hinsichtlich  ihrer  Haltung  gegenüber  der  Regierung 
vertrauliche  Weisungen  im  Präsidialwege. 
^')  (23)  Art.  56  ex  1723. 
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^y)  (23)  Nur  hegte  der  Palatin  die  Besorgnis,  es  könnte  infolge 
einer  unvorsichtigen  Äuf3erung  die  Absicht  der  Regierung  ruchbar  wer- 
den, nach  Landtagsschluß  durch  die  Obergespäne  unmittelbaren  Einfluß 
auf  die  Landesangelegenheiten  zu  nehmen.  Dadurch  würde  sich  die 
Wirkung  jener  Maßregeln  um  so  mehr  abschwächen,  als  die  Stände  be- 
reits gesonnen  seien,  neue  Beschränkungen  der  Obergespansbefugnisse 
vorzuschlagen  und  die  öffentliche  Meinung  dafür  zu  gewinnen.  (Schreiben 
des  Palatins  an  den  ungarischen  Hof  kanzler,  dd.  Preßburg,  18.  Sep- 
tember 1844.  Staatskonferenzakt,  Z.  11 58  ex  1844.) 

80)  (24)  Kübecks  Gutachten  vom  18.  Oktober  1844.  (Ad  Staatskon- 
ferenzakten Z.  1157  und  1158  ex  1844.)  Die  Komiteeberatung  hatte  am 
12.  Oktober  stattgefunden. 

^9  (25)  Der  König  sollte  sie  ihres  Amtes  entsetzen,  ihnen  den 
Kämmererschlüssel  entziehen,  sie  vom  Hof  lager  verbannen  und  ihnen 
den  Aufenthalt  in  Ländern  des  Kaiserstaates  verbieten,  wo  er  »unum- 
schränkter Herr«  sei. 

»Ich  werde  Eurer  Majestät  niemals  raten  —  mit  diesen  Worten 
begründete  Graf  Hartig  seinen  Antrag  —  einen  politischen  Großinquisitor 
in  Ungarn  aufzustellen;  aber  ich  kann  mich  auch  nicht  zu  der  Meinung 
jener  bekennen,  die  glauben,  daß  der  apostolische  König  bei  Verunglimp- 
fungen, die  seiner  Würde  in  öffentlichen  Versammlungen  angetan 
werden,  sonach  also  im  ganzen  Lande  wiederhallen  und  wiederhallen 
müssen,  taub,  blind  und  stumm  bleiben  solle  oder  dürfe.  Die  Einwen- 
dung, daß  es  bedenklich  sei,  durch  Maßregeln  gegen  solche  Verun- 
glimpfer ihnen  die  allgemeine  Bemitleidung  und  den  Nimbus  politi- 
scher Märtyrer  zu  verschaffen,  scheint  mir  das  Gewicht  nicht  zu  ver- 
dienen, was  manche  darauf  legen.  Denn  zum  Märtyrertum  gehört  Er- 
habenheit des  Zweckes,  Aufrichtigkeit  der  Überzeugung  und  Mut  gegen 
unbezweifelte  Gefahr.  Was  haben  aber  die  Unbesonnenen,  welche  in 
Unga.rn  den  König  und  seine  Dynastie  verunglimpfen,  für  einen  Zweck? 
Wenn^  er  ihnen  ja  klar  bewußt  sein  sollte,  so  ist  er  doch  gewiß  nicht 
erhaben.  Wie  ist  ihre  Überzeugung  befestigt?  So  schwach,  daß  sie 
nach  den  Umständen  schwankt  und  dem  Privatinteresse  sehr  bald  weicht. 
Wie  steht  es  mit  ihrem  Mute?  Diese  Frage  kann  jetzt  niemand  beant- 
worten, weil  nur  in  der  Gefahr  der  Mut  sich  bewährt,  bisher  aber  wol 
größere  Gefahr  mit  der  Verunglimpfung  des  fungirenden  Stuhlrichters 
als  mit  jener  des  regierenden  Hauses  verbunden  war.«  Hartigs  Votum 
vom  24.  Oktober  1844.  (Ad  Staatskonferenzakten,  Z.  1157  und  1158 
ex  1844.) 

83)  (25)  Gutachten  Kolowrats  vom  28.,  das  Metternichs  vom  30.  Okto- 
ber 1844.  (Ibidem.) 

83)  (25)  ».  .  .  In  Ungarn  allein  besteht  das  entgegengesetzte  Her- 
kommen.   Dort    regt    der  König  in  seinen  königlichen  Propositionen  die 
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Idee  eines  Gesetzes  an.  Die  Kammern  debattiren,  jede  für  sich,  diese 
Idee  und  schreiten  zur  Ausarbeitung  des  Projektes ;  über  dasselbe  ver- 
einen oder  entzweien  sie  sich.  In  dem  ersten  Falle  kömmt  das  Projekt 
in  der  Form  einer  Repräsentation  an  den  König,  in  dem  anderen  Falle 
wird  ihm  diese  Folge  nicht  gegeben.  Endlich  tritt  der  Schluß  des  Reichs- 
tages ein;  im  größten  Drange  der  Zeit,  d.  h.  im  Verlaufe  der  letzten 
wenigen  Wochen  der  meist  unnützen  langen  Dauer  des  Landtages  fallen 
eine  Menge  —  nöthigerweise  unverdauter  —  Gesetzprojekte  auf  den 
Tisch  des  Königs;  sie  müssen  erledigt  werden.  Zur  Erledigung  gehört 
die  Prüfung  und  diese  fordert  eine  nicht  mehr  zu  Gebote  stehende  Zeit. 
Wird  das  Gesetzprojekt  verworfen,  so  fällt  Responsabilität  auf  die  Regie- 
rung. Hieraus  ergeht,  daß  oben  mehr  schlechte  Projekte  angenommen 
und  unten  gute  verworfen  werden  als  dieß  unter  einem  rationelleren 
Herkommen  möglich  wäre.  Zu  diesem  Übel  gesellt  sich  noch  ein 
anderer  moralischer  Nachtheil  —  des  materiellen  nicht  zu  erwähnen! 
Das  Verdienst  der  gedeihlichen  Gesetze  fällt  auf  die  Kammern,  und  die 
Schmach  der  schlechten  bleibt  auf  dem  Könige  lasten 
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Fürst  Metternich  hatte  in  einem  an  den  Palatin  gerichteten 
Schreiben  vom  9.  Mai  1844  die  Ansicht  geäußert,  es  könnten  Gesetze 
niemals  von  einem  Gremium  abgefaßt  werden.  Der  Palatin,  der  ihm 
beipflichtete,  bemerkte  folgendes:  »eben  so  richtig  ist  es  aber  auch,  daß, 
wenn  die  Entwerfung  von  Gesetzen  einem  oder  mehreren  Individuen'  an- 
vertraut wird,  dieses  solche  Individuen  sein  müssen  (in  Ungarn  nämlich), 
welche  mit  constitutionellen  Begriffen  vertraut,  auch  genaue  Kenntnisse 
der  Verhältnisse  dieses  Landes,  des  Nationalgeistes,  ja  selbst  der  Vor- 
urtheile  und  Fehler  der  Nation  besitzen  und  auch  von  vorgefaßten  Mei- 
nungen frei  sind«. 

Metternich  hatte  es  ferner  in  demselben  Schreiben  als  not- 
wendig bezeichnet,  daß  königliche  Kommissäre  die  Regierungsvorlagen 
den  Ständen  erklären  oder  sie  in  den  Ausschüssen  vertreten.  Der  Pa- 
latin gab  dem  Staatskanzler  auch  in  diesem  Punkte  Recht;  nur  hielt  er 
€s  für  geboten,  daß  sich  vor  allem  die  Komitate  für  die  neue  Maßregel 
erklärten  und  diese  als  einen  Wunsch  des  Landes  bezeichneten,  weshalb 
die  Regierung  in  diesem  Sinne  auf  die  Komitate  wirken  müßte.  (Erz- 
herzog Josef  an  Metternich,  dd.  Preßburg,  14.  Mai  1844.  St.  A.) 

8*)  (25)  Das  an  den  ungarischen  Hofkanzler  gerichtete  Hand- 
schreiben ist  abgedruckt  bei  Szögy6ny,  I,  158  ff.  Am  11.  November 
unterzeichnete  der  Kaiser  auch  zwei  Handschreiben,  die  Kolowrat  —  den 
Ausführungen  Hartigs  gemäß  —  vorgeschlagen  hatte;  in  dem  einen  wurde 
Metternich  aufgefordert,  sich  im  Einvernehmen  mit  Kolowrat  über  eine 
bessere  und  raschere  Behandlung  der  ungarisch-siebenbürgischen  An- 
gelegenheiten zu  äußern:  das  andere  enthielt  die  Weisung  an  den  Präsi- 
denten   der  Polizeihofstelle,    ein   Verzeichnis    derjenigen  Persönlichkeiten 
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einzusenden,  die  sich  in  den  letzten  zwei  Jahren  in  öffentlichen  Ver- 
sammlungen bloßgestellt  hatten.  (Ad  Staatskonferenzakten  Z.  1157  ^"^  ^^5^ 
ex  1844.) 

85^  (25)  Staatskonferenzakt,  Z.  619  s  ex  1844.  Diesem  Schreiben  sei 
noch  folgende  Stelle  entnommen:  »Die  Menschen  sterben,  Länder  sterben 
nicht;  sie  wandeln  sich  um;  hilft  ihnen  die  Regierung  nicht,  so  helfen 
sie  sich  selbst;  die  Umwandlung  kann  die  Länder  zum  Guten,  wie  zum 
Schlechten  führen;  zu  der  sich  als  unnütz  erwiesenen  Regierung  kehren 
sie  in  dem  einen  wie  in  dem  anderen  Falle  aber  nie  zurück!« 

86)  (25)  Szögyeny,  I,  28. 

8^)  (26)  Wahrscheinlich  auf  Veranlassung  Kübecks. 

88)  (26)  Vortrag  Metternichs,  dd.  Ischl,  28.  Juli  1843.  (Staatskon- 
ferenzakt, Z.  723  ex  1843.  St.  A.)  Das  Amt  eines  Vizekanzlers  versah  zwar 
Baron  Bedekowitz,  aber  keineswegs  in  entsprechender  Weise.  Als  den 
richtigen  Ersatzmann  des  Hofkanzlers  hatte  Metternich  den  Judex 
Curiae  bezeichnet. 

Oft  ereignete  es  sich,  daß  bei  wichtigen  Beratungen  nicht  der 
ungarische  Hofkanzler,  sondern  irgend  ein  Konferenzmitglied  deutscher 
Zunge  die  entscheidende  Rolle  spielte;  vornehmlich  Graf  Hartig,  von 
dem  es  hieß,  daß  »sein  Einfluß  in  die  Hungarica  durch  nichts  zu  er- 
setzen« sei.  (Apostille  Metternichs,  dd.  Ischl,  7.  Juli  1843,  auf  einem  Vor- 
trag Gervays  vom  4.  desselben  Monats.)  Gäbe  es  gar  keine  Regierung 
in  Ungarn,  so  würde  es  sich  —  so  hatte  sich  Metternich  eines  Tages 
geäußert  —  leichter  helfen,  »als  mittelst  der  Werkzeuge,  welche  dem 
Könige  zu  Gebote  stehen  und  welche  wie  Hemmschuhe  wirken«.  (Apo- 
stille Metternichs,  dd.  Ichl,  24.  Juli  1843,  auf  einem  Vortrag  Gervays  vom 
22.  desselben  Monats.  St.  A.) 

89)  ^27)  »Geheim.  Gehorsamste  Bemerkung  über  das  Comitee-Proto- 
koll  vom  12.  8ber  1844.«  (Ad  Staatskonferenzakten  Z.  1157  und  1158 
ex'  1844.)    Eingabe  des  Schriftführers  Freiherrn  von  Duchesne. 

'  ^     90)  (27)  Handschreiben  an  den  Grafen  Anton  von  Mailäth  vom  11.  No- 
vember 1844.  (Abgedruckt  bei  Szögyeny,  I,  163.) 

99  (27)  Im  Sinne  des  ursprünglichen  Kommissionsantrags  hätte 
Graf  Mailäth  aufgefordert  werden  sollen,  unverzüglich  einen  zweiten 
Vizekanzler  vorzuschlagen ;  denn  es  liege  »im  Interesse  des  a.  h.  Dienstes, 
daß  dieses  neue  Organ  der  Regierung  bald  ernannt  werde,  um  an  den 
bevorstehenden  Organisationsverhandlungen  wirksamen  Einfluß  nehmen 
zu  können«.  (»Geheim.  Gehorsamste  Bemerkung  über  das  Comitee-Proto- 
koll  vom  12.  8b.er  1844.«  Ad  Staatskonferenzakten  Z.  1157  und  1158 
ek  1844.) 

92)  (27)  »Der  ungarische  Kanzler  Gf.  Mailäth  hat  sich  wieder  krank 
gemeldet  und  wird  in  Consequenz  seines  bisher  beobachteten  Benehmens 
sicher    nicht    ermangeln,    gleich    bei   dem  ersten  und  nach  meiner  Über- 
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Zeugung  dringend  nothwendigen  Schritte  der  Regierung  die  möglichste 
Verzögerung  herbeizuführen.  Dieser  Mann  scheint  mir  nicht  die  ge- 
ringste Berücksichtigung  zu  verdienen,  und  wenn  wir  es  nicht  dahin 
bringen,  Apponys  Ernennung  ohne  weitere  Umschweife  morgen  oder 
übermorgen  durchzusetzen,  so  halte  ich  die  Bemühungen  der  neu  er- 
richteten Conferenz  von  vornherein  vereitelt,  was  sie  auch  gutes  und 
treffendes  über  die  nothwendig  gewordenen  Maßregeln  sprechen  und 
schreiben  möge.  Ich  habe  in  diesem  Sinne  mit  S.  kais.  Hoheit  dem 
Eh.  Ludwig  sehr  aufrichtig  gesprochen  und  ersuche  Euer  Hochwol- 
geboren,  den  Fürsten  Staatskanzler  hievon  in  die  Kenntniß  zu  setzen.« 
Graf  Kolowrat  an  [Gervay?],  dd.  Wien,  ig.  November  1844.  Ad  Staats- 
konferenzakt Z.  515  s  ex  1844.  St.  A.) 

*3)  (28)  Staatskonferenzakt,  Z.  515  s  ex  1844. 

»*)  (28)  Ibidem. 

85)  (28)  Die  kaiserliche  Entschließung  erfloß  am  21.  oder  22.  No- 
vember 1844.  Erst  nach  Erledigung  des  Akts,  der  Mailäths  Besetzungs- 
vorschläge enthielt  und  vom  22.  November  datiert  war  (Staatskonferenz- 
akt, Z.  514s  ex  1844.  St.  A.;  resolviert  am  26.  November),  erfolgte  — 
mit  Berufung  auf  das  Konferenzprotokoll  Z.  515  s  ex  1844  —  die  Eih- 
tragung  des  Datums:  26.  desselben  Monats. 

96)  (28)  Tertio  loco  schlug  er  den  ältesten  Hofrat  in  der  ungari- 
schen Hofkanzlei,  Grafen  Franz  Teleky,  vor.  (Staatskonferenzakt,  Z.  514  s 
ex  1844.) 

5*')  (28)  »Diese  Stelle  [eines  zweiten  Vizekanzlers]  —  so  heißt  es 
im  königlichen  Handschreiben  —  hat  jedoch  dann  wieder  einzugehen, 
wann  der  dermalige  Drang  der  Geschäfte  bei  der  Hofkanzlei  aufhören 
wird.«  (Ibidem.)  —  Unter  demselben  Datum  (26.  November)  erfolgte 
auch  die  Ernennung  des  Barons  Samuel  Jösika  zum  Vizekanzler  und 
Leiter  der  siebenbürgischen  Hofkanzlei.  Am  30.  Dezember  1844  fand  — 
auf  Grund  eines  Vortrages  Mailäths  vom  11.  desselben  Monats  —  die 
Besetzung  der  Stellen  statt,  die  kraft  des  Handschreibens  vom  11.  Novem- 
ber für  die  Zeit  des  Bedarfes  errichtet  worden  waren;  es  wurde  ernannt: 
Hofsekretär  Ludwig  von  Wirkner  zum  Hofrat,  der  überzählige  Hof- 
sekretär Michael  von  Paziazzy  zum  wirklichen  Hofsekretär,  und  der  Re- 
gistrant  von  Bolcsek  zum  Präsidialkonzipisten.  Diese  sowohl  wie  der 
zweite  Vizekanzler  Graf  Apponyi  (Szögyeny  war  zum  Präsidenten  der 
Ofener  Studienkommission  ernannt  worden)  hatten  auch  mit  den  Agen- 
den zu  tun,  die  zur  Präsidialverhandlung  gelangten.  (Staatskonferenzakt, 
Z.  1402  ex  1844.  St.  A.) 

98)  (28)  Apponyis  eigene  Worte !  (Beiträge  zur  Neueren  Geschichte 
Oesterreichs.  IV,  271.) 

99)  (29)  ».  .  .  indem  eine  frühere  Verlautbarung  der  Sache  zu  un- 
zeitigen    Beschlüssen     der     Stände     Anlaß    geben,    den     Obergespänen 
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neue  Verlegenheiten  bereiten,  sie  leicht  mißmuthig  machen  und  in 
eine  schiefe  Stellung  bringen  würde.«  (Vortrag  des  Palatins  vom 
13.  November  1844.  Staatskonferenzakt,  Z.  1321  ex  1844.  St.  A.) 
Mit  Entschließung  vom  16.  November  und  einer  späteren  vom  6.  Dezember 
1844  (ibidem  und  Staatskonferenzakt,  Z.  1356  ex  1844)  bewilligte  der 
Monarch  den  erbetenen  Aufschub.  Für  diesen  war  auch  der  ungarische 
Hofkanzler  eingetreten,  der  den  10.  Jänner  1845  als  den  Tag  bezeichnete, 
an  dem  die  Berichterstattung  der  Landtagsdeputierten  zum  Abschluß 
gekommen  sein  dürfte.  (Vortrag  Mailäths  vom  19.  November  1844. 
Staatskonferenzakt,  Z.  1357  ex  1844.)  Die  Kundmachung  der  kaiserlichen 
Entschließung  erfolgte  am  26.  März  1845. 

Die  Instruktionen  für  die  Komitate  wurden  am  26.  Dezember  1845 
vom  Monarchen  genehmigt,  nachdem  sie  in  der  Zwischenzeit  einige  Ab- 
änderungen erfahren  hatten.  Man  teilte  sie  —  auf  Rat  des  Palatins, 
dem  auch  die  ungarische  Hofkanzlei  und  die  Staatskonferenz  beipflich- 
teten —  den  Komitaten  nicht  mit.  Im  anderen  Falle  hätten  sich  diese  — 
nach  Anschauung  des  Palatins  —  für  berechtigt  gehalten,  die  Instruk- 
tionen zu  prüfen.  Dies  wollte  man  aber  um  so  eher  vermeiden,  »als  das 
Vorgehen  mehrerer  Komitate  hinlänglich  beweise,  daß  all  ihr  Trachten 
dahin  gerichtet  sei,  jede  Gewalt  ungebührlich  an  sich  zu  reißen  und  solche 
nach  Willkühr  auszuüben«. 

Es  wurde  beantragt,  den  Ständen,  falls  sie  im  nächsten  Landtag 
Beschwerden  führten,  folgendes  zu  antworten:  »Die  neuen  Instruktionen 
beruhen  ebenso  wie  die  früheren  auf  der  strengsten  Aufrechthaltung  der 
Gesetze  und  gesetzlichen  Gebräuche;  dieselben  seien  nur  durch  die  Ge- 
setze neuerer  Zeit  erweiterte  Auszüge  der  früheren  Instruktionen,  aus 
welchen  alles  dort  ausgeschieden  wurde,  was  durch  den  26.  Art.  1 790/1 
und  andere  Gesetze  entweder  verändert  oder  aber  durch  neue  Bestim- 
mungen ersetzt  worden  ist,  was  ohnehin  den  Komitaten  nicht  unbekannt 
sein  kann.«  (Gutachten  der  ungarischen  Hof  kanzlei  vo.r»  23.  April  1846. 
Staatskonferenzakt,  Z.  627  ex  1846.  Die  zustimmende  Resolution  des 
Monarchen  erfloß  am  23.  Mai  1846.) 

looj  (2g)  Wie  z.  B.  Baron  Ludwig  Ambrozy.  (Beiträge  zur  Neueren 
Geschichte  Oesterreichs,  IV,  252.) 

loi)  (29)  Ibidem,  IV,  253. 

"2)  (29)  So  in  Tolna,  Csongräd  und  Honth. 

103)  (30)  Die  Angriffe  waren  jedoch  nicht  so  sehr  gegen  die  Maß- 
regel selbst,  als  gegen  die  Männer  gerichtet,  die  der  Monarch  zu  Komi- 
tatsvorstehern ernannt  hatte.  Die  Opposition  bemühte  sich,  den  Neu- 
ernannten die  Stellung  zu  erschweren,  ihre  Vorgänger  aber  gegen  die 
Regierung  aufzuhetzen. 

104)  (30)  So  u.  a.  bei  Erörterung  einzelner  Bestimmungen  des 
Administratorensystems.     Wie  wenig    es   der  Palatin  mit  der  Regierung 
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hielt,  mag  auch  aus  folgendem  erhellen:  da  man  nicht  hoffte,  daß  die 
neuen  Maßregeln  ohne  Ruhestörung  eingeführt  werden  könnten,  so  traf 
man  beizeiten  Vorkehrungen,  um  im  äußersten  Fall  das  Militär  einschreiten 
zu  lassen.  Deshalb  sollte  auch  ein  Bataillon  Infanterie  in  das  »durch  den 
zügellosen  wallachischtn  adeligen  und  unadeligen  Pöbel  gefährdete« 
Marmaroser  Komitat  verlegt  werden.  Die  Statthalterei  erklärte  sich 
gegen  diese  Verlegung  und  bereitete  dem  kommandierenden  General 
allerlei  Schwierigkeiten.  Der  Hofkanzler  mußte  sie  im  Namen  des 
Königs  auffordern,  »künftighin  ihre  aufhabenden  Pflichten  auf  das  ge- 
naueste zu  erfüllen  und  den  nach  Umständen  nötig  werdenden  Truppen- 
bewegungen und  Dislokationen  keine  derartigen  Hindernisse  in  den  Weg 
zu  legen,  vielmehr  dieselben  gehörig  zu  unterstützen«.  (Handschreiben 
an  Mailäth  vom  9.  April  1845.  Staatskonferenzakt,  Z.  293  ex  1845 
St.  A.) 

io5j  (^^o)  Fürst  Metternich  an  den  Erzherzog  Ludwig,  dd.  5.  Novem- 
ber 1844.  (Staatskonferenzakten,  Z.  589  s  und  Z.  622  s  ex  1844.  St.  A.) 

106)  (30)    Der  Palatin  war  unabsetzbar. 

^°^)  (31)  Aus  einer  Denkschrift  des  Grafen  Georg  Apponyi  vom 
26.  Jänner  1846.  (Beiträge  zur  Neueren  Geschichte  Oesterreichs,  IV, 
273  ff.)  .;   ', 

^08)  (31)  Die  Bemerkungen  des  Fürsten  Metternich  (Ibidem,  IV, 
28g  ff.,  294  ff.  [in  der  Konferenz  vorgebracht.  Staatskonferenzakt,  Z.  61  s. 
ex  1846])  dürften  wohl  nur  in  diesem  Sinne  aufzufassen  sein. 

^°*)  (31)  Das  Gesuch  des  Grafen  Mailäth  war  vom  30.  März  1846 
datiert.  (Staatskonferenzakt,  Z.  161  s  ex  1846.) 

^^°)  (31)  Die  Konferenz  hatte  sich  über  die  Besetzung  folgender- 
maßen geäußert:  »Es  ward  somit  die  Frage  in  Beratung  genommen, 
wem  die  Leitung  der  Hofkanzlei  zu  übertragen  wäre.  Der  erste  Vize- 
kanzler Freiherr  von  Bedekovics  würde  zwar  hiezu  berufen  sein,  allein 
bei  vielen  seiner  sonst  schätzbaren  Eigenschaften  scheint  er  dennpcJh 
dieser  Aufgabe  nicht  so  gewachsen  zu  sein,  als  es  die  Wichtigkeit  der? 
selben  fordert;  zudem  dürfte  sich  auch  in  den  jetzigen  Umständen  ein 
nicht  geringes  Hinderniß  dazu  in  seiner  Nationalität  als  Croat  finden.  — 
Wird  der  zweite  Vizekanzler,  Graf  Apponyi,  für  die  Leitung  der  Hof- 
kanzlei, wofür  alle  Rücksichten  das  Wort  führen  und  worauf  einstimmig 
angetragen  wird,  a.  h.  gewählt,  so  erübriget,  um  jede  Rangsanomalie  zu 
vermeiden,  nichts  anderes,  als  denselben  zum  zweiten  Kanzler  zu  er- 
nennen und  ihm  zu  seinem  Gehalte  das  bei  dem  Hofkanzler,  Grafen 
Mailäth,  für  die  Zeit  seines  Urlaubes  in  Ersparung  kommende  Tafelg^ld 
auf  diesem  (sie!)  zu  übertragen,  wodurch  dem  Aerar  keine  neue  Aus; 
läge  zuwächst...«  (Konferenzprotokoll  vom  2.  April  1846,  Staats- 
konferenzakt, Z.  ins  ex  1846.  St.  A.)  Horväths  Schlußfolgerungen  (II,. 
259)  sind  irrig,  weil  die  Prämissen  falsch  sind.  ;, 
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In  der  Folge  ergab  sich  aber  die  Unzulässigkeit  des  Fortbestandes 
zweier  Kanzler.  Apponyi  und  Hartig  sprachen  die  Überzeugung  aus, 
»daß  unter  den  mannigfachen  Mißgriffen,  welche  bei  der  Leitung  der 
ungr.  Angelegenheiten  Statt  gefunden  und  den  dermaligen  bedauerlichen 
Zustand  Ungarns  großentheils  herbeigeführt  haben,  die  Cumulirung 
mehrerer  Würden  und  die  Behandlung  derselben  als  Sinecuren  einer  der 
wesentlichsÄi  war«.  Graf  Kolovvrat  pflichtete  dieser  Ansicht  mit  dem 
Bemerken  bei,  daß  infolge  einer  solchen  Ämteranhäufung  auch  der  Ein- 
fluß der  Obergespäne  geschwunden  sei  und  die  Regierung  in  der  Ma- 
gnatentafel Stimmen  verloren  habe,  die  sie  im  nächsten  Landtag  schmerz- 
lich vermissen  werde.  Graf  Kolowrat  stimmte  daher  dafür,  daß  man 
den  Grafen  Mailäth  auffordere,  die  Kanzlerstelle  in  aller  Form  nieder- 
zulegen, ihm  dafür  seine  sämtlichen  Bezüge  belasse  und  den  Titel  eines 
Staatsministers  verleihe  (Votum  Kolowrats  vom  5.  April  1847.  Staats- 
konferenzakt, Z.  239  s  ex  1847.  St.  A.).  Metternich  stimmte  ebenfalls 
dafür,  »daß  der  in  der  That  bereits  aus  der  Stelle  eines  ungar.  Hof- 
kanzlers getrettene  Graf  Mailäth  nun  die  Stelle  auch  formell  verlasse«. 
Und  so  geschah  es  auch. 

^^^)  (32)  Vortrag  des  ungarischen  Hof  kanzlers  vom  14.  Jänner  1847. 
(Staatskonferenzakt,  Z.  37  ex  1847.) 

^12)  (^^2)  Apponyi  begründete  diesen  Antrag  auch  damit,  daß  die 
Regierung  zeigen  müsse,  es  sei  die  Anregung  zur  Wahl  des  Erzherzogs 
von  ihr  und  nicht  von  der  Opposition  ausgegangen.  Der  Palatin,  Erz- 
herzog Joseph,  hatte  niemals  den  Wunsch  geäußert,  es  möge  Stefan^ 
Viktor  zu  seinem  Nachfolger  ernannt  werden;  er  hatte  vielmehr,  noch  in 
seinen  letzten  Tagen,  dem  Erzherzog  Stefan  Viktor  ausdrücklich  erklärt,  daß 
er  dessen  Ernennung  »durchaus  nicht  wünsche«  und  »dagegen  stimmen 
müsse«.  »Ich  berufe  mich  hierin  —  schrieb  Stefan  Viktor  an  Metter- 
nich —  auf  meinen  theueren  Onkel  Johann,  dem  er  dasselbe,  ich  möchte 
sagen,  mit  einer  gewissen  Ängstlichkeit  gesagt.«  (Schreiben  des  Erz- 
herzogs Stefan  Viktor  an.den  Fürsten  ; Metternich  vom  26.  Jänner  1847. 
Staatskonferenzakt,  Z.  486 V2  ex  1847.  St.  A.) 

Danach  Helfert,  Geschichte  der  österreichischen  Revolution,  I,  83, 
und  Horväth-Novelli,  II,  381,  zu  berichtigen. 

»Die  der  Gegenwart  zufallende  Entscheidung  wird  —  so  äußerte 
sich  Graf  Kolowrat  in  seinem  Gutachten  (über  den  Vortrag  der  ungari- 
schen Hofkanzlei  vom  14.  Jänner  1847),  dd.  16.  Jänner  1847  —  durch 
die  Wahrnehmung  beschleunigt,  daß  sich  unter  den  Magnaten  Ungarns 
nur  Wenige  finden,  auf  welche  bei  Besetzung  der  ersten  Landeswürde 
auch  nur  entfernt  hingedeutet  werden,  könnte.  Dafür  geben  selbst  die 
Bestrebungen  der  Opposition  Zeugniß,  indem  sie  der  Nothwendigkeit 
folgend,  nur  dahin  zu  zielen  scheinen,  ,  den  Prinzen,  auf  welchen  E.  M. 
a.  h.  Wahl  wahrscheinlich  fallen   dürfte,    so    schnell    als    möglich    durch. 
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Lockungen  verschiedener  Art  ihrer  Sache  geneigt  zu  machen.  Die 
Staatüklugheit  wird  daher  in  dem  vorliegenden  Falle  demjenigen  folgen, 
was  von  der  üpinion  und  Pietät  des  Landes  und  seiner  Bewohner  ange- 
ordnet ist  .  .  .« 

Was  den  Vorschlag  betraf,  den  Erzherzog  zum  Locumtenens  zu  er- 
nennen, bemerkte  Graf  Kolowrat:  »Publizistisch  waltet  dagegen  kein 
Anstand  ob,  und  politische  Erwägungen  lassen  sich  mehr  lur  als  gegen 
diese  Maßregel  geltend  machen.  Insbesondere  wird  hierin  ein  deutlicher 
Ausspruch  liegen,  daß  die  a.  h.  Regierung  einer  entschiedenen  Richtung 
folgen  wolle  und  daß  sie  in  ihrem  Vertrauen  nicht  schwanke  .  .  .«  (Staats- 
konferenzakt, Z.  37  ex  1847.  St.  A.) 

Fürst  Metternich  hatte  im  Jahre  1844  einige  »Betrachtungen  über 
die  Palatinalwürde  und  deren  Verbindung  mit  jener  eines  Locumtenenten« 
zu  Papier  gebracht.  »Es  lassen  sich  —  so  äußerte  er  sich  in  dieser 
Denkschrift  —  in  einem  Reiche  vereinte  und  getrennte  Gewalten  denken, 
in  so  ferne  die  Punkte,  in  welchen  die  letzteren  sich  gütlich  zu  berühren 
haben,  vernunftgemäß  bezeichnet  sind.  Absurd  sind  eingeschobene  Ge- 
walten: sie  haben  den  Werth  des  fünften  Rades  am  Wagen! 

Eine  Gewalt  dieser  Art  ist  die  Palatinwürde,  vereint  mit  dem 
Locumtenaten.  Im  praktischen  Begriffe  des  letzteren  liegt  die  freie  Be- 
nennung des  Stellvertretters  durch  den,  welchen  er  zu  vertretten  hat. 
Einen  Alter  Ego  kann  wohl  das  Individuum,  welchem  die  Stelle  des  Ich 
zusteht,  benennen;  ihn  benennen  lassen,  ist  der  Mediatisirung  des  Prinzi- 
palen gleichnahmig,  und  das  Canditiren  ist  ein  um  eine  ganze  Stufe 
niedriger  stehendes  Absurdum,  weil  es  das  Vorhandensein  einer  Auswahl 
zwischen  völlig  geeigneten  Candidaten  voraussetzt. 

Absurda  ruhen  aber  ebenfalls  auf  Ausgangspunkten.  Jener  für  den 
vorliegenden  Fall  liegt  in  dem  mißtrauischen  Elemente  des  ungarischen 
National-Charakters,  welches  sich  in  allen  Auswüchsen  des  ungarischen 
Staatenlebens  zeigt;  das  letztere  trägt  das  Gepräge  der  schlechten  Ma- 
schinen, bei  deren  Construction  unwissende  Mechaniker  die  Kraft  in  der 
Vervielfältigung  der  Bestandtheile  suchen,  Räder  in  Räder  einschieben, 
statt  das  Werk  auf  seine  einfachsten  Elemente  zurückzuführen. 

Diese  philosophische  Betrachtung  führt  ihrer  Seits  aber  ebenfalls  zu 
Nichts,  während  wir  dem  strengen  Bedürfnisse  des  Handelns  gegenüber 
stehen!  Halten  wir  uns  sonach  an  den  Ausspruch,  daß  Ungarn  ohne 
einem  Palatin  nicht  bestehen  könne,  daß  dem  Palatin  auch  die  Locumte- 
nential- Würde  gesetzlich  angehöre! 

Ist  dem  so,  so  reducirt  die  Aufgabe  sich  auf  dem  praktischen 
Felde  auf  die  Fürsorge,  dem  in  der  Lage  gefährlichen  den  möglichsten 
Damm  zu  stecken.  Denselben  entdecke  ich  nur  in  der  Manipulation  und 
als  deren  erste  Richtung  in  der  Wahl  eines  tüchtigen  Präsidirenden  der 
Statthalterei    und    der  Beschränkung  des  Palatins    —  ist  Er  nicht  selbst 

I  12 


der  taugliche  Mann  —  auf  die  nominelle  Würde.  Daß  aus  einer  der- 
artigen Lage  manche  Beschwernisse  ergehen,  ist  unläugbar;  es  steht 
aber  mit  diesen  Beschwernissen  wie  mit  vielen  Anderen,  welche  das 
Staaten-  wie  das  Leben  der  Privaten  täglich  bieten;  sie  müssen  im 
Sinne  des  Vergleiches  der  Gefahren,  welche  das  Lassen  oder  das  Nehmen 
der  Dinge  bieten,  aufgefaßt  und  erwogen  werden.«  (Denkschrift 
Metternichs  vom  7.  November  1844.  Staatskonferenzakt,  Z.  622  s  ex 
1844.  St.  A.) 

Kübeck  aber  hatte  auf  Grund  historischer  Daten  den  Beweis  gegen 
eine  Trennung  erbracht.  (Kübeck  an  Metternich,  dd.  Wien,  5.  November 
1844.    Ibidem.) 

"^)  (33)  Erzherzog  Stefan  Viktor  an  den  Fürsten  Metternich,  dd. 
Ofen,  13.  Jänner  1848,  mit  einer  Beilage  vom  14.  desselben  Monats. 
(Staatskonferenzakt,  Z.  486V2  ex  1847,  St.  A.) 

*^*)  (33)  Schreiben  an  Metternich  vom  13.,  14.  Jänner  1847. 
(Ibidem.)  Dieselbe  Forderung  hatte  Erzherzog  Johann  im  Jahre  1842 
gestellt,  als  während  der  Krankheit  Josephs  der  Beschluß  gefaßt  wurde, 
den  Erzherzog  Stefan  Viktor  zum  Palatin  zu  nominieren.  (Stephan 
Victor,  Erzherzog  von  Oesterreich.  Sein  Leben,  Wirken  und  sein 
Tod.  188.) 

^^^)  (33)  Roderich  Gooß,  Österreichische  Staatsverträge.  Fürsten- 
tum Siebenbürgen  (1526— 1690),  S.  295  ff.,  298.  [Veröffentlichungen  der 
Kommission  für  Neuere  Geschichte  Österreichs.  Nr.  9.] 

*")  (34)  Der  Erzherzog  verlangte  außerdem,  noch  ein  Jahr  in 
Böhmen  bleiben  zu  dürfen,  wo  er  den  Posten  eines  Statthalters  versah; 
er  hielt  diese  Frist  für  notwendig,  um  seine  Amtsgeschäfte  abschließen 
und  sich  auf  den  künftigen  Beruf  vorbereiten  zu  können.  In  der  Folge 
wollte  er  sich  mit  einer  Frist  von  sieben,  ja  von  fünf  Monaten  be- 
gnügen. Ferner  sprach  sich  der  Erzherzog  —  im  Sinne  seines  ver- 
storbenen Vaters  —  gegen  die  Absicht  der  Regierung  aus,  den  Ober- 
gespan Joseph  von  Urm6nyi  zum  Personal  zu  ernennen :  dieser  Mann  sei, 
seiner  Heftigkeit  halber,  bei  keiner  Partei  beliebt  und  seine  Ernennung 
wäre  »dermalen  die  unpopulärste  Regierungsmaßregel«.  Stefan  Viktor 
empfahl  Zsedenyi  als  würdigsten  Kandidaten.  Schließlich  forderte  der 
Erzherzog  die  Verdopplung  der  Bezüge,  da  er  die  bisherigen  für  ganz 
und  gar  ungenügend  hielt.  »Der  Ungar  hat  ein  orientalisches  Blut,  liebt 
Glanz  und  Pracht,  läßt  sich  somit  leicht  durch  Feste,  Bälle,  Diners  u.  s.  w. 
blenden,  bestechen.  Da  dies  gewiß  ein  höchst  unschädliches,  aber  auch 
sehr  wirksames  Mittel  ist,  um  manche  Streitfrage  zu  schlichten  und 
Partheiungen  zu  einigen,  und  bei  dieser  Maßnahme  das  Sprichwort  An- 
wendung findet:  , Kleine  .Ursachen,  große  Wirkungen',  so  thut  nach 
meiner  unvorgreiflichen  Ansicht  die  Regierung  sehr  klug  daran,  wenn 
sie  ihren  Stellvertreter  so  stellt,    daß    er  allen  Magnaten  die  Stange  und 
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ein  Haus  halten  könne,  das  seines  Monarchen  würdig  ist  .  .  .«  (Erzherzog 
Stefan  Viktor  an  den  Fürsten  Metternich,  dd.  Ofen,  14.  Jänner  1847. 
Staatskonferenzakt,  Z.  486V2  ex  1847.  St.  A.) 

*")  (34)  Das  kaiserliche  Ernennungsschreiben  (nach  Kolowrats 
Entwurf)  war  vom  16.  Jänner  1847  datiert.  (Staatskonferenzakt,  Z.  37  ex 
1847.  St.  A.) 

118)  (25)  Geheime  Eingabe  Jösikas  an  den  Fürsten  Metternich,  dd. 
30.  Jänner  1847.  (Staatskonferenzakt,  Z.  486 Va  ex  1847.  St.  A.) 

^*')  (35)  Baron  Jösika  bezeichnete  ihn  als  »den  unsichersten  Freund« 
der  Wiener  Regierung. 

*'")  (35)  So  dachten  Kolowrat  und  Hartig;  den  Gutachten  beider 
pflichtete  auch  Metternich  bei.  (Staatskonferenzakt,  Z.  486^/2  ex  1847. 
St.  A.) 

*^0  (35)  Gerüchte  ähnlicher  Art  waren  von  Apponyis  Gegnern  und 
Neidern  anläßlich  der  Enthebung  des  Grafen  Mailäth  ausgesprengt 
worden. 

122)  (36)  Vom  4.  Februar  1847.  (Staatskonferenzakt,  Z.4861/2  ex  1847.) 
—  Vgl.  Stefan  Viktor,  Erzherzog  von  Oesterreich.  S.  192  ff. 

123)  (^26)  Votum  Metternichs  vom  14.  März  1847.  (Staatskonferenzakt, 
Z.  4861/2  ex  1847.) 

124)  (36)  Erzherzog  Stefan  an  den  Fürsten  Metternich,  dd.  Wien, 
20.  März  1847  (^d  Staatskonferenzakt  Z.  270  ex  1847.  St.  A.) 

125)  (36)  Hofrat  von  Bartal  und  Hofvizekanzler  von  Szögy6nyi,  an 
die  sich  Graf  Apponyi  gewandt  hatte.  Ihre,  vom  14.  und  15.  März 
datierten  Gutachten  (ibidem)  besagten,  daß  nichts,  was  den  Landtag  be- 
treffe, also  auch  kein  Reglement,  ohne  Zutun  der  Reichsstände  ins  Leben 
treten  könnte. 

"")  (37)  Erzherzog  Stefan  an  den  Fürsten  Metternich,  dd.  Wien, 
20.  März  1847.    (Staatskonferenzakt,  Z.  270  ex  1847.) 

*^')  (37)  Gutachten  Kolowrats  vom  25.  März  1847,  auch  vom 
Fürsten  Metternich  unterzeichnet.  (Ibidem.)  ».  .  .  Sollten  wirklich  S. 
kais,  Hoheit,  der  durchl.  Herr  Erzherzog  Stefan,  in  einem  einzelnen 
Falle  —  so  heißt  es  in  diesem  Votum  —  Ansichten  äußern,  welche  mit 
den  Gesamt-Interessen  der  Monarchie  oder  des  durchl.  Erzhauses  schwer 
in  Einklang  zu  bringen  wären,  so  haben  Sich  Höchstdieselben  für  diesen 
sicher  nur  seltenen  Fall  selbst  schon  dem  A.  h.  Ausspruche  unter- 
worfen .  .  .« 

"®)  (37)  *•  •  •  Zugleich  werde  Ich  Ihre  Wünsche  darin  Mir  stets 
gegenwärtig  halten,  daß  nämlich  keine,  die  politische  Landesverwaltung 
Ungarns  betreffende  wichtige  Maßregel,  ohne  Sie  vorläufig  hieven  in 
Kenntniß  gesetzt  zu  haben,  in  Ausführung  gebracht,  und  daß  hierbei  jederzeit 
mit  thunlicher  Rücksichtnahme  auf  E.  L.  Vorstellungen  vorgegangen 
werde;    so    wie   es    in  Meiner    Absicht   liegt,    die    einmal    beschlossenen 
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Verfügungen  mit  fester  Beseitigung  allfälliger  Hindernisse  und  in  der 
dem  Zwecke  entsprechenden  Ausdehnung  ins  Werk  zu  setzen  .  .  .« 
(Kabinettschreiben  an  Erzherzog  Stefan  [nach  Kolowrats  Entwurf],  dd. 
Wien,  26.  März  1847.  Ibidem.) 

^29)  (37)  Erzherzog  Stefan  an  den  Fürsten  Metternich,  dd.  Wien, 
20.  März  1847.  (Ibidem.) 

^^°)  (37)  Graf  Apponyi  hatte  einige  Mitglieder  der  konservativen 
Partei  zu  Ausarbeitungen  aufgefordert  und  schließlich  das  Programm  mit 
Hilfe  des  zweiten  Hofvizekanzlers  von  Szögyenyi  fertig  gestellt.  (Staats- 
konferenzakt, Z.  681  und  682  ex  1847.  St.  A.)  Eine  klare  Übersicht  des 
Programms  in  Hartigs  Buch:  Genesis  der  Revolution  in  Oesterreich- 
[3.  Auflage],  320 ff.,  329  ff. 

*^0  (38)  Graf  Apponyi  hatte  die  Gegenstände,  deren  Erledigung 
im  nächsten  Landtag  zu  beantragen  war,  in  zwei  Gruppen  eingeteilt; 
in  die  erste  gehörten  Vorlagen,  hinsichtlich  deren  man  den  Ständen 
eine  königliche  Entschließung  bereits  zugesagt  hatte:  Montangesetz- 
buch, Militärverpflegung,  Rückeinverleibung  der  Partium,  Hebung  des 
materiellen  Wohles  (Regelung  der  Handelsverhältnisse  im  Hinblick 
auf  das  Zoll-  und  Dreißigstwesen;  Erschließung  von  Verkehrswegen; 
Regelung  der  grundherrlichen  Verhältnisse  und  im  Zusammenhang  da- 
mit Festigung  des  Kredits).  —  In  die  zweite  Gruppe  fielen  Gesetz- 
bestimmungen, die  ungeachtet  ihrer  Notwendigkeit,  teils  wegen  Mei- 
nungsverschiedenheit beider  Tafeln  dem  Monarchen  noch  nicht  unter- 
breitet, teils  von  den  Reichsständen  selbst  noch  nicht  beraten  worden 
waren;  sie  betrafen  den  ungewöhnlichen  Zustand  des  Landtags  und  der 
Komitate,  Strafgerichtsbarkeit,  Vereinswesen,  Rekrutierung,  Urbarium, 
Kultus.  —  Außerdem  sollten  dem  Landtag  die  Entschließungen  über 
noch  anhängige  Gravamina  und  Postulata  vorgelegt  werden. 

132)  (38)  Wien,  2.  Juni  1847.  (Staatskonferenzakt,  Z.  682  ex  1847. 
St.  A.)  Siehe  Hartig,  Genesis  der  Revolution  in  Oesterreich,  329  ff. 

133)  (^38)  Graf  Apponyi  bemerkte,  daß  in  diesem  Fall  »das  Land 
über  den  eigentlichen,  nur  dem  bösen  Treiben  der  Übelgesinnten  zur  Last 
fallenden  Sachverhalt  durch  eine  väterliche,  aber  kräftige  und  entschie- 
dene Sprache  vom  a.  h.  Throne  aus  belehrt  werden  müßte;  wobei  zu- 
gleich die  a.  h.  Absicht,  die  Reichsstände  abermals,  sobald  es  zulässig 
sein  würde,  einzuberufen,  a.  g.  kund  zu  geben  wäre  und  sämmtliche 
Stände  in  vorhinein  zur  loyalen  Mitwirkung  in  der  Absicht  nachdrück- 
lichst aufgefordert  werden  dürften,  damit  das  Königreich  Ungarn  jener 
Wohlthaten,  die  verfaßungsmäßig  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  ins 
Leben  gerufen  werden  können,  durch  die  Umtriebe  der  Böswilligen  nicht 
lange  beraubt  bleiben  müsse«. 

134)  (38)  Einverleibung  der  drei  siebenbürgischen  Komitate.  Dieser 
Gegenstand  war  ein  Lieblingsthema  der  Opposition.    Apponyi  hatte  daher 
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eine  Vorlage  beantragt,  die  dem  Landtag  jeden  Verdacht  benehmen 
sollte,  als  zweifle  die  Regierung  an  der  Möglichkeit  der  Durchführung. 
Der  Erzherzog  ging  noch  weiter:  er  verlangte,  daß  die  Regierung  auch 
die  konservative  Partei  von  Schritten  abhalte,  die  den  Wunsch  erkennen 
ließen,  eine  bereits  beschlossene  Sache  aus  der  Welt  zu  schaffen. 

D reißigst-  und  Zollwesen.  Graf  Apponyi  hatte  sich  für  gänzliche 
Einbeziehung  Ungarns  in  den  allgemeinen  Zollverband  der  Monarchie 
ausgesprochen;  er  glaubte,  dieses  Ziel  nur  dann  erreichen  zu  können, 
wenn  die  Steuerfreiheit  des  adeligen  Grundbesitzes  aufgehoben  und  das 
Tabakmonopol  nur  einmal  eingeführt  wäre.  Der  Erzherzog  wandte  zwar 
nichts  gegen  den  Vorschlag  ein,  der  das  Tabakmonopol  betraf,  nur 
glaubte  er  nicht  an  irgend  einen  Erfolg.  Für  eher  möglich  hielt  er  die 
Besteuerung  des  Adels.  Allerdings  vertrat  er  die  Ansicht,  es  dürfe  die 
Regierung  diesen  Gegenstand  nicht  selber  in  Anregung  bringen,  sondern 
sie  müßte  ihn  als  Vorschlag  des  Landtags  an  sich  gelangen  lassen. 
Denn  die  Steuerfreiheit  des  Adels  sei,  wenn  auch  ein  veraltetes  Recht, 
so  doch  einer  der  Hauptpfeiler  der  Verfassung.  Welche  Einwürfe  man 
gewärtigen  müßte,  habe  der  letzte  Landtag  gelehrt,  und  da  könnte  der 
Antrag  —  infolge  des  Widerspruchsgeistes  der  Ungarn  —  scheitern, 
wenn   er  von   der  Regierung  ausginge. 

Erzherzog  Stefan  erklärte  sich  ferner  gegen  Änderungen  des  Reli- 
gionsgesetzes und  ebenso  dagegen,  daß  die  Regierung  in  der  Weise  auf 
die  Jurisdiktionen  einwirke  (Absatz  c  des  IL  Teiles  des  Apponyischen 
Programms.  Hartigs  Genesis  der  Revolution  in  Oesterreich,  330),  daß 
sie  ihnen  eine  allgemeine  Instruktion  erteile.  Der  Erzherzog  wünschte 
vielmehr,  daß  sie  ihre  Verhaltungsmaßregeln  den  Verhältnissen  anzu- 
passen suche.  (Eingaben  des  Erzherzogs  Stefan  Viktor  vom  18.  Fe- 
bruar und  vom  26.  Juni  1847.  Staatskonferenzakten,  Z.  681  und  682 
ex  1847.) 

135)  (38)  Nach  Kolowrats  Entwurf.  (Staatskonferenzakt,  Z.  681  ex 
1847.) 

"')  (39)  Metternichs  Votum  vom  21.  Juli  1847.  (Ibidem.) 

*'^)  (39)  Graf  Hartig  an  den  Staatskanzler,  Wien,  27.  Februar  1847, 
(Ibidem.)    — 

»Vielleicht  ist  es  der  Weisheit  E.  D.  vorbehalten,  den  künftigen 
Palatin  —  so  schloß  Graf  Hartig  sein  Schreiben  —  mit  den  Grund- 
maximen des  dermal  bezüglich  auf  Ungarn  angenommenen  Regierungs- 
Systems  zu  befreunden.« 

"*)  (39)  Erzherzog  Stefan  Viktor  an  den  Kaiser,  dd.  Prag,  26.  Juni 
1847.  (Staatskonferenzakt,  Z.  682  ex  1847.  St.  A.)  —  Hier  sei  bemerkt, 
daß  Fürst  Metternich  nicht  zu  denen  zählte,  die  den  mitunter  auf- 
tauchenden Trennungsgerüchten  größere  Bedeutung  zuschrieben.  »Was 
könnte  —  so  hatte  er  sich  1844  geäußert  —   der  überspannteste  magya- 
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rische  Geist  in  der  Trennung  suchen,  wo  ihm  nicht  der  Untergang  in 
den  Weg  träte?  Selbstständig  ist  Ungarn  in  legislativer  und  administra- 
tiver Beziehung.  In  politischer  kann  es,  wie  die  Welt  heute  steht,  nicht 
sein  und  das  zwar  aus  folgenden  handgreiflichen  Gründen:  das  Unter- 
nehmen müßte  erobert  werden,  und  hierzu  fehlen  dem  Lande  die  Mittel. 
Als  solche  bezeichne  ich  die  Einheit  der  Nationalität;  die  geregelte 
Kraft  zur  Leitung  eines  Aufstandes;  den  Willen,  welcher  die  Grundlage 
aller  Kraft  bildet.  Ungarn  kann  in  Rebellion  übergehen,  aber  eine  Rebel- 
lion bedingt  nicht  den  Sieg  eines  Unternehmens.  —  Was  stünde  dem 
Siege  bevor  :  Ein  Zerfallen  Ungarns  in  Stücke ;  der  Verlust  seiner  con- 
stitutionellen  Freiheiten  und  eine  gänzliche  Verarmung.  Ungarn,  um  seine 
politische  Selbstständigkeit  zu  behaupten,  müßte  Oesterreich  erobern. 
Wäre  dies  möglich?  Auch  liegt  dem  Begriffe  des  Separatismus  nichts 
zu  Grund  als  ein  aufregender  Wortschall;  und  da  die  Sache  nur  ein 
Hirngespinnst  ist,  so  verdient  sie  selbst  nicht  die  Würdigung  der  Regie- 
rung.« (Eigenhändige  »Bemerkungen«  Metternichs  s.  d.  Ad  Staatskon- 
ferenzakt, Z.  i66  s  ex  1844.  St.  A.) 

^3^)  (39)  Die  Gesetzentwürfe  betrafen:  Perennalfassionen;  adelige 
liegende  Pfänder  und  Pfandprozesse;  Grundbuch;  Intabulation;  Komitats- 
gerichtsstühle  (Staatskonferenzakt,  Z.  848  ex  1847)  und  Städtekoordi- 
nation (Staatskonferenzakten,  Z.  692  und  1122  ex  1847.  St.  A.).  Sie 
wurden  in  der  Staatskonferenz  beraten  und  dd.  27.  Oktober,  6.  und 
7.  November  1847  vom  Monarchen  genehmigt.  Die  Entschließung  über 
Vorlage  der  königlichen  Propositionen  erfloß  am  7.  November  1847 
(Staatskonferenzakten,  Z.  11 17  und  11 18  ex  1847).  Die  königlichen  Pro- 
positionen finden  sich  abgedruckt  in  Hartigs  Genesis  der  Revolution  in 
Oesterreich,  332  ff. 

140)  (40)  »Wenn  auch  der  hiezu  erforderliche  Betrag  mit  voller 
Genauigkeit  noch  nicht  angegeben  werden  kann,  so  glaubt  Graf  Apponyi 
doch  die  Summe  von  200.000  fl.  C.  M.  derart  bezeichnen  zu  sollen,  daß 
selbe,  mit  Inbegriff  der  geheimen  Auslagen,  die  während  des  Reichstages 
selbst  noch  erforderlich  sein  dürften,  nicht  überschritten  werden  können. 

Am  zweckdienlichsten  schiene  es,  wenn  E.  M.  a.  g.  zu  gestatten 
geruhen,  daß  das  benöthigte  Geld  jedesmal  nach  dem  Übereinkommen 
des  Grafen  Apponyi  mit  dem  Präsidenten  der  allg.  Hofkammer  sogleich 
angewiesen,  hierüber  aber  nachträglich  ein  a.  u.  Bericht  E.  M.  unter 
breitet  werde. 

Dieser  Fond  dürfte  übrigens  nur  in  Fällen  verwendet  werden,  wo 
die  größte  Wahrscheinlichkeit  vorhanden  ist,  daß  eine  Jurisdikzion  da- 
durch für  die  Absichten  der  Regierung  gewonnen  werden  kann;  ferner 
wenn  es  sich  um  die  Unterstützung  einzelner  Individuen  handelt,  die 
entweder  am  Reichstage  selbst,  oder,  wiewohl  zu  diesem  nicht  berufen, 
in  den  Jurisdikzionen  unentbehrliche  Dienste  leisten,  aber  wegen  Mangel 
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an  Mitteln  sich  auf  ihrem  Posten  nicht  behaupten  könnten.  Die  Zu- 
führuni;  der  angewiesenen  Hilfe  müßte  mit  der  größten  Vorsicht  und  so 
geschehen,  daß  die  Regierung  durchaus  keiner  Kompromission  ausgesetzt 
werden  könnte.«  (Vortrag  des  zweiten  ungar.  Hofkanzlers  Grafen  von 
Apponyi  vom  22.  August  1847.  Als  »sehr  geheim«  bezeichnet.  Staats- 
konferenzakt, Z.  186  s  ex  1847.  St.  A.) 

i-*i)  (40)  '»Der  Hofkammerpräsident  Freiherr  von  Kübeck,  dessen 
Meinung  Graf  Apponyi  sich  erbat,  fühlte  sich  verpflichtet,  zu  erinnern 
(Note  vom  16.  August),  daß  das  vorgeschlagene  Mittel  ein  höchst  be- 
dauerliches, gefährliches  und  die  Sittlichkeit  der  Nazion  destruirendes  sei, 
und  daß  er  großen  Zweifel  über  das  Gelingen  hege,  zumal  es  schwer 
sei,  gegen  Mißbräuche  der  eigenen  Organe  sich  zu  verwahren.  Derselbe 
konnte  ferner  nicht  unerwähnt  lassen,  in  welcher  beunruhigenden  Art  das 
Staatsvermögen  von  allen  Seiten  in  Anspruch  genommen  werde  etc.  Er 
glaubte  jedoch,  die  Beurtheilung  der  Mittel,  die  geeignet  sind,  um  die 
Zustände  Ungarns  in  eine  bessere  Richtung  zu  bringen,  dem  Grafen 
Apponyi  und  den  sonst  berufenen  Authoritäten  anheimstellen  zu  müssen, 
und  wollte  sich  dem  Vorwurfe  nicht  bloßgeben,  eine  Maßregel,  die  man 
für  einen  so  hochwichtigen  politischen  Zweck  als  unerläßlich  erklärt, 
durch  seine  entschiedene  Einsprache  vereitelt  zu  sehen.  Er  erklärte 
sich  demnach  dahin,  daß,  wenn  E.  M.  a.  g.  befehlen,  er  dafür  Sorge 
tragen  würde,  daß  die  angedeutete  Summe  sichergestellt  werde  .  .  .« 
(Staatskonferenzakt,  Z.  186  s  ex  1847.) 

1")  (40)  Handschreiben  an  Apponyi  und  Kübeck,  dd.  Schönbrunn, 
29.  September  1847.  (Ibidem.)  Am  5.  Oktober  behob  Graf  Apponyi  die 
erste  Rate  von  40.000  fl.  Am  11.  [desselben  Monats  wurde  ein  gleich 
hoher  Betrag  von  der  Zentralkasse  an  'die  geheime  Kabinettkasse  ange- 
wiesen. (Staatskonferenzakten,  Z.  190  s  ex  1847  und  22  s  ex  1848.  St.  A.) 
—  Bereits  im  Jahre  1844  waren  der  konservativen  Partei  größere  Geld- 
mittel zugestanden  worden,  um  »dadurch  Verhandlungen  im  guten  Sinne 
mehr  Nachdruck  zu  gewähren«.  (Gervay  an  Wirkner,  dd.  Wien,  26.  Jänner 
1844.  Staatskonferenzakt,  Z.  33  s  ex  1844.  St.  A.)  Kübeck  aber  hatte 
sich  jederzeit  gegen  derartige  Zuwendungen  erklärt  und  sogar  auch  ent- 
schieden widerraten,  den  Theißregulierungsplan  des  Grafen  Sz6ch6nyi 
aus  Staatsmitteln  zu  unterstützen.  (Gutachten  Kübecks,  dd.  Wien, 
18.  März  1846.  Staatskonferenzakt,  Z.  121  s  ex  1846.  St.  A.) 

143)  (40)  Max  Falk :  Graf  Stephan  Sz6chenyi  und  seine  Zeit.  (Oester- 
reichische  Revue,  1866.  Heft  VII,  56.  Fußnote.) 

144)  (40)  Kossuth  richtete  in  dieser  Sache,  am  30.  Dezember  1843, 
ein  Schreiben  folgenden  Inhalts  an  Eduard  Zsedenyi: 

Nagysägos  kir.  helytartösägi  Tandesnok  s  orszäggy.  követ  ür! 
Landerer  €s  Heckenast  uraknak  minden  m6rteket    haladö  szennyes 
piszkossägukat    toväbbad  türnöm    lehetetlen.    Dolgozom,    mint    a    barom, 
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k6rked6s  nelkül  mondhatom,  lelke  feltartoja  vagyok  a  Pesti  Hirlapnak, 
melyet  szabad  talän  hinnem,  hogy  hazanak  kormänynak  nem  kärära 
kezeltem ;  s  ök  a  piszkossägban  most  annyira  mennek  mär,  hogy  szäzszor 
adott  szavuk  dienere  meg  azt  merik  kivänni,  hogy  az  orszäggyülesi  tudö- 
sitäsok  költsegei,  melyek  havonkint  mindössze  240  pftot  tesznek  (a 
referensek  honorariuma  215  pft),  melyeknek  2/3  r6szet  különben  is  €n 
magam  ajänlkozäm  viselni,  —  egdszen  az  en  nyakamba  härittassanak. 

Sok  ember  mondotta  mär,  hogy  valösäggal  bolond  vagyok  az  ö 
igavonö  marhäjuk  lenni,  s  az  örökös  munkäval,  örökös  boszüsäggal, 
61etemet  egeszsegemet  erettük  felemeszteni ;  holott  a  kormäny  loyaH- 
täsäröl  m61tän  fei  lehet  tenni,  hogy  ha  hasonlö  feltetelek  s  biztositäsok 
mellett  sajät  Hirlap  kiadäsi  privilegiumert  folyamodnäm,  azt  tölem  szintoly 
kevesse  tagadnä  meg,  mint  mäsoktöl  meg  nem  tagadta. 

Sokä  vonakodtam,  de  megvallom,  ezek  az  emberek  oly  piszkos 
bänäsmöddal  illetik  iräntuki  viszonyomat,  hogy  elvegre  hajlandö  vagyok 
azon  lepest  megtenni,  ha  t.  i.  biztos  lehetek,  hogy  keresem  meg  nem 
tagadtatik. 

A  kormäny  megengede,  hogy  lapot  szerkeszzek;  gondolom  az  reä 
nezve  tök61etesen  mindegy,  valljon  a  munka  materialis  jutalmät  en 
szedjem-e,  vagy  mäsok  szedj6k. 

Bocsässon  meg  tehät  Nagysägod,  hogy  azon  bizodalomnäl  fogva, 
melyet  nemes  gondolkozäsäval  s  eletphilosophiäjäval  nemcsak  elvrokonitol 
vivott  ki,  s  bir  osztatlanul;  azon  aläzatos  keressel  bätorkodom  alkalmat- 
lankodni,  meltoztatnek  iräntam  azon  kegyesseggel  lenni,  s  Kancellar  ö 
excellentiäjänäl  elölegesen  bizonyossä  lenni,  remenylhetnem-e  bizonyosan, 
hogy  ha  ily  k6rest  teszek,  annak  teljesitese  meg  nem  tagadtatik.  —  Hisz 
a  kormänynak  a  Censuräban  megvan  biztositeka. 

Ez  iränt  elölegesen  tisztäba  [fehlt:  kell]  jönnöm  mind  magänylag 
mind  közügyileg,  mert  a  mint  nekem,  ügy  gondolom,  a  kormänynak  is 
csak  kellemetlen  lehetne,  ha  szöba  kerülhetne,  hogy  szem61yem  iränt 
m6g  most  is  annyira  üldözessel  viseltetik,  hogy  nekem,  ki  mär  3  6v  öta 
politikai  lapot  szerkesztek,  nem  engedn6  meg,  hogy  munkäm  mate- 
rialis jutalmät  magam,  nem  pedig  egy  pär  piszkosan  szämitgatö  kereskedö 
szedje. 

Magäban  ertetik,  hogy,  mig  eziränt  lep6st  tennek,  a  dolognak 
köztudomäsra  mär  csak  azert  sem  lehetne  jönni,  mivel  különben  Landerer 
es  Heckenast  eget  földet  ellene  mozditanak. 

ifen  szeretn6k  ha  lehetne  hetenkint  6szor  megjelenö  lapot  kiadni; 
de  ha  ez  nem  engedtetnek,  akkint  mint  a  Pesti  Hirlap  most  adatik  ki; 
szerkesztö  tärsül  pedig  Szalay  Läszlö  urat  kivännäm  magamhoz  segedül 
venni. 

Kerem  minden  esetre  aläzatosan  Nagysägodat,  m61töztass6k  engem 
egy  pär  sor  välaszszal  megtisztelni. 

119 


A  ki    egy6birant    nagybecsü    kedvez6seibe   zart    tisztelettel    vagyok 

Nagysägodnak  aläzatos  szolgdja 

Kossuth  Lajos. 

Ha  az  6n  nevem  eilen  m6g  is  valami  kifogäs  taldlna  lenni,  s  nekem 
csak  mint  szerkesztönek  lehetne  megjelennem,  azon  esetre  Meszlenyi 
Rudolf  s6gorom  nev6re  öhajtanäm  a  Hirlap  kiadäst  kinyerni. 

Diesem  Schreiben  liegt  eine  gleichzeitige  Übersetzung  bei,  die 
folgendermaßen  lautet: 

Hochwohlgeborener  Herr  Statthalterey-Rath  und  Reichs-Deputirter! 

Es  ist  mir  unmöglich,  die  alles  Maaß  übersteigenden  schmutzigen 
Knausereyen  der  Herren  Landerer  und  Hekenast  noch  länger  zu  dulden. 
Ich  arbeite  wie  ein  Vieh,  ohne  Prahlerey  [kann  ich  es  sagen,  daß  ich 
die  erhaltende  Seele  des  Pesti  hirlap  bin,  welches  Blatt  —  wie  es  zu 
glauben  mir  erlaubt  sey  —  nicht  zum  Schaden  der  Regierung  und  des 
Landes  von  mir  redigirt  wird,  und  die  genannten  Herren  gehen  in  ihrer 
Schmutzerey  dennoch  so  weit,  daß  sie  wider  ihr  hundertmal  gegebenes 
Wort,  die  Deckung  der  ganzen  Unkosten  für  die  Landtagsberichte, 
welche  monathlich  240  fl  CM  betragen  (das  honoraire  des  Referenten 
sind  215  fl  CM)  und  2/^  zu  tragen,  ich  mich  selbst  angetragen  habe,  von 
mir  zu  verlangen  sich  erkühnen. 

Viele  Menschen  haben  es  mir  schon  gesagt,  daß  ich  in  der  That 
ein  Narr  bin,  wenn  ich  noch  hiefüro  ihr  Zugochse  seyn  und  mit  ewiger 
Arbeit,  ewigem  Verdruß  mein  Leben,  meine  Gesundheit  für  sie  opfern 
wollte,  wo  man  doch  von  der  Loyalität  der  Regierung  mit  Recht  voraus- 
setzen kann,  daß,  wenn  ich  unter  gleichen  Bedingungen  und  Garantien 
um  ein  Privilegium  eines  eigenen  Zeitungsblattes  einkommen  würde, 
dasselbe  eben  so  wenig  mir  abgeschlagen  würde,  als  es  Andern  nicht 
abgeschlagen  wurde. 

Ich  habe  mich  lange  gesträubt;  doch  diese  Menschen  —  ich  ge- 
stehe es  offen  —  haben  mein  Verhältniß  zu  ihnen  mit  diesem  schmutzigen 
Benehmen  so  getrübt,  daß  ich  endlich  diesen  Schritt  zu  thun  geneigt 
bin,  wenn  ich  nehmlich  sicher  bin,  daß  meine  Bitte  keinen  abschlä- 
gigen Bescheid  erhaltet.  Die  Regierung  hat  es  erlaubt,  daß  ich  ein 
Zeitungsblatt  redigire  —  ich  glaube,  es  müsse  ihr  vollkommen  gleich 
seyn,  ob  den  materiellen  Lohn  der  Arbeit  ich  oder  andere  beziehen. 

E.  H.  werden  dahero  verzeihen,  wenn  ich,  von  dem  Zutrauen  ge- 
leitet, welches  Sie  durch  Ihre  edle  Denkungsart  und  Lebensphilosophie 
nicht  nur  bey  Ihren  Partheygängern  sich  erworben  haben,  sondern  un- 
getheilt  besitzen,  mit  der  unterthänigen  Bitte  Ihnen  lästig  zu  fallen  mich 
erkühne,  E.  H.  mögen  die  Gewogenheit  haben,  sich  bey  S.  E.  den 
Grafen-Kanzler  zu  erkundigen,  ob  ich  sicher  hoffen  kann,  in  dieser  Hin- 
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sieht  keine  Fehlbitte  zu  thun.    Die  Regierung  hat  ja  auf  jeden  Fall  hin- 
längliche Garantie  in  der  Censur. 

In  diesem  Bezüge  möchte  ich  gerne  voraushin  ins  Reine  kommen, 
sowohl  meiner  Person  als  des  gemeinen  Wesens  halber;  denn  wie  es  mir,  so 
glaube  ich,  würde  es  auch  der  Regierung  nur  unangenehm  seyn,  wenn 
es  zur  Sprache  käme,  daß  sie  meine  Person  noch  immer  in  dem  Grade 
verfolge  und  mir  nicht  erlaube,  daß  ich,  der  seit  3  Jahren  ein  politi- 
sches Blatt  redigire,  den  materiellen  Nutzen  meiner  Arbeit  beziehe, 
sondern  denselben  einigen  schmutzig  spekulirenden  Handelsleuten  über- 
lassen muß. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß,  bis  ich  in  dieser  Hinsicht  Schritte 
machen  kann,  diese  Angelegenheit  schon  darum  nicht  zur  öffentlichen 
Kenntniß  geeignet  ist,  weil  sonst  Landerer  und  Hekenast  Himmel  und 
Erde  dagegen  in  Bewegung  setzen  würden. 

Ich  möchte,  wo  möghch,  wöchentlich  sechsmal  mein  Blatt  er- 
scheinen lassen,  doch,  wenn  dieß  nicht  erlaubt  würde,  auf  dieselbe  Art, 
wie  Pesti  hirlap  jetzo  erscheint.  Mein  Genosse  in  der  Redaction  wäre 
Ladislas  Szalay. 

Auf  jeden  Fall  bitte  ich  E.  H.  ergebenst,  die  Güte  zu  haben,  mich 
mit  einigen  Zeilen  zu  beehren,  der  ich  uebrigens  Ihrem  Wohlwollen 
empfohlen  mit  Ehrfurcht  bin 

E.  H.  unterthänigster  Diener 

Ludwig  Kossuth. 

Wenn  gegen  meinen  Namen  noch  immer  eine  Einwendung  ge- 
macht würde  und  ich  nur  als  Redacteur  erscheinen  könnte,  so  möchte 
ich  in  diesem  Falle  die  Herausgabe  des  Blattes  für  meinen  Schwager 
Rudolph  Meszlenyi  zu  erwirken  trachten.«  (Staatskonferenzakt,  Z.  143  s  ex 
1844.  St.  A.) 

Der  Pester  Buchdrucker  Beimel,  Eigentümer  des  Handelsblattes 
»Mercur«  beabsichtigte,  im  Frühjahr  1844,  Kossuth  als  Redakteur  dieser 
Zeitung  anzuwerben  und  das  Erforderliche  bei  der  ungarischen  Statt- 
halterei  einzuleiten. 

Als  Fürst  Metternich  und  Graf  Kolowrat  davon  erfuhren,  ließen  sie 
den  Vorsitzenden  des  Zensurkollegiums,  Baron  Alois  Mednyänszky,  er- 
suchen, nichts  in  der  Sache  zu  verfügen,  ehe  darüber  eine  Erledigung 
erfolgt]  sei.  Im  übrigen  galt  Beimel  »als  ein  der  destruktiven  Partei 
angehöriges  Individuum«.  (Gervay  an  den  ungarischen  Hofkammer- 
präsidenten Baron  Mednydnszky,  dd.  Wien,  8.  Mai  1844.  Staatskonferenz- 
akten, Z.  132  s  und  140  s  ex  1844.  St.  A.) 

*^5)  (41)  ».  .  .  Ich  glaube  daher  —  so  schrieb  Eduard  Zsedenyi,  dd, 
Preßburg,  5.  Jänner  1844,  nach  Wien  — ,  daß  diese  Gelegenheit,  ihn 
(Kossuth)    an    die   Interessen    der  Regierung  zu  fesseln,    nicht  unbenutzt 
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vorüberzulassen  wäre,  damit  er  nicht  auf  andere  Wege  sinnend,  wenn 
er  sich  endlich  von  Landerer  lossagen  sollte,  der  Regierung  noch  be- 
schwerlicher falle  .  .  .«  (Staatskonferenzakt,  Z.  143  s  ex  1844.)  Am  Tage 
vorher  war,  in  einer  [zahlreichen  Versammlung  mehrerer  Mitglieder  der 
Opposition,  der  Pesti  Hirlap  als  das  Organ  dieser  Partei  in  aller  Form 
desavouiert  worden. 

^■*ö)  (41)  Schreiben  Metternichs  und  Kossuths  an  Wirkner,  das  eine 
vom  12.  Mai  1844,  das  andere  vom  19.  desselben  Monats  datiert. 
(Wirkner,  Meine  Erlebnisse,  135  ff.,  138  ff.  —  Staatskonferenzakt  ad  Z.  15 
ex  1844.  St.  A.) 

1*'')  (41)  Vgl.  die  Äußerung  Kossuths  gegenüber  Wirkner.  (Wirkner, 
Meine  Erlebnisse,  S.  141,  Absatz  2.) 

*^8)  (41)  Fürst  Metternich  an  den  Palatin  Erzherzog  Josef,  dd. 
Wien,  18.  Juli  1844  (St.  A.).  —  Inzwischen  hatte  man  in  Erfahrung  ge- 
bracht, daß  Joseph  Orosz  vertrauliche  Verhandlungen  mit  Kossuth  pflege, 
um  diesem  sein  Privileg  auf  den  Hirnök  abzutreten.  Orosz  hatte,  bei 
Beginn  des  Landtags  1836,  mit  Kossuth  die  'lithographische  Korrespon- 
denz herausgegeben.  Gervay  äußerte  die  Ansicht,  es  wäre  wohl  am 
besten,  »wenn  in  einer  angemessenen  Weise  dem  Orosz  zu  wissen  ge- 
macht werden  würde,  daß  eine  solche  Übertragung  des  Privilegiums 
ohne  höchster  Genehmigung  ohnehin  nicht  Statt  haben  könne,  und  daß 
es  bei  dem  Verhältnisse,  in  welchem  er  zur  Regierung  steht,  seine  Pflicht 
sei,  sich  in  eine  solche  Unterhandlung  nicht  einzulassen  und  der  Regie- 
rung das  Gehässige  der  Zurückweisung  zu  ersparen  .  .  .«  (Gervay  an 
den  Regierungsrat  Ferstl,  dd.  Wien,  28.  Juni  1844.  Staatskonferenzakt, 
Z.  195  ex  1844.  St.  A.) 

1*8)  (42)  »Wenigstens  ein  Silberzwanziger«,  mit  welchem  Betrag 
man  sechs  Jahre  lang  Mitglied  sein  konnte.  Über  »die  Begründung  des 
Schutzvereins  und  seine  Agitation«  vgl.  Dr.  Rudolf  Sieghart,  Zoll- 
trennung und  Zolleinheit,  die  Geschichte  der  Österreich-ungarischen 
Zwischenzoll-Linie,  134  ff. 

^^°)  (43)  Staatskonferenzakt,  Z.  1273  ex  1844.  St.  A.  Friedrich  List 
wurde  vom  Fürsten  Metternich  aufgefordert,  ihm  seine  Gedanken  über 
die  wirtschaftliche  Gesundung  Ungarns  zu  entwickeln;  er  übersandte 
ihm,  dd.  Wien,  7.  Februar  1845,  den  ersten  Teil  einer  Abhandlung,  die 
die  »Transportverbesserung  in  Ungarn«  betraf.  Der  Staatskanzler  sandte 
diese  Schrift  an  Kübeck,  der  sich  darüber  (12.  Februar  1845)  wie  folgt 
äußerte : 

».  .  .  Die  darinn  niedergelegten  Ideen  scheinen  auch  mir  im  All- 
gemeinen ganz  richtig,  aber  auch  schwerlich  Jemandem,  der  sich  mit  diesen 
Gegenständen  wissenschaftlich  und  praktisch  beschäftigte,  unbekannt.  — 
Die  Frage  wegen  der  Verbindung  Wiens  mit  Pesth  durch  eine  Lokomotiv- 
bahn am  rechten  und  linken  Ufer  abwechselnd,    basirt  sich  auf  die  Ver- 
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ständigung  und  Vereinigung  zweier  Bankhäuser,  die  mir  nicht  erreichbar 
scheint.  Es  ist  auch  zweifelhaft,  ob  eine  solche  Verschmelzung  im  finan- 
ziellen Interesse  der  Staatsverwaltung  liege,  da  die  Rivalität  der  Bank- 
häuser die  Regierung  freier  stellt.  —  So  viel  ich  entnehme,  koketirt 
List  mit  aller  Welt,  vorzüglich  mit  den  Häuptern  der  ungarischen  Oppo- 
sition, um  Raum  für  eine  thätigere  und  gewinnreichere  Stellung  zu  ge- 
winnen. Es  scheint  mir  vorsichtig,  ihn  dermahlen  nicht  abzustossen,  um 
zu  sehen,  in  welcher  Richtung  er  sich  endlich  fixiren  wird.  Wenn  mit 
der  Opposition  und  seinem  gewünschten  Geldprotektorate  nicht  viel 
heraus  kömmt,  wird  er  gewiß  umschlagen,  und  dann  läßt  er  sich  viel- 
leicht gut  für  die  Regierung  benützen.  —  Ich  glaube,  E.  D.  dürften  ihm 
entweder  unmittelbar  oder  mittelbar  einige  freundliche  Worte  sagen  oder 
fragen  lassen,  und  ihn  aufmuntern,  weitere  Arbeiten,  die  er  etwa  sich 
vorgesetzt  hat,  ebenfalls  vorzulegen,  da  sie  von  E.  D.  stäts  mit  Inter- 
esse aufgenommen  werden  würden.«  (Staatskonferenzakt,  Z.  212  s  ex  1845 
St.  A.) 

^^0  (43)  Kübecks  Gutachten  vom  30.  Oktober  1844.  (Staatskonfe- 
renzakt, Z.  623  s  ex  1844.)  So  mußten  z.  B.  die  Statuten  der  Städte, 
der  Komitate  und  Zünfte  eingeschickt  werden. 

^^^)  (43)  Resolution,  dd.  19.  November  1844.  (Staatskonferenzakt, 
Z.  1273  ex  1844.  St.  A.)  Man  sah  jedoch  ein,  daß  dem  Schutzverein 
unmittelbar  nicht  beizukommen  sei,  und  trachtete  daher,  das  Vereins- 
wesen überhaupt  einer  gründlichen  Revision  zu  unterziehen. 

^^^)  (43)  »Als  industrielles  (Unternehmen)  ist  er  so  evident  absurd, 
daß  sich  der  Muth  der  Unternehmer,  mit  einem  Gebäude  der  Art  auf- 
zutreten, nur  durch  die  Erblindung  erklären  läßt,  zu  welcher  die  Sucht 
des  Gewinnes  geldbedürftiger  Spekulanten  die  Wege  zeigt.« 

So  Fürst  Metternich  in  einem  Vortrag  an  den  Kaiser,  dd.  24.  De- 
zember 1844.  (Staatskonferenzakt,  Z.  1403  ex  1844.  St.  A.)  Seine  Ge- 
danken über  die  ungarische  Industrie  hatte  der  Staatskanzler  in  seinen 
Aphorismen  über  Ungarn  niedergelegt.  (Nachgelassene  Papiere,  VII,  57  ff.) 

^^*)  (43)  Vortrag  Metternichs  an  den  Kaiser  vom  24.  Dezember 
(Staatskonferenzakt,  Z.  1403  ex  1848);  Schreiben  Metternichs  an  den 
Palatin  vom  8.  Jänner  1845  (Staatskonferenzakt,  Z.  72/73  s  ex  1845. 
St.  A.). 

155)  (44)  Beiträge  zur  Neueren  Geschichte  Oesterreichs,  IV,  256, 
Anm.  2. 

156)  (44)  Äußerung  Apponyis  vom  15.  März  1845  über  ein  Schreiben 
des  Palatins  vom  24.  Februar.  (Staatskonferenzakt,  Z.  160  s  ex  1845. 
St.  A.) 

Die  Wiener  Geschäftsleute  hatten  ursprünglich  die  Gründung  des 
Schutzvereines  belächelt;  in  der  Folge  aber  zeigte  es  sich,  daß  die 
ungarischen  Fabriken  einen  unerwarteten  Aufschwung    nahmen   und  ins- 
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besondere  die  ung^arische  Damenwelt  dem  Luxus  entsagte  und  gröbere, 
in  Ungarn  erzeugte  Stoffe  bevorzugte.  Immerhin  suchten  sich  die  öster- 
reichischen Tuchfabriken  damit  zu  behelfen,  daß  sie,  vornehmlich  die 
Brünner  Fabrikanten,  ihre  Erzeugnisse  mit  der  Marke  der  ungarischen 
Fabrik  Gacs  versahen  und  so  das  »eingeschwärzte  Tuch«  gut  absetzten. 
(Vortrag  Sedlnitzkys  vom  3.  Februar  1844.  Minister  Kolowrat-Akten, 
Z.  221  ex  1845.  St.  A.)  Gar  bald  aber  schwand  jede  Besorgnis;  man 
hegte  die  sichere  Überzeugung  von  der  Unhaltbarkeit  des  Vereines  und 
von  der  Unmöglichkeit,  es  könnte  Ungarn  unter  den  gegebenen  industriellen 
Verhältnissen  im  Lande  seinen  Bedarf  selbst  erzeugen.  Mähren  und  Schlesien 
waren  am  empfindlichsten  getroffen  worden;  denn  die  Wollwarenerzeuger 
(Iglaus  und  Troppaus)  sahen  plötzlich  ihr  stärkstes  Absatzgebiet  ver- 
sperrt. Von  dieser  Seite  regte  sich  daher  der  Wunsch,  es  sollte  die 
Regierung  einschreiten,  um  die  'gestörten  Handelsverbindungen  wieder 
herzustellen.  In  Niederösterreich  aber  waren  Behörden  sowohl  wie  In- 
dustrielle der  Ansicht,  es  sei  am  besten,  »den  ungarischen  Verein  seinem 
Schicksale  zu  überlassen  und  keine  Gegenmaßregeln  zu  ergreifen,  um 
nicht  den  Widerspruchsgeist  zu  steigern  und  die  Aufrechthaltung  des 
Vereines  zu  einer  Ehrensache  zu  machen«.  Ebenso  dachte  man  in 
Böhmen.  Kübeck  meinte  daher,  keine  besondere  Verfügung  zu  treffen, 
die  Sache  aber  fortwährend  im  Auge  zu  behalten.  (Vortrag  des  Hof- 
kammerpräsidenten Baron  Kübeck,  dd.  28.  April  1845.  Minister  Kolowrat- 
Akten,  Z.  679  ex  1845.  St.  A.) 

Auf  Vorschlag  Hartigs  (2.  Mai  1845)  wurde  der  Vortrag  an  die 
Staatskonferenz  geleitet. 

*^')  (45)  Vortrag  Metternichs  vom  23.  Dezember  1845.  (Staatskon- 
ferenzakt, Z.  1146  ex  1845.  St.  A.) 

*58)  (45)  Sie  wurde,  mit  einem  tadelnden  Reskript,  zurückgeschickt. 

*59)  (45)  ».  .  .  Empfangen  oder  nicht  empfangen  werden,  paßte  in 
ihren  Plan.  Empfangen,  würden  sie  die  Regierung  der  Schwäche,  und 
abgewiesen,  werden  sie  dieselbe  der  Rücksichtslosigkeit,  ja  selbst  der 
Pflichtvergessenheit  beschuldigen  .  .  .«  (Metternich  an  den  Palatin,  Wien, 
20.  Dezember  1845.) 

**°)  (46)  Aus  der  in  der  Generalkongregation  des  Pester  Komitats 
vom  30./31.  Jänner  1846  gehaltenen  Rede  eines  ungenannten  Mitglieds 
der  Opposition. 

*«0  (46)  In  diesem  Sinne  hatte  sich  auch  der  Oberstuhlrichter  Anyos 
in  der  Generalkongregation  des  Veszprimer  Komitats  vom  3.  Februar  1846 
geäußert. 

182)  (46)  Graf  Otto  Zichy  in  der  Generalkongregation  des  Raaber 
Komitats  vom  2.  März  1846. 

*"')  (46)  Paul  Nyäry  in  der  Generalkongregation  des  Pester  Komitats 
vom  16.  März  1847. 
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i64j  (46)  Beiträge  zur  Neueren  Geschichte  Oesterreichs,  IV,  263, 
165)  (46)  Auch  das  Agramer  Komitat  richtete  eine  Vorstellung  an 
den  Monarchen,  die  jedoch  gleichfalls,  mit  Reskript  vom  13.  Februar 
1846,  auf  das  schärfste  mißbilligt  wurde.  (Resolution  auf  dem  Vortrag 
der  ungarischen  Hofkanzlei  vom  22.  Jänner  1846,  dd.  Wien,  11.  Fe- 
bruar 1846.  Staatskonferenzakt,  Z.  104  ex  1846.  St.  A.) 

i<56)  (47)  So  Graf  Karl  Viczay  in  der  Generalkongregation  des  Raaber 
Komitats  vom  2.  März  1846. 

167)  (47)  So  beschloß  die  Generalkongregation  des  Szabolcser  Ko- 
mitats vom  16.  März  1846  zugunsten  der  Polen  eine  Repräsentation  an 
den  König  und  Rundschreiben  an  sämtliche  Jurisdiktionen  des  Landes  zu 
richten.  In  anderen  Generalkongregationen,  wie  z.  B.  in  der  des  Zipser 
Komitats  vom  5.  Mai  desselben  Jahres,  blieben  die  Fürsprecher  der  polni- 
schen Sache  und  des  Einverleibungsgedankens  in  der  Minderheit. 

168)  (4y)  Bei  Wiegand  in  Leipzig  1846  erschienene  anonyme  Flug- 
schrift, als  deren  Verfasser  Michael  Stansics  vermutet  wurde. 

169)  (47)  Aus  einem  Stimmungsberichte,  dd.  Großwardein,  14.  Juni 
1846.  So  hatte  auch  Josef  Eötvös  in  seinem  Roman  »Der  Dorfnotar« 
parlamentarische  Regierung  und  Ministerverantwortlichkeit  gefordert. 
(S.  125 ff.;  183 ff.  u.  a.  Weilheim,  Reklamausgabe.) 

!'<>)  (48)  Dies  wurde  in  einer  Flugschrift  behauptet,  die  in  Brüssel 
bei  Vogler  erschien  und  »Die  polnische  Frage  in  Bezug  auf  die  polni- 
schen Ereignisse«  erörterte.  Der  anonyme  Verfasser  suchte  Sympathie 
für  die  polnische  Sache  zu  erwecken,  wobei  er  auf  das  Erwachen  der 
verschiedenen  Nationalitäten  aufmerksam  machte.  Die  Schwäche  der 
österreichischen  Regierung  sah  er  in  dem  verknöcherten  Konservatismus 
des  Wiener  Kabinetts.  Die  Flugschrift  fand  auch  in  Ungarn  zahlreiche 
Leser.    (Vgl.  Aus  Österreichs  Vormärz,  Galizien,  Anm.  65,  S.  80.) 

i'i)  (48)  Unter  anderem  nach  Ablehnung  einiger  Oppositionsvor- 
schläge im  Reichstag  von  1843/44;  nach  Abweisung  der  Deputation, 
die  das  Pester  Komitat  an  den  König  gesandt  hatte,  um  gegen  die  Be- 
schränkung der  Rechte  des  turopolyaer  Adels  zu  protestieren. 

172)  (48)  Szentkirälyi  in  der  Generalkongregation  des  Fester  Komi- 
tats vom  30./31.  Jänner  1846.  In  derselben  Versammlung  erklärte  Graf 
Kasimir  Batthyäny,  daß  zwischen  dem  Monarchen  und  der  Regierung 
der  gleiche  Unterschied  obwalte  wie  zwischen  dem  Kapitän  eines  Schiffes 
und  dem  Steuermann;  jener  befehle,  könne  aber  mit  dem  Steuerruder 
nicht  umgehen  und  es  falle  ihm  kein  Verschulden  zur  Last,  wenn  der 
Steuermann  das  Schiff  auf  eine  Sandbank  treibe. 

i''3)  (48)  Assessor  Patay  in  der  Generalkongregation  des  Pester 
Komitats  vom  17.  März  1846. 

17*)  (48)  Kossuth  in  derselben  Generalkongregation. 

175)  (4g)  Seit  dem  Reichstag  von  1843/44. 
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>'«)  (4q)  Die  Konferenz  fand  am  12.  November  1846  zu  Pest  in 
der  Wohnung  des  Tavernikus,  Grafen  Gabriel  Keglevich,  statt.  Dieser 
wurde  zum  Präsidenten  des  Zentralkomitees  gewählt. 

•")  (4g)  Urbarialverhältnisse,  Straf-  und  Zivilprozeß,  Komitatsver- 
waltung, Besteuerung.  Stimmrecht  der  königlichen  Freistädte,  Kreditwesen, 
Zoll.  (Vgl.  Alfred  Stern,  VI,  395.) 

i'^")  (49)  Abgesehen  von  den  sogenannten  Altkonservativen;  diese 
hingen  noch  an  den  althergebrachten  Einrichtungen  und  mißbilligten 
daher  die  Reformabsichten  der  Jungkonservativen.  Sie  zeigten  sich  der 
Dynastie  stets  treu  ergeben,  agitierten  in  keiner  Weise  gegen  die 
Regierung  und  bekannten  sich  zum  österreichischen  Einheitsstaat. 

Graf  Emil  Dessewffy  leugnete,  daß  es  vor  dem  März  1848  eine 
»altkonservative«  Partei  gegeben  habe;  diese  Bezeichnung  sei  erst  nach 
Bewältigung  des  ungarischen  Freiheitskampfes  als  Benennung  der  Kon- 
servativen des  Vormärz  aufgekommen.  (Siehe  Ed.  Wertheimer,  Graf 
Julius  Andrässy,  I,  81,  Anm.  3.) 

"^)  (50)  Franz  Deäk  neigte  mehr  zur  Fraktion  der  sogenannten 
Zentralisten  (Eötvös,  Trefort,  Szalay,  Csengery  u.  a.),  welche  die  Siche- 
rung des  konstitutionellen  Lebens  nicht  wie  Kossuth  im  Komitatswesen, 
sondern  in  politischer  Zentralisation  sahen.  Denn  auch  Deäk  sprach  sich 
dafür  aus,  daß  dem  Unwesen  der  Instruktionen  ein  Ende  gemacht 
werde;  beschränkt  sei  der  Gesichtskreis  der  Komitate  und  nur  Reichs- 
tagsdebatten könnten  eine  kräftige  öffentliche  Meinung  hervorrufen. 

180)  (50)  Auch  die  häufigen  Konferenzen,  welche  die  Liberalen  ab- 
hielten, billigte  Deak  nicht;  er  wollte  vielmehr,  daß  man  auf  Spazier- 
gängen die  politischen  Fragen  erörtere!  Dem  Plane  Kossuths,  ein  Zentral- 
komitee der  Opposition  ins  Leben  zu  rufen,  brachte  er  daher  entschie- 
denen Widerstand  entgegen.) 

*^0  (51)  Zum  Präsidenten  der  Partei  wurde  Graf  Ludwig  Batthyäny 
gewählt,  der  ein  Komitee  mit  der  Abfassung  der  leitenden  Grundsätze, 
wie  Kossuth  sie  entwickelt  hatte,  betraute.  Schon  die  ersten  Beratungen 
führten  zu  einer  Spaltung  der  Partei  und  zur  Aufstellung  zweier  Programme. 
Das  eine  rührte  von  den  Ultraliberalen  (Joseph  und  Michael  Esterhäzy, 
Ludwig  und  Kasimir  Batthyäny  und  Kossuth),  das  andere  von  den  ge- 
mäßigteren^ »Progressisten«  (Bartholomäus  Szemere,  Szentkirälyi, 
Csengery,  Gabriel  Klauzäl,  Josef  Eötvös)  her.  Am  14.  März  1847  fand 
eine  Konferenz  statt,  in  der  man  [sich  für  den  Entwurf  Szemeres  ent- 
schied. Bei  der  Diskussion,  die  sich  darüber  am  nächsten  Tage  in  einer 
Generalversammlung  entspann,  ergriff  auch  Kossuth  das  Wort,  indem  er 
folgende  Anträge  stellte:  Kontrollierung  der  Regierung;  Recht  der  Initia- 
tive in  Reformfragen,  Unterstützung  konstitutioneller  Regierungsvorlagen; 
Forderung  an  die  Regierung,  auf  die  Opposition  zu  achten;  Beobachtung 
der  pragmatischen  Sanktion,  aber  Aufrechterhaltung  der  legislativen  Unab- 
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hängigkeit  Ungarns;  Öffenllichkeit  und  Preßfreiheit;  allgemeine  Besteue- 
rung; Ausdehnung  konstitutioneller  Rechte;  Aufhebung  der  Urbariallasten. 

Dem  von  Batthyäny  eingesetzten  Komitee  gehörten  an:  Szemere, 
Szentkirälyi,  Pulszky,  Kossuth,  Ladislaus  Teleky,  Joseph  Eötvös,  Klauzäl 
und  Kubinyi. 

182-)  ^^2)  Hinsichtlich  »leichteren«  Ausgleichs  der  Gegensätze  — 
welche  Ironie  des  Schicksals!  Kam  doch  die  Zeit,  wo  die  Magyaren  die 
österreichische  Verfassung  zum  Teufel  wünschten  und  sich  am  liebsten 
mit  dem  König  allein  »ausgeglichen«  hätten! 

183)  (53)  Franz  Deäk  in  der  Generalkongregation  des  Zalader  Komi- 
tats  am  15.  Juni  1846. 

184)  (53)  Kossuths  Rede  in  der  Generalversammlung  der  Opposition 
vom  15.  März  1847. 

*®^)  (53)  Am  12.  Februar  1846  hatte  im  Pester  Nationalkasino  ein 
Diner  zu  Ehren  Deäks  stattgefunden.  Dieser  erwiderte  auf  die  Toaste, 
die  ihm  Ladislaus  Teleky,  Räday  und  Niklas  Josika  gebracht,  folgendes: 
er  wünsche  den  Magyaren  Tatkraft,  konstitutionelle  Freiheit,  Ausdauer, 
selbst  dann,  wenn  die  Hoffnung  auf  den  Sieg  erloschen  sei.  Szentkirälyi 
ergriff  sodann  das  Wort  und  bemerkte,  daß  man  allerdings  zur  Geduld 
und  Ausdauer  verdammt  sei.  Tun  könne  man  nichts,  weil  das  Volk 
nicht  im  Bunde  mit  den  Patrioten  stehe.  Erst  müsse  man  eine  Nation 
schaffen,  dann  werde  Deäk  als  Führer  sagen  können:  »Nun  ist  es  Zeit, 
zur  Tat  zu  schreiten,  nachdem  wir  Ausdauer  bewiesen  haben.« 

^^^)  (53)  Max  Falk,  Graf  Stephan  Szechenyi  und  seine  Zeit,  55. 
(Oesterreichische  Revue  1866,  Heft  VII.) 

187)  (53)  Eines  Tages  soll  Graf  Szechenyi  mit  der  Gräfin  Nädasdy- 
Forray,  die  als  »patriotisch«  gesinnte  Dame  bekannt  war,  in  einen  Wort- 
wechsel geraten  sein  und  bei  diesem  Anlaß  folgendes  geäußert  haben:  er 
bedaure,  nicht  Palatin  zu  sein,  denn  sonst  würde  er  wie  Gara  Galgen 
errichten  und  die  Oppositionsmänner  aufknüpfen  lassen.  (Max  Falk,  46. 
Oesterreichische  Revue  1866,  Heft  VII.  Siehe  S.  49.) 

188)  (54)  Ein  Komitee,  das  aus  Ludwig  Batthyäny,  Moritz  Lukäcs 
und  August  Tr6fort  bestand,  prüfte  und  honorierte  die  eingeschickten 
Aufsätze. 

189)  (54)  Kossuth  erhielt  2938  und  sein  Gegenkandidat  Balla,  der 
gleichfalls  oppositionell  gesinnt  war  und  für  den  sich  auch  die  Konser- 
vativen eingesetzt  hatten,  bloß  1542  Stimmen.  Zum  ersten  Ablegaten 
des  Pester  Komitats  wurde,  mit  Akklamation,  der  erste  Vizegespan  Moritz 
von  Szentkirälyi  gewählt. 

^^®)  (54)  Helfert,  Geschichte  der  österreichischen  Revolution,  I,  87. 
Dieses  Werk  beruht  vornehmlich  auf  Berichten  von  Konfidenten  und 
muß  daher  mit  Vorsicht  benutzt  werden.  In  einem  Geheimberichte 
Lederers    an    den    Grafen  Hardegg,    dd.  Ofen,    20.  Oktober  1847,    findet 
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sich  folgende  Äußerung:  »Kossuth  schwur,  er  werde  nie  eine  derlei  Be- 
dienstung  annehmen.«  (Staatskonferenzakt,  Z.  1048  ex  1847.  St.  A.) 

^»»)  (54)  Siehe  Max  Falk,  Graf  Stefan  Sz6chenyi  und  seine  Zeit,  85. 
(Oesterreichische  Revue  1866,  Heft  VI.) 

'")  (55)  Stefan  Viktor  an  Metternich,  dd.  17.  Mai  1847.  (Staats- 
konferenzakt, Z.  48oVa  ex  1847.  St.  A.) 

*^'')  (55)  Beiträge  zur  Neueren  Geschichte  Oesterreichs,  IV,  271, 
292.  —  Graf  Apponyi  gestand  jedoch,  in  einem  Vortrag  vom  26.  Sep- 
tember 1846,  »daß  er  durch  sein  gegenwärtiges  Dienstverhältniß  sich 
außer  Stand  fühle,  jenen  Haupterfordernissen  zu  entsprechen,  die  unum- 
gänglich nötig  sind,  um  ein  so  schwieriges  und  wichtiges  Werk  zur 
Reife  zu  bringen«.  Er  bedurfte  daher  eines  tüchtigen  Mitarbeiters,  eines 
tüchtigen  Vizekanzlers,  und  so  schlug  er  für  den  Posten  eines  solchen 
Szögy^nyi  vor,  »indem  dieser  alle  Eigenschaften  in  sich  vereinige,  um 
sowohl  in  Hinsicht  auf  die  Dikasterial-  als  die  vorzubereitenden  Diätal- 
arbeiten  dem  Grafen  Apponyi  jene  Hilfe  und  Erleichterung  zu  ver- 
schaffen, die  unerläßlich  notwendig  ist,  damit  ihm  das  Gelingen  der  be- 
sprochenen Aufgabe  möglich  gemacht  werde«.  (Staatskonferenzakt,  Z.  1142 
ex  1846.  St.  A.)  —  Dieses  Ersuchen  wurde  auf  Antrag  der  Konferenz, 
am  II.  Oktober  1846,  zustimmend  resolviert  und  Szögy6nyi  zum  zweiten 
Vizekanzler  ernannt.    (Staatskonferenzakt,  Z.  11 73  ex  1846.  St.  A.) 

*'*)  (55)  Diese  Rede  wurde  in  dem  Diätalakt  Nr.  19  mit  Gold- 
lettern abgedruckt.  Auch  das  königliche  Einberufungsschreiben  war  in 
ungarischer  Sprache  verfaßt. 

*^^)  (55)  Am  I.  Oktober  hatte  Stefan  Viktor  eine  vierzehntägige 
Rundreise  angetreten  und  am  14.  desselben  Monats  war  er  durch  den 
zum  königlichen  Kommissär  ernannten  Erzherzog  Franz  Josef  als  Ober- 
gespan des  Pester  Komitats  installiert  worden.  (Stephan  Viktor,  Erzherzog 
von  Österreich,  203  ff.,  208  ff.) 

^'^)  (55)  »Möge  ich  leben,  so  lange  ich  dem  Vaterland  lebe.« 

*^')  (56)  So  die  Deputierten  der  Komitate  Stuhlweiseriburg,  Ungh 
und  Trentschin. 

"8)  (56)  Franz  Deäk  fehlte  diesmal. 

199)  (56)  Selbst  der  Pester  Deputierte  Moritz  von  Szentkirälyi 
suchte  in  dieser  Hinsicht  seinen  Einfluß  geltend  zu  machen. 

200)  (^6)  Votum  Pilgrams  (ad  Vortrag  Sedlnitzkys  vom  8.  Dezem- 
ber, Staatsratsakt,  Z.  1248  ex  1847.  St.  A.).  »Man  kann  mich  fragen, 
was  gesehen  soll?  Ich  antworte  —  so  äußerte  sich  Pilgram  —  daß  bey 
unanständigem  Benehmen  des  Auditorii  dasselbe  zur  Ordnung  zu  er- 
mahnen sey  und,  wenn  diese  neuerdings  verletzt  werden  sollte,  die 
Tribünen  geräumt  werden  müssen.  Dazu  bedarf  es  keines  Gesetzes; 
denn  die  gesunde  Vernunft  gebietet  bey  jeder  Versammlung  den  Zu- 
hörern Ruhe,    ohne    welche    keine  Verhandlung    und    am    allerwenigsten 
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eine  Legislative  möglich  ist.  Oder  soll  vielleicht  an  der  Aufrechthaltung 
der  Brutalitaet  mehr  gelegen  seyn,  als  an  der  Ordnung?  Besteht  dort 
eine  Freyheit,  wo  man  diejenigen,  die  andere  Meynungen  haben,  öffent- 
lich insultiren  darf?« 

So  geschrieben  in  einer  Sitzung  der  österreichischen  Staatskonferenz 
vom  13.  Februar  1847!!! 

201)  (57)  Szögy6nyi,  I,  48. 

202)  (57)  Zum  ersten  Male  war  die  Frage  der  Avitizität  im  Reichs- 
tag von  1843/44  zur  Sprache  gekommen.  Der  Antrag,  die  Avitizität 
gänzlich  aufzuheben,  fand  damals  keinen  Anklang  und  man  beschloß, 
bloß  eine  zweckmäßige  Abänderung  der  betreffenden  Gesetze  und  Ge- 
pflogenheiten vorzunehmen.  Die  Ausarbeitung  des  Gesetzentwurfes 
wurde  ■  einer  Zirkulardeputation  übertragen.  In  diesem  Entwürfe,  der 
jedoch  den  Reichstagsakten  nicht  mehr  einverleibt  werden  konnte,  be- 
antragte die  Deputation  keineswegs .  eine  allfällige  Reform,  sondern  die 
völlige  Abschaffung  sämtlicher  feudaler  Besitzverhältnisse.  Das  entsprach 
allerdings  nicht  der  Absicht  der  Ständetafel.  Der  Vorschlag  der  Depu- 
tation griff  in  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  des  Adels  und  in  die 
ungarische  Gesetzgebung  »mit  so  zerstörender  Kraft«  ein,  »daß  —  wie 
Graf  Apponyi  hervorhob  —  die  Trümmer  derselben  durchaus  keine  feste 
Basis  zur  Gestaltung  neuer  Besitzverhältnisse«  bieten  könnten.  Der 
ungarische  Kanzler  hielt  es  für  gewiß,  daß  die  Frage  im  nächsten  Reichs- 
tag (1847),  wieder,  und  zwar  in  verschärftem  Maße  auftauchen  werde. 
Es  kamen  daher,  seiner  Anschauung  nach,  zwei  Möglichkeiten  in  Be- 
tracht: man  überließ  es  den  [Ständen,  den  ersten  Schritt  zu  tun,  und 
wartete  ihre  Vorstellung  ab,  oder  es  kam  die  Regierung  durch  einen 
Sondervorschlag  dem  Wunsch  nach  zeitgemäßen  Reformen  entgegen, 
indem  sie  zugleich  den  Weg  bezeichnete,  den  die  Reichsstände  in  dieser 
Frage  einzuschlagen  hätten. 

Das  ungarische  Hofkanzleikomitee  sprach  sich  für  den  zweiten 
Fall  aus  und  unterbreitete  der  Konferenz  den  Entwurf  eines  Gesetzes, 
durch  das  eine  allmählige  Reform  der  Verhältnisse]  angebahnt  werden 
sollte.  Der  Entwurf  erfuhr  in  der  Staatskonferenz  noch  einige  Aus- 
besserungen und  Abänderungen,  worauf  ihn  der  Monarch  am  27.  Okto- 
ber 1847  genehmigte.  (Staatskonferenzakt,  Z.  848  ex  1847.  St.  A.) 

203)  (57)  Siehe  »Übersicht  des  Programms  der  Regierung  für  den 
ungarischen  Reichstag  vom  Jahre  1847«.  (Hartig,  Genesis,  323.)  Die  Ab- 
schaffung jenes  Privilegs  mußte  —  wie  'Graf  Apponyi  in  seinem  Pro- 
gramm bemerkte  —  der  Aufhebung  der  Zwischenzoll-Linie  vorausgehen, 
»weil  eigentlich  die  Zollgebühr  an  der  Zwischenlinie  nur  gegenüber  dem 
adeligen  Grundbesitze  als  Bedürfniß  der  Ausgleichung  mit  dem  Grund- 
besitze der  deutschen  Theile  der  Monarchie  erscheint«.  (Staatskonferenz, 
Z.  681  ex  1847.  St.  A.) 


Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  III. 
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'°^)  (58)  Unter  drei  Titeln:  Domestikal-(Kosten  der  inneren  Ver- 
waltung), Militär-  und  Reichskassa  (Investitionen,  gemeinnützige  Unter- 
nehmungen) war  die  Frage  zur  Abstimmung  gebracht  worden.  Die 
Stände  setzten  sich  für  die  Domestikal-,  die  Magnaten  für  die  Gründung 
einer  Reichskassa  ein.  Die  Militärsteuer  wurde  von  den  Adeligen  ab- 
gelehnt und  sie  drang  auch  in  der  Tat  nicht  durch. 

205)  (58)  Apponyis  Programm  (Staatskonferenzakt,  Z.  681  ex  1847); 
§  VI  der  königlichen  Propositionen.  (Hartig,  ^Genesis  der  Revolution  in 
Oesterreich,  334.) 

206)  (58)  Der  Grundherr  solle  nur  dann,  selbst  zwangsweise  ver- 
halten sein,  die  Ablösung  zu  gestatten,  wenn  die  Grundholden  bereit  und 
auch  in  der  Lage  seien,  eine  vollständige  Entschädigung  zu  leisten. 

^°')  (59)  Städteordnung  im  Hinblick  auf  den  Reichstag. 
^°®)  (59)  Die  Deputierten  der  königlichen  Frei-  und  Bergstädte 
hatten  im  Jahre  1830,  und  zwar  im  Verein  mit  denen  der  geistlichen 
Kapitel,  über  die  Entziehung  ihres  reichstägigen  Stimmrechts  Klage  er- 
hoben. Am  IG.  November  1830  ward  die  ungarische  Hofkanzlei  auf- 
gefordert, darüber  zu  berichten.  Der  Vortrag  lief  1832  ein,  blieb  aber 
bis  1835  unbehandelt.  Damals  erneuerten  die  städtischen  Deputierten 
ihre  Beschwerden;  es  wurde  1836  ein  Gutachten  erstattet,  worin  es  hieß, 
daß  ihnen  inzwischen  das  Stimmrecht  völlig  entzogen  sei  und  daß  man 
sie  selbst  »zu  Schattenbildern  der  Konstitution«  herabgewürdigt  habe. 
Auf  Antrag  der  Staatskonferenz  resolvierte  Kaiser  Ferdinand  am  22.  Fe- 
bruar 1836  folgendes:  Den  städtischen  Deputierten  sei  zu  eröffnen,  »daß 
auch  in  so  lange,  bis  der  Gegenstand  der  Klage,  der  dem  Kaiser  am 
Herzen  liege,  systematisch  verhandelt  werden  wird,  die  Rekurrenten 
nach  altem  Herkommen,  so  oft  sie  durch  die  ständischen  Repräsenta- 
tionen oder  Gesetzprojekte  die  Rechte  des  vierten  Standes  beeinträchtigt 
glauben,  sich  diesfalls  speziell  an  den  Monarchen  wenden  können.« 

Diese  Resolution  gelangte  jedoch  erst  nach  dem  Rücktritt  des 
Grafen  Revitzky,  und  zwar  ein  halbes  Jahr  nach  Schluß  des  Reichtags, 
in  die  ungarische  Hofkanzlei  und  wurde,  kraft  einer  zweiten  kaiser- 
lichen Entschließung,  sodann  ad  acta  gelegt.  Im  Jahre  1840  erneuerten 
die  Städte  ihre  Beschwerden  und  der  ungarische  Hofkanzler  wurde  auf- 
gefordert, ein  Gutachten  auszuarbeiten  —  es  wurde  nicht  erstattet.  In- 
zwischen war  im  Lande,  ja  selbst  im  dritten  Stand,  die  Überzeugung 
durchgedrungen,  die  Städte  wieder  in  ihre  politischen  Rechte  einsetzen  zu 
müssen.  Dem  Reichstag  von  1843/44  wurde  daher  eine  königliche  Proposition 
folgenden  Inhalts  vorgelegt:  ».  .  .  ut  eousque  etiam,    donec   in  sequelam 

articuli    [67:791  et  8:82  —  ipsum  coordinationis  negotium  positiva  regni 
lege  definitivum  fuerit,  liberis  regiis    ac    montanis    civitatibus  competens 
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ad  tractatus  diaetales  per  suffragia  concurrendi  jus,  in  sensu  legum,  fixum 
atque  securum  praestetur.« 

Der  Reichstag  entsprach  jedoch  dieser  Aufforderung  nicht;  anstatt 
die  Städte  in  das  Stimmrecht  einzusetzen,  stellte  er  »neue,  der  ungarisch- 
ständischen Verfaßung  fremdartige  Bestimmungen  über  das  landtägliche 
Stimmrecht  des  vierten  Standes«  auf;  ja  selbst  die  Durchführung  dieser 
seiner  Anträge  knüpfte  er  an  die  Bedingung,  einem  zugleich  entworfenen 
Gesetze  »über  die  ganze  innere  Organisation  der  Städte«  die  königliche 
Sanktion  zu  erwirken.  Da  jedoch  keine  Einigung  der  beiden  Tafeln 
über  diese  Frage  erfolgte,  so  gelangte  die  Repräsentation  des  Reichstages 
nicht  an  die  Krone.  (Staatskonferenzakten,  Z.  1222  ex  1832;  Z.  1714  ex  1835; 
Z.  125  ex  1836;  Z.  2037  ex  1836;  Z.  944  ex  1843;  Z.  962  ex  1847.  St.  A.) 

209)  (59)  Proposition  ÜI.  (Hartig,  Genesis  der  Revolution  in  Oester- 
reich,  333.) 

^^^)  (59)  Proposition  IV.  (Ibidem.) 

2")  (59)  Handschreiben  an  den  Grafen  Apponyi  vom  26.  Juli  1847.  — 
Kaiserliche  Entschließung,  nach  Kolowrats  Entwurf  (ad  Konferenzprotokoll 
über  den  Vortrag  der  ungarischen  Hof  kanzlei  vom  2.  Oktober  1847),  dd. 
Wien,  6.  November  1847.  (Ad  Staatskonferenzakt  Z.  962  ex  1847.)  — 
Vortrag  des  Erzherzogs  Stefan  vom  7.  November,  die  Änderungen  be- 
treffend, die  laut  kaiserlicher  Entschließung  vom  6.  November  in  dem 
Gesetzentwurfe  (Städte-Koordination)  vorzunehmen  waren.  (Staatskon- 
ferenzakt, Z.  1122  ex  1847.  St.  A.)  Die  Konferenzminister,  insbesondere 
Kübeck  und  Kolowrat,  hatten  sich  entschieden  gegen  jede  Initiative  der 
Regierung  erklärt. 

212)  (5g)  Sie  betraf  die  noch  immer  ausständige  Einverleibung  der 
Komitate  Kraszna,  Mittel-Szolnok,  Zarand  und  des  Köväver  Distrikts. 
[Partes  reapplicatae.]  Vgl.  Eugen  von  Friedenfels,  Joseph  Bedeus  von 
Scharberg,  I,  285  ff. 

^^^)  (59)  Art.  21 :  1836.  —  Die  Stände  hatten  in  den  Reichstagen 
1839/40  und  1843/44  auf  Vollzug  dieses  Gesetzes  gedrungen,  weshalb 
der  Monarch  am  4.  November  1844  folgendes  resolvierte:  dem  künftigen 
Reichstag  sei  der  Teil  der  zur  Einverleibung  erforderlichen  und  von 
einer  Hofkommission  bereits  erörterten  Präliminarfragen  bekannt  zu 
geben,  der  weitere  gesetzliche  Maßnahmen  erheische;  mittlerweile  solle 
alles  das  verfügt  werden,  was  sich  auf  die  Einverleibung  der  Partes  be- 
ziehe. Mit  Handschreiben  vom  2.  Dezember  1845  wurde  die  Sache 
urgiert,  worauf  die  ungarische  Hof  kanzlei  (am  26.  März  1846)  den  An- 
trag stellte,  »daß  inzwischen  ein  augenscheinlicher  Beweis  des  unbe- 
zweifelten  Vollzugs  der  Rückeinverleibung  dadurch  gegeben  werden 
dürfte,  wenn  vom  i.  November  an  die  ofterwähnten  Teile  Siebenbürgens 
in  Betreff  aller  öffentlichen-  und  Privat-Administrationszweige  factisch 
und    ausschließend    den    ungarischen    Behörden    untergeordnet    werden«. 
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Der  Kaiser  verordnete  aber,  kraft  einer  Entschließung  vom  9.  Juli  1846, 
»dal3  vor  der  wirklichen  l'2inverleibung  alle  jene  legislativen  Vorarbeiten 
durch  eine  hier  neu  zusammenzusetzende  Hofkommission  zustande  ge- 
bracht werden,  welche  erforderlich  sind,  um  dem  nächsten  Reichstag 
über  diesen  Gegenstand  einen  erschöpfenden  Gesetzentwurf  vorlegen  zu 
können«.  (Staatskonferenzakten,  Z.  785  ex  1846;  Z.  912  ex  1847.  ^^ 
diesem  die  kaiserliche  Entschließung,  dd.  Schönbrunn,  18.  Oktober  1847, 
auf  dem  Vortrag  des  Grafen  Apponyi  vom  24.  September,  die  zur  wirk- 
lichen Einverleibung  der  Partium  erforderlichen  legislativen  Bestimmungen 
betreffend.) 

'^^)  (59)  Die  siebenbürgischen  Stände  hatten  gegen  den  Gesetz- 
artikel von  1836  Einspruch  erhoben  (Repräsentation,  dd.  31.  März  1838) 
und  auch  in  der  folgenden  Zeit  (1842,  1843)  gegen  die  beabsichtigte  Ein- 
verleibung der  Partium  protestiert.  Deshalb  verhinderte  die  Wiener 
Regierung  die  Beschickung  des  ungarischen  Reichstags  durch  Deputierte 
der  Partium.  Solche  erschienen  1847/48  zum  ersten  Male  wieder;  nur 
der  Krasznaer  Komitat  blieb  standhaft  und  er  hatte  seinen  Deputierten 
im  letzten  siebenbürgischen  Landtag  angewiesen,  die  Stände  zur  Auf- 
rechterhaltung der  Union  mit  Siebenbürgen  aufzufordern. 

215)  (60)  Proposition  IX.  (Hartig,  Genesis  der  Revolution  in  Oester- 
reich,  336.) 

216)  (60)  Apponyi  hatte  in  seinem  Programm  eine  Vorlage  bean- 
tragt, die  dem  Reichstag  jeden  Verdacht  benehmen  sollte,  als  zweifle  die 
Regierungan  der  Durchführung  der  Einverleibung.  »Den  vielen  Schwierig- 
keiten und  der  klugen  Einsicht  der  konservativen  Majorität«  müßte  es 
überlassen  werden,  »der  Sache  eine  günstigere  Wendung  zu  geben«. 
Stefan  Viktor  aber  riet  zu  größter  Vorsicht;  er  verlangte,  daß  die  Re- 
gierung auch  die  konservative  Partei  von  Schritten  abhalte,  die  den 
Wunsch  erkennen  ließen,  eine  bereits  beschlossene  Maßregel  aus  der 
Welt  zu  schaffen. 

21')  (60)  Correspondence  relative  to  the  affairs  of  Hungary  1847 — 184g, 
pag.  22  ff.,  27  ff. 

218)  (60)  Es  war  eine  Abmachung  mit  Stefan  Viktor  getroffen 
worden,  wonach  dieser  das  ständische  Gravamen  vor  den  Thron  bringen 
sollte;  gar  bald  aber  reute  ihn  sein  Versprechen  und  er  ließ  die  Erklä- 
rung abgeben,    daß    seine  Intervention  »einstweilen«  unterbleiben  müsse. 

219)  (61)  Sie  fand  am  21.  Jänner  1848  statt. 

220)  (61)  Vom  21.  Februar  1848. 

221)  (61)  Wer  sich  im  Bereich  der  Stephanskrone  niederlassen  wollte, 
hatte  den  Nachweis  zu  erbringen,  daß  er  die  magyarische  Sprache  be- 
herrsche. 

222)  (61)  Und  zwar  mit  Moritz  Szentkirdlyi,  Dionys  Pdzmdndy, 
Szemere,    Gabriel  Lönyay    und  Boncs.    Den    Anstoß    hatte  Wirkner    ge- 


geben.  (L.  von  Wirkner,  Meine  Erlebnisse,  203  ff.  Vgl.  auch  Franz 
Pulszky,  Meine  Zeit,  mein  Leben,  II,  27  ff.,  und  Stefan  Viktor,  Erzherzog 
von  Oesterreich,  225  ff.) 

223)  (62)  Vortrag  Apponyis  vom  26.  Jänner  1848  mit  dem  Berichte 
des  Palatins  vom  selben  Tage.  (Staatskonferenzakt,  Z.  123  ex  1848. 
St.  A.)  Doch  liegt  weder  das  eine,  noch  das  andere  Stück  dem 
Akt  bei. 

224)  (63)  Erzherzog  Stefan  hatte  (am  26.  Jänner  1848)  einige  Ände- 
rungen, und  zwar  in  der  Absicht  vorgeschlagen,  dem  ungarischen  Landtage 
»eine  bessere  Wendung«  zu  geben,  d.  h.  »um  das  Übergewicht  Kossuths 
in  der  Ständetafel  zu  brechen«.  Graf  Apponyi  erklärte  sich  mit  diesen 
Vorschlägen  einverstanden.  Sie  bezweckten,  wie  Kolowrat  in  seinem 
Gutachten  ausführte,  »das  Vorhaben  des  schlechtesten  Teiles  der  Opposi- 
tion —  dem  sich  übrigens  aus  Furcht  vor  der  Adelsbesteuerung  ein 
Teil  der  sogen.  Konservativen  gerne  und  insgeheim  zugesellt  —  den 
Landtag  ohne  alles  Ergebniß  zu  Ende  zu  führen,  damit  zu  vereiteln,  daß 
einerseits  der  beständig  zur  Aufregung  benützte  Stoff,  die  Beschwerde 
wegen  des  Komitats-Administrations-Systemes,  durch  eine  Declaration  be- 
seitiget, andererseits  aber  den  Führern  der  unteren  Tafel  aus  der  Oppo- 
sition, soweit  dieselbe'  mäßiger  erscheint,  bestimmte  Punkte  in  der  Städte- 
frage zu  bezeichnen,  in  welchen  die  Regierung  E.  M.  dem  oppositio- 
nellen Andringen  sich  zu  fügen  geneigt  sey,  um  mit  der  Regulierung 
des  städtischen  Stimmrechtes  und  der  städt.  inneren  Verhältnisse  zu  einem 
sicheren  Ergebnisse  zu  gelangen  .  .  .« 

»Vier  Aenderungen  werden  nun  diesfalls  vorgeschlagen,  wodurch  — 
so  bemerkte  Graf  Kolowrat  —  unstreitig  den  städtischen  Einrichtungen 
eine  mehr  demokratische  Richtung  gegeben  würde: 

i)  Sollen  die  Versammlungen  der  Vertreter  der  Stadt  öffentlich, 
d.  h.  mit  Zulassung  aller  Bürger  und  Honoratioren  Statt  finden,  ein 
Vorschlag,  welcher  bereits  von  der  Hofkanzley  §  116  und  117  des  ur- 
sprünglichen Entwurfes  gemacht  wurde.  Dagegen  dürfte  nur  jenes  Be- 
denken vornehmlich  obwalten,  daß  damit  viele  zur  politischen  und 
Ökonom.  Verwaltung  der  Stadt  gehörige  Gegenstände  wegen  der,  öffentl. 
Verhandlungen  anklebenden  leidenschaftlichen  Bewegung  zum  Nach- 
theile des  städtischen  Gemeinwesens  sowie  zur  allgemeinen  Aufregung 
ausschlagen  dürften.  Dieses  Zugeständniß  ist  das  bedeutendste  von  allen 
und  erheischet,  daß  wenigstens  so  viel  beschränkende  Bedingungen  und 
Vorsichten  beigefügt  werden,  um  nicht  in  den  Städten  eine  politische 
Tribüne  zu  errichten  und  sich  ausbilden  zu  lassen. 

2)  Eben  so  wichtig  ist  die  periodische  Wahl  sämtlicher  städt.  Be- 
amten mit  Ausnahme  der  Richter.  Hierin  wird  viel  weiter  gegangen, 
als  selbst  in  den  siebenbürg.  Comitaten  bestimmt  ist,  wo  wenigstens  die 
Steuer-Einnehmer    stabil    seyn    sollen.    Dießfalls    würde    zum    Heile    der 
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Städte  und  der  öffentl.  Ordnunj^  seyn,  daß  wenigstens  Cassiere,  Grund- 
buchs- und  W'irlhschaftsbeamte  der  '  periodischen  Wahl  entrückt 
würden. 

3)  Am  wenigsten  erheblich  ist  die  vorgeschlagene  Beschränkung 
der  Macht  der  Oberbürgermeister,  die  lediglich  die  Aufsicht  und  Wahl- 
Leitung  zu  besorgen,  sich  aber  nicht  in  die  Verwaltung  selbst  einzu- 
mischen hätten. 

4)  Der  Werth  oder  die  Gefährlichkeit  des  Vorschlages  zur  Be- 
seitigung der  Doppel- Wahlen  hängt  von  dem  Census  für  die  Wähler  ab. 
Da  die  Kriegssteuer-Beträge  dießfalls  zur  Grundlage  genommen  werden 
sollen,  so  liegt  hierin  ein  ziemlich  fester  Ausgangspunkt,  und  es  wird 
das  Bemühen  der  Regierung  seyn,  den  Kreis  der  Wähler  nach  Möglich- 
keit engezuziehen. 

In  dem  5.  Punkt  kömmt  die  nun  zuerst  zur  a.  h.  Schlußfaßung  ge- 
brachte Frage  über  die  Stimmen-Zutheilung  für  die  ständischen  Abgeord- 
neten am  Landtage  vor. 

Es  scheint  allerdings  wenig  Hoffnung  vorhanden,  mehr  als  16  Stim- 
men, gegen  52  der  Comitate,  für  die  Städte  zu  erlangen,  ein  um  so  un- 
günstigeres Ergebniß,  als  die  Berg-  und  Zipser  Städte,  dann  die  Ka- 
pitel etc.  noch  ungünstiger  betheilt  zu  werden  besorgen  müssen.  Doch 
angenommen,  daß  die  Austheilung  der  16  Stimmen  in  der  vorgeschla- 
genen Art  Statt  finden  müsse,  so  scheint  die  Zuweisung  der  kleinen 
Städte,  wozu  alle  mit  weniger  als  6000  Bewohnern  gehören,  zu  den 
Comitaten  eine  dem  rechtlichen  und  historischen  Standpunkte  ganz  zu- 
widerlaufende und  deshalb  auch  eine  minder  räthliche  Maßregel,  weil 
hierdurch  das  Anschmiegen  des  städtischen  Elementes  an  das  Comitats- 
Unwesen  nur  genährt  und  begünstigt  würde.  Es  läßt  sich  wenigstens  in 
Absicht  auf  einige  einander  nahe  gelegene  kleine  Städte  ein  Modus  auf- 
finden, wodurch  denselben  die  Bestellung  eines  gemeinsamen  Vertreters, 
sey  es  auch  ohne  Stimmrecht  oder  mit  der  Theilnahme  an  einer  Curiat- 
stimme  für  alle  kleinen  Städte  eingeräumt  oder  belassen  würde.  Die 
jetzige  Lage  der  kleinen  und  großen  Städte  ist  in  der  That  auch  nur 
das  ruhende  Recht  auf  ein  Singular-Votum  und  die  Theilnahme  an  der 
einzigen  Stimme,  die  manchmal  der  Städte-Curie  von  den  Comitats- 
Abgeordneten  gewährt  worden  ist. 

Diese  nur  kurze  Beleuchtung  ist  deshalb  erforderlich,  weil  von  der 
Erhaltung  des  korporativen  und  ständischen  Elementes  in  den  Städten 
nicht  blos  die  Ordnung  ihrer  inneren  Verwaltung,  sondern  auch  die 
Pflege  des  in  Ungarn  noch  schwachen  Gewerbewesens  und  Handels, 
dann  die  Ausbildung  eines  dem  Könige  und  dem  Gesetze  unterthänigen 
dritten  Standes  abhängt.  Bei  der  vorgeschlagenen  Stimmenvertheilung 
ist  zu  erwarten,  daß  die  Opposition  eher  einen  Zuwachs  an  Kraft  ge- 
wönne,   als  etwas  einbüße;  und  wenn  nicht  mit  Zurückhaltung  und  Vor- 
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sieht  bei  der  Einräumung  der  bemerkten  Zugeständnisse  vorgegangen 
wird,  so  kann  für  alle  Zukunft  die  politische  Macht  der  Städte  statt  dem 
Könige  zu-,  von  ihm  abgekehrt  werden,  was  wegen  des  Rück-Einflusses 
auf  die  übrigen  Theile  der  Monarchie  nicht  außer  Beachtung  bleiben 
darf.«  (Gutachten  Kolowrats  über  den  Vortrag  des  ungarischen  Hof- 
kanzlers vom  26.  Jänner  1848,  dd.  27.  desselben  Monats.  Staatskonferenz- 
akt, Z.  123  ex  1848.  St.  A.) 

225)  (63)  >.  .  .  Die  Städte- Angelegenheit  stellt  sich  in  meinen  Augen 
—  so  äußerte  sich  Metternich  —  unter  den  folgenden  Gesichtspunkten  . .  . 

Das  was  heute  den  Namen  der  Opposition  in  Ungarn  trägt,  ist  ein 
Gemengsei  von  Individualitäten,  wie  solche  zu  allen  Zeiten  und  in  allen 
Ländern  stets  die  Gestaltungen,  welche  sich  selbst,  mittelst  des  sinnlosen 
Namens  , einer  Opposition'  kundgeben,  bietet  (siel).  Heute  kann  man  dieses 
Gemengsei  mit  deutlichen  Namen  in  zwey  Cathegorien  eintheilen;  in  die 
liberale  und  die  radikale.  Beide  Cathegorien  ruhen  auf  Ausgangs- 
Punkten.  Jener  der  liberalen  Parthei  ist  die  Reform,  d.  h.  die  Verbesse- 
rung des  Bestehenden  und  dessen  Ausbildung;  der  Ausgangspunkt  der 
radicalen  Parthey  ist  der  Umsturz  des  Bestehenden  und  dessen  Ersatz 
durch  Etwas  Anderes.  Die  liberale  Parthey  wird  in  der  That  durch 
zwey  Elemente  bedingt:  das  Eine  ist  guter  Wille  mit  Selbsttäuschung 
verbunden,  das  Andere  ist  böser  Wille  unter  der  Larve  der  Beförderung 
des  öffentlichen  Wohles.  Liberales  im  guten  Sinne  des  Wortes  kann  es 
Nichts  gehen,  als  jede  vernünftige  Regierung.  Liberale  geraden  und 
praktischen  Geistes  sind  sonach  nicht  anders  als  Freunde  der  Regierung 
denkbar.  Nur  Fantasten  oder  Betrüger  zählen  sonach  in  der  Reihe  der 
liberalen  Opposition.  Die  Ersteren  sind  der  Bekehrung  fähig,  die  Anderen 
sind  es  nicht,  und  gut  berathene  Regierungen  müssen  sie  den  Radicalen 
beigesellen. 

Radicale  sind  Entweder  thatkräftige  Fantasten  oder  geflissentliche 
Zerstörer  und  sonach  jedes  Aufbaues  irgend  eines  vernünftigen  Staats- 
haushaltes und  des  Lebens  unfähig. 

Diese  Abschweifung,  um  welche  ich  E,  M.  um  Nachsicht  bitte, 
mußte  ich  zu  Hilfe  rufen,  um  meine  pflicht-  und  vernunftgemäßen  Ge- 
fühle über  die  vorliegende  Frage  der  Gewinnung  der  liberalen  Parthei 
und  sonach  der  durch  dieselbe  herbeizuführenden  Spaltung  der  Opposition 
in  Ungarn  darzulegen. 

Diese  Spaltung  ist  nicht  nur  wünschenswerth,  sondern  sie  ist  noth- 
wendig;  dieß  jedoch  auch  nur  unter  allgemein  geltenden  Klugheits- 
Rücksichten.  Eine  Spaltung  in  der  Opposition  ist  ein  Mittel  zum  Zweck, 
sie  ist  aber  nicht  der  Zweck  selbst,  den  die  Regierung  fest  vor  Augen 
halten  muß. 

Was  beabsichtigt  dieselbe  in  Beziehung  auf  die  Städte-Frage?  Sie 
beabsichtigt   in  ihrem  Betreff  und  kann  in  demselben  Nichts  bezwecken, 
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als  das  Beste  des  Landes  und  dieß  unter  der  Allein  zum  Ziele  führen 
könnenden  Verkräftigun^  der  Rechte  der  Krone  und  der  Sicherung  der 
vernunftgemäßen  freien  Bewegung  im  Gemeinen  Wesen  und  dessen  Ver- 
trettung  auf  den  Reichstagen. 

Unter  den  von  S.  K.  H.  in  Antrag  gestellten  Punkten  fällt  nur  der 
auf,  welcher  die  Öffentlichkeit  der  Verhandlung  im  städtischen  Regi- 
ment betrifft;  ein  Antrag,  welcher  in  den  Betrachtungen  über  dessen 
Anwendung  in  engere  Gränzen  gezogen  wird  und  dieß  unbedingt  ver- 
dient. 

Eine  Bemerkung,  welche  sich  auf  meine  obige  Charakterisirung 
der  Oppositionen  bezieht  und  gewissermassen  aus  selber  von  selbst  er- 
wächst, ist  die,  ,wessen  Geistes  die  sich  der  Regierung  zur  Spaltung 
bereit  zeigenden  Oppositions-Männer  sind?'  Gehören  sie  der  liberalen 
Parthey  an,  so  müssen  sie  das  wollen,  was  die  Regierung  zu  wollen 
allein  vermag.  In  diesem  Falle  müssen  sie  den  Sinn  der  Oeffentlichkeit 
bey  den  städtischen  Verhandlungen  nur  in  einem  beschränkten  Maaße 
verstehen.  Sind  sie  verkappte  Radicale,  so  liegt  ihr  Plan  deutlich  vor, 
das  Königreich,  statt  von  Oben  herab,  von  Unten  hinauf  zu  radicali- 
siren.  Es  giebt  Oeffentlichkeit  und  Oeffentlichkeit.  Nichts  ist  öffentlicher 
als  eine  theatralische  Vorstellung;  damit  das  Stück  aber  gelinge,  muß 
die  Oeffentlichkeit  bey  dessen  Verfaßung  und  der  Zutritt  des  Publikums 
auf  der  Bühne  nicht  statt  finden. 

Niemand  schließt  weniger,  als  ich,  die  Oeffentlichkeit  aus;  ich  will 
aber  die  vernünftige,  die  sachgemäße,  die  Vortheilbietende  und  nicht  die 
falsche,  lähmende  und  alle  Ordnung  verbannende.  Das,  was  in  Ungarn 
auf  dem  Felde  der  Oeffentlichkeit  vor  allem  Noth  thut,  ist  die  Ordnung 
in  den  Reichstags-Sitzungen;  und  den  Beitritt  des  Publikums  zu  den 
Magistrats-Verhandlungen  durch  bloße  Verordnungen  führen  wollen,  ist 
ein  leerer  Vorsatz.  .  .  .« 

(Gutachten  Metternichs,  dd.  Wien,  27.  Jänner  1848.  Ibidem.)  Der 
Staatskanzler  beantragte  die  Einsetzung  einer  Kommission,  die  sich 
mit  der  Städtefrage  beschäftigen  sollte. 

226)  (63)  Handschreiben  an  Apponyi,  dd.  Wien,  29.  Jänner  1848. 
(Ibidem.)  Zu  Mitgliedern  der  vom  Fürsten  Metternich  vorgeschlagenen 
Kommission  wurden  ernannt:  Kübeck,  Apponyi,  Jösika.  (Handschreiben  an 
Kübeck  vom  selben  Tage.  Ibidem.)  —  Der  Ausbruch  der  Revolution 
machte  aber  alle  Beratungen  gegenstandslos. 

827)  (63)  Handschreiben  an  Erzherzog  Stefan  Viktor,  dd.  Wien, 
29.  Jänner  1848.  (Ibidem.)  Das  Reskript  ist  (in  deutscher  Übersetzung) 
abgedruckt  in  Adlersteins  chronolog.  Tagebuch  der  magyarischen  Revo- 
lution, I,  172  ff. 

228)  (63)  Das  Vptum  Kroatiens  hatte  die  Entscheidung  herbei- 
geführt. 
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229)  (63)  Der  ständische  Adreßentwurf  ist  abgedruckt  in  Adlersteins 
chronolog.  Tagebuch  der  magyarischen  Revolution,  I,  i8iff. 

230)  (64)  Selbst  den  Palatin  zischte  die  Landtagsjugend  aus  und  sie 
pflegte  ihn  nicht  anders  als  den  »Haupt-Pecsovics«  zu  bezeichnen.  (Pecso- 
vics  war  ein  Spitzname  der  Konservativen.) 

231)  (64)  »Es  wird  sich  dann  nicht  um  Beschränkung  der  Öffent- 
lichkeit, sondern  um  die  Zulassung  einer  bestimmten  Zahl  Menschen 
gegen  Karten,  um  Entfernung  einzelner  Excedenten,  ja  seltst  urti  Räu- 
mung der  Tribüne  handeln.  Huissiers  sollen  bestellt,  nöthigenfalls  das 
Militär  verwendet  werden.«  (Vortrag  Apponyis  vom  7.  Februar  1848. 
Staatskonferenzakt,  Z.  174  ex  1848.  St.  A.) 

232)  (64)  Handschreiben  an  Apponyi,  dd.  Wien,  8.  Februar  1848. 
(Ibidem.) 

233)  (64)  Da  die  zweite  Rate  von  40.000  fl.  C.  M.  an  den  Grafen 
Apponyi  abgeführt  worden  war,  mußte  Kübeck  eine  dritte  in  der  gleichen 
Höhe  ar^  das  Kabinett  anweisen  lassen.  (Staatskonferenzakt,  dd.  6.  Fe- 
bruar 1848,  Z.  22  s  ex  1848.  St.  A.) 

234)  (64)  So  ward  in  dem  bisher  verläßlichen  Ödenburger  Komitat 
(Generalkongregation  vom  21.  Februar  1848)  beschlossen,  die  Ablegaten 
zu  beauftragen,  in  allen  Fällen,  für  welche  die  Instruktion  nichts  be- 
stimme, mit  der  Opposition  zu  gehen.  Auch  das  Temeser  Komitat  schlug 
sich  ins  feindliche  Lager. 

235)  (65)  Kongregation  des  Barser  Komitats  vom  14.,  15.  und 
16.  Februar  1848.    Man    berief   sich  auf    das  Gesetz  Wladislaws  1507:7. 

236)  (65)  Es  sei  daran  erinnert,  daß  sich  Kossuth  durch  den  Grafen 
Szechenyi  bedroht  sah.  Dieser  plante  die  Legung  eines  Eisenbahnnetzes, 
das  in  vier  Hauptrichtungen  von  der  Hauptstadt  ausgehen  und  die  ver- 
schiedenen Teile  des  Landes  mit  ihr  verbinden  sollte.  Wurde  dieser 
Gedanke  verwirklicht,  so  scheiterte  das  Projekt,  mit  dem  sich  Kossuth 
schon  seit  geraumer  Zeit  beschäftigte:  das  einer  Eisenbahnverbindung 
zwischen  Vukovär  und  Fiume.  Nicht  bloß  eine  ergiebige  Quelle  des 
Reichtums  mußte  Kossuth  in  diesem  Falle  versiegen  sehen,  auch  seiner 
politischen  Machtstellung  drohte  Gefahr.  Denn  Sz6chenyis  großzügiger 
Plan  zielte  zugleich  auf  Büdung  einer  gemäßigt  liberalen  Partei,  durch 
die  eben  die  Förderung  der  materiellen  Interessen  Ungarns  in  Angriff  ge- 
nommen werden  sollte.  Wohl  gab  es  Augenblicke,  in  denen  Kossuth  verzagte, 
aber  nicht  zu  lange  gab  er  sich  trüben  Stimmungen  hin.  Gar  bald  erkannte 
sein  scharfer  Blick,  wo  er  den  Hebel  ansetzen  müßte,  um  die  Absichten 
seines  Nebenbuhlers  zu  durchkreuzen.  Schon  hatte  sich  Kossuth, 
der  einst  so  beredte  Anwalt  des  Munizipalwesens  und  der  Unabhängig- 
keit der  Komitate,  den  Zentralisten  genähert,  die  eine  parlamentarische 
Regierung  anstrebten.  Ein  entschiedener  Gegner  einer  solchen  war  Graf 
Sz6chenyi,   der  dabei  vornehmlich  den  Umstand  berücksichtigte,  daß  die 
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übrigen  Erbländer   noch  absolutistisch   regiert  wurden.    So    griff  Kossuth 
den  Gedanken  auf,  auch  für  sie  eine  Konstitution  zu  fordern. 

237)  (^65)  In  Lombardo-Venetien  z.  B.  rief  man  nicht  bloß  >morte  ai 
tedeschi«,  sondern  auch  »evvivan  gli  Ungharesü«. 

238)  (65)  Vortrag  des  Grafen  Sedlnitzky  vom  14.  Dezember  1847. 
Graf  Kolowrat  zog  es  keinen  Augenblick  in  Zweifel,  daß  sich  die  unga- 
rische Opposition  mit  den  Radikalen  der  österreichischen  Provinzen, 
namentlich  mit  denen  Böhmens  und  Niederösterreichs  ins  Einvernehmen 
gesetzt  habe.  Fürst  Metternich  bezeichnete  Andrian  als  ein  Werkzeug 
der  revolutionären  Propaganda.  ».  .  .  für  die  Begründung  der  Anklage 
besitzt  —  so  versicherte  er  in  seinem  Votum  —  die  Polizey-Hofstelle 
sichre  Belege«.  (Staatskonferenzakt,  Z.  1268  ex  1847.  St.  A.) 

»89)  (65)  Handschreiben  an  Graf  Sedlnitzky,  dd.  Wien,  5.  Jänner 
1848.  (Ibidem.) 

2*0)  (65)  Es  wurde  behauptet,  daß  die  radikale  Partei  von  den  böh- 
mischen Ständen  veranlaßt  worden  sei,  einen  solchen  Antrag  zu  stellen. 
Graf  Sedlnitzky  aber  hegte  die  sichere  Überzeugung,  es  müßten  Kossuth, 
Perczel,  Madaräsz  und  andere  Demagogen  als  die  eigentlichen  Anreger 
angesehen  werden,  denen  es  nur  darum  zu  tun  sei,  >der  Regierung 
neue  Verlegenheiten  zu  bereiten«.  »Wenn  übrigens  —  so  berichtete  Graf 
Sedlnitzky  —  in  dem  Rapporte  angeführt  wird,  daß  der  allerdings 
schlecht  gesinnte  Ludwig  Toth  dem  Fürsten  Windischgräz  und  anderen 
böhmischen  Ständen  Notizen  über  den  ungarischen  Landtag  liefere,  so 
findet  dieser  Umstand  darin  Aufklärung,  daß  Toth,  wie  bekannt  ist, 
dermal  eben  so  wie  es  in  früheren  ungarischen  Landtagen  von  Seite  des 
bekannten  Orosz  geschah,  Landtagsrapporte,  freilich  im  schlechten 
Sinne  verfaßt  und  geschrieben,  an  mehrere  Parteien  im  In-  und  Aus- 
lande versendet.  Daß  unter  diesen  der  auch  in  Ungarn  begüterte  Feld- 
marschall Leutnant  und  commandirende  General  in  Böhmen,  Fürst 
Alfred  Windischgräz  erscheint,  dürfte  um  so  weniger  Bedenken  erregen, 
als  die  höchst  correkte  Gesinnung  dieses  Mannes  und  seine  stets  be- 
währte Abneigung  gegen  alle  ständische  Umtriebe  und  seine  treue  An- 
hänglichkeit an  E.  M.  und  die  Regierung  über  jeden  Zweifel  erhaben 
ist.«  (Vortrag  des  Grafen  Sedlnitzky,  dd.  28.  Februar  1848.  Staatskon- 
ferenzakt, Z.  279  ex  1848.  St.  A.) 

241)  (65)  Staatskonferenzakt,  Z.  270  ex  1848.  St.  A.  (Vortrag 
Sedlnitzkys  vom  26.  Februar  1848  mit  Revisions-  und  Interimsbericht 
über  die  ungarischen  Landtagsverhandlungen  und  die  Zirkularsitzung  vom 
24.  und  25.  Die  Gutachten  wurden  in  der  Zeit  vom  29.  Februar  bis 
12,  März  1848  abgegeben.  Die  Resolution  des  Kaisers  —  »dient  zur 
Nachricht«  —  erfloß  am  15.  März  1848.) 

^*^)  (65)  So  erschien,  im  Februar  1848,  in  der  ungarischen  Handels- 
zeitung Hetilap    ein    gehässiger  Artikel  über  die  Finanzlage  Österreichs. 

138 


Der  Hofkammerpräsident,  Baron  Kübeck,  erstattete  dem  Kaiser, 
am  8.  März  1848,  einen  Vortrag  folgenden  Inhalts:  ».  .  .  Eine  Reihe 
von  Erscheinungen  der  ausländischen  Presse  und  in  anderen  stilleren 
Communications-Mitteln  haben  schon  früher,  namentlich  aber  seit  un- 
gefähr einem  Jahre  deutlich  herausgestellt,  daß  es  darauf  abgesehen  sei, 
den  oesterreichischen  Staatskredit  in  jeder  Art  zu  untergraben,  offenbar 
in  der  Absicht,  um  es  der  Regierung  zu  erschweren,  wo  nicht  gar  un- 
möglich zu  machen,  im  Falle  nothwendiger  Anstrengung  die  hiezu  er- 
forderlichen Mittel  aufzubiethen. 

Diesen  schleichenden  Einwirkungen  seien  in  neuesten  Zeiten  die 
revolutionären  Bewegungen  in  Italien,  Frankreich  und  selbst  in  Deutsch- 
land mächtig  zu  Statten  gekommen,  welche  dann  auch  in  Gefahr 
drohender  Weise  ausgebeutet  wurden;  die  Geldstürme  begannen  in  Steier- 
mark, Böhmen,  verpflanzten  sich  dann  nach  Ungarn  und  von  dort  mit 
der  größten  Schnelligkeit  nach  der  Hauptstadt. 

Die  ungarische  Oppositionsparthei  wählte  die  Bankfrage  zum 
Haupthebel,  um  der  Regierung  Verlegenheiten  und  womöglich  Aufstände 
zu  bereiten. 

Diese  Frage  sollte  nämlich  in  den  Zirkelsitzungen  und  dann  am 
Reichstage  in  der  beunruhigendsten  Weise  besprochen  werden,  und  die 
Häupter  der  Opposition  verabredeten  sich,  selbst  und  durch  ihre  Leute 
die  Annahme  der  Banknoten  zu  verweigern  und  alle  Mittel  anzuwenden, 
um  Mißtrauen  in  allen  Klassen  zu  verbreiten. 

Als  die  ersten  Symptome  dieser  Bewegungen  sich  kundgaben, 
glaubte  die  Finanzverwaltung  gemeinschaftlich  mit  der  Bankdirektion, 
daß  es  genügen  dürfte,  statt  zu  reden,  zu  handeln  und  überall,  wo  die 
Geldnachfrage  heftiger  hervortrat,  die  unbedingteste  Befriedigung  der 
Nachfragen  des  Publikums  durch  Aufbiethung  aller  vorhandenen  haaren 
Geldmittel  zu  sichern. 

Diese  Maßregel,  welche  vorzüglich  auf  den  gemeinen  und  richtigen 
Sinn  des  Volkes  berechnet  war,  hatte  auch  die  gewünschte  Wirkung  in 
Steiermark  und  Böhmen. 

Als  aber  die  Oppositionsmänner  in  Pressburg  die  Bankfrage  für 
ihre  Zwecke  allamirend  auszubeuten  vorhatten,  beeilte  sich  Freiherr 
von  Kübeck,  im  Einverständnisse  mit  dem  Vorstande  der  Bankdirektion, 
den  Generalsecretair  der  Bank  v.  Salzmann  sogleich  nach  Preßburg  zu 
entsenden,  um  dort  unter  der  Leitung  der  Regierungsorgane  sich  mit 
einigen  loyalen  Deputirten  und  Magnaten  in  das  Einvernehmen  zu  setzen, 
ihnen  die  Natur,  die  Stellung  und  den  Organismus  der  Bank  zu  erklären 
und  den  Zustand  der  Bank  mit  aller  Offenheit  und  mit  den  gehörigen 
Daten  belegt,  mitzutheilen. 

In  der  That  war  die  Gefahr  drohend. 
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Die  Führer  der  Opposition  rechneten  nämlich  auf  die  ziemlich  all- 
.s:emeine  Unkenntniß  der  Deputirten  und  Magnaten  über  ein  Institut  und 
eine  Angelegenheit,  welche  specielle  Untersuchung  und  Theilnahme  vor- 
aussetzt, die  nur  bei  einigen  Personen  vorhanden  ist. 

Es  war  mithin  zu  fürchten,  daß  eine  solche  Motion  des  Mißtrauens 
mit  falschen  Ziffern  belegt,  vom  Reichstage  ausgehend,  einen  allgemeinen 
vSchrecken  verbreiten  und  die  nachhaltigsten  Bedrängnisse  hervorrufen 
würde,  und  es  lag  Alles  daran,  die  loyalen  Deputirten  in  die  Lage  zu 
setzen,  die  Angaben  der  Opposition  als  falsch  beweisen  zu  können. 

Dieser  Schritt  hatte  den  gewünschten  Erfolg. 

Die  zu  diesem  Behufe  versammelten  Deputirten  und  Magnaten 
nahmen  die  gemachten  Mittheilungen  mit  der  größten  Beruhigung  ent- 
gegen und  waren  bereit,  den  falschen  Ziffern  der  oppositionellen  Motion 
die  Wahrheit  entgegen  zu  stellen. 

Als  die  Opposition  diese  Wendung  der  Dinge  erfuhr,  änderte  sie 
ihren  Plan.  Ganz  umgehen  konnte  sie  wohl  die  Frage  nicht  mehr,  berührte 
sie  jedoch  nur  leicht,  umgieng  dadurch  alle  Aufklärungen  und  wirkte 
selbst  mit,  daß  die  Motion  ganz  fiel,  weil  es  nicht  in  ihrer  Absicht  liegen 
konnte,  selbst  Veranlassung  zu  beruhigenden  Aufklärungen  zu  geben. 
Während  aber  die  Bewegungspartei  in  den  öffentlichen  Versammlungen 
zurücktrat,  war  sie  unter  der  Hand  nur  um  so  thätiger,  das  Mißtrauen 
im  Volke  zu  verbreiten. 

Es  sei  wohl  schwer,  zu  bestimmen,  durch  welche  Fäden  auf  die 
Gemüther  gewirkt  wurde,  um  den  Schrecken  des  Mißtrauens  so  schnell 
zu  verbreiten,  wie  es  geschah  und  wie  er  vorzüglich  in  der  Hauptstadt, 
in  Pressburg,  in  Ofen  und  sonst  verbreitet  wurde. 

Unter  solchen  Umständen  sei  es  das  erste  und  dringendste  Bedürf- 
niß  gewesen,  alles  aufzubieten,  um  den  Geldbegehr  des  herandrängenden 
Publikums  so  ausgedehnt  und  so  schnell  wie  möglich  zu  befriedigen, 
und  ist  in  dieser  Hinsicht,  was  nur  physisch  möglich  war,  geschehen. 

Die  Frage  wurde  aber  dringend:  soll  man  es  bei  dem  Handeln  be- 
wenden lassen,  und  ist  es  nicht  unerläßlich  notwendig,  die  Gemüther 
neben  der  That  auch  durch  die  Rede  zu  beschwichtigen? 

In  einer  am  5.  d.  mit  dem  Chef  der  Bankdirektion  und  dem 
Generalsecretair  abgehaltenen  Beratung  war  man  sogleich  darüber  ein- 
verstanden, daß  man  mit  dem  Publikum  sprechen  müsse,  weil  man  nicht 
in  jedem  Dorfe  eine  Verwechslungskassa  errichten  kann,  weil  man  den 
böswilligen  und  eigennützigen  Gerüchten  durch  die  noch  so  schnelle 
Auszahlung  allein  nicht  zureichend  die  Wirkungen  abstumpfen  kann, 
auf  welche  sie  berechnet  sind,  und  weil  man  auch  das  Ausland  im  Auge 
behalten  muß,  welches  mit  Oesterreich  in  so  vielseitigem  Verkehr  steht, 
und  ohne  Aufklärungen  das  Mißtrauen  des  Inlandes  nur  noch  erhöhen 
und  verstärken  würde. 
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Die  weitere  Frage  war  dann  die:  wie  soll  gesprochen  werden? 
Phraseologische  Versicherungen  sind  ungenügend,  ja  vielmehr  ein  will- 
kommenes Mittel  für  die  feindseligen  Parteien,  das  öffentliche  Vertrauen 
noch  mehr  zu  erschüttern,  indem  sie  nur  um  so  mehr  die  falschen  An- 
gaben vertreten  können,  die  keine  legale  Widerlegung  finden. 

Aufklärende  Aufsätze  unter  dem  Scheine  von  Privaten  haben, 
wenn  sie  auch  die  wahrhaften  Daten  der  bedrohten  Anstalt  enthalten, 
keine  Autorität  und  können  und  werden  in  der  feindseligen  Presse  und 
in  den  tausend  Wegen  der  mündlichen  Verläumdung  als  feil  und  unwahr 
bestritten  werden.  Sind  sie  aber  gleichfalls  nur  phraseologische  Erörte- 
rungen, so  werde  ihre  Wirkung  von  vorneherein  gleich  Null  sein. 

Man  habe  sich  daher  entschieden,  daß  die  Bankdirektion  in  einer 
einfachen  und  würdigen  Sprache  die  Thatsache  der  Erfüllung  ihrer 
Verbindlichkeiten  herausstelle  und  den  wahren  Stand  der  Bank  in  Ziffern 
bekannt  mache.  Man  verhehlte  sich  zwar  nicht  die  mancherlei  Schwierig- 
keiten dieser  Maßregel,  konnte  sie  jedoch  nicht  mehr  umgehen,  theils 
weil  der  erste  Schritt  hiezu  durch  die  unerläßlichen  mündlichen  Mit- 
theilungen in  Preßburg  schon  geschehen  war,  theils  weil  der  Drang  der 
Meinungen  nach  Öffentlichkeit  heute  nun  einmal  so  hoch  gesteigert  ist, 
daß  man  ihn  unter  Umständen  wie  die  eben  geschilderten,  ohne  Bedenken 
nicht  entgegentreten  könne. 

Diesemnach  wurde  im  Einverständnisse  mit  der  Bankdirektion  so- 
gleich an  die  Vollziehung  jener  Maßregel  geschritten. 

Der  Eindruck  der  betreffenden,  theils  durch  Anschlag  an  dem  Bank- 
gebäude, theils  durch  die  Wiener  Zeitung  am  6.  März  früh  bewirkten 
Kundmachung  war  im  allgemeinen  kein  ungünstiger,  und  bis  zur  Er- 
stattung dieses  a.  u.  Vortrages  am  8.  März  hat  der  Zudrang  zur  Bank 
hier  in  Wien  bereits  so  bedeutend  abgenommen,  daß  zwar  das  gewöhn- 
liche Verhältniß  immer  noch  überschritten,  doch  aber  bereits  wieder  baar 
Geld  in  die  Bank  gegen  Banknoten  eingelegt  wird. 

Die  Kundmachung  der  ßankdirektion  konnte  nicht  anders  als  wie 
sie  eben  erfolgt  ist,  eingerichtet  werden,  weil  Commentarien  leicht  zu 
Abhandlungen  führen,  die  viel  zu  lange  sein  würden,  um  das  gewöhn- 
liche Publikum  anzusprechen,  und  welche  die  Bank  in  eine  Polemik  ver- 
wickeln würden,  der  sie  fremd  bleiben  muß. 

Man  hat  sich  aber  beschieden  und  es  liegt  in  der  Natur  der  Sache, 
daß  die  Kundmachung  mit  ihren  Ziffern  von  vielen  theils  gar  nicht  ver- 
standen, theils  mißverstanden  wird,  indem  das  große  Publikum  in  den 
oesterreichischen  Staaten  über  Gegenstände  dieser  Art  noch  wenig  auf- 
geklärt ist. 

Nun  sei  es  aber  an  der  Zeit  und  sei  auch  bereits  eingeleitet,  daß 
Privatliteraten  in  die  öffentlichen  Blätter  aufklärende  und  beruhigende 
Commentare  schreiben,  welche  im  Wege  der  Censur  ihm    —    dem  Hof- 
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kammer-Präsidenten  —  ohnehin  zur  vorläufigen  Einsicht  zukommen  und 
gehörig  geprüft  werden  .  . .«  (Staatskonferenzakt,  Z.  305  ex  1848.  St.  A.) 

Baron  Kübeck  war  mit  Kabinettschreiben  vom  7.  März  beauftragt 
worden,  »in  geeigneter  Weise«  zu  veranlassen,  »daß  dießfalls  ein  (solcher) 
Aufsatz,  jedoch  nur  unter  dem  Namen  eines  Privaten  zu  Stande  ge- 
bracht, von  ihm  als  zulässig  erkannt  und  dann  ungesäumt  veröffentlicht 
werde.«  Nun  war  dies,  im  Namen  der  Bank  selbst,  durch  die  Wiener 
Zeitung  erfolgt. 

Graf  Hartig  erklärte  diesen  Vorgang  mit  dem  Bemerken  für  ge- 
rechtfertigt, es  solle  der  Kaiser  seine  Billigung  aussprechen;  er  wünschte 
aber,  daß  man  das  mit  gutem  Erfolge  gebrauchte  Mittel  auch  zur  Be- 
ruhigung über  die  gesamte  finanzielle  Lage  der  Monarchie  anwende. 
»Denn  ich  kann  —  so  erklärte  Graf  Hartig  —  mit  Zuversicht  be- 
haupten, daß  der  Zustand  der  Finanzen,  so  viel  er  auch  zu  wünschen 
übrig  läßt,  doch  lange  nicht  so  beunruhigend  ist,  als  das  Publicum 
fürchtet;  die  aufrichtige  Darstellung  desselben  dürfte  daher  den  gesunkenen 
Staats-Credit  wahrscheinlich  heben.« 

Graf  Kolowrat  war  allerdings,  was  die  Finanzlage  betraf,  ganz 
anderer  Meinung:  er  hielt  sie  für  »viel  ungünstiger«,  als  sie  dargestellt 
wurde.  Immerhin  stimmte  auch  er  für  Hartigs  Vorschlag  und  Resolu- 
tionsentwurf, den  der  Kaiser  daher  (am  18.  März  1848)  unterzeichnete. 
(Staatskonferenzakt,  Z.  305  ex  1848.) 

243)  (66)  Siehe  Anm.  138,  S.  116  ff. 

244)  (66)  Er  hatte  ihm  mitgeteilt,  daß  sich  Belgien  der  Revolution 
nicht  anschließen  wolle;  von  den  Kammern  seien  vielmehr  die  Aufstel- 
lung von  100.000  Mann  und  die  Voreinzahlung  zweier  Steuerquoten  be- 
willigt worden. 

245)  (66)  Cornel  Balogh. 

246)  (67)  Dieser  Umstand  ist  meines  Wissens  noch  nirgends  hervor- 
gehoben worden. 

247)  (67)  Kossuths  Rede  und  »Repräsentations-Vorschlag  über  die 
gegenwärtigen  Aufgaben  des  Landtages«  gedruckt  in  Adlersteins  chronolog. 
Tagebuch  der  magyarischen  Revolution,  I,  193  ff.,  200  ff. 

248)  (68)  Staatskonferenzakt,  Z.  297  ex  1848.  (Vortrag  des  Grafen 
Sedlnitzky  vom  4.  März  1848.) 

249)  (69)  Staatskonferenzakt,  Z.  292  ex  1848.  (Vortrag  des  Grafen 
Sedlnitzky  vom  2.  März  1848.) 

250)  (69)  Anwesend  waren:  der  Judex  Curiae  Graf  Georg  Mailäth, 
der  Tavernikus  Graf  Keglevich,  der  (ungarische)  Hofkammerpräsident 
Graf  Niklas  Szecsen,  der  Personal  Zarka,  ferner  Graf  Stephan  Sz6chenyi, 
Graf  Apponyi,  Ladislaus  von  Szögy6nyi  und  Eduard  Zsed6nyi.  (Vgl. 
Szögyenyi,  I,  50  ff.  Das  richtige  Datum  [9.  März]  ergibt  sich  aus  dem 
Tagebuch  Szögyenyis,  vgl.  Franz  Pulszky,  II,  55.) 
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Erzherzog  Stephan  hatte  der  Regierung  bereits  angezeigt,  daß  sie 
wohl  schweriich  auf  eine  Majorität  im  Reichstag  rechnen  dürfe.  Nach 
der  ihm  dargestellten  Sachlage  gab  es  nur  zwei  Mittel,  sich  aus  der 
Schlinge  zu  ziehen:  ».  .  .  binnen  sehr  kurzer  Zeit,  vielleicht  noch  im 
Laufe  des  Winters,  den  Landtag  auseinander  zu  jagen,  oder  mit  der 
Opposition,  wie  es  schon  bei  anderen  Landtagen  geschehen,  fortwährend 
zu  traktiren  und  paktiren  .  .  .«  Es  wurde  in  diesem  zweiten  Falle  eine 
Zusage  des  Monarchen  für  unbedingt  notwendig  gehalten,  »die  Admini- 
stratoren nach  und  nach  eingehen  zu  lassen  und  durch  wirkliche  Ober- 
gespänne  zu  ersetzen«. 

Was  das  Treiben  der  Landtagsjugend  betraf,  meldete  der  kaiser- 
liche Prinz,  daß  es  in  der  Zirkularsitzung  der  unteren  Tafel  vom  i6.  De- 
zember 1847  »wie  in  einer  ungezogenen  Judenschule«  zugegangen  sei. 
»Die  konservativen  Deputirten  haben  es  trotz  alles  Zuredens  noch  nicht 
über  sich  gewonnen,  den  Entschluß  zu  fassen,  in  corpore  hinaus  zu  gehen 
und  so  lange  nicht  wieder  im  Circel  einzutreten,  so  lange  nicht  Ordnung 
geschaffen  —  freilich  gehörte  hier  unbedingt  dazu,  daß  in  den  ständi- 
schen Landtagssitzungen  alle  Comitate  wieder  erscheinen  —  und  der  Per- 
sonal die  Energie  entwickle,  Kraft  seines  Rechtes  einmal  die  Galerien 
räumen  zu  lassen«. 

»Ich  bin  mit  mir  einig  —  so  beteuerte  Erzherzog  Stephan  —  und 
fest  entschlossen,  wenn  die  Galerie  bei  mir  nur  ^j^^  so  unartig  würde 
wie  bei  den  Ständen,  sie  sonica  hinauszuwerfen;  brummen  hier  am  Ende 
die  jungen  Herren,  so  sage  ich,  daß  ich  hier  etwas  thue,  was  ich  nur 
vor  mir,  meinem  Monarchen  und  meinem  Vaterlande  zu  verantworten 
habe;  genügt  dies  auch  nicht,  so  löse  ich  die  Sitzung  auf,  erkläre  aber 
zugleich,  daß  ich  bei  der  nächsten  Sitzung  clausis  valvis  debattiren 
lassen  werde,  ob  mit  einer  solchen  zügellosen  Jugend  das  Prinzip  der 
Öffentlichkeit  noch  aufrecht  erhalten  werden  könne?  .  .  .«  (Erzherzog 
Stephan  an  Graf  Apponyi,  dd.  Preßburg,  16.  Dezember  1847.  St.  A. 
[Acta  secreta.])  Nur  hatte  der  kaiserliche  Prinz  mehr  geredet  als  ge- 
handelt! 

251)  (69)  »Zur  Zügelung  und  Überwachung  des  Auditoriums«  würde 
es  sich  nicht  —  so  hatte  Graf  Kolowrat  erklärt  —  »um  Beschränkung 
der  Öffentlichkeit,  sondern  um  die  Zulassung  einer  bestimmten  Zahl 
Menschen  gegen  Karten  und  Entfernung  einzelner  Excedenten,  ja  selbst 
um  Räumuug  der  Tribüne  handeln.  Huissiers  sollen  bestellt,  nöthigen- 
falls  das  Militär  verwendet  werden.  Sollte  die  Mehrheit  des  Landtages 
wider  alle  Erwartung  sich  gegen  diese  Maßregeln  erklären,  so  wäre  die 
Auflösung  desselben  zu  verfügen.«  (Kolowrats  Votum  [über  einen  Vor- 
trag Apponyis,  dd.  7.  Februar  1848]  vom  8.  desselben  Monats.  Kaiser 
Ferdinand  unterzeichnete  am  selben  Tage  den  ihm  von  Kolowrat  vor- 
gelegten Resolutionsentwurf.  (Staatskonferenzakt,  Z.  174  ex  1848.  St.  A.) 


Graf  Szechenyi  hatte,  zum  Erstaunen  der  Konferenz,  den  Antrag 
gestellt,  der  König  möge  ihn  als  bevollmächtigten  Kommissär  nach 
Preßburg  senden,  damit  er  mit  den  Ständen  unterhandle.  Dieser  Vor- 
vschlag  ward  einstimmig  abgelehnt  und  dagegen  die  Ausfertigung  des 
königlichen  Reskripts  »cum  comminatione  dissolvendorum  comitiorum« 
beschlossen  (Sz5gy6nyi,  I,  50  ff.). 

252)  (69)  Szekfü,  S.  162. 

253)  (70)  Vgl.  Szekfü,  S.  154 ff. 

254)  (yo)  Schreiben  Metternichs,  dd.  Wien,  26.  März  1844.  (Staats- 
konferenzakt, Z.  Ti8s  ex  1844.  St.  A.) 

255)  (^yo)  Gutachten  Kübecks  vom  22.  April  1845,  dem  Kolowrat 
beipflichtete.  (Staatskonferenzakt,  Z.  196  s  ex  1845.  St.  A.) 

256)  (yo)  Metternich  an  Szechenyi,  dd.  Wien,  i.  Mai  1845.  Antwort- 
schreiben Szechenyis  vom  4.  desselben  Monats.  (Ibidem.) 

257)  (yo)  »Überließe  man  denselben  noch  bedeutende  Geldzuflüsse, 
so  würde  sich  Ungarn  in  52  nicht  regierbare  Republiken  auflösen.« 

»Hierüber  konnte  ich  ihm  nur  Recht  geben  —  schrieb  Metternich 
an  Wirkner  — .  Ich  habe  den  Ausspruch  jedoch  vervollständigt:  ,Ungam 
darf  sich  nicht  in  52  Republiken  auflösen,  aber  auch  nicht  in  eine  Re- 
publik zusammenfließen,  wie  dies  der  Fall  wäre,  wenn  das  Land  statt  52 
Komitatskassen  eine  Landeskasse  erhielte.'  Dies  hat  der  Graf  mir  zuge- 
geben und  auch  versichert,  daß  die  Landeskasse  unter  die  Kontrolle  der 
Regierung  gestellt  werden  müsse.  Hierauf  habe  ich  ihm  entgegnet,  daß 
Ungarn  ebensowenig  als  irgend  ein  anderes  Reich  einer  Landes-,  son- 
dern einer  Staatskasse  bedürfe,  daß  mir  die  Erkenntniß  der  Nothwendig- 
keit  des  Bestehens  der  letzteren  jedoch  im  Lande  nicht  gehörig  gereift 
scheine  .  .  .«  (Metternich  an  Wirkner,  dd.  Wien,  26.  März  1844.  Staats- 
konferenzakt, Z.  ii8s  ex  1844.) 

258)  (^y2)  Gutachten  Metternichs  s.  d.  (Staatskonferenzakt,  Z.  492  s 
ex  1845.  St.  A.).  Fürst  Metternich  war  zu  diesem  Gutachten  durch  den 
Vortrag  angeregt  worden,  den  die  siebenbürgische  Hofkanzlei  im  Okto- 
ber 1845  »über  den  Ort  und  Zeitpunkt  des  einzuberufenden  siebenbürgi- 
schen  Landtags  und  die  dazu  zu  berufenden  Regalisten«  erstattet  hatte. 
(Staatskonferenzakt,  Z.  990  ex  1845.  St.  A.) 

259)  (y2)  Szekfü,  S.  164. 

260)  (j2)  Die  Opposition  verfügte,  dank  den  Bemühungen  der  Re- 
gierung, seit  dem  letzten  Reichstag  über  ein  einziges  politisches  Blatt 
von  Bedeutung;  einigen  Ersatz  boten  ihr  die  belletristischen  Journale 
»Divatlap«  und  *6letk6pek<c,  während  eine  dritte  schöngeistige  Zeit- 
schrift, »Honderü«,  im  Dienste  der  Konservativen  stand.  »Die  Wichtig- 
keit dieses  letzteren  Blattes  —  so  äußerte  sich  Graf  Apponyi  in  einem 
Vortrag  vom  i.  September  1846  —  ist  um  so  größer,  je  glänzenderes 
Talent,  gefällige,    anziehende  Darstellungs weise    und    scharfen  Witz  sein 
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Redacteur  und  Eigenthümer  Petrichevich  Horvath  besitzt  und  je  größer 
das  Publikum  ist,  auf  welches  er  einzuwirken  vermöchte.«  (Minister 
Kolowrat-Akten,  Z.  1694  ex  1846.  St.  A.)  Der  mächtigste  Gegner  des 
»Honderü«  war  die  Zeitschrift  »6letkepek«,  deren  Herausgeber  sich  aber 
bereit  erklärte,  gegen  den  Betrag  von  5000  Gulden  und  fünfzig  Dukaten, 
sein  Blatt  kraft  eines  mit  dem  »Honderü«  abzuschließenden  Vertrages 
»ganz  und  für  immer  aufzugeben,  ja  sogar  sein  Talent  dem  »Honderü« 
zuzuwenden  und  in  dessen  Geist  mitzuarbeiten«.  Graf  Apponyi  beantragte 
daher  die  Zahlung  jener  Summe,  womit  sich  auch  der  Hofkammerpräsi- 
dent, Baron  Kübeck,  einverstanden  erklärte.  Graf  Kolowrat  gab  darüber 
folgendes  Gutachten  ab: 

»Wenn  sich  gleich  gegen  die  Vordersätze  dieses  Vortrages,  mit 
welchen  Ungarn  als  ein  constitutionelles  Land  mit  dem  Einflüsse  der 
journalistischen  Presse  dargestellt  wird,  vieles  erinnern  läßt,  indem  die 
ungr.  Constitution  bisher  von  den  Repräsentativformen  noch  wenig  in 
sich  aufzunehmen  gezwungen  wurde  und  die  Journalherausgabe  lediglich 
von  einzelnen  Concessionen  des  Königs  abhängt,  so  scheint  mir  doch  der 
vorgeschlagene  Weg  des  Erkaufes  eines  Journals  unter  den  jetzigen 
Umständen  räthlicher  als  der  der  Zurücknahme  der  Concession,  und  ich 
finde  gegen  den  Vorschlag  des  Gr.  Apponyi,  womit  sich  auch  der  Hof- 
kammer-Präsident vereiniget,  a.  u,  nichts  einzuwenden.«  (Votum  vom 
23.  September  1846.) 

Kaiser  Ferdinand  unterschrieb,  am  26.  September  1846,  den  ihm 
von  Kolowrat  vorgelegten  Resolutionsentwurf.  Graf  Apponyi  hatte  »so 
viel  wie  möglich  das  Geheimniß«  zu  wahren.  (Minister  Kolowrat-Akten, 
Z.  1694  ex  1846.) 

261)  (72)  Aus  diesem  Grunde  war  (1845)  die  Herausgabe  eines 
neuen  deutschen  Blattes  (Pester  Zeitung)  bewilligt  worden;  die  Oppo- 
sitionspartei sah  sich  dadurch  veranlaßt,  ein  anderes  deutsches  Organ 
für  ihre  Zwecke  zu  gewinnen:  die  »Ofner  Zeitung«.  Deren  Eigentümerin, 
die  Witwe  Josepha  Rössler,  zeigte  sich  geneigt,  ihr  Blatt  für  den  Fall 
eingehen  zu  lassen,  daß  ihr  eine  Leibrente  von  4000  fl.  jährlich  ver- 
schrieben werde.  Apponyi  und  Metternich  erklärten  sich  dafür  und  so 
kam  nach  erfolgter  kaiserlicher  Genehmigung  ein  Vertrag  mit  dem 
Wiener  Bankhaus  Rothschild  zustande.  (Vortrag  Metternichs,  bez.  Apponyis 
vom  10.  Mai  1845.  Kaiserliche  Entschließung,  dd.  Schönbrunn,  2.  Juni 
1845.  Erklärung  des  Hauses  Rothschild  vom  4.  desselben  Monats.  Staats- 
konferenzakt, Z.  220s  ex  1845.  St.  A.) 

^^^)  (73)  »Der  Ernst  der  Lage  Meines  Königreiches  Ungarn  bedingt 
für  die  Zukunft  —  so  wurde  die  Errichtung  der  neuen  Stelle  begründet 
—  eine  mehr  als  gewöhnliche  Aufsicht  der  vorhandenen  oder  im  Keime 
befindlichen  staatsgefährlichen  Umtriebe  und  nimmt  zugleich  die  sorg- 
fältigste Beachtung    der    einlangenden  Anzeigen    in    Absicht    auf  die  zu 
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latisendcn  Beschlüsse  in  Anspruch.  —  Nächst  den  o4Ten  zu  Tage  treten- 
den Entwürfen  der  Üppositions-Parthei  in  Ungarn  und  den  ebenso  offen- 
kundigen Mittehi  ihrer  Einwirkung  in  den  offiziellen  und  Privatversamm- 
lungen und  Vereinen,  weist  die  augenfällige  Consequenz,  mit  welcher 
diese  Parthei  seit  dem  Jahre  1790  fortschreitet,  die  jedesmalige  Wahl 
des  passendsten  Augenblickes,  um  mit  den  aufgestellten  und  nur  zeit- 
weilig vertagten  Entwürfen  zur  Lockerung  des  Bandes  der  Abhängigkeit 
hervorzutreten  und  dieselben  in  der  That  oder  wenigstens  durch  die  vor- 
läufig^ Sicherstellung  des  Prinzips,  ihrer  Ausführung  näher  zu  bringen, 
auf  eine  zentrale  Leitung  hin,  deren  Bestand,  so  folgerichtig  auch  aus 
dem  Gange  der  Ereignisse  darauf  zurückgeschlossen  werden  muß,  den 
Wahrnehmungen  der  Aufsichtsbehörden,  ebenso  wie  die  Wege  ihrer  Ein- 
wirkung und  etwaigen  Verbindung  mit  einzelnen  Regierungsorganen,  bis- 
her entgangen  zu  seyn  scheint.  —  Die  mit  dem  Ernste  der  Umstände 
sich  stets  schwieriger  stellende  Aufgabe  Meiner  Regierung  würde  daher 
nur  wenig  gefördert  werden,  erstreckte  sich  die  polizeiliche  Überwachung 
Ungarns  und  des  theilweise  den  Impulsen  dieses  letztern  sich  hingeben- 
den Großfürstenthums  vSiebenbürgen,  außer  den  öffentlichen  Vorgängen 
nicht  zugleich  und  vorzugsweise  auf  die  geheimen  Triebräder  der  Bewe- 
gung und  sohin  auf  den  muthmaßlichen  Zentralpunkt,  von  welchem  die 
Impulse  für  das  den  Zeitumständen  angepaßte  Verhalten  der  Oppositions- 
Parthey  ausgehen.  —  Von  Ihrer  erprobten  Treue,  Eifer  und  Einsicht 
versehe  Ich  Mich,  daß  Sie  Ihr  Augenmerk  zunächst  auf  die  Ergründung 
der  geheimen  Triebfedern  der  in  Ungarn  herrschenden  Bewegung, 
dann  der  Wege,  auf  denen  sie  sich  die  aktive  oder  passive  Mitwirkung 
einzelner  einflußreicher  Regierungsorgane  zu  sichern  vermochten,  richten 
und  zu  diesem  Ende,  unter  gehöriger  Sichtung  der  bisherigen,  für  die 
Zukunft  solche  Verbindungen  anzuknüpfen  suchen,  durch  welche  jene 
Zwecke  erreicht  werden  könnten.  —  Außer  diesen  Aufgaben,  deren  Lö- 
sung Sie  Sich  besonders  angelegen  seyn  zu  lassen  haben,  finde  Ich 
gleichzeitig  eine  Einrichtung  zu  treffen,  durch  welche  für  die  Zukunft 
eine  mehr  wirksame  Behandlung  der  polizeilichen  Notizen  in  Bezug  Un- 
garns und  Siebenbürgens  herbeigeführt  werden  soll.  Die  aphoristische 
Form,  in  welcher  dieselben  bisher  Mir  vorgelegt  wurden,  sowie  der 
Mangel  an  Übersichtlichkeit  sowohl  der  einzelnen  gleichzeitig,  als  insbe- 
sondere aller  innerhalb  eines  gewissen  Zeitraumes  vorgefallenen  Ereig- 
nisse, haben  einen  zuverlässigen  Schluß  auf  die  Stimmung  des  Landes, 
in  der  Regel  nicht  gestattet  und  nur  in  seltenen  Fällen  dieselben  ge- 
eignet gemacht,  um  auf  ihrer  Grundlage  wichtigere  Regierungsmaßregeln 
zu  beschließen.  —  Um  diese  Uebelstände  zu  beseitigen  und  die  Lösung 
der  einfließenden  Aufgaben  möglichst  zu  erleichtern,  finde  Ich  Mich  ver- 
anlaßt, für  Ungarn  und  Siebenbürgen,  nach  dem  Muster  des  als  nützlich 
erprobten    Zentral-Informations    Comites,    unter    Ihrer    Oberleitung,    ein. 
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Comite  zu  bestellen,  dessen  Bestimmung  dahin  gehen  wird,  alle  jene 
Notizen  in  einem  Brennpunkte  zu  konzentriren,  welche  auf  vorhandene 
oder  im  Keime  befindliche  revolutionäre  Umtriebe  in  Ungarn  und  den 
Gränzländern  hindeuten.  —  Um  demselben  seine  Aufgabe  möglich  zu 
machen,  verfüge  Ich  gleichzeitig,  daß  dessen  Mitgliedern  alle  jene  Quellen 
eröffnet  werden,  aus  denen  sie  Notizen,  die  den  angedeuteten  Carakter 
an  sich  tragen,  schöpfen  können.  Derlei  regelmäßige  Quellen  sind :  a)  die 
geeignet  befundene  Ausbeute  aus  ämtlichen  und  konfidenten  Berichten, 
welche  an  die  Polizeihofstelle  gelangen,  b)  Diplomatische  und  Consular 
Correspondenzen  aus  den  Donaufürstenthümern.  c)  Hofkriegsräthliche 
Mittheilungen  von  Militärbehörden  in  Ungarn  und  Siebenbürgen,  so  wie 
jene  der  bezüglichen  Hofkanzleien  und  des  ungrischen  Hofkammer- 
präsidenten, d)  Notizen,  welche  an  das  Bureau  der  Staats-Conferenz  wie 
immer  gelangen,  und  deren  Aufzeichnung  im  Comite-Protokolle  nützlich 
erachtet  wird,  e)  Auszüge  aus  Correspondenzen,  welche  Licht  über  die 
Zustände  zu  verbreiten  geeignet  sind.  —  Da  der  Zweck  der  Anstalt  In- 
formation seyn  soll,  so  müssen  die  kurrenten  Protokolle  des  Comites  eine 
Darstellung  der  Thatsachen  in  gedrängter  Kürze  enthalten  und  nur  dann 
kurze  Reflexionen  daran  geknüpft  werden,  wenn  sie  den  Zweck  haben, 
eine  nöthig  erachtete  Verfügung  zu  provoziren,  oder  auf  das  Bestehen 
eines  Mißbrauches  hinzuweisen.  Diese  fortlaufenden  Protokolle  sind  an 
das  Bureau  Meiner  Staats-Conferenz  abzugeben  und  habe  Ich  die  Ein- 
leitung getroffen,  daß,  sobald  sie  lithographirt  werden,  Ihnen  ein  Exem- 
plar davon  zugestellt  werde.  —  Außer  diesen  kurrenten  Protokollen  hat 
das  Comite  noch  Repertorien  über  die  vorkommenden  Ereignisse  so  wie 
über  die  hervortretenden  Persönlichkeiten  zu  führen  und  bei  jedem  Posten 
auf  das  bezügliche  Informations-Protokoll,  mit  der  entsprechenden  Ziffer, 
zurückzuweisen.  Diese  Repertorien  werden  ebenfalls  in  kürzeren  Zeit- 
räumen an  das  Bureau  der  Staats-Conferenz  abzugeben  seyn.  —  Das 
Bestehen  des  Informations-Comites  ist  als  ein  Staatsgeheimniß  zu  be- 
wahren und  die  MitgHeder  desselben  sind  hiernach  durch  Sie  zu  be- 
lehren. Für  die  von  demselben  benöthigte  Lokalität  werden  Sie  übrigens 
Sorge  tragen.  —  Zu  Mitgliedern  dieses  Comites  ernenne  Ich  i)  den  Hof- 
rath  der  Polizeihofstelle  von  Ferstl,  2)  den  Hofrath  der  ungrischen  Hof- 
kanzlei von  Wirkner,  3)  den  Regierungsrath  v.  Rosenfeld,  4)  den  Con- 
ferenz-Offizial  Spitko,  und  zum  Protokollführer  den  Johann  Klein.  Aus- 
schließlich für  die  siebenbürgischen  Gegenstände  ist  .sodann  noch  der  Hof- 
sekretär der  siebenbürgischen  Hofkanzlei  v.  May  zum  Comite  beizu- 
ziehen. Hiebei  stelle  Ich  Ihnen  jedoch  anheim,  nach  Umständen  ein  oder 
das  andre  Mitglied  der  Polizeihofstelle,  dessen  vollkommene  Eignung  und 
Verläßlichkeit  Ihnen  verbürgt  ist,  dem  Comite  noch  weiters  beizugeben. 
—  Soferne  endlich  die  Geschäftsgebahrung  dieses  Comites  anderweite 
Einleitungen    erheischen    sollte,    haben   Sie    die   entsprechenden   Anträge 
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zu  erstatten. V  (Kaiserliches  Handschreiben  an  Graf  Sedlnitzky,  dd.  Wien, 
3.  Jänner  1845.  vStaatskonferenzakten,  Z.  1376  und  141 5  ex  1844.  St.  A.) 
Die  einschläi^ii^en  Protokolle  erliegen  auch  im  Wiener  Haus-,  Hof-  und 
Staatsarchiv. 

263)  (73)  \'ortrag  Metternichs  vom  4.  November  1845.  Kaiserliche 
ICntschließuni;-  —  von  Kolowrat  entworfen  — ,  dd.  Schönbrunn,  2.  Juli  1846. 
(Staatskonferenzakt,  Z.   1007  ^^  1845.  St.  A.) 

■-6^)  (73)  Siehe  Seite  52  ff. 

265)  (y3)  Vortrag  des  Grafen  Apponyi  vom  13.  September  1846. 
(Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1695  ex  1846.  St.  A.)  —  Graf  Apponyi  sah 
eine  Stütze  in  der  konservativen  Partei,  die  bei  der  nächsten  Komitats- 
restauration dem  Zalaer  Komitat  einen  konservativen  Magistrat  sichern 
müßte,  nur  hielt  er  es  für  unerläßlich,  daß  auch  die  Regierung  ein 
Opfer  bringe.  »Es  handelt  sich  —  so  erklärte  der  ungarische  Hof- 
kanzler —  um  einen  Betrag  von  1000  fl  für  die  nächste,  dann  um  einen 
gleichen  Betrag  für  jede  der  zwei  General-Kongregationen,  die  noch  bis 
zur  Abhaltung  der  Restauration  im  Zalaer  Komitate  Statt  haben  werden, 
und  endlich  um  einige  Unterstützung  bei  Abhaltung  der  Restauration, 
deren  Betrag  sich  jetzt  noch  nicht  angeben  läßt.  Obige  Summen  wür- 
den auf  die  geheimste,  jede  Kompromission  der  Regierung  verhindernde 
Weise  verwendet  werden  .  .  .«  Baron  Kübeck  stimmte  diesem  Antrage 
bei,  Kolowrat  aber  nur  schweren  Herzens.  Am  26.  September  1846  unter- 
zeichnete der  Kaiser  den  ihm  vom  Grafen  Kolowrat  vorgelegten  Reso- 
lutionsentwurf, der  also  lautete:  »Ich  genehmige  Ihren  Vorschlag  und 
haben  Sie  für  die  strenge  Geheimhaltung  der  Sache  Sorge  zu  tragen.« 
(Ibidem.) 

Franz  Deäk  war,  obwohl  zum  Abgeordneten  des  Zalaer  Komitates 
gewählt,  doch  dem  Reichstag  von  1843/44  fern  geblieben;  denn  die  In- 
telligenz des  Komitates  hatte  ihn,  den  eifrigsten  Anwalt  der  Besteuerung 
des  Adels,  nur  unter  dem  Schutz  der  bewaffneten  Macht  zum  Abgeord- 
neten ausrufen  können:  der  ärmere  Adel  wollte  von  einer  derartigen 
Besteuerung  nichts  wissen  und  brandmarkte  Deäk  als  Landesverräter. 
Der  Gewählte  verzichtete  daher  auf  sein  Mandat  und,  aus  Gesundheits- 
rücksichten, auch  1847,  als  ihn  die  Zalaer  Komitatsstände  zum  Abge- 
ordneten gewählt  hatten.  (Eduard  Wertheimer,  Franz  Deäk  [Deutsche 
Rundschau  Bd.  XXX,  256  ff.].) 

266j  (74)  Ad  Vortrag  des  Palatins,  Erzherzog  Josefs,  vom  30.  No- 
vember 1842.  (Staatskonferenzakt,  Z.  1103  ex  1842.  St.  A.)  Fürst  Metter- 
nich  hatte  folgendes  Gutachten  erstattet:  »Gegen  die  von  dem  ungar. 
Hofkanzler  in  Vorschlag  gestellten  Erlässe  finde  ich  Nichts  einzuwenden; 
ich  finde  sie  nur  unvollständig,  weil  sie  das  Uebel,  dessen  Beschwichti- 
gung es  gilt,  nur  in  Einem  Ausgangs-Punkte  berühren,  während  dasselbe 
zwey  solcher  Punkte  hat  —  den    Illyrismus    und  den  Magyarismus,    und 
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es  sonach  nicht  genügt,  daß  S.  M.  sich  gegen  den  Einen  Ausgangs- 
Punkt  erklären;  sie  müssen  es  gegen  beide  thun.  —  Um  dieser  Aufgabe 
Genüge  zu  leisten,  so  würde  ich  sagen:  ,Croatien  ist  in  heftiger  Auf- 
regung, und  aufgeregt  soll  kein  Land,  welches  unter  dem  schützenden 
Scepter  S.  M.  steht,  sein.  —  Die  nächste  Veranlassung  zur  Aufregung  ist 
der  ungemessene  Aufschwung  gewisser  ungarischer  Gefühle,  welche  als 
Rückwirkung  auf  Croatien  daselbst  Gefühle  in  entgegengesetzter  Rich- 
tung zu  erwecken,  nur  zu  sehr  geeignet  waren.  Mein  Wille  ist,  daß  Ruhe 
jm  Reiche  herrsche;  Meine  Pflicht  ist,  sie  zu  erhalten  dort,  wo  sie  be- 
steht, und  wieder  zu  sichern  dort,  wo  sie  gefährdet  ist.  Dieß  kann  nur 
erreicht  werden,  wenn  der  Rechtszustand  geschirmt  wird;  also  kein  Ma- 
gyarismus und  kein  Illyrismus  im  Kampfe  unter  sich!  Croatien  hat 
Rechte;  ich  werde  sie  zu  schützen  wissen!' 

In  dieser  Richtung  bietet  das  kais.  Wort  Klarheit  und  Kraft;  in 
jeder  andern  wird  es  ausweichend  und  schwach  im  Effekt.«  (Ibidem.) 
Diesem  Gutachten  gemäß  waren  die  vom  Hofkanzler  verfaßten  Hand- 
schreiben umgeändert  worden  -r-  der  Banus  erhielt  auch  den  Auftrag, 
aus  den  in  Kroatien  erscheinenden  Zeitungen  und  Büchern  alle  Sätze 
tilgen  zu  lassen,  »welche  die  Unterdrückung  einer  oder  der  anderen 
Nationalität  in  Aussicht  stellen,  oder  eine  triumphirende  Ueberhebung 
des  einen,  dem  ah.  Szepter  untergebenen  Volkes  über  das  andere  bekun- 
den«. Er  hatte  ferner  durch  Zeitungsartikel  dahin  zu  wirken,  »daß  die 
verschiedenen  Nationalitäten  geachtet  und  keine  derselben  in  'der  natur- 
gemäßen Entwickelung  ihrer  Sprache  gestört  werde«. 

26-^)  (74)  Diese  Denkschrift  lautet  wie  folgt:  »Der  Zustand  und  die 
Verhältnisse  der  Presse  in  Croatien  sind  in  neuerer  Zeit  von  Wichtigkeit 
geworden  und  erheischen  um  so  mehr  Beachtung,  da  durch  das  Auf-, 
wachen  des  Nationalgefühles  bei  den  Südslaven  auch  ein  national-litte- 
rarisches Streben  rege  wurde,  das  auf  dem  Felde  der  illyrischen  Schrift- 
sprache dahin  geht,  sich  als  solche  auf  alle  Südslaven  zu  erstrecken  und 
sich  dadurch  ein  Terrain  zu  sichern,  auf  dem  es  mit  dauerndem  Erfolge 
gedeihen  kann. 

Man  stellte  hiezu  in  der  generischen  Benennung:  illyrisch!  jenes 
Princip  der  Allgemeinheit  auf,  welches  bei  so  vielen  im  Süden  herrschen- 
den slavischen  Dialecten  nothwendig  war,  um  ohne  kränkender  Zurück- 
setzung des  einen  oder  andern  derselben  Dialecte,  die  Annahme  einer 
gleichförmigen  Schriftsprache  den  Litteraten  insbesondere  willkommea 
und  erwünscht  zu  machen. 

Der  Impuls  zu  diesen  litterarischen  Einheitsbestrebungen  gieng  von 
Croatien  aus.  Ihr  Hauptsitz  war  Agram  und  ist  es  zum  Theil  gegen- 
wärtig noch. 

Anfänglich  erregten  diese  Bestrebungen  gerade  im  Provinzial- 
Croatien,  wo  die  herrschende  Mundart  von  der  Schriftsprache  bedeutend 
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abweicht,  wenit^er  Sympathie,  als  in  der  Militärj^ränze,  Slavonien,  Bos- 
nien, Serbien  und  im  Banale,  wo  die  Volkssprache  sich  derselben  mehr 
nähert,  Hiezu  j;esellte  sich  auch  bei  eini<;en  die  künstlich  aufj^estachelte 
Rivalität  des  Croatismus  ^^egen  den  Illyrismus,  bei  andern  wieder  prallte 
die  Idee  des  Bedürfnisses  einer  allgemeinen  Benennung  der  Litteratur 
und  Schriftsprache  an  der  langen  Vernachlässigung  aller  nationalen  Bil- 
dung ab.  Sie  schiene  vielen  parodox  und  unausführbar. 

Aber  mit  den  immer  drückender  werdenden  übergriffen  des  Magya- 
rismus wurde  das  Nationalgefühl  auch  bei  den  Croaten  lebhafter  rege. 
Man  fühlte  die  Nothwendigkeit,  sich  diesen  litterarischen  Einheitsbestre- 
bungen anzuschließen,  als  ein  wirksames  Mittel  der  Reaction  gegen  das  Ein- 
dringen des  magyarischen  Elementes. 

So  fand  der  Illyrismus  täglich  mehr  Anklang  und  zog  aus  Staub 
und  Moder  litterarische  Schätze  hervor,  die  bereits  vorhanden,  jedoch 
der  Vergessenheit  anheimgefallen  waren. 

Die  meisten  der  südslavischen  Völker  besitzen  vorzügliche  ältere 
litterarische  Werke,  deren  Ruhm  nur  darum  mit  dem  Tode  ihrer  Aufhören 
unterging,  weil  sie  im  Dialecte  einer  oder  der  anderen  südslavischen 
Provinz  geschrieben,  jenen  allgemeinen,  wechselseitigen  Werth  ent- 
behrten, den  nur  die  Einheit  der  Büchersprache  und  ein  ausgedehnter 
Gebrauch  derselben  für  alle  Zukunft  zu  sichern  vermögen. 

Diese  zerstreuten  geistigen  Producte  der  Südslaven  zu  sammeln 
und  auf  den  klassischen  Dichtungen  der  alten  Ragusaner,  Dalmatiner, 
Serben  und  Croaten  eine  neue^dauernde  Aera  der  Litteratur  für  die  Süd- 
^laven  zu  begründen,  war  die  Aufgabe  des  Illyrismus,  der  in  der  kurzen 
Zeit  seines  Wirkens  in  dieser  Beziehung  bereits  auch  ziemlich  viel  ge- 
leistet hat. 

Daß  seine  litterarischen  Erzeugnisse  theilweise  auch  dahin  zielen, 
die  Liebe  für  alles  Vaterländische  zu  erwecken,  das  Unwürdige  und  Er- 
niedrigende der  Entnationalisirung  darzustellen,  wird  der  illyrischen  Litte- 
ratur um  so  verzeihlicher,  wenn  man  die  rücksichtslosen  Forderungen  und 
Tendenzen  des  Magyarismus  prüft,  dessen  gewaltsamen  Versuche,  Croa- 
tiens  Municipal-Existenz  zu  zerstören  und  es  zu  magyarisiren,  nur  durch 
das  Festhalten  an  der  eigenen  Nationalität  zurückgeschlagen  werden 
können. 

Es  war  nun  ganz  natürlich,  daß  in  dem  Maße,  als  dieses  Reactions- 
Mittel  entschiedener  und  kräftiger  sich  äußerte,  die  Klagen  der  Magyaren 
zunahmen,  die  Verdächtigungen  und  Beschuldigungen  gegen  den  Illyris- 
mus immer  lauter  und  häufiger  wurden;  und  als  vollends  die  bekannte 
Agramer  Comitats-Restauration  unter  dem  Panier  des  Illyrismus  siegreich 
für  seine  Anhänger  ausfiel,  war  ein  allgemeines  Signal  zum  Angriffe  des 
sich  nicht  mehr  blos  auf  litterarischem,  sondern  auch  auf  politischem 
Felde  bewegenden  Illyrismus  gegeben. 
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üb  dieser  Vorwurf  <;e,i;rLindet  ist?  wurde  nie  j^enau  untersucht;  so 
viel  ist  jedoch  unläugbar,  daß  bei  dieser  Restauration,  so  wie  bei  den 
Meisten,  die  politischen  Tendenzen  nur  als  Vorwand  dienten,  um  einer- 
seits unter  dem  Deckmantel  des  Illyrismus,  andererseits  aber  unter  dem 
des  Alai^yarismus  die  verschiedenartij^sten  persönlichen  und  materiellen 
Interessen  zu  befriedigen;  was  bei  dem  zahlreichen,  aber  armen  und  nach 
Bedienstunj^en  haschenden  Adel  des  Agramer  Comitats  um  so  leichter 
sich  ereignete. 

Der  Erfolg  des  erwähnten  Angriffes  von  Seite  der  Magyaren  war 
bei  der  jetzigen  Lage  der  Dinge  und  bei  der  politischen  Übermacht  des 
Magyarismus  leicht  voraus  zu  sehen.  Es  erschien  ein  a.  h.  Handschreiben, 
worin  der  illyrische  Name  und  Alles  darauf  Bezug  nehmende  strenge 
verpönnt,  zugleich  aber  auch  der  weitere  Kampf  zwischen  den  magyari- 
schen und  kroatischen  Journalen,  unter  der  Zusicherung  der  Nationalität 
und  Entwickelung  der  Litteratur  untersagt  ward. 

Diesem  a.  h.  Befehle  fügten  sich  jedoch  die  magyarischen  Censoren 
und  Journalisten  nicht.  Die  Angriffe  wider  den  Illyrismus  durch  Verdäch- 
tigungen und  Verhöhnungen  dauerten  trotz  seinem  Nichtbestehen  fort, 
während  die  Censur  in  Croatien  ein  der  national-Sprache  unkundiger 
Magyare-';)  mit  übertriebener  Strenge  und  blos  im  Interesse  des  Magyaris- 
mus handhabt. 

Dies  alles  erzeugte  allgemeine  Unzufriedenheit  bei  den  National- 
Gesinnten  nicht  nur  in  Croatien,  sondern  auch  bei  einem  Theile  der 
übrigen  Südslaven,  denen  die  freiere  Bewegung  der  Presse,  und  zwar 
zur  Kräftigung  und  Ausbildung  der  Nationalität,  ein  Bedürfniß  geworden 
ist,  und  die  gewohnt  waren,  ihre  geistige  Nahrung  aus  Agram  zu  beziehen. 

Es  wirft  sich  nun  die  Frage  auf,  ob  und  in  wie  fern  der  Illyrismus 
auf  die  national-Litteratur  der  Croaten  einwirkt?  welchen  Grad  der  Wich- 
tigkeit sein  Wirken  und  Bestehen  in  politischer  Hinsicht  einnimmt?  end- 
lich, was  für  Folgen  der  jetzige  deillyrisirte  litterarische  Zustand  und 
seine  Censur  in  Croatien  nach  sich  ziehen  könnten? 

Die  erste  Bedingung  zur  Bildung  einer  Litteratur  und  Schriftsprache 
für  Croatien  und  Slavonien  war,  die  verwandten  Nachbarstaaten  daran 
Theil  nehmen  zu  lassen,  ihr  also  die  möglichste  Ausdehnung  zu  ver- 
schaffen, ohne  der  sie  bald  verkümmern  müßte.  Wohin  konnte  sich  das 
Augenmerk  der  Croaten  richten,  als  auf  jene  Brüdervölker,  die  mit  ihnen 
genetisch  die  Nachkommen  derselben  alten  Illyrier  bilden,  für  deren  ein- 
stige ruhmreiche  Existenz  so  viele  historische  Daten  sprechen.  Diese 
Völker  aus  dem  verwahrlosten  Zustand  der  geistigen  Isolirung  herauszu- 
führen, ihnen  mittelst  der  Einführung  und  Zugänglichkeit  einer  allge- 
meinen Schriftsprache  den  Weg  zur  Bildung  zu  zeigen,  war  die  Absicht, 
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ist  die  Pflicht  der  Croaten  darum,  weil  sie  unter  den  Südslaven  eine 
höhere  Stufe  der  Intelligenz  und  freierer  Bewegung  einnehmend,  zur 
Aufklärung  ihrer  größtentheils  noch  in  Unwissenheit  und  Roheit  versun- 
kenen Stammesverwandten  vor  den  Gesetzen  der  iVlenschlichkeit  be- 
rufen sind. 

Wollte  man  nun  die  vielfältigen  südslavischen  Volkszweige  diesem 
gemeinnützigen  Vorhaben  geneigt  machen,  war  es  unausweichbar  erfor- 
derlich, von  jedem  Dialektnahmen  zu  abstrahiren  und  eine  Benennung 
aufzustellen,  die  sich  mit  gleichem  Rechte  auf  alle  Südslaven,  die  die 
Genossen  einer  Schriftsprache  werden  sollten,  erstreckt;  und  dieß  ist  der 
illyrische  Name,  der  auch  in  dieser  Bedeutung  von  den  meisten  Litte- 
raten seit  jeher  gebraucht  wurde,  ja  selbst  in  öffentlichen  Urkunden  und 
in  den  Gesetzbüchern  Ungarns  als  solcher  häufig  vorkommt. 

Das  Aufblühen  der  Litteratur  in  Croatien  ist  also  nur  unter  der 
Adoption  des  illyrischen  Namens  möglich.  Einer  croatisch-slavonischen 
Litteratur  werden  sich  die  übrigen  Südslaven  niemals  anschließen,  und 
die  Litteratur  in  den  engen  Raum  dieser  zwei  kleinen  Provinzen  einge- 
schlossen, wird  es  nie  zur  Selbstständigkeit  und  kräftigen  Entwicklung 
bringen.  Bleibt  sie  aber  ohne  aller  bestimmten  Benennung,  wie  es  gegen- 
wärtig der  Fall  ist,  was  bleibt  zu  befürchten  übrig? 

Der  Beantwortung  dieser  Frage  muß  vorausgelassen  werden,  daß 
sich  bei  den  Südslaven  auch  ein  zweites  kräftiges  litterarisch-nationelles 
Element  zu  entwickeln  anfängt  und  bereits  um  die  Ehre  der  Allgemein- 
heit mit  dem  Illyrismus  zu  kämpfen  begonnen  hatte.  Es  ist  der  auf 
griechischer  Religion  basirte,  sich  der  cyrillischen  Lettern  bedienende 
Serbismus. 

Es  steht  nun  zu  befürchten,  (dass)  wenn  die  für  die  illyrische  Litteratur 
bestehenden  Maßregeln,  die  drückenden  Verhältnisse  der  Censur  länger 
währen,  sich  bei  dem  immer  wachsenden  Bedürfniß  einer  freieren  Presse 
die  litterarischen  Bestrebungen,  die  bisher  in  Agram  ihr  Centrum  haben, 
folglich  leicht  zu  beaufsichtigen  und  zu  leiten  sind,  und  auf  welche  ein 
großer  Theil  der  Südslaven  mit  warmem  Interesse  hinblickt,  einen  an- 
dern, den  Bedürfnissen  mehr  entsprechenden  Vereinigungspunct  ausfindig 
machen  könnten. 

Dieses  neue  Centrum  dürfte  höchst  wahrscheinlich  sich  in  Serbien 
bilden,  wo  die  Presse  bereits  eine  freie  Bewegung  gewonnen  hat.  Es  sind 
auch  wirklich  schon  einige  Fälle  bekannt  geworden,  wo  einzelne  Litteraten, 
deren  Geistesproducte  die  Agramer  Censur  verwarf,  sich  damit  nach 
Belgrad  wendeten  und  selbe  durch  die  dortige  Presse  veröffentlichen 
ließen. 

Sollten  diese  Beispiele  in  Folge  einer  noch  länger  anhaltenden 
Censur-Strenge  häufige  Nachahmung  finden,  so  würde  der  Serbismus,  der 
natürliche  Freund    des  Russismus,    die  Stellung    des   Illyrismus  bald  ein- 


nehmen,  ja  selbst  die  allgemeine  Einführung  der  cyrillischen  Lettern, 
deren  sich  auch  die  Russen  bedienen,  bei  den  Südslaven  um  so  leichter 
bezwecken  können,  da  schon  jetzt  mehrere  ausgezeichnete  illyrische  Lit- 
teraten, durch  die  gegenwärtigen  Censurs-Verhältnisse  bitter  gekränkt, 
sich  für  die  Annahme  und  den  Gebrauch  der  serbischen  Schriftart  be- 
reitwillig zeigen.  Dieses  Schrift-Schisma  gäbe  den  serbo-russischen  Ein- 
flüssen auf  die  Gesinnungen  der  Südslaven  den  mächtigsten  Vorschub, 
indem  diese  Schreibart  meist  nur  von  den  ihr  geneigten  gelesen  wird 
und  dadurch  der  Wachsamkeit  der  Censur  auch  leicfit  entgeht. 

So  würde  denn  allmählig  der  oesterreichischen  Regierung  jener 
Einfluß,  den  sie  im  Wege  der  Presse  auf  die  sämtlichen  Südslaven  üben 
könnte,  und  der  in  der  Folge  von  der  größten  Wichtigkeit  werden  dürfte, 
aus  den  Händen  gewunden  und  möglicher  Weise,  ja  wahrscheinlicher- 
weise einer  solchen  Macht  zufallen,  die  für  die  Interessen  Österreichs 
schwerlich  fördernd  wirken  würde. 

Wie  willkommen  den  Serben  ein  ähnliches  Anschließen  an  den 
Serbismus  wäre,  wie  sehr  ihr  Streben  dahin  geht,  den  Illyrismus  zu 
überflügeln,  dafür  sprechen  die  häufigen  Angriffe  der  serbischen  Zeit- 
schriften, die  Abneigung  der  nicht  unirten  Griechen  gegen  den  Illyrismus, 
die  sich  aber  seit  dem  Aufhören  dieses  Namens  in  ein  freundschaftliches 
Annähern  und  Aufforderung,  sich  nur  dem  Serbismus  anzuschließen, 
umwandelte;  dafür  spricht  auch  nicht  minder  die  schlaue  Weise,  womit 
die  ungrischen  Serben  den  Illyrismus  verdächtigen,  dem  Magyarismus 
aber  scheinbar  huldigen,  um  von  dieser  Seite  her  keine  Hindernisse  zu 
erfahren;  endlich  die  thätige  Unterstützung  der  serbischen  Litteratur  von 
Seite  der  nicht  unirten  Griechen,  zu  deren  Gunsten  eben  jetzt  der  Kar- 
loviczer  Erzbischof  in  Neusatz  eine  serbische  Zeitung  zu  gründen  beab- 
sichtigt. 

Die  Serben  sehen  im  Illyrismus  einen  entschiedenen  Feind  ihrer 
Pläne,  den  Feind  Rußlands  und  seines  Patriarchen.  Sie  wissen,  daß  der 
Illyrismus  auf  streng  catholischen  Prinzipien  beruhe  und  in  seiner  litte- 
rarischen Entwicklung  dem  Serbismus  das  Gegengewicht  zu  halten  ge- 
eignet ist. 

Es  kann  also  unmöghch  im  Interesse  der  oesterreichischen  Regie- 
rung liegen,  der  Verbreitung  und  Consolidirung  des  Serbismus,  eines  seit 
jeher  geheimen  Anhängers  und  Glaubensgenossen  der  Russen,  Vorschub 
zu  leisten,  den  Illyrismus  aber,  der  klug  benüzt  und  gut  geleitet,  die 
beste  Vormauer  wider  das  Eindringen  feindhcher  Ideen  bildet  und  durch 
sein  litterarisches  Streben  und  Wirken  die  Südslaven  näher  an  die  Croaten 
und  dadurch  auch  an  den  österreichischen  Thron  ziehen  könnte,  zu 
unterdrücken. 

Man  hat  genug  Erfahrungen  gemacht,  daß  in  dem  Grade,  in  wel- 
chem   eine  gut  geleitete  liberale  Censur  und  die  Begünstigung   des  litte- 
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rarischen  Aufschwuni^es  auf  das  Gemüth  und  den  Charakter  des  Volkes 
wolthätit;  einwirken  und  in  demselben  den  eifrigen  Willen  zur  Förderung 
des  staatsbürgerlichen  Wohls  und  der  Regierungs-Absichten  erwecken, 
in  eben  demselben  Grade  eine  zu  sehr  beschränkte  Presse  und  Verpön- 
nung  des  Lieblingsgedankens  eines  Volkes,  wie  es  z.  B.  der  Illyrismus 
bei  den  Südslaven  größentheils  bereits  ist,  Kränkung  und  Verdruß  er- 
zeugt, der  jede  Gelegenheit,  mag  sie  auch  mit  den  Empfindungen  des 
Individuums  nicht  ganz  übereinstimmen,  erhascht,  um  sich  für  das  Schwer- 
eingebüßte auf  irgend  welche  Art  zu  regressiren. 

Diese  Betrachtungen  verdienen  die  Aufmerksamkeit  der  Regierung 
um  so  mehr,  als  es  unläugbar  ist,  daß  heut  zu  Tage  die  Litteratur  als 
Impuls  und  Mittel  zum  Erwecken  und  zur  Kräftigung  des  National-Gefühls 
gebraucht  wird  und  die  illyrische  Litteratur  samt  ihren  Bestrebungen 
hauptsächlich  durch  das  offensive,  jedes  andere  nationale  Element  unter- 
drückende Auftreten  des  Magyarismus  hervorgerufen  und  befördert  wurde 
Die  Unterdrückung  dieser  Litteratur  hat  daher  natürlicherw^eise  Rück- 
wirkung auf  die  ganze  Nazion,  man  sieht  darin  die  Zurücksetzung  der 
eigenen  Nationalität  zu  Gunsten  des  magyarischen  Elements. 

Die  Croaten  haben  zwar  in  dem  Inhalte  des  a.  h.  Handbillets  die 
Zusicherung  ihrer  Nationalität  und  Litteratur  als  einen  abermaligen  Be- 
weis der  Huld  und  Milde  ihres  Regenten  freudig  begrüßt,  doch  anderer- 
seits die  Auslegung  desselben  und  die  völlige  Verbannung  des  illyrischen 
Namens  mit  um  so  größerer  Betrübniß  erfahren,  da  sie  sich  zu  sehr 
überzeugt  hatten,  es  könne  ihre  Litteratur  nur  so  und  nicht  anders  auf- 
blühen und  der  Name  illyrisch,  soll  er  auch  von  allen  politischen  Gegen- 
ständen fern  bleiben,  in  der  Litteratur  durch  keinen  passenden  ersezt 
werden. 

Die  Folgen  dieses  a.  h.  Verbothes  und  der  so  sehr  beschränkten, 
ganz  partheiisch  verwalteten  Presse  fangen  schon  an,  sich  einzustellen. 
Die  Litteraten  wenden  sich  dem  Serbismus  zu,  und  was  das  Vaterland 
von  den  Bemühungen  seiner  Söhne  ärnten  könnte,  wird  einem  fremden 
Eigenthumsrechte  zufallen  und  geht  für  Österreich  verloren,  um  zum 
Nutzen  und  Frommen  jener  Litteratur  zu  dienen,  die  nur  die  Aufregung 
der  Sympathien  für  solche  Interessen  beabsichtigt,  welche  das  serbo- 
russische  Griechenthum  als  höchstes  Ziel  aufstellen. 

Dem  Bedürfnisse  des  litterarischen  Illyrismus  müßte  daher  ent- 
sprochen werden,  wenn  es  der  Regierung  an  der  Art  der  Ausbildung,  an 
den  Gesinnungen  und  Gefühlen  eines  großen  Theiles  der  Südslaven  ge- 
legen ist,  wenn  ihr  die  Zukunft  dieser  Völker  nicht  ohne  Wichtigkeit 
scheint  und  sie  darauf  lenkend  einwirken  will.  Zu  diesem  Ende  müßte 
der  Gebrauch  des  illyrischen  Namens,  jedoch  ausschließend  nur  in  litte- 
rarischer Beziehung,  wieder  gestattet  werden;  der  Vereinigungspunct  der 
litterarischen  Bestrebungen  müßte  Agram  bleiben,    wenn    der  Presse  da- 


selbst,  so  wie  der  magyarischen,  eine  freiere  Be\ve<(un^  wieder  gestattet 
werden  wird;  der  jetzige  ohnehin  nur  provisorisch  fungirende  Censor 
wäre  durch  einen  Croaten  zu  ersetzen,  von  mäßiger  Denkungsart  und 
reifen  Prinzipien;  die  Instruckzion  selbst  müßte  der  Censor  unmittelbar 
von  Wien  erhalten  und  dem  Einflüsse  der  ungarischen  Dicasterien  um 
so  nothwendiger  entzogen  werden,  da  diese  jeden  litterarisch-nationalen 
Aufschwung,  der  nicht  magyarisch  ist,  mit  feindlichen  Augen  betrachten 
und  keine  Versuche  sparen,  ihm  so  viel  als  möglich  Hindernisse  im  Weg 
zu  legen. 

Hat  die  Regierung  den  Bedürfnissen  der  Zeit  und  den  Umständen 
entsprechende  Anordnungen  getroffen,  dann  kann  sie  mit  Recht  erwarten, 
daß  die  litterarische  Regeneration  der  Südslaven  ihr  die  erwünschten 
Früchte  tragen  wird.«  (Staatskonferenzakt,  Z.  1080  ex  1843.  St.  A.) 

268)  (y^)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  ungari- 
schen Hofkanzlei  vom  12.  Dezember  1843),  dd.  Wien,  31.  März  1844. 
<  Staatskonferenzakt,  Z.  113  ex  1844.  St.  A.) 

269)  ^je^)  »^  ^  ^  Die  in  dieser  Denkschrift  entwickelten  Ansichten, 
Betrachtungen  und  Vorschläge  verdienen  nach  meinem  Dafürhalten  —  so 
lautete  Metternichs  Gutachten  —  die  vollste  Aufmerksamkeit  der  kaiser- 
lichen Regierung.  Der  Gegenstand  ist  von  der  größten  Wichtigkeit  und 
von  einer  Seite  beleuchtet,  die,  wenigstens  in  mir,  das  Gefühl  der  Über- 
zeugung hervorgebracht  hat,  daß  etwas  zur  Beruhigung  der  croatischen 
Nation  geschehen  müsse  und  eine  Abhülfe  der  angedeuteten  Übelstände 
ein  dringendes  Bedürfniß  sey.  Glücklicher  Weise  steht  das,  was  von  der 
Regierung  in  dieser  Beziehung  verlangt  wird,  mit  ihren  Maximen  nicht 
im  Widerspruche;  denn  es  ist  ja  ein  durch  die  eigenthümlichen  Verhält- 
nisse der  oesterreichischen  Monarchie  gebotener  Grundsatz  der  Regie- 
rung, die  Nationalitäten  der  verschiedenen,  dem  kais.  Szepter  unter- 
stehenden Völkerschaften  zu  schonen  und  insbesondere  der  Entwicklung 
und  Ausbildung  ihrer  Litteraturen  nirgend  hemmend  in  den  Weg  zu 
treten. 

Was  nun  die  oberwähnten  einzelnen  Anträge  betrifft,  so  glaube  ich, 
daß  dem  ersten  (Gebrauch  des  illyrischen  Namens  in  der  Litteratur) 
ohne  Bedenken  Folge  gegeben  werden  könnte,  da  es  sich  nicht  um  gänz- 
liche Zurücknahme  einer  ah.  Anordnung,  sondern  nur  um  Modificirung 
oder  vielleicht  gar  nur  um  eine  Erläuterung  derselben  handelt.  Die  Re- 
gierung wird  und  kann  deßhalb  der  Vorwurf  der  Inconsequenz  nicht 
treffen,  denn  es  muß  ihr  unbenommen  bleiben,  ihre  Anordnungen  den 
veränderten  Umständen  und  Verhältnissen  anzupassen,  ja  —  in  dem  vor- 
liegenden Falle  würde  sie  offenbar  gegen  ihr  eigenes  Interesse  Verstössen 
und  gewissermaßen  das  Kind  mit  dem  Bade  ausschütten,  wollte  sie  es 
bey  dem  bisherigen  unbedingten  Verbote  des  Gebrauches  des  illyrischen 
Namens  bewenden  lassen. 
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vSo  lan.i;e  das  \\'ort  Illyrien  nur  auf  die  Sprache  angewendet  wird, 
unterliegt  dessen  Gebrauch  nicht  nur  keinem  Anstände,  sondern  die  Ge- 
walt, dessen  Gebrauch  zu  verdrängen,  würde  nicht  einmal  bestehen.  Die 
Sorge  der  Regierung  und  der  conservativen  Parthey  muß  sich  darauf 
beziehen,  daü  aus  dem  Sprachgebrauche  nicht  eine  politische  Prätension 
erwachse. 

Eben  so  billig  und  gerecht  finde  ich  die  Gewährung  der  Bitte,  daß 
der  in  Agram  aufgestellte  Censor  ein  mit  der  Landessprache  vertrautes 
Individuum  und  insbesondere  kein  Ungar  sey.  Wenn  die  Wahl  eines 
tüchtigen,  alle  dazu  gehörigen  Eigenschaften  in  sich  vereinigenden  Cen- 
sors  schon  überhaupt  keine  gleichgültige  Sache  ist,  so  ist  sie  dieß  um 
so  weniger  in  einer  Provinz,  die  sich  in  einem  Zustande  politischer 
Gährung  befindet,  und  es  sollte  wenigstens  alles  das  beseitiget  werden, 
was  voraussichtlich  Mißtrauen  erwecken  muß.  Es  ist  nun  aber  ein- 
leuchtend, daß  bey  der  zwischen  Ungarn  und  Croatien  obwaltenden 
Spannung  in  den  Augen  der  illyrischen  Litteraten  ein  magyarischer  Censor 
kein  Vertrauen  einflößen  kann,  und  daß  —  wenn  er  auch  noch  so  ge- 
wissenhaft und  unpartheyisch  zu  Werke  geht  —  seine  Entscheidungen 
schon  deßhalb,  weil  er  ein  Ungar  ist,  Anlaß  zu  Unzufriedenheit  geben 
müßten.  Dieser  Übelstand  ließe  sich  nun  durch  eine  Veränderung  in  der 
Person  des  Censors  leicht  heben. 

Um  zu  beurtheilen,  welche  Instruktion  dem  neuen  Censor  zu  er- 
theilen  wäre,  scheint  mir  vor  allem  erforderlich,  diejenige  zu  kennen, 
nach  welcher  der  gegenwärtige  Censor  sein  Amt  handelt,  und  wogegen 
eben  Beschwerde  geführt  wird.  Ganz  unpraktisch  scheint  mir  aber  das 
Verlangen,  daß  diese  Instruktion,  und  vielleicht  gar  der  Censor  selbst, 
der  Einwirkung  der  ungarischen  Dikasterien  entzogen  werde,  besonders 
wenn  unter  den  letzteren  auch  die  ungarische  Hofkanzley  begriffen  sein 
sollte.  Bekanntlich  erstreckt  sich  der  Wirkungskreis  der  Obersten  Polizey- 
und  Censur-Hofstelle  nicht  auf  Ungarn  und  die  dazu  gehörigen  Länder.'-') 
Wem  sollte  aber  der  Censor,  dem  man  doch  eine  gänzlich  unab- 
hängige Stellung  nicht  geben  kann,  untergeordnet  seyn,  wenn  nicht  der 
Lokalbehörde  in  Agram  und  in  letzter  Instanz  der  ungarischen  Hof- 
kanzley? 

Angenommen  nun  und  zugegeben,  daß  eine  Modificirung  des  a.  h. 
Handschreibens,  wodurch  der  Gebrauch  des  illyrischen  Namens  seiner 
Zeit  verboten  wurde,  in  dem  oben  angedeuteten  Sinne,  so  wie  eine  Ver- 
änderung in  der  Person  des  Agramer  Censors  für  angemessen  und  räth- 
lich  erkannt  werden  sollte,  erübriget  nun  hier  nur  noch  über  die  Modalität 
der  Ausführung  einiges  zu  bemerken. 


'■'■'-)    Noch    war    das    Informations-Comite    nicht    eingesetzt.     Siehe 
S.  145 ff.,  Anm,  262. 
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Es  könnte  dieß  in  zweyfacher  Weise  geschehen:  entweder  durch 
Erlassung  eines  a.  h.  Handschreibens  an  den  k,  ungarischen  Hofkanzler, 
worin  die  entsprechenden  Anordnungen  demselben  proprio  motu  und  so- 
fort eröffnet  und  deren  Vollziehung  aufgetragen  wird;  oder  aber  —  und 
ich  erkläre  mich  für  diese  zweyte  Modalität  —  in  der  Art,  daß  dem  unga- 
rischen Hofkanzler  das  vorliegende  Memoire  vorerst  noch  zur  schleunigen 
Begutachtung,  vielleicht  mit  dem  Beysatze  zugewiesen  würde,  daß  S.  M. 
nicht  abgeneigt  seyen,  den  darin  ausgedrückten  billigen  Wünschen  Folge 
zu  geben,  der  Hofkanzler  demnach  seine  Anträge  mit  Rücksicht  auf 
diesen  Umstand  zu  stellen  hätte. 

Wien  den  (sie!)  November    1843.«    (Staatskonferenzakt,  Z.  1080  ex 

1843.) 

270)  (75)  Es  wurde  angeordnet,  in  Hinkunft  zu  Zensoren  »ausschließ- 
lich geborne  Croaten  von  korrekter  Denkart,  welche  der  kroatisch-sla- 
vonischen  und  der  illyrischen  Schriftsprache  vollkommen  mächtig  sind, 
zu  bestellen«  und  deren  Ernennung  jederzeit  der  kaiserlichen  Entschei- 
dung zu  unterziehen.  Ferner  wurde  verfügt,  daß  man  in  die  abzuändernde 
Instruktion  für  die  Agramer  Zensur  auch  die  Bestimmung  aufnehme, 
wonach  »zur  Bezeichnung  der  kroatisch-slavonischen  Schriftsprache  der 
Name  , illyrische  Sprache'  —  insoweit  damit  nicht  etwa  politische  Prä- 
tensionen angedeutet  werden  wollten  —  unbeanstandet  gebraucht  werden 
könne  .  .  .«  (Handschreiben  an  den  ungarischen  Hofkanzler,  dd.  Wien, 
3.  Jänner  1845.  Staatskonferenzakt,  Z.  1436  ex  1844.)  »Gesehen  und  voll- 
kommen einverstanden«,  so  lautete  Hartigs  Votum  vom  29.  Dezember 
1844.  (Ibidem.)  —  Kaiser  Ferdinand  ernannte,  auf  Vorschlag  der  Staats- 
konferenz, am  20.  März  1847  den  Professor  der  politischen  Wissenschaften 
an  der  Agramer  Akademie,  Paul  Muhich,  zum  Agramer  Zensor  und 
Bücherrevisor.  (Vortrag  Sedlnitzkys  vom  28.  Februar  1847.  Staatskon- 
ferenzakt, Z.  173  ex  1847.  St,  A.) 

271)  (75)  Dieser  hatte  gebeten,  »daß  ihm  in  Erwägung  seiner  fünf- 
zehnjährigen politischen  Wirksamkeit  .  .  .  und  zur  Unterstützung  seiner 
weiteren,  jetzt  beim  herannahenden  ungarischen  Reichstage  um  so  noth- 
wendigeren  politischen  Wirksamkeit  eine  Aushilfe  von  12000  fl.  CM  be- 
willigt werden  möge,  indem  ihm  diesfalls  vom  Hofkammerpräsidenten 
und  vom  Staatskanzler  positive  Verheißungen  zu  Theil  geworden  seien«. 
(Vortrag  Kübecks  vom  13.  Oktober  1847.  Staatskonferenzakt,  Z.  1000 
ex  1847.  St.  A.) 

272)  (75)  Fürst  Metternich  bemerkte,  daß  Gaj  im  Frühjahr  1846 
und  im  Sommer  1847  und  zwar  aus  eigenem  Antriebe,  »aber  nicht  ohne  in 
diesem  Vorhaben  vom  Fürsten  Staatskanzler  bestärkt  worden  zu  sein«, 
Reisen  nach  Serbien  unternommen,  »sehr  interessante  Berichte  über  die 
politischen  Zustände  dieses  in  so  mancher  Rücksicht  mit  dem  Kaiser- 
staate   und    daher    in    vielfachen   Beziehungen    zu    demselben  stehenden 


Landes  erstattet-  liabe.  l'ürst  Metternich  beantragte  sonach,  Gaj  für  diese 
Reisen  noch  besonders  /u  entschädigen,  indem  man  ihm  einen  Pauschal- 
betrag von  mindestens   looo  11.  zuwende.  (Ibidem.) 

-■3)  (75)  Ibidem. 

-'')  (76)  \'gl.  Schwicker,  Kroatien  in  staatsrechthcher  und  politi- 
sclier  Beziehung  (Unsere  Zeit  1888,  I);  Derselbe,  Geschichte  der  öster- 
reichischen Militärgrenze,  302  ff. ;  Helfert,  Geschichte  der  oesterreichischen 
Revolution,  I,  36ff. ;  vStern,  VI,  380 ff.  u.  a. 

2"5)  (77)  vStephan  Viktor,  Erzherzog  von  Oesterreich,  231. 

-'•')  (77)  vSiehe  Seite  3g. 
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Der  vornehme  Bau,  den  die  niederösterreichischen  wStände 
(1837 — 1846)  in  unmittelbarer  Nähe  des  Regierungs- 
gebäudes  hatten  erstehen  lassen^),  war  das  erste  sichtbare 
Zeichen  ihres  neuerwachten  Selbstgefühls.  Das  Volk  sollte 
gleichsam  an  das  Dasein  von  Männern  erinnert  werden, 
die  sich  als  die  natürlichen  Vertreter  seiner  Interessen  an- 
sahen. In  der  Tat  erkannte  ein  großer  Teil  der  Landtags- 
mitglieder, Doblhoff  an  der  Spitze,  schon  seit  geraumer 
Zeit  die  Unhaltbarkeit  feudaler  Einrichtungen. 

Die  josefinische  Steuer-  und  Urbarialregulierung  gipfelte 
in  der  zwangsweisen  Ablösung  der  untertänigen  Leistungen; 
der  Bauer  hatte  daher  gehofft,  daß  man  alle  Lasten,  ins- 
besondere Zehent  und  Robot  aufheben  werde.  Dieser 
Wahn  blieb  selbst  dann  noch  lebendig,  als  nach  dem  Tod 
des  Volkskaisers  der  Widerruf  der  Reform  erfolgte  und 
wie  früher  bloß  Naturalrobot  und  Freikauf  gestattet  waren. 
Da  sprachen  die  Stände  ihre  Bereitwilligkeit  aus,  über  ihre 
Urbarial-  und  Zehentbezüge  Fassionen  zu  legen,  welche  die 
Grundlage  eines  Ausgleichs  zwischen  Berechtigten  und 
Verpflichteten  bilden  sollten;  es  fanden  langwierige  Vor- 
arbeiten statt,  die  schließlich  zum  stabilen  Kataster  führ- 
ten ■'^),  den  Bauer  jedoch  zu  der  Annahme  verleiteten,  daß 
er  nun  endlich  der  verhaßten  Dienste  ledig  sei.  Die  Ur- 
barialleistungen  wurden  verweigert  und  trotz  wiederholtem 
Drängen  der  ständischen  Körperschaft  erklärte  die  Regie- 
rung nicht,  daß  sie  auch  weiter  in  Kraft  bestünden. 

Der  Landtag  von  1835  nahm  daher  einen  bewegten 
Verlauf.  Er  zeigt  das  erste  Stadium  der  Entwicklung:  die 
Stände  wollen  die  Gerechtsame  der  Dominien  wahren  und 

Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  IV  i  T 


beschließen  die  Einsetzung  einer  Kommission  zur  Prüfung 
ihrer  Gravamina;  sie  erstatten  Reformvorschläge  und 
meinen,  daß  die  Ablösung  der  Grundlasten  wohl  das 
beste  Mittel  wäre,  die  Urbarialverhältnisse  zu  regeln;  sie 
machen  das  Recht  des  Beirates  geltend,  das  Leopold  II. 
ihnen  zugestanden  hatte.  ^)  Die  wirtschaftlichen  und  politi- 
schen Grundzüge  der  Bewegung,  die  sich  in  den  vier, 
ziger  Jahren  offenbarte,  waren  sonach  bereits  gegeben.*) 

Die  Beratung  des  stabilen  Katasters  im  Landtag  von 
1843  veranlaßte  die  Männer  der  liberalen  Richtung  zu 
einem  neuen  Vorstoß.  Die  Stände  unterzogen  die  Fatie- 
rungsnormen  als  völlig  ungenügend  einer  herben  Kritik-^); 
denn  sie  fürchteten,  daß  die  Besteuerung  der  Urbarial- 
einkünfte  in  keinem  richtigen  Verhältnis  zum  wirklichen 
Ertrag  stehen  werde.  Der  Kaiser  wurde  infolgedessen 
um  die  vorläufige  Einstellung  der  Bekenntnisse  und  um  die 
Weisung  an  die  Behörden  ersucht,  sich  mit  den  Ständen 
über  eine  gleichmäßige  Besteuerung  ins  Einvernehmen  zu 
setzen.^)  Die  liberale  Partei  verhielt  sich  ablehnend;  sie 
glaubte  nicht,  daß  man  durch  eine  Umarbeitung  der  Fas- 
sionen die  vielfachen  Schwierigkeiten  und  Widersprüche 
überbrücken  könnte,  deren  eigentliche  Ursache  in  ver- 
alteten Urbarialschuldigkeiten  liege.  Diese  sollten  aufge- 
hoben werden,  und  so  regten  die  Stimmführer  der  Linken'^) 
den  Gedanken  an,  Zehent  und  Robot  zunächst  freiwillig, 
nach  fünf  Jahren  jedoch  zwangsweise  abzulösen ;  sie  emp- 
fahlen Grundabtretung,  Kapitalsentschädigung,  Umtausch 
von  Servituten  als  Mittel  zum  Zweck  und  schließlich  die 
Errichtung  einer  ständischen  Hypothekenbank,  die  den 
Rustikalisten  die  nötigen  Gelder  vorzustrecken  hätte. 
Dieser  Plan  fand  keineswegs  ungeteilten  Beifall.  Die  Mehr- 
heit verwarf  jede  Zwangsmaßregel,  spaltete  sich  aber  hin- 
sichtlich der  Frage,  ob  nicht  schon  derzeit  um  eine  ge- 
setzliche und  administrative  Erleichterung  freiwilliger  Ver- 
einbarungen ersucht,  oder  die  ganze  Angelegenheit  bis  zur 
Richtigstellung    der    Steuerbekenntnisse     vertagt     werden 


sollte.  Nach  lang-en  Debatten^)  einigte  man  sich  in  dem 
Beschluß,  dem  Kaiser  in  einer  zweiten  Diätalschrift  die 
Bereitwilligkeit  der  Stände  zur  Ablösung  der  Roboten  und 
Zehentrechte  zu  erklären  und  ihn  zu  bitten,  daß  die  staat- 
lichen Behörden  die  Durchführung  erleichtern  und  —  im 
Einvernehmen  mit  den  Ständen  vorgehen  mögen.  ^)  Denn 
die  Unbeliebtheit  und  Erfolglosigkeit  der  österreichischen 
Agrarpolitik  wurden  insbesondere  darauf  zurückgeführt, 
daß  man  eine  so  wichtige  Sache  ohne  die  Mitwirkung  der 
Stände  in  Angriff  genommen  hatte.  ^^) 

Die  Hofkanzlei  begrüßte  die  Eingabe  des  niederöster- 
reichischen Landtags  als  »ein  für  die  Regierung  nur  sehr 
erfreuliches  und  wichtiges  Ereignis,  das  von  der  Staats- 
verwaltung nicht  unbeachtet  und  ungenützt  gelassen  werden 
sollte«.  Indem  sie  diese  Eingabe  auf  das  wärmste  befür- 
wortete, faßte  sie  auch  die  Möglichkeit  einer  späteren 
Zwangsmaßregel  ins  Auge,  ^^)  Anders  dachte  der  staats- 
rätliche Referent,  Baron  Buol,  der  mit  dem  Hinweis  auf 
eine  Resolution  des  Kaisers  Franz  ^^^  die  Regierung  an 
ihre  Pflicht  erinnerte,  bestehende  Rechte  zu  schützen;  er 
widerriet  daher  jeden  zwangsgesetzlichen  Eingriff  und 
redete  bloß  einer  freiwilligen  Ablösung  das  Wort,  knüpfte 
aber  an  die  Umwandlung  der  Naturaldienste  in  Geldzins 
keinerlei  Erwartungen;  er  wendete  nichts  gegen  den  Vor- 
schlag der  Hofkanzlei  ein,  die  politischen  Behörden  mit 
den  Ständen  verhandeln  zu  lassen.  ^3)  Staatsrat  Weiß  hielt 
jedoch  eine  unverzügliche  Resolution  für  sehr  bedenklich: 
der  Bauer  könnte  sonst  vermuten,  es  sei  die  Zeit  der  so 
lang  ersehnten  Aufhebung  sämtlicher  Urbariallasten  nun 
endlich  gekommen  und  der  Grundherr  wolle  noch  rasch 
Zehent  und  Robot  ablösen,  um  einige  Vorteile  zu  ergattern. 
Weiß  vertrat  die  merkwürdige  Ansicht,  daß  in  Reform- 
fragen so  aufreizender  Art  die  Regierung  sich  niemals  an 
die  Spitze  der  Bewegung  stellen,  sondern  lediglich  die 
Schritte  der  Beteiligten  überwachen  und  leiten  sollte ; 
übrigens  müßte    die  ständische  Körperschaft,    die  sich  nur 


im  allgemeinen  geäußert  habe,  deutlich  erklären,  welche 
Änderungen  der  betreffenden  Vorschriften  und  welche 
neuen  lMaf3regeln  sie  eigentlich  wünsche.  ^^)  Diese  Auf- 
forderung bildete  den  wesentlichen  Inhalt  des  Resolutions- 
entwurfs, der  dem  Kaiser  im  Mai  1844  unterbreitet  wurde.  ^^) 
Das  Patent  vom  i.  September  1798,  wonach  privatrechtliche 
Verpflichtungen  abgelöst  werden  durften,  blieb  allei^ings 
in  Kraft;  die  gesetzliche  Erleichterung  aber,  die  es  verhieß, 
war  in  weite  Ferne  gerückt. 

Die  Bitte  um  Einstellung  der  Fassionen  erfuhr  kein 
besseres  Schicksal.  Früher  hatten  die  Stände  dieselbe 
Steuermaßregel  als  das  einzige  Mittel  eines  gerechten  Aus- 
gleichs zwischen  Berechtigten  und  Verpflichteten  hinge- 
stellt; nun  sahen  sie  darin  eine  Schädigung  der  grund- 
und  zehentrechtlichen  Interessen,  obwohl  sich  die  von  ihnen 
selbst  empfohlenen  Grundsätze  berücksichtigt  fanden.^'') 
Man  sollte  also,  und  zwar  bloß  deshalb  zum  Rückzug 
blasen,  weil  die  Stände  anderen  Sinns  geworden  waren? 
Hofkanzlei  und  Staatsrat  erklärten  sich  einstimmig  da- 
gegen; beide  hielten  die  Bedenken  der  Stände  für  ebenso 
unbegründet  wie  verfrüht.  Das  Ergebnis  der  individuellen 
Fatierung  abwarten,  es  dann  den  Ständen  zu  weiterer 
Äußerung  mitteilen  und  darüber  das  neuerliche  Gutachten 
der  Behörden  einholen  —  in  diesem  Sinne  lautete  der 
Resolutionsentwurf  vom  April  1844,  den  aber  der  Kaiser 
erst  im  Juni  des  nächsten  Jahres  genehmigte.  ^') 

Der  Fluch  der  liberalen  Ideen  haftete  nun  einmal  auf 
der  Urbarialfrage  —  deshalb  das  neuerliche  Hinausschieben 
ihrer  Erledigung.  Im  übrigen  hieß  es  von  den  niederöster- 
reichischen Ständen,  daß  auch  sie  die  Grenzen  ihrer  Wirk- 
samkeit zu  überschreiten  suchten;  denn  sie  hatten  den 
üblichen  Geschäftsgang  nicht  eingehalten  1^)  und  es  war 
von  einem  Mitglied  der  Herrenkurie  behauptet  worden, 
daß  ihnen  nebst  dem  Rechte,  die  Postulate  zu  bewilligen, 
auch  das  der  Verweigeruijg  gebühre.  '^)  Derartige  »tumul- 
tuarische«    Äußerungen-^)     steigerten     den    Argwohn    der 


Minister  und  so  kam  es,  daß  der  Wunsch  der  Stände  nach 
einem  kräftigen  Landtagsreglement  nur  neuen  Verdacht 
erregte. 

Weder  die  Instruktion  für  das  VerordnetenkoUegium 
und  den  Ausschuß  (1791),  noch  das  Hofdekret  Maria  There- 
sias (1764)  enthielt  bestimmte  Vorschriften '^i) ;  die  Geschäfts- 
ordnung fußte  lediglich  auf  Gewohnheit  und  Herkommen  — 
es  gab  keine  Statuten,  wie  alle  landesfürstlichen  Kollegien, 
öffentliche  Körperschaften  und  die  meisten  Privatvereine 
sie  besaßen.  Die  Stände  betrauten  daher  eine  aus  ihrer 
Mitte  gewählte  Kommission  mit  der  Abfassung  einer  ge- 
schriebenen Norm. 22)  Der  Entwurf  erfuhr  jedoch  vielfache 
Streichungen,  heftig  prallten  die  Gegensätze  aneinander 
und  so  zeigte  es  sich,  mit  welchen  Schwierigkeiten  die 
liberale  Partei  »bei  ihren  ersten  Gehversuchen  im  Landhaus 
selbst«  zu  kämpfen  hatte.  ^3) 

Das  neue  Reglement  zerfiel  in  zwei  Teile  2^)  und  um- 
faßte fünfundfünfzig  Paragraphe,  von  denen  die  wichtigsten 
folgendes  betrafen:  Zwischen-  und  Dringlichkeitsanträge; 
Einberufung  ordentlicher  und  außerordentlicher  Versamm- 
lungen durch  den  Landmarschall  oder  dessen  Vertreter; 
Vervielfältigung  und  Authentisierung  der  Protokolle;  Fest- 
setzung des  Stimmverhältnisses  in  Fragen  über  das  Auf- 
geben oder  die  Abänderung  ständischer  Privilegien; 
Petitionsrecht,  Deputationen  und  Beirat.  Die  Stände,  ins- 
besondere die  zwei  oberen,  wollten  unleugbar  eine  festere 
Stellung  gegenüber  der  Regierung  und  deren  Organ,  dem 
Landmarschall,  erringen,  ja  sogar  das  Stimmverhältnis  der- 
art regeln,  daß  in  gewissen  Fällen  das  Votum  der  Minori- 
tät und  der  begüterten  Ständemitglieder  zu  größerer  Gel- 
tung als  bisher  gelange  2^);  sie  verwiesen  auf  Rechte,  die 
mit  einer  Geschäftsordnung  gar  nichts  zu  tun  hatten,  und 
ließen  anderseits  zeitgemäße  Fragen  unberücksichtigt,  wie 
die  einer  würdigeren  Vertretung  der  Reichshauptstadt. 

Die  Hof kanzlei  konnte  sich  schwerer  Besorgnisse  nicht 
erwehren;    sie    nahm  Änderungen    vor    und  strich,    bis   sie 


schließlich  selber  sagen  mußte,  daß  den  Ständen  damit  in 
keiner  Weise  gedient  wäre.  Die  Verhandlungen  sollten  sich 
gründlich  und  leidenschaftslos,  ruhig  und  umsichtig,  ohne 
störende  Zwischenfalle  abwickeln;  dies  war  als  der  Haupt- 
zweck des  neuen  Reglements  hingestellt  worden  und  da 
meinte  die  Hofkanzlei  nicht  ohne  Ironie,  daß  man  eines 
solchen  überhaupt  nicht  bedürfe:  die  Stände  hegten  ja  die 
löblichsten  Absichten  und  das  Präsidium  würde  gewiß  in 
der  loyalen  Majorität  den  besten  Bundesgenossen  gegen 
einzelne  Ruhestörer  finden.  Sie  empfahl  also  die  Ab- 
lehnung der  ständischen  Bitte,  wogegen  zwei  Stimmen  ^ß) 
die  Annahme  des  umgearbeiteten  Entwurfs  befürworteten. 
Im  Staatsrat  pflichtete  der  erste  Referent  2^)  dem  Vo- 
tum der  Minorität,  der  zweite  ^S)  dem  der  Mehrheit  bei, 
weshalb  Hartig  eine  mündliche  Sektionsberatung  anord- 
nete; sie  fand  am  24.  Februar  1845  unter  seinem  Vorsitz 
statt.  Einhellig  wurde  erklärt,  daß  den  Ständen  das  Regle- 
ment nur  als  Vorwand  diene,  um  eine  Revision  ihrer 
Landesverfassung  durchzusetzen  und  »sonach  statt  des  ur- 
alten Herkommens  eine  neue  und  anders  gestellte  lex 
scripta  zu  erhalten«.  Hartig  fürchtete  nun,  daß  auch  die 
übrigen  Provinzen  »eine  Art  von  Charte«  beanspruchen 
könnten  29),  wenn  sich  die  Regierung  nicht  gleich  anfangs 
klug  erwiese.  Seinem  Antrag  gemäß  wurden  sämtliche 
Paragraphe  gewissenhaft  durchgesiebt,  bis  schließlich  bloß 
fünfundzwanzig  übrig  blieben,  die  gar  nichts  Verfängliches 
erkennen  ließen.  Noch  stritt  man  über  die  Frage,  ob  auch 
diese  zusammengestutzte  Ordnung  nicht  staatsgefahrlich 
sei;  denn  Hofrat  Weiß  sah  durch  sie  den  Einfluß  des  Land- 
marschalls geschmälert.  »Die  Stände  der  österreichischefi 
Länder  —  so  bemerkte  er  zugleich  —  bedurften  bisher 
keiner  konstitutionellen  Kammerreglements,  auch  jetzt  ist 
es  nicht  notwendig,  damit  den  Anfang  in  Niederöster- 
reich zu  machen.«  Da  jedoch  Graf  Hartig,  allerdings  nur 
widerstrebend,  für  die  Hinausgabe  einer  Norm  eintrat, 
so    wurde    beschlossen    und    verfügt,    daß    die    Hofkanzlei 


die  umstilisierten  Paragraphe  —  nochmals  überprüfen 
sollte.  30) 

Wie  sehr  unterschieden  sich  die  Statuten,  die  dem 
Kaiser  am  i8.  August  1845  vorgelegt  wurden  2^),  von  dem 
ursprünglichen  Entwurf:  sie  galten  bloß  für  die  ständischen 
Versammlungen  im  engeren  Sinn,  nicht  aber  für  den  Land- 
tag, und  erstreckten  sich  lediglich  auf  die  formelle  Geschäfts- 
behandlung. Es  fand  sich  alles  gestrichen,  was  die  Landes- 
verfassung, die  ständische  Prärogative,  das  Erfordernis  der 
qualifizierten  Majorität  und  die  Dauer  der  Verhandlungen 
betraf.  32)  Auch  die  Vervielfältigung  und  Authentisierung 
der  Protokolle  wurde  nicht  genehmigt.  Denn  man  wollte 
alles  vermeiden,  was  einen  unliebsamen  Streit  der  Stände 
mit  der  Zensur  und  hämische  Artikel  in  den  ausländischen 
Blättern  zur  Folge  haben  konnte;  war  doch  die  Regierung 
in  den  ständischen  Versammlungen  nicht  vertreten  und  ihr 
daher  die  Möglichkeit  genommen,  Äußerungen  einzelner 
Mitglieder  oder  die  Protokolle  selbst  zu  berichtigen;  durch 
deren  Authentisierung  aber  wäre  den  Ständen  das  Recht 
eingeräumt  worden,  das  Landtagspräsidium  zu  kontrol- 
lieren —  und  da  genügte  schon  der  Hinweis  auf  die  unga- 
rischen Verhältnisse,  um  auch  diese  Forderung  abzulehnen.  ^^) 
Nur  weniges  war  unbeanstandet  geblieben,  so  der  Para- 
graph, der  es  jedermann  freistellte  —  auf  das  Wort  zu  ver- 
zichten. 

Am  10.  März  1846  erfloß  die  kaiserliche  Resolution ^^), 
in  der  es  ausdrücklich  hieß,  daß  der  Monarch  keine  wie 
immer  geartete  Verfassungsänderung  vornehmen,  sondern 
die  Prärogative  der  Stände  jederzeit  aufrecht  erhalten 
wolle.  Mochten  diese  in  ihrem  »Dankschreiben«  immerhin 
versichern,  daß  ihnen  der  Gedanke  einer  Erweiterung 
ihres  Wirkungskreises  fern  gelegen  sei^^),  die  Minister 
blieben  nun  einmal  vom  Gegenteil  überzeugt. 

Die  Stände  hatten  im  September  1843  auch  die  Aus- 
arbeitung einer  neuen  Wahlordnung  beschlossen.  Sie  w^aren 
eigentlich  der  Verpflichtung  enthoben,    um    die  kaiserliche 


Sanktion  anzusuchen,  und  brauchten  die  Wahl  ihrer  Ver- 
ordneten und  Ausschußräte  lediglich  zur  allerhöchsten 
Kenntnis  zu  bringen  —  vorausgesetzt  jedoch,  daß  nichts 
Verfassungswidriges  geschah  und  tüchtige  Männer  Berück- 
sichtigung fanden.  "^^)  Die  Hofkanzlei  prüfte  daher  den 
Entwurf^")  auf  das  genaueste  und  da  zeigte  es  sich,  daß 
einige  Paragraphe  keineswegs  als  einwandfrei  gelten  konnten. 
Denn  es  sollten  danach  dem  VerordnetenkoUegium  nur 
»w^ohlbegüterte«,  also  von  der  Regierung  unabhängige 
Männer  angehören  und  die  Stände  in  ihrer  Gesamtheit  das 
Recht  der  Dispenserteilung  ausüben. ^s)  Die  Hofkanzlei 
stellte  den  Antrag,  diese  Bestimmungen  zu  streichen: 
Fähigkeiten  und  Kenntnisse  müßten  weit  mehr  als  der 
bloße  Grundbesitz  in  die  Wagschale  fallen  und  es  wäre  un- 
billig, einzelne  Glieder  der  ständischen  Körperschaft,  ins- 
besondere die  Ritter,  den  zwei  anderen  gleichsam  unter- 
zuordnen. Sie  empfahl  übrigens  die  Herausgabe  eines 
zeitgemäßen  Reglements,  da  auch  sie  die  Unzulänglichkeit 
der  alten  Vorschriften  ^'•^)  erkannte,  Pillersdorff  hielt  es  hin- 
gegen für  das  gute  Recht  der  Stände,  sich  selbst  in  ihrer 
Wahl  zu  beschränken  und  so  befürwortete  er  die  Annahme 
des  Entw^urfs;  dasselbe  tat  der  Oberste  Kanzler  und  die 
Entscheidung  hing  nun  von  dem  Votum  des  Staats- 
rates ab. 

Buol  erklärte,  daß  es  sich  um  eine  innere  Angelegen- 
heit der  Stände  handle,  wobei  man  nur  ungesetzliche 
Neuerungen,  nicht  aber  der  Verfassung  entsprechende 
Änderungen  unklarer  oder  lückenhafter  Vorschriften  hint- 
anhalten dürfe;  er  teilte  daher  weder  die  Ansicht  der 
beiden  Kanzler,  noch  insofern  die  Bedenken  der  Mehrheit, 
als  ihm  die  für  die  Herren  und  Ritter  festgesetzten  Er- 
fordernisse der  Wahlfähigkeit  völlig  gerechtfertigt  er- 
schienen.^^) Buol  bemängelte  jedoch,  gleich  der  Hofkanzlei, 
die  Paragraphe,  worin  sich  die  Stände  das  Recht  vorbe- 
hielten, Ausnahmen  von  der  Wahlordnung  zuzulassen;  er 
sah  darin    einen  verfassungswidrigen  Vorgang   und  meinte 
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ferner,  daß  die  Dispenserteilung  einzig  und  allein  Sache 
des  Kaisers  sei.  Graf  Kolowrat  pflichtete  ihm  bei  *^)  und 
so  wurde,  am  6,  März  1847,  ^^^  staatsrätliche  Resolutions- 
entwurf genehmigt.^-) 

Die  Stände  entgegneten,  daß  sie  lieber  alles  beim  alten 
belassen,  als  eines  ihrer  ältesten  Privilegien  preisgeben 
wollten. ^^)  Hofkanzlei  und  Staatsrat  verteidigten  nun  das 
Reskript  mit  denselben  Waffen,  mit  denen  jene  es  bekämpft 
hatten;  sie  widerrieten  zugleich  die  Zurückziehung  der  als 
so  notwendig  erkannten  und  schon  sanktionierten  Wahl- 
ordnung, trotz  Mahnung  einiger  Stimmen,  die  Stände  nicht 
unnützer  Weise  zu  reizen. ''^)  Da  legte  sich  Graf  Kolowrat 
ins  Mittel:  er  mißbilligte  eine  derartige  kleinliche  Bevor- 
mundung und  sagte,  daß  der  Staat  nur  im  äußersten  Falle 
eingreifen,  sonst  aber  das  korporative  Leben  nicht  lähmen 
dürfe;  er  sah  in  den  Ständen  keine  Exekutivorgane  der 
Regierung,  sondern  »eine  Gemeinde,  die  bei  ihren  Wahlen 
für  Ordnung  zu  sorgen  hat«.^^)  Kolowrat  hielt  sich  daher 
an  das  Votum  der  Minor ität^^)  und  erwirkte  folgenden 
Bescheid:  es  wurde  den  Ständen  freigestellt^  ihre  Vorschläge 
fallen  zu  lassen,  aber  auch  nahe  gelegt,  daß  sie  es  eigent- 
lich gar  nicht  zu  tun  brauchten;  denn  eine  Schmälerung 
ihres  Wahlrechts  sei    gewiß   nicht  beabsichtigt  gewesen.^') 

So  war  der  Versuch  einer  Ausgestaltung  des  ständischen 
Instituts  kläglich  gescheitert.^^)  Regierung  und  Stände 
trugen  daran  in  gleichem  Maße  die  Schuld:  hier  irrige 
Ansichten  und  unzeitige  Empfindlichkeit,  dort  übertriebener 
Argwohn.  Diesem  zufolge  konnte  auch  das  Recht  des 
Beirats  nicht  behauptet  werden. 

Die  Hofkanzlei  hatte  die  Fassionsbestimmungen  mit 
Umgehung  des  Verordneten-Kollegiums  verfügt  und  ihm 
sogar  die  vollzogene  Tatsache  nicht  mitgeteilt.  Die  Stände 
beschwerten  sich  daher  und  stellten  das  Ersuchen,  man 
solle  sie  fortan  in  allen  das  Steuerwesen  und  überhaupt 
die  Interessen  des  Landes  betreffenden  Angelegenheiten 
zu  Rate  ziehen  und  von  den  einschlägigen  Vorschriften  in 


Kenntnis  isetzen.'-')  Die  Regierung  sollte  also  jede  Maßregel 
dem  Gutachten  der  Stände  unterwerfen  und  »weitläufige 
und  aufregende  Erörterungen«  herbeiführen?  Diese  Absicht 
lag  ihr  fern.  Die  Stände  durften  lediglich  die  Steuern  um- 
legen und  einheben  »und  »versichert«  sein,  daß  man  darüber 
ihre  Meinung  einholen  werde;  von  dem  Ermessen  der  Hof- 
kanzlei aber  mußte  es  abhängen,  ob  und  in  welchem  Aus- 
maß ihr  »Beirat«  auch  sonst  zu  beanspruchen  wäre.^^)  Die 
Regierung  schuldete  den  Ständen  seit  den  Franzosenkriegen 
noch  viele  Millionen^^)  und  nun  ließ  sie  die  Patrioten,  die 
ihr  in  der  schweren  Bedrängnis  jener  Tage  so  opferwillig 
geholfen  hatten,  bloß  als  »Kollektivorgane  zur  rechtzeitigen 
Abfuhr  der  landesfürstlichen  Steuer«  gelten. ^'-^j 

Das  erbitterte  die  Stände.  Sie  wollten  gemeinnützig 
wirken,  den  Landmann  und  Winzer  vor  Verarmung  schützen 
und  Anstalten  ins  Leben  rufen,  die  der  Sicherung  des 
Eigentums^  der  Bildung  des  Volkes  und  dem  Aufschwung 
der  Bodenkultur  dienten.  Sie  konnten  nur  bitten,  nicht  aber 
auch  handeln ;  denn  ihr  Domestikalfonds  krankte  an  einem 
Defizit,  das  sie  zur  Ohnmacht  verdammte.  Nochmals 
schilderten  die  Stände  den  Jammer  der  volkswirtschaftlichen 
Verhältnisse  und  drangen  auf  Zahlung  der  Invasionsschulden; 
sie  führten  Klage  darüber,  daß  die  wichtigsten  Petitionen 
schon  jahrelang  der  Erledigung  harrten,  und  schlössen  ihre 
Eingabe  mit  folgenden  Worten:  in  ihrer  Treue  und  Unter- 
tänigkeit könnten  sie  zwar  niemals  wanken ;  ihrem  erhabenen 
Berufe  als  Stützen  des  Thrones  jedoch  vermöchten  sie  nicht 
zu  genügen,  wenn  dereinst  eine  Mahnung  an  Stände  er- 
ginge, die  ohne  höhere  Geltung  und  jedes  Selbstgefühles 
bar  zu  den  dann  nötigen  Opfern  »wohl  den  Willen,  aber 
weder  Kraft  noch  Mittel  fänden «.^^) 

Die  Behörden  hatten  pflichtwidrig  gehandelt!  Die  Hof- 
kanzlei meinte,  man  solle  diesen  Vorwurf  ignorieren  und 
den  Ständen  bloß  antworten,  daß  ihren  Eingaben  »die  aller- 
höchste Aufmerksamkeit«  zugewendet  werde  und  die  Ent- 
scheidungen   darüber    —    je    nach  Notwendigkeit     —    »zu 
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erwarten  seien ^.•'^*)  Buol,  der  sich  ähnlich  äußerte,  führte 
jene  Beschuldigung  auf  die  gereizte  Stimmung  und  die 
Absicht  der  Stände  zurück,  größeren  Einfluß  im  Staatsleben 
zu  gewinnen. ^^)  Einige  Staatsräte  beurteilten  jedoch  die 
Dinge  etwas  strenger;  sie  erwirkten  eine  kaiserliche  Reso- 
lution, gemäß  deren  die  Stände  angeben  sollten,  in  welchen 
Fällen  ihnen  »die  gebührende  Geltung«  nicht  zuteil  geworden 
sei.^^)  Kurz  vorher  hatte  der  Landmarschall  den  Ständen 
eine  »beruhigende«  Mitteilung  machen  dürfen^"^)  und  die 
Hofkanzlei,  die  sich  nichts  weniger  als  schuldlos  fühlte, 
Verhandlungen  über  die  dringendsten  Vorlagen  angeordnet-^^) ; 
bis  zur  endgültigen  Erledigung  aber  war  noch  ein  weiter 
Weg  und  sie  erfolgte,  was  die  Invasionsschulden  betraf, 
gar  erst  in  unseren  Tagen. ^^) 

Da  blieben  die  zwanglosen  Zusammenkünfte  einiger 
Ständemitglieder  nicht  ohne  Einfluß  auf  die  weitere  Ent- 
wicklung der  Dinge.  Man  pflegte  sich  seit  dem  September  1 844, 
anfangs  in  Privathäusern,  später  im  sogenannten  Lesezimmer 
regelmäßig  zu  versammeln,  erörterte  die  wichtigeren  Fragen, 
die  den  Landtag  beschäftigten,  und  äußerte  darüber  frei- 
mütig seine  Ansichten.  Graf  Kolowrat  erfuhr  von  diesen 
Konventikeln  und  zögerte  nicht,  entschieden  dagegen  zu 
protestieren.  Außerhalb  des  Landtags  waren  ja  die  Stände 
»bloß  Private«  und  einzig  und  allein  durch  das  Kollegium 
der  Verordneten  repräsentiert;  ungesetzliche  Nebenorgane 
durften  daher  nicht  geduldet  werden. 6^)  Der  Landmarschall 
mußte,  obwohl  er  hoch  und  teuer  schwur,  daß  jene  Zu- 
sammenkünfte ganz  harmloser  Natur  seien,  die  Schließung 
des  Lesezimmers  verfügen;  er  tat  es  mit  dem  Hinweis  auf 
die  Notwendigkeit,  »Mißverständnisse«  hintanzuhalten,  zog 
aber  schon  nach  wenigen  Tagen  das  Verbot  wieder  zu- 
rück.6^)  Die  Regierung  schwieg^^j  ^nd  die  Stände  konnten 
ungestört  Mittel  und  Wege  beraten,  aus  dem  Dunkel  poli- 
tischer Nichtigkeit   zu  langersehnter  Geltung  zu  gelangen. 

Das  Ergebnis  dieser  Erörterungen  waren  zwei  im 
Landtag   von   1845    beschlossene  Petitionen.    Die  eine  ent- 
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hielt  eine  Schilderung-  der  traurigen  Lage  der  Dominien, 
denen  man  zahlreiche  Privilegien  teils  verkürzt,  teils  ganz 
entzogen,  dafür  aber  neue  Lasten  aufgebürdet  habe*^) ;  es  wurde 
ferner  erwähnt,  daß  sie  vielfachen  Kränkungen  von  selten 
der  Behörden  ausgesetzt  seien,  die  Grundholden  nicht  mehr 
wie  in  früheren  Zeiten  hilfreich  unterstützen  könnten  und 
also  ihre  Autorität  einj^üßten.  Die  eigentliche  Ursache  dieser 
Übel  wurde  auf  die  Vernachlässigung  der  Stände  zurück- 
geführt, die  man  nicht  als  die  berufenen  Ratgeber  der 
Regierung,  sondern  als  »nutzlose  Rentiers  und  Aussauger 
ihrer  Untertanen«  ansehe.^*)  Die  Stände  forderten  daher 
—  dies  bildete  den  Inhalt  der  zweiten  Petition  —  ganz 
offen  Teilnahme  und  Mitwirkung  an  der  Gesetzgebung  der 
Provinz;  sie  stellten  die  Entscheidung  über  die  Frage,  ob 
ihr  Beirat  gehört  werden  sollte,  allerdings  dem  Ermessen 
des  Landesfürsten  anheim,  ließen  aber  den  Grundsatz  nicht 
gelten,  »daß  die  Ausübung  eines  so  wichtigen  Vorrechts 
von  dem  alleinigen  Befunde  einer  Behörde  abhängig 
sei«.^''')  Das  war  die  Antwort  auf  das  Hofdekret  vom  7.  Juni 

1844.««) 

Eine  Deputation  sollte  dem  Kaiser  die  beiden  Peti- 
tionen in  einer  Privataudienz  überreichen,  zu  deren  Erwir- 
kung sich  der  Landmarschall  an  den  Oberstkämmerer 
wandte;  dieser  wies  ihn  auf  den  »vorschriftsmäßigen  Weg« 
und  nun.  wurde  Pillersdorf  um  seine  Vermittlung  gebeten. 
Da  aber  den  Ständen  im  März  1 845  nicht  gestattet  worden 
war,  dem  Monarchen  den  Dank  des  Landes  für  die  Herab- 
setzung der  Militärdienstzeit  darzubringen  ^^j,  so  beantragte 
das  Präsidium  der  Hofkanzlei  auch  diesmal  die  Ablehnung 
ihrer  Bitte;  es  machte  außerdem  das  Bedenken  geltend, 
man  könnte  sonst  den  übrigen  Provinzen  dieselbe  Gunst 
wohl  schwer  versagen  —  kurz  vorher  jedoch  hatte  der 
Kaiser  die  böhmischen  Herren  empfangen. ^^) 

Die  Hof  kanzlei  wollte  im  Grund  genommen  jedes  Auf- 
sehen, und  zwar  schon  deshalb  vermeiden,  weil  ihr  der 
Inhalt    der  Petitionen    einen    feierlichen  Akt    gar  nicht  zu 
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rechtfertigen  schien.  Der  staatsrätliche  Referent  ging  noch 
einen  Schritt  weiter,  indem  er  das  Vorhaben  der  Stände 
als  Effekt-  und  Popularitätshascherei  deutete. ^^) 

Weder  Pillersdorf  noch  Buol  befaßten  sich  näher  mit 
den  Denkschriften,  obwohl  die  eine  zu  folgenden  Fragen 
herausforderte:  was  verstanden  die  Stände  unter  dem  Rechte 
des  Beirats,  das  sie  in  allen  wichtigen  Landesangelegen- 
heiten ausüben  sollten,  und  unter  diesen  selbst?  Wie  weit 
reichte  ihre  Befugnis  zu  billigen  oder  zu  verwerfen?  Wo 
lagen  die  Grenzen,  die  eine  derartige  Kompetenz  von  dem 
Gesamtinteresse  des  Reiches  trennten,  und  wer  setzte  sie 
fest?  Fürst  Metternich  stellte  diese  Fragen,  um  zu  zeigen, 
daß  die  Petition  wegen  ihrer  allgemeinen  Fassung  »höchst 
verfänglich«  sei  und  endlose  Erörterungen  herbeiführen 
würde,  wenn  man  Rechte  und  Ansprüche  nicht  streng 
auseinanderhielte.  »Heute  wird  —  so  sagte  der  Staats- 
kanzler —  das  ständische  Wesen  vielfach  wie  eine  Bühne 
betrachtet,  auf  welcher  die  ganze  Kompagnie,  oder  ein- 
zelne, wohlfeile  Heldenrollen  zu  spielen  beabsichtigen. 
Heute  muß  aber  eben  alles  Theatralische  ferngehalten 
werden,  weil  die  Zeiten  sich  zu  demselben  nicht  eignen.« 
Metternich  hätte  gewünscht,  daß  die  ganz  ergebnislose 
Audienz  der  böhmischen  Herren  unterblieben  wäre;  keine 
neuen  Präzedenzfälle,  so  lautete  diesmal  sein  Rat.'^) 

Niemand  befürwortete  die  Bitte  der  Stände,  denen  da- 
her bedeutet  wurde,  ihre  Petitionen  vorschriftsmäßig  ein- 
zureichen."^^) Einige  Monate  später  versicherte  ihnen  die 
Hofkanzlei,  daß  sie  —  je  nach  denv  Ermessen  des  Kaisers 
—  auch  künftig  den  »außergewöhnlichen  Weg«  einer  De- 
putation wählen  könnten. '2)  Diese  Erklärung  enthielt,  wider 
die  Absicht  des  Landmarschalls,  keinen  Hinweis  auf  das 
»Vorrecht«  der  Stände,  ihre  Desiderien  unmittelbar  dem 
Monarchen  zu  überreichen'^^);  so  verfehlte  sie  ihren  Zweck, 
»beruhigend«  zu  wirken,  und  die  Stände  sahen  neuerdings 
ein  wichtiges  Privileg  gefährdet,  seine  Ausübung  von  dem 
Gutdünken  der  Hofkanzlei  abhängig  gemacht. 
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Diese  erhielt  statt  der  beiden  Petitionen  eine  Liste  der 
wichtigsten  Vorstellungen,  die  seit  dem  Regierungsantritt 
Ferdinands  noch  keine  Erledigung  gefunden  hatten.  ^^)  Da 
nun  die  entsprechenden  Referate  großenteils  im  geheimen 
Kabinett  ruhten,  so  ersuchte  Pillersdorf  um  Beschleunigung 
der  kaiserlichen  Resolutionen  über  die  Eingaben  »eines 
achtbaren  Körpers«,  der  ja  Vertrauen  zur  Regierung  fassen 
sollte.''^)  Wie  weit  jedoch  w^aren  die  Stände  davon  entfernt! 
Gewitzigt  durch  die  bisherigen  Erfahrungen  zyveifelten 
sie  an  dem  Wohlwollen  der  Minister,  denen  namentlich  die 
Hochkonservativen  die  ihnen  ungünstige  Lösung  der  Justiz- 
frage verargten;  die  Kriminaljustiz  sollte  künftig  nur  durch 
Kollegialgerichte  ausgeübt,  den  Landgerichtsinhabern  ent- 
zogen und  den  Magistraten  landesfürstlicher  Ortschaften 
übertragen  werden.'^)  Man  beraubte  also  die  Dominien 
schlechtweg  eines  uralten  Rechts  und  nahm  noch  obendrein 
ihre  Finanzen  in  Anspruch'');  auch  die  übrigen  Privile- 
gierten murrten,  denn  sie  sahen  sich  vor  dem  vierten  Stand 
zurückgesetzt.  Schon  aus  diesen  Gründen  —  nicht  bloß 
sachlicher  Bedenken  halber  —  wurde  der  Antrag  gestellt, 
die  Kriminalgerichte  erster  Instanz  als  selbständige  lan- 
desfürstliche Gerichte  zu  organisieren  und  deren  Kosten 
nicht  der  Provinz,  sondern  dem  Staatsschatz  aufzubürden.'^) 
Da  nun  die  Stände  an  den  kommissioneilen  Beratungen 
teilnehmen  und  daher  noch  einmal  ihre  Ansichten  äußern 
konnten''^),  wurde  eine  Änderung  der  kaiserlichen  Resolu- 
tion vom  I.  April  1845  nicht  für  tunlich  erachtet;  nur 
meinte  Hartig,  daß  die  ständische  Eingabe,  namentlich  was 
die  Kostenfrage  betraf,  Berücksichtigung  verdiente. ^^)  Die 
Entscheidung  erfolgte  jedoch  erst  nach  dem  Zusammen- 
bruch des  alten  Regimes.^') 

Reichlicher  Stoff  zur  Unzufriedenheit  hatte  sich  im 
Lauf  der  Jahre  angehäuft  und  so  beschlossen  die  Stände, 
die  beiden  Petitionen  von  1845  in  eine  einzige  zu  ver- 
schmelzen und  darin  den  Mangel  an  Geltung  und  seine 
schädlichen    Folgen    nachzuweisen;    sie    forderten    Schutz 
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gegen  beschränkende  Auslegungen  ihrer  verfassungsmäßi- 
gen Tätigkeit,  Revision  der  politischen  Gesetze  und  Siche- 
rung der  durch  die  Dominikaiverfassung  bestimmten  Ver- 
hältnisse und  Rechte.  Dies  der  Inhalt  der  umfangreichen 
Denkschrift,  deren  Spitze  sich  gegen  das  Hofkanzleidekret 
vom  7.  Juni  1844  und  das  ganze  Regierungssystem  rich- 
tete.82) 

Die  Hofkanzlei  ^^)  und  der  staatsrätliche  Referent  ver- 
traten die  Ansicht,  daß  man  auf  derart  allgemein  gefaßte 
Gravamina  nicht  näher  einzugehen  brauchte,  es  vielmehr 
den  Ständen  überlassen  müßte,  jede  Vorschrift  zu  bezeichnen, 
die  einer  Erläuterung  oder  Ergänzung  bedürfte,  oder  ihren 
Rechten  Abbruch  täte.  Sie  leugneten  im  übrigen,  ohne 
einen  Beweis  zu  führen,  die  Richtigkeit  der  ständischen 
Argumente.  Das  war  selbst  dem  Hofrat  Weiss  zu  arg,  und 
derselbe  Mann,  der  sonst  stets  zu  verneinen  pflegte ^'^), 
mißbilligte  diesmal  »die  allgemeinen  Negationen«  und  bis- 
herigen Erledigungsformen.  Denn  er  hatte  das  Hofdekret 
vom  30.  September  1791  genau  studiert,  das  den  Ständen 
in  der  Tat  einen  wesentlichen  Einfluß  auf  die  Gesetzgebung 
der  Monarchie  zusicherte. ^^)  Dieses  Zugeständnis  ließ  sich 
nicht  in  Abrede  stellen,  so  unbequem  es  auch  sein  mochte, 
und  die  Klugheit  erheischte  daher  einen  Vorgang,  der 
keinen  Argwohn  erregte:  die  endgültige  Entscheidung  über 
den  Beirat  verschieben  und  inzwischen  sämtliche  Grava- 
mina erledigen.  Dieses  Votum  fand  den  Beifall  der  übrigen 
Staatsräte  und  Weiss  wurde  aufgefordert,  gemeinschaftlich 
mit  dem  Referenten  die  ständischen  Eingaben  zu  prüfen 
und  die  Resolution  zu  entwerfen. ^^) 


Die  ständische  Körperschaft  —  so  hieß  es  im  Gutachten 
der  Hofkanzlei  vom  11.  September  1846  —  würde  besser 
tun,  wenn  sie  die  Organe  der  Regierung  nicht  anklagte, 
sondern    ihnen    ihre    Mitwirkung    liehe    und     »überdachte 

Vorschläge«  erstattete.  Und  doch  hatte  man  solche  schon 

* 
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längst  in  Händen;  sie  betrafen  die  Förderung  der  Boden- 
kultur^") und  —  die  Erleichterung  des  Loses  der  arbeiten- 
den Klassen  ^^),  also  nicht  mehr  wie  bisher  bloße  Sonder- 
interessen. Wohl  hatte  man  in  früheren  Eingaben  auf  die 
vielfachen  Hindernisse  des  Produktenabsatzes  hingewiesen, 
mit  Bedauern  konstatiert,  daß  sich  die  Steuern  nur  durch 
Militärexekutionen  eintreiben  ließen,  und  um  einen  Steuer- 
nachlaß für  die  hungernden  Winzer  gebeten;  eigentliche 
Vertreter  der  allgemeinen  Interessen  jedoch  waren  die 
Stände  damals  noch  lange  nicht.  Erst  unter  dem  Eindruck 
der  galizischen  Greuel  und  der  Schicksale  des  polnischen 
Adels  entsagten  sie  ein  wenig  ihrer  engherzigen  Politik 
und  machten  sich  zum  Dolmetsch  auch  anderer  Volks- 
schichten: sie  forderten  Herabsetzung  der  übermäßigen 
Grundsteuer,  der  Verzehrungs-  und  Stempelsteuer  und  er- 
klärten, daß  der  Lohnarbeiter  einer  der  » unentbehrlichsten  c 
Klassen  angehöre,  vielleicht  noch  »das  nützlichste  Werk- 
zeug« in  der  Hand  einer  weisen  Staatsverwaltung  sein 
könnte,  aber  schließlich  durch  Elend  und  Verzweiflung 
zum  ärgsten  Feind  der  Ordnung  und  Sicherheit  werden 
müßte. ^^)  Ferner  drangen  die  Stände  neuerdings  auf  die 
Lösung  der  Urbarialfrage,  welche  Mahnung  die  Regierung 
nicht  unvorbereitet  traf. 

Diese  hatte  bereits  die  Möglichkeit  ins  Auge  gefaßt, 
daß  das  Patent  vom  13.  April  1846^")  die  niederösterreichi- 
schen und  böhmischen  Stände  zur  Wiederholung  ihrer  An- 
träge veranlassen,  das  ungarische  Landtagsgesetz  vom 
Jahre  1840  aber  gar  bald  die  Aspirationen  des  deutschen 
Bauers  wecken  könnte  ^^);  weiters  glich  in  Tirol,  Salzburg, 
Ober-  und  selbst  Innerösterreich  der  Grundholde  seit  ge- 
raumer Zeit  eher  einem  Zinsbauer  als  einem  mit  den  Feu- 
dallasten der  Frone  beschwerten  Untertan. ^^j  Angesichts 
dieser  Verhältnisse  hielt  Graf  Kolowrat  die  Regierung  für 
verpflichtet,  endlich  einmal  eine  Frage  zu  erwägen,  der  sie 
seit  mehr  als  fünfzig  Jahren  »mit  Ängstlichkeit«  ausge- 
wichen war;  er  erinnerte  sie  an  die  noch  unerledigte  stän- 

16 


dische  Eingabe  von  1844^^)  und  den  gleichzeitigen  Plan 
der  Errichtung  einer  Hypothekenbank:  »solche  leider  nicht 
ganz  entsprechend  geleitete  Erörterungen  der  Stände  wer- 
den vermutlich  von  den  übrigen  Provinzen  nicht  unbemerkt 
bleiben«.  Kolowrat  wollte  demnach,  daß  die  Regierung 
nun  selber  die  Reform  einleite,  die  man  ihr  sonst  abtrotzen 
könnte;  er  beantragte  daher  für  sämtliche  Provinzen,  wo 
die  Patrimonialherrlichkeit  (nexus  subditelae)  noch  be- 
stand^'*), die  Beseitigung  aller  gesetzlichen  und  admini- 
strativen Schwierigkeiten  einer  freiwilligen  Ablösung  der 
Fron-  und  Zehentrechte  und  die  legislative  Erleichterung 
derartiger  Einverständnisse.^^) 

Die  Ansichten  der  Staatskonferenz  waren  geteilt.  Kü- 
beck empfahl  bloß  die  Umwandlung  der  Frone  in  einen 
Geld-  oder  Getreidezins;  dies  sollte  nötigenfalls  auch 
zwangsweise  durchgesetzt,  die  freiwillige  Ablösung  aller 
übrigen  untertänigen  Leistungen  ^^)  aber  weder  erschwert 
noch  gefördert  werden.^')  Hartig  hingegen  erklärte  sich 
im  Prinzip  für  eine  gänzliche  Grundentlastung  als  das 
sicherste  Mittel,  die  Pläne  der  Umsturzpartei  zii  vereiteln, 
und  er  befürwortete  daher  auch  die  Beseitigung  der  Zehent- 
rechte und  die  Abtretung  von  Rustikalgrund  an  die  Obrig- 
keit.^^) Schon  Maria  Theresia  hatte  den  Gedanken  ver- 
wirklicht, die  Frondienste  vertragsmäßig  gegen  Zinsen  ab- 
zulösen^^) —  nur  lehrte  eine  schier  70jährige  Erfahrung, 
daß  diese  Robotabolition  keineswegs  die  Streitigkeiten 
zwischen  Bauer  und  Herrschaft  aus  der  Welt  schaffen 
konnte;  und  da  sollte  nach  Kübecks  Antrag  das  Raabsche 
System  gleichsam  die  Grundlage  der  neuen  Reform  bilden! 
Hartig  widerriet  es  und  meinte,  daß  man  wenigstens  vor 
der  Hand  gar  keine  Norm  der  Fronumwandlung  festsetzen, 
sondern  die  Wahl  den  Beteiligten  anheimstellen  und  zu- 
nächst Mittel  und  Wege  ausfindig  machen  sollte,  um  eine 
freiwillige  Ablösung  der  Frondienste  und  Zehentrechte  zu 
erleichtern.  Da  es  sich  also  lediglich  um  einleitende  Schritte 
handelte,    so    pflichtete  Kolowrat  dem  Grafen  Hartig   bei ; 


Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  IV. 
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der  Oberste  Kanzler  erhielt  den  Auftrag,  entsprechende 
Vorschläge  zu  erstatten.*®^) 

Am  6.  Juni  1846  trat  ein  Komitee  der  Hofkanzlei  zu- 
sammen, dem  Pillersdorf  präsidierte.  Einstimmig  wurde  er- 
klärt, daß  von  einer  unentgeltlichen  Aufhebung  der  unter- 
tänigen Lasten  keine  Rede  sein  könne,  und  zugleich  die 
Notwendigkeit  betont,  nebst  Robot  und  Zehent  auch  die 
übrigen  Schuldigkeiten  ablösen  zu  lassen.  ^<>^)  Man  bezeich- 
nete als  Hindernisse  freiwilliger  Abmachungen  teils  die 
Bestimmungen,  die  das  Verfügungsrecht  in  vielen  Fällen  an 
gewisse  gesetzliche  Erfordernisse  banden,  teils  die  politi- 
schen Anordnungen,  welche  den  Rustikalgrundbesitz  be- 
trafen; es  wurde  daher  vorgeschlagen,  das  Patent  vom 
I.  September  1798  in  formaler  Hinsicht  abzuändern J^^j 
Demgemäß  sollte  hauptsächlich  der  bisherige  Einfluß  Dritter 
auf  das  Ablösungsgeschäft  beschränkt  und  der  Übergang 
untertäniger  Grundstücke  in  das  Eigentum  der  Dominien 
gestattet  werden. 

Die  Hofkanzlei  setzte  sich  über  die  privatrechtlichen 
Bedenken  hinweg,  nicht  aber  der  Staatsrat  ^"^) ;  einige  Para- 
graphe  erheischten  eine  fachmännische  Prüfung  und  so 
wurde  der  Entwurf  dem  Präsidium  der  Obersten  Justizstelle 
zur  Äußerung  vorgelegt.  ^^*)  Eine  Berücksichtigung  sämt- 
licher Rechte  dritter  Personen  an  den  'zu  reluierenden 
Lasten  hätte  viel  Zeit  und  Kosten  erfordert,  während  es 
anderseits  verfehlt  gewesen  wäre,  eine  den  jeweiligen  Ver- 
hältnissen entsprechende  Feststellung  jener  Privatrechte 
schlechterdings  abzulehnen.  Die  kompetente  Behörde  emp- 
fahl d^her  ein  abgekürztes  Verfahren  bei  den  zuständigen 
Gerichten   und  außerordentliche  Vollmachten  für  diese. i<^^) 

Buol,  Pilgram,  Kübeck  und  Hartig  meldeten  sich  nun 
zum  Wort  und  besprachen  hauptsächlich  den  Vorschlag 
der  Hofkanzlei,  die  Maßregel  auf  alle  Urbarialschuldigkeiten 
auszudehnen.  Die  Justizstelle  hatte  auf  die  Schwierigkeiten 
eines  derartigen  Schrittes  hingewiesen  und  sich  eigentlich 
mehr  für  die  Abschaffung  der  Naturalfrone  erklärt.  Buol  ^^^) 

18 


und  Pilgram  ^^')  meinten,  daß  man  in  dieser  Hinsicht  an  dem 
Kabinettschreiben  vom  26.  Mai  1846  festhalten  solhe,  wo- 
gegen Kübeck  nur  die  Ausscheidung  der  Roboten  befür- 
wortete, damit  der  Fortbestand  der  bäuerlichen  Verhält- 
nisse in  den  deutsch-slawischen  Provinzen  der  Monarchie 
noch  längere  Zeit  gesichert  bleibe.  ^^^  Hartig,  der  den- 
selben Wunsch  hegte,  sah  in  der  Zehentablösung  keinen 
schädlichen  Vorgang  und  stimmte  sonach  mit  den  beiden 
Staatsräten.  Es  erschien  ihm  aber  unerläßlich,  daß  sich  schon 
im  Eingang  des  Patents  der  Wille  des  Kaisers  ausgespro- 
chen finde,  »alle  wohlbegründeten  grundobrigkeitlichen 
Rechte  ungeschmälert  aufrecht  zu  erhalten  und  Änderungen 
nur  im  Wege  gegenseitigen  freiwilligen  Übereinkommens 
eintreten  zu  lassen «.^^^)  Graf  Hartig  änderte  noch  einige 
Paragraphe  des  Buolschen  Entwurfes  ^^°)  ab  und  stellte 
schließlich  den  Antrag,  die  neuen  Vorschriften  in  Galizien 
nicht  zu  publizieren,  ehe  man  über  den  Zeitpunkt  ihrer  Ver- 
öffentlichung   die  dortigen  Landesstellen  vernommen  habe. 

Kolowrat  billigte  sämtliche  Vorschläge  Hartigs  ^^^)  und 
so  erhielt  das  von  dem  staatsrätlichen  Referenten  Buol 
umgearbeitete  Gesetz,  mit  dem  sich  auch  Metternich  und  die 
beiden  Erzherzoge  einverstanden  erklärten  ^^2^,  am  14.  De- 
zember  1846  die  kaiserliche  Sanktion. ^^^) 

Man  hatte  das  größte  Hindernis  der  Ablösung,  den 
Mangel  an  Geld,  keineswegs  beseitigt;  denn  als  irrig  er- 
wies sich  der  Wahn,  es  könnte  die  Entlastung  des  unter- 
tänigen Besitzes  von  Robot  und  Zehent  den  Bauer  zahlungs- 
fähig machen  ^'^),  und  verderblich  war  das  Auskunftsmittel, 
den  Rustikalgrund  den  Dominien  preiszugeben.  Das  neue 
Gesetz  erinnerte  übrigens  bloß  an  die  Möglichkeit,  jene 
Schuldigkeiten  vertragsmäßig  abzulösen,  und  änderte  daher 
im  Wesen  nichts  an  dem  früheren  Zustand;  es  enthielt  in 
formaler  Hinsicht  einige  Vorschriften,  die  aber  niemals  zu 
praktischer  Geltung  gelangten  ^^'');  das  Untertänigkeits- 
verhältnis  hatte  ja  nicht  ausschließlich  einen  privatrecht- 
lichen,   sondern  vor  allem  einen  öffentlich-rechtlichen  Cha- 
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rakter  und  erheischte  das  Eingreifen  der  Staatsgewalt. ^'ß) 
Nur  war  es  nicht  diese  Erwägung,  sondern  engherzige 
Klassenpolitik,  welche  die  Stände  wider  Vermuten  der 
Hofkanzlei '^^  zu  der  Äußerung  veranlaßte,  daß  dem  Lande 
mit  einer  »halben  oder  scheinbaren  Abhilfe«  keineswegs 
gedient  sei;  sie  beantragten  Ergänzungen  und  Ausfiihrungs- 
modalitäten,  durch  die  ihnen  die  Vorzüge  des  Patents  ge- 
sichert werden  sollten,  und  ihre  krasse  Selbstsucht  verriet 
sich  insbesondere  in  dem  Wunsch,  die  Vermehrung  des 
Dominikalbesitzes  auf  Kosten  der  Rustikalgründe  gesetz- 
lich bestimmt  zu  sehen i^^)  —  mit  anderen  Worten:  den 
Bauerngrund  aufzusaugen.  Das  einzige,  was  sie  wirklich 
befriedigte  und  gleich  den  böhmischen  Ständen  zu  Dank 
verpflichtete  11^),  war  die  Erklärung,  wonach  die  Rechte 
der  Dominien  »ungeschmälert«  bleiben  sollten. 

Die  Vorschläge  der  Stände  zeugten  auch  von  einem 
völligen  Verkennen  der  Absicht,  die  dem  Patente  zu- 
grunde lag:  man  glaubte,  daß  der  Staat  die  Roboten  und 
Zehenten  je  eher,  je  lieber  aufzuheben  gesonnen  sei,  wäh- 
rend er  die  Ablösungen  lediglich  erleichtern,  nicht  aber 
erzwingen  oder  durch  positive  Einwirkungen  in  einen 
rascheren  Gang  bringen  wollte,  als  die  Verhältnisse  es 
gestatteten.  120^  j)ig  Regierung  mußte  also,  um  nicht  in 
Widerspruch  mit  sich  selber  zu  geraten,  und  so  lange 
der  Staat  wegen  Geldmangels  nicht  vermittelnd  eingreifen 
konnte  ^21)^  womöglich  ein  passives  Verhalten  beobachten. 
In  diesem  Sinne  lautete  das  Votum  des  Grafen  Hartig, 
dem  sämtliche  Staatsräte  beipflichteten;  die  einzelnen 
Vorschläge  erregten  allerdings  Bedenken  ^^2^^  doch  einigte 
man  sich  schließlich  folgendermaßen:  die  zu  allgemeiner 
Verhandlung  geeigneten  Fragen  werden  einer  solchen  vor- 
behalten, die  anderen  aber,  welche  provinzielle  Verhältnisse 
betreffen,  schon  jetzt  durch  die  Hofkanzlei  beantwortet. 

Der  Kaiser  unterzeichnete  am  3.  März  1848  den  ihm 
von  Hartig  vorgelegten  Resolutionsentwurf;  die  Bitte  der 
Stände,     eine     eigene     Ablösungskommission     einzusetzen 
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und  eine  Kreditanstalt   zu  errichten,  wurde  abweislich  be- 
schieden, i-^) 


Inzwischen  war  die  Erledigung  auf  die  Landtagsschrift 
von  1846  herabgelangt.  Sie  enthielt  nebst  dem  Dank  des 
Monarchen  für  die  bereitwillige  Übernahme  des  Steuer- 
postulats bloß  das  Versprechen,  die  schon  angeordnete  Ver- 
handlung »möglichst«  beschleunigen  zu  wollen,  welche  die 
Besteuerung  des  Weinlandes  und  den  Einfluß  der  Verzeh- 
rungssteuer auf  die  Weinproduktion  betraf:  ^^4)  d[q  nieder- 
österreichischen Stände  klagten  ganz  ungerechtfertigter- 
weise über  Steuerdruck  und  erkühnten  sich,  Vorschläge  zu 
machen,  die  das  gesamte  Steuersystem  umfaßten.  Von  dieser 
Erwägung  geleitet,  hatte  man  die  übrigen  Desiderien  un- 
berücksichtigt gelassen  und  sich,  da  wegen  Revision  der 
einschlägigen  Gesetze  ohnehin  Erörterungen  gepflogen 
wurden,  einer  allgemein  gehaltenen  Phrase  bedient.  ^^^) 

Diese  Erledigung  ihrer  Eingabe  entmutigte  die  Stände 
keineswegs,  sondern  veranlaßte  sie  zur  Wiederholung  ihrer 
gemeinnützigen  Vorschläge.  126)  3ig  wollten  nun  einmal  der 

Öffentlichkeit  zeigen,  daß  sie  die  Wohlfahrt  des  Landes 
anstrebten  und  nicht  mehr  .vom  »bornierten  Geiste  des 
Tory- Aristokratismus«  befangen  seien.  Deshalb  beeilten  sie 
sich,  den  Vertretern  der  Städte  und  Märkte  die  frühere 
Stellung  im  Landtag  wieder  einzuräumen;  so  gelangten  sie 
auch  zu  einer  gründlichen  Erörterung  der  Gemeindefrage  ^27^ 
und  des  Volksschulwesens,  wobei  Fürst  Lamberg  noch  einen 
Schritt  weiter  ging,  indem  er  für  das  gesamte  Unterrichts- 
system Reformen  beantragte,  die  den  Schäden  der  Zensur 
das  Gegengewicht  bieten  sollten.  ^-^)  Auch  das  Recht  des 
Beirates  kam  zur  Sprache.  Was  fruchtete  es  aber,  wenn 
die  ständischen  Verhandlungen  geheim  bleiben  mußten? 
Erheischte  es  doch,  um  gedeihlich  ausgeübt  zu  werden, 
die  Vernehmung  der  öffentlichen  Meinung,  ohne  die  man 
sonst  alle  historischen  Rechte  in  Frage  stellen  konnte.  Die 
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Stände  befaßten  sich  daher  mit  den  Vorarbeiten  zur  Er- 
lassung eines  Preßgesetzes,  bis  zu  dessen  Erscheinen  die 
Veröffentlichung  der  Landtagsverhandlungen  gestattet  wer- 
den sollte.  12») 

Allem  Anschein  nach  war  Andrians  Schrift  »Österreich 
und  seine  Zukunft«  das  Programm  des  liberalen  landstän- 
dischen Adels.  Dieser  schloß  sich  der  geistigen  Bewegung 
an,  die  im  Jahre  1 845  mit  der  Petition  der  österreichischen 
Schriftsteller  begonnen  hatte;  er  reichte  dem  Bürgertum 
die  Hand,  um  vereint  mit  ihm  den  gemeinschaftlichen 
Feind,  die  Bureaukratie,  zu  bekämpfen  und  das  soziale 
Elend  zu  mildern.  Dieser  rasche  Umschwung  der  Gesinnung 
erregte  Zweifel  und  Argwohn  —  »der  antediluvianische 
Stolz  und  Hochmut«,  mit  dem  der  österreichische  Hochadel 
bisher  auf  die  Bürgerklasse  herabgeschaut  hatte,  sollte  ur- 
plötzlich verschwunden  sein?  Wer  bürgte  dafür,  daß  die 
aristokratische  Partei  nicht  die  »bürgerlichen  Schemel«  weg- 
schleudern würde,  sobald  sie  nur  einmal  den  alten  land- 
ständischen Einfluß  wiedererlangt  habe?  Und  da  sollte 
das  Bürgertum  dem  Adel  zur  Wiederherstellung  seiner 
Privilegien  verhelfen,  während  das  Beispiel  des  Auslandes 
zeigte,  daß  es  sich  keineswegs  um  eine  Restauration  alter, 
sondern  um  die  Schaffung  neuer  Verfassungsformen  han- 
deln dürfe,  die  besser  »als  die  alten  wladislawschen  und 
ferdinandeischen  Eandesordnungen«  den  Bedürfnissen  der 
Zeit  entsprächen!  Also  äußerten  sich  die  Grenzboten ^=^^), 
die  immerhin  davon  abrieten,  die  dargebotene  Hand  zurück- 
zuweisen: »Zunächst  gilt  es  Einigkeit  und  Zusammen- 
wirken aller,  die  in  Österreich  eine  bessere  Zeit  heranzu- 
bilden bemüht  sind.  Jeder  Zuwachs  an  Streitkräften,  voraus- 
gesetzt, daß  sie  nicht  die  Revolution  erzielen,  sei  uns  will- 
kommen!«. Die  treibende  Kraft  lag  sonach  im  gebildeten 
Bürgertum,  nicht  in  den  privilegierten  Ständen,  und  doch 
gaben  sich  diese  dem  Wahne  hin,  die  eigentlichen  Ver- 
treter des  Fortschrittes  zu  sein.  Selbstbewußtsein  erfüllte 
sie  und  so  weigerten  sie  sich,    bei  der  Totenfeier  des  Erz- 
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herzogs  Karl  erst  an  dritter  Stelle  zu  stehen:  »die  Land- 
stände sind  die  nächsten  Beiräte  der  Krone  und  sie  neh- 
men daher  auch  den  ihnen  gebührenden  Platz  ein*.^'^^)  Der 
Landmarschall  Graf  Montecuccoli  hatte  diese  stolzen  Worte 
gesprochen,  worauf  er,  gefolgt  von  den  Landständen,  nach 
vorne  schritt  und  sich  in  die  Reihe  der  geheimen  Räte  stellte. 

Die  Landtagsverhandlungen  vom  Juni  1847,  denen  zum 
erstenmal  nach  Jahrhunderten  auch  die  bürgerlichen  Ver- 
treter beiwohnten,  kennzeichnen  so  recht  den  Geist,  der 
die  Stände  beseelte:  man  wollte  zwar  das  Steuerpostulat 
votieren,  aber  zugleich  auf  die  im  Lande  herrschende  Not 
und  auf  die  Schwierigkeit  hinweisen,  die  erhöhten  Steuern 
einzutreiben;  man  wollte  ferner  das  Ansuchen  um  Herab- 
setzung der  Verzehrungssteuer  und  der  Stempeltaxe  wieder- 
holen und  nochmals  die  Einführung  einer  gleichen  Be- 
lastung alles  Einkommens  beantragen;  im  Entwurf  der 
Landtagserklärung  fand  sich  schließlich  der  Wunsch  aus- 
gesprochen, der  bisherigen  Geheimniskrämerei  in  Finanz- 
sachen zu  entsagen  und  künftighin  den  Staatshaushalt  zu 
publizieren:  denn  »die  Öffentlichkeit  ist  eine  Stütze  des 
Vertrauens,  sie  gibt  dem  Landesfürsten  die  Beruhigung, 
seinen  Untertanen  die  Unerläßlichkeit  der  Anforderungen 
gezeigt  zu  haben;  sie  gibt  dem  Untertan  die  Kraft  und 
stärkt  seinen  Willen,  diesen  Anforderungen  zu  genügen. 
Selbst  die  Schrecken  eines  offen  dargelegten  Ausfalles 
finden  ihre  Grenzen  in  der  Veröffentlichung  und  nur  in  ihr 
liegt  die  Möglichkeit  des  gemeinsamen  Zusammenwirkens 
von  Fürst  und  Untertan,  welches  allein  die  Mittel  und 
Wege  aufzufinden  vermag,  selbst  vermeintlich  unheilbare 
Übel  unschädlich  zu  machen«. ^ ^2) 

Wohl  regten  sich  Skrupel  und  Zweifel,  da  mancher 
konservative  Landstand  vor  dem  Wagnis  zurückschreckte, 
Bahnbrecher  des  Konstitutionalismus  zu  sein;  aber  die 
Wortführer  der  liberalen  Partei  rechtfertigten  ihren  An- 
trag und  setzten  es  durch,  daß  die  gesamte  Landtags- 
erklärung fast  einstimmig  zum  Beschluß  erhoben  wurde.  '^') 
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Ungerechtfertigte  Klagen  über  den  Notstand  der 
steuerpflichtigen  Grundbesitzer  und  über  das  Mißverhältnis 
der  postulierten  Steuer ;  ein  Vorwand  bloß,  um  von  Hinder- 
nissen zu  sprechen,  die  es  dereinst  den  Ständen  erschweren 
oder  gar  unmöglich  machen  könnten,  den  Forderungen 
des  Kaisers  zu  genügen.  Also  deutete  der  Staatsrat  die 
Diätalschrift,  deren  Schlußsatz  aber  —  die  Veröffentlichung 
des  Staatshaushaltes  betreffend  —  in  der  Erledigung  mit 
Stillschweigen  übergangen  wurde,  weil  die  Stände  keinen 
bestimmten  Antrag  gestellt  hatten.  ^^^)  Buol  bemerkte  bloß, 
daß  im  Landtag  eine  Frage  erörtert  worden  sei,  die  »offen- 
bar ganz  außer  der  Sphäre  der  niederösterreichischen  Pro- 
vinzialstände«  liege.  Man  hielt  die  größte  Wachsamkeit 
für  geboten,  und  zwar  um  so  mehr,  als  die  »Leipziger 
Grenzboten«  seit  1846  nicht  bloß  regelmäßige  Berichte  über 
die  ständischen  Verhandlungen,  sondern  auch  ganze  Akten- 
stücke brachten.  ^•^^)  Dies  galt  als  eine  Verletzung  des  Amts- 
geheimnisses, weshalb  der  Präsident  der  Polizeihofstelle  den 
Auftrag  erhielt,  die  Schuldigen  ausfindig  zu  machen;  er- 
bost äußerte  sich  eine  Stimme  im  Staatsrat  über  die  »mau- 
vais  Sujets«,  die  bei  Veröffentlichung  der  ständischen  Gra- 
vamina  gewiß  die  Absicht  geleitet  habe,  das  Ansehen  der 
Regierung  zu  untergraben.  1^^)  Anderseits  mußte  mit  der 
Möglichkeit  einer  planmäßigen  Verbindung  der  österreichi- 
schen Provinzialstände  gerechnet  werden;  denn  man  hielt 
es  keineswegs  für  einen  bloßen  Zufall,  daß  der  Wunsch 
nach  Veröffentlichung  des  Staatshaushaltes  auch  in  der 
böhmischen  Landstube  laut  wurde  —  propagierten  doch 
Andrian  und  die  Grenzboten  den  Gedanken  eines  gemein- 
schaftlichen Vorgehens.  ^3')  Die  Regierung  wollte  daher  noch 
rechtzeitig  ihre  Gegenmaßregeln  ergreifen,  wobei  ihr  die 
Beschwichtigung  der  Gemüter  zunächst  als  die  wichtigste 
Aufgabe  galt.  Denn  weitere  Mißhelligkeiten  mußten,  wenn 
sie  überdies  in  mehreren  Teilen  der  Monarchie  zugleich  aus- 
brachen, die  Regierung  schließlich  in  die  peinliche  Lage  ver- 
setzen, eine  mit  Aufsehen  verbundene  Strenge  anzuwenden; 
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Sonach  erheischte  der  Resolutionsentwurf,  den  in- 
zwischen der  Staatsrat  über  die  Gravamina  vom  Juni  1846  ^^^) 
vorgelegt  hatte,  eine  genaue  Prüfung,  und  diese  ergab, 
daß  sein  Inhalt  zu  neuem  Widerspruch  reizen  müßte.  ^^^) 
Kolowrat  wollte  daher  eine  klare  Äußerung  über  die  nie- 
mals widerrufene,  aber  nur  selten  eingehaltene  Konzession 
von  179 1  erwirken  1^^),  wodurch  sich  ohne  Gefährdung  stän- 
discher Sonderinteressen  eine  folgerichtige  und  die  Gesamt- 
monarchie umfassende  Gesetzgebung  handhaben  ließe;  er 
wollte  ferner  die  Stände  zu  Vorarbeiten  einer  Kompilation 
der  dem  flachen  Lande  Niederösterreichs  eigentümlichen 
politischen  Verwaltungsgesetze  und  Normen  heranziehen, 
wovon  er  sich  auch  den  Nutzen  versprach,  daß  sie  im.  regen 
Verkehr  mit  den  vielgeschmähten  Verwaltungsbeamten 
deren  Tüchtigkeit  anerkennen  und  ihnen  kein  Mißtrauen 
mehr  entgegenbringen  würden.  Kolowrat  hütete  sich  wohl, 
den  Ausdruck  »Beirat«  zu  gebrauchen,  >weil  derselbe  nur 
zu  leicht  mit  Vergleichungen  der  ständischen  Ansprüche 
in  auswärtigen  deutschen  Bundesstaaten  verbunden  werden 
könnte«.  Ebenso  blieb  die  Revision  der  politischen  Gesetze 
unerwähnt.  Denn  die  ständische  Tätigkeit  sollte  von  all- 
gemeinen legislativen  Fragen  abgeleitet  und  lediglich  auf 
das  Gebiet  der  Provinzialgerechtsame  beschränkt  werden,  ^^i) 

Auf  Kolowrats  Vorschlag  wurde  das  Gutachten  der 
Staatskonferenz  eingeholt^^^^  und  da  ergriff  Baron  Kübeck 
den  Anlaß,  sich  zunächst  über  die  ständische  Bewegung 
in  Böhmen  und  Niederösterreich  zu  äußern: 

Die  Stände  verdächtigen  die  Regierung,  die  sie  gern 
beseitigen  möchten,  um  sich  an  ihre  Stelle  zu  setzen;  sie 
haben  zu  diesem  Zweck  einen  französisch-griechischen 
Namen  erfunden,  der  als  Signal  des  Angriffes  dient,  näm- 
lich den  Namen  Bureaukratie;  sie  drängen  sich  unmittelbar 
an  den  Thron,  erklären  dies  als  ihr  gutes  Recht  und  suchen 
die  Behörden,  die  ja  die  Wohlfahrt  des  Reiches  doch  nur 
hemmten,  in  Mißkredit  zu  bringen;  deshalb  die  Klagen 
über    Kreisämter,    Länderstellen     und    Hofkanzlei,     deren 
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Autorität  sie  nicht  weiter  anerkennen  wollen.  Sie  verlangen 
ferner,  daß  ihr  Beirat  gehört  und  auch  beachtet  werde, 
und  so  kommen  sie  immer  wieder  auf  abgelehnte  Rat- 
schläge und  Desideria  zurück.  Sie  trachten  Einfluß  auf  dem 
Gebiet  der  Finanzen  zu  erlangen,  wobei  sie  jedoch  das 
Recht  der  Steuerrepartition  und  der  Steuerbewilligung  zu- 
nächst nur  schüchtern  und  allmählich  beanspruchen  und 
ausüben,  offenbar  in  der  Absicht,  später  eine  um  so  kräftigere 
Sprache  zu  führen;  sie  bekritteln  die  indirekten  Abgaben, 
fordern  deren  Einschränkung  oder  gänzliche  Beseitigung 
und  wollen  hiefür  »großmütig«  gewisse  direkte  Steuern 
erhöhen  —  denn  ein  derartiges  Verhalten  trägt  zu  ihrer 
Popularität  bei  und  verhilft  ihnen  zur  Macht;  sie  dringen 
sogar  auf  Veröffentlichung  des  Staatshaushalts  und  wollen 
zugleich,  daß  der  österreichische  Staatskredit  ihren  in  Aus- 
sicht   genommenen  Kreditanstalten   zugute  kommen  möge. 

Dies  alles  sowohl  wie  die  nicht  immer  einwandfreien 
Artikel  in  ausländischen  Zeitschriften  waren  nach  Kübecks 
Ansicht  die  Mittel  und  Wege,  den  Ständen  eine  konstitu- 
tionelle Stellung  nicht  nur  innerhalb  der  betreffenden 
Provinzen,  sondern  im  Staate  überhaupt  und  ebenso  einen 
bestimmten  Anteil  an  der  gesetzgebenden  Gewalt  zu  er- 
wirken. »Ohne  Zweifel  sind  die  Stände  —  bemerkte  der 
Hofkammerpräsident  —  von  einer  gewissen  bekannten 
Partei,  die  ganz  Europa  durchwühlt,  in  ihr  Netz  gezogen. 
Es  ist  ein  Bund  zwischen  hochfahrender  Anmaßung  der 
Verblendung  und  dem  kommunistischen  Radikalismus, 
welcher  letzterer  die  Leidenschaften  aufstachelt  und 
schmeichelt,  um  sie  für  seine  Zwecke  zu  benützen  und  dann 
dem  Untergang  zu  weihen.« 

Die  Stände  handelten  im  Einvernehmen  miteinander. 
Kübeck  erachtete  es  daher  als  Gebot  politischer  Taktik, 
daß  die  Regierung  ebenfalls  ihre  Kräfte  zusammenfasse 
und  ihr  Verhalten  nicht  mehr  wie  bisher  nach  den  jeweiligen 
Desiderien  und  Landtagserklärungen  richte,  sondern  jeden 
einzelnen    Fall    einem    allgemeinen   Plan   gemäß   erledige. 
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Hartig  hatte  sich  bereits  anläßlich  der  böhmischen  Forde- 
rungen in  demselben  Sinn  geäußert  und  eine  Art  Manifest 
für  sämtliche  ständische  Körperschaften  beantragt ^^^);  denn 
ihm  galten  Besteuerung  und  Gesetzgebung  als  unantastbare 
Kronrechte,  hinsichtlich  deren  alle  Provinzen  in  gleicher 
Weise  behandelt  werden  müßten.  Er  hielt  es  für  sehr  richtig, 
daß  die  Regierung  —  wie  Kübeck  es  verlangte  —  die 
Umtriebe  und  deren  geheime  Zwecke  aufdecke,  ferner 
genau  wisse,  was  sie  selber  zu  tun  gedenke  und  durch 
welche  Personen  und  Mittel  sie  ihren  Willen  durchzusetzen 
habe, 

Hartig  billigte  deshalb  auch  die  Kabinettschreiben, 
die  Kübeck  an  den  Präsidenten  der  Polizeihofstelle  und 
den  Obersten  Kanzler  zu  richten  empfahl.  Nur  bemerkte 
er  mit  gewohnter  Freimütigkeit,  daß  neue  Enthüllungen 
dem  Grafen  Sedlnitzky  wohl  schwerlich  gelingen  dürften 
und  alles  Wissen  ohne  energisches  Handeln  gar  keinen 
Nutzen  brächte.  Er  verwies  auf  das  schwächliche  Verhalten 
der  Regierung  gegenüber  den  böhmischen  Ständen:  wie 
schroff,  wie  drohend  stellten  sich  diese  und  doch  hatte  man 
drei  der  lärmendsten  Opponenten  in  ganz  besonderer  Weise 
ausgezeichnet. ^^^)  Kolowrat  sekundierte  dem  Grafen  Hartig, 
indem  er  sagte,  daß  der  Regierung  ein  derartiger  Vorgang 
nicht  als  Großmut,  sondern  als  Schwäche  ausgelegt  werde 
und  vielen  hiedurch  die  Rolle  von  Opponenten  nur  noch 
anziehender  erscheinen  müßte,  »zu  welcher  sie  ohnehin  als 
zu  einer  mit  keiner  Verantwortung  verbundenen,  durch  das 
Beifallklatschen  der  Neuerungssüchtigen  und  der  Libell- 
schreiber hingerissen  werden«. 

Dem  Vorschlag  Kübecks  gemäß  sollte  der  Oberste 
Kanzler  im  Einvernehmen  mit  den  einschlägigen  Behörden 
die  ständischen  Rechte  feststellen,  woraus  sich  die  Richt- 
schnur der  Zentralgewalt  sowohl  wie  die  Instruktionen  für 
die  Regierungsorgane  und  für  die  Vorsitzenden  der 
Provinziallandtage  ableiten  ließen;  weitere  Anträge  betrafen 
die  Einsetzung  eines  ständischen  Referenten  bei  der  Hof- 
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kanzlei  und  die  Verhandlung  ständischer  Angelegenheiten 
im  Zentrum  der  Regierung.  Hartig  meinte  —  und  Kolo- 
wrat  pflichtete  ihm  auch  darin  bei  — ,  daß  diese  Agenden 
wohl  am  besten  dem  Staatsrat  zuzuweisen  wären ;  denn  das 
Gewissen  des  Monarchen  fände  ja  volle  Beruhigung  in  dem 
Gedanken,  daß  die  vorgelegte  Resolution  das  Ergebnis 
einer  Kollegialberatung  sei^^^),  und  selbst  der  absoluteste 
aller  Herrscher,  Napoleon,  habe  seinen  Dekreten  stets  die 
Klausel  vorangestellt:  Notre  Conseil  d'Etat  entendu. 

Nur  in  einem  Punkte  stimmten  die  Ansichten  des 
staatsrätlichen  Sektionschefs  mit  denen  des  Hofkammer- 
präsidenten nicht  überein:  während  Kübeck,  allem  Anschein 
nach,  die  ständische  Tätigkeit  eng  begrenzen  wollte, 
wünschte  Hartig  ihr  eine  Richtung  zu  geben,  die  dem 
Staate  nicht  bloß  keinen  Schaden,  sondern  Nutzen  brächte; 
er  schilderte  die  Ursachen  und  den  Verlauf  der  ständischen 
Bewegung,  die  sich  wohl  schwerlich  bis  zur  Apathie 
früherer  Jahrzehnte  zurückdämmen,  wohl  aber  zur  Förderung 
staatlicher  Zwecke  gebrauchen  ließe.  Hartig  regte  daher 
den  Gedanken  an,  einerseits  die  Kreisämter  zu  entlasten 
und  einen  Teil  ihrer  Agenden,  die  mit  der  Exekutive  gar 
nichts  zu  tun  hätten,  den  Ständen  zu  übertragen,  anderseits 
gewisse  Provinzialanstalten  in  ständische  Verwaltung  zu 
geben,  die  allerdings  gehörig  geregelt  und  kontrolliert 
werden  müßte. 

Auch  dem  staatsrätlichen  Votum  vom  26.  November  1846 
lag  die  Absicht  zugrunde,  den  niederösterreichischen  Ständen 
ein  ergiebiges  Arbeitsgebiet  zu  erschließen,  i^^)  Kübeck 
stimmte  jedoch  gegen  diesen  Antrag,  weil  danach  die 
Stände  auch  Fragen  erörtern  sollten,  die  keineswegs  in 
ihr  Ressort  gehörten;  er  meinte  ferner,  daß  eine  nicht  ent- 
sprechende Erledigung  neuerliche  Gravamina  heraufbe- 
schwören und  den  Ständen  einen  willkommenen  Anlaß 
bieten  würde,  »ihre  Lucubrationen  als  einzig  gedeihliche 
Reformen  in  den  Zeitungsblättern  zu  verkünden  und  die 
Regierung    in    das   Licht    der    Obscuranz   und    unthätiger 
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Conservation  fauler  Zustände  zu  stellen«.  Kübeck  bean- 
tragte daher,  daß  man  die  Landtagschrift  vom  24.  Juni  1846 
entweder  erst  später  erledige ^'*^)  oder  den  Ständen  folgendes 
ankündige:  den  Behörden  sei  bereits  ^er  Auftrag  erteilt 
worden,  eine  genaue  Untersuchung  einzuleiten  und  Mittel 
und  Wege  ausfindig  zu  machen,  wie  man  etwaigen  Ge- 
brechen abhelfen  könnte,  worauf  der  Kaiser  »das  weitere« 
veranlassen,  auch  den  Rat  der  Stände  innerhalb  ihres 
verfassungsgemäßen  Wirkungskreises  einholen  und  in  ge- 
eigneter Weise  berücksichtigen  werde. 

Ahnliche  allgemeine  Zusagen  waren  bisher  ohne  die 
gewünschte  Wirkung  geblieben;  der  ständischen  Körper- 
schaft, als  der  klageführenden  Partei,  oblag  es,  hinsichtlich 
ihrer  Anschuldigungen  den  Wahrheitsbeweis  zu  erbringen; 
ihr  sollte  ein  größeres  Arbeitsgebiet  erschlossen,  nicht  aber 
den  Behörden  eine  Last  neuer  Geschäfte  aufgebürdet  werden, 
zu  deren  Durchführung  ihnen  überdies  jede  Richtschnur 
mangelte.  Von  diesen  Erwägungen  geleitet,  mißbilligte 
Graf  Hartig  entschieden  die  von  Kübeck  empfohlene  zweite 
Alternative;  eher  wollte  er  sich,  im  Fall  der  Ablehnung 
des  staatsrätlichen  Antrags,  für  den  ersten  Ausweg  erklären, 
obwohl  es  ihm  keineswegs  angezeigt  erschien,  den  Be- 
scheid endlos  zu  verzögern  und  so  die  Mißstimmung  der 
Stände  noch  mehr  zu  steigern.  Kolowrat  hingegen  zeigte 
sich  weniger  gewissenszart :  die  Landtagssession  war  vorüber 
und  da  hielt  er  die  Erledigung  der  Eingabe  vom  24.  Juni  1846 
für  nicht  so  dringend,  daß  nicht  vorher  —  wie  Kübeck 
es  empfohlen  hatte  —  noch  der  Oberste  Kanzler  ver- 
nommen werde.  1^^) 

Da  meldete  sich  Fürst  Metternich  zum  Wort;  freudig 
ergriff  er  den  Anlaß,  die  oft  genug  beleuchtete  Frage,  wie 
im  Zentrum  der  Regierung  eine  regelrechte  Beratung 
ständischer  Angelegenheiten  möglich  gemacht  werden 
könnte,  nochmals  in  ausführlicher  Weise  zu  erörtern.  Der 
Staatskanzler  sah  in  der  Erhaltung  der  Einheit  sämtlicher 
das  Kaiserreich  bildenden  Teile  »eine  künstliche  Aufgabe«, 

29 


die  unlösbar  wäre,  wenn  sie  nicht  auf  natürlicher  und 
historischer  Grundlage  beruhte.  Diese  Erkenntnis  führte 
ihn  zu  dem  Schluß,  daß  das  Zentralisationssystem  englisch- 
französischen Musters  keineswegs  in  das  Gefüge  der  öster- 
reichischen Monarchie  passe  und  diese  so  der  Gefahr  »der 
inneren  Trennung,  einer  itio  in  partesc  ausgesetzt  sei;  der 
immer  stärkere  Drang  der  ständischen  Körperschaften  nach 
Eingriffen  in  die  oberste  und  zugleich  einigende  Gewalt 
erheischte  daher  um  so  größere  Aufmerksamkeit,  als  ein 
derartiges  Bestreben  gerade  in  Österreich  die  Auflösung 
des  Gesamtstaates  herbeiführen  müßte. 

Die  Überwachung  und  Leitung  des  Ständewesens  ob- 
lag drei  Zentralstellen:  der  Vereinigten,  der  ungarischen 
und  der  siebenbürgischen  Hofkanzlei;  dennoch  gebrach  es 
der  Regierung  an  der  Möglichkeit,  die  Landtagspräsidenten 
zu  instruieren  und  sich  Majoritäten  zu  sichern.  Konnte  man 
in  dieser  Hinsicht  durch  die  Errichtung  eines  Referats  bei 
der  Hotkanzlei  und  durch  die  Zuweisung  der  betreffenden 
Geschäfte  an  den  Staatsrat  gründliche  Abhilfe  schaffen? 
Metternich  verneinte  es,  was  ihn  aber  nicht  hinderte,  die 
Anträge  Kübecks  und  Hartigs  gut  zu  heißen.  Nach  seiner 
Meinung  bedurfte  man  vor  allem  »der  zentralen  Aufsicht, 
das  heißt  dessen,  was  die  unter  sich  getrennten  Departe- 
ments zu  erreichen  nicht  imstande  sind«.^^^) 

Metternich  drückte  sich  darüber  nicht  näher  aus;  doch 
scheint  er  an  eine  Art  Ministerkonseil  gedacht  zu  haben, 
der  in  konstitutionellen  Reichen  eine  zentrale  Einwirkung 
ermöglichte.  Die  Minister  des  Kaisers  hatten,  mit  Aus- 
nahme des  Staatskanzlers,  kein  Portefeuille  und  daher  gar 
keinen  Einfluß  auf  die  Durchführung  der  allerhöchsten 
Beschlüsse,  die  ja  lediglich  den  Präsidenten  der  Hof- 
stellen überlassen  blieb.  Diese  Ressortchefs  nahmen  in  der 
Regel  an  den  Beratungen  nicht  teil,  die  das  Gesamtwohl 
des  Staates  betrafen;  deshalb  konnte  keiner  von  ihnen  es 
richtig  erfassen  und  vertrat  jeder  bloß  die  einseitigen 
Interessen    seines    Amtes  —  so  drohte  den  einzelnen  Ver- 
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waltungszweigen  nun  selber  die  Gefahr  einer  itio  in  partes. 
Anderseits  waren  Kultur  und  Industrie  in  stetem  Auf- 
schwung begriffen,  es  ergaben  sich  immer  mehr  Berüh- 
rungspunkte zwischen  Individuen  sowohl  wie  zwischen 
Völkern,  und  der  mächtig  sich  regende  Zeitgeist  stellte 
ungestüm  seine  Forderungen;  all  dies  vermehrte,  ver- 
wickelte und  erschwerte  die  Aufgaben  der  Regierung;  ein 
einmütiges,  zielbewußtes  Zusammenwirken  sämtlicher  Re- 
gierungsorgane tat  not,  das  jedoch  deren  gegenseitige, 
ununterbrochene  Verständigung  und  unmittelbare  Unter- 
weisung und  Leitung  durch  die  oberste  Gewalt  —  kurz 
gesagt:  einen  Ministerkonseil  bedingte. 

Der  Gedanke,  eine  derartige  Institution  ins  Leben  zu 
rufen  und  so  die  Absicht  Metternichs  zu  verwirklichen, 
wurde  von  dem  Grafen  Hartig  auf  das  kräftigste  vertreten 
und  folgendermaßen  entwickelt:  vor  Eröffnung  der  Land- 
tage werden  deren  Vorsitzende  zum  Ministerkonseil  be- 
schieden, um  ihm  über  Gesinnung  und  Forderungen  der 
Stände  zu  referieren  und  unmittelbar  von  ihm,  unter  per- 
sönlicher Sanktion  des  Monarchen,  also  »ohne  Dazwischen- 
kunft  der  von  den  Ständen  zur  Zielscheibe  ihres  Hasses 
und  ihrer  Angriffe  erkohrenen  Bureaucratie«  Verhaltungs- 
maßregeln entgegenzunehmen.  Hartig  äußerte  den  Wunsch, 
daß  der  Präsident  der  Hofkammer  den  Organisationsplan 
ausarbeiten  solle;  denn  er  sah  in  Baron  Kübeck  als  dem 
vielerfahrenen  Leiter  des  schwierigsten  Ressorts,  das  ja 
in  die  ganze  Staatsmaschine  eingriff  und  der  Mitwirkung 
aller  ihrer  Teile  bedurfte,  den  geeignetsten  Mann,  eine  der- 
artige Aufgabe  zu  lösen.  ^^^) 

Hartig  mag  eine  schnelle  und  günstige  Resolution 
wohl  schon  deshalb  herbeigesehnt  haben,  weil  es  eigent- 
lich seine  Gedanken  waren,  denen  er  zum  Sieg  ver- 
helfen wollte;  sie  fanden  sich  bereits  in  einer  Denk- 
schrift entwickelt,  die  er  dem  Fürsten  Metternich  am 
25.  Mai  1847  unterbreitet  hatte ^^^);  der  Plan  eines  Minister- 
konseils erschien  ihm  als  ihre  notwendige  Folge.  Es  blieb 
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jedoch  bei  der  bloßen  Anregung;  denn  Kolowrat,  von  dem 
die  Entscheidung  abhing,  hatte  sich  sehr  zurückhaltend 
geäußert J^2j  Er  legte  dem  Monarchen  einige  Kabinett- 
schreiben vor,  die  dieser  am  13.  Juli  1847  unterzeichnete; 
ihrer  zwei  waren  an  den  Obersten  Kanzler  gerichtet,  der 
nun  Vorschläge  über  die  Berufung  eines  ständischen  Re- 
ferenten erstatten  sollte.  ^^^) 

Graf  Inzaghi  leitete  die  Sache  wenig  glücklich  ein; 
er  bat  kurzweg  um  die  Ernennung  eines  Hofrates,  der 
sich  sogleich  mit  den  ständischen  Angelegenheiten  ver- 
traut machen  müßte,  um  dann  als  Referent  Verwendung 
zu  finden. ^^*)  Dieses  einfache  und  nicht  näher  begründete 
Ersuchen  genügte  aber  der  Konferenz  um  so  weniger,  als  sie 
in  der  Führung  jenes  Referats  nicht  nur  keine  hinreichende 
Beschäftigung  für  ein  eigenes  Departement  sah,  sondern 
auch  andere  damit  verbinden-  wollte;  der  Oberste  Kanzler 
wurde  daher  auf  Hartigs  Rat  aufgefordert,  genau  formu- 
lierte Anträge  zu  stellen. ^^^)  Er  bewies  nun,  daß  der  ohne- 
hin schon  stark  überbürdeten  Hofkanzlei  keine  neue  Ar- 
beitsleistung zugemutet  werden  dürfe,  folglich  die  Ernen- 
nung eines  eigenen  Referenten  für  ständische  und  ähn- 
liche Geschäfte  notwendig  sei.^^^)  Inzaghi  nannte  zwei  Kan- 
didaten: primo  loco  den  Fürsten  Karl  Lobkowitz^^')  und 
secundo  loco  den  Grafen  Prokop  Lazanzky.^^^)  Da  jeder 
von  ihnen  den  Ständen  angehörte,  so  brauchte  diesen  vor 
einer  Verletzung  berechtigter  Ansprüche  nicht  zu  bangen. 
Das  bisherige  Verhalten  beider  Männer  bot  aber,  nach  der 
Meinung  des  Obersten  Kanzlers,  auch  der  Regierung  volle 
Gewähr,  daß  der  eine  sowohl  wie  der  andere  die  Rechte 
der  Krone  gegen  ständische  Übergriffe  jederzeit  zu  schützen 
bedacht  sein  werde.  Auch  Hartig  geizte,  was  den  Fürsten 
Lobkowitz  betraf,  mit  seinem  Lobe  nicht  ^^^);  immerhin  gab 
er  dem  Grafen  Lazanzky  den  Vorzug.  Denn  er  schätzte 
diesen  als  einen  tüchtigen,  charakterfesten  und  »der  Im- 
popularität  trotzenden  Geschäftsmann«,  der  die  konstitutio- 
nellen Gelüste  seiner  Mitstände  keineswegs  teilte.  1^^)    Ko- 
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lowrat  stimmte  mit  Hartig  für  die  Ernennung  eines  Hof- 
rates, dem  keine  anderen  Agenden  als  die  landständischen 
zu  übertragen  wären ;  nur  brachte  er  für  diese  Stelle  primo 
loco  den  Fürsten  Lobkowitz  in  VorschlagJ"^)  Metternich 
vertraute  in  der  Personalfrage  gänzlich  dem  Urteil  Ko- 
lowrats;  notwendig  erschien  ihm  aber  sowohl  eine  bündige 
Erklärung  des  Monarchen,  die  ständische  Gerechtsame 
jederzeit  schirmen  und  Übergriffe  niemals  dulden  zu  wollen, 
wie  auch  eine  genaue  Feststellung  der  Privilegien  und 
daher  ein  kräftiges  Reglement. ^^2)  Metternich  sah  in  der 
Erstattung  entsprechender  Vorschläge  eine  Hauptaufgabe 
des  ständischen  Referenten,  dem  folgende  Grundsätze  als 
Richtschnur  dienen  sollten :  die  österreichischen  Provinzial- 
stände  repräsentieren  bloß  »Teile  des  Ganzen«,  während 
die  Regierung  den  territorialen  Gesamtkomplex  um- 
faßt; daraus  ergibt  sich  ein  ideeller  Unterschied  im  Wir- 
kungskreis der  Stände  und  ein  materieller  in  der  Behand- 
lungsweise  ihrer  Agenden.  Strebt  nun  die  Opposition 
Rechte  an,  die  ausschließlich  ständischen  Körperschaften 
einheitlich  vertretener  Staaten  gebühren,  in  Österreich  also 
mit  den  zur  Aufrechterhaltung  des  Gesamtreiches  notwen- 
digen kaiserlichen  Vorrechten  nicht  in  Einklang  zu  bringen 
sind,  so  muß  dieser  Forderung  die  Einheit  der  Monarchie 
als  unantastbares  Palladium  entgegengehalten  werden; 
denn  im  anderen  Falle  würde  der  Kaiserstaat  auf  Abwege 
geraten  und  aus  der  Reihe  der  lebenden  Reiche  ver- 
schwinden. ^^^)  Das  war  im  wesentlichen  der  Inhalt  der 
Denkschrift,  die  Metternich  als  einen  Leitfaden  für  den 
ständischen  Referenten  ausgearbeitet  hatte  —  nur  wurde 
sie  leider  wie  so  manches  andere  wichtige  Schriftstück 
ad  acta  gelegt,  um  im  Archiv  der  Staatskonferenz  ein  un- 
beachtetes Dasein  zu  fristen. 

Der  Kaiser  unterzeichnete  am  17.  Oktober  1847  Kolo- 
wrats  Resolutionsentwurf  und  ernannte  den  Fürsten  Lobko- 
witz zum  Hofrat  und  ständischen  Referenten  in  der  Hof- 
kanzlei. ^^^) 


Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  IV. 
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Man  verrechnete  sich  gründlich;  denn  das  neue  De- 
partement entsprach  keineswegs  den  Erwartungen  der 
Konferenz.  MiiSmutig  äußerte  sich  Hartig  über  die  träge 
Geschäftsgebarung  ^^^),  die  jedoch  nicht  allein  dort,  son- 
dern auch  in  der  Hof  kanzlei  selbst  obwaltete.  Diese  glaubte, 
ihr  neuerliches  Gutachten  über  die  Landtagschrift  vom 
24.  Juni  1846  nicht  erstatten  zu  müssen,  ehe  der  Referent 
die  allgemeinen  Grundsätze  für  die  Behandlung  ständischer 
Angelegenheiten  festgestellt  habe^^^);  so  blieb  auch  die 
Frage  unerörtert,  wie  man  dem  Bedürfnis  einer  geordneten 
Zusammenstellung  der  dem  flachen  Lande  eigentümlichen 
Verwaltungsnormen  abhelfen  und  etwaige  Mängel  besei- 
tigen könnte.  Die  Regierung  durfte  aber  schon  aus  Staats- 
raison  weder  den  Schein  der  Gleichgültigkeit  auf  sich  laden, 
noch  ihre  infolge  der  galizischen  und  italienischen  Umtriebe 
ohnehin  gefährdete  Lage  noch  schwieriger  gestalten.  Des- 
halb wurde  der  Oberste  Kanzler,  als  er  im  Februar  1848 
sein  Gutachten  noch  immer  nicht  erstattet  hatte,  auf 
Kolowrats  Rat  zur  Eile  ermahnt  und  ihm  bedeutet,  daß  er 
das  Referat  des  Fürsten  Lobkowitz  nicht  abzuwarten 
brauche.  1^') 

Graf  Inzaghi  empfahl  nun  dem  Kaiser,  in  keine  Einzel- 
heiten einzugehen,  sondern  die  Diätalschrift  lediglich  einer 
allgemeinen  Würdigung  zu  unterziehen;  denn  er  wollte 
jeden  Anlaß  zu  weiteren  Erörterungen  vermeiden,  so  lange 
die  Hauptfrage  nicht  entschieden  war.  ^^^)  Er  hielt  es  ferner 
für  angezeigt,  den  Ständen  schon  jetzt  mitzuteilen,  daß  man 
sie  bei  Zusammenstellung  der  Verwaltungsnormen  zu  Rate 
ziehen  möc'^te.  Buol  meinte  dasselbe,  setzte  jedoch  voraus, 
daß  ihnen  bloß  erlaubt  sein  würde,  Anträge  zu  stellen,  die 
als  Grundlage  der  Beratungen  dienen  könnten;  er  änderte 
in  dieser  Hinsicht  den  Resolutionsentwurf  des  Obersten 
Kanzlers  ab  und  gab  ihm  auch  sonst  eine  deutlichere 
Fassung.  i<*^) 

Die  übrigen  Stimmführer  erklärten  sich  damit  einver- 
standen und  so  unterzeichnete  der  Kaiser,  am  1 1.  März  1848, 
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das  ihm  vorgelegte  und  von  Hartig  als  »sehr  dringend« 
bezeichnete  Reskript,  i'*')  In  der  Tat  war  es  höchste  Zeit, 
den  Ständen  die  Erledigung  ihrer  Landtagschrift  vom 
24.  Juni  1846  zukommen  zu  lassen;  denn  schon  am  13.  März 
sollten  sie  sich  wieder  versammeln. 


Die  Polizei  war  inzwischen  angewiesen  worden,  den 
Umtrieben  der  Opposition  die  »gespannteste  Aufmerksam- 
keit« zu  widmen;  sie  konnte  jedoch  keinerlei  Beweise  einer 
planmäßigen  Verbindung  der  Provinzialstände  zutage  för- 
dern, stellte  vielmehr  dem  Führer  der  Opposition  im  nieder- 
österreichischen Landtag,  Freiherrn  von  Doblhofif,  das 
folgende  Leumundszeugnis  aus:  »Er  ist  dem  Kaiserhause 
ergeben  und  beseelt  von  der  Idee  für  die  Wohlfahrt  und 
Größe  der  österreichischen  Monarchie;  er  weicht  aber  in 
der  Ansicht  über  die  Mittel  zur  Erlangung  dieser  Zwecke 
von  der  bisher  gangbaren  ab  und  ist  dabei  mit  gediegenem 
Wissen  ausgerüstet,  fleißig  und  beharrlich.«  ^'i)  Da  möge 
nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  Doblhoff  im  Herbst  1847 
dem  Hamburger  Eisenbahnkongreß  beigewohnt  ^'^j^  (jort 
einen  regen  Verkehr  mit  Baseler  und  anderen  liberalen 
Koryphäen  unterhalten  und  sich  schließlich  zu  deren  An- 
schauungen bekehrt  hatte.  Der  vormals  so  beredte  Anwalt 
feudaler  Einrichtungen  erglühte  nun  derart  für  die  neuen 
Ideen,  daß  er  gleich  dem  im  Gewerbeverein  vertretenen 
liberalen  Bürgertum  auf  zeitgemäße  politische  Reformen 
drang.  Die  Debatten  im  ständischen  Lesezimmer  gestalteten 
sich  daher  immer  lebhafter,  die  verschiedenen  Komitees 
arbeiteten  mit  erhöhtem  Eifer  und  alles  war  in  fieberhafter 
Bewegung.  Den  meisten  Ständen  lag  aber  jede  revolutio- 
näre Absicht  fern  ^'3);  dies  erhellt  so  recht  aus  der  Rede, 
die  Graf  Fries  namens  seiner  zahlreichen  Gesinnungs- 
genossen im  Februar  1848  gehalten  hatte  ^'^);  sie  war  das 
politische  Glaubensbekenntnis  eines  Patrioten  streng  kon- 
servativer Gesinnung,    der   in    den  Ständen    die    berufenen 
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Vertreter  landvvirtsch  aftlicher  Interessen  sah  und  ihnen 
riet,  diese  gewiß  auch  durch  eigene  Schuld  eingebüßte  alte 
verfassungsmäßige  Stellung  wieder  zu  erringen  und  daher 
weiter  ausgreifenden  Plänen   »vor  der  Hand«  zu  entsagen. 

Da  gelangte  die  Kunde  nach  Wien,  das  französische 
Königtum  sei  von  den  Pariser  Demokraten  gestürzt  worden; 
wohl  jeder  ahnte,  daß  dieses  Ereignis  nicht  ohne  Einfluß 
auf  die  österreichische  Monarchie  bleiben  werde.  Seine 
Folgen  äußerten  sich  zunächst  in  einer  Petitionssucht,  die 
auch  die  Stände  ergriff.  Nur  waren  diese  keineswegs  ge- 
sonnen einen  gewaltsamen  Umschwung  der  Dinge  herbei^ 
zuführen;  sie  wollten  vielmehr  einem  solchen  vorbeugen, 
wie  die  Adressen  zeigten,  die  sie  angesichts  der  herrschen- 
den Volksstimmung  entworfen  hatten,  i'^)  Sie  ersuchten 
ferner  um  Einberufung  von  Deputierten  aller  Provinzen 
und  da  unterschied  sich  ihre  Petition  gar  wesentlich  von 
den  Forderungen  der  akademischen  Jugend.  Die-  Art 
und  Weise,  in  der  die  Wünsche  der  von  gewissenlosen 
Demagogen  mißbrauchten  Studentenschaft  vorgebracht 
wurden,  entsprach  weder  dem  ständischen  Geiste  noch 
einer  ruhigen  Entwicklung  notwendiger  Reformen. 

Schwer  rächte  es  sich  in  jenen  Tagen,  daß  die 
Regierung  den  richtigen  Zeitpunkt  verabsäumt  hatte,  Hand 
in  Hand  mit  den  Ständen  den  Neubau  des  Staates  zu  be- 
werkstelligen; schwier  rächte  sich  aber  auch  der  Zwiespalt 
in  der  Regierung:  das  Treiben  einer  gewissen  Partei, 
vollends  Einfluß  und  Macht  durch  einen  Personenwechsel 
zu  erlangen.  Der  dreizehnte  März  dürfte  wohl  nicht  allen 
denen,  die  am  selben  Tag  in  der  Hofburg  zu  Rate  saßen, 
eine  Überraschung  gewesen  sein:  Kolowrat  und  eine  noch 
höher  stehende  Persönlichkeit  dürften  von  den  Ereignissen, 
die  sich  im  Landhaus  vorbereiteten,  schon  früher  gewußt, 
vielleicht  auch  selber  dazu  beigetragen  haben,  ^'ß)  So  mag  es 
dann  gekommen  sein,  daß  die  niederösterreichischen  Stände, 
einem  Hochdruck  folgend,  ihren  gemäßigten  Anschauungen 
entsagten   und  sich    zu  Bannerträgern    der  Revolution    an- 
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Werben    ließen,    indem    sie    die   Petitionen    der    Umstürzler 
in  die  Hofburg-  brachten. 

Am  12.  März  hatte  Gräfin  Felicie  Esterhdzy  die  Frage 
an  die  Gemahlin  des  Staatskanzlers  gerichtet:  »Ist  es  denn 
wahr,  daß  Ihr  morgen  weggeht?«  »Warum?«  frug  die 
Fürstin.  »Nun  der  Louis  Szech^nyi  hat  uns  eben  gesagt  — 
lautete  die  x\ntwort  —  daß  wir  Kerzen  kaufen  sollen,  um 
morgen  zu  illuminieren,  weil  Ihr  weggeschickt  wer- 
det!« —  »Louis  Szechenyi  —  so  schloß  Fürstin  Melanie 
ihre  Tagebuchnotiz  —  passait  sa  vie  ä  la  cour!  et  on  ne 
pouvait  y  ignorer  ce  qu'il  savait.«  ^") 


»Es  muß  etwas  geschehen!«  ^'^)  »Mein  Ruf  nach 
dem  Regieren  hat  das  Schicksal  der  vox  clamantis  in 
deserto  bestanden.«  ^^^)  »Das  größte  Übel,  welches  das  Reich 
treffen  konnte, ist  im  Schweitzer  Hofe  aufgetaucht,  welcher 
die  Kraft  des  Lähmens  der  früher  geregelten  Gewalten, 
ohne  einer  belebenden,  noch  schaffenden  besaß.  Dort  muß 
das  Ärgste  der  Elemente  —  ,die  Negation  des  Regierens'  — 
gesucht  werden,  des  Elementes,  welches  sich  in  den  Tagen 
der  Gefahr  nur  zu  offenkundig  zeigte.«  ^^^) 

Noch  zahlreiche  ähnliche  Aussprüche  Metternichs  ließen 
sich  anführen.  Derselbe  Staatsmann  aber,  der  jahrelang  die 
Notwendigkeit  des  Regierens  betont  hatte,  wurde  schließ- 
lich zum  Sündenbock  »der  Regierung«  gestempelt! 

Im  Grunde  genommen  war  es  Graf  Kolowrat,  den 
dieser  Vorwurf  treffen  sollte;  denn  er,  nicht  der  Staats- 
kanzler, war  (seit  1826)  der  eigentliche  Leiter  der  inneren 
Politik  ^^^),  mit  dem  Fürst  Metternich  seit  den  Tagen  des 
Kaisers  Franz  in  erbitterter  Fehde  stand.  Als  Metternich, 
am  25.  Mai  1821,  zum  Haus-,  Hof-  und  Staatskanzler  er- 
nannt wurde,  hegte  er  mit  vielen  anderen  die  sichere  Über- 
zeugung, sein  Einfluß  werde  sich  nunmehr  auf  alle  Zweige 
der  Staatsverwaltung  erstrecken. ^^2)  Das  war  keineswegs 
der  Fall;  denn  er  hatte  lediglich   »das  Reich  dem  Ausland 
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gegenüber  zu  vertreten  und  dessen  politische  Interessen 
nach  Außen  wie  nach  Innen  zu  wahren«  und  als  Mitglied 
der  Staatskonferenz  seine  Stimme  in  den  wichtigsten  Re- 
gierungsgeschäften abzugeben,  die  an  diese  Körperschaft 
gelangten.  ^'^•^)  Unterstützung  jedoch  von  berufener  Seite 
blieb  ihm  versagt. 

Nicht  stichhältig  ist  die  Behauptung,  Metternich  habe 
es  »als  geschmeidiger  Hofmann«  vermieden,  seinen  kaiser- 
lichen Herrn  auf  die  Mängel  der  Verwaltung  aufmerksam 
zu  machen  ^^^);  denn  die  Reform,  die  Metternich  anstrebte 
und  deren  Notwendigkeit  er  zu  wiederholtenmalen  hervor- 
hob, betraf  die  höchste  Regierungsgewalt  des  Reiches, 
dessen  Teile  sich  durch  Sprache,  Sitten,  Verfassungen  und 
historischen  Ursprung  wesentlich  voneinander  unterschieden. 
Außerdem  ließen  sich  Konferenz,  Staatsrat  und  Hofstellen 
nicht  immer  von  denselben  Regierungsgrundsätzen  leiten; 
jahrelang  wurde  über  eine  Sache  beraten,  gevschrieben,  bis 
schließlich  nichts  oder  etwas  zustande  kam,  was  keinen  rechten 
inneren  Zusammenhang  hatte.  ^^•'') 

Österreich  galt  dem  Fürsten  Metternich,  in  politisch- 
administrativer Hinsicht,  gleichsam  als  ein  Föderativ- 
staat unter  einem  einzigen  gemeinschaftlichen  Monarchen 
und   dieser  als    »der  Zentralpunkt  der  Regierungsgewalt«. 

Immerhin  mußte  Metternich  mit  der  Scheu  des  Kaisers 
Franz  vor  allen  Neuerungen  rechnen  und  so  beantragte  er, 
am  27.  Oktober  181 7  ^^^),  den  althergebrachten  kollegialischen 
Geschäftsgang  der  Hofstellen  durch  Errichtung  zunächst 
nur  zweier  Ministerien  ^^')  —  des  Innern  und  der  Justiz  — 
zu  vereinfachen  und  zu  beschleunigen.  Es  erfolgte  bloß  die 
Errichtung  eines  Ministeriums  des  Innern,  dem  auch  Kultus 
und  Unterrichtswesen  übertragen  wurden  1^^),  und  die  Ein- 
setzung dreier  Hof  kanzler  für  Böhmen  (mit  Galizien),  Inner- 
österreich und  Italien.  Diese  Dezentralisation  erwies  sich 
allerdings  als  wenig  glücklich,  weshalb  nach  wenigen  Jahren 
die  in  der  Vereinigten  Hof  kanzlei  zentralisierte  Verwaltung 
der  österreichischen  Länder  wieder  eingeführt  wurde. 
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Metternich  verurteilte,  als  entschiedener  Gegner  des 
seit  der  französischen  Revolution  in  Mode  gekommenen 
Systems  der  Zentralisation,  jede  Richtung,  die  zu  einem 
solchen  führen  konnte;  er  mißbilligte  daher,  auch  eingedenk 
des  mißlungenen  Versuchs  Josephs  II.,  das  sich  offenbarende 
Streben  nach  Verschmelzung  der  einzelnen  Teile  der 
Monarchie:  »Diese  Tendenz,  welche  aus  der  Organisation 
der  obersten  Stellen  entspringt,  erzeugt  Lähmung  durch 
eine  stets  unterhaltene  Reibung;  unter  ihrem  Einflüsse  artet 
der  heilsame  Zweck  der  Centralisirung  der  Regierungs- 
gewalt in  eine  Sucht  aus,  sich  in  Details  zu  mischen, 
welche  den  Geist  der  höchsten  Verwaltung  tödten.«  ^^^) 
Dieser  scheinbare  Widerspruch  erklärt  sich  daraus,  daß 
Fürst  Metternich  zwar  eine  Zentral  Vertretung  wünschte, 
aber  vor  dem  argwöhnischen  Kaiser  nicht  als  ein  Neuerer 
erscheinen  wollte.  Es  galt  ja  noch  einen  anderen  Plan  zu 
verwirklichen,  den  Fürst  Metternich  im  Sinne  legislativer 
Regelung  der  Teile  und  gleichmäßiger  Verstärkung  der 
Zentralgewalt  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung schon  im  Jahre  1816  entworfen  hatte.  Ständische 
Vertretungen  bestanden  in  den  Ländern  der  Monarchie, 
nicht  aber  im  Mittelpunkte  der  Regierung ;  der  Staatskanzler 
beantragte  daher  nebst  einer  Revision  der  ständischen  Ver- 
hältnisse die  Errichtung  eines  Reichsrates.  Dieser  sollte 
aus  Beisitzern,  die  der  Kaiser  ernannte,  und  aus  Abge- 
ordneten der  ständischen  Körperschaften  zusammengesetzt 
sein  und  mit  der  Aufgabe  betraut  werden,  das  Budget  und 
alle  die  Gesetze  zu  prüfen,  welche  die  Gesamtheit  betrafen. 

Fürst  Metternich  unterbreitete  dem  Kaiser,  in  den  ersten 
Jännertagen  des  Jahres  18 17,  die  Denkschrift  mit  der  Bitte, 
sie  von  Sachkundigen  begutachten  zu  lassen.  Der  Monarch 
nahm  die  Eingabe  Metternichs  entgegen  und  legte  sie  in 
die  Lade,  >in  welcher  viel  Gutes  neben  vielem  Übeln 
latent  liegen  geblieben  ist«.  Zehn  Jahre  später,  ijach 
schwerer  Krankheit  genesen,  beschied  Kaiser  Franz  den 
Fürsten  Metternich    an    einem  frühen  Morgen  zu  sich  und 
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empfing  ihn  mit  den  Worten:  »Ich  habe  Sie  rufen  lassen, 
um  mich  einer  Sünde  zu  entledigen,  welche  mir  während 
der  Krankheit,  welche  ich  nicht  zu  überstehen  geglaubt 
hatte,  schwerer  als  die  Krankheit  auf  der  Seele  lastete. 
Ich  habe  Ihrem  Antrage  noch  keine  Folge  gegeben;  ich 
werde  das  Versäumte  nachholen  und  ohne  Zeitverlust  zur 
Prüfung  ihrer  Eingabe  schreiten.«  Metternich  antwortete: 
»Ich  danke  Euer  Majestät  für  den  Ausspruch  Ihres  Gefühles, 
daß  bereits  die  Zeit  versäumt  wurde;  ihr  Einbringen  spricht 
sich  neben  der  Wichtigkeit  des  Stoffes  heute  noch  in  einer 
nicht  minder  wichtigen  Richtung  aus.  Es  genügt  in  der 
heutigen  Weltlage  nicht,  daß  Euer  Majestät  regieren.  Sie 
müssen  die  Mittel  zum  Regieren  Ihrem  Nachfolger  sichern ; 
hiezu  kenne  ich  nur  einen  Weg,  und  es  ist  der,  daß  Euer 
Majestät  unter  dem  Schirm  Ihrer  Regierungserfahrung  die 
Regierungsmaschine  aufstellen,  mit  deren  Beihülfe  Ihr 
Nachfolger  auf  dem  Throne  zu  wirken  berufen  sein  wird.« 

Als  Fürst  Metternich,  am  31.  Dezember  1834,  dem 
Kaiser  seinen  Neujahrs  wünsch  abstattete,  sagte  ihm  der 
Monarch:  »Ich  stehe  abermals  wie  ein  reuiger  Sünder  vor 
Ihnen;  das  Jahr  1835  soll  aber  nicht  verlaufen,  ohne  der 
Lösung  meiner  Schuld.«  ^^^) 

Zwei  Monate  nach  dieser  Erklärung  starb  Kaiser  Franz, 
und  seit  dieser  Zeit  blieb  das  Reich  ohne  eine  Regierungs- 
gewalt; ein  Interregnum  trat  ein,  mit  Unrecht  benannt: 
»das  Metternichsche  System«,  i^^) 

Als  Graf  Kolowrat  im  September  1836  einen  längeren 
Urlaub  antrat,  ergriff  der  Staatskanzler  diesen  Anlaß,  um 
seinen  Plan  einer  endgültigen  Einrichtung  der  höchsten 
Regierungsämter  zu  verwirklichen;  nur  wünschte  er,  daß 
sich  Kolov/rat  darüber  mit  ihm  und  dem  Erzherzog  Ludwig 
verständige,  i^^)  Denn  nichts  lag  ihm  so  fern,  als  eine  un- 
edle Handlung  zu  begehen  und  seinen  Rivalen  hinterrücks 
zu  ijiberfallen.  »Der  Graf  Kolowrat  ist  —  so  schilderte  er 
ihn  —  voller  guter  Eigenschaften;  er  hat  tiefe  Kenntnisse 
in  der  Verwaltung  .  .  .  jedoch  auch  große  Fehler.  Von  sehr 
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schlechter  Gesundheit,  ist  sein  moralisches  Wesen  höchst 
merkwürdig-  durch  seinen  physischen  Zustand  beeinflußt. 
Er  leidet  an  Hämorrhoidalbeschwerden,  die  leicht  die  Kopf- 
organe angreifen;  während  solcher  Anfälle  wird  er  mehr 
oder  minder  untauglich  für  die  Geschäfte  .  .  .  Abgesehen 
von  diesem  Nachtheil  hat  er  eine  große  Schwäche  des 
Charakters  und  wird  nach  Art  aller  schwachen  Menschen 
leicht  ein  Werkzeug  in  den  Händen  untergeordneter 
Schmeichler  .  .  .  Seine  Grundsätze  sind  von  tadelloser 
Korrektheit  und  er  gilt  doch  für  einen  Liberalen;  er  ist 
durch  und  durch  Aristokrat,  wird  aber  trotzdem  für  einen 
Neuerer  gehalten.  Obgleich  ein  hervorragender  Geschäfts- 
mann, entbehrt  er  doch  jener  Eigenschaften,  die  einen  erst 
zum  Staatsmann  stempeln.  Er  ist  unfähig,  eine  Frage  in 
ihrer  Gänze  zu  überblicken,  sie  zu  erfassen,  deren  Gang 
zu  bestimmen  und  sich  durch  Zufälle  nicht  beirren  zu 
lassen.  Er  will,  was  ich  will;  noch  nie  ist  es  vorgekommen, 
daß  er  sich  geweigert  hätte,  meine  Ansicht  anzunehmen, 
und  wir  haben  uns  noch  nie  getrennt,  ohne  nicht  aufrichtig 
miteinander  übereinzustimmen;  für  mich  ist  er  eine  uner- 
schöpfliche Quelle  administrativer  Kenntnisse.  Ich  meiner- 
seits ergänze  ihn  in  dem,  was  ihm  an  Kenntnissen  einer 
höheren  Sphäre  mangelt  .  .  .«^*^^) 

Nur  die  Stockung  in  den  Geschäften,  die  infolge  wieder- 
holter Abwesenheit  Kolowrats  eintrat,  bestimmte  den 
Fürsten  Metternich  zu  seinen  Vorschlägen,  wobei  er 
Kolowrat  keineswegs  aus  dem  Spiele  lassen  wollte.  Dieser 
lehnte  jedoch  ab  und  stellte  es  dem  Staatskanzler  und  dem 
Erzherzog  Ludwig  anheim,  »alles  nach  Maßgabe  der  Ver- 
hältnisse zu  regeln«.  ^^^) 

Fürst  Metternich  nahm  ihn  beim  Wort  und  setzte  dem  Erzr 
herzog  Ludwig  in  einer  Denkschrift  vom  3.  Oktober  1836  ^^^)  die 
Gründe  auseinander,  die  eine  Belebung  und  einen  geregelten 
Gang  der  Staatskonferenz  notwendig  erscheinen  ließen: 

Die  übrigen  obersten  Behörden  —  Hofstellen  und 
Staatsrat    —  bedurften,    nach  Metternichs  Ansicht,    keiner 
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tiefgreifenden  Reform.  Hinsichtlich  der  Hofstellen  genügten 
das  Festhalten  an  den  Grundbestimmungen  und  die  Zu- 
weisung der  einschlägigen  Geschäftsstücke;  in  dem  Staats- 
rat sah  Metternich  »den  Gewissensrat  des  Monarchen,  den 
Oberwächter  der  Staatsmaximen  und  der  Geschäftsnormen«. 
Der  Staatsrat  brauchte  daher  lediglich  seine  Instruktion  zu 
beachten. 

Anders  lagen  die  Dinge  in  der  Staatskonferenz,  deren 
Wirkungskreis  Gegenstände  umfaßte,  die  den  Organismus 
des  Gesamtstaates  berührten ;  sie  wurden  von  den  Hofstellen 
in  Antrag  gebracht  und  dem  Staatsrat  zur  Prüfung  über- 
wiesen. Trat  aber  eine  Meinungsverschiedenheit  zwischen 
den  Hofstellen  und  dem  Staatsrat  ein,  so  erübrigte  kein 
anderes  Mittel  der  Verständigung  als  das  »einer  geregelten 
Zuteilung  und  nicht  minder  geregelter  Sitzungen«. 

Das  war  der  Vorschlag,  den  Fürst  Metternich  dem 
Erzherzog  Ludwig  auch  in  der  Absicht  unterbreitete,  den 
steten  Intrigen  einen  Damm  zu  setzen,  das  Gefühl  der 
Verantwortlichkeit  zu  heben  und  der  Öffentlichkeit  Ver- 
trauen in  die  Beständigkeit  des  Regierungssystems  einzu- 
flößen. 

Erzherzog  Ludwig  erwirkte  ein  kaiserliches  Hand- 
schreiben, das  ihn  beauftragte,  mit  Metternich,  den  in 
Wien  anwesenden  staatsrätlichen  Sektionschefs  und  den 
Staats-  und  Konferenzministern  in  einer  »engen  Konferenz« 
zu  erwägen,  »ob  der  dermalige  Geschäftszug  des  Staats- 
rates der  Erfüllung  seiner  Bestimmung  entsprechend  sei 
und  welche  Verfügungen  hierwegen  allenfalls  notwendig 
sein  dürften«.  1^*^)  Er  hatte  den  Fürsten  Metternich  »als  Chef 
der  Staatskonferenz«  aufzufordern,  sowohl  eine  Darstellung 
der  Geschäftsführung  bei  der  Staatskonferenz,  als  auch  ein 
Gutachten  über  etwa  notwendige  Änderungen  zu  liefern.  ^^^) 

Am  15.  Oktober  wurde  einem  Komitee  die  Aufgabe 
übertragen,  die  Zustände  beim  Staatsrat  im  Vergleich  mit 
dessen  Einrichtung  vom  Jahre  1 8 1 4  und  deren  Veränderung 
von  1823  zu  untersuchen,    damit    diese  ursprüngliche  Ver- 
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fassung  entweder  wieder  hergestellt  oder  den  neuen  Ver- 
hältnissen gemäß  modifiziert  werde.  Das  Komitee,  das  am 
i8.  und  20.  Oktober  unter  dem  Vorsitze  Metternichs  tagte, 
stellte  im  wesentlichen  das  frühere  Staatsratsstatut  wieder 
her.  Dieses  wurde  in  seiner  neuen  Fassung  vom  Kaiser 
genehmigt  und  dem  Staats-  und  Konferenzminister  Grafen 
Nädasdy  zu  weiterer  Behandlung  übermittelt.  ^ 9^) 

Metternich  war  im  Verlauf  der  Erörterung  auch  dafür 
eingetreten,  eine  einheitliche  Leitung  der  inneren  und 
äußeren  Politik,  und  zwar  bei  Fragen  zu  ermöglichen,  die 
in  den  Wirkungskreis  beider  Ressorts  fielen. 

Außerdem  hatte  der  Staatskanzler  mit  dem  General- 
adjutanten des  Kaisers,  Grafen  Clam,  und  dem  Konferenzrat 
Pilgram  an  dem  Gutachten  über  die  Konferenz  gearbeitet, 
die  er  völlig  unabhängig  vom  Staatsrat  und  über  diesem, 
das  heißt:  als  höchste  Regierungsbehörde  sicherstellen 
v^ollte,  um  als  ihr  Chef  die  Leitung  der  inneren  Politik 
zu  übernehmen.  ^^^)  Er  unterbreitete  dem  Kaiser  am  24.  Ok- 
tober seine  Vorschläge  2^^),  w^obei  er  als  den  eigentlichen 
Zweck  der  Staatskonferenz  »die  Beleuchtung  der  wichtigsten 
in  das  Leben  des  Staates  eingreifenden  Geschäftsgegen- 
stände« bezeichnete.  Ihre  Aufgabe  sollte  weder  darin  be- 
stehen, gleich  den  Hofstellen  Anträge  zu  machen,  oder,  wie 
der  Staatsrat,  eine  Kontrollbehörde  zu  sein.  Ihre  Tätigkeit 
hatte  erst  einzusetzen,  wenn  dieser  Behörde  nichts  mehr 
zu  sagen  erübrigte  oder  der  Monarch  im  Falle  wider- 
sprechender Anschauungen  der  antragenden  und  prüfenden 
Stellen,  sei  es  »aus  Zartheit  des  Gewissens«,  sei  es  infolge 
politischer  Berechnung,  keine  Entscheidung  treffen  wollte, 
ehe  er  den  Versuch  einer  Einigung  gemacht  hatte. 

Dieser  kluge  und  taktvolle  Ausspruch  kennzeichnet  so 
recht  die  Absicht  Metternichs,  die  Staatskonferenz  gleich- 
sam zu  einer  Regent-  und  Vormundschaftsbehörde  auszu- 
gestalten. Von  diesen  Erwägungen  geleitet,  unterbreitete 
er  dem  Kaiser  den  Entwurf  eines  an  ihn,  den  Staatskanzler, 
zu  richtenden  Handschreibens.-^^^)    Der  Wirkungskreis 
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der  Staatskonferenz  fand  sich  darin  genau  umschrieben,  und 
über  die  einzehien  Bestimmungen  äußerte  sich  Metternich 
noch  eingehend  in  seinem  Vonrag.  Kaiser  Ferdinand  ge- 
nehmigte es,  am  31.  Oktober  1836,  worauf  Metternich  nicht 
säumte,  den  »treuen  und  aufgeklärten«  Mitarbeiter,  Grafen 
Kolovvrat,  von  dem  Ergebnis  der  Beratungen  in  Kenntnis 
zu  setzen:  »Es  ist  —  so  schrieb  er  ihm  —  nichts  Neues 
geschehen;  dem  Bestehenden  wurde  mehr  Belebung  ver- 
liehen und,  wie  dieß  bey  der  kollegialischen  Form  über- 
haupt der  Fall  ist,  der  Geschäftsgang  weniger  auf  vergäng- 
liche Einzelheiten,  ctls  auf  eine  bleibende  Organisation  be- 
rechnet .  .  .  Für  E.  E.  Stellung  bieten  sich  zwey  Chancen 
dar.  Sie  sind  Staats-  und  Conferenz-Minister  und  unter  den 
staatsräihlichen  Sections-Chefs  der  älteste  im  Range.  Sie 
können  dieses  bleiben.  Wollen  Sie  mehr  Muse  und  eine 
freiere  Bewegung  sichern,  so  können  Sie  sich  auf  die  Stel* 
lung  eines  St.  und  C.  Ministers  im  aktiven  Dienste  be- 
schränken. In  beyden  Stellungen  bleiben  Sie  ein  aktiver 
Bestandtheil  der  Dreieinigkeit,  wenn  ich  mich  dieses  Aus- 
druckes bedienen  darf!  In  der  einen,  wie  in  der  anderen 
Stellung  können  Sie  sich  im  Jahre  mehrere  Monate  zur 
Erholung  gönnen,  in  dem  Zug  der  Geschäfte  wird  hier* 
durch  keine  Störung  eintreten.  In  der  einen  wie  in  der 
anderen  Stellung  entledigen  Sie  sich  der  drücken^ 
den  Geschäftsmasse  und  insbesondere  des  Sollizitanten- 
Wesens  .  .  .<2<^2) 

Nur  blieb  die  Enttäuschung  nicht  aus.  Kolowrat  eilte; 
trotz  seinem  Leiden,  nach  Wien;  denn  unerträglich  war 
ihm  der  Gedanke,  als  bloßer  Sektionschef  in  den  nei; 
organisierten  Staatsrat  zurückzutreten  und  in  der  Staats-' 
konferenz  sich  mit  einem  »Invalidenposten«  zu  bescheiden, 
um  unter  seinem  Rivalen  Metternich  zu  dienen.  Er  berief 
sich  auf  seinen  Schein  —  auf  die  Entschlüsse  des  ver- 
storbenen Kaisers.  Erzherzog  Ludwig  suchte  seine  Ein^ 
Wendungen  zu  widerlegen  und  ihn  zugleich  durch  das  Zu- 
geständnis zu  ködern,  daß  seine  bisherige  Ausnahmsstellung 
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im  Bereiche  der  hohen  Finanzverwaltung,  der  geheimen 
Kreditoperationen  und  der  hohen  Polizei  auch  ferner  er- 
halten bleiben  solle. 

Das  Angebot  war  zu  gering;  Kolowrat  lehnte  es  ab, 
bis  sich,  nach  einem  neuerlichen  erfolglosen  Schritt  des 
kaiserlichen  Prinzen,  Erzherzog  Johann  ins  Mittel  legte.^^^) 
Dieser,  dem  Grafen  Kolowrat  günstiger  gesinnt  als  dem 
Fürsten  Metternich,  setzte  es  durch,  daß  Erzherzog  Ludwig 
schließlich  in  neue  Beratungen  über  die  Einrichtung  der 
Staatskonferenz  einwilligte,  wobei  er  dem  Grafen  Kolowrat 
ein  weitgehendes  Stimmrecht  zugestand.  Kolowrat  machte 
davon  den  ausgiebigsten  Gebrauch:  er  beantragte  die  Strei- 
chung des  Paragraphen,  der  die  Ernennung  Metternichs 
zum  Chef  der  Staatskonferenz  betraf,  um  ihn  durch  fol- 
genden zu  ersetzen:  »Das  Präsidium  der  Staatskonferenz 
behalte  Ich  (der  Kaiser)  Mir  selbst  vor,  und  in  Meiner 
Vertretung  hat  Mein  Herr  Oheim,  der  Erzherzog  Ludwig 
Liebden,  das  Präsidium  zu  übernehmen. «20^) 

Erzherzog  Ludwig  erklärte  sich  auf  Betreiben  seines 
Bruders  Johann  mit  dieser  Fassung  einverstanden.  Am 
12.  Dezember  1836  erfloß  ein  kaiserliches  Handschreiben, 
das  sich  in  den  wesentlichsten  Bestimmungen  von  dem 
unterschied,  das  der  Monarch  am  31.  Oktober  desselben 
Jahres  unterzeichnet  hatte. ^^^j 

Graf  Kolowrat  hatte  seinen  Zweck  erreicht  und  den 
Fürsten  Metternich  aus  der  Stellung  des  eigentlichen  Leiters 
der  Staatskonferenz  verdrängt.  Nur  sah  er  seinen  bisher 
schier  schrankenlosen  Wirkungskreis  genau  umschrieben, 
der  nunmehr  alle  Gegenstände  der  hohen  Finanzverwaltung, 
der  geheimen  Kreditoperationen  und  der  hohen  Polizei  um- 
faßte. Kolowrat  wurde  ferner  vom  Präsidium  der  Staats- 
ratssektion des  Inneren  enthoben  2^^),  doch  mußten  ihm  alle 
an  den  Staatsrat  geleiteten  Stücke  zur  Kenntnis  gebracht 
werden,  wobei  es  ihm  freigestellt  blieb,  darüber  unmittelbar 
dem  Kaiser  zu  berichten  oder  Sitzungen  der  Staatskonferenz 
zu  beantragen.  So  war  Kolowrat  »oberster  Chef  des  Staats- 
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rates,  Herr  der  Geldmacht,  aller  Anstellungen  und  (durch 
die  Polizei)  des  Schicksals  aller  Staatsdiener,  Herr  der 
ganzen  Camarilla  und  in  der  Konferenz  durch  diese  Stel- 
lung der  entscheidende  Stimmführer  «^o?)  —  kurz  gesagt 
»Premier  Minister«.  Er  versah  in  Wirklichkeit  denselben 
Posten,  der  nach  Metternichs  Überzeugung  »keinem  ver- 
nünftigen Staatsdiener«  entsprechen  konnte  und  insbesondere 
in  Österreich   >ganz  unmöglich«   war.'^^*^) 

So  verhielt  es  sich  mit  dem  »Metternichschen  System«! 


Die  im  Jahre  1836  errichtete,  beziehungsweise  als 
oberste  Regierungsbehörde  ausgestaltete  Staatskonferenz 
war  infolge  Unentschlossenheit  des  Erzherzogs  Ludwig  eine 
kaum  in  Bewegung  zu  setzende  »Staatsmaschine«.  Ihr  blieb, 
als  lediglich  beratender  Körperschaft,  jeder  Anteil  an  der 
ausübenden  Gewalt  versagt,  und  es  stand  ihr  auch  die  Be- 
fugnis nicht  zu,  »in  irgend  einer  Angelegenheit  die  In- 
itiative zu  ergreifen «.209)  Es  fehlte  ihr  zugleich  die  treibende 
Kraft:  die  einheitliche  Regierung.  Was  sich  eine  solche 
nannte,  schlich  »mehr  geschäftig  als  tätig  an  der  Spitze 
der  Nation«. 210) 

Die  Lage  wurde  vollends  durch  die  einander  wider- 
sprechenden Gutachten  erschwert,  die  Graf  Kolowrat  über 
die  Staatsfinanzen  abgab.  Er,  der  eigentliche  Chef  dieses 
wichtigsten  Zweiges  der  Verwaltung,  stellte  der  Staats- 
konferenz den  sicheren  Bankrott,  das  nächste  Mal  aber  ein 
glänzendes  Budget  in  Aussicht.  Dem  Fürsten  Metternich  war 
es  ein  erwünschter  Anlaß,  seinen  Widersacher  zu  stellen,  in- 
dem er  in  der  Staatskonferenz  vom  17.  Jänner  1838  die 
Darlegung  der  Grundsätze  forderte,  nach  denen  sich  die 
Finanzbehörde  leiten  ließ.  Er  faßte  seinen  mündlichen  Vor- 
trag in  einer  Denkschrift  zusammen,  die  er  den  Erzherzogen 
Ludwig  und  Franz  Karl  unterbreitete.  211) 

Wie  einfach,  ja  selbstverständlich  war  das  Mittel,  das 
Metternich  in  diesem  Aufsatz  zur  Wiederbelebung  der  ober- 
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sten  Gewalt  empfahl!  Es  bestand  weder  in  neuen  Schöp- 
fungen, noch  in  tief  einschneidenden  organischen  Verände- 
rungen, sondern  lediglich  darin,  sich  endlich  einmal  zu 
bemühen,  »daß  die  bestehenden  Institutionen  nicht  blos 
dem  Namen,  sondern  der  Wesenheit  nach  in  Wirkung 
seien  und  regelmäßig  funktionieren«. 

>Man  liquidiere  die  Stellungen«,  so  schrieb  der  Staats- 
kanzler dem  ersten  Generaladjutanten  des  Kaisers,  Grafen 
Clam2i2)^  wobei  es  sich  ihm  vornehmlich  um  die  Finanz- 
verwaltung handelte.  Herrschte  nur  einmal  auf  diesem  Ge- 
biete Klarheit  und  Ordnung,  gab  es  kein  Schwanken  mehr 
zwischen  den  Drohungen  des  Staatsbankrotts  und  über- 
triebenem Selbstlob,  kein  willkürliches  Vorgehen,  das  die 
Prüfung  ausschloß,  kurz  gesagt,  keine  Ausnahmsstellung 
mehr,  so  mußte  nach  Metternichs  Dafürhalten  alles  wieder 
ins  Gleichgewicht  kommen.  Brachte  es  doch  die  Natur  der 
Staatsmaschine  mit  sich,  »daß  keine  einzelne  Abweichung 
von  dem  System,  auf  dem  das  Ganze  beruht,  stattfinden 
kann,  ohne  Stockung  oder  einen  fehlerhaften  Gang  und 
meistens  beide  Gebrechen  abwechselnd  zu  erzeugen«. 

Metternich  predigte  tauben  Ohren;  die  Verschärfung 
seines  Zwistes  mit  Kolowrat,  das  fortgesetzte  Ringen  beider 
um  den  Einfluß  auf  die  Staatsgeschäfte,  ließ  ein  ersprieß- 
liches Wirken  als  völlig  aussichtslos  erscheinen. 


Unter  dem  Eindrucke  der  Pariser  Februar-Revolution 
versicherte  der  österreichische  Beobachter  seinen  Lesern, 
es  könne  >auch  heute  der  Monarch,  stark  in  der  Hoffnung 
auf  die  Vorsehung,  stark  im  Vertrauen  zu  seinen  Völkern 
und  eingedenk  dessen,  daß  dieses  Reich  schon  schwerere 
Stürme  überstanden,  getrost  den  kommenden  Zeiten  ent- 
gegengehen«.  ^iSj 

Die  gleichzeitigen  Ereignisse  sowohl,  als  auch  die  Zu- 
kunft straften  den  gutmütigsten  aller  Beobachter  Lügen: 
vom  Ätna   bis    zum  Sund   durchraste    ein  Orkan   den  Erd- 
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teil  und  ähnliches  so  wenig  wie  die  Nachwirkungen  auf 
staatlichem  und  sozialem  Gebiete  hatte  Europa  jemals  zu- 
vor erlebt.  Wie  sehr  täuschte  sich  Kaiser  Ferdinand  in 
seinen  Völkern,  als  auch  diese  nach  zeitgemäßen  Reformen 
riefen ! 

Bereits  einige  Jahre  vor  dem  Ausbruch  der  Revolution 
waren  zahlreiche  Flugschriften  im  Ausland  erschienen: 
Stimmungsberichte  anonymer  und  pseudonymer  Ver- 
fasser ^^^);  man  hatte  sie  in  Wien  vielleicht  gelesen,  gewiß 
aber  nicht  der  Beachtung  wert  gefunden  —  treu  dem 
Grundsatz   »quieta  non  movere«. 

Aber  es  kam  der  Tag,  an  dem  sich  die  große  Schuld 
der  Regierung  rächen  sollte,  nicht  im  richtigen  Zeitpunkt 
das  Ungewitter  durch  notwendige  Reformen  beschworen 
zu  haben.  Man  hatte  es  herannahen  gesehen,  aber  keine 
Vorkehrungen  dagegen  getroffen,  in  der  sicheren  Voraus- 
setzung, es  werde  sich  nicht  auch  über  Österreich  ent- 
laden. Selbst  die  Proklamierung  der  französischen  Re- 
publik und  der  furchtbare  Widerhall,  den  sie  in  Süd- 
deutschland fand,  rüttelten  die  Wiener  Regierung  aus  dem 
Zustande  der  Sorglosigkeit  nicht  auf  —  noch  am  Vortage 
der  Erhebung  wiegte  man  sich  in  Sicherheit,  und  als  aus- 
geschlossen erachtete  man,  daß  auch  in  Österreich,  diesem 
ruhigen  und  an  Gehorsam  gewöhnten  Reich,  das  Alarm- 
signal ertönen  könnte,  das  die  Völker  zur  Selbsthilfe  — 
zur  Revolution  aufrief.  Allerdings  hatte  man,  getreu  dem 
Ausspruch:  »es  muß  etwas  geschehen«,  die  Frage  der 
Vertretung  der  Länder  im  Mittelpunkt  der  Regierung  noch- 
mals zur  Sprache  gebracht  und  so  die  Berufung  von  Ab- 
geordneten ständischer  Körperschaften  grundsätzlich  be- 
schlossen. Nur  war  es  zu  spät.  Der  Märzorkan  des  Jahres 
1848  brachte  das  morsche  Staatsgebäude  zum  Einsturz. 

Fürst  Metternich  ward  dadurch  keineswegs  überrascht ; 
hatte  er  doch  einen  derartigen  Ausgang  der  Dinge  seit 
Jahren  vorausgesagt  21^),  bis  er  schließlich  wegen  seiner 
Prophezeiungen  und  wiederholten  Ermahnungen,  der  drohen- 
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den  Gefahr  vorzubeugen,  den  Spott  der  kaiserlichen  Fa- 
milie erntete,  die  seine  Vorstellungen  für  leeres  Geschwätze 
hielt.  Erzherzog  Ludwig  erkannte  zu  spät,  wie  sehr  Fürst 
Metternich  »in  allen  Voraussichten  recht  gehabt,  und  wie 
sehr  er,  der  Erzherzog,  gefehlt  habe,  seinen  Ratschlägen 
nicht  zu  folgen«. 216)  Nur  auf  Drängen  desselben  kaiser- 
lichen Prinzen  hatte  Metternich,  am  13.  März  1848,  das 
Feld  geräumt.  »Ich  sehe  mich  —  so  verabschiedete  sich 
der  Staatskanzler  von  seinem  Monarchen  —  zu  einem 
Schritte  gezwungen,  über  dessen  Veranlassung  ich  es  als 
eine  Gewissenspflicht  betrachte.  Euer  Majestät  meine  vollste 
Beichte  abzulegen. 

Meine  Gefühle,  Ansichten,  Entschlüsse  sind  in  meinem 
ganzen  Leben  dieselben  gewesen  und  sind  stehende  Ge- 
walten, welche  in  mir  nie  erlöschen  werden.  Ich  habe  sie 
in  dem  Motto  ausgesprochen,  welches  ich  meinen  Nach- 
kommen zur  immerwährenden  Erinnerung  und  Nachachtung 
überlasse.  Mein  Wahlspruch  ist:  Die  Kraft  im  Recht! 

Daß  ich  demselben  in  meinem  Privatleben  wie  im 
öffentlichen  Wirken  stets  getreu  geblieben  bin,  hievon 
überzeugt  mich  mein  Gewissen,  und  ich  sage  es  unge- 
scheut  —  dies  beweist  die  That. 

Ich  trete  vor  einer  höheren  Gewalt  zurück,  als  die  des 
Regenten  selbst  ist.  .  .«21') 

>Mit  Rührung«  las  Kaiser  Ferdinand  das  Schreiben 
seines  Kanzlers 2^^),  der  als  aufrechter  Mann,  edel  und  hoch- 
herzig, wie  er  es  zeitlebens  gewesen,  den  Schauplatz  seiner 
Tätigkeit  verließ.  »Wie  von  dem  großen  Kardinal  Alex- 
ander Farnese  kann  man  von  ihm  sagen  —  so  kenn- 
zeichnete ihn  Graf  Hübner  —  Nullas  unquam  ultus 
inimicorum  injurias.«^^^)  Gleicher  Edelmut  zeichnete  aber 
keineswegs  die  Gegner  Metternichs  aus  —  unbeschützt  und 
wie  ein  Verbrecher  mußte  dieser  aus  Wien  flüchten.  220) 

Im  Innersten  tief  gekränkt,  enthielt  er  sich  dennoch 
jedes  herben  Tadels,  wogegen  Fürstin  Melanie  sich  keines- 
wegs   scheute,    die    Sache    ihres    verlästerten    Gemahls   in 


Schütter,  Aus  Österreichs  Vonnärz.  IV. 
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temperamentvoller  Weise  zu  vertreten.  Sie  tat  es  auch 
gegenüber  der  Erzherzogin  Sophie,  die  ebenfalls  die  schwer- 
sten Vorwürfe  wider  den  alten  Staatskanzler  erhob:  den, 
das  Unmögliche  gewollt  zu  haben,  die  Monarchie  ohne 
einen  Kaiser  und  mit  einem  unfähigen  Träger  der  Krone 
zu  leiten;  den,  nichts  vorausgesehen  und  schließlich  die 
kaiserliche  Familie  feige  im  Stich  gelassen  zu  haben.^^i) 

Graf  Hartig  wiederum,  einer  der  hervorragendsten 
Staatsmänner  Altösterreichs,  deckte  in  seiner  »Genesis  der 
Revolution  in  Österreich«  freimütig  und  rückhaltlos  die 
Mängel  der  vormärzlichen  Regierung  auf,  die  er,  gleich 
Metternich,  darin  sah,  daß  der  Staat  zwar  »administrirt«, 
aber  nicht  »regiert«  wurde.  Er  unterließ  es  nicht,  auch 
den  schmählichen  Undank  zu  rügen,  den  Metternich  er- 
fahren mußte,  und  dessen  Verleumdern  die  weisen  und 
zeitgemäßen  Aussprüche  des  verkannten  Staatsmannes  vor- 
zuhalten.'^22)  »Hätten  Euer  Durchlaucht  —  so  schrieb  Graf 
Hartig  am  2.  Februar  1849  dem  Fürsten  Metternich  — 
wirklich  jenen  allgemeinen  und  entscheidenden  Einfluß 
auf  die  inneren  Staatsgeschäfte  gehabt,  welchen  die  irre- 
geleitete öffentliche  Meinung  Ihnen  zuschrieb,  so  stünde  es 
mit  uns  nicht  so  schlimm,  wie  es  jetzt  steht.  Nach  Ihrem 
Austritte  gieng  alles  in  Trümmer,  denn  es  mangelte  an 
leitenden  Grundsätzen  ...€  223^  Selbst  Klapka  äußerte  sich 
nach  seiner  Kapitulation  in  ähnlichem  Sinne,  da  er  als 
seine  Überzeugung  aussprach,  es  wäre  Fürst  Metternich 
der  einzige  Mann,  »welcher  das  namenlose  Unheil  unserer 
Zeit  zu  vermeiden  gewußt  hätte,  wenn  er  am  Ruder 
stünde  «.224) 

Wohl  lastete  auf  dem  Fürsten  Metternich  eine  schwere 
Unterlassungssünde,  zu  der  er  sich  im  Mai  1849  selber 
bekannte,  die  »der  Sedlnitzkyschen  Nichtstuerei«  nicht 
vor  Jahren  ein  Ende  gemacht  zu  haben.  »Hiezu  hätte  ich 
gelangen  können,    in  den  internis  aber  zu  mehr  nicht.  «22«). 

Dieses  Schuldbekenntnis  Metternichs  ist  jedoch  keines- 
wegs   einwandfrei.    Denn   nicht  »die  Nichtstuerei«  des  all- 
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mächtigen  Präsidenten  der  Polizeihofstelle,  dem  auch  die 
Zensur  unterstand,  sondern  eben  seine  Tätigkeit,  mit  Geist- 
losigkeit,  Härte  und  Unduldsamkeit  gepaart,  wirkte  lähmend 
auf  die  Geister;  diese  wurden  dadurch  in  die  Opposition 
gedrängt,  der  aber  im  absolutistischen  Staate  die  gesetzliche 
Grundlage  fehlte,  weshalb  sie  für  revolutionär  galt. 

Metternichs  tragische  Schuld  bestand  ferner  in  der 
übertriebenen  Behütung  Österreichs  vor  Entfesselung 
nationaler  Leidenschaften  und  in  unbeugsamem  Festhalten  an 
dem  europäischen  Staatensystem  des  Wiener  Kongresses,  ^^ß) 
So  vertraute  er  einerseits  allzusehr  dem  Buchstaben  der 
Verträge,  dem  er  die  Kraft  beimaß,  sich  auch  die  Volks- 
seele gefügig  zu  machen;  anderseits  aber  unterschätzte  er 
die  Macht  der  liberalen  Ideen,  die  —  je  mehr  sie  zurück- 
gedrängt wurden  —  um  so  gewaltiger  emporstrebten  und 
sich  schließlich  durch  keine  Beschwörungsformeln  mehr 
bannen  ließen. 

Hübner  besuchte,  im  Mai  1859,  den  alten  Staatskanzler, 
der  einige  Tage  vorher  seinen  86.  Geburtstag  gefeiert 
hatte.  »Ich  brachte  noch  den  ganzen  Morgen  bei  ihm  zu«  — 
so  berichtete  jener 22^)  —  »wir  machten  einen  kurzen 
Spaziergang  im  Garten,  wobei  er  sich  auf  meinen  Arm 
stützte.  Es  fiel  mir  auf,  wie  leicht  die  Bürde  war.  Dann 
folgte  ich  ihm  in  sein  Kabinett.  Das  Gespräch  war  lebhaft 
und  angeregt.  Beim  Abschiede  sagte  er  mir  zu  wieder- 
holtenmalen  mit  Nachdruck:  ,Ich  war  ein  Fels  der  Ord- 
nung.' Ich  hatte  bereits  die  Thüre  hinter  mir  geschlossen, 
als  ich  sie  wieder  leise  öffnete,  um  den  großen  Staatsmann 
noch  einmal  zu  betrachten.  Da  saß  er  an  seinem  Schreib- 
tische, die  Feder  in  der  Hand,  den  Blick  sinnend  nach  Oben 
gerichtet,  in  aufrechter  Haltung,  kalt,  stolz,  vornehm,  wie 
ich  ihn  einst  so  oft  in  der  Staatskanzlei  gesehen  hatte  im 
vollen  Glänze  der  Macht.  Die  Vorschatten  des  Todes, 
welche  ich  in  den  letzten  Tagen  zu  bemerken  glaubte, 
waren  von  seinem  Antlitze  gewichen.  Ein  Sonnenstrahl  er- 
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leuchtete  das  Gemach,  und  das  zurückgeworfene  Licht 
verklärte  die  edlen  Züge.  Nach  einiger  Zeit  gewahrte  er 
mich  unter  der  Thüre,  heftete  lange  einen  Blick  des  innigen 
Wohlwollens  auf  mich,  wandte  sich  dann  ab  und  sagte 
halblaut  vor  sich  hin:  un  röche  d'ordre.« 

Einige  Wochen  danach,  am  ii.  Juni  1859,  ereilte  ihn 
ein  sanfter  Tod. 

Mögen  die  Urteile  der  Epigonen  über  die  staats- 
männische Tätigkeit  Metternichs  noch  so  geteilt  sein,  Freund 
und  Feind  werden  ihm  die  Anerkennung  nicht  versagen, 
daß  er  das  Beste  für  Österreich  erstrebt  und  der  Nachwelt 
in  seinen  Papieren  Aussprüche  über  die  Grundbedingungen 
der  Gesellschaft,  der  Ordnung  und  des  Staates  hinterlassen 
hat,  die  sich  heute,  in  der  furchtbarsten  Zeit  der  Menschen- 
geschichte, wie  ein  Evangelium  lesen.  Möge  Ottokar  Lorenz 
recht  behalten,  der  die  Überzeugung  äußerte,  daß  vieles 
von  den  Bemerkungen  Metternichs  mit  der  Zeit  ebenso  in 
die  Handbücher  der  Staatslehre  übergehen  werde,  »wie  die 
Aussprüche  Pitts,  Burkes  und  anderer«. 22«) 
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Anmerkungen  und  Anhang 

(Die  Ziffern  innerhalb  der  Klammern  verweisen  auf  die  betreffende  Seitenzahl.) 


*)  (i)  Siehe  Anton  Mayer,  Das  niederoesterreichische  Landhaus  in 
Wien  (1513— 1848),  S.  83—96. 

2)  (i)  Regierungszirkular  vom   13.  Juli  1834. 

3)  (2)  An  dieser  Stelle  sei  folgendes  erwähnt:  Es  hatten  ständische 
Beratungen  stattgefunden,  und  zwar:  i.  Vor  der  Sanktion  des  Strafge- 
setzentwurfes im  Juli  1794  und  im  April  1804.  2.  Vor  der  Sanktion  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches  im  Februar  1797  (in  beiden  Fällen  wurden 
provinzweise  kommissioneile  Beratungen  mit  Zuziehung  der  Landstände  ge- 
pflogen). 3.  Vor  Einführung  eines  neuen  Grundbuchpatentes  mußte  (Staats- 
ratsakt, Z.  282  ex  1792.  St.  A.)  der  Entwurf  vorläufig  den  Ständen  von- 
Böhmen,  Mähren,  Galizien,  Görz,  Tirol  und  Vorderösterreich  zur  Äußerung 
eingeschickt  werden.  4.  Ein  gleiches  geschah  im  April  1792  vor  Ein- 
führung einer  landtäfl.  Taxordnung.  5.  Im  .April  1832  wurde  mit 
kaiserlicher  Entschließung  vom  18.  desselben  Monats  die  Einvernahme 
der  ständischen  Kollegien  über  das  bei  Teilung  der  Maierhofgründe  fest- 
zusetzende geringste  Ausmaß  angeordnet;  ferner  erhielten  die  steier- 
märkischen  Stände  (bei  ihrer  Organisierung)  im  November  1791,  und  die 
krainischen  Stände  im  Juli  1791,  die  Zusicherung  des  Kaisers,  daß  man 
ihren  Rat  einholen  werde,  so  oft  es  sich  um  neue  allgemeine  Gesetze 
handle.  (Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  22.  Juli  1847.  Staats- 
ratsakt, Z.  4344  ex  1847.  St.  A.) 

*)  (3)  Über  »Die  niederoesterreichischen  Stände  im  Vormärz«  vgl.  das 
vortreffliche  Buch  des  Wiener  Universitätsprofessors  V.  Bibl.  (Wien,  191 1.) 

s)  (3)  Die  neuen  Fatierungsgrundsätze  beruhten  auf  den  Grunder- 
tragsschätzungen und  schrieben  —  ohne  die  Regiekosten  zu  berück- 
sichtigen —  den  zehnten  Teil  des  Bruttoertrags  als  Zehentnutzen  vor. 
(Kaiserliche  Entschließung  vom  12.  Jänner  1841  über  den  Vortrag  der 
Vereinigten  Hofkanzlei  vom  19.  März  1839.  Staatsratsakt,  Z.  2557  ex 
1839.  St.  A.)   . 
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«)  (2)  Ständische  Vorstellung:^  vom  24.  Jänner  1844.  (Siehe  Bibl,  200.) 

')  (2)  W'alterskirchen  und  Doblhoff. 

«)  (3)  Siehe  Bibl,  193—202. 

•*)  (3)  Dieser  Beschluß  wurde  mit  61  gegen  19  Stimmen  gefaßt. 
l'Is  hatten  33  Mitglieder  der  Stände  auch  für  die  zwangsweise,  28  bloß 
für  die  freiwillige  Ablösung  gestimmt  und  19  —  darunter  sämtliche 
Prälaten  —  sich  gegen  jeden  Antrag  erklärt. 

10)  (3)  Vorstellung  der  niederösterreichischen  Stände,  dd.  Wien, 
24.  Jänner  1844.  (Andrian,  Oesterreichs  Zukunft,  II,  252.)  Doblhoff  war 
der  Verfasser  dieser  Denkschrift.  (Bibl,  205  ff.) 

")  (3)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  16.  Februar  1844. 
(Bibl,  209  ff.) 

12)  (3)  Kaiserliche  Entschließung  vom  24.  Februar  1835.  (Bibl,  123.) 

^^)  (3)  Votum  Buols  vom  15.  April  1844.  (Staatsratsakt,  Z.  1310 
ex  1844.  St.  A.)  Die  Hofkanzlei  hatte  als  Grundlage  dieser  Beratung 
vorgeschlagen,  »daß  mit  Beseitigung  jedes  Zwanges  dem  freiwilligen 
Übereinkommen  der  Betheiligten  auch  die  Wahl  der  ihrem  Interesse  am 
meisten  zusagenden  Wege  der  Ausgleichung  anheimgestellt,  insbesondere 
aber  überlassen  werde,  ob  sie  die  beabsichtigte  Ablösung  durch  die 
Stipulirung  einer  jährlichen  Geld-  oder  Naturalleistung,  oder  durch  die 
Auflassung  gegenseitiger  Verpflichtungen  oder  Servituten,  oder  durch 
den  vollständigen  oder  ratenweisen  Erlag  eines  Ablösungskapitals,  oder 
durch  die  Überlassung  eines  Äquivalents  an  Grund  und  Boden  zu  Stande 
bringen  wollen«.  Dies  widersprach  aber  den  bestehenden  Gesetzen, 
wonach  Rustikalgrundstücke  in  der  Regel  nie  in  das  Eigentum  der 
Obrigkeiten  übergehen  durften.  Buol  hielt  es  daher  nicht  für  geraten, 
schon  im  vorneherein  etwas  »als  zugestanden«  zu  erklären,  was  vielleicht 
erst  das  Ergebnis  künftiger  Verhandlungen  sein  könnte.  Und  da  erschien 
es  ihm  auch  angemessen,  in  der  kaiserlichen  Resolution  ausdrücklich  die 
Rechte  dritter  Personen  auf  die  abzulösenden  Objekte  zu  erwähnen, 
damit  ein  Stillschweigen  darüber  nicht  falsch  gedeutet  würde. 

14)  (4)  Bibl,  213  ff.  '  '"."/  '^!"'! 

")  (4)  Sitzungsprotokoll  vom  9.  Mai  1844.  (Staatsratsakt,  Z.  1310 
ex  1844.  St.  A.)  Die  Sache  blieb  unerledigt. 

*«)  (4)  Kaiserliche  Entschließungen  vom  28.  September  1825  und 
vom  12.  Jänner  1841.  (Staatsratsakten,  Z.  1969  ex  1825  und  2557  ex 
1839.  St.  A.) 

17)  (4)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vorfrag  der  Vereinigten 
Hofkanzlei  vom  9.  Februar  1844),  dd.  Schönbrunn,  28.  Juni  1845.  (Staats- 
ratsakt, Z.  1073  ex  1844.  St.  A.  Siehe  Bibl,  219.) 

18)  (4)  Die  Stände  hatten,  ohne  die  Zustimmung  der  Hofkanzlei 
einzuholen,  eine  Versammlung  einberufen,  die  ständischen  Kollegien 
gänzlich  übergangen,  die  Initiative   der  Erörterung  einzelnen  Mitgliedern 
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überlassen  und  ein  Komitee  mit  der  Abfassung  der  ständischen  Eingabe 
betraut. 

^*)  (4)  Graf  Walterskirchen  in  der  Versammlung  vom  20.  Sep- 
tember 1843. 

*^)  (4)  Sedlnitzkys  Bericht  vom  16.  November  1843.  (Minister 
Kolowrat-Akten,  Z.  2120  ex  1843.  St.  A.) 

^^)  (5)  Staatsratsakten,  Z.  227  ex  1791,  Z.  317  ex  1764.  (St.  A.)  Dem 
Landmarschall  hatte  bloß  folgendes  als  Richtschnur  zu  dienen:  »Im  Falle 
er  in  den  ständischen  oder  in  den  Versammlungen  des  Verordneten- 
Collegiums  etwas  wahrnehmen  sollte,  was  der  a.  h.  landesfürstlichen 
Willensmeinung  zuwiderlauft,  oder  sonst  zum  Schaden  des  Landes  oder 
dessen  Innwohner  gereicht,  von  ihm  aber  der  etwa  gefaßte  widrige  Schluß 
durch  die  ihm  eingeräumte  Autorität  gleichwohl  nicht  abgeändert  werden 
könnte,  derselbe  von  derlei  sich  ereignen  mögenden  ständischen  Vorgängen 
die  unverweilte  Anzeige  bei  Hof  zu  machen  beflissen  sein  solle.«  (Hof- 
dekret vom  7.  Mai  1764,  §  6.) 

22)  (5)  Die  Stände  hatten  fast  einstimmig  diesen  Beschluß  in  ihrer 
Versammlung  vom  20.  September  1843  gefaßt.  Der  Statutenentwurf 
wurde  von  dem  Verordnetenkollegium  und  dem  verstärkten  Ausschuß 
und  —  am  2.  und  3.  Mai  1844  —  von  den  versammelten  Ständen  beraten. 

^^)  (5)  Vgl.  darüber  Bibl,  223—228. 

^*)  (5)  I-  Vom  Landtag:  Eröffnung,  Beratung,  Schlußfassung.  II.  Von 
den  Versammlungen  der  drei  oberen  Stände,  Bestand  und  Berufung, 
Ordnung  und  Leitung,  Abstimmung.  (Abgedruckt  in  dem  Werke:  »Bei- 
träge zum  Verständnisse  der  ständischen  Bewegung  in  den  deutsch-oester- 
reichischen  Provinzen.«  Leipzig  1848.  S.  137  ff.) 

**)  (5)  So  war  Zweidrittelmehrheit  bei  Anwesenheit  von  mindestens 
achtzig  Mitgliedern  erforderlich,  sobald  ständische  Rechte  aufgegeben 
oder  abgeändert  werden  sollten;  handelte  es  sich  aber  um  Rechte,  die 
an  dem  Besitz  hafteten,  so  mußten  wenigstens  drei  Viertel  der  Stimm- 
führer begütert  sein.  (§  55,  »Beiträge«,  149.) 

2')  (6)  Wimmer  und  Graf  Kaunitz. 

27)  (6)  Baron  Buol. 

»8)  (6)  Hofrat  Weiss. 

3*)  (6)  »Genesis  der  Revolution  in  Oesterreich.«  (III.  Auflage.)  S.  96. 
Vgl.  auch  Schmidt,  Zeitgenössische  Geschichten,  601.  Hartig  sah  in  der 
von  den  niederösterreichischen  Ständen  beantragten  Geschäftsordnung 
»eine  Art  von  Charte«,  »aus  welcher  sich  eine  veränderte  Stellung  der 
Stände  zu  der  Krone  hätte  ableiten  lassen«. 

*^)  (7)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Vereinigten 
Hofkanzlei  vom  13.  Jänner  1845),  dd.  Schönbrunn,  28.  Juni  1845.  (Staats- 
ratsakt, Z.  465  ex  1845.  St.  A.) 


31)  (7)  Staatsiatsakt,  Z.  4588  ex  1845.  (St.  A.)  Die  neue  »Ordnung« 
findet  sich  in  den  »Beiträgen«,  150  ff.,  abgedruckt. 

3*)  [y)  vDie  Verhandlungen  dauern  —  so  lautete  der  Paragraph  42 
des  ständischen  Entwurfs  —  in  der  Regel  in  einer  ununterbrochenen 
Reihenfolge  von  Tagen,  bis  alle  in  dem  Verhandlungsprogramme  ent- 
haltenen Gegenstände,  sowie  die  allfällig  von  einzelnen  Mitgliedern  ge- 
stelltenJAnträge  erledigt  sind.«  (»Beiträge«,  147.) 

33)  (7)  Staatsrat  Somsich,  vormals  Vorsitzender  der  Deputierten- 
tafel, konnte  da  manches  aus  seiner  Praxis  erzählen.  (Staatsratsakt,  Z.  463 
ex  1845.  St.  A.)  Den  Ständen  wurde  in  der  Folge  bloß  die  Lithographie- 
rung ihrer  Beschlüsse  bewilligt.  (Kaiserliche  Entschließung  [auf  den  Vor- 
trag der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  12.  Juni  1846],  dd.  Schönbrunn, 
4.  August  1846.  Staatsratsakt,  Z.  2990  ex  1846.) 

34)  (7)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Vereinigten 
Hofkanzlei  vom  18.  August  1845),  dd.  Wien,  10.  März  1846.  (Staatsrats- 
akt, Z.  4588  ex  1845.  St.  A.) 

35)  (7)  Hof  kanzleibericht  vom  23.  Juni  1846.  (Staatsratsakt,  Z.  3623 
ex  1846.  St.  A.) 

36)  (8)  »Ich  will  zwar  den  niederösterreichischen  Ständen  noch 
ferner  gestatten,  ihre  Verordneten  und  Ausschußräthe  ohne  Vorbehalt 
der  landesfürstlichen  Bestätigung  zu  wählen,  jedoch  versehe  Ich  Mich, 
daß  sie  von  diesem  Rechte  nur  mit  genauer  Beachtung  der  ständischen 
Verfassung  und  mit  sorgfältiger  Rücksicht  auf  die  dem  Dienste  voll- 
kommen zusagenden  Eigenschaften  des  Gewählten  Gebrauch  machen. 
Darüber  hat  auch  die  Hof  kanzley  pflichtmäßig  zu  wachen  und  von  jeder 
geschehenen  Wahl  mit  Beilegung  eines  legalen  Auszugs  des  Stimmproto- 
kolls sich  die  Anzeige  erstatten  zu-  lassen  und  Mir  mit  ihren  allfälligen 
Bemerkungen  vorzulegen.«  (Kaiserliche  Entschließung  [auf  den  Vortrag 
der  Vereinigten  Hof kanzlei  vom  23.  November  1832],  dd.  Wien,  23.  April 
1833.  Staatsratsakt,  Z.  7184  ex  1832.  St.  A.) 

Zur  Rechtfertigung  der  Regierung  sei  noch  folgendes  erwähnt:  Im 
Dezember  1846  wählte  der  Ritterstand  den  niederösterreichischen  Appel- 
lationsrat Anton  Ritter  von  Schmerling  zum  vierten  Ausschußrat  und 
im  Juni  1847  zum  Verordneten.  Der  Wahlakt  wurde  in  beiden  Fällen 
bloß  »zur  a.  h.  Wissenschaft«  genommen;  denn  der  Landmarschall 
hatte  ausdrücklich  erklärt,  »daß  der  Eintritt  dieses  eben  so  ge- 
schäftskundigen wie  kenntnißreichen  Mannes  in  die  ständischen  Dienste 
ein  wahrer  Gewinn  und  in  jeder  Beziehung  erfreulich  sei«.  (Vorträge 
der  Vereinigten  Hofkanzlei,  dd.  29.  Jänner  1847  und  i.  August  1847, 
und  des  Präsidenten  der  Obersten  Justizstelle  vom  21.  Juni  1847.  Staats- 
ratsakten, Z.  717,  3254,  4134  ex  1847.  St.  A.  Vgl.  Arneth,  Anton  Ritter 
von  Schmerlirig,  33,  37.) 
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3')  (8)  Ständische  Eingabe  vom  28.  August  1845.  Der  Entwurf  zer- 
fiel in  zwei  Hauptabschnitte  (Wahlbefähigung,  Wahlordnung)  und  ent- 
hielt 22  Paragraphe. 

38^  (8)  »Dasselbe  (das  ständische  Mitglied)  muß  in  Niederoesterreich 
an  ständischen  Güten  wohl  begütert,  d.  h.  Eigenthümer  eines  Dominiums, 
nämlich  eines  mit  grund-  und  ortsobrigkeitlichen  Rechten  versehenen 
Dominikalgutsbesitzes  sein  oder  von  seinem  Dominikalbesitzthume 
wenigstens  200  Gulden  an  landesfürstlichen  direkten  Steuern  entrichten, 
oder  nach  -  der  fideikommissarischen  oder  Lehensfolge  die  nächste  An- 
wartschaft auf  einen  solchen  Besitz  haben.«  (§  4,  litt,  b.)  —  »Sollten  bei 
der  Wahl  einem  ständischen  Mitgliede,  welches  nicht  alle  vorgezeichneten 
Eigenschaften  besitzt,  zwei  Drittel  der  gesamten  Stimmen  zufallen,  so  ist 
diese  Wahl  nur  dann  als  giltig  anzusehen,  wenn  in  einer  allgemeinen 
Versammlung  der  drei  oberen  Stände  dieser  Wahlakt  durch  die  Stimmen- 
mehrheit bestättigt  wird.«  (§  21.)  —  »Bei  dem  Herrenstand  müssen 
mindestens  20,  und  bei  dem  Ritterstand  mindestens  10  begüterte,  d.  h. 
solche  Mitglieder  anwesend  sein,  welche  im  Lande  N.  Oe.  ständische 
Dominikalgilten  besitzen,  von  welchen  sie  wenigstens  60  fl.  landesfürstliche 
direkte  Steuern  entrichten  oder  nach  der  fideikommissarischen  oder 
Lehensfolge  die  nächste  Anwartschaft  auf  einen  solchen  Besitz  haben.« 
(§  19,  litt,  b.)  —  »Dasselbe  hat  zu  gelten,  wenn  bei  einer  wiederholt  aus- 
geschriebenen Wahl  die  zu  deren  Giltigkeit  erforderliche  Anzahl  von 
Begüterten  nicht  erschienen  wäre,  oder  wenn  sonst  von  den  in  diesen 
W^ahlvorschriften  festgesetzten  Bedingungen  abgegangen  werden  soll.« 
(§  22.) 

39)  (^^8)  Diese  fußten  auf  der  W^ahlordnung  vom  10.  Juli  1710,  auf 
den  kaiserlichen  Entschließungen  dd.  10.  August  1770  und  9.  April  1801, 
die  die  Verwandtschaftsgrade  betrafen,  und  auf  den  Instruktionen  vom 
23.  August  1790  für  das  niederösterreichiche  Verordnetenkollegium  und 
den  Ausschuß.  (Staatsratsakten,  Z.  2805  ex  1770,  Z.  1073  ex  1801,  Z.  2336 
ex  1790.  St.  A.) 

*o)  (8)  Schon  die  Wahlordnung  vom  Jahre  1710  enthielt  die  Vor- 
schrift (§  2),  es  solle  der  Verordnete  »im  Lande  wohl  begüttet«  sein, 
und  damit  stimmten  auch  die  Paragraphe  der  im  Jahre  1790  für  das 
Verordnetenkollegium  und  den  Ausschuß  genehmigten  Instruktionen  über- 
ein. Dieses  Erfordernis  galt  in  den  übrigen  Provinzen  sogar  als  Bedin- 
gung der  Teilnahme  an  den  ständischen  Versammlungen;  in  Niederöster- 
reich aber  nicht,  wo  jedoch  mindestens  die  Mitglieder  der  Kollegien,  die 
ja  zunächst  die  Rechte  und  Interessen  des  Dominikalbesitzes  zu  vertreten 
hatten,  hieran  selbst  beteiligt  sein  mußten.  Buol  bemängelte  auch  den 
im  §  5  des  ständischen  Entwurfes  festgesetzten  Zensus  von  200  fl.  an 
direkten  landesfürstlichen  Steuern  nicht;  denn  dieser  bezog  sich  lediglich 
auf  den  Dominikalbesitz,  mit  dem  keine  grund-  und  obrigJ:eitlichen  Rechte 
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verbunden  waren.  Aus  denselben  Gründen  stimmte  Buol  für  die  Beibehal- 
tung des  §  19. 

<i)  (9)  Votum  des  Grafen  Kolowrat  vom  26.  Februar  1847.  (Minister 
Kolowrat-Akten,  Z.  433  ex  1847.  St.  A.) 

4*)  (9)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Vereinigten 
Hofkanzlei  vom  20.  April  1846),  dd.  Wien,  6.  März  1847.  (Staatsratsakt, 
Z.  2302  ex  1846.  St.  A.) 

")  (9)  Beschluß  vom  8.  Juni  1847.  (Bibl,  235.) 

**)  (9)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  30.  September  1847. 
(Staatsratsakt,  Z.  5220  ex  1847.  St.  A.) 

«)  (9)  Votum  vom  23.  November  1847.  (Minister  Kolowrat-Akten, 
Z.  2227  ex  1847.  St.  A.) 

*ß)  (9)  Die  Hofräte  Wimmer  und  Salzgeber,  ferner  Pillersdorf  und 
Inzaghi  hatten  sich  für  die  Gewährung  der  ständischen  Bitte  erklärt,  es 
bei  der  alten  Ordnung  zu  belassen. 

*')  (9)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Vereinigten 
Hofkanzlei  vom  30.  September  1847),  dd.  Wien,  3.  März  1848.  (Staats- 
ratsakt, Z.  5220  ex  1847;  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2227  ex  1847.) 

*8)  (g)  Mit  welchen  Schwierigkeiten  die  Stände  zu  kämpfen  hatten, 
als  es  sich  um  die  »äußere  Gewandung«,  den  Neubau  des  Landhauses 
handelte,  findet  sich  in  A.  Mayers  Buch  »Das  n.-oe.  Landhaus  in  Wien« 
sehr  anschaulich  geschildert. 

4*)  (10)  Hofbericht  vom  21.  Mai  1844. 

6«)  (10)  Hofkanzleidekret  vom  7.  Juni  1844.  (Bibl,  242.) 

51)  (10)  Vgl.  Boguth,  »Die  Okkupation  Wiens  und  Niederöster- 
reichs durch  die  Franzosen  im  Jahre  1809  und  ihre  Folgen  für  das  Land«. 
(Jahrbuch  für  Landeskunde  von  Niederösterreich  1908.) 

52)  (10)  Bibl,  242. 

**)  (10)  Landtagserklärung  vom  16.  September  1844.  (Abgedruckt 
in  den  Grenzboten  1846,  IV,  325.) 

5*)  (11)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  27.  September  1844. 

55)  (11)  Votum  Buols  vom  25.  Oktober  samt  Resolutionsentwurf. 
(Staatsratsakt.  Z.  5151  ex  1844.  St.  A.) 

58)  (11)  Kaiserliche  Entschließung  (nach  dem  Entwurf  des  Hofrates 
Krauss)  vom  28.  Juni  1845.  (Staatsratsakt,  Z.  5151  ex  1844.  St.  A.) 

57)  (11)  Der  Landmarschall  hatte  »im  engsten  Vertrauen«  und 
seiher  Bitte  gemäß  die  Erlaubnis  erhalten,  den  Ständen  einstweilen  münd- 
lich mitzuteilen,  »daß  S.  M.  deren  vorjährige  Erklärung  mit  a.  h.  Wohl- 
gefallen aufgenommen  und  die  darin  zur  Sprache  gebrachten  Gegenstände 
mit  gewohnter  landesväterlicher  Sorgfalt  der  a.  h.  Berücksichtigung  zu 
unterziehen  und  darüber  bereits  angemessene  Voreinleitungen  angeordnet 
haben«.  (Gervay  an  den  n.-ö.  Landmarschall  Grafen  Goess.  Staatskonfe- 
renz, Z.  233  s  et  1845.  St.  A.) 
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s8)  (ii)  Invasionsschulden,  vSchubwesen,  Kriminalgerichtsbarkeit,  Not- 
lage des  Winzers. 

*9)  (ii)  Der  Ausgleich  zwischen  dem  Ärar  und  dem  Landtag  als  dem 
Rechtsnachfolger  der  Stände  kam  erst  1895  zustande.  (Vgl.  Boguth,  329.) 

«0)  (11)  Vortrag  Kolowrats  vom  26.  Februar  1845.  (Minister  Kolo- 
wrat-Akten,  Z.  309  ex  1845.  St.  A.) 

«1)  (11)  Bibl,  244. 

82)  (11)  Die  Mitteilung,  es  seien  die  Zusammenkünfte  »bereits  ab- 
gestellt«, wurde  am  5.  April  1845  vom  Kaiser  zur  Kenntnis  genommen. 
(Vorträge  des  Obersten  Kanzlers  vom  8.  und  vom  12.  März  1845.  Mini- 
ster Kolowrat-Akten,  Z.  400  und  401  ex  1845.  St.  A.)  Und  doch  hatte 
der  Landmarschall  inzwischen  mit  Präsidialnote  vom  27.  März  den  Ständen 
den  Besuch  des  Lesezimmers  wieder  erlaubt. 

*3)  (12)  Verkürzt:  Weiderecht  (durch  die  allgemeine  Benützung  der 
Brache),  Bannschanknutzen  (infolge  der  Verzehrungssteuer  und  der  leicht 
zu  erwerbenden  Schankkonzessionen).  Aufgehoben :  Steuerfreiheit,  Waisen- 
dienste, Abfahrtgeld,  Einstands-  oder  Vorkaufsrecht,  Privatmauten,  Maut- 
und  Zollbefreiung  des  ständischen  Dominikalbesitzes.  Neue  Lasten:  Schub- 
wesen; Sicherheitskommissariate;  Einhebung,  Verrechnung  und  Abfuhr 
der  Verzehrungssteuer  usw.  Erwähnt  wurde  ferner,  daß  die  Behörden 
bei  Festsetzung  der  Urbarialbezüge  in  Grundtrennungs-  und  Anstiftungs- 
fällen die  grundobrigkeitlichen  Rechte  schmälerten. 

84)  (12)  Vorstellung,  von  Doblhoff  im  Verein  mit  Tinti  und  Breuner 
verfaßt.  (Bibl,  260 — 262.) 

85)  (12)  Diese  Eingabe  war  von  Doblhoff  ausgearbeitet  worden. 
(Bibl,  260.) 

6«)  (12)  Siehe  S.  10  u.  Anm.  50  (S.  50). 

6')  (12)  Siehe  Bibl,  245—247. 

«8)  (12)  Siehe  Aus  Österreichs  Vormärz,  »Böhmen«,  S.  35. 

«9)  (13)  Votum  Buols  (über  den  Vortrag  der  Hofkanzlei  vom  23.  Juli 
1845)  vom  6.  August  1845  (Staatsratsakt,  Z.  3970  ex  1845.  St.  A.). 

'0)  (13)  Votum  Metternichs  (ad  Staatsratsakt  Z.  3970  ex  1845.  St.  A.), 
dd.  Schloß  Johannisberg,  6.  September  1845.  (Staatskonferenz,  Z.  374  s 
ex  1845.  St.  A.) 

'i)  (13)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  des  Hofkanzlei- 
präsidiums vom  23.  Juli  1845),  dd.  Schönbrunn,  19.  September  1845. 
(Staatsratsakt,  Z.  3970  ex  1845.  St.  A.) 

'2)  (13)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  Inzaghis  vom 
19.  November  1845),  dd.  Wien,  13.  Februar  1846.  (Stäatsratsakt,  Z.  6108 
ex  1845.  St.  A.) 

")  (13)  Buols  Resolutionsentwurf,  der  diesen  Hinweis  enthielt,  war 
auf  Antrag  des  Staatsrates  Weiss  zurückgewiesen  worden,  (Ibidem.) 

'4)  (14)  Hofbericht  vom  21.  März  ^46. 
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'5|  (14)  Folj;ende  Gegenstände  waren  es,  über  die  man  noch  ver- 
handelte: I.  Aufrechterhaltung  der  dem  Herren-  und  Ritterstand  ver- 
liehenen Lehengnaden.  (Vorstellung  vom  i.  Oktober  1836,  Vortrag  der 
Hofkanzlei  vom  2.  Juli  1837.  Staatsratsakt,  Z.  6071  ex  1837.  St.  A.)  Die 
Erledigung  konnte  nicht  erfolgen,  weil  der  Ausweis  über  solche  landes- 
fürstliche Lehen  erst  am  25.  Juni  1846  einlangte.  2.  Erhaltung  der  Vi- 
zinalwege.  (Vorstellung  ex  1828.  Vorträge  der  Hofkanzlei;  dd.  15.  Oktober 
1833,  Staatsratsakt,  Z.  7001;  3.  Mai  1838,  Staatsratsakt,  Z.  2425;  27.  Sep- 
tember 1840,  Staatsratsakt,  Z.  5007;  7.  April  und  2.  November  1843, 
Staatsratsakt,  Z.  2161  und  5656.  Diese  Vorträge  langten  am  29.  Novem- 
ber und  I.  Dezember  1844  zurück.  Die  Landesstellen  hatten  laut  Kabinett- 
schreiben vom  22.  Juli  1843  (Staatsratsakt,  Z.  2926)  ihr  Gutachten  ab- 
zugeben, wobei  auch  mit  dem  Verordnetenkollegium  Rücksprache  ge- 
pflogen werden  sollte.)  3.  Kreisweise  Verteilung  und  Einbringung  der 
Wiener  Krankenhausverpflegungsgebühren  für  arme  Landleute.  (Ständi- 
scher Protest  gegen  die  alljährliche  Erhöhung  dieser  Gebühren  vom 
30.  April  1844.  Die  Hofkanzlei  harrte  noch  der  erforderlichen  Nachweise.) 
4.  Invasionsschulden  ex  1805  und  1809.  (Der  betreffende  Akt  lag  noch  in 
der  Hofkammer).  5.  Ausmittlung  der  Distrikts-  und  Provinzialausgaben 
(Staatsratsakt,  Z.  547  ex  1830);  sie  sollte  vollständig  erst  erfolgen,  bis 
die  neue  Katastralverfassung  allgemein  eingeführt  war.  6.  Schub wesen. 
(Staatsratsakt,  Z.  2225  ex  1842.  Laut  kaiserlicher  Resolution  vom  i.  April 
1845  sollte  eine  kommissioneile  Beratung  der  n.-ö.  Regierung  mit  dem 
Verordnetenkollegium  stattfinden;  am  10.  Juni  1846  beschlossen  aber  die 
Stände,  die  Sache  vorerst  unter  sich  zu  beraten,  und  so  hing  die  Be- 
schleunigung lediglich  von  ihnen  ab.)  7.  Herabsetzung  der  VerzehrungS' 
Steuer  für  Wein.  (Der  betreffende  Akt  lag  seit  dem  29.  Dezember  1845 
in  der  Hofkammer  und  wurde  am  24.  April  1846  urgiert.) 

Die  Hofkanzlei  ersuchte  um  die  Erledigung  folgender  Gegenstände: 
I.  Zehentbefreiung  für  Futterkräuter,  die  in  einem  späteren  als  dem 
dritten  Jahre  in  der  Brache  gepflanzt  werden  (Staatsratsakt,  Z.  4550  ex 
1839);  2.  exekutionsweise  Eintreibung  rückständiger  Urbarialschuldigkeiten 
(Staatsratsakten,  Z.  5344  ex  1842  und  905  ex  1843);  3.  Allodialisierung  der 
kleineren  Lehen  (Staatsratsakt,  Z.  1494  ex  1843);  4.  Ablösung  der  Robot- 
und  Zehentrechte  (Staatsratsakt,  Z.  1310  ex  1844);  5.  ständischer  Pro- 
test gegen  die  Übertragung  des  Konskriptions-  und  •  Rekrutierungs- 
geschäftes innerhalb  der  Linien  Wiens  an  den  Wiener  Magistrat  (Staats- 
ratsakt, Z.  5438  ex  1844);  6.  Errichtung  von  Kollegialkriminalgerichten 
(Staatsratsakt,  Z.  2466  ex  1845);  7.  Norm  für  das  landesfürstliche  Berg- 
regale zur  Beseitigung  der  Eingriff'e  der  Montanbehörden  ip  die  Gerichts- 
barkeit der  Dominien  (Staatsratsakt,  Z.  1809  ex  1846).    ;;:     >,;  , 

»Die  Vorstellung  der  »Stände  beruht  demnach  —  so  äußerte  sich 
die  Hofkanzlei  —  nur  insofern  auf  einem  haltbaren  Grunde,  als  ihnen  in 
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mehreren  wichtigen  Sachen  der  Erfolg  nicht  bekannt  ward,  den  E.  M. 
ihren  Eingaben  zuzugestehen  geruhen.  Überzeugt,  daß  nichts  mehr  ge- 
eignet ist,  das  Vertrauen  und  Ansehen  der  Regierung  zu  befestigen,  als 
wenn  sie  ihre  Beschlüsse  über  Darstellungen  eines  achtbaren  Körpers 
mit  jener  Entschiedenheit  faßt,  die  über  ihre  Absicht  keinen  Zweifel  läßt, 
kann  die  Hofkanzlei  nur  bitten,  E.  M.  geruhen  diese  Auskünfte  zur  a.  h. 
Wissenschaft  zu  nehmen  und  die  a.  h.  Entschlüssungen  über  die  noch 
in  a.  h.  Händen  befindlichen  Vorträge  herabgelangen  zu  lassen.« 

Dem  staatsrätlichen  Votum  gemäß  wurde  den  Ständen  bedeutet, 
daß  die  kaiserlichen  Entschließungen  über  exekutionsweise  Eintreibung 
der  rückständigen  Urbarialgiebigkeiten,  über  Lehengnaden  und  Allodiali- 
sierung  der  kleineren  Lehen  und  über  die  Abnahme  der  Kriminalgerichts- 
barkeit bald  erfolgen  würden;  die  Hofkanzlei  hatte  ihnen  über  Erhaltung 
der  Vizinalwege,  Krankenhausverpflegsgebühren,  über  die  Invasions- 
schulden, Distrikts-  und  Provinzialausgaben,  über  Schubwesen  und  Ver- 
zehrungssteuer Aufklärungen  zu  geben  und  in  Betreff  der  Vizinalwege 
die  Verhandlungen  zu  beschleunigen.  Was  die  Invasionsschulden  und  die 
Verzehrungssteuer  anlangte,  so  erging  eine  Weisung  an  den  Hofkammer- 
präsidenten. 

Dem  Kaiser  sollte  ferner  über  Ausmittlung  der  Distrikts-  und  Pro- 
vinzialausgaben ein  eigener  Vortrag  erstattet  werden.  (Kaiserliche  Ent- 
schließung [auf  den  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  30.  Juni 
1846],  dd.  Wien,  20.  Februar  1847.  Staatsratsakt,  Z.  3627  ex  1846. 
St.  A.) 

'6)  (14)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  des  Vizepräsi- 
denten der  Hofkommission  in  Justizgesetzsachen  vom  5.  Februar  1838), 
dd.  Wien,  i.  April  1845.  (Staatsratsakt,  Z.  770  ex  1838.  St.  A.  Vgl. 
Bibl,  174.)  —  Die  Ausübung  der  Strafgerichtsbarkeit  war  in  den  meisten 
Provinzen  nur  Kollegialgerichten  anvertraut.  Nieder-  und  Oberösterreich. 
Steiermark  und  Kärnten  bildeten  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel;  denn 
noch  hatte  der  »Judex  pedaneus«  die  Untersuchung  -zu  führen  und  die 
betreffenden  Akten  einem  Spruchgericht  einzusenden.  Die  neuen  Normen 
sollten  nun  auch  in  diesen  Provinzen  eingeführt,  die  Verhandlungen  aber 
vorerst  bloß  in  Niederösterreich  eingeleitet  werden. 

")  (14)  »Es  ist  den  Ständen  femer  zu  eröffnen  —  so  hieß  es  in 
der  kaiserlichen  Entschließung  —  daß  unter  ihnen  vorzüglich  die  Land- 
gerichtsinhaber, welchen  eine  bedeutende  Last  abgenommen  und  dennoch 
das,  was  sie  dieser  Gerichtsbarkeit  wegen  bisher  bezogen  haben,  belassen 
wird,  zur  Beitragsleistung  berufen  seien  .  .  .  Der  durch  diese  Einrichtung 
sich  ergebende  Mehr-Aufwand  ist  vor  der  Hand  als  eine  Provinciallast 
anzusehen  und  als  solche,  insoferne  er  nicht  durch  die  obenerwähnten 
ständischen  Beiträge  bedeckt  wäre,  nach  der  bestehenden  Einrichtung  zu 
vertheilen  und  hereinzubringen.  ,  .  .« 

6t 


"'^j  (14)  Die  kaiserliche  Entschließung  vom  i.  April  1845  ordnete 
die  Errichtung  bloß  eines  Kriminalgerichtes  —  höchstens  zweier  —  in 
jedem  Kreise  an.  Die  Stände  sprachen  sich* aber  für  eine  größere  Anzahl 
solcher  Gerichte  aus  und  baten  schließlich  den  Kaiser,  er  möge  ihnen 
die  Anträge  der  Behörden  noch  vor  seiner  Resolution  zur  Äußerung  mit- 
teilen lassen.  (Vorstellung  der  am  9.  Juni  1845  im  Landtag  versammelten 
drei  oberen  Stände.  Staatsratsakt,  Z.  4138  ex  1845.  St.  A.) 

'9)  (14)  Zu  ständischen  Mitgliedern  der  Kommission  wurden  ge- 
wählt: Anton  Graf  Pergen,  Anton  Ritter  von  Schmerling,  Heinrich  Graf 
Hoyos  und  Anton  Baron  Doblhoff. 

80)  (14)  Votum  Hartigs  (über  den  Vortrag  der  Hofkanzlei  vom 
24.  Juli  1845)  vom  II.  September  1845  (Staatsratsakt,  Z.  4138  ex  1845. 
St.  A.),  wonach  den  Ständen  bedeutet  werden  sollte,  daß  sich  der  Kaiser 
»dermal«  zu  keiner  Änderung  seiner  Resolution  veranlaßt  sehe. 

81)  (14)  Siehe  Arneth,  Anton  Ritter  von  Schmerling,  S.  39. 

*')  (15)  Vorstellung  vom  24.  Juni  1846.  (Abgedruckt  in  den  »Bei- 
trägen zum  Verständnisse  der  ständischen  Bewegung«,  164—185.  VgL 
Bibl,  266  ff.,  268—274.) 

83)  (15)  Der  Oberste  Kanzler  war  mit  Kabinettschreiben  vom 
13.  August  1846  aufgefordert  worden,  über  die  ständische  Eingabe  »ein 
wohlbegründetes  Gutachten«  abzugeben.  (Staatsratsakt,  Z.  3517  ex  1846. 
St.  A.)  Der  Vortrag  wurde  am  11.  September  desselben  Jahres  erstattete 
(Ibidem,  Z.  4895  ex  1846.) 

8*)  (15)  Er  war  —  so  bezeichneten  ihn  »Die  Grenzboten«  (1847,. 
Bd.  IV,  310)  —  »das  negative  Prinzip«  im  Staatsrat,  »ein  Radschuh  am 
Staatswagen,  aber  nicht  wie  dieser  thätig,  wenn  es  abwärts,  sondern 
wenn  es  vorwärts  gehen  sollte«. 

85)  (15)  Staatsratsakt,  Z.  4009  ex  1791.  St.  A. 

86)  (15)  Dieser  Beschluß  wurde  in  einer  Konferenz  des  Staatsrates 
gefaßt,  die  am  26.  November  1846  unter  dem  Vorsitze  Hartigs  stattfand, 
(Staatsratsakt,  Z.  4895  ex  1846.  St.  A.  Vgl.  Bibl,  293—295.) 

87)  (16)  Errichtung  einer  Hypothekenbank  und  Kreditanstalt;  Über- 
nahme der  wechselseitigen  Brandschaden-Versicherungsanstalt  in  die  Ver- 
waltung des  Landes;  Errichtung  einer  landwirtschaftlichen  Lehrkanzel  an 
der  Wiener  Universität.  (Vgl.  Bibl,  209,  286  ff.,  289,  290 ff.) 

88)  (16)  Landtagserklärung  über  das  Steuerpostulat  für  1847,  dd. 
Wien,  24.  Juni  1846.  (Abgedruckt  in  den  »Beiträgen«  157  ff.) 

89)  (16)  Landtagserklärung  vom  24.  Juni  1846.  (»Beiträge«,  159  ff.,  162.) 
9°)  (16)  Es    sollte    die    ärgsten    Bedrückungen    der  Untertanen    bei 

Abforderung    der    Frondienste    beseitigen.    (Siehe    Aus    Österreichs  Vor- 
märz, »Galizien  und  Krakau«,  S.  45  ff.) 

'^)  (16)  Dieses  Gesetz  (Art.  7,  §  9)  gestattete  den  ungarischen 
Bauern   und  Gemeinden    den  Freikauf  von    sämtlichen  Urbarialschuldig- 

62 


keiten,  wobei  in  den  meisten  Fällen  von  dem  landesfürstlichen  Heimfalls- 
recht abgesehen  werden,  sollte. 

92^  (i6)  In  Niederösterreich,  Krain,  Böhmen,  Mähren,  Schlesien, 
Galizien,  Krakau  und  in  der  Bukowina  überwogen  die  Roboten,  in  den 
übrigen  Provinzen  die  Naturalabgaben. 

83)  (^ly)  I3as  staatsrätliche  Sitzungsprotokoll  vom  9.  Mai  1844  (Staats- 
ratsakten, Z.  1310  ex  1844.  St.  A.;  vgl.  Anm.  75)  lag  noch  im  ge- 
heimen Kabinet. 

9*)  (17)  Galizien  ausgenommen. 

^0  (17)  *Daß  dießfalls  vieles  und  wirksames  geschehen  könne,  er- 
laube ich  mir  —  so  bemerkte  Kolowrat  —  u.  a.  mit  dem  anzudeuten, 
daß  die  Bestimmungen^des  Patents  vom  i.  September  1798  es  zumeist 
unmöglich  machen,  bei  Lehen-Fideicommiss-Corporationsgütern  und  bei 
stark  verschuldeten  Dominien  Ablösungen  oder  Umgestaltungen  der 
Frohne  etc.  zu  bewirken.  Die  Aufstellung  einiger  Regeln,  wie  der  Erlös 
oder  das  Surrogat  zur  Deckung  der  Rechte  Dritter  dienen  könne,  die 
Abkürzung  der  Geschäfts-Verhandlung,  die  Vermittlung  der  politischen 
und  Justiz-Behörden,  die  Vereinfachung  der  Vorbemerkungen  in  den 
öffentlichen  Registern,  endlich  die  Erleichterung  bei  Tax-  und  Stämpel- 
zahlungen  dürften  ein  weites  Feld  der  Mittel  zur  Beförderung  der  frei- 
willigen Umstaltungen  der  Frohn-  und  Zehendrechte  in  andere  der  Landes- 
kultur minder  ungünstige  Verpflichtungen  darbieten.«  (Vortrag  Kolowrats 
vom  16.  April  1846.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  688  ex  1846.  St.  A.) 

86)  (17)  Natural-  und  Geldabgaben. 

^0  (^7)  Votum  Kübecks  vom  26.  April  1846.  (Minister  Kolowrat- 
Akten,  Z.  688  ex  1846.  St.  A.) 

*'*)  (17)  *Iri  so  lange  der  Bauer  dem  Grundherrn  was  immer  für 
eine  jährlich  wiederkehrende  Leistung  zu  entrichten  hat,  wird  er  immer 
geneigt  bleiben,  den  Verlockungen  der  Umwälzungspartei  Gehör  zu  geben, 
die  ihm  die  Befreiung  von  dieser  Leistung  in  Aussicht  stellt.«  (Hartigs 
Votum  vom  30.  April  1846.  Ibidem.)  Kübeck  hatte  davon  abgeraten, 
Grundabtretungen  an  die  Obrigkeit  als  Kompensationsmittel  gelten  zu 
lassen,  »da  sie  ohne  Beseitigung  oder  umfassende  Modifikazion  des  Be- 
stiftungszwanges  nicht  ausführbar  sind«.  Dies  leuchtete  jedoch  dem  Grafen 
Hartig  nicht  ein:  »Die  Gestattung  einer  solchen  Abfindung,  dort,  wo  sie 
den  Verhältnissen  des  Besitzstandes  zusagt,  ist  —  so  entgegnete  er  — 
noch  von  der  Aufhebung  des  Bestiftungszwanges  im  allgemeinen,  und 
von  der  freien  Theilbarkeit  des  Grunds  und  Bodens  sehr  weit  entfernt.« 

«9)  (17)  Vgl.  Grünberg,  Die   Bauernbefreiung,  I,  302  ff.,  306  ff. 

i<>o)  (18)  Votum  Kolowrats  vom  i.  Mai  1846,  dem  Mettemich  bei- 
trat (ibidem);  Kabinettschreiben  an  den  Obersten  Kanzler  (nach  Hartigs, 
von  dem  Grafen  Kolowrat  umstilisierten  Entwurf),  dd.  Wien,  26.  Mai 
1846.    (Ibidem.  Abgedruckt  in  Grünbergs  Aufsatz:   Die  Grundentlastung^ 
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32,  Anm.  i.  Geschichte  der  österreichischen  Land-  und  Forstwirtschaft 
und  ihrer  Industrien,   1848-1898,  Bd.   i.) 

*"')  (18)  Zu  diesen  zählte  die  Hofkanzlei  teils  unbedeutende  Ab- 
gaben oder  Dienste,  teils  Mortuarien  und  Veränderungsgebühren. 

10*)  (18)  Dieses  Patent  setzte  fest,  daß  die  Verträge  kreisamtlich 
bestätigt  und  die  Vorschriften,  welche  die  Bodenteilung  betrafen,  genau 
beobachtet  werden  sollten;  es  schützte  ferner  die  Gläubiger  der  Tabular- 
güter.  Das  Komitee  beantragte  nun  den  Ausschluß  jeder  Einmischung 
dritter  Personen  (auch  der  Kuratelbehörden)  in  das  Ablösungsgeschäft; 
sie  sollten  ihre  Rechte  bloß  insoweit  gewahrt  sehen,  als  sie  die  nachträg- 
liche Mitteilung  der  genehmigten  Abfindungsverträge  erhielten,  die  aber 
bloß  dann  erfolgen  dürfe,  wenn  die  Entrichtung  von  Ablösungskapitalien 
ausbedungen  worden  sei.  (Vortrag  des  Präsidiums  der  Vereinigten  Hof- 
kanzlei vom  II.  Juli  1846.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1442  ex  1846. 
St.  A.) 

103)  (18)  Buol  und  Pilgram  bemängelten  die  Paragraphe  2,  3,  4 
und  II.  Gleiche  Bedenken  äußerten  Kübeck  und  Kolowrat.  (Ibidem.) 

104)  (18)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  Kolowrats  vom 
31.  August  1846),  dd.  Schönbrunn,  26.  September  1846.  Ibidem. 

105)  (18)  Gutachten  der  Obersten  Justizstelle,  dd.  Wien,  12.  Oktober 
1846.  (Ibidem.)  »Der  unterzeichnete  Oberste  Justiz-Präsident  hofft  auch 
—  so  heißt  es  am  Schlüsse  des  Gutachtens,  wo  Graf  Taaffe  gegen  die  Hem- 
mungspolitik der  Hofkanzlei  Stellung  nahm  —  mit  der  einmal  in  Gang 
gebrachten  und  immer  fortschreitenden  Ablösung  der  Frohndienste  die 
Bahn  zu  mehreren  in  der  agrarischen  Gesetzgebung  gewünschten  Ände- 
rungen gebrochen  zu  sehen;  denn  unbegreiflich  ist  ihm,  um  nur  etwas 
hiervon  zu  berühren,  wie  im  Gegensatze  zu  den  legislativen  Maßregeln 
anderer  Staaten  zu  Begünstigung  einer  größeren  Arrondierung  der  in 
manchen  Provinzen  aus  oft  unzähligen  weit  von  einander  entfernten  Be- 
standtheilen  zusammengesetzten  und  dadurch  wie  zerrissen  sich  dar- 
stellenden unterthänigen  Besitzungen  bei  uns  bisher  so  wenig  geschehen 
konnte;  und  wie  sogar  die  schon  unter  der  großen  Maria  Theresia  zu 
Emporbringung  der  landwirtschaftlichen  Industrie  streng  angeordnete 
und  dringend  empfohlene  Theilung  gemeinschaftlicher  Hutweiden  wieder 
ganz  behoben  werden  konnte,  indem  solche  wenigstens  in  ganz  Böhmen 
als  ganz  unzulässig  erklärt,  jeder  dießfalls  gestellte  Antrag,  wo  Dominien 
mit  Unterthanen  oder  diese  unter  sich  die  Theilung  bewirken,  und  auf 
diesem  Wege  von  der  armseligen  Weidenwirthschaft  auf  Klee-,  Hanf- 
und Flachsbau,  auf  Stallfütterung  und  dadurch  bedingte  Vermehrung  der 
Viehzucht  übergehen  wollen,  von  den  Kreisämtern  und  der  böhmischen 
Landesstelle  mit  Berufung  auf  ein  in  neuester  Zeit  erlassenes  Hofkanzlei- 
dekret, wodurch  jede  Theilung  von  Hutweiden  auf  unbestimmte  Zeit  sistirt 
worden  ist,  zurückgewiesen,  das  Bestreben  also  des  unterthänigen  Grund- 
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besitzers,  von  der  niedersten  Stufe  des  landwirthschaftlichen  Betriebes  zu 
einem  höheren  Kultursgrade  sich  aufzuschwingen,  ungeachtet  aller  von 
den  Dominien  hierin  ihm  gewährten  Unterstützung  gerade  von  den  zu 
Förderung  der  Landeskultur  vorzugsweise  berufenen  Behörden  wieder 
entkräftet  und  vernichtet  wird.« 

106)  (i8)  Votum  vom  20.  Oktober  1846.  (Ibidem.) 
"')  (iq)  Votum  vom  3.  November  1846.  (Ibidem.) 
108)  (ig)  ».  .  .  Findet  man  es  wünschenswerth  und  räthlich,  die  heu- 
tigen bäuerlichen  Verhältnisse  ganz  zur  Auflösung  zu  bringen,  oder  zieht 
man  es  vor,  diese  Verhältnisse  zu  erhalten? 

Ich  glaube,  in  die  Gründe  für  die  eine  und  für  die  andere  Alter- 
native nicht  eingehen  zu  sollen.  Meines  gehorsamsten  Ortes  erkläre  ich 
mich  für  die  bejahende  Beantwortung  der  zweiten  Alternative.  Sobald 
die  erstere  vorgezogen  wird,  kann  ich  gegen  die  von  dem  Obersten  Ge- 
richtshofe und  den  beiden  Vorstimmen  modifizierten  Anträge  der  Ver- 
einigten Hofkanzellei  nichts  Erhebliches  einwenden. 

In  der  letzteren  Voraussetzung  bin  ich  aber  so  frei,  zu  bemerken, 
daß  der  längeren  Aufrechthaltung  der  bäuerlichen  Verhältnisse  nach 
meiner  Überzeugung  und  meiner  aus  dem  Volksleben  selbst  geschöpften 
Erfahrung  nur  allein  die  Naturalfrohne  feindlich  und  drohend  entgegen 
steht;  und  daß,  wenn  dieses  Element  ausgeschieden  und  gebannt  wird, 
das  sonstige  Verhältniß  zwischen  Dominien  und  Grundholden  auf  unbe- 
stimmbare Zeit  nicht  nur  erhalten,  sondern  befestiget  würde. 

Mein  Rath  ist  daher  wiederholt  darauf  gerichtet,  die  hier  vorge- 
schlagene Maßregel  auf  die  Frohnablösungen  allein  zu  beschränken,  worauf 
auch  die  Oberste  Justizstelle  und  Graf  Taaffe  ihre  Meinung  richten. 

Wird  die  Maßregel  auch  auf  die  Giebigkeiten  (Natural-  und  Geld- 
abgaben) ganz  oder  theilweise  ausgedehnt,  so  wird  das  ganze  Verfahren 
komplizirter,  die  Mittel  der  Ausführung  werden  schwieriger  und  unzu- 
reichend, und  die  leicht  aufgeregten  Meinungen  der  Rustikalbesitzer 
verwirrt. 

Da  übrigens  die  Ablösungen  der  bäuerlichen  Schuldigkeiten  bei 
vollkommenem  Einverständnisse  zwischen  Dominien  und  Unterthanen  unter 
den  gesetzlichen  Vorsichten  und  Bedingnissen  nicht  verboten  sind,  so 
würde  es  ja  nur  darauf  ankommen,  die  vorgeschlagenen  begünstigenden 
und  fördernden  Maßregeln  auf  die  Frohnablösung  zu  beschränken. 

Dadurch  würde  die  Richtung  auf  die  Beseitigung  dieses,  wie  be- 
merkt, feindseligen  Elements  wesentlich  verstärkt,  die  Ausgleichung  all- 
seitig erleichtert  und  auch  der  Zukunft  nicht  vorgegriffen;  denn  hat  man 
erst  die  Robot  entfernt  und  alle  die  Erfahrungen,  welche  sich  dabei 
herausstellen  werden,  gewonnen;  hat  man  dadurch  die  gegenwärtig  herr- 
schende Aufregung  beschwichtiget  und  einen  behaglicheren  Zustand  des 
Unterthans  gewonnen ;  und  findet  man  dann  es  räthlich  oder  wünschens- 
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ufiih.  .s(>  steht  CS  ja  der  i\e<;ierung  frei,  die  Maßregel  auch  auf  die 
Zehnten  auszudehnen.     (Kübecks  Votum  vom  lo.  November  1846.  Ibidem.) 

'"'•')  (ii))  Denn  diese  Erklärung  fand  sich  in  Buols  Entwurf  nicht 
an  erster  vStelle.  -Ohne  einen  solchen  klaren  a.  h.  Ausspruch  dürfte  — 
s(i  begründete  Hartig  seinen  Antrag  —  die  schon  unter  dem  Landvolke 
/lenilich  laut  gewordene  Meinung,  daß  die  Natural-Leistungen  an  die 
(irundobrigkeiten  bald  vom  Thron  aus  aufgehoben  werden  würden,  noch 
tiefere  Wurzel  fassen  und  einem  jeden  gütlichen  Übereinkommen  hem- 
mend in  den  Weg  treten.«  (Votum  vom  17.  November  1846.  Ibidem.)  — 
Im  übrigen  war  auch  Graf  Hartig  von  dem  Wunsche  geleitet,  die  in  den 
deutsch-slawischen  Teilen  der  Monarchie  bestehenden  Untertansverhält- 
nisse vor  gänzlicher  Auflösung  bewahrt  zu  sehen;  nur  teilte  er  die  An- 
schauung nicht,  wonach  die  Begünstigung  der  Zehentablösung  diese  Ver- 
hältnisse mehr  als  die  Beseitigung  der  Frone  gefährden  sollte.  »Denn  da 
—  so  führte  er  in  seinem-Votum  aus  -  nicht  überall  neben  der  Frohne 
auch  der  Zehnt  besteht,  so  werden  durch  das  Verschwinden  der  Natural- 
frohne  dort,  wo  sie  allein  (ohne  Zehnt)  bisher  geleistet  wird,  die  unter- 
thänigen  Bauern  gegenüber  dem  Grundherrn  und  der  Staatsverwaltung  in 
eine  ganz  gleiche  Stellung  versetzt,  wie  es  die  zehntpflichtigen  Bauern 
in  den  Provinzen  werden  wäirden,  wo  der  Zehnt  besteht,  wenn  auch  diese 
Natural-Leistung  hier  verschwände  .  .  .« 

110)  (19)  vSo  §  10,  worüber  sich  Graf  Hartig  folgendermaßen  äußerte: 
»Die  Tendenz  dieses  §es  geht  nämlich  dahin,  den  zur  Frohne  oder  zum 
Zehnte  Verpflichteten  den  nöthigen  Credit  auch  bei  schon  auf  ihrem 
Grunde  hypothecirten  Schulden  zu  verschaffen,  um  ihre  Natural-Schuldig- 
keit  ablösen  zu  können.  Die  Bestimmung  dieses  §^,  daß  ein  zu  diesem 
Zwecke  geborgtes  und  in  das  Grundbuch  eingetragenes  Capital  den  Vor- 
zug vor  allen  übrigen,  wenn  auch  früher  eingetragenen  Hypotheken  er- 
halte, es  mag  nun  das  Darleihen  der  Grundherr  selbst  oder  ein  Dritter 
seyn,  ist  eben  so  sinnig  als  wichtig;  denn  es  wird  dadurch  gewisser- 
massen  der  Werth  jener.  Natural-Leistungen  zum  Capital  umstaltet  und 
großen  Theils  der  nämliche  Zweck  einfach  erreicht,  welcher  sonst  nur 
durch  Creirung  eigener  dem  Unterthan  zugänglicher  (immer  sehr  com- 
plicirter)  Creditsanstalten  erzielt  werden  könnte.  Es  ist  nicht  zu  zweifeln, 
daß  die  Mehrzahl  der  Grundherrn  sehr  geneigt  seyn  werde,  ihren  Unter- 
thanen  selbst  das  zur  Ablösung  der  Natural-Leistungen  erforderliche 
Capital  ganz  oder  doch  theilweise  zu  creditiren,  sobald  sie  dafür  volle 
Sicherheit  erlangen  und  die  Aussicht  haben,  ein  solches  Capital,  sobald 
sie  dessen  selbst  bedürfen,  entweder  im  Wege  der  Aufkündigung  oder 
durch  Cession  beweglich  zu  machen,  zu  welcher  letztern,  dem  Schuldner 
oft  sehr  willkommenen  Mobilisirungsart,  die  Anlegung  von  Waisen-  und 
Pupillengeldern  auf  derlei  erste  Sätze  die  selbst  für  die  Waisen-Kassen 
vortheilhafte  Gelegenheit  darbieten  wird.    Dieser  Zweck    kann    und  muß 
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jedoch  ^rößtentheils  vereitelt  werden,  wenn  solche  vom  (jrundherrn  t(e- 
bor^te  Capitale  nicht  gerichtlich  einj;ekla,t;t,  sondern  nur  auf  dem  Wej^e 
der  politischen  ILxecutions-Ordnunj^^  anj;esprochen  werden  dürften,  welcher 
Weg  durch  die  bestehenden  Unterthans-i'atente  für  die  aus  dem  Nexu 
subditelae  entsprungenen  obrigkeitlichen  I'orderungen  an  Unterthanen 
vorgeschrieben  ist,  und  später  sogar  (durch  Hofdekrete)  für  alle  aus  was 
immer  für  einem  Titel  abgeleitete  Ansprüche  des  Grundherrn  an  einen 
Unterthan  eingeschlagen  wurde,  wie  es  eine  im  J.  1844  aus  Anlaß  der 
dagegen  vom  F.  Dietrichstein  erhobenen  a.  h.  signirten  Beschwerde  beim 

Staatsrathe  zur  Zahl  ^  844    gepflogene    Verhandlun";    zu    entnehmen 

2459     ^^    >^  t      f- 

gibt,  worüber  die  a.  h.  Entschließung  bis  jetzt  noch  nicht  erfolgt  ist  .  .  .-< 

Graf  Hartig  beantragte  sonach  die  Aufnahme  des  folgenden  Bei- 
satzes: »Ein  solches" Capital  ist  immer  auf  gerichtlichem  Wege  durch  die 
nach  Bestimmung  der  Jurisdictionsnorm  berufene  Gerichtsbehörde  ein- 
zutreiben und  hat  darauf  die  politische  Executions-Ordnung,  welche  für 
Unterthansforderungen  vorgeschrieben  ist,  keine  Anwendung  mehr  zu 
finden.« 

m)  (ig)  Votum  vom  20.  November  1846. 

1^2)  (19)  Votum  Metternichs  vom  21.  November  1846.  Der  Staats- 
kanzler bemerkte  u.  a.  folgendes:  »Nur  bei  dem  gleichzeitigen  Aus- 
spruche der  beiden  Maßregeln  (Ablösung  von  Robot  und  Zehent)  ist  die 
Bezeichnung  der  Gränzen,  welche  S.  M.  ihren  Absichten  stecken,  eine 
deutliche.  Hieraus  ergeht  eine  Verstärkung  für  das  erhaltende  Prinzip 
und  eine  Beschränkung  fantastischer  Pläne,  deren  Ausgangspunkt  die 
Nichtigkeit  der  Rechte  des  Eigenthums  ist  .  .  .«  (Metternichs  Votum, 
21.  November  1846.) 

Erzherzog  Franz  Karl  hätte  nur  eine  noch  schärfere  Präzisierung 
des  Gedankens  gewünscht,  wonach  einzig  und  allein  freiwillige  Abfin- 
dungen »ohne  Gefährdung  der  Rechte  eines  Dritten«  gestattet  seien. 
»Allerdings  würde  dann  vielleicht  —  so  meinte  der  kaiserliche  Prinz  — 
die  Effektuirung  der  mit  Recht  so  warm  empfohlenen  freiwilligen  Ab- 
lösungen anfangs  etwas  langsamer  von  statten  gehen,  aber  auch,  wie  ich 
glaube,  auf  weniger  Schwierigkeiten  stossen,  wodurch  der  anfänglich 
etwas  langvsamere  Fortschritt  reichhch  kompensirt  würde.  Dann  würde 
ich  auch  weniger  die  Sorge  vor  den  üblen  Folgen  theilen,  welche  der 
Hofkammer-Präsident  von  der  Ausdehnung  der  fraglichen  Maßregel  auf 
das  Zehentverhältniß  befürchtet,  und  die  ihn  bestimmte,  den  von  ihm 
vorgeschlagenen  vorsichtigeren  und  dem  bisherigen,  allzu  große  Sprünge 
stets  weise  vermeidenden  Gange  der  Regierung  homogeneren  Weg  wie- 
derholt anzurathen.«  (Votum,  26.  November  1846.) 

113)  (i^)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  des  Präsidiums 
der  Hofkanzlei  vom   11.  Juli   1846),  dd.  Wien,    14.  Dezember  1846  (nach 
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Kolowrats  Entwurf)  Minister  Kolovvrat-Akten,  Z.  1442  ex  1846,  und  Staats- 
ratsakten, Z.  6396  ex   1846.  St.  A.  Hofkanzleidekret    vom  18.  Dezember 

1846  (Politische  Gesetzsammlung,  Bd.  74,  S.  247 ff.);  Regierungszirkulare 
vom  25.  Dezember  1846. 

"*)  (19)  So  hatte  sich  auch  Metternich  optimistisch  geäußert: 
»Die  Befreiung  des  unterthänigen  Besitzes  von  den  auf  demselben 
ruhenden  Lasten  der  Robott  und  der  Zehendten  steigert  denselben  in 
seinem  reellen  Werthe.  Vermehrter  innerer  Werth  ist  dasselbe  als  die 
Erweiterung  der  Hypotheken.  Durch  die  höchst  sinnige  Maßregel,  den 
zur  Befreiung  von  den  Lasten  benöthigten  Capitalien  das  Prioritäts-Recht 
vor  allen  anderen  Hypothekar-Schulden  einzuräumen,  wird  die  Geldhilfe 
erleichtert,  und  indem  die  Robott-  und  die  Zehendt-Lasten  nicht  im 
gleichen  Ausmaße  auf  den  unterthänigen  Leistungen  ruhen,  so  werden 
die  benöthigten  Geldhilfen  zur  Verwendung  in  den  beiden  Richtungen 
wohl  vorhanden  sein.«  (Votum,  21.  November  1846.  Ad  Minister  Kolowrat- 
Akten  Z.  1442  ex  1846.) 

115)  (ig)  Bericht  des  Statthaltereirates  Bach  an  den  Minister  des 
Innern,  dd.  Prag,  25.  März  1853,  »über  die  Entwicklung  der  herrschaft- 
lichen, städtischen  und  bäuerlichen  Besitzverhältnisse  in  Böhmen  vor  dem 
Jahre  1848«.  (Grünberg,  Die  Grundentlastung,  S.  37,  Anm.  I;  vgl.  auch 
Grünberg,  Bauernbefreiung  I,  371  ff.) 

11«)  (20)  Siehe  Marchets  Artikel  »Grundentlastung«  in  Mischler- 
Ulbrichs  österreichischem  Staatswörterbuch  I,  59  (IL  Auflage). 

11'')  (20)  Die  Hofkanzlei  hatte  in  ihrem  Vortrag  vom  11,  Septem- 
ber 1846  die  Hoffnung  ausgesprochen,  es  werde  die  Regelung  der  Ur- 
barialfrage  einen  großen  Teil  der  ständischen  Gravamina  hinfällig  machen. 

118)  (20)  Hofbericht  vom  8.  März  1847  (Bibl,  299). 

118)  (20)  Dankadresse  der  böhmischen  Stände  vom  21.  März  1847. 

120)  (20)  Sogar  die  Behörden  schienen  den  Sinn  des  Patents  mit- 
unter verkannt  zu  haben,  obwohl  ihnen  »voreilige  Aussprüche  und  Rat- 
schläge«, die  den  Untertan  »leicht  stutzig«  und  gegen  die  Obrigkeit 
aufreizen  konnten,  streng  untersagt  waren.  Trotz  diesem  Verbot  hieß  es 
in  dem  Teschener  Kreisamtsschreiben  vom  19.  März  1847,  daß  die  Obrig- 
keiten bisweilen  »überspannte«  Ablösungspreise  forderten.  Der  Abschluß 
freiwilliger  Übereinkommen  wurde  infolge  derartiger  Verfügungen  weseflnt- 
lich  erschwert.   (Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  23.  September 

1847  über  das  Gesuch  des  Grafen  Heinrich  Larisch-Mönnich  »um  Schutz 
wider  die  angeblichen  Miß-  und  Übergriffe  der  Kreisämter  bei  Gelegen- 
heit der  Robotablösungsverhandlungen.«  Staatsratsakten,  Z.  5565  ex  1847. 
St.  A.) 

121)  (20)  Die  Stände  hatten  in  ihrem  Hofbericht  vom  8.  März  1847 
neuerdings  die  Errichtung  einer  Kreditanstalt  beantragt  und  ebenso  hatte 
Buol  einige  Monate  früher  die  Frage  aufgeworfen,    ob  und  welche  Maß- 
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regeln  zu  treffen  wären,  um  den  untertänigen  Grundbesitzern  die  Auf- 
bringung der  nötigen  Geldmittel  zur  Ablösung  ihrer  Schuldigkeiten  durch 
Kreditanstalten  zu  erleichtern.  »Da  sich  jedoch  —  so  meinte  er  —  das 
Bedürfniß  solcher  Einrichtungen  ohne  Zweifel  bei  der  Durchführung  der 
Ablösungen  in  ausgedehnterem  Maße  praktisch  geltend  machen  und  An- 
träge hiezu  je  nach  der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  in  den  einzelnen 
Provinzen  hervorrufen  wird,  so  glaube  ich  ebenfalls  dermahl  darauf  nicht 
weiter  eingehen,  sondern  mich  auf  die  Würdigung  der  gegenwärtigen 
Vorschläge  beschränken  zu  sollen.«  (Votum,  17.  August  1846  über  den 
Vortrag  der  Hofkanzlei  vom  11.  Juli  1846.  Minister  Kolowrat-Akten, 
Z.  1442  ex  1846.  St.  A.)  Hofkanzlei  und  Staatsrat  empfahlen  die  Ableh- 
nung der  ständischen  Bitte;  denn  man  ging  auch  von  der  Ansicht  aus, 
daß  der  Staat  selber  eine  Kreditanstalt  ins  Leben  rufen  würde,  wenn  er 
es  für  notwendig  erachtete.    Und   so   geschah   es   tatsächlich  in  Böhmen. 

1^2)  (20)  Der  Referent  Buol  hatte  eine  Generalisierung  der  Ver- 
handlung empfohlen,  die  Hartig  jedoch  entschieden  widerriet,  damit  man 
nicht  Hoffnungen  errege,  die  »beim  Mangel  der  finanziellen  Mittel«  nicht 
verwirklicht  werden  könnten.  Buol  zog  in  der  Tat  seinen  Antrag  zurück, 
wünschte  aber,  und  zwar  ganz  in  Hartigs  Sinne,  »daß  den  niederösterreichi- 
schen Ständen  in  denjenigen  Punkten,  wo  ihre  Ansichten  einer  Berich- 
tigung bedürfen,  dieselbe  schon  itzt  nach  dem  Antrage  der  Hofkanzlei 
ertheilt  werde<^.  Hofrat  Pipitz  besprach  diese  Vorschläge,  wobei  er  zwischen 
gemeinsamen  und  provinziellen  Verhältnissen  unterschied:  Diese  sollten 
»einer  speziellen  Würdigung«  unterzogen,  jene  aber  einer  generellen 
Verhandlung  vorbehalten  werden.  Hartig  erklärte  sich  damit  einverstan- 
den. (Sektionssitzung  des  Staatsrates  vom  16.  Dezember  1847.  Staats- 
ratsakt, Z.  4344  ex  1847.  St.  A.) 

123^  (21)  ».  .  .  In  Ansehung  der  hieran  geknüpften  Vorschläge,  um 
derley  Ablösungen  noch  wirksamer  zu  fördern,  ist  denselben  (den  Stän- 
den) unter  Hinweisung  auf  Meine  Entschließung  vom  17.  September  1847 
hinsichtlich  der  hier  wiederholt  nachgesuchten  Errichtung  einer  Creditanstalt 
zu  bedeuten,  daß  sie  von  Meiner,  diesem  wichtigen  Gegenstande  gewid- 
meten Sorgfalt  die  aufmerksame  Berücksichtigung  aller  zur  Erreichung 
des  beabsichtigten  Zweckes  auf  dem  von  Mir  vorgezeichneten  Wege 
dienlichen  Mittel  erwarten  mögen.  Sie  werden  sich  aber  auch  selbst  be- 
scheiden, daß,  insofern  ihre  Anträge  größtentheils  allgemeiner  Natur  sind 
und  sich  daher  auch  nicht  bloß  auf  Oesterreich  unter  der  Enns  be- 
schränken, dieselben  nur  im  Zusammenhange  aller  Verhältnisse  mit 
Rücksicht  auf  die  Resultate  der  Erfahrung  und  auf  die  in  den  verschie- 
denen Ländern,  auf  welche  sich  die  Wirksamkeit  der  obigen  Entschließung 
erstreckt,  gewürdigt  werden  können.  Hiernach  finde  Ich  keinen  genügen- 
den Grund,  dermahlen  in  den  Antrag  wegen  Aufstellung  einer  eigenen 
Commission  zur  Behandlung  und  Leitung  der  Ablösungsgeschäfte  einzu- 
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liehen  .  .  •  Kaiserliche  lüitschlieüuni;  (auf  den  Vortrag;  der  Vereinij^ten 
Hofkanzlci  vom   22.  Juli   1N47),  dd.   Wien,  3.  März   1848.  (Ibidem.) 

nie  Stände  hatten  sich  in  ihrer  Eingabe  vom  8.  März  1847  neue«-- 
{iin,i;s  über  die  Zurückweisung  ihres  verfassungsmäßigen  »Beirats«  be- 
schwert. Mit  Unrecht;  denn  das  Zirkular  vom  Dezember  1846  betraf  alle 
deutschen  und  slawischen  Provinzen,  also  nicht  Niederösterreich  allein. 
l)ie  Stände  waren  außerdem  laut  kaiserlicher  Entschließung  vom  30.  Ja- 
nuar 1847  aufgefordert  worden,  anzugeben,  »welche  Hindernisse  dem 
freiwilligen  Ablösungsübereinkommen  aus  den  bestehenden  Einrichtungen 
und  Anordnungen  in  Niederösterreich  entgegenstehen,  die  nicht  schon 
durch  die  erflossene  a.  h.  Vorschrift  beseitigt  sind,  und  welche  Mittel  zu 
ihrer  Behebung  und  zur  Beförderung  der  gewünschten  Ausgleichungen 
noch  zu  ergreifen  wären«.  (Kaiserliche  Entschließung  —  auf  den  Vor- 
trag der  Hofkanzlei  vom  16.  Februar  1844  — ,  dd.  Wien,  30.  Januar  1847. 
Staatsratsakt,  Z.  1310  ex  1844.  Hofkanzleidekret  vom  8.  Februar  1847.) 
Diese  Aufforderung  war  in  der  ständischen  Eingabe  vom  8.  März  1847 
mit  Stillschweigen  übergangen  worden. 

12^)  (21)    Hofkanzleidekret    vom     14.    September    1846.    (Beiträge, 

^-•'')  (zi)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  3. Juli  1846  (mit 
der  Landtagserklärung  der  Stände  pro  1847)  samt  dem  staatsrätlichen 
Gutachten.  Kaiserliche  Resolution  vom  i.  September  1846.  Den  Ständen 
Murde  im  Namen  des  Kaisers  versichert,  »daß  a.  h.  demselben  die  Wohl- 
fahrt aller  Klassen  der  Bewohner  der  Provinz  Niederösterreich  stets  der 
Gegenstand  allerhöchst  Ihrer  Aufmerksamkeit  bleiben  werde«.  (Staats- 
ratsakt, Z.  3600  ex  1846.  St.  A.) 

126^  (21)  »Wiederholte  Vorstellung  der  n.  oe.  Stände  um  Herab- 
setzung der  Verzehrungssteuer  u.  Stempeltaxe«,  Wien,  i.  März  1847 
(Beiträge,  200 ff.) 

*2')  (21)  Es  erfolgte  die  Einsetzung  eines  Komitees,  das  eine  Ge- 
meindeordnung auszuarbeiten  hatte.  (Bibl,  305.) 

1'-'^)  (21)  Vortrag  des  Fürsten  Lamberg.  (Beiträge,  228 ff.)  Am 
II.  Juni  1847  wurde  die  Einsetzung  eines  Komitees  verfügt.  (Bibl,  306.) 

^29)  (22)  Eine  ständische  Petition  vom  24.  Mai  1847  forderte  das 
Verordnetenkollegium  auf,  diese  Frage  im  nächsten  Landtag  zur  Ver- 
handlung zu  bringen.  Am  9,  Juni  desselben  Jahres  erfolgte  die  Ein- 
setzung eines  Komitees.  (Bibl,  306,  308.) 

130)  (^22)  Jahrgang  1847,  II,  i2off. 

^31)  (23)  Grenzboten  1847,  II,  588.  Die  Leichenfeier  hatte  am 
2.  Mai   1847  stattgefunden. 

132)  (^23)  Landtagserklärung  vom   11.  Juni  1847.  (Beiträge,  283.) 

133)  (^23)  Gegen  die  Aufnahme  der  Bitte,  den  Staatshaushalt  zu 
veröffentlichen,    hatten    sich   der  Landuntermarschall  Baron  Aichen  und 
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Graf  Kuefstein  erklärt;  für  sie  waren  insbesondere  Karl  von  Kleyle.  Graf 
August  Breuner,  Anton  von  vSchmerling  und  Graf  I-'erdinand  Colloredo 
eingetreten.  (Siehe  Arneth,  Anton  Ritter  von  Schmerling,  47.  Bibl,  314.) 

i=*4)  (24)  Votum  des  staatsrätlichen  Referenten  Huol  über  den  Vor- 
trag der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  25.  Juni  1847,  die  Postulaten-Land- 
tagserklärung  der  niederösterreichischen  Stände  für  das  Verwaltungs- 
jahr 1848  betreffend.  (Staatsratsakt,  Z.  3635  ex   1847.  St.  A.) 

Der  Hofkammerpräsident  Baron  Kübeck  hatte  bisher  mit  Ermäch- 
tigung des  Kaisers  die  Ergebnisse  einzelner  Zweige  des  Staatshaushaltes 
in  Form  statistischer  Tabellen  veröffentlichen  lassen,  und  da  hielt  es  die 
Hofkanzlei  für  geboten,  ihm  den  weitergehenden  Wunsch  der  Stände 
mitzuteilen.  Staatsrat  Weiss  stellte  den  Antrag,  es  möge  Kübeck  darüber 
dem  Kaiser  berichten,  womit  sich  Jüstel,  Purkhart,  Nädasdy  und  Erzherzog 
Franz  Karl  einverstanden  erklärten;  nur  erhellt  aus  den  Akten  nicht,  ob 
ein  derartiger  Vortrag  erstattet  wurde. 

^35j  (24)  Unter  anderem  die  sogenannte  Magna  charta  der  nieder- 
österreichischen Stände.  (Grenzboten  1846,  III,  472 ff.) 

^36)  (24)  Votum  Pilgrams  über  den  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei 
vom  3.  September  1847.  (Staatsratsakt,  Z.  4825  ex  1847,  St.  A.) 

13')  (24)  Grenzboten  1847,  II,  228;  Andrian,  II,  55. 

138)  (25)  Siehe  S.  15,  Anm.  86  (S.  62). 

139)  (25)  Der  ständischen  Körperschaft  sollte  erklärt  werden,  daß 
sie  das  Hofkanzleidekret  vom  7.  Juni  1844  in  einem  »einschränkenden 
Sinne«  gedeutet  habe;  die  Stände  sollten  ferner  zu  Vorschlägen  über 
eine  Anzahl  wichtiger  Gegenstände  der  Verwaltung  und  Gesetzgebung 
aufgefordert  und  zugleich  erinnert  werden,  daß  die  Anträge  zur  Ab- 
schaffung der  Robot  und  anderer  Urbarialleistungen  von  ihnen  selber 
ausgegangen  seien.  (Staatsratsakt,  Z.  4895  ex  1846.  St.  A.)  Auf  diese 
Weise  hatte  man  die  wichtigsten  Desideria  umgangen;  sie  betrafen  den 
legislativen  Einfluß  der  Stände  und  die  Revision  der  politischen  Gesetze. 

140^  (25)  Graf  Kolowrat  äußerte  sich  über  diese  Konzession  Leo- 
polds II.  in  folgender  Weise:  »Bei  einer  unbefangenen  Auffassung  der 
Frage  dürfte  behauptet  werden,  daß  es  in  der  a.  h.  Absicht  lag,  den 
Provinzial-Ständen  Gelegenheit  zu  geben,  bei  allgemeinen  Gesetzen  dann, 
wenn  dieselben  alten  Provinz-Gewohnheiten  und  Landes-Einrichtungen 
entgegenlaufen  oder  in  ihrer  Ausführung  auf  Schw^ierigkeiten  stoßen 
sollten,  dagegen  ihre  Erinnerungen  und  Vorstellungen  vor  den  a.  h. 
Thron  zu  bringen.«  (Vortrag  Kolowrats  vom  16.  Mai  1847.  Minister 
Kolowrat-Akten,  Z.  1056  ex  1847.  St.  A.) 

141)  (25)  Sonach  entwarf  Graf  Kolowrat  folgende  Resolution: 
»Den  Nied.  Oest.  Ständen  ist  zu  bedeuten,   daß  sie  den  Inhalt  des 
Hofkanzleydekretes  vom  7.  Juni  1844  in  dem  einschränkenden  Sinne  auf- 
gefaßt haben,  als  ob,  wenn  die  Hofkanzley  über  irgend  einen  Gegenstand 
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das  Einvernehmen  mit  den  Ständen  nicht  nothwendig  finden  würde,  das- 
selbe gar  nicht  Statt  haben  werde,  während  es  doch  immer  nur  von 
Mir  abhängt,  die  Stände  dann  vernehmen  zu  lassen,  wann  und  sobald 
Ich  es  den  Interessen  des  Landes  angemessen  finde.  Uibrigens  liegt  es 
keineswegs  in  Meiner  Absicht,  Meinen  Nied.  österr.  Ständen  in  vor- 
kommenden Verhandlungen,  welche  das  Wohl  und  die  Einrichtungen 
des  Landes  im  allgemeinen  berühren,  jene  Wirksamkeit  zu  entziehen, 
welche  denselben  von  Meinem  in  Gott  ruhenden  Herrn  Vater  zugestan- 
den worden  ist. 

Bezüglich  der  von  den  Ständen  gewünschten  Erledigungen  anhän- 
giger Verhandlungen  sind  sie  auf  Meine  Entschließung  vom  14.  Dezem- 
ber 1846  und  auf  jene  über  die  Hofkanzlei  Vorträge  vom  g.  Oktober  1845 
und  vom  30.  Juni  1846  zu  weisen. 

Ich  hege  das  Vertrauen,  daß  die  Stände  der  Erinnerungen,  welche 
in  Absicht  auf  die  Abschaffung  der  Waisendienste,  Abfahrtsgelder,  Ein- 
stands-  und  Vorkaufsrechte,  Zoll-  und  Mauthbefreiungen  und  dergleichen 
vorgebracht  worden  sind,  aus  eigener  Uiberzeugung  von  den  jetzigen 
Bedürfnissen  der  Verwaltung  und  der  allgemeinen  Betriebsamkeit  sich 
begeben  und  keine  weiteren  Vorstellungen  dagegen  erheben  werden. 

Ich  gestatte,  daß  die  N.  Oe.  Stände  Mir,  wenn  sie  es  für  ange- 
messen halten,  einen  Vorschlag  vorlegen,  welche  Einleitungen  getroffen 
werden  könnten,  damit  unter  Voraussicht  auf  einen  entsprechenden  Er- 
folg in  nicht  zu  entfernter  Zeit  eine  geordnete  Zusammenstellung  der 
für  das  flache  Land  Niederoesterreich  bestehenden  eigenthümlichen  poli- 
tischen Verwaltungsgesetze  und  Vorschriften  zu  Stande  gebracht  werde, 
wobei  sodann  das  allenfalls  Widersprechende  hervorzuheben  und  eine 
wünschenswerthe  Ergänzung  in  Vorschlag  zu  bringen  seyn  würde. 

Endlich  ist  Meinen  Ständen  Nied.  Oesterreichs  in  Erledigung  der 
vorgelegten  Vorstellung  zu  bedeuten,  daß  Meine  Fürsorge  stets  dahin 
gerichtet  war  und  seyn  wird,  allen  Classen  Meiner  Unterthanen  gleich- 
mäßigen Schutz  ihrer  Rechte  zu  gewähren,  und  daß  Ich  bisher  keinen 
Anlaß  gefunden  habe,  Meine  Behörden  im  allgemeinen  einer  pflichtwidri- 
gen Vernachlässigung  der  gesetzlichen  Anordnungen  oder  einer  partei- 
ischen Handhabung  derselben  für  schuldig  zu  halten,  in  den  ganz  unbe- 
stimmten, durch  keine  speciellen  Thatsachen  begründeten  Vorwürfen  der 
Stände  aber  keine  zureichende  Aufforderung  finde,  um  zur  Sicherstellung 
der  Rechte,  wie  sie  gewünscht  wird,  besondere  Vorkehrungen  in  das 
Leben  zu  rufen.  Ich  muß  Mich  vielmehr  so  lange  beruhiget  fühlen,  als 
nicht  speciell  und  grundhältig  nachgewiesen  werden  kann,  daß  begrün- 
dete Beschwerden  über  Verletzung  kein  Gehör  und  keine  Abhülfe  ge- 
funden haben.«  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1056  ex  1847.  St.  A.) 

"^)  (25)  Auf  Vorschlag  Metternichs,  dem  Erzherzog  Franz  Karl 
zustimmte,    wurden  der  Oberste  Kanzler,    der  Hofkammerpräsident,    der 
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staatsrätliche  Sektionschef  Graf  Hartig  und  der  staatsrätliche  Referent 
Baron  Buol  der  Beratung  beigezogen.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1056 
ex  1847.  St.  A.) 

*")  (27)  Siehe  >Aus  Oesterreichs  Vormärz«.  (Böhmen,  pag.  55.) 

^**)  (27)  Die  Generale  Schlick,  Karl  Schwarzenberg  und  Colloredo: 
der  erstgenannte  wurde  tourgemäß  befördert  und  sollte  nach  Sieben- 
bürgen kommen;  er  kam  aber  nach  Mähren,  um  in  der  Nähe  seiner 
Güter  zu  sein,  und  wurde  Regimentsinhaber;  Fürst  Karl  Schwarzenberg 
wurde  in  Prag  selbst  befördert  und  durch  die  Verleihung  eines  Regi- 
ments ausgezeichnet;  Graf  Colloredo  sollte  nach  Triest  versetzt  werden, 
durfte  jedoch  in  Böhmen  bleiben. 

1*5)  (28)  ».  .  .  werden  die  Stände  durch  eine  solche  Schlußfaßung 
unangenehm  berührt  —  und  sie  wissen,  daß  solche  aus  einer  Collegial- 
Berathung  hervorgegangen  sei  —  so  richtet  sich  ihre  Mißstimmung  mehr 
gegen  das  Collegium  als  gegen  die  Person  des  Souverains.  Immerhin 
könnte  der  Kaiser  nachträglich  auch  die  Staatskonferenz  vernehmen.« 

146)  (28)  Siehe  S.  71,  Anm.  139. 

14')  (29)  Und  zwar  erst  dann,  bis  Inzaghi  in  Gemäßheit  des  von 
Kübeck  beantragten  Kabinettschreibens  seinen  Bericht  ausgearbeitet  und 
vorgelegt  habe. 

148)  (29)  Staatskonferenzakt,  Z.  645  ex  1847  ad  Staatsratsakt,  Z.  4895/46 
(Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  11.  September  1846  »über  die 
ihr  mit  dem  Ah.  Cabinetsschreiben  vom  13.  August  1846  zur  sorgfäl- 
tigen Erwägung  u,  wohlbegründeten  Begutachtung  zugemittelte  Vor- 
stellung der  N.  Oe.  Stände  aus  der 'Landtagsversammlung  vom  24.  Juni 
1846«).  St.  A.  —  Gutachten  Kübecks  und  Hartigs  vom  11.  und  19.  Juni; 
Kolowrats  Gutachten  darüber  vom  26.  desselben  Monats.  Kolowrat  hielt 
es  für  vorteilhaft,  den  Obersten  Kanzler  auch  auf  eine  Bitte  der  Stände 
aufmerksam  zu  machen,  deren  Erfüllung  die  Hofkanzlei  geradezu  wider- 
raten hatte:  die  niederösterreichischen  Stände  erklärten  nämlich,  daß 
viele  Stellen  der  Traktate  de  juribus  incorporabilibus  und  der  Robot- 
patente dunkel  und  lückenhaft  seien  und  daher  eine  deutliche  und  er- 
gänzende Bestimmung  erheischten.  Kübeck  hatte  schon  bei  einem  früheren 
Anlaß  die  Meinung  vertreten,  daß  man  die  Stände  zu  Vorschlägen  auf 
einem  Gebiet  der  Legislative  ermuntern  sollte,  wo  es  sich  keineswegs 
um  allgemeine  Rechtsbestimmungen,  sondern  um  Landeseigentümlich- 
keiten und  Provinzialrechte  handle.  Er  wünschte  daher,  daß  sich  der 
Oberste  Kanzler  über  die  Zulässigkeit  einer    solchen  Verfügung    äußere. 

^^")  (30)  Metternichs  Votum  s.  d.  (Ad  Staatskonferenzakt  Z.  645 
ex  1847.  St.  A.)  »Diese  Betrachtungen  —  so  schloß  Mettemich  sein  Gut- 
achten —  fließen  aus  dem  Grunde  meines  Gewissens  und  meiner 
Überzeugung,  daß  —  wenn  der  in  ruhigen  Zeiten  eingehaltene  Gang  in 
der  Überwachung  und  Leitung    des    ständischen  Wesens    unter  Verhält- 
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rissen,  wie  die  all,<;emein  \orherrschenden  sind,  dem  Bedürfnisse  der 
beweinten  Zeit  nicht  ans^epaßt  werden  sollte  —  der  Monarchie  große 
i'bel  bevorstehen  würden!« 

'••^)  (31)  Gutachten  des  Grafen  Hartij^  vom  3.  Juli  1847.  (Ad  Staats- 
Uonferen/.akt  Z.  645  ex  1847.  St.  A.)  Graf  Kolowrat  entwarf  drei  Hand- 
vschreiben,  von  denen  das  eine  (I)  an  den  Präsidenten  der  Polizeihofstelle, 
das  zweite  an  den  Obersten  Kanzler  (11)  und  das  dritte  (III)  an  den 
Grafen  Hartig  gerichtet  werden  sollte.  (Ad  Staatskonferenzakt  Z.  645 
ex  1847.  St.  A.)  Sie  lauten  wie  folgt: 

I. 
»Die  Erscheinungen,  welche  sich  in  neuester  Zeit  bei  den  land- 
ständischen Versammlungen  in  Wien  und  Prag,  zum  Theile  selbst  auch 
in  Brunn  und  Gratz  ergeben  haben,  machen  es  nothwendig,  die  Bewe- 
gungen dieser  ständischen  Corporationen  und  der  hierbei  vornehmlich 
das  Wort  führenden  Leiter  genau  und  ununterbrochen  zu  beobachten. 
Sie  haben  daher  auf  eine  vorsichtige  Weise  die  Einleitung  zu  treffen, 
daß  die  vorzüglich  thätigen  Parteimänner  der  landständischen  Versamm- 
lungen in  den  genannten  Provinzen  nach  Verhältniß  ihrer  Bedeutung 
sorgfältig  überwacht  und  die  allfällig  entstehenden  Verabredungen  der 
ständischen  Mitglieder  unter  sich  oder  mit  den  Ständen  anderer  Pro- 
vinzen baldigst  entdeckt  und  mit  den  Triebfedern  und  Zielpunkten,  die 
hierbei  wirksam  sind.  Mir  zur  Kenntniß  gebracht  werden.  Um  bei  diesen 
Beobachtungen  regelmäßig  und  mit  praktischer  Nützlichkeit  vorzugehen, 
beauftrage  Ich  Sie,  das  Ergebniß  derselben  Mir  in  angemessenen  Zeit- 
abschnitten, bei  außerordentlichen  Vorfällen  dieselben  Mir  aber  sogleich 
anzuzeigen.  Von  diesen  Wahrnehmungen  und  besonderen  Vorfallenheiten 
haben  Sie  auch  in  kurzem  Wege  jederzeit  Meinem  Obersten  Kanzler  die 
Mittheilung  zu  machen  und  ihn  nach  Thunlichkeit  in  der  vollen  Uiber- 
sicht  der  Bestrebungen  der  genannten  Corporationen  und  der  hierbei 
einflußreichen  Individuen  zu  erhalten.« 

II. 

»Es  konnte  Ihrer  Aufmerksamkeit  nicht  entgehen,  wie  in  neuerer 
Zeit  die  landständischen  Versammlungen  in  Niederoesterreich  und  Böh- 
men, zum  Theile  auch  jene  in  Mähren  und  Steiermark  abgelehnte  Bitten 
hartnäckig  erneuerten  und  Vorschläge  vorbrachten,  die  weit  über  den 
Kreis  der  bisherigen  ständischen  Wirksamkeit  hinausreichten.  Die  in 
Folge  dessen  eingetretenen  Zurückweisungen  veranlaßten  aufregende  Er- 
örterungen und  Denkschriften,  die  länger  nicht  mit  Stillschweigen  be- 
seitiget, sondern  mit  Entschiedenheit  abgethän  werden  müssen.  Um  bei 
den  dießfalls  zu  fassenden  Beschlüssen  und  den  zu  ergreifenden  Maß- 
nahmen des  nothwendigen  Zusammenhanges,  Einklangs  der  Folgerichtig- 
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keit  und  der  Rechtmäüi<^keit  versichert  zu  s-eyn,  traj^e  Ich  Ihnen  hiermit 
auf,  in  einer  commissionellen  Berathunj;-,  zu  welcher  Sie  die  Ihnen  ge- 
eignet scheinenden  Männer  nicht  blos  von  der  Ihnen  untergeordneten 
Hofstelle,  sondern  auch  von  einer  Justiz-  oder  Fiskal-Behörde  berufen 
können,  folgende  Gegenstände  ins  Klare  zu  stellen: 

Welches  sind  die  Rechte  der  Stände  in  den  verschiedenen  Pro- 
vinzen, zunächst  und  vorerst  in  Niederoesterreich  urjd  Böhmen,  sowohl 
in  Absicht  auf  die  allfällige  Theilnahme  an  den  Verhandlungen  der  Ge- 
setzgebung, dann  der  Steuer-  und  sonstigen  politischen  Verwaltung? 

Nach  Feststellung  dieser  Hauptsätze  sind  die  Grundlinien  anzu- 
geben, nach  welchen  die  Regierung  bei  ihren  Maßregeln  vorzugehen,  wie 
sie  den  bis  jetzt  schon  beobachteten  Tendenzen  der  Stände  zu  Uiber- 
griffen  zu  begegnen,  mit  welchen  Mitteln  sie  dieselben  zu  bekämpfen, 
in  welcher  Reihenfolge  anzuwenden  und  die  Ordnung  herzustellen  habe. 
Insbesondere  ist  in  Erwägung  zu  ziehen,  auf  welche  Art  der  Ausbreitung 
der  gegen  die  Centralverwaltung  gerichteten  Bestrebungen  entgegen- 
gewirket  und  nach  welchen  Richtpunkten  den  Regierungsorganen,  wie 
namentlich  dem  Chef  der  Stände,  die  Instruktion  ertheilt  werden  soll. 

Das  Ergebniß  dieser  baldigst  und  möglichst  geheim  zu  pflegenden 
Verhandlung  ist  Mir  zur  Schlußfassung  vorzulegen,  gleichzeitig  auch  Ihre 
Äußerung  darüber  zu  erstatten,  ob  es  nicht  am  zweckmäßigsten  wäre, 
bei  der  Vereinigten  Hofkanzlei  einen  in  jeder  Hinsicht  vollkommen  ge- 
eigneten und  vertrauten  Mann  als  Referenten  in  allen  ständischen  An- 
gelegenheiten aufzustellen,  damit  hierdurch  das  Festhalten  einer  be- 
stimmten Richtung  und  die  Combination  erleichtert  würde,  ohne  daß 
dieß  jedoch  hindern  sollte,  nach  Erforderniß  auch  den  Landes-Referenten 
zu  Rathe  zu  ziehen. 

Unter  einem  ertheile  ich  Meinem  Polizey-Präsidenten  den  Auftrag, 
Ihnen  von  Zeit  zu  Zeit  von  den  durch  ihn  gemachten  Wahrnehmungen 
über  die  Bewegungen  der  ständischen  Körperschaften  im  kurzen  Wege 
die  angemessene  Mittheilung  zu  machen.« 

III. 

»Die  Vorträge,  welche  von  nun  an  Mein  Polizey-Präsident  von  Zeit 
zu  Zeit  über  die  Verhältnisse  und  Bewegungen  der  ständischen  Körper- 
schaften in  den  Provinzen  Niederoesterreich,  Böhmen,  Mähren  und  Steier- 
mark Mir  vorzulegen  angewiesen  wurde,  werden  von  dem  Bureau  Meiner 
Staats- Conferenz  extrahirt,  an  den  für  die  ständischen  Geschäfte  be- 
stimmten Referenten  Meines  Staatsrathes  zur  Bearbeitung  geleitet  und 
sohin  Ihnen  zugetheilt  und  dann  an  die  permanenten  Mitglieder  der 
Staats-Conferenz  befördert  werden. 

Jene  Vorträge  aber,  welche  von  Meinem  Obersten  Kanzler  oder 
der  Vereinigten  Hofkanzlei  über  ständische  Verfaßungsfragen   oder  land- 
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täglich  vorgebrachte  Beschwerden  und  Vorstellungen  erstattet  werden, 
sind  zur  staatsräthlichen  Verhandlung  bestimmt,  auf  welche  Sie  der  Art 
einen  besonderen  und  vorzugsweisen  Einfluß  zu  nehmen  haben,  daß  diese 
Angelegenheiten  in  genauem  Zusammenhange  schnell  und  unter  Beob- 
achtung des  strengsten  Geheimnisses  Mir  jeder  Zeit  baldigst  zur  Schluß- 
faßung  vorgelegt  werden.  Ich  ermächtige  Sie,  dießfalls  die  Ihnen  ge- 
eignet scheinenden  Einleitungen  zu  treffen  und  Mir,  falls  sich  in  der 
bestehenden  Instruktion  oder  in  Personal-Verhältnissen  Schwierigkeiten 
zeigen    sollten,    die  eine  Abhülfe   bezielenden  Vorschläge  zu   erstatten.« 

Graf  Hartig  äußerte  sich  in  seinem  Gutachten  vom  3.  Juli  1847 
(ad  Staatskonferenzakt  Z.  645  ex  1847)  wie  folgt  über  die  an  Grafen 
Sedlnitzky  und  an  ihn  (Hartig)  zu  richtenden  Kabinettschreiben:  >Ich 
glaube  nämlich,  daß  die  vom  B.  Kübeck  in  seinem  Gutachten  vom 
II.  Juni  1.  J.  als  der  vierte  von  den  Ständen  zur  Ausführung  ihrer  Pläne 
in  neuerer  Zeit  benützte  Weg,  sehr  richtig  angedeutete,  unwürdige  Art 
des  Mißbrauches  der  ausländischen  Presse  zur  Irreleitung  der  öffentlichen 
Meinung  und  Anschwärzung  der  östr.  Regierungs-Organe  in  dem  Gab. 
Schreiben  an  Gr.  Sedlnitzky  nicht  mit  Stillschweigen  zu  übergehen, 
sondern  darüber  der  ernstgemessene  Auftrag  an  ihn  zu  erlassen  wäre, 
Mittel  vorzuschlagen,  wodurch  dieser  Mißbrauch,  wenn  auch  Präventiv- 
Maßregeln  dagegen  schwer  ausführbar  seyn  dürften,  doch  an  den,  großen 
Theils  bekannten  Schuldtragenden  im  Innlande  auf  polizeilichem  Wege 
gehörig  geahndet  und  dadurch  für  die  Zukunft  reprimirt  werden  könnte, 
wobei  er  auch  zu  überlegen  und  anzudeuten  hätte,  ob  und  auf  welche 
Weise  die  durch  ausländische  Druckschriften  sowie  durch  die  Tages-  und 
Journal-Presse  irre  geleitete  öffentliche  Meinung  etwa  mittels  der  Presse 
im  Innlande  wieder  zur  Erkenntniß  der  Wahrheit  gebracht  und  zurecht- 
geführt  und  somit  dem  Gifte,  dessen  Ausstreuung  nicht  verhindert  wer- 
den könnte,  durch  irgend  ein  Gegengift  doch  wenigstens  einigermaßen 
die  schädliche  Wirkung  benommen  werden  könnte. 

Was  das  an  meine  unterth.  ergebene  Person  zu  erlassende  a.  h. 
Gab.  Schreiben  anbelangt,  finde  ich  mich  durch  das  vom  Antragsteller 
mir  bewiesene  Vertrauen  zwar  hochgeehrt;  ich  muß  aber  das  offen- 
herzige Bekenntniß  meiner  Unvermögenheit  zur  Entsprechung  der  im 
zweiten  Absätze  mir  zugedachten  Aufgabe,  noch  bevor  der  Antrag  die 
a.  h.  Sanction  erlangt,  hiermit  ablegen. 

Auf  den  beschleunigten,  regelmäßigen  Geschäftsgang  und  auf  die 
Beobachtung  des  strengsten  Geheimnisses  bei  einem  Amtskörper,  welcher 
mir  nicht  untersteht,  wobei  ich  nur  der  nominelle  Chef  (eigentlich  Vor- 
sitzer) des  vierten  Theils  der  Votanten,  ohne  alle  Disciplinar-Gewalt 
über  diese  Votanten  und  noch  weniger  über  jene  der  drei  anderen 
Vierteln  und  über  die  Hülfsämter  bin,  kann  ich,  als  dem  Titel,  Range 
und  Senium    nach,    überdieß    noch    tiefer    als   ein  anderer  Sections-Chef 
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stehend,  unmöglich  mit  Kraft  und  Erfolg  einwirken  und  sonach  auch 
durchaus  keine  Bürgschaft  für  die  Erfüllung  des  mir  mittels  jenes  a.  h. 
Cab.  Schreibens  Aufzuerlegenden  übernehmen;  meine  Einwirkung  auf  den 
Staatsrath  kann  nicht  die  Grenzen  der  Berathungen  überschreiten  und 
auch  bei  diesen  nur  in  dem  Gewichte  sich  gründen,  was  ich  der  ge- 
äußerten Meinung  durch  Motivirung  derselben  zu  geben  vermag.  Vor- 
schläge zur  Ergreifung  von  Maßregeln  zu  erstatten,  welche  mir  die  Lö- 
sung der  fraglichen  Aufgaben  möglich  machen  sollten,  vermag  ich  eben 
so  wenig,  weil  einzelne  Modificirungen  der  staatsräthl.  Instruction  den 
Gang  dieses  Körpers  nicht  beschleunigen,  die  Geheimhaltung  der  vor- 
kommenden Geschäfte  nicht  sichern,  meine  Stellung  in  und  zu  dem- 
selben nicht  verändern  und  meine  Einwirkung  nicht  verstärken  können, 
eine  'gänzliche  Umstaltung  desselben  aber  gewiß  nicht  in  der  Absicht 
E.  M.  liegt  und  die  Beantragung  einer  solchen  ein  Wagstück  wäre,  dem 
ich  um  so  weniger  gewachsen  bin,  als  selbst  eine  von  mir  früher  bean- 
tragte und  a.  h.  genehmigte  partielle  Reform  in  der  Berathungsart  beim 
Staatsrath  so  wenig  Lebenskraft  hatte,  daß  sie  schon  nach  einem  Jahre 
zu  Grabe  gieng. 

Wenn  sonach  der  Staatsrath,  wie  er  jetzt  besteht,  von  E.  M.  zur 
Verhandlung  der  ständischen  Angelegenheiten  nicht  für  geeignet  erkannt 
würde,  so  bliebe  nur  der  Ausweg  übrig,  diese  Angelegenheiten  nach 
Weise  der  ungr.  siebenb.  Verfassungs-Sachen  außer  dem  Staatsrathe 
verhandeln  zu  lassen.  < 

^^*)  (31)  »Unter  den  Gegenständen,  welche  die  Aufmerksamkeit  der 
Staatsverwaltung  vorzugsweise  in  Anspruch  nehmen,  befinden  sich  die 
ständischen  Angelegenheiten  oben  an. 

Bei  den  Ständen  von  Böhmen,  von  Mähren  und  von  Nieder-Öst- 
reich  hat  sich  schon  seit  mehreren  Jahren  die  Tendenz  nach  Beschrän- 
kung der  Majestäts-Rechte  deutlich  ausgesprochen.  Die  anderen  Provin- 
zial-Stände  werden  diesem  Beispiele  bald  folgen. 

In  Böhmen  sind  schon  Versuche  gemacht  worden,  das  vermeinte 
Recht  der  Steuer-Verweigerung  auszuüben.  Um  das  Recht  des  (soge- 
nannten) Beirathes  bei  der  Gesetzgebung  wird  lebhaft  gekämpft.  Gelingt 
es  den  böhmischen  Ständen,  diese  beiden  Rechte  zu  vindiciren,  so  läßt 
sich  kein  Grund  absehen,  warum  die  Stände  der  anderen  oesterreichischen 
Provinzen  nicht  gleiche  Ansprüche  erheben  und  behaupten  sollten;  dann 
ist  aber  das  Regieren  in  der  aus  so  vielen  Provinzen  mit  den  verschie- 
denartigsten Interessen  zusammengesetzten  Monarchie  unmöglich. 

Diesem  drohenden  Uebel  kann  nur  durch  ein  wohl  überdachtes, 
consequent  und  fest  durchgeführtes  Verfahren  in  den  Angelegenheiten 
aller  Provinzialstände  begegnet  werden. 

Die  gegenwärtige  Behandlungsweise  dieser  Angelegenheiten  stellt 
sich    mir    als    durchaus    mangelhaft    dar.    Als  Beleg    dieser  Behauptung 
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dienet  das  I'actum,  daß  schon  seit  mehreren  Wochen  in  einer  ständi- 
schen Versammkmij:  zu  Prag  Vorträge  in  den  oben  bezeichneten  Rich- 
tungen gehalten  und  Debaten  darüber  geführt  werden,  ohne  daß  die 
Central-Verwaltung  davon  anders  als  durch  Privatmittheilungen  oder 
durch  im  Auslande  erscheinende  Zeitblätter  Kenntniß  erhalten  hat. 

Eine  Vorkehrung  zur  Verbesserung  dieser  Behandlungsweise  stellt 
sich  mir  daher  als  dringend  nöthig  dar. 

Die  Verbesserung  sollte  in  zwei  Richtungen  eintreten,  nämlich  zu- 
erst in  jener  des  Wissens,  und  dann  in  jener  des  Handelns.  In  Bezie- 
hung auf  die  Erstere  wäre  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Central-Verwaltung 
von  dem  Gange  der  ständischen  Versammlungen  und  Landtage  vom 
Momente  der  Vorbereitung  derselben  bis  zu  ihrer  Beendigung  tagtäglich 
Kenntniß  erhalte,  um  durch  geeignete  Weisungen  an  die  Vorsitzenden, 
die  durchaus  keine  Männer  der  Stände,  sondern  Männer  des  Landes- 
fürsten sind,  bei  Zeiten  einwirken  zu  können. 

In  Absicht  auf  die  zweite  noch  wichtigere  Richtung,  nähmlich  jene 
des  Handelns,  thut  es  vor  allem  Noth,  daß  die  Verfügungen  in  Angelegen 
heiten  der  Provincialstände  nicht  aus  dem  einseitigen  Gesichtspunkte 
dieser  oder  jener  einzelnen  Provinz,  sondern  aus  der  Auffassung  ihrer 
Einwirkung  auf  das  Gesammtwesen  des  oesterreichischen  Stände-Systems 
hervorgehen. 

Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  scheinet  mir  eine  Concentration  der 
ständischen  Angelegenheiten  sowohl  bei  der  den  ständischen  Corporatio- 
nen  zunächst  vorstehenden  Behörde,  der  vereinigten  Hof  kanzlei,  als  auch 
bei  den  zur  weiteren  Berathung  berufenen  Organen  unerläßlich  zu  sein. 
Wie  solche  bei  der  vereinigten  Hofkanzlei  zu  erzielen  sei,  darüber 
schiene  mir  der  Oberste  Kanzler  berufen,  seine  Meinung  abzugeben.  Was 
aber  die  Concentration  in  höchster  Instanz  betrifft,  halte  ich  sie  für  ge- 
schehen, wenn  bei  ständischen  Angelegenheiten  der  sogenannte  Cabinets- 
weg  vermieden  und  sie  insgesammt  dem  Staatsrathe  zur  Begutachtung 
zugewiesen,  sohin  aber  durch  die  Staatsconferenz  der  a.  h.  Entscheidung 
unterzogen  würden.  • 

Ich  kann  nicht  unbemerkt  lassen,  daß  bei  Gegenständen  so  häck- 
licher  und  contentioser  Art,  wie  es  die  ständischen  Angelegenheiten  theils 
schon  wirklich  sind,  theils  noch  werden  dürften,  die  Staatsklugheit  es  zu 
fordern  scheine,  die  Aussprüche  des  Souverains  (meistens  in  causa 
propria)  gegen  die  ständischen  Corporationen  nicht  auf  die  Meinung 
eines  Einzelnen,  sondern  auf  jene  eines  berathschlagenden  Körpers  zu 
stützen,  um  dadurch  der  Gefahr  des  üebersehens,  Einseitigsehens  oder 
Uebereilens  zu  entgehen  und  den  Souverain  vor  dem  Vorwurfe  des  Arbi- 
trairen  in  den  Entscheidungen  zu  sichern. 

Ich  halte  es  für  heilige  Pflicht,  diese  Betrachtungen  der  h.  Würdi- 
gung und,  wenn  sie,  wie  ich  hoffe,  einer  Beachtung  nicht  unwerth  befunden 
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werden  sollten,  der  weiteren  Herathuni;  durch  die  Staats-Conferenz  zu  unter- 
leo^en.«  (»Über  die  Verhancilunsj^sart  ständischer  An^ele<;enheiten.'<  Denk- 
schrift von  Harti^s  Hand.  luirst  Metternichsches  Familienarchiv  zu 
Plass.) 

Graf  Hartig  nennt  sich  in  dem  Hegleitschreiben  einen  »Souffleur«, 
»welcher  in  seinem  dunklen,  engen  Loche  ruhig  sitzt  und  seine  Stimme 
nur  dann  hören  läßt,  wenn  ein  Blick  der  Schauspieler  ihn  dazu  auf- 
fordert.« 

152)  (32)  »  .  .  .  Die  Frage,  wie  im  Zentrum  der  a.  h.  Regierung  die 
finale  Berathung  und  Schlußverhandlung  stattfinden  soll,  ist  seit  dem 
J.  835  schon  mehrmahls  und  gründlich  beleuchtet  worden,  es  sind  hier- 
über viele  Akte  und  Beschlüsse  aufzufinden,  und  ich  muß  es  lediglich 
der  a.  h.  Eignen  Entscheidung  anheimstellen,  ob  E.  M.  und  in  welcher 
Art  dißfalls  eine  weitere  Diskussion  eintreten  lassen  wollen?« 

In  einem  früheren  Votum  hatte  KolowTat  folgendes  erklärt:  »In  Be- 
treff der  vorgeschlagenen  Erörterung  über  eine  Art  von  Minister-Conseil 
glaube  ich  mich  nur  dahin  aussprechen  zu  sollen,  daß,  wenn  E.  M.  dieser 
Anregung  Folge  zu  geben  geruhen,  vor  allem  eine  Vorarbeit  von  dem  Hof- 
kammerpräsidenten abzufordern  und  diese  zum  Substrat  der  weiteren 
Verhandlung  zu  nehmen  sei,  wie  dieß  von  dem  st.  r.  S.  Chef  Gr.  Hartig 
vorgeschlagen  worden  ist.«  (Votum  vom  4.  und  vom  5.  Juli  1847,  ad 
Staatskonferenz-Akt  Z.  645  ex  1847.)  Aus  den  Akten  erhellt  nicht,  daß 
Kübeck  mit  dieser  Arbeit  betraut  worden  sei.  Kolowrat  dürfte  daher 
schon  das  Nötige  veranlaßt  haben,  die  Verwirklichung  des  Planes  Metter- 
nichs  und  Hartigs  zu  vereiteln. 

153)  (32)  Siehe  Anmerkung  150,  Nr,  II,  S.  74.  In  seinem  Votum  vom 
5.  Juli  hatte  Kolowrat  dem  Kaiser  auch  empfohlen,  »die  vom  Obersten 
Kanzler  vorgelegten  Vorträge  ebenso  wie  die  Polizeivorträge  in  ständi- 
schen Sachen  an  die  St.  Conferenz  zu  leiten  und  dann  nach  Erforder- 
niß  nebst  B.  Buol  u.  Gr.  Hartig  auch  den  Bar.  Kübeck  u,  allenfalls  auch 
B.  Pilgram  um  die  Äußerung  zu  vernehmen«.  Im  Sinne  dieses  Vor- 
schlags wurde  am  13.  Juli  ein  Kabinettschreiben  an  Hartig  (mit  Weglassung 
des  in  []  enthaltenen  Absatzes),  siehe  Anmerkung  150,  Nr.  III,  S.  75  ff., 
gerichtet.  (Minister  Kolowrat-Akt,  Z.  1465  ex  1847.  St.  A.) 

*^^)  (32)  Vortrag  des  Obersten  Kanzlers  vom  15.  Juli  1847.  (Staats- 
konferenz, Z.  668  ex  1847.  St.  A.) 

155)  (32)  Votum  Hartigs  über  Inzaghis  Vortrag  vom  15.  Juli  1847 
samt  Resolutionsentwurf,  den  der  Kaiser  am  6.  August  unterzeichnete. 
(Staatskonferenzakt,  Z.  668  ex  1847.  St.  A.) 

156)  (32)  Namentlich  städtische  und  Kommunalangelegenheiten  aus 
sämtlichen  oder  nur  aus  den  deutsch-slawischen  Provinzen,  »welche  An- 
gelegenheiten, sowie  die  ständischen,  dieser  Referent  stets  im  Einver- 
nehmen   mit  dem  Landesreferenten,    welchem    die   eigenthümlichen  Ver- 
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hältnisse    jeder  Provinz    am    besten  bekannt  sind,    zu    bearbeiten  hätte«. 
(Vortrag  des  Obersten  Kanzlers  vom  28.  September  1847.) 

m)  (32)  Böhmischer  Gubemialrat. 

»•■'«)  (32)  Hofrat  bei  der  Hofkammer. 

159)  (32)  ».  .  .  habe  .  .  .  aus  einem  von  ihm  als  Gubernialrath  über 
die  Prätentionen  der  böhm.  Stände  abgegebenen  Votum  erkannt,  daß  er 
sich  nicht  scheue,  die  Rechte  der  Krone  zu  vertreten.«  —  Lobkowitz 
hatte  am  14.  Juli  1836  den  Eid  als  Konzeptspraktikant  beim  Czaslauer 
Kreisamt  abgelegt,  war  am  29.  Jänner  1839  zum  überzähligen  unbe- 
soldeten Kreiskommissär,  am  25.  August  1841  zum  Gubernialsekretär  in 
Mähren  und  am  27.  August  1844  zum  unbesoldeten  überzähligen  Guber- 
nialrat  in  Böhmen  ernannt  worden.  »Bei  dieser  nur  11  jährigen  unbe- 
soldeten Dienstleistung  dürfte  —  so  bemerkte  Graf  Hartig  —  seine  Be- 
förderung zum  Hofrathe  mit  Besoldung  kaum  angehen,  wenn  nicht  eine 
Entmuthigung  länger  dienender,  ebenfalls  ausgezeichneter  sowohl  be- 
soldeter als  unbesoldeter  Beamten  und  eine  kaum  wünschenswerte  Exem- 
plifikation eintreten  sollte.  Wenn  demnach  a.  h.  Orts  dem  F.  Karl  Lobko- 
witz das  Referat  in  ständischen  Angelegenheiten  bei  der  Vereinigten  Hof- 
kanzlei anvertraut  werden  sollte,  so  glaube  ich,  daß  dieß  nur  durch  seine 
Ernennung  zum  überzähligen,  unbesoldeten  Hofrathe  (wenigstens  vorerst) 
zu  geschehen  hätte.«  (Votum  Hartigs  vom  9.  Oktober  1847  über  den 
Vortrag  des  Obersten  Kanzlers,  dd.  Wien,  28.  September  1847.  Staats- 
konferenzakt, Z.  954  ex  1847.  St.  A.) 

160)  (22)  »Er  (Graf  Lazanzky)  wünscht  den  Übergang  zur  politi- 
schen Laufbahn,  freilich  auf  die  Weise,  wie  sie  im  J.  841  bei  dem  Hof- 
rathe der  Hofkammer  Franz  Gr.  vStadion  erfolgt  ist.  Doch  müßte  er 
sich  wohl  selbst  sagen,  daß  seine  Einberufung  zur  Hof  kanzlei  die  Brücke 
wäre,  welche  ihn,  nachdem  er  den  ihm  durch  seine  Bestimmung  nach 
Krakau  dazu  geöffneten  Weg  nicht  einschlagen  wollte,  zu  diesem  Ziele 
führen  dürfte.  Ich  stimme  daher  vorzugsweise  für  Gr.  Prokop  Laiansky, 
stelle  jedoch  zugleich  den  F.  Karl  Lobkowitz  auf  die  angedeutete  Weise 
in  Alternative.«  (Ibidem.) 

*"0  (33)  *Der  Hofrath  Prokop  Gr.  Laczanczky  ist  zwar  ein  fleißiger 
und  wohl  unterrichteter  Geschäftsmann,  dessen  Gesinnungen  in  Absicht 
auf  ständische  Übergriffe  durchaus  zu  keinem  Mißtrauen  Anlaß  geben; 
allein  ich  darf  nicht  übergehen,  daß  derselbe  bei  Gelegenheit  seiner 
Sendung  nach  Krakau  den  a.  h.  Erwartungen  nicht  entsprochen  habe  und 
daß  ich  daher  besorgen  darf,  er  könnte  abermals  bei  einer  oder  anderen 
Berufung  nicht  jene  Bereitwilligkeit  an  den  Tag  legen,  welche  sich  zur 
Übernahme  jeden  Dienstpostens,  sollte  derselbe  auch  den  persönlichen 
Neigungen  oder  Verhältnißen  nicht  ganz  zusagen,  unbedingt  anschicken 
würde.  Sollte  jedoch  die  a.  h.  Wahl  diesen  treffen,  so  zweifle  ich  nicht, 
daß  diese  Wahl    eine    gute  sein   und  Gr.  Lazanzky  sich  in  jeder  Bezie- 
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hung  als  des  a.  h.  Vertrauens  würdig  zeigen  werde.  Fürst  Lobkowitz 
hat  ungeachtet  seiner  kürzeren  Dienstzeit  sich  als  einen  fleißigen,  tüch- 
tigen und  in  ständischen  Angelegenheiten  bewährten  Referenten  erprobt; 
er  genießt  von  Seite  der  Talente  eben  so  wie  von  Seite  seines  Charakters 
die  allgemeine  Achtung  und  wird  nach  dem  Beispiele  vieler  Mitglieder 
seines  altergebenen  Fürsten-Geschlechtes  zu  denjenigen  gezählt  werden 
können,  denen  in  der  Folge  die  wichtigsten  Staatsämter  anvertraut 
werden  dürften.  Ich  glaube  daher  für  dessen  a.  g.  Ernennung,  jedoch 
eben  so  wie  Gr.  Hartig  anträgt,  zum  unbesoldeten  Hofrathe  stimmen  zu 
sollen.«  (Votum  Kolowrats  vom  ii.  Oktober  1847.  Ad  Staatskonferenz- 
akt Z.  954  ex  1847.  St.  A.) 

^*^)  (33)  Der  Staatskanzler  wiederholte  dieses  Votum  samt  der 
staatsrechtlichen  Begründung  wörtlich  am  9.  Oktober  1847  anläßlich  der 
Beratung  über  die  böhmischen  Angelegenheiten..  (Siehe  »Aus  Österreichs 
Vormärz«,  Böhmen,  S.  63  ff.) 

^^^)  (33)  Diese  Denkschrift  des  Fürsten  Metternich,  betitelt: 
»Leitende  Andeutungen  über  den  in  ständischen  Angelegenheiten  einzu- 
haltenden Gang«  (ad  Staatskonferenzakt  Z.  954  ex  1847.  St.A.),  lautet 
wie  folgt: 

»Die  Übergriffe,  welche  sich  einige  ständische  Körper  erlauben,  sind 
tief  berechnet  und  werden  zu  schweren  Folgen  für  das  Heil  der  Gesammt- 
Monarchie  führen,  wenn  ihnen  von  Regierungswegen  nicht  kräftig  in  den 
Weg  getreten  wird.  Die  Monarchie  bildet  eine  Einheit  aus  unter  sich 
durch  die  Verschiedenheit  der  Verfassungen  getrennten  Theilen. 

Ein  solches  Verhältniß  ist  nur  erhaltbar,  wenn  die  Theile  im  Aus- 
maße ihrer  Rechte  geschüzt,  ihnen  aber  Eingriffe  in  die  Rechte  der 
Krone,  unter  deren  Schirm  die  Einheit  des  Gesammtreiches  allein  er- 
halten werden  kann,  nie  gestattet  werden. 

Die  Ansinnen  der  Oppositions-Männer  bey  den  Ständen  sind  nicht 
allein  Eingriffe  der  letzteren  Art,  sondern  sie  wären  reine  Absurda,  läge 
ihnen  nicht  der  Sinn  solcher  Eingriffe  zu  Grunde,  von  Eingriffen,  welche 
in  ihrer  faktischen  Anwendung  den  Kaiser  zur  Unmöglichkeit  des  Re- 
gierens führen  oder,    was  dasselbe  ist    —    das  Reich  umstürzen  würden. 

Die  Vorfrage  aller  Fragen  ist  unter  den  bestehenden  Verhältnissen 
die:  Soll  in  der  Monarchie  das  System  der  unter  sich  getrennten  ständi- 
schen Körper  beybehalten,  oder  soll  eine  allgemeine  Repräsentation  des 
Reiches  ins  Leben  treten?  Diese  Frage  ist  der  Grund  des  Kampfes,  welcher 
sich  dermal  im  preußischen  Staate  erhoben  hat,  und  den  der  König  im 
negativen  Sinne  durchzuführen  entschlossen  ist. 

Die  Ähnlichkeit  bestehe  zwischen  den  Lagen  auch  wie  immer,  so 
tritt  der  wesentliche  Unterschied,  welcher  [zwischen  den  Grundgestal- 
tungen der  beyden  Reiche  —  Oesterreich  und  Preussen  —  [vorliegt,  in 
die    vorderste    Reihe    der    Erwägung.    Dieser  Unterschied    ist    der,    daß 

Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  IV.  6  8l 


Preussen  am  Ende  in  ein  Administrations-Ganzes  zusammenfließen  könnte, 
während  üesterreich  hiezu  ganz  und  gar  nicht  befähigt  ist. 

Dieß  als  eine  unläugbare  Wahrheit  angenommen,  so  tragen  An- 
griffe gegen  dieselbe  nöthiger  Weise  entweder  das  Gepräge  einer  un- 
verzeihlichen Unwissenheit  von  Seite  leichtsinniger  Menschen,  oder  das  des 
Staatsverrathes  von  Seite  bewußter  Stimmführer. 

Als  das  einzige  Mittel  zur  Abwehr  des  wie  eine  Vergiftung  vor- 
schreitenden Übels  stellt  sich  dar: 

aj  Der  feste  Ausspruch,  daß  der  Kaiser  die  ständischen  Körper  in 
allen  denselben  zustehenden  Rechten  zu  erhalten  und  zu  schützen  wissen 
werde,  in  Rechten,  welche  sich  naturgemäß  auf  die  Gränzen  beschränken, 
die  den  Körpern,  welche  sie  betreffen,  angehören  —  alle  Übergriffe  außer 
diesen  Gränzen  aber  niemals  gestatten  werden. 

bj  Die  strenge  Ermittlung  der  in  Rede  stehenden  Rechte  und  dort, 
wo  hiezu  die  Nothwendigkeit  eintreten  sollte,  die  Verbesserung  des  Man- 
gelnden und  die  Verdeutlichung  des  Unklaren. 

cj  Die  strengste  Handhabung  dieser  Aussprüche  durch  die  Neu- 
kräftigung der  Reglementsfragen. 

Die  Aufgabe  des  zur  Behandlung  der  ständischen  Maxim-  und 
Systemsfragen  aufgestellten  Referenten  wird  es  seyn,  über  obige  drey 
Punkte  dem  Hofkanzley-Comite  wohlbegründete  Vorträge  zur  reifen 
Berathung  zu  erstatten.  Hierbey  hat  derselbe  von  den  folgenden  leitenden 
Maximen  auszugehen: 

i^  Daß  die  Monarchie  ein  Aggregat  von  Theilen  ist,  welche  stän- 
dische Vertretungen  haben;  hieraus  ergeht  zwischen  den  Staaten,  welche 
nur  eine  solche  Vertretung,  und  denjenigen,  welche  mehrere  haben,  ein 
unläugbarer  Unterschied. 

2)  Bey  den  ersten,  wie  in  England,  Frankreich,  Baiern,  Baden  u.  s.  m-, 
umfaßt  der  ständische  Körper  die  Gesammtheit  des  Staates.  Bey  den  andern, 
an  deren  Spitze  Oesterreich  und  Preußen  zählen,  (sie!)  und  zu  denen 
Schweden  mit  Norwegen,  Dänemark  mit  Jütland  und  Holstein,  die  Nieder- 
lande mit  Luxemburg  gepaart  gehören,  repräsentiren  die  ständischen  Körper 
nur  Theile  des  Ganzen,  während  die  Regierung  das  Ganze  umfaßt.  Daß 
hieraus  nicht  allein  ein  moralischer  Unterschied  in  der  Befugniß  der 
ständischen  Körper,  sondern  ebenfalls  ein  materieller  Unterschied  in  der 
Behandlungsweise  der  Sachen  ergeht,  ist  eine  nicht  zu  bestreitende  und 
sonach  zu  beachtende  Wahrheit. 

3)  Welche  Waffe  steht  andererseits  den  Oppositionen  zu  Gebote, 
um  den  Rechten,  welche  sie  in  Anspruch  nehmen,  eine  Grundlage  zu 
bieten? 

Es  giebt  nur  Eine  denkbare,  und  diese  ist  die  Forderung  des  Ge- 
nusses der  sämmtlichen  Befugnisse,  welche  nur  den  ständischen  Körpern» 
welche  die  Gesammtheit  des  Staates  vertreten,  zustehen  können. 
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Diese  Forderung  ist  mit  der,  der  Inkorporation  aller  ständischen 
Körper  oder  mit  der,  der  Trennung  des  die  Forderung  stellenden  Gre- 
miums vom  Gesammtreiche  eine  synonime.  Dort,  wo  zwey  Forderungen 
den  Grundgesetzen  eines  Staates  widersprechen,  hat  das  Gesetz,  welches 
mit  den  Lebensbedingungen  des  Staates  im  Einklänge  steht,  sein  Recht 
zu  behaupten.  Unser  Grundgesetz  ist  die  Einheit  des  Reiches  und  es 
beruht  auf  Verträgen.  Auf  dieses  Feld  müssen  die  Sachen  also  gestellt 
werden;  alles  andere  führt  auf  Abwege  und  würde  die  Oesterreichische 
Monarchie  aus  der  Reihe  der  lebenden  Reiche  streichen.« 

Metternich  hatte  daher  vorgeschlagen,  folgende  Stelle  in  den  Re- 
solutionsentwurf einzuschalten:  »Als  Leitfaden  für  diese  Anträge  haben 
die  anliegenden  Bemerkungen  und  Andeutungen  zu  dienen.«  (Metternichs 
Votum  vom  12.  Oktober  1847.  Ad  Staatskonferenzakt  Z.  954  ex  1847. 
St.  A.) 

184)  (33)  »mit  der  Zuweisung  aller  Maxim-  oder  Systemsverhand- 
lungen in  ständischen  Angelegenheiten  und  jener  Geschäfte,  deren  Be- 
arbeitung mit  der  gedachten  Hauptbestimmung  verträglich  sein  wird.« 
(Resolution,  dd.  Schönbrunn  17.  Oktober  1847.  Ibidem.)  Erzherzog  Franz 
Karl  hatte  den  Bemerkungen  Metternichs  zugestimmt,  Erzherzog  Lud- 
wig hingegen  sich  für  den  Resolutionsentwurf  »ohne  Zusatz«  ausge- 
sprochen. 

165)  (34)  So  drang  Graf  Hartig  am  17.  Februar  1848  nochmals  auf 
Erstattung  des  Vortrags  über  die  böhmische  Landtagsschrift  vom  17.  Mai 
1847,  nachdem  er  diesen  Gegenstand  bereits  am  10.  November  desselben 
Jahres  begutachtet  hatte.  (Staatskonferenzakt,  Z.  1075  ex  1847.  St.  A.) 
*^^)  (34)  Allerdings  hieß  es  in  dem  Kabinettschreiben  vom  13.  Juli 
1847,  es  solle  Graf  Inzaghi  jene  Diätalschrift  »in  Beachtung  Meines  unter 
einem  an  Sie  ergehenden  Auftrags  über  die  Behandlung  der  Stände- 
angelegenheiten im  Allgemeinen«  einer  nochmaligen  Erwägung  unter- 
ziehen. 

i67j  (34)  ».  .  .  haben  Sie  Mir  das  abverlangte  Gutachten  so  bald 
als  möglich  vorzulegen,  ohne  sich  von  der  Erwägung  zurückhalten  zu 
lassen,  als  müsse  nothwendiger  Weise  die  Erledigung  der  vorgedachten 
ständischen  Schrift  mit  der  Entscheidung  der  Hauptsätze  in  Verbindung 
gebracht  werden,  welche  für  die  fernere  Behandlung  der  ständischen 
Angelegenheiten  von  Niederösterreich  und  Böhmen  im  allgemeinen  er- 
wogen und  festgestellt  werden  sollen.«  (Kabinettschreiben  an  den  Ober- 
sten Kanzler  [auf  Grund  eines  Vortrages  des  Grafen  Kolowrat  vom 
23.  Februar  1848],  dd.  Wien,  26.  Februar  1848.  Minister  Kolowrat- Akten, 
Z.  479  ex  1848.  St.  A.) 

^^®)  (34)  Nämlich  die  Frage  über  den  Umfang  der  ständischen 
Rechte  und  über  die  Grundsätze,  denen  gemäß  die  ständischen  Ange- 
legenheiten in  Hinkunft  zu  behandeln  wären. 
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16»)  (^4>  I^ie  niederösterreichischen  Stände  wünschten  eine  Revision 
der  politischen  Vorschriften,  weil  ihrer  Überzeugung  nach  die  Rechts- 
,t;rundlagen  der  Dominikaiverfassung  immer  schwankender  und  die  For- 
derungen der  Staatsverwaltung  an  die  Dominien  immer  drückender  wur- 
den. (\'orstellung  der  niederösterreichischen  Stände  vom  24.  Juni  1846. 
Staatsratsakt,  Z.  4895  ex  1846.  St.  A.)  Der  Oberste  Kanzler  hatte  diesen 
l-2inwand  der  Stände  nicht  genügend  berücksichtigt. 

*'°)  (35)  »Seine  Majestät  haben  mit  A.  Entschließung  vom  11.  d. 
M.,  nach  Erwägung  der  von  den  n.  oe.  Herrn  Ständen  aus  ihrer  Land- 
tagsversammlung vom  24.  Juni  1846  an  Allerhöchst  dieselben  gerichteten 
Bitten  und  Vorstellungen  sich  bewogen  befunden,  den  n.  oe.  Ständen 
bedeuten  zu  lassen,  daß  Seine  Majestät  diese  Bitten  und  Vorstellungen 
gnädigst  aufgenommen  haben  und  nach  dem  Beispiel  Allerhöchst  Ihrer 
erlauchten  Vorfahren  und  in  allergnädigster  Anerkennung  ihres  regen 
Eifers  für  das  Wohl  des  Landes,  Sich  fortwährend  vorbehalten,  in 
allen,  das  allgemeine  Beste  des  Erzherzogthumes  Österreich  unter  der 
Enns  bezielenden  Angelegenheiten  die  Kenntnisse  und  Erfahrungen  der 
Stände  einzuhohlen  und  ihren  hierbei  geäußerten  Wünschen  und  wohl- 
begründeten Anträgen  die  gebührende  Beachtung  zu  Theil  werden  zu  lassen. 

Um  aber  den  niederoesterreichischen  Ständen  einen  Beweis  des 
AUergnädigsten  vollen  Vertrauens  in  ihre  Einsicht  und  Willfährigkeit,  in 
allen  Landesangelegenheiten  thätigst  mitzuwirken,  zu  geben,  haben 
Seine  Majestät  gleichzeitig  zu  befehlen  geruht,  die  niederoesterreichischen 
Stände  aufzufordern,  die  Frage:  wie  dem  Bedürfnisse  einer  geordneten 
Zusammenstellung  der  [für  das  flache  Land  Niederoesterreichs  bestehen- 
den eigenthümlichen  politischen  Verwaltungsnormen]*)  auf  die  obrig- 
keitliche Verwaltung  und  die  Dominikal-Verhältnisse  in  Niederoesterreich 
Bezug  nehmenden  Vorschriften  abgeholfen  und  hiebei  das  Widerspre- 
chende oder  Lückenhafte,  welches  nach  der  oberwähnten  Landtags»- 
Schrift  in  denselben  bemerkt  werden  will,  beseitigt  werden  könne?  ihre 
volle  Aufmerksamkeit  zuzuwenden  und  [den  sohin  zu  Stande  gebrachten 
Entwurf  einer  solchen  von  ihnen  gewünschten  Zusammenstellung]**)  ihre 
hierauf  Bezug  nehmende  Bemerkungen  und  Anträge  zur  Beschleunigung 
der  Sache  gleich  unmittelbar  dem  niederoesterreichischen  Regierungs- 
Präsidium,  an  welches  unter  Einem  die  entsprechende  Weisung  erlassen 
wird,  zu  dem  Ende  zu  übergeben,  daß  es  [diesen  Entwurf]***)  dieselben 
im  kommissionellen  Wege  mit  Zuziehung  einiger,  von  den  niederoester- 
reichischen Ständen  selbst  aus  ihrer  Mitte  gewählten  ständischen  Abge- 
ordneten und  der  niederoesterreichischen  Kreishauptleute  einer  sorgfälti- 


*)  [  ]  gestrichen. 

**)  [  ]  gestrichen. 

***)  [  ]  gestrichen. 
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gen  Berathung  unterziehe  und  [mit  dem  Entwürfe  einer  erschöpfenden 
Zusammenstellung  jener  Normen]"),  der  Vereinigten  Hofkanzlei  zur 
Einhohlung  der  Allerhöchsten  Schlußfassung  vorlege.«  (»Insinuat  an  die 
nied.  öst.  drei  oberen  Stände,  Wien,  den  ii.  März  1848.«  Staatsratsakt, 
Z.  4895  ex  1846;  ad  Staatskonferenzakt  Z.  295  ex  1848.  St.  A.) 

171)  (35)  Bibl,  321. 

"^)  (35)  Als  Delegierter    der  Gloggnitzer  Eisenbau-Unternehmung. 

^")  (35)  Den  Beweis  hiefür  hat  Montecuccoli  in  seiner  gegen  Hartig 
(Genesis  der  Revolution  in  Oesterreich)  gerichteten  vSchrift  (Die  n.  oe. 
Landstände  und  die  Genesis  der  Revolution  in  Oesterreich)  erbracht. 

"4)  (35)  »Die  Stellung  der  oesterreichischen  Stände  kann  auf  keiner 
anderen  als  auf  der  historischen,  im  Rechte  und  in  der  Verfaßung  be- 
gründeten Basis  ruhen. 

Sie  ist  mithin  wesentlich  konservativ.  Sie  ist  es  auch  deshalb,  weil 
niemand  im  ganzen  Lande  mehr  dabei  beteiligt  ist,  daß  Ruhe  und  Ord- 
nung aufrecht  erhalten  werde,  als  der  Besitzer  des  Grund  und  Bodens; 
ihr  persönliches  Interesse  und  das  des  Landes  sind  zu  innig  verschmolzen, 
als  daß  es  nur  möglich  wäre,    sich    dieselben  im  Gegensatze  zu  denken. 

Die  Stände  sind  außerdem  noch  dadurch,  daß  sie  durch  ihre  Do- 
minien die  politische,  polizeiliche  und  gerichtliche  Verwaltung  des  Lan- 
des ausüben,  und  daß  sie  die  Verhältnisse,  Bedürfnisse  und  Wünsche  des 
Landes  durch  das  praktische  Leben  kennen  lernen,  als  die  Vertreter  des 
flachen  Landes  zu  betrachten,  um  so  mehr  in  unserem  Lande  unter  der 
Enns,  wo  die  Zeit  beinahe  alle  Rechte  der  sogenannten  feudalistischen 
Verhältnisse  zu  den  Unterthanen  hat  verschwinden  machen,  während  die 
Lasten  dieses  Verhältnisses  nicht  nur  gleich  geblieben  sind,  sondern  durch 
die  größeren  Anforderungen  eines  erhöhten  Kulturstandes  noch  vermehrt 
worden  sind. 

Das  Wohl  der  Dominien  ist  im  Wohle  der  Unterthanen  begründet 
und  es  kann  daher  mit  Ausnahme  von  wenigen  Gegenständen  auch  von 
einem  Gegensatze  der  Interessen  der  Dominien  und  der  Unterthanen  bei 
uns  nicht  mehr  die  Rede  sein,  und  die  Stände  können  daher,  so  wie  sie 
es  der  Verfaßung  nach  sind,  auch  in  Wirklichkeit  als  die  Vertreter  ihrer 
Unterthanen  und  mithin  des  ganzen  Dominikai-  und  Rustikal-Grund- 
besitzes  der  Provinz  betrachtet  werden. 

Vor  allem  müssen  sich  die  Stände  um  so  mehr  als  die  Vertreter 
des  landwirtschaftlichen  Interesses  betrachten,  als  durch  eine  sonderbare 
Fügung  der  Verhältnisse  in  unserem  vorzugsweise  ackerbauenden  Lande 
gerade  diese  Interessen  sich  beinahe  ganz  selbst  überlassen  sind,  indem 
in  dem  mannigfaltigsten  Räderwerke  der  Staatsmaschine  kein  Theil  der- 
selben die  specielle  Aufgabe  der.  Förderung  dieser  Interessen  lösen  kann. 


')  [  ]  Einschaltung. 
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In  dieser  doppelten  Stellung  sind  daher  die  Stände  nicht  nur  be- 
rechtigt, sondern  auch  verpflichtet,  die  Wünsche  und  Bedürfnisse  des 
Landes  zur  Kenntniß  der  Staatsverwaltung  zu  bringen;  und  sie  können 
mit  desto  ruhigerem  Gewissen  es  fordern,  daß  ihnen  in  dieser  Beziehung 
ihre  verfaßungsmäßigen  Rechte  gewahrt  werden,  als  von  ihnen,  den  bei 
der  Ruhe  und  Wohlfahrt  des  Landes  am  meisten  Betheiligten,  eine 
Sucht  nach  Unruhe  und  daraus  entstandener  Gefahr  wohl  am  wenigsten 
gefürchtet  werden  kann. 

Wenn  man  nun  wieder  fragt,  was  die  dermalige  Stellung  der 
Stände  ist,  so  muß  man  leider  eingestehen,  daß  sie  dem  obigen  Bilde 
nicht  entspricht;  und  mit  wahrer  Reue  müssen  die  Stände  eingestehen, 
daß  sie  selbst  daran  Schuld  sind,  indem  sie  durch  eine  lange  Vernach- 
lässigung ihrer  Pflichten  auch  ihre  letzten  Rechte  zum  großen  Thtile 
eingebüßt  haben. 

Diesen  Fehler  wieder  gut  zu  machen  und  diejenige  Stellung  wie- 
der zu  erringen,  welche  sie  auf  verfaßungsmäßige  Weise  zum  Wohle 
des  Landes  einnehmen  sollen,  ist  die  Aufgabe  der  Stände. 

Um  nun  zu  erforschen,  wie  die  Stände  dieser  Aufgabe  entsprechen 
können,  ist  es  vor  allem  nöthig,  sich  die  Hindernisse  klar  zu  machen, 
welche  einer  glücklichen  Lösung  derselben  im  Wege  stehen. 

Diese  Hindernisse  liegen  theils  in  uns  selbst,  theils  außer  uns. 
In. uns  selbst,  indem  wir  durch  eine  lange  Theilnahmslosigkeit  an 
den  ständischen  Angelegenheiten,  einer  genauen  und  gründlichen  Kennt- 
niß derselben  entbehren  und  bisher  nicht  die  Thatkraft  und  Ausdauer 
hatten,  welche  nöthig  sind,  um  dieselben  mit  Nachdruck  und  Erfolg  zu 
betreiben. 

Aus  dieser  eigenen  Schuld  ist  auch  das  Haupthinderniß  entsprungen, 
welches  außer  uns  liegt  —  nähmlich  die  geringe  Geltung,  welche  wir  in 
den  Augen  der  Behörden  und  des  Landes  haben. 

Um  dieses  Hinderniß  zu  heben,  ist  es  also  vor  allem  nöthig,  vor 
unserer  eigenen  Thüre  zu  kehren,  d.  h.  uns  genau  mit  unserer  Verfa- 
ßung, mit  unseren  Pflichten  und  Rechten,  und  mit  dem  Stande  der  uns 
obliegenden  Geschäfte  vertraut  zu  machen;  eine  nachhaltige  und  dauernde 
Aufmerksamkeit  den  ständischen  Angelegenheiten  zu  widmen;  vorzüglich 
unsere  finanziellen  Verhältnisse  genau  zu  sichten  und  in  Ordnung  zu 
bringen ;  bei  der  Wahl  unserer  Organe  auf  Gesinnung,  Tüchtigkeit,  Eifer 
und  Geschäftskenntniß  zu  sehen  und  auf  dem  Lande  uns  genau  mit  den 
Verhältnissen,  die  unserem  Wirkungskreise  angehören,  bekannt  zu  machen. 
Thun  wir  dieses,  so  werden  wir  nach  und  nach  die  Achtung  der  Behör- 
den und  des  Landes  erringen  und  unser  wichtigstes  und  heiligstes  Recht, 
das  des  Beirathes,  wird  nicht  vergeblich  von  uns  gefordert,  sondern  zum 
Wohle  unseres  erlauchten  Kaiserhauses  und  des  Landes  von  uns  ausge- 
übt werden. 
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Sollte  ich  mir  die  Freiheit  nehmen  dürfen,  auf  die  speciellen 
Gegenstände  hinzudeuten,  welche  vor  der  Hand  unsere  Aufmerksamkeit 
zu  fesseln  hätten,  so  würde  ich  die  Meinung  aussprechen,  daß  wir 

i)  diejenigen  Gegenstände,  welche  bereits  in  Verhandlung  und  von 
uns  angeregt  sind,  mit  Eifer  und  Nachdruck  betreiben  und  nicht  müde 
werden,  dieselben  so  lange  den  Behörden  vorzustellen,  bis  sie  eine  zweck- 
mäßige Erledigung  finden,  und  zu  diesem  Ende,  falls  es  nöthig  wäre, 
von  dem  unschätzbaren  Rechte  Gebrauch  machen,  unsere  Bitte  direct 
unserem  Landesherrn  vorzulegen. 

2)  Einige  (nicht  zu  viele)  in  unserer  verfaßungsmäßigen  Wirksam- 
keit liegenden,  für  das  Wohl  und  das  Gedeihen  unserer  Provinz  und 
namentlich  das  landwirtschaftliche  Interesse  derselben  nützliche  Gegen- 
stände herausheben  und  dieselben,  nach  einer  gründlichen  Berathung, 
der  Staatsverwaltung  unter  der  ständischen  Mitwirkung  anempfehlen. 
Als  solche  würde  ich  vorzugsweise  das  Credits-Institut,  eine  Modifi- 
cierung  des  Recrutierungsgesetzes  und  Errichtung  von  Ackerbauschulen 
nennen. 

3)  Unsere  eigenen  ständischen  Finanzverhältnisse  genau  sichten  und 
möglichst  in  Ordnung  bringen,  und 

4)  endlich  alle  weiter  aussehenden,  unsere  Rechte  und  staatliche 
Stellung  betreffenden  Discussionen  vor  der  Hand  auf  sich  beruhen 
lassen.« 

(Rede  des  Grafen  Fries,  gehalten  im  ständischen  Lesezimmer,  im 
Jänner  1848.  Abschrift  im  Fürst  Metternichschen  Familien-Archiv  zu 
Plaß.) 

Legationsrat  Graf  Fries  hatte  im  Dezember  1847,  »Familienverhält- 
nisse wegen«,  um  seine  Entlassung  gebeten.  (Vortrag  Mettemichs  vom 
14.  Dezember  1847.  Staatskonferenzakt,  Z.  1264  ex  1847.  St.  A.)  Doch 
dürfte  ihn  zu  diesem  Schritt  die  Erwägung  geleitet  haben,  es  sei  seine 
Tätigkeit  als  Landstand  unvereinbar  mit  seiner  dienstlichen  Stellung  in 
der  Staatskanzlei,  wo  ihm  ein  wichtiges  Referat,  das  über  Handels-, 
Schiffahrts-,  Konsulats-  und  Eisenbahnwesen  anvertraut  war. 

^'^)  (36)  All  dies  soll  in  einem  (noch  in  Ausarbeitung  befindlichen) 
W'erke:  »Die  Wiener  Regierung  und  das  Jahr  1848«  eingehend  behandelt 
werden. 

i'ß)  (36)  »  ...  So  manche  unter  dem  Einflüsse  des  Gefühls  nicht 
beachtete,  dem  Anscheine  nach  unbedeutende  Umstände  treten  in  ihrem 
Zusammenhange  vor  den  richtenden  Verstand  und  lassen  ihn  als  Plan 
^kennen,  was  ihm  früher  nur  Zufall  schien.  Auf  diese  Weise  hat  sich 
in  mir  die  moralische  tJberzeugung  festgestellt,  daß  die  Ereignisse  im 
n.  oe.  ständischen  Landhause  am  13.  März  1848  nicht  für  Alle,  welche 
darüber  an  demselben  Tage  in  der  Burg  zu  Rathe  saßen,  Überraschungen 
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sein  konnten,  sondern  daß  Einer  gewiß-'O,  vielleicht  aber  auch  noch  ein 
zweiter-""'-')  und  höher  stehender  sie  vorher  gewußt  und  hingehen  gelassen 
habe,  in  der  Meinung,  eine  lang  gewünschte  Personenveränderung  und 
Machtvergrößerung  auf  diesem  Wege  möglich  zu  machen.  Dieser  be- 
klagenswerthen  Verirrung  des  Kopfes  und  Herzens  ist  die  Nemesis  bald 
gefolgt;  denn  der  Eine  so  wie  der  Andere  lebet  nun  ohne  Einfluß  und 
ohne  Ansehen  auf  immer  vom  Ziele  weggedrängt,  welchem  er  sich  am 
Abende  des  13.  März  schon  nahe  geglaubt  haben  mochte.  Das  Seltsamste 
bei  dieser  Intrigue  ist,  daß  die  Beiden,  welche  einen  Anderen  auf  die 
Seite  zu  schieben  hofften,  nicht  im  Bündnisse  standen  und  daß  ein  Jeder 
seine  Hoffnungen  auch  auf  das  Verdrängen  einer  ganz  verschiedenen 
Person  stützte.  Der  Eine  war  selbst  Urheber  der  selbstsüchtigen  Intrigue : 
der  Andere  Höhere  wurde  von  einer  reformsüchtigen  Parthei  verleitet 
und  verhielt  sich  durchaus  passiv  und  schüchtern.  Diese  meine  Anschau- 
ung läßt  sich  nicht  documentiren;  allein  dem  in  die  Verhältnisse  Ein- 
geweihten dürfte  sie  als  richtig  erscheinen.  Die  Wahrheit  wird  erst  die 
Zukunft  enthüllen  .  .  .« 

(Graf  Hartig  an  den  Fürsten  Metternich,  dd.  Wien,  15.  November 
1850  [Plass].) 

^")  (37)  Aus  dem  Tagebuche  der  Fürstin  Melanie.  (Fürst  Metter- 
nichsches  Familienarchiv,  Plaß.  Vgl.  die  abgeänderte  Eintragung  in 
Metternichs  nachgelassenen  Papieren,  Bd.  VII,  539.) 

Dieses  Tagebuch  ist  leider  verstümmelt  wiedergegeben;  denn  der 
Herausgeber  hatte  auf  höchsten  Befehl  wichtige  Stellen  tilgen  —  oder 
auch  gefälscht  wiedergeben  müssen,  da  sie  den  Fürsten  Metternich  ent- 
lasteten und  manche  andere  Persönlichkeit  kompromittierten.  Was  derartige 
Geschichtsfälschungen  betrifft,  gleicht  die  Veröffentlichung  der  nach- 
gelassenen Papiere  Metternichs  dem  Buche  Sebastian  Brunners  »Die 
theologische  Dienerschaft  am  Hofe  Josephs  II«.  Auch  dieses  Werk  kann 
nur    an   der  Hand    der  einschlägigen  Briefe    und  Akten  benützt  werden. 

*'®)  (37)  Alexander  Graf  Hübner,  Ein  Jahr  meines  Lebens  1848 — 184g. 
S.  II.  (Eintragung  vom  i.  März  1848.) 

"^)  (37)  Metternich  an  Fürst  Felix  Schwarzenberg,  dd.  Brüssel. 
8.  März  1850.  (Plass.) 

*^")  (37)  Metternich  an  Münch-Bellinghausen,  dd.  Brüssel,  Oktober 
1849.  (Plass.) 

*^0  (37)  Vgl.  u.  a.  Arnold  Winkler,  Landesregierung  und  Bürger- 
meister. Ein  Beitrag  zur  Verwaltungsgeschichte  des  Wiener  Vormärz. 
(Monatsblatt  des  Vereines  für  Geschichte  der  Stadt  Wien,  XIII,  60.)  — 
Graf  Kolowrat  förderte  bei  jeder  Gelegenheit  den  Adel.  Diesem  galt  Ruß- 

»'•')  Graf  Kolowrat.« 
»'^*)  Erzherzog  Franz  Carl.« 
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land  als  die  Hauptstütze  des  konservativen  Systems  in  Europa  und  des- 
halb war  Kolowrat  ein  Anhänger  der  von  Metternich  befolgten  Politik; 
im  übrigen  herrschte  nichts  weniger  als  Einhelligkeit  zwischen  den  beiden. 
(Vgl.  Huber-Beidtel,  II,  229.) 

182)  (37)  Beidtel-Huber,  11,'  216  ff. 

183)  (38)  Metternichs  autobiographische  Denkschrift.  (Nachgelassene 
Papiere,  VII,  620.) 

184)  (38)  Diesen  Vorwurf  erhoben  Freiherr  von  Stein,  Graf  Philipp 
Stadion  und  einige  Erzherzoge  gegen  den  Staatskanzler.  (Friedjung,  I,  2.) 

185)  (38)  Beidtel-Huber,  II,  259,  261  ff. 

186)  (38)  Vgl.  Alfred  Stern,  I,  231.  Nur  ist  Metternichs  Denkschrift 
(Nachgelassene  Papiere,  III,  62  ff.,  Nr.  243,  S.  66  ff.,  Nr.  244)  nicht  voll- 
ständig und  an  einigen  Stellen  auch  nicht  richtig  wiedergegeben.  So 
heißt  es  in  einer  eigenhändigen  Randbemerkung  Metternichs  ad  Seite  71, 
Zeile  10  von  oben:  »In  der  Benennung  Minister  und  Präsident  liegt  ein 
so  großer  Unterschied,  daß  die  Wahl  zwischen  den  Titeln  keineswegs 
gleichgültig  ist.  —  Der  Präsident  ist  nur  der  Vorsteher  eines  Gremiums, 
dessen  Form  deliberativ  sein  muß.  Mit  einem  zu  ausgedehnten  coUegia- 
lischen  Wesen  verschwindet  die  so  nöthige  Stufe  der  Responsabilität  des 
Einzelnen,  und  doch  hat  der  Präsident  einer  inneren  administrativen  Be- 
hörde in  der  Monarchie  das  Executivum.  —  Der  Minister  kann  mit  aller 
Responsabilität  belastet  werden,  und  dennoch  wird  der  coUegialische 
Gang,  insoferne  er  zum  Besten  der  Sache  beibehalten  werden  muß, 
keineswegs  in  seinem  Wirkungskreise  ausgeschlossen.  —  Ich  glaube,  nie 
zu  sehr  auf  der  Nothwendigkeit  richtiger  Benennungen  bestehen  zu 
können.  Ihr  Einfluß  ist  auf  die  öffentliche  Meinung  sowohl  als  auf  das 
Gefühl  des  Einzelnen  Staatsdieners  von  der  größten  Wichtigkeit.« 

Ferner  wäre,  Seite  73  nach  Zeile  4  (oben),  folgendes  einzuschalten : 
»Die  Geschäfte,    welche  den  politischen  Hofstellen  nach  ihrem  der- 
maligen Wirkungskreise  obliegen,  daher  zu  dem  Ministerium  des  Inneren 
gehören,  sind  folgende : 

a)  Militärgegenstände  im  ausgedehntesten  Sinne; 

b)  Steuergegenstände,  mit  Einschluß  vieler  indirekten  Steuern; 

c)  Baugegenstände,  worunter  auch  die  Strassen-  und  Wasser-Bau- 
sachen begriffen  sind; 

d)  Geistliche  Gegenstände  mit  Einschluß  des  Religionsfonds; 

ej  Studien-,  Schulen-  und  sonstige  Volksbildungs-Gegenstände,  nebst 
allen  dafür  gewidmeten  Instituten  und  dem  Studienfond; 

f)  Wohlthätigkeitsanstalten  und  die  dazu  bestimmten  Fonds; 

g)  Unterthanssachen,  wohin  auch  die  Beförderung  der  landwirth- 
schaftlichen  Cultur  gerechnet  werden  kann; 

h)  Landeshoheits-  und  Gränz-Sachen ; 

i)  Beamtenanstellung  und  ähnliche  Disziplinar-Gegenstände; 
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k')  Wohlfeilheits-'^)  und  Approvisirungs- Anstalten,  Polizey,  Gewerbe; 
l)  Politico-Judicialia  als:  Besitzstreitigkeiten  u.  dgl. ; 
m)  Straf-  und  Corrections- Anstalten; 

n)  Sanitätsanstalten,  Krankenhäuser  und  die  dazu  gewidmeten  Fonds-''*) ; 
oj  Schwere  Polizeyübertrettungen; 
p)  Toleranzsachen; 
q)  Judensachen; 

r)  Städtische  und  sonstige  Communitäts-Angelegenheiten; 
s)  Ständische  Sachen; 
0  Mixta. 

Von  diesen  Gegenständen  wären  vorzüglich  geeignet,  in  besonderen 
Direktionen  behandelt  zu  werden: 

1.  die  Militärgegenstände; 

2.  die  Steuersachen,  welche  jedoch  das  Finanz-Ministerium  eben  so 
nahe  wie  jenes  des  Inneren  betreffen,  daher  in  einer,  beiden  Ministerien 
gemeinschaftlich  angehörenden  Direktion  behandelt  werden  könnten; 

3.  Civilbau-Gegenstände,  Strassen-  und  Brückenbau,  welche  der- 
malen in  oberster  Instanz  bey  Behörden  entschieden  werden,  denen  die 
technische  Kenntniß  derselben  durchaus  mangelt; 

4.  geistliche  Gegenstände,  denen  die  Toleranzsachen  beigesellt  werden 
dürften; 

5.  Studien-,  Schulen-  und  Volksbildungs-Angelegenheiten,  wie  solche 
schon  dermalen    der  Studien-Hofkommission    in   anderer  Form   obliegen; 

6.  Landespolizey-  und  Wohlfeilheits-Anstalten,  soweit  dieselben 
fernerhin  der  politischen  Behörde  überlassen  bleiben  [dann  die  Sanitäts- 
Angelegenheiten].  ''"''*) 

Alle  übrigen  Gegenstände  sind  wegen  der  in  den  verschiedenen 
Provinzen  bestehenden  verschiedenartigen  Verfaßungen  nicht  leicht  unter 
besondere,  materienweise  abgetheilte  Direktionen  zu  bringen  und  dürften 
daher  länderweise  in  den  Senaten  bey  den  Kanzellariaten  (oder  Deputa- 
zionen)  behandelt  werden,  deren  Personal,  da  die  obigen  wichtigen  Fächer 
wegfallen,  eben  darum  bedeutend  vermindert  werden  könnte.«  (Beilage 
eines  Vortrages  des  Grafen  Saurau  vom  18.  September  1817  [Kaiser 
Franz-Akten,  F.  82.  St.  A.].) 


-'')  »Sollte  eigentlich  heißen:  wechselseitiger  Verkehr.  Mit  den  Wohl- 
feilheitsbegriffen  geht  es  wie  mit  manchen  andern  Volksvorurtheilen.  Im 
Stande  der  Civilisation  ist  der  Begriff  von  Wohlfeilheit  nur  relativ.  Im 
ausgedehnten  Sinne  ist  er  mit  Armuth  der  Länder  synonim  und  sollte 
daher  nicht  als  ein  Zweck  der  Regierung  erscheinen.«  (Eigenhändige 
Randbemerkung  Metternichs.) 

'•"■')  Eigenhändige  Eintragung  Metternichs. 
•-:«::^j  Zusatz  von  Metternichs  Hand. 
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Aus  derselben  Zeit  (Ende  1816,  Anfang-  1817)  stammt  die  bekannte 
Denkschrift  des  »Armeeministers«  Freiherrn  von  Baldacci.  (Krones  im 
Archiv  für  österreichische  Geschichte,  Bd.  74,  S.   i  ff.  Stern,  I,  230.) 

18')  (38)  Der  Leiter  der  Finanzen  führte  bereits  den  Titel  eines 
Ministers. 

188)  (38)  Graf  Saurau  wurde,  am  23.  Dezember  1817,  zum  Minister 
des  Innern  ernannt.  Er  äußerte  sich  über  Metternichs  Denkschrift,  die 
ihm  der  Kaiser  zur  Begutachtung^  übergeben  hatte,  wie  folgt:  »Das  Me- 
moire des  Fürsten  Metternich,  welches  Eure  Majestät  mir  mitzutheilen 
geruhten,  und  das  ich  in  der  Beilage  ehrfurchtsvoll  zurückstelle,  hat  die 
Vereinfachung  und  Konzentrirung  der  inneren  administrativen  Geschäfte 
zum  Zwecke,  welche  in  Folge  langwieriger  Kriege  und  feindlicher  In- 
vasionen kompliziert  und  in  verschiedenartig  gebildete  Behörden  vertheilt 
waren,  daher  diese  nicht  mehr  vermögend  seyn  konnten,  zum  gemein- 
schaftlichen Zwecke  zusammen  zu  wirken. 

Da  es  sich  hier  weder  von  Umstürzung  lange  bestandener  und 
durch  die  Erfahrung  wohl  begründeter  Einrichtungen  handelt,  da  die 
wohlthätige  Abstufung  der  drei  Instanzen,  wodurch  in  der  österreichischen 
Monarchie  jedermann  gegen  Willkühr  und  Mißbrauch  der  Amtsgewalt 
geschützt  wird,  nicht  nur  beibehalten,  sondern  die  Kontrolle  gegen  die 
Unterbehörden  sogar  noch  vermehrt  wird,  da  die  durch  die  Begeben- 
heiten der  letzten  20  Jahre  herbeigeführten  Abweichungen  von  dem 
früheren  Sistema  und  die  daraus  gefolgte  schädliche  Vereinzelung  der 
Administrazionszweige  dadurch  ausgeglichen  werden,  der  Nachdruck  der 
Geschäftsführung  dadurch  einen  neuen  Umschwung  erhält;  so  kann  ich 
nur  Eurer  Majestät  Glück  wünschen,  daß  Allerhöchstdieselbe  durch  diese 
Vereinfachung  und  Konzentrirung  der  Administrativen  Geschäfte  des 
größten  Theils  Ihres  Kaiserreiches  diesem  eine  neue  und  unermeßliche 
Wohlthat  zuzuwenden  Sich  entschlossen  haben. 

Nach  den  in  der  gestrigen  Audienz  von  Eurer  Majestät  erhaltenen 
mündlichen  Weisungen  habe  ich  es  versucht,  einen  Entwurf  derjenigen 
Befehle  aufzusetzen,  welche  Eure  Majestät  zu  diesem  Zwecke  zu  erlassen 
sich  dürften  bewogen  finden. 

Wenn  dieser  erste  Schritt  geschehen,  wenn  einsweilen  die  Central- 
Organisirungs-Hof-Commission  und  die  bisherige  Hofkanzlei  faktisch  ver- 
einiget sind,  dann  wird  es  erst  thunlich  seyn,  das  Detail,  die  Instruk- 
tionen und  die  Cadres  zu  dem  Personale  auszuarbeiten  und  Eurer  Maje- 
stät allerhöchsten  Schlußfassung  vorzulegen.  Einsweilen  erbitte  ich  mir 
die  Erlaubniß,  das  vorgeschlagene  Ministerialbureau  aus  dem  schon  vor- 
handenen Personale  der  beiden  zu  vereinigenden  Behörden  zusammen 
zu  setzen  und  dasselbe  Eurer  Majestät  allerhöchster  Bestättigung  vor- 
zulegen. Wien  am  iS.ten  Dezember  1817.«  (Kaiser  Franz-Akten,  F.  82. 
St.  A.) 
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»8»)  (3q)  Nachgelassene  Papiere,  III,  69. 

190)  (40)  I<\irst  Metternich  an  Graf  Hartig,  dd.  Brüssel,  29.  Jänner 
1850.  (Plass.)  Das  Original  dieses  Briefes  erliegt  im  Graf  Hartigschen 
Nachlaß  und  wurde  von  Friedjung,  Bd.  I,  S.  4  ff.  benutzt. 

Metternichs  Denkschrift  konnte,  trotz  eifrigster  Nachforschung, 
weder  in  den  Beständen  des  Wiener  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchivs,  noch 
in  Plass  aufgefunden  werden.  Fürst  Metternich  selbst  hatte  nach  ihr  fahnden 
lassen.    (Nachgelassene  Papiere  VIII,  225,  507,  511.  Siehe  auch  III,  75.) 

191)  (40)  Beidtel-Huber,  II,  220. 

192)  (^40)  Ed.  Wertheimer,  Fürst  Metternich  und  die  Staatskon- 
ferenz. (Oesterreichische  Rundschau,  X,  44.) 

193)  (41)  Metternich  an  Graf  Ficquelmont,  dd.  14.  Dezember  1836. 
(Ibidem,  50.) 

194)  (41)  Ibidem,  51. 

195)  (41)  Diese  Denkschrift  lautet  wie  folgt: 

»Ich  erachte  es  als  eine  Pflicht,  meine  auf  eine  unpartheyische  und 
vollkommene  Kenntniß  unserer  Lage  gegründete  Ansicht  über  die  Maaß- 
regeln,  welche  zur  Aufrechthaltung  des  Staats-Gebäudes  in  seiner  ge- 
regelten Form  von  dringender  Nothwendigkeit  sind,  mit  der  Unbefangen- 
heit und  Kraft  auszusprechen,  welche  die  Ueberzeugung  eines  bestehen- 
den Bedürfnißes  Männern  meines  Sinnes  stets  darbiethet.  Ich  kenne  nur 
den  Monarchen  und  den  Staat;  ich  strebe  nur  nach  dem  allgemeinen 
Besten;  ich  mache  mir  keine  Illusionen  über  die  Gefahren  unserer  Zeiten 
und  über  das,  was  in  Allen  nützlich  und  recht  ist;  ich  spreche  sonach 
ohne  Scheue,  noch  persönlichen  Rücksichten. 

In  dem  allgemeinen  Gefühle  lebt  die  Erkenntniß,  welch  herben 
Verlust  die  Monarchie  in  dem  Ableben  des  lezt  verewigten  Monarchen 
erlitten  hat.  Wenn  Regierungs-Uebergänge  stets  Gefahr  drohende  Ereig- 
nisse sind,  so  biethet  jener  der  Krone  des  Kaisers  Franz  an  seinen  Thron- 
Erben  nebstbey  zwey  Seiten  dar,  welche  einfach  durch  die  Hinweisung 
auf  das  Gefahrdrohende  in  den  Zeitverhältnissen  und  auf  die  große 
Summe  von  Regierungs-Geschäften,  welche  der  verewigte  Monarch  in 
seine  Hände  concentrirt  hatte,  bezeichnet  sind! 

Das  Gefühl  der  Nothwendigkeit,  daß  der  Gang  der  Geschäfte  auf 
feste  Grundlagen  geregelt  werden  müße,  habe  ich,  indem  ich  die  Zukunft 
ins  Auge  faßte,  oft  und  stets  mit  Beyfall  gegen  den  höchstseeligen  Kaiser, 
im  Verlaufe  seiner  letzten  Lebensjahre,  ausgesprochen.  Dasselbe  habe 
ich  im  Momente  des  Regierungs-Wechsels  zu  thun  als  meine  Pflicht  er- 
achtet, und  ich  folge  abermals  der  Stimme  meines  Gewissens,  indem  ich 
in  dem  gegenwärtigen  Augenblicke  die  Aufmerksamkeit  des  höchsten 
Regierungs-Centrums  auf  dieselbe  Nothwendigkeit  richte. 

Die  Regierung  hat  ihre  hohe  Stellung  bisher  zu  behaupten  gewußt. 
Diese  glückliche  Thatsache  beruht  auf  zwey  Grundstützen:    auf  der  er- 
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probten  Festigkeit  unseres  Staats-Gebäudes  und  auf  dem  laut 
erklärten  Willen  des  neuen  Regenten,  die  Regierungs- Maximen 
seines  erlauchten  Vaters  strenge  aufrecht  erhalten  zu  wollen. 

Indem  die  Sachen  sich  der  äußeren  Form  nach  in  der  früheren 
Richtung  fortbewegten,  ist  Vertrauen  eingetretten  —  ein  Vertrauen, 
welches  sich  weit  über  die  Gränzen  der  Monarchie  erstreckt,  und 
welches  ohne  drohender  Gefahr  nicht  gelöst  werden  darf.  So  wie  die 
Sachen  in  den  Augen  der  Menge  stehen,  biethen  sich  dieselben  jedoch 
nicht  stets  den  Blicken  dar,  welche  in  die  Tiefe  der  Geschäfte  dringen. 
In  Beziehung  auf  unsere  Stellung  ist  dieß  manigfaltig  ebenfalls  anwend- 
bar. Ich  erkenne  wesentliche  Gebrechen,  und  geschieht  denselben  nicht 
Abhilfe,  so  wird  die  Zeit  dieselben  allgemein  fühlbar  machen,  und  gefahr- 
volle Störungen  werden  als  die  natürlichen  Folgen  des  sinkenden  Ver- 
trauens eintretten. 

Welches  sind  die  Mittel  der  Hilfe? 

In  jedem  Staate  giebt  es  zwey  Geschäfts-Sphären,  deren  Gränz- 
linien,  eben  weil  sie  sich  vielfach  berühren,  nur  durch  strenge  Regeln 
getrennt  gehalten  werden  können. 

Diese  Sphären  sind:  die  Administrative  und  jene  der  Regie- 
rung. 

Die  Grundformen  der  Verwaltung  sind  im  Oesterreichischen  Kaiser- 
Reiche  durch  dessen  legislative  Gestaltung  bedingt.  In  Theile  getrennt, 
welche  in  vielfacher  Beziehung  nur  auf  dem  Throne  in  ein  untheilbares 
Ganze  zusammenfließen,  ist  die  Central  isation  der  Verwaltung 
in  dem  Maaße,  wie  selbe  nach  vernunftgemäßen  Begriffen  in  anderen 
Reichen  möglich  ist,  in  dem  unserigen  nicht  denkbar;  diese  Thatsache 
bedingt  aber  eben  eine  umso  größere  Fürsorge  für  die  gemessenste  Rege- 
lung des  Geschäftsganges  in  dem  Centro  der  Regierungs-Sphäre.  In 
dieser  Oesterreich  eigenen  Gestaltung  liegt  übrigens  meiner  vollen  Über- 
zeugung gemäß,  die  Grundursache  des  Widerstandes,  welchen  die  Mon- 
archie gegen  das  Alles  lösende  und  verheerende  rein  theoretische  und 
sonach  revolutionäre  Fusions- System  so  erfolgreich  unter  der  Mitwir- 
kung des  so  strenge  geregelten  Geistes  des  Kaisers  Franz  geleistet  hat 
und  nur  unter  solchen  Bedingungen   in  so  trüben  Zeiten   leisten  konnte  I 

Auf  den  Zweck  der  gegenwärtigen  Arbeit  hat  die  Administra- 
tion des  Reiches  sonach  keinen  Bezug.  Sie  hält  nur  das  Centrum  der 
Regierung  im  Auge. 

Zu  demselben  rechne  ich: 

1^  die  Hofstellen, 

20  den  Staatsrath, 

30  die  Staats-Konferenz. 

Ich  sehe  mich  bemüßigt,  hier  eine  eigenthümliche  Anomalie  in  un- 
serem Geschäfts-Gansre  zu  berühren. 


93 


Die  Grundform  der  üesterreich'schen  Staatsverwaltung  ist  die  Colle- 
gialische.  Sie  erhält  sich  durch  alle  Abstufungen  und  erstreckt  sich 
auf  einen  wichtigen  Theil  der  obersten  Sphäre.  Dieselben  Behörden, 
welche  in  allen  anderen  Staaten  als  Ministerien  bestehen,  bilden  bey 
uns  Collegien  unter  Präsidenten,  wie  dieß  z,  B.  der  Fall  mit  der 
allgemeinen  Hofkammer,  der  vereinten  Hofkanzley  und  dem  Hofkriegs- 
rathe,  selbst  mit  der  Polizey  und  Zensur  ist,  lauter  Stellen,  welche  in 
dem  übrigen  Europa  durch  Ministerien  der  Finanzen,  des  Inneren,  des 
Kriegswesens  und  der  Polizey  ersetzt  werden.  In  dieser  Verschiedenheit 
der  Formen  liegt  ein  dirimenter  Unterschied,  und  da  in  allen  mensch- 
lichen Dingen  Nachtheile  stets  neben  Vortheilen  liegen,  so  findet  derselbe 
Fall  auch  ebenfalls  im  Vergleiche  der  beyden  Gestaltungen  unter  sich 
statt.  Nach  meiner  vollen  Überzeugung  sind  in  Beziehung  auf  unsere 
Verwaltungs-Form  die  Nachtheile,  welche  aus  dem  unvermeidlich  ge- 
dehnteren Gange  der  Gremien  nicht  zu  verkennen  sind,  durch  so  be- 
deutende Vortheile  —  als  da  sind  der  mehr  geregelte  Gang  und  der  be- 
schränktere Spielraum  der  Willkühr  —  aufgewogen,  daß,  bestünde  selbst 
die  Möglichkeit  einer  Änderung,  dieselbe  als  auf  die  Monarchie  nicht 
passend,  verworfen  werden  müßte. 

Daß  die  Staats-Einrichtungen  gut  sind,  dieß  hat  die  Erfahrung  er- 
wiesen. 

Die  coUegialische  Form,  welche  sich  ebenfalls  auf  die  Hofstellen 
erstreckt,  erlischt  auf  eine  seltsame  Weise  in  der  obersten  Region.  Der 
Staatsrath  bedient  sich  nicht  der  Form  der  Concertation  und  die  ihm  zu- 
gewiesenen Geschäfte  reifen  mittelst  schriftlicher  Abstimmung.  Welch 
großer  Unterschied  zwischen  dem  schriftlichen  Verfahren  der  Delibera- 
tion  und  der  mündlichen  Votifation  besteht,  hierüber  kann  bey  prakti- 
schen Geschäftsmännern  wohl  kein  Zweifel  obwalten.  Als  die  oberste  In- 
stanz für  die  größeren  Regierungs-Beschlüsse  besteht  die  Staats-Kon- 
ferenz. Daß  eine  Berührung  zwischen  den  controversen  Meinungen  und 
Anträgen  der  Hofstellen  unter  sich  oder  unter  diesen  Stellen  und  den 
Ansichten  des  Staatsrathes,  so  wie  unter  jenen  der  staatsräthlichen  See- 
tionen  nöthig  seye,  —  eine  Berührung  durch  welche  der  jener  Contro- 
verse  unterliegende  Gegenstand  allein  ausgefeilt  und  zur  Schlußfassung 
des  Monarchen  gereift  werden  kann  —  unterliegt  keinem  Zweifel.  Eine 
andere  Betrachtung  verdient  nicht  weniger  Rücksichten,  denn  sie  ist  von 
einer  entschieden  praktischen  Wichtigkeit. 

In  Allen  —  und  also  um  so  mehr  in  tief  bewegten  Zeiten,  können 
Staatsgeschäfte  nur  gedeihlich  mittelst  einer  strengen  Consequenz  geführt 
und  die  zu  deren  Leitung  berufenen  Männer  mittelst  der  möglichsten 
Sorge  für  deren  Solidarität  geschützt  werden.  Der  eine,  wie  der  andere 
dieser  Zwecke,  kann  nur  auf  dem  Wege  der  Verständigung,  so  wie  diese 
nur  auf  jenem  der  Concertation  erreicht  werden. 
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Der  letztverstorbene  Monarch  glorreichen  Andenkens  gehörte  zu 
den  Regierungsfähigsten.  Weil  dieses  Gefühl  in  ihm  lebte,  concentrirte  er 
in  seiner  Person  die  Fällung  aller  Aussprüche,  und  die  Regierten  zollten 
ihm  ein  wohlverdientes  Vertrauen  in  seine  üerechtigkeitsliebe  und  seine 
durch  so  viele  Proben  bewährte  Weisheit.  Daß  ein  Verhältniß  dieser  Art 
auf  persönlichen  Grundbedingungen  beruht  und  auf  solchen  Bedin- 
gungen allein  beruhen  kann,  ist  einleuchtend,  und  ebenso  sicher  ist  es, 
daß  unter  veränderten  Umständen  eine  Lücke  entsteht,  welche  gefüllt 
werden  muß.  Auch  ward,  als  der  Tod  des  Kaisers  Franz  erfolgte,  der 
Beschluß  gefaßt,  daß  ein  Centrum  gebildet  werden  sollte,  in  dem  die  Ge- 
schäfte zur  vollen  Reife  geführt  und  sodann  erst  zur  Schlußfassung  des 
neuen  Regenten  gebracht  werden  würden.  Dieser  Zweck  ist  bisher  nicht 
in  seiner  wünschenswerthen  Ausdehnung  erreicht,  und  dieß  zwar  aus 
Mangel  einer  geregelten  und  gehörigen  Concertation.  Gegenstände  der 
wichtigsten  Art  werden  nur  zu  oft  selbst  dem  normalen  Geschäfts-Gange 
des  Staatsrathes  entzogen  und  erlangen  die  Unterschrift  des  Monarchen 
auf  dem  isolierten  Referats-Wege;  andere  Gegenstände,  welche  wegen 
ihrer  Vielseitigkeit,  oder  welche,  wegen  ihres  tiefen  Eingreifens  in  die 
Organisation  des  Staates,  einer  konferenzial  Berathung  nicht  entzogen 
werden  sollten,  gelangen  auf  demselben  Wege  zur  definitiven  Entschei- 
dung. Die  Nachtheile,  welche  aus  einem  ähnlichen  Verfahren  für  die  ge- 
meinsame Sache  und  für  die  persönliche  Stellung  des  Monarchen  er- 
wachsen, selbst  abgerechnet,  so  biethet  dasselbe  noch  den  Nachtheil,  daß 
der  so  nöthige  Begriff  der  Solidarität  unter  den  höchsten  Dienern  des 
Staates  versiegt  und  der  Critik  über  die  wichtigsten  Regierungs-Maßregeln 
ein  nur  zu  weiter  Raum  geöffnet  wird. 

Neben  dem  eben  bezeichneten  Mangel  ist  nun  noch  das  bedauerns- 
würdige Verhältniß  mit  dem  Staats-  und  Konferenz-Minister  Grafen  Kolo- 
wrat  eingetretten.  Dessen  bisherige  Stellung  im  Staatshaushalte  gehört 
nicht  zu  denjenigen,  welche  ohne  fühlbare  Lücke  zu  bilden,  aufgelöst  wer- 
den könnte. 

Diese  Lücke  ist  in  dem  Maaße  größer,  als  Graf  Kollowrat  eine  er- 
drückende Last  von  Geschäften  zu  tragen  hatte,  welche  mittelst  eines 
besser  geregelten  Verfahrens  die  Summe  nicht  erreicht,  oder  sie  leichter 
für  ihn  zu  tragen  gestellt  haben  würde. 

Im  Staate  giebt  es  eine  Stelle,  welche  durch  keinen  anderen,  als 
durch  den  von  der  Vorsehung  und  den  Grundgesetzen  zum  schweren 
Amte,  der  Oberste  im  Staate  zu  seyn,  berufenen  Regenten  erfüllt 
werden  kann.  Unter  allen  Regierungs-Arten  ist  die  der  premiers  Ministrcs 
die  wenigst  zu  empfehlende,  und  dieß  zwar  aus  dem  einfachen  Grunde, 
weil  eine  solche  Gestaltung  nur  auf  den  Grundbedingungen  der  Schwäche 
eines  Regenten,  und  der  Kraft  eines  anderen  Individuums  zu  ruhen 
vermag.     Will    man  jedoch  in  hierzu   geeigneten  drangvollen  Lagen    die 
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Zuflucht  zu  einer  solchen  Form  nehmen,  so  muß  die  Sache  rein  aus- 
gesprochen werden,  denn  nur  unter  dieser  Bedingung  kann  der  premier 
Ministre  handlungsfähig  werden;  besitzt  derselbe  die  zur  Erfüllung  seiner 
Pflichten  gehörigen  Eigenschaften,  so  wird  er  die  unter  seiner  Ober- 
leitung gestellte  Verwaltung  so  ordnen,  wie  sie  dieß  unter  dem  selbst  re- 
gierenden Fürsten  ebenfalls  seyn  müßte.  Der  premier  Ministre  muß,  mit 
einem  Worte,  unter  diesem  Titel  der  alter  ego  des  Monarchen  seyn. 

Daß  eine  solche  Stellung  keinen  vernünftigen  Staatsdiener  an- 
sprechen kann,  bedarf  wohl  kaum  einer  Erwähnung;  daß  sie  in  unseren 
Zeiten  und  in  unserem  Staate  insbesondere  ganz  unmöglich  wäre,  ist 
sicher.  Auch  habe  ich  derselben  zu  erwähnen  mich  nur  bewogen  ge- 
funden, weil  in  der  Sache  selbst  der  Beweis  liegt,  daß  eine  Geschäfts- 
Führung  gemischter  Arf,  ein  Stand  der  Dinge  in  dem  weder  ein 
Mann  die  Responsabilität  des  Befehles  allein  trägt,  noch  ein  geregeltes 
Einwirken  der  Vorsteher  der  verschiedenen  Branchen  der  Verwaltung 
stattfindet,  zu  den  wenigst  gedeihlichen  gehört.  Nun  stehet  unser  Ver- 
hältniß  noch  änderst.  Der  Mann,  auf  dem  eine  so  große  Last  von  Ge- 
schäften ruht,  tritt  aus  oder  ist  bereits  ganz  oder  theilweise  ausgetretten. 

Daß  hier  eine  Fürsorge  von  der  dringendsten  Nothwendigkeit  seye, 
ergeht  so  deutlich  aus  der  Natur  der  Stellungen,  daß  kein  Zweifel  über 
dieselbe  zu  bestehen  vermöchte.  Auf  welchem  Felde  die  Fürkehr  zu 
suchen  ist,  scheint  mir  um  so  weniger  schwer  zu  bestimmen,  als  das 
Bedürfniß,  daß  eine  besser  geregelte  Ordnung  in  der  Art  der  Behand- 
lung der  Geschäfte  in  dem  Staats-Centro  eingeführt  werden  müsse,  im 
Falle  des  Rücktrettens  des  Grafen  Kollowrat  in  die  Geschäfte,  wie  in 
jenem  dessen  gänzlichen  oder  theilweisen  Austrettens  aus  denselben,  deut- 
lich vorliegt,  und  weil  es  andererseits  nicht  auf  die  Schaffung  neuer,  sondern 
die  zweckmäßigere  Benützung  der  bestehenden  Normen  ankömmt. 

Als  die  Behörden,  welche  die  oberste  Sphäre  der  Regierung  bilden, 
habe  ich  die  Hofstellen,  den  Staatsrath  und  die  Staats-Konferenz 
bezeichnet. 

Von  der  Leitung  der  Geschäfte  bey  den  Hofstellen  kann  hier 
die  Rede  nicht  seyn.  Zu  deren  zweckmäßigsten  Funktionierung  bedarf 
es  nur  der  Aufrechthaltung  der  Normal-Bestimmungen  und  der  Hinwei- 
sung an  diese  Stellen,  der  zu  ihren  geregelten  Wirkungskreise  gehören- 
den Geschäfts-Gegenstände. 

Der  Staatsrath  beruht  auf  reinen  Grundbegriffen;  er  besteht  als 
der  Gewissensrath  des  Monarchen  und  als  der  Oberwächter  der  J>taats- 
Maximen  und  der  Geschäfts-Normen.  Er  besitzt  die  zweckgemäßesten  In- 
structionen für  seine  Geschäftsleitung.  Es  wird  genügen,  ihn  auf  deren 
Beachtung  zurückzuführen  dort,  wo  er  von  selber  gewichen  ist. 

Die  Staats-Konferenz  bedarf  einer  größeren  Belebung  und  eines 
mehr  geregelten  und   periodischen  Ganges.    Zu  deren  Geschäftskreis  ge- 
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hören  die  Gegenstände,  welche  in  den  Organismus  des  Staats-Gebäudes 
einwirken.  Solche  Gegenstände  werden  von  den  Hofstellen  in  Antrag  ge- 
bracht, und  dem  Staatsrath  stehet  es  zu,  selbe  zu  prüfen.  Wenn  zwischen 
der  Antragenden  Behörde  und  der  Kontrollirenden  eine  Divergenz  ein- 
tritt und  sonach  Verständigung  zwischen  den  einwirkenden  Gewalten 
nöthig  wird,  kann  dieselbe  weder  auf  einem  ausgiebigeren  noch  kür- 
zeren Wege  erzielt  werden,  als  mittelst  des  Zusammentrettens  der  hierzu 
durch  die  Natur  der  Dinge  berufenen  Theile.  Um  den  Zweck  zu  er- 
reichen, bedarf  es  einer  geregelten  Zutheilung  und  nicht  minder  ge- 
regelter Sitzungen. 

Aus  der  strengen  Beachtung  eines  solchen  Verfahrens  werden  sich 
die  besten  Erfolge  ergeben. 

Die  höchsten  Staats-Geschäfte  werden  für  die  Theilnehmer  an  den- 
selben erleichtert  werden. 

Den  Intrigen  wird  in  der  That  und  im  Anscheine  der  Spielraum 
beengt  werden. 

Die  so  nöthige  Responsabilität  der  Individuen  wird  weniger  ge- 
fährdet seyn. 

Der  Critik  wird  endlich  ein  Damm  gesetzt  und  das  Vertrauen  des 
Publikums  in  die  Beständigkeit  des  Regierungs-Systems  wird  sich  in 
gleichem  Maaße  erheben. 

Unterfertigt 

Metternich     - 
.  p 

Wien  den  30ten  September  1836.« 
t 

(»Promemoria,  Seiner  Kais.  Hoheit  dem  H.  Erzherzog  Ludwig  am 
3.  Oktober  1836  unterlegt.  Eigenhändig  und  in  Abschrift.«  [Staatskonfe- 
renzakt, Z.  1822  ex  1836.  St.  A.]) 

196)  (42)  Aug.  Fournier:  Graf  Kolowrat  und  die  österreichische 
Staatskonferenz    von  1836.   (Historische  Studien  und  Skizzen,  III.  Reihe, 

5.  271.) 

197)  (42)  Das  Original  des  an  Erzherzog  Ludwig  gerichteten  Hand- 
schreibens, dd.  Schönbrunn  6.  Oktober  1836,  erliegt  im  Staatskonferenz- 
akt Z.  1982  ex  1836;  der  Originalentwurf  im  Staatskonferenzakt  Z.  1822 
ex  1836;  eine  Abschrift  im  Staatskonferenzakt  Z.  1869  ex  1836.  (St.  A.) 
Am  16.  Oktober  1836  tat  Gervay  sämtlichen  Staats-  und  Konferenzräten 
in  Metternichs  Auftrag,  und  zwar  »in  engstem  Dienstvertrauen«  die 
Willensäußerung  des  Kaisers  kund.  (Staatskonferenzakt,  Z.  1897  ex 
1836.  St.  A.) 

198)  (43)    »Protocoll    der    in   Folge   des   A.  h.  Handschreibens  vom 

6.  Oktober  1836  über  die  Untersuchung  der  Frage^  ob  der  dermalige 
Geschäftszug  des  Staatsrathes  der  Erfüllung  seiner  Bestimmung  -ent- 
spreche, abgehaltenen  Konferenz. 

Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  IV.  7  ^  Qy 


Unter  dem  Vorsitze  S.  kais.  Hoheit  des  durchl.  H.  Erzh.  Ludwig 
im  Beiseyn 
S.  kais.  Hoheit  des  durchl.  H.  Erzh.  Franz  Carl, 
des  Haus-,  Hof-  und  Staatskanzlers  Fürsten  v.  Metternich, 
des  Staats-  und  Konf.  Ministers  Grafen  v.  Nadasdy, 
des  staatsräthl.  Sekzionschefs  Freiherrn  v.  Fechtig, 
des  staatsräthl.  Sect.  Chefs  Generalen  Gr.  Clam-Martinitz, 
des  Hofrathes  v.  Gervay  als  Protokollführer. 

Die  Konferenz  ward  mit  der  Vorlesung  des  obgedachten  a.  h.  Hand- 
schreibens bis  zu  dem  Absätze,  der  von  der  Staatskonferenz  handelt, 
eröffnet. 

Der  Haus-,  Hof-  und  Staatskanzler,  Fürst  v.  Metternich,  erbat  sich 
die  Erlaubniß,  eine  kurze  Reassumirung  des  ganzen  geschichtlichen  Her- 
ganges vom  Anbeginne  der  Einrichtung  des  Staatsrathes  im  Jahre  1760 
bis  zu  der  Epoche  des  Jahres  1814  vorzutragen,  und  glaubte  sofort  die 
Fragen  als  die  wesentlichsten  bezeichnen  zu  sollen,  ,ob  der  dermalige 
Geschäftsgang  des  Staatsrathes  dem  Geiste  seiner  Institution  und  dem 
Wortlaute  seiner  Instruction  entspreche,  oder  ob  und  in  wie  weit  er 
davon  abweicht?' 

Aus  der  fortgesetzten  Berathung  über  diese  Fragen  ergab  sich  die 
allseitige  Anerkennung,  daß  in  einigen  Stücken  allerdings  Abweichungen, 
und  zwar  wesentlich  von  jener  nachträglichen  a.  h.  Entschließung  vom 
Jahre  1823  Statt  fanden,  vermöge  welcher  die  Sekzionen  in  gewissen 
Fällen  zur  Zusammentretung  und  mündlichen  Berathung  angewiesen  sind, 
und  welche  mittelst  des  ...  a.  h.  Handschreibens  vom  17.  Novembei; 
1832  in  Erinnerung  gebracht  ward. 

In  Folge  dessen  wurde  von  S.  kais.  Hoheit  dem  durchl.  H.  Erz- 
herzoge Ludwig  als  das  Zweckmäßigste  bezeichnet,  die  Vergleichung  der 
Instruction  mit  dem  dermaligen  Verfahren,  sowie  das  Gutachten  über  die 
diesfalls  zweckdienlichen  Verfügungen  einem  aus  den  Sekzions-Chefs  und 
Staatsräthen  bestehenden  Comit6  zu  überweisen,  dessen  Vorsitz  S.  kais. 
Hoheit  dem  Fürsten  Staatskanzler  übertrugen,  womit  die  Konferenz  bis 
zur  Berichterstattung  jenes  Comites  vertagt  wurde. 

Das  in  Folge  dieses  Beschlusses  zusammengesetzte  Comite  hat  seine 
Aufgabe  in  zwei  Berathungen  am  18.  und  20.  Okt.  836  vollführt  und 
deren  Resultat  der  Konferenz  mittelst  des  anliegenden  ProtocoUs  über- 
geben. Hierauf  ward  am  28.  Oktober  eine  weitere  Konferenz  abgehalten, 
und  zwar 

Unter  dem  Vorsitze  S.  kais.  Hoheit  des   durchl.  H.  Erzh.  Ludwig 

im  Beiseyn 
S.  kais.  Hoheit  des  durchl.  H.  Erzh.  Franz  Carl, 
des  Haus-,  Hof-  und  Staatskanzlers  Fürsten  v.  Metternich, 
des  Staats  und  Konf.  Ministers  Gr.  Nädasdy, 
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des  staatsräthl.  Sectionschefs  Freiherrn   v.  I'echtig, 

des  staatsräthl.  Sect.  Chefs  Generalen  Gr.  Clam-Martinitz, 

des  geh.  dann  Staats-  und  Konf.  Käthes  Freiherrn  v.  Kübeck, 

des  geh.  dann  Staats-  und  Konf.  Käthes  v.  Majläth, 

des  Staats-  und  Konferenzrathes  v.  Purkhardt, 

des  Staats-  und  Koni".  Rathes  v.  Jüstel, 

des  Staats-  und  Konf.  Rathes  v.  Pilgram, 

des  Hofrathes  v.  Gervay  als  Protocollführer. 

Seine  kais.  Hoheit  der  durchl.  H.  Erzherzog  Ludwig  eröffneten  die 
Sitzung,  indem  Höchstdieselben  die  Vorlesung  der  von  dem  Comite  ge- 
lieferten Arbeit  anordneten. 

Bei  der  Verlesung  der  umgearbeiteten  staatsräthlichen  Instruction 
ergaben  sich  folgende  Bemerkungen: 

Ad  §  9  ward  von  S.  kais.  Hoheit  bemerket,  daß  hinsichtlich  der 
Eintheilung  der  Sekzions-Mitglieder  und  der  Referate  bis  jetzt  die  vor- 
geschriebene Eingabe  in  der  Praxis  nicht  statt  gefunden  habe,  und  daß 
die  Zweckmäßigkeit  der  hier  jähriich  beantragten  Verfügung  noch  eine 
nähere  Erwägung  bedürfe. 

Der  Staatskanzler  Fürst  Metternich  äußerte  hierauf,  daß  es  dem 
Comite  hauptsächlich  aus  einem  moralischen  Gesichtspunkte  räthlich  ge- 
schienen habe,  die  jährliche  Wiederholung  dieser  Eingabe  in  Antrag  zu 
bringen,  weil  dadurch  die  Möglichkeit  gegeben  sey,  allenfalls  notwendig 
werdende  Abänderungen  in  den  Referats-Eintheilungen  ohne  irgend  ein 
Aufsehen  und  auf  eine  für  die  betreffenden  ganz  schonende  Art  zu 
effectuiren. 

Nach  welcher  Aufklärung  Seine  kais.  Hoheit  diesen  Paragraph  wohl 
motivirt  zu  finden  erklärten. 

Ad  §  i6.  Staatsrath  v.  Majläth  machte  hier  die  Bemerkung,  daß  es 
hinsichtlich  der  ungarischen  Agenden  des  Staatsrathes  notwendig  scheine, 
die  von  wailand  S.  M.  dem  Kaiser  getroffene  Verfügung  fort  bestehen  zu 
lassen,  vermöge  welcher  diese  Stücke  ohne  Rücksicht  auf  die  Sections- 
Eintheilung  bei  allen  ungarischen  staatsräthlichen  Mitgliedern  in  Umlauf 
u.  Berathung  zu  kommen  haben.  Über  diese  Bemerkung  ward  sich  all- 
seitig dahin  vereiniget,  daß  diese  Verfügung  allerdings  wegen  der  Eigen- 
thümlichkeit  der  ungarischen  Verhältnisse  sehr  wichtig  sey  und  aufrecht 
erhalten  werden  müsse,  jedoch  besser  in  der  Festsetzung  der  Kanzlei- 
Ordnung  als  in  dem  Statute  des  Staatsrathes  ihren  Platz  finden  werde. 
Ad  §  24  machte  S.  kais.  Hoheit  die  Bemerkung,  daß  die  Mittheilung 
der  Videnden  an  dem  bei  der  Staatskanzlei  befindlichen  Staatsrathe  bis 
itzt  nicht  Statt  gefunden  habe. 

Der  Staatskanzler  äußerte  hierauf,  daß  diese  Mittheilung  zu  Zeiten 
des  Staatsrathes  Hudelist  allerdings  Statt  gefunden  habe,  und  bezeichnete 
als  Motiv    des    diesfalls    gemachten  Vorschlages   das   Bedürfniß   des  Ein- 
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*klan,2;es  der  Lcitunj;-  der  äußeren  und  inneren  Angelegenheiten  in  den 
Gegenständen,  wo  sich  beide  Geschäftskreise  berühren,  welches  in  der 
vorgeschlagenen  Weise  auf  die  Art  befriediget  wird,  indem  einer  Seits 
der  Chef  der  Staatskanzlei  durch  die  Vermittlung  des  ihm  zugetheilten 
Staats-  und  Konf.  Rathes  von  den  dem  Staatsrathe  zugekommenen  a.  h. 
Beschlüssen  im  Wege  der  Videnden  in  Kenntniß  erhalten,  anderer  Seits 
aber  der  der  Staatskanzlei  zugetheilte  Staats-  und  Konf.  Rath  durch  die 
fakultative  Beiziehung  zu  den  staatsräthlichen  Sekzions-Berathungen  bei 
Bearbeitung  der  innländischen  Geschäfte  mitzuwirken  berufen  ist;  worauf 
auch  S.  kais.  Hoheit  Höchst  Ihre  Beistimmung  zur  Beibehaltung  dieses 
Paragraphen,  sowie  er  vorgeschlagen  wurde,  gegeben  haben. 

Die  übrigen  Paragraphe  bothen  zu  keiner  Bemerkung  einen  An- 
laß dar,  und  es  ward  sich  sonach  in  dem  Antrage  vereiniget: 

i)  Die  hier  ausgearbeitete  Instruction  für  den  Staatsrath  der  a.  h. 
Sankzion  zu  unterziehen; 

2)  bei  dem  Entwürfe  der  diesfälligen  a.  h.  Resolution  das  Prinzip 
im  Auge  zu  halten,  daß  es  sich  hier  keineswegs  um  eine  Neuerung  und 
wesentliche  Veränderung  in  der  Institution  des  Staatsrathes,  sondern 
lediglich  darum  handelt,  das  wichtige  Statut  seiner  Instruction  ganz  mit 
der  von  wailand  S.  M.,  sowohl  bei  der  Verfaßung  der  Instruction  vom 
Jahre  1814,  als  bei  dem  Nachhange  zu  derselben  vom  Jahre  1823  ^h. 
ausgesprochenen  Grundsätzen  in  Einklang  zu  bringen  und  unter  Be- 
nützung der  seither  gemachten  Erfahrungen  auf  eine  die  praktische  Ent- 
wickelung  jener  Grundsätze  verbürgende,  logisch  geordnete  Weise  zu 
redigiren. 

3)  Hinsichtlich  der  analogen  Ausarbeitung  der  staatsräthlichen 
Kanzlei-Instruction  bei  E.  M.  auf  Überweisung  dieser  Aufgabe  an  ein 
Comite  von  Staats-  und  Konferenz-Räthen  mit  Beiziehung  des  staatsräthl. 
Kanzlei-Directors,  Hofrathes  v.  Pittreich,  anzutragen,  wobei  nur  noch 
allseitig  anerkannt  wurde,  daß  diesem  Comite  auch  obliegen  würde,  die- 
jenigen Weisungen  an  das  geh.  Kabinet  in  Erwägung  zu  ziehen  und  in 
Vorschlag  zu  bringen,  welche  zur  gehörigen  Ausführung  des  §  24  der 
umgearbeiteten  Instruction  notwendig  ist  und  schon  im  Contexte  dieses  § 
als  außer  dem  Bereiche  des  Staatsrathes  liegend  bezeichnet  ward. 

In  Folge  dieser  Beschlüsse  ward  sich  in  dem  nebenstehenden  Res- 
Entwürfe  auf  das  gegenwärtige  Konferenz-Protocoll  und  in  dem  an  den 
Staats-  und  Konf.  Minister,  Grafen  v.  Nädasdy,  als  dem  dermalen  an- 
wesenden ältesten  staatsräthlichen  Sections-Chef  zu  erlassenden  a.  h.  Hand- 
schreiben vereiniget. 

Pilgram,  Jüstel,  Purkhart,  Majläth,  Kübeck,  Clam-Martinitz,  Fechtig, 
Nädasdy,  Metternich,  Erzh.  Franz  Karl,  Erzh.  Ludwig. 
Für  die  Konferenz.  Res.  Aug. 
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Ich  nehme  den  Inhalt  dieses  Konferenz-Protocolls  zur  Wissenschaft 
und  erlasse  das  vorgeschlagene  Handschreiben  an  Meinen  Staats-  und 
Konf.  Minister  Gr.  Nadasdy. 

Allerh.  Handschreiben  an  den  Staats-  u.  Konf.  Minister  Grafen 
V.  Nadasdy. 

Lieber  etc.  In  der  Anlage  erhalten  Sie  die  von  Mir  unterfertigte 
Instruction  für  Meinen  Staatsrath,  welche  unverweilt  in  Wirksamkeit  zu 
treten  hat,  da  selbe  ganz  auf  den  Grundsätzen  derjenigen  beruht,  welche 
dem  Staatsrathe  von  Meinem  in  Gott  ruhenden  Herrn  Vater  im  Jahre 
1814  ertheilt  wurde  und  als  eine  auf  die  Resultate  der  Erfahrung  be- 
gründete Vervollständigung  dieses  Statutes  zu  betrachten  ist. 

Übrigens  ist  es  Mein  Wille,  daß  von  dieser  Instruction,  unter  Be- 
obachtung der  für  die  Geheimhaltung  erforderlichen  Maßregeln,  eine  Auf- 
lage von  fünfzig  lythographirten  Exemplaren  gemacht  und  der  Kanzlei- 
Direction  des  Staatsrathes  übergeben  werde,  welche  demnächst  jeden 
staatsräthl.  Sekzions-Chef,  Staatsrathe  u.  staatsräthlichen  Referenten  mit 
einem  solchen  Exemplare  gegen  die  für  Amts-Depositen  vorgeschriebene 
Empfangs-Bestättigung  zu  betheilen,  die  übrigen  Exemplare  aber  in  Ver- 
wahrung zu  behalten  haben  wird. 

Die  in  dem  §  29  berufene  Instruction  für  die  Staatsraths-Kanzlei 
ist  mit  jener  für  den  Staatsrathe  selbst  in  Einklang  zu  bringen,  zu 
welchem  Ende  Sie  unverzüglich  ein  Comite  im  Staatsrathe,  mit  Zu- 
ziehung des  Staatsraths-Kanzlei-Directors,  Hofrathes  v.  Pittreich,  mit  dieser 
Arbeit  zu  beauftragen  und  Mir  das  Resultat  derselben  nach  Vernehmung 
der  Sekzions-Chefs,  dann  der  Staats-  und  Konf.  Räthe  zur  Schlußfassung 
vorzulegen  haben. 

Ferdinand  m/p. 

Wien,  31.  8ber  836. 

(Staatskonferenz-Akt,    Z.  1982    ex    1836.  St.  A.)     Das  Original    der 

Staatsrats-Instruktion  ex  18 14  erliegt  unter  Z.   — —    im  Staatsratsarchiv. 

^  *  1814 

(St.  A.) 

*99)  (43)  Fournier,  263  ff.,  271  ff.,  vgl.  Sybel,  »Die  oesterr.  Staats- 
conferenz  von  1836.«   (Kleine  historische  Schriften,  III,  351  ff.) 

200)  (^^3)  »E.  M.  dem  allerhöchsten  Auftrage  vom  6.  Oktober  1836 
zu  Folge,  welcher  mir  die  Vorlage  meiner  unmaßgeblichen  Ansichten  über 
die  zweckmäßigste  Gestaltung  der  Staats-Konferenz  z\ir  Pflicht  macht, 
unterfange  ich  mich,  die  nachstehenden  Vorschläge  der  allerhöchsten 
Würdigung  zu  unterziehen. 

Das  Gefühl  der  Nothwendigkeit,  daß  eine  Form  bestehen  müsse, 
in  welcher  die  wichtigsten  Staats-Geschäfte,  zu  deren  besten  Gedeihen 
und  zur  möglichsten  Beruhigung  des  Monarchen,  zur  vollen  Reife  ge- 
langen,   gehört    zu    den  Natürlichen.    In   gewissen  Zeitverhältnissen  muß 
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sich  dasselbe  im  «gesteigerten  Maße  aussprechen.  Auch  beweist  unsere 
administrative  Geschichte,  daß  in  dieser  Beziehung  bereits  mehrmal  An- 
regungen und  allerhöchste  Beschlüsse  stattgefunden  haben.  Ich  beschränke 
rrtich  hier  auf  die  von  dem  damaligen  Haus-,  Hof-  und  Staatskanzler 
Fürsten  von  Kaunitz  im  Jahre  1760  ins  Leben  gerufene  Errichtung  einer 
Konferenz  und  auf  die  in  den  Jahren  1814  und  1821  in  Betreff  der  Mini- 
sterial-Konferenz  getroffenen  Anordnungen. 

Heute  besteht  eine  Konferenz,  welche  indessen  mehr  auf  einem 
Gebrauche,  als  auf  einem  geregelten  Gange,  beruht.  Daß  dieselbe  eines 
solchen  Ganges  bedürfe,  liegt  am  Tag. 

Der  auf  den  Antrag  des  Fürsten  von  Kaunitz  in's  Leben  getrettenen 
Konferenz  diente  die  Verschmelzung  des  ebenfalls  neu  geschaffenen  Staats- 
Rathes  mit  derselben  zur  Grundlage.  Hierdurch  wurden  zwey  allerdings 
nahe  verwandte,  in  ihren  Urbegriffen  jedoch  nicht  zu  verwechselnde 
moralische  Gestaltungen  in  Eine  Gewalt  verwebt  —  ein  im  Erfolge 
Srtets  ungedeihliches  Unternehmen! 

Die  Ministerial-Konferenzen  der  Jahre  1814  und  1821  hatten  eine 
von  der  früheren  verschiedene  Richtung.  Wie  in  der  Organisation  des 
Jahres  1760  die  Verschmelzung  der  Konferenz  mit  dem  Staats-Rathe  be- 
absichtigt war,  so  wurde  in  der  neuen  Organisation  die  Berührung  der 
Konferenz  mit  den  Hofstellen  die  Ueberwiegende.  Beyde  Male  waltete 
meiner  Ueberzeugung  gemäß  eine  Irrung  ob,  und  diese  suche  ich  in  der 
nicht  deutlich  genug  aufgefaßten  Nothwendigkeit,  daß  die  Konferenz  einer 
eigenthümlichen  Wesenheit  bedarf,  um  einen  Körper  zu  bilden, 
welcher  dem  Zwecke  seines  Daseyn's  gemäß  wirken  könne.  Wenn  Fehl- 
griffe im  Staatshaushalte  stets  nachtheilige  Folgen  bringen,  so  muß  dieß 
im  gesteigerten  Maße  der  Fall  seyn,  wenn  in  der  Aufstellung  eines 
Systems  selbst  eine  Irrung  besteht.  Die  in  den  erwähnten  Fällen  statt 
g.ehabten  Irrungen  glaube  ich  aus  der  Quelle  ableiten  zu  sollen,  daß  man 
sich  bey  den  zwey  Konferenzial-Einrichtungen  zu  wenig  mit  den  Aus- 
gangs-Punkten der  beabsichtigten  Gestaltung  beschäftigte  und  die  ganze 
Aufmerksamkeit  auf  den  alleinigen  Zweck  richtete. 

Welches  war  in  den  früheren  Epochen  und  welches  ist  heute  aber- 
mals die  Aufgabe?  Damals  wie  heute  bestunden  die  Hofstellen  als  die 
oberste  Stufe  der  Administrativen-Behörden  und  der  Monarch  als  der 
Central-Punkt  der  Regierungs-Gewalt.  Damals  wie  jetzt  gelangten  die  Ge- 
schäfte in  der  Form  von  Vorträgen  der  Hofstellen  an  den  Thron.  Da- 
mals ebenfalls  fühlte  man  das  Bedürfniß,  daß  dieser  Geschäftszug  nicht 
genüge,  um  den  allerhöchsten  Entschlüssen  die  Einheit  in  der  Richtung 
zu  sichern  und  das  Gewissen  des  Monarchen  sicherzustellen,  um  dem- 
selben mit  Einem  Worte  das  Regierenzu  erleichtern,  und  ich  möchte 
beynahe  sagen  —  um  dasselbe  ihm  Ordriungs  gemäß  möglich  zu  machen. 
Durch    die    Errichtung    des    Staats-Rathes    wurde     allerdings    eine    be- 
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deutende  Lücke  gelullt;  daß  hiermit  jedoch  nicht  alles  Nöthige  erschöpft 
seye,  fühlte  der  Fürst  von  Kaunitz;  er  trug  sonach  gleichzeitig  auf  die 
Bildung  einer  Konferenz  an,  und  wenn  er  sich  hierbey  (wie  ich  es  glaube  i 
eines  Mißgriffes  schuldig  machte,  so  lag  doch  derselbe  in  der  Verwechs- 
lung der  Begriffe  einer  innigen  Berührung  unter  den  beyden  Körpern 
mit  ihrer  Verschmelzung  in  Einander. 

Die  Hofstellen  sind  die  höchsten  Administrativen-Behörden;  über 
dieselben  erhebt  sich  auf  dem  Felde  der  Verwaltung  nur  der  Thron. 
Zwischen  diesen  Behörden  und  dem  Throne  steht  Nichts  —  und  soll 
Nichts  stehen,  denn  alles  was  zwischen  ihnen  stünde,  würde  irrend  und 
daher  lähmend  auf  den  Gang  der  Geschäfte  einwirken. 

Der  auf  der  Spitze  der  Piramide  stehende  Monarch  bedarf  jedoch 
einer  sicheren  ihm  zu  allen  Zeiten  zu  Gebothe  und  bereit  stehenden 
Hilfe.  Diese  biethet  ihm  in  einer  bestimmten  Ausdehnung  der  Staats- 
Rath  als  ein  Gewissens-Rath  und  als  der  überwachter  der  Norm.  Ohne 
selbst  eine  executive  Gewalt  zu  haben,  controlirt  er  die  Anträge  der 
executiven  Gewalten.  Ohne  selbst  handeln  zu  müssen  noch  zu  dürfen, 
hat  er  die  Pflicht  und  die  Müsse,  die  Handlungs-Weise  der  zum  handeln 
berufenen  Gewalten  zu  erwägen  und  zu  beleuchten,  dem  Monarchen  Rath 
über  das  zu  ertheilen,  was  ihm  recht  und  nützlich  scheint  —  und  dem- 
selben die  Abweichungen  von  dem  angenommenen  Systeme  zu  bezeichnen. 
Der  Staatsrath  ist,  seinem  Urbegriffe  und  seiner  Institution  gemäß  — 
darf  ich  mich  dieses  Vergleiches  bedienen  —  nicht  ein  Rad  im  Uhrwerke, 
sondern  dessen  Pendel.  Da  in  den  best  geregelten  Werken  jedoch  die 
Reibung  nicht  vermieden  werden  kann,  so  bedarf  es  auf  der  höchsten 
Regierungs-Stufe  ebenfalls  einer  Fürsorge  gegen  die  Störungen,  welche 
die  unausbleibliche  Folge  dieser  feindlichen  Gewalt  seyn  würden.  Diese 
rein  moralische  Sorge  bildet  das  permanente  Bereich  der 
K  onferenz. 

Nach  dem  Begriffe,  den  ich  mir  von  einer  Staats-Konferenz 
mache,  ist  deren  ausgedehntester  Zweck :  die  Beleuchtung  der  wichtigsten 
in  das  Leben  des  Staates  eingreifenden  Geschäfts-Gegenstände.  Ihr  kommt 
nicht  zu,  Anträge  2U  machen,  wie  dieß  in  der  Pflicht  der  Hofstellen  liegt, 
und  sie  ist  ebensowenig  eine  kontrollirende  Behörde,  wie  der  Staats-Rath 
eine  solche  Behörde  ist.  Das  Wirken  der  Konferenz  beginnt  erst  dann, 
wenn  Jenes  der  letzteren  dieser  Behörden  erschöpft  ist,  und  beynebst 
dort,  wo  der  Monarch  —  seye  es  aus  Zartheit  des  Gewissens  oder  in 
Folge  einer  politischen  Berechnung  —  es  riicht  gedeihlich  erachtet,  einen 
Ausspruch  zwischen  den  abweichenden  Ansichten  der  Antragenden  und 
der  Prüfenden  Behörden  zu  fällen,  bevor  er  den  Versuch  einer  Einigung 
unter  denselben  gemacht  zu  haben,  oder  wo  der  Oberste  Richter  neues 
Licht  aus  einer  in  geregelter  Form  geleiteten  Controverse  zu  schöpfen 
wünschen  dürfte. 


Aus  dem  g^esagten  ergeht:  daß  die  Konferenz,  obgleich  sie  nur  eine 
moralische  Existenz  haben  soll,  nicht  minder  bestehen  und  daher  ge- 
hörig organisirt  seyn  muß. 

Daß  ihr  Zweck  die  möglichste  Einigung  der  Ansichten  unter  den 
controversirenden  Behörden  und  beynebst  die  Beförderung  der  Geschäfte 
mittelst  der  ausgedehntesten  Aufklärung  oder  Beseitigung  sich  erhebender 
Anstände  auf  kurzem  Wege  seyn  muß. 

Diesen  Gesichts-Punkten  zu  Folge  habe  ich  hier  anliegend''')  die 
Ausarbeitung  eines  unmaßgeblichen  Vorschlages,  welcher  die  Constituirung 
der  Staats-Konferenz  enthält,  in  der  Form  eines  allerhöchsten  Befehles 
unternommen,  über  dessen  ;einzelne  Punkte  ich  mir  die  nachstehenden 
Beleuchtungen  erlaube. 

ad  Nr.  i. 

Es  scheint  mir  die  Benennung  Staats-Konferenz  die  dem  In- 
stitute allein  entsprechende  zu  seyn.  Das  Wort  Konferenz,  wie  der 
Fürst  von  Kaunitz  es  wählte,  ist  ein  sich  blos  auf  die  Form  der  Ver- 
handlung beziehendes,  denn  es  paßt  auf  jede  gremialische  Verhandlung. 
Der  später  gewählte  Ausdruck  Ministerial- Konferenz  stund  aller- 
dings im  Einklänge  mit  der  Organisation  einer  Konferenz,  in  >velche  die 
Hofstellen  stabil  einbezogen  waren.  Da  dieses  aber  eben  zu  vermeiden 
ist,  so  würde  diese  Benennung  nicht  auf  die  beabsichtigte  Gestaltung 
paßen.  Beynebst  bezeichnet  das  Wort  Staats- Konferenz  bereits  die 
Sphäre,  aus  welcher  die  ihrer  Thätigkeit  zu  unterziehenden  Geschäfts-' 
Gegenstände  zu  entnehmen  sind.  Die  Benennung  weißt  nemlich  auf 
Staats-Fragen  und  nicht  auf  Gegenstände  geringfügiger  Art. 

ad  4. 

Damit  die  Staats-Konferenz  wirklich  bestehe  und  nicht  ein  bloßes 
Schattenbild  seye,  bedarf  sie  permanenter  Bestandtheile.  Die  Natur  der 
Einzelnen,  von  ihr  in  Verhandlung  zu  stellenden  Geschäfts-Stücke,  muß 
die  jedesmalige  Beyziehung  der  wechselnden  Mitglieder  bestimmen. 

Aus  der  permanenten  Beyziehung  Staatsräthlicher  Mitglieder  zur 
Konferenz  ergeht  eine  innige  Berührung  zwischen  diesen  beyden  Körpern, 
und  ich  scheine  hiermit  in  Widerspruch  mit  der  Bemerkung  zu  tretten, 
welche  ich  gegen  die  Gestaltung  der  Konferenz  vom  Jahre  1760  am  Ein- 
gange der  gegenwärtigen  Arbeit  mir  zu  machen  erlaubte.  Dieß  ist  jedoch 
keineswegs  der  Fall,  weil  ich  einen  wesentlichen  Unterschied  zwischen  der 
Berührung  unter  sich  getrennter  Körper  und  deren  Verschmelzen 
in  Einem  Körper  mache. 

Nun  scheint  mir  aber  die  permanente  Berührung  der  Staats-Kon- 
ferenz mit  dem  Staatsrathe  eben  so  logisch  richtig  und  dem  Zwecke 
der  Beförderung  der  Geschäfte    auf   dem    geregelten  —  dem  Einzig  ge- 

*)  Siehe  Beilage. 
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deihlichen  —  Wege  angemessen  zu  seyn,  als  dieß  nicht  der  Fall  bey 
der,  der  Ministerial-Konferenz  zu  Grunde  liegenden  Idee  war.  An- 
träge der  Hofstellen,  bevor  sie  nicht  der  Prüfung  des  Staats-Kathes  unter- 
zogen wurden,  sind  in  der  Regel  nicht  zur  Konferenzial-Berathung  ge- 
eignet; und  eben  so  sind  die  geprüften  Anträge  der  Hofstellen  nicht  im 
gewöhnlichen  Bereiche  der  Konferenz,  wenn  sich  nicht  diriment  entgegen- 
gesetzte Ansichten  zwischen  der  Antragenden  und  der  Kontrollirenden 
Behörde  ausgesprochen  haben. 

ad  7. 

Geregelte  Sitzungen  biethen  zugleich  einen  moralischen  und  einen 
materiellen  Vortheil  dar.  Als  den  Ersteren  bezeichne  ich  die  Beruhigung, 
welche  die  Gutdenkenden  im  Publikum  stets  in  der  Gewißheit  finden, 
daß  die  definitive  Entscheidung  wichtiger  Staats-Fragen  einer  Prüfung 
selbst  noch  in  der  höchsten  Instanz  unterzogen  wird.  Daß  der  Monarch 
solche  Gegenstände  nicht  ohne  Beyhilfe  entscheiden  werde,  ist  und  kann 
kein  Geheimniß  seyn.  Diese  Thatsache  vorausgesetzt,  so  spricht  sich  die 
öffentliche  Meinung  mit  vollem  Fuge  stets  günstiger  für  die  Prüfung 
durch  Mehrere,  als  für  die  Entscheidung  in  Folge  eines  isolirten  Rathes- 
aus.  Mittelst  der  Form  geregelter  Sitzungen  kann  die  Verbreitung  eines 
solchen  beruhigenden  Gefühles  allein  gesichert  werden. 

In  der  materiellen  Beziehung  biethet  die  regelmäßige  Vereini- 
gung den  Vortheil  dar,  den  permanenten  Mitgliedern  der  Konferenz  die 
Eintheilung  ihrer  Zeit  zu  gestatten  und  für  die  Geschäfte  keinen  Auf- 
enthalt zu  schaffen. 

Die  Einzige  denkbare  Einwendung  gegen  geregelte  wöchentliche 
Sitzungen  könnte  die  seyn,  daß,  um  die  Zeit  zu  füllen,  Geschäfte  hervor- 
gerufen werden  könnten.  Dieser  Einwurf  verfällt  aber  in  sich  selbst,  in- 
dem die  Konferenz  keine  andere  als  ihr  durch  Seine  Majestät  zugewiesene 
Gegenstände  zu  bearbeiten  hat. 

ad  8. 

Die  in  diesem  Artikel  bezeichneten  Geschäfts -Gegenstände  er- 
schöpfen nach  meiner  Ueberzeugung  den  Kreis  der  Konferenzial  Thätig- 
keit.  Ich  erlaube  mir  sonach  nur  eine  Bemerkung  über  die  Fragen, 
welche  zwischen  den  Hofstellen  und  dem  Staatsrathe  zur  dirimenten  Diver- 
genz führen.  Hier  ist  es  deutlich,  kann  nur  der  Monarch  den  Ausspruch 
fällen.  Dient  es  aber  nicht  zur  Beruhigung  seines  Gewissens  und  kann 
es  nicht  zum  Besten  der  Sache  gereichen,  wenn  in  solchen  extremen 
Fällen  die  Probe  bestanden  wird,  ob  eine  Vereinigung  zwischen  den 
divergirenden  Ansichten  nicht  auf  dem  Wege  der  wechselseitigen  Dis- 
kussion, seye  es  im  vollen  Umfange  des  Gegenstandes,  oder  in  einer 
Vereinigung  auf  halbem  Wege,  erzielt  werden,  könne?  Die  direkte 
Berührung  zwischen  den  vor  dem  Monarchen  stehenden  obersten 
Administrativen  Behörden  lind  dem. hinter  demselben  stehenden  prüfen- 
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den  Körper  würde  zur  Folge  haben,  daß  die  Hofstellen  zu  dem  Staats- 
Rathe  hinauf,  oder  dieser  zu  den  Stellen  herab  steigen  müßten.  Die 
Konferenz  biethet  auf  dem  natürlichen  Wege  den  Vereinigungs-Punkt 
dar.  In  ihr  erscheinen  die  in  ihrer  Ansicht  getrennten  Behörden  in  ihrer 
wahren  Gestalt  —  als  Partheyen,  berufen,  ihre  Meinung  zu  ver- 
theidigen.  Die  Konferenz,  bestehend  aus  den  hierzu  durch  die  Natur 
des  jedesmaligen  Geschäftes  berufenen  Vertrettern,  der  Antragenden  und 
der  Verwerfenden  Behörde,  und  aus  unpartheyischen  dem  Konflikte 
fremde  stehenden  Männern  wird  sühnend  und  in  jeder  Beziehung  auf- 
klärend wirken. 

Wien  am  24.  October  1836.  Metternich. 

Eigenhändige  Resolution  des  Kaisers  Ferdinand,  dd.  Wien,  31.  Ok- 
tober 1836: 

Die  von  Ihnen  in  Vorschlag  gebrachten  Handschreiben  habe  ich 
erlassen.  (Staatskonferenzakt,  Z.  1983  ex  1836.  St.  A.)  Dem  Akt  liegen 
bei:  Entwurf  von  Metternichs  Hand  und  von  diesem  unterzeichnete 
Abschrift. 

Beilage. 

Allerhöchstes  Handschreiben  an  den  geheimen  Haus-.  Hof-  und 
Staatskanzler  Fürsten  von  Metternich. 

Lieber  Fürst  Metternich!  Um  die  zweckmäßige  Wirksamkeit  der 
Konferenz  und  deren  Verhältniß  zu  Meinem  Staats-Rath  so  zu  regeln, 
wie  es  die  Bestimmung  dieser  beyden  Körper  mit  sich  bringt  und  das 
Bedürfniß  einer  ordentlichen,  übereinstimmenden  Leitung  der  Staats- 
geschäfte es  erfordert,  finde  Ich  Mich  bewogen.  Nachstehendes  zu  ver- 
fügen und  Ihnen  zur  Richtschnur  und  Darnachachtung  zu  eröffnen: 

Erstens.  Die  Konferenz,  welche  den  Namen  Staats-Konferenz  zu 
führen  hat,  ist  ein  von  Mir  in  der  obersten  Regierungs-Sphäre  eingesetzter, 
berathender  Körper,  welchem  weder  ein  Antheil  an  der  ausübenden  Ge- 
walt, noch  die  Befugniß  zusteht,  in  irgend  einer  Angelegenheit  die  Initia- 
tive zu  ergreifen. 

Zweitens,  Die  Staats-Konferenz  hat  dem  zu  Folge  die  Bestimmung, 
die  ihr  von  Mir  entweder  unmittelbar,  oder  nach  vorläufiger  Verneh- 
mung Meines  Staats-Rathes  überwiesenen  Gegenstände  zu  prüfen,  dar- 
über zu  berathschlagen  und  Mir  dann  dießfalls  ihr  Gutachten  zu  er- 
statten, dessen  Bestättigung,  Modifikation  oder  Verwerfung  Ich  Mir  vor- 
behalte. 

Drittens.  Die  Berathungsform  in  der  Staats-Konferenz  ist  aus- 
schließend die  ipündliche,  unter  dem  Präsidio  des  von  Mir  bestimmten 
Chefs  oder  seines  Stellvertretters. 

Viertens*  Die  Staats-Konferenz  wird  durch  Zusammtretung  der  im 
activen  Dienst  stehenden  Staats-  und  Konfei^enz-Minister,.  mit  Mitgliedern 
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Meines  Staats-Rathes  und  nach  Umständen  durch  Beyziehung  von  Prä- 
sidenten oder  Vize-Präsidenten  der  Hofstellen  gebildet,  aus  welchen 
beyden  Kathegofien  die  Beysitzer  zu  den  Konferenzial  Berathungen  von 
Fall  zu  Fall  nach  Maaßgabe  der  Natur  der  zur  Verhandlung  gelangenden 
Gegenstände  entweder  von  Mir  bezeichnet  oder  durch  den  Chef  der 
Staats-Konferenz  berufen  werden.  Den  zu  einer  Berathung  der  Staats- 
Konferenz  berufen  werdenden  Präsidenten  oder  Vize-Präsidenten  der 
Hofstellen  stehet  es  zu,  einen  oder  den  andern  ihrer  Referenten,  welcher 
ihnen  zur  Aufklärung  des  betreffenden  Gegenstandes  nöthig  scheint, 
mit  sich  zu  bringen. 

Fünftens.  Der  Chef  der  Staats-Konferenz,  als  welchen  Ich  Sie  in 
deren  dermaligen  Gestaltung  bestättige,  wird  von  Mir  bestimmt.  In  dessen 
Abwesenheit  wird  das  Praesidium  in  den  Sitzungen  von  dem  ältesten  an- 
wesenden Staats-  und  Konferenz-Minister  geführt. 

Sechsten s.  Für  die  innere  Geschäftsführung  der  Staats-Konferenz 
ist  derselben  ein  eigener  Protokollführer,  dann  das  nöthige  Kanzley- 
Personale  beygegeben. 

Siebentens.  Außerordentliche  Fälle  ausgenommen,  welche  eine 
augenblickliche  oder  öftere  Zusammentretung  erheischen,  hat  —  Behufs 
der  unaufgehaltenen  Erledigung  der  der  Staats-Konferenz  zugewiesenen 
Agenden  —  in  der  Regel  eine  Sitzung  in  jeder  Woche  statt  zu  finden^  für 
welche  der  Chef  der  Staats-Konferenz  den  Tag  festzusetzen  hat. 

Achtens.  Die  Zutheilung  der  Agenden  an  die  Staats-Konferenz  be- 
halte Ich  Mir  vor.  Als  allgemeinen  Grundsatz  finde  Ich  festzusetzen,  daß 
der  Wirkungskreis  dieses  berathenden  Körpers  vorzugsweise  diejenigen 
unter  den  höheren  Staats-Angelegenheiten  umfassen  soll,  wobey  es  auf 
Erwägung  allgemeiner,  in  das  Ganze  des  Staatslebens  und  des  Kegie- 
rungs-Organismus  eingreifender  oder  wesentliche  Abweichungen  von  dem 
Bestehenden  bezweckender  Anträge  und  Maaßregeln,  dann  auf  Vor- 
bereitung oder  Durchführung  solcher  Verfügungen  ankömmt,  die  ein 
unbedingtes  Geheimniß  erheischen.  Als  wesentlich  in  dem  Bereich  der 
Staats-Konferenz  gehörend  bezeichne  Ich  ferner  jene  bereits  durch  die 
staatsräthliche  Verhandlung  gegangenen  Gegenstände  wichtiger  Art,  bey 
denen  sich  durch  Divergenz  der  Meinungen  erhebliche  Bedenken  oder 
Anstände  ergeben  haben. 

Neuntens.  Aus  der  Bestimmung  der  Staats-Konferenz  und  aus  der 
Wichtigkeit  ihres,  Meine  Entschlüsse  in  der  für  das  Wohl  der  Monarchie 
einflußreichsten  Fragen  vorbereifenden  Wirkens  folgen  schon  die  Pflichten 
ihrer  Mitglieder,  welche  durch  Gründlichkeit,  Unbefangenheit,  gewissen- 
hafte Freymüthigkeit  und  Verschwiegenheit  allen  andern  Gremien  vor- 
anleuchten  müssen,  um  ihre ni  hohen  Beruf  und  Meinem  Vertrauen  zu 
entsprechen.  '..,...... 
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Zehntens.  Das  Geschäftsverfahren  für  die  Staats-Konferenz  ergiebt 
sich  einestheils,  u.  z.  bezüglich  des  Verfahrens  bey  den  Zusammen- 
trettungen, aus  dem  sub  3  angedeuteten  Grundsatz  der  mündlichen  Be- 
rathschlagung  und  aus  Anwendung  der  überhaupt  für  Gremial-Verhand- 
lungen  bestehenden  und  schon  seither  bey  der  Konferenz  in  Uebung  ge- 
wesenen Vorschriften;  anderentheils  aber,  u.  z.  bezüglich  der  inneren 
Manipulation  bey  Exhibirung,  Extrahirung  und  Registrirung  der  Akten, 
aus  der  analogen  Anwendung  der  dießfalls  für  Meinen  Staats-Rath  be- 
stehenden Instruction. 

Indem  Ich  Ihnen  nun  die  Grundsätze  vorgezeichnet  habe,  nach 
welchen  die  Staats-Konferenz  gebildet  und  in  Wirksamkeit  gesetzt 
werden  soll,  ist  es  Mein  Wille,  daß  dieselbe  mit  Meiner  gegenwärtigen 
Anordnung  als  constituirt  betrachtet  werde,  und  haben  Sie  Mir  unver- 
weilt  im  Konferenz  Wege  den  Entwurf  einer  Instruction  für  das  Geschäfts- 
Verfahren  der  Staats-Konferenz  zur  Prüfung  und  Sanction  vorzulegen 
und  Mir  auf  gleiche  Weise  einen  wohlerwogenen  Vorschlag  über  die  Ein- 
richtung des  Kanzley-Personals    der  Staats-Konferenz  zu  erstatten.-'') 

A.  h.  Handschreiben  an  den  Präsidenten  der  Hofstellen: 

Für  alle. 

Lieber  etc.!  Was  Ich  in  Absicht  auf  die  Einrichtung  und  Wirk- 
samkeit der  Staats-Konferenz  an  den  Chef  derselben.  Meinen  Haus-, 
Hof-  und  Staats-Kanzler  Fürsten  Metternich,  zu  erlassen  befunden  habe, 
davon  finde  Ich  Ihnen  zu  Ihrer  eigenen  Wissenschaft  und  beziehungsweise 
Darnachachtung  mittels  der  abschriftlichen  Anlage  Kenntniß  zu  geben.  *'■'') 

Zusatz  für  Grafen  Pälffy  und  Baron  Miske. 

Uebrigens  hat  es  von  der  direkten  Leitung  von  Vorträgen  an  die 
Konferenz  hinfüro  abzukommen. 

Allerhöchstes  Handschreiben  an  den  Staats-  und  Konferenz-Minister 
Grafen  Nädasdy: 

Lieber  etc.!  Was  Ich  etc.**),  davon  finde  Ich  Ihnen  mittels  der  ab- 
schriftlichen Anlage  zu  dem  Ende  Kenntniß  zu  geben,  damit  Sie  solches 
den  staatsräthlichen  Sections-Chefs,  Staats-  und  Konferenz-Räthen,  dann 
staatsräthlichen  Referenten  durch  geheimen  Umlauf  zu  ihrer  eigenen 
Wissenschaft  und  beziehungsweise  Darnachachtung  mittheilen. 

Allerhöchstes  Handschreiben  an  den  Staats-  und  Konferenz-Minister 
Grafen  Nädasdy: 

Lieber  etc.!  Im  Nachhange  zu  Meinem  Handschreiben  vom  heu- 
tigen Tage  finde  Ich  Ihnen,  zur  ausschließenden  Kenntniß  und  Darnach- 

*)  Vgl.  Tagebücher  des  Carl  Friedrich  Freiherrn  Kübeck  von  Kübau, 

I/„S.  744ff. 

**)  Accludatur  copia  des  a.  h.  Handschreibens  an  Fürsten  Metternich 
bis  zu  den  Worten  »als  constituirt  betrachtet  werde«. 
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achtung  der  Sections-Chefs  Meines  Staatsrathes,  Meine  Willensmeinung 
dahin  zu  eröffnen,  daß  Ich  jedem  Sections-Chef  die  Pflicht  auferlege,  in 
Fällen,  wo  ein  oder  das  andere  verhandelte  Geschäftsstück  ihm  zu  der 
Verhandlung  in  der  Staats-Konferenz  geeignet  scheint,  Mich  hierauf  im 
kurzen  Wege  aufmerksam  zu  machen. 
Gesehen  Franz  Karl,  m/p. 

Gesehen  Eh.  Ludwig,  m/p.  ,>     ,• 

rerdmand,  m/p. 

Wien,  31.  8ber  836. 

^"0  (43)  Siehe  Anmerkung  200,  Beilage  (S.  106). 

202)  (44)  Metternich  an  Kolowrat,  Wien,  i.  November  1836  (Four- 
nier,  274  ff.). 

203)  (45)  Ibidem  283;  Kübeck  I/2.  S.  740,  750. 
^°^)  (45)  Fournier,  284;  Wertheimer,  45. 

^°^)  (45)  Kaiserliches  Handschreiben  an  Erzherzog  Ludwig,  dd.  Wien, 
12.  Dezember  1836. 

»Lieber  etc. !  Da  es  Mein  Wille  ist,  daß  die  Staats-Conferenz  sowohl 
durch  ihre  innere  Einrichtung  als  durch  ihre  äußere  Gestaltung  jener 
hohen  Bestimmung  als  oberste  berathende  Instanz  für  die  wichtigsten 
Staats-Angelegenheiten  vollkommen  entspreche,  welche  Ich  in  Meinem 
an  den  Haus-,  Hof-  und  Staatskanzler  Fürsten  v.  Metternich  gerichteten 
Handschreiben  vom  31.  Octpber  1836  bereits  näher  bezeichnet  habe,  so 
finde  Ich  Nachstehendes  zu  beschließen: 

i)  Die  Staats-Conferenz  stelle  Ich  unter  Meinen  Vorsitz. 

2)  Die  Bestimmung  der  permanenten  Mitglieder  der  Staats-Confe- 
renz bleibt  ohne  Rücksicht  auf  eine  andere  Würde  oder  Stelle  Meiner 
Ernennung  vorbehalten. 

3)  Dermahl  ernenne  Ich  Meinen  Herrn  Bruder  den  Erzherzog 
Franz  Carl,  E.  L.  Selbst,  dann  den  Haus-,  Hof-  und  Staats-Kanzler 
Fürsten  v.  Metternich  und  den  Staats-  und  Conferenz-Minister  Grafen 
Kolowrat  zu  permanenten  Mitgliedern  der  Staats-Conferenz. 

4)  Zu  zeitweiligen  Beysitzern  bey  den  Berathungen  der  Staats- 
Conferenz  werden  nach  der  Beschaffenheit  der  Umstände  und  der  Be- 
rathungsgegenstände  die  Staats-  und  Conferenz-Minister,  welche  nicht  zu 
permanenten  Mitgliedern  ernannt  sind,  dann  die  staatsräthlichen 
Sections-Chefs  und  Staatsräthe,  endlich  die  Präsidenten  der  Hofstellen 
berufen. 

5)  Allwöchentlich  ist  Mir  von  dem  Protokollführer  der  Staats- 
Conferenz  der  Elench  der  an  selbe  überwiesenen  Geschäftsstücke  vorzu- 
legen, wo  Ich  dann  bestimmen  werde,  welche  derselben  unter  Meinem 
eigenen  Vorsitze  vorgetragen  wer4en  sollen.  Für  jene  Fälle,  wo  Ich 
dieß  nicht  nöthig  finde,    dann    für    alle  Fälle  Meiner  Verhinderung  finde 
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Verhinderung  von  dem  ältesten  Staats-  und  Conferenz-Minister  unter  den 
permanenten  Mitgliedern,  und  eben  so  in  dessen  Verhinderung  von  dem 
ihm  im  Range  folgenden  zu  führen  seyn  wird. 

6)  Das  Bureau  der  Staats-Conferenz,  so  wie  der  Vortrag  über 
dessen  Personale  bleibt  immer  dem  jeweiligen  ältesten  Staats-  und  Con- 
ferenz-Minister unter  den  permanenten  Mitgliedern  überwiesen. 

E.  L.  übertrage  Ich  die  Sorge,  auf  der  Grundlage  Meiner  unter 
dem  31.  October  1836  erlassenen  und  gegenwärtig  vervollständigten  und 
erweiterten  Beschlüsse  eine  Vorschrift  über  die  Organisation  und  Be- 
stimmung der  Staats-Conferenz  ausarbeiten  zu  lassen  und  Mir  zur  Be- 
stätigung vorzulegen. 

Ferdinand  m/p.« 

(Ad  Staatskonferenzakt  Z.  2245  ex  1836.  St.  A.  Vgl.  Kübeck  I/2, 
743,  wo  es  jedoch  statt  12.  Oktober  12.  Dezember  heißen  soll.) 

Handschreiben  an  den  Staatskanzler,  dd,  Wien,  12.  Dezember  1836. 

»Lieber  Fürst  Metternich!  Aus  der  Anlage  entnehmen  Sie  zu  Ihrer 
Wissenschaft  und  Darnachachtung,  was  Ich  in  Bezug  auf  die  Staats- 
Conferenz  an  Meinen  Herrn  Oheim  den  Erzherzog  Ludwig  Liebden  er- 
lassen habe. 

Ferdinand  m/p,  . 

(Ad  Staatskonferenzakt  Z.  2245  ex  1836.) 

Die  Staatskonferenzakten  Z.  2.300,  2301,  2308  betreffen  Vorschläge 
über  die  Geschäftsführung  und  über  den  Personalstand  der  Staats- 
konferenz. 

^°*)  (45)  Kaiserliches  Handschreiben  an  Graf  Kolowrat,  dd.  Wien, 
12.  Dezember  1836: 

»Lieber  Graf  Kolowrat!  Ich  finde  Mich  bewogen,  Sie  nach  Ihrem 
Mir  geäußerten  Wunsche  von  der  Leitung  der  Section  des  Innern  in 
Meinem  Staatsrathe  zu  entheben,  und  theile  Ihnen  dasjenige  mit,  was 
Ich  in  Absicht  auf  die  Staats-Conferenz  und  auf  Ihre  Ernennung  zum 
permanenten  Mitgliede  derselben  an  Meinen  Herrn  Oheim,  den  Erzherzog 
Ludwig  Liebden,  erlassen  habe.  Da  es  Mein  Wille  ist,  daß  Sie  in  der 
Kenntniß  der  staatsräthlichen  Geschäfte  bleiben,  so  verfüge  Ich,  daß  alle 
in  Meinem  Staatsrath  nach  Maßgabe  seiner  Instruction  berathenen  und 
verhandelten  Geschäftsstücke  zur  Einsicht  an  Sie  gelangen,  welche  Sie 
unter  Beysetzung  des  Circulationsdatums  vidiren  und  an  die  Staatsraths- 
Kanzley  zurückgelangen  lassen  werden. 

Da,  wo  Sie  sich  zu  einer  Bemerkung  veranlaßt  finden,  werden  Sie 
selbe  entweder  schriftlich  direkte  an  Mich  gelangen  lassen,  oder,  und 
zwar  insbesondere  in  jenen  Fällen,  wo  es  wegen  der  Wichtigkeit  der 
Sache  oder  wegen  eines  Gesichtspunktes  der  Berathung  nöthig  erscheint, 
bey  Mir  auf  Uiberweisung  an  die  Staats-Conferenz  antragen.  Ebenso 
werden    die  Entschließung'en    über   staatsräthliche  Verhandlungen,    bevor 
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sie  noch  weiter    in  Umlauf   gesetzt  werden,    zur  Einsicht  an  Sie  geleitet 
werden. 

Abgesehen  hiervon  finde  Ich  Ihnen  aber  im  vollem  Vertrauen  auf 
Ihre  Anhänglichkeit  an  den  Staatsdienst  und  an  Meine  Person  nach- 
stehende besondere  Staatsgeschäfte  zuzuweisen,  und  zwar  i)  diejenigen 
Gegenstände  der  hohen  Finanz-Verwaltung  und  der  geheimen  Credits- 
Operationen,  welche  ihrer  Natur  nach  von  dem  gewöhnlichen  Umlaufe 
jm  Staatsrathe  ausgeschlossen  seyn  müssen,  und  welche  Ich  direkte  an 
Sie  gelangen  lassen  werde,  indem  Ich  Sie  zugleich  ermächtige,  einer 
Seits  den  Sections-Chef  und  die  Mitglieder  der  staatsräthlichen  Section  C 
(: welche  dießfalls  im  gehörigen  Wege  von  Mir  angewiesen  werden:)  nach 
Ihrer  Wahl  sowohl  zur  Berathung  als  zur  Bearbeitung  dieser  Gegen- 
stände zu  berufen  und  anderer  Seits  den  Hofkammer-Präsidenten  zur 
Theilnahme  an  solchen  Berathungen  beyzuziehen,  in  welchem  Anbe- 
trachte derselbe  unter  Einem  von  Mir  die  nöthige  Weisung  erhält. 

2)  Die  Gegenstände  der  hohen  Polizey,  wobey  es  Meine  Absicht 
ist,  daß  Mein  Haus-,  Hof-  und  Staatskanzler  Fürst  v.  Metternich  in  der 
fortlaufenden  Kenntniß  von  den  Stimmungsberichten  und  von  Allem,  was 
auf  die  Verbindung  der  hohen  Polizey  mit  der  äußern  Politik  Bezug 
nimmt,  erhalten  werde. 

3)  Den  unmittelbaren  Vortrag  über    die  von  den  Sections-Chefs  an 

Mich  gelangenden,  das  staatsräthliche  Personal  betreffenden  Anträge  und 

über  alle  jene  Geschäftsstücke,    welche  Ich  außer  den  hier  Bezeichneten 

Ihnen  direkt  zuzuweisen  finden  werde. 

Ferdinand  m/p.« 

(Ad  Staatskonferenzakt  Z.  1608  ex  1836.  St.  A.  Vgl.  Wert- 
heimer,  46.  —  Kaiser  Ferdinand  hatte  ursprünglich  seinen  Namen  unter 
die  letzte  Zeile  der  ersten  Seite  des  Handschreibens  gesetzt.  —  Der 
Staatsrat  zerfiel  in  vier  Sektionen:  Justiz  [A],  Inneres  [B],  Finanzen  [C] 
und  Krieg  [D].) 

207)  (46)  Kübeck  I/2,  S.  742.  Die  im  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchiv 
erliegenden,  sogenannten  »Minister-Kolöwrat-Akten«  reichen  von  1826  (in 
welchem  Jahre  Graf  Kolowrat  zum  dirigierenden  Staats-  und  Konferenz- 
minister ernannt  und  mit  der  Leitung  der  politischen  und  der  Finanz- 
sektion des  Staatsrates  betraut  ward)  bis  1848.  Musterhaft  angelegte  und 
geführte  Indices  und  Protokolle  erleichtern  die  Benützung  dieses  Archivs, 
das  eine  wertvolle  Ergänzung  der  Bestände  des  Staatsrates  und  der 
Staatskonferenz  bildet. 

208)  (46)  Siehe  Anmerkung  (Anhang)  195,  S.  96. 

209)  (^46)  Handschreiben  vom  31.  Oktober  1836  (Anm.  200,  Beilage, 
S.  106). 

210)  (46)  Kübeck  I/2,  767.  (Eintragung,  Oktober  1837.) 
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'»*)  (46)  Fürst  Metternich  erklärte  darin,  daß  sich  die  Monarchie 
»in  eine  schwere  und  gefahrvolle  Lage«  versetzt  befinde.  »Welches  sind 
jedoch  auch  hier  noch  die  Mittel  des  Heiles?  Ich  kenne  deren  nur 
zwey  —  so  führte  er  weiter  aus  — :  die  strenge  Aufrechthaltung  der 
Grundfesten  des  Staatsgebäudes  mittelst  dem  unwandelbaren  Festhalten 
der  Regierung  an  den  angeerbten  Grundsätzen  und  Formen,  und  die 
lebendigste  Fürsorge  für  den  möglichsten  Ersatz  der  in  der  Individualität 
des  Monarchen  mangelnden  Kraft  und  Stütze. 

Leben  wir  diesen  Regeln  gemäß?  Ueber  diese  hochwichtige  Frage 
erlaube  ich  mir  die  folgende  freimüthige  Beleuchtung. 

Dort  wo  die  Kraft,  welche  in  dem  Monarchen,  in  diesem  natur- 
gemäßen Centro  der  Gewalt,  liegen  sollte,  mangelt,  muß  dieselbe  durch 
Herbeiziehung  anderer  Kräfte  ersetzt  werden.  Um  die  lezteren  aus- 
giebig zu  machen,  müssen  sie  strenge  geregelt  wirken,  und  dieß  sonach 
nicht  zersplittert,  sondern  in  festem  Zusammenhalt,  im  Scheine  wie  in 
der  That.  Auf  diesen  Grundbegriff  wurde  ein  höchstes  Regierungs- 
Centrum  unter  dem  angekündeten  unmittelbaren  Vorsitze  des  Kaisers, 
aber  dem  wirklichen  Vorsitze  S.  K.  H.  des  Herrn  Erzherzog  Ludwig 
ins  Leben  gerufen.  Diese  kluge  Maßregel  wurde  von  allen  Gutgesinnten 
und  wirklich  Aufgeklärten,  von  jeglichem  Partheygeist  sonach  frey- 
stehenden mit  Befriedigung  aufgenommen,  weil  in  ihr  die  Bürgschaft 
der  Ordnung  im  Gegensatze  der  Willkühr,  des  erhaltenden  Systemes 
statt  jenem  gewagter  Versuche  liegt. 

Die  strenge  Aufrechthaltung  des  Staatsrathes  ist  ein  zweites  zur 
Sicherstellung  des  Regierungs-Systemes  unerläßliches  Element.  Dieser 
Körper  besitzt  das  öffentliche  Vertrauen,  vorzugsweise  weil  er  eine  bloß 
berathende,  von  der  Gefahr  der  Verführung,  welcher  executive  Behörden 
stets  mehr  oder  weniger  ausgesetzt  sind,  entfernt  stehende  Institution  ist 
und  die  Garantie  gewährt,  welche  z.  B.  ein  Justitz-Senat  einzelnen 
Richtern  gegenüber  bietet.  In  der  Beurtheilung  des  Unterschiedes, 
welcher  aus  den  Stellungen  ergeht,  irrt  sich  die  öffentliche  Stimme 
nicht. 

Eine  dritte  und  wesentliche  Bedingung  des  Gedeihens  der  Ge- 
schäfte, welches. nur  durch  Gleichförmigkeit  im  Gange  gesichert  werden 
kann,  liegt  in  der  geregelten  Thätigkeit  der  Hofstellen  als  der  obersten 
administrativen  Behörden. 

Sind  in  einer  Lage,  wie  die  Unsrige,  diese  drey  Elemente  der 
höchsten  Regierungs-Sphäre  im  wohl  geordneten  Zuge,  so  ist  geschehen, 
was  Menschen  bey  der  gegebenen  Lage  zu  thun  vermögen!  Diese  Ge- 
schäftsform ist  eine  rationelle;  sie  wird  allgemein  begriffen,  weil  sie  der 
Gestaltung  des  Reiches  und  dem  Bedürfnisse  entspricht;  weil  sie  ver- 
nunftgemäß, einfach  und  für  alle  Verhältnisse  schützend  und  schonend 
ist.  Sie  paßt  auf  alle  Zeiten  und  Umstände,    indem  sie  einem  selbststän- 
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digen  Monarchen  Beruhigung  und  einem  weniger  regierungsfähigen  eine 
Stütze  in  geregelten  Formen  bietet.  Sie  vereinigt  beynebst  die  Kraft, 
welche  das  Bekannte  und  Angewöhnte  gewähren.  Auch  war  die  leben- 
dige Sorge  des  verewigten  Kaisers  Franz  auf  die  bestmögliche  Förde- 
rung des  Dienstes  mittelst  der  Thätigkeit  der  Hofstellen  (: nicht  Mini- 
sterien:) und  der  Controlle  des  Staats-Kathes  gerichtet.  Die  Staats- 
Conferenz  betreffend,  so  bestund  selbe  zwar  nicht  in  ihrem  dermaligen 
Begriffe,  aber  damals  stund  ein  selbstständiger  Monarch  an  der  Spitze  des 
Reiches,  und  dieser  eben  ist  es,  welcher  so  viel  thunlich  ersezt  werden 
muß,  man  wollte  denn  annehmen,  daß  ein  Reich  keines  obersten  Central- 
Punktes  bedarf  oder  daß  irgend  eine  Individualität  die  Stelle  des  von 
Gott  hierzu  berufenen  Monarchen  gleich  unangefochten  genügend  aus- 
füllen könnte. 

Aus  dem  Gesagten  folgt,  daß  es  bey  uns  keiner  neuen  Schöpfungen, 
keiner  organischen  Veränderungen,  sondern  lediglich  einer  ernsten  und 
consequenten  Fürsorge  dafür  bedarf,  daß  die  bestehenden  Institutionen 
nicht  bloß  dem  Namen,  sondern  der  Wesenheit  nach  in  Wirkung  seyen 
und  daß  selbe  regelmäßig  und  ordnungsgemäß  functioniren. 

Allein  die  FYage,  ob  dieser  Forderung  dermalen  in  allen  Stücken 
Genüge  geleistet  sey?  kann  nach  meiner  gewissenhaften  Meinung  leider 
nur  verneinend  beantwortet  werden,  weil  sowohl  in  der  Sphäre  der  Hof- 
stellen als  auf  dem  Felde  des  Staats-Rathes  u.  der  St.  Konferenz  wesent- 
liche Lücken  und  Gebrechen  täglich  fühlbarer  werden,  deren  Erkenntniß 
auch  ein  immer  wachsendes  Gefühl  des  Unbehagens  in  der  peamtenwelt  und 
selbst  in  dem  beobachtenden  u.  unterrichteten  Theil  des  Publicums  erzeugt. 

Die  Hofstellen  betreffend,  so  ist  es  nicht  meine  Absicht,  in  das 
Detail  einzugehen,  sondern  ich  will  nur  den  wesentlichsten  Punkt  be- 
rühren, wo  ich  in  dieser  Sphäre  den  Sitz  der  Unordnung  u.  der  Regel- 
widrigkeit suche,  und  dieß  ist  die  schon  seit  geraumer  Zeit  sich  aus- 
bildende und  täglich  greller  hervortretende  Ausnahmsstellung  der  allg. 
Hofkammer.*)  Unter  dem  Worte  Ausnahmsstellung  verstehe  ich  einmal 
die  durchaus  willkührliche  und  ungeregelte  Gestion  des  ersten  Hof- 
kammer-Präsidenten in  Bezug  auf  die  personelle  Leitung  u.  auf  das 
Geschäfts-  und  Gremial-Verfahren  der  ihm  untergeordneten  Hofstelle, 
und  demnächst  das  immer  weitere  Umsichgreifen  jener  Suprematie, 
welche  die  Hofkammer  sowohl  im  Centro  als  mittelst  ihrer  Organe  sich 
auf  Kosten  der  ganzen  übrigen  Hierarchie  u.  nahmentlich  der  politi- 
schen Stellen  erlaubt.  Der  gegenwärtige  Aufsatz  würde  einen  seine  Be- 
stimmung verfehlenden  Umfang  erreichen,  wenn  ich  in  Erörterung  dieser 
Sätze  eingehen  wollte.  Ich  beschränke  mich  also  darauf,  die  auf  Kenntniß 
von  Thatsachen    gestützte    Ueberzeugung    auszusprechen,    daß    das    will- 

"')  Eichhoffsche  Finanzwirtschaft!  Vgl.  auch  Beidtel-Huber,  II,  230. 
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kührliche  und  häufig  in  terroristische  Form  gekleidete,  eben  so  wenig 
die  Amts-Instruktion  über  die  collegialische  und  die  Präsidialbehandlung 
der  Agenden,  als  die  dienstliche  Stellung  der  Personen  beachtende  Ver- 
fahren des  B.  Eichhoff  von  allen  geschäftskundigen  u.  erfahrenen  Männern 
in  der  Hofkammer  selbst  gefühlt  und  beklagt  wird,  so  wie  die  um  sich 
greifende  Tendenz  des  Hofkammer-Präsidiums,  dessen  schroffe  An- 
maßung gegen  die  politischen  Stellen  und  dessen  leidenschaftl.  Ver- 
tretung der  in  neuester  Zeit  mit  mehr  Talent  als  tiefer  Kenntniß  unserer 
Monarchie  aufgestellten  Doktrinen  den  Gegenstand  lauter  Klagen  der 
Länder-Chefs  sowie  der  meisten  Hofstellen-Präsidenten  u.  vieler  durch 
Erfahrungen  u.  Kenntnisse  ausgezeichneter  Beamten  ausmacht. 

Daß  die  hier  bezeichnete  Stimmung  besteht,  kann  ich  als  That- 
sache  verbürgen  u.  es  höherer  Weisheit  mit  Beruhigung  überlassen, 
sich  die  Überzeugung  von  dieser  Wahrheit  durch  Vernehmung  com- 
petenter  und  ehrenwerther  Männer  zu  verschaffen,  deren  zum  Glück  die 
Monarchie  in  der  höhern  Sphäre  der  Staatsbeamten  viele  zählt,  u.  die 
—  um  ihre  Ueberzeugung  befragt  —  dasjenige  mit  Offenheit  und  Unbe- 
fangenheit zu  sagen  wissen  werden,  was  sie  —  nicht  befragt  —  aus  einem 
lobenswerthen  Zartgefühl  in  ihr  Inneres  verschließen. 

Aus  Mißverhältnissen  und  Reibungen  in  den  untergeordneten  Rädern 
ergeht  immer  eine  fortwirkende  Störung  in  dem  ganzen  System,  und  in 
dem  vorliegenden  Fall  findet  diese  Wahrheit  ihre  Anwendung  auf  die 
Funktionirung  des  Staats-Rathes.  Auch  hier  werde  ich  mich  nicht  bey 
Details  aufhalten,  sondern  abermals  den  Punkt  berühren,  auf  welchem 
ich  hier  den  Site  der  Unordnung  suche;  u.  gleichwie  ich  in  dem  Ver- 
hältniß  der  Hofstellen  unter  sich  u.  nach  oben  die  Hofkammer  als  aus 
ihren  Schranken  tretend  bezeichnete,  so  muß  ich  hier  die  beengte  Wirk- 
samkeit der  so  wichtigen  Finanz-Sektion  als  eine  direkte  Abweichung 
vom  System  und  als  eine  positive  Gefahr  darstellen.  Wenn  diese 
Finanzsektion  im  Widerspruch  mit  ihrer  Benennung  u.  mit  ihrer  Insti- 
tution zu  der  Prüfung  der  hohen  Finanzfragen  entweder  gar  nicht  oder 
nur  bruchstückweise  berufen  wird  u.  selbst  von  eigentlichen  Kameral- 
gegenständen  sich  oft  die  wichtigsten  in  den  Staatsorganismus  eingreifen- 
den entzogen  sieht,  so  darf  man  sich  nicht  darüber  wundern,  wenn  viele 
gewichtige  Stimmen  die  dermalige  Art,  die  Finanzen  zu  führen,  als  bey- 
spiellos  in  der  administrativen  Geschichte  des  Kaiserstaates  bezeichnen 
und  der  Meinung  sind,  daß  durch  die  Beseitigung  des  Einflusses  der 
st.  r.  Finanz-Sektion  und  durch  den  ausschließenden  Antheil  des  Hof- 
kammer-Präsidenten an  der  Centralberathung  über  seine  eigenen  An- 
träge und  Leistungen,  der  Wirkungskreis  desselben  jeder  wahren  Con- 
trolle  entwachsen  und  zu  einer  im  Widerspruch  mit  den  ursprünglichen 
Grundsätzen  anomalen  Stellung  gesteigert  worden  ist.  Dieser  Zustand  ist 
um  so  bedenklicher,  als  competente  Geschäftsleute  die  stärksten  Gründe 
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anführen,  welche  geeignet  sind,  an  der  Richtigkeit  des  Verfahrens  in  den 
wichtigsten  Zweigen  zu  zweifeln  u,  nahmentlich  in  Bezug  auf  das  Tabaks- 
Gefäll  und  die  Gebahrung  mit  dem  Tilgungsfonde  arge  Mißgriffe  u. 
Mißbräuche  zu  ahnen,  in  Bezug  auf  andere  Gegenstände  aber  die  An- 
sicht zu  nähren,  daß  die  bekanntlich  oftmals  schwankenden  und  wider- 
sprechenden Angaben  des  Hofkammer-Präsidiums  mehr  auf  dem  je- 
weiligen Bedürfniß  einer  einschüchternden  oder  prahlenden  Darstellung 
als  auf  Wahrheit  und  Unbefangenheit  beruhen. 

Es  dringen  sich  hier  unwillkührlich  die  ernsten  Fragen  auf,  ab  es 
den  Regierungs-Grundsätzen  angemessen  sey,  de  lege  eine  Finanz- 
sektion in  dem  controUirenden  Gremio  des  Staatsraths  und  de  facto 
eine  ganz  ministerielle  Behandlung  der  Finanzverwaltung  bestehen  zu 
lassen,  u.  ob  es  der  Gerechtigkeit  entspricht,  daß  die  erstere  im  Publikum 
eine  Verantwortung  theilt,  während  ihr  Antheil  an  den  zu  verantworten- 
den Handlungen  ganz  aufgehoben  oder  gelähmt  ist? 

Wenn  ich  mich  endlich  zu  der  Staatskonferenz  wende,  so  finde  ich 
auf  den  ersten  Blick,  daß  ihr  noch  immer  unentbehrliche  Elemente  einer 
geregelten  Wirksamkeit  mangeln;  und  um  diese  Mängel  zugleich  kurz 
und  deutlich  zu  bezeichnen,  genügt  es  zu  sagen,  daß  die  Entbehrung 
eines  geordneten  Verfahrens  bezüglich  des  Einreichungs-ProtokoUs  und 
des  Elenchs  die  Uebersicht  u.  *  die  zeitgemäße  Vornahme  der  Agenden 
unmöglich  macht,  und  daß  der  Mangel  einer  ordentlichen  Instruktion 
so  wie  die  Unterlassung  des  anfangs  zum  Grundsatz  genommenen  Nexus 
mit  dem  Staats-Rath  die  Konferenz  der  unerläßlichsten  Bedingungen 
einer  gedeihlichen  Berathung,  nehmlich  gründlicher  Information  und 
competenter  Referate  beraubt.  Und  dieses  Gebrechen  ist,  ich  gestehe  es 
aufrichtig,  in  meinen  Augen  von  allen  das  bedauerlichste,  theils  weil  es 
mit  so  leichten  und  naheliegenden  Mitteln  zu  beheben  wäre,  theils  weil 
ich  überzeugt  bin,  daß  in  der  geordneten  Staats-Konferenz  die  sicherste 
Bürgschaft  für  Ordnung  und  Regelmäßigkeit  des  Geschäftsganges  im 
Centrum  liegt,  während  es  ganz  natürlich  ist,  daß  die  Konferenz  mit 
einer  theils  unvollständigen,  theils  fehlerhaften  Organisation  keine  ent- 
sprechenden Resultate  liefert  und  daher  auch  nur  unrichtig  und  unbillig 
beurtheilt  werden  kann. 

Nun  ich  mein  Herz  vor  E  E.  k.  k.  H  H.  ausgeschüttet  habe,  muß 
ich  erwarten,  daß  höchstdieselben  sich  meines  Ausgangspunkts  erinnern 
und  die  Erklärung  des  Zusammenhangs  fordern  werden,  der  zwischen 
meiner  gegenwärtigen  Arbeit  und  meinem  Votum  zur  Konferenz  vom 
17.  Jänner  besteht? 

Ich  bezeichne  diesen  Zusammenhang  mit  den  wenigen  Worten, 
daß  ich  in  meiner  gegenwärtigen  Arbeit  das  Uebel  geschildert  habe,  um 
E  E.  k.  k.  H  H.  volle  Aufmerksamkeit  auf  das  Heilmittel  zu  lenken,  welches 
in  meinem  Votum  zur  Konferenz  vom  17.  Jänner  liegt. 
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Die  Tendenz  dieses  Votums  ist  nehmlich,  den  Begriff  der  Liqui- 
dation festzustellen"-'');  und  wird  er  im  Sinne  dieses  Votums  aufgefaßt 
und  verfolgt,  so  führt  die  Liquidation  zur  Abhilfe,  denn  sie  führt  zur 
Klarheit  auf  dem  Feld  der  Finanzverwaltung;  und  ist  einmal  auf  diesem 
Felde  Klarheit  u.  Ordnung  an  die  Stelle  eines  dunkeln  Systems,  eines 
steten  Sckwankens  zwischen  den  Drohungen  des  Staatsbanquerottes  und 
den  Uebertreibungen  des  Selbstlobes  und  eines  willkührlichen,  die  Prüfung 
ausschließenden  Ganges  getreten,  ist  einmal  auf  diesem  Felde  die  heute 
bestehende  Ausnahmsstellung  aufgehoben,  so  wird  alles  wieder  ins 
Gleichgewicht  kommen,  denn  die  Natur  der  Staatsmaschine  bringt  es 
mit  sich,  daß  keine  einzelne  Abweichung  von  dem  System,  auf  dem  das 
Ganze  beruht,  stattfinden  kann,  ohne  eine  Stockung  oder  einen  fehler- 
haften Gang  und  meistens    beyde  Gebrechen    abwechselnd    zu  erzeugen. 

Daher  beschwöre  ich  E  E.  k  k.  H  H.,  fest  an  dem  Bedürfniß  einer 
wahren  u.  gründlichen  Liquidation  zu  halten  u.  sich  durch  nichts  in  der 
Ueberzeugung  irre  machen  zu  lassen,  daß  nur  so  die  Ordnung  hergestellt 
werden  kann,  u.  daß  uns  Herstellung  der  Ordnung  so  unentbehrlich  ist, 
als  die  Luft  zum  Athmen. 

E  E.  k  k.  H  H.  werden  mir  die  Gerechtigkeit  widerfahren  lassen, 
daß  ich  stets  die  nehmliche  Sprache  geführt  habe. 

Wenn  ich  dieser  Sprache  heute  ein  ernsteres  Gewicht  gebe,  so  liegt 
die  Ursache  davon  in  der  Ueberzeugung,  daß  das  Uebel  einen  Höhe- 
punkt erreicht  hat,  der  den  Aufschub  des  Heilverfahrens  zu  einer  Ge- 
wissenssache macht.  Daher  habe  ich  mein  Gewissen  von  jeder  Schuld 
eines  Mangels  an  unbedingter  Freymüthigkeit  befreyen  müssen  u.  lege  mein 
Glaubensbekenntniß  in  E  E.  k  k.  H  H.  Hände.«  (Entwurf  von  Metternichs 
Hand.  St.  A.)  —  Erzherzog  Ludwig  ließ  aber  gegenüber  dem  Erz- 
herzog Franz  Karl  die  Äußerung  fallen,  er  könne  trotz  mehrmaligem 
Durchlesen  die  Denkschrift  Metternichs  nicht  verstehen.  (Wertheimer 
[Oesterreichische  Rundschau,  X,  114].)  —  Das  Defizit  stieg,  weshalb 
B.  Eichhoff,  im  November  1840,  um  seine  Enthebung  als  Präsident  der 
Hof  kammer  ansuchen  mußte.  (Stern,  V,  78  ff.) 

2*2)  (^y)  Nachgelassene  Papiere,  VI,  216. 

213)  (47)  Oesterreichischer  Beobachter  (Nr.  64)    vom  4.  März   1848. 

214)  (48)  Siehe  Beidtel-Huber,  II,  387  u.  a. 

215)  (48)  Siehe  u.  a.  Metternichs  Brief  an  seine  Tochter  Leontine 
Gräfin  Sändor,  dd.  Feldsberg,  20.  März  1848.  (Nachgelassene  Papiere 
VIII,  142.) 

218)  (49)  Nachgelassene  Papiere,  VIII,  116.  (Tagebuch  der  Fürstin 
Melanie,  Dezember  1851.)    »II  parait  que  personne  —  so  heißt  es  in  der 


*)  Vgl.  u.  a.  Metternichs  Schreiben  an  den  Grafen  Clam-Martinitz, 
vom  22.  August  1837.  (Nachgelassene  Papiere,  VI,  216.) 
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nicht  veröffentlichten  Fortsetzung  dieser  Aufzeichnung  —  ne  le  (Erz- 
herzog Ludwig)  consulte  sur  rien,  et  cependant  c'est  le  seul  qui  con- 
naisse  la  Monarchie  et  qui  sache  positivement  oü  sont  ses  foiblesses,  de 
meme  que  lui  seul  de  toute  la  famille  connait  les  immenses  ressources 
de  l'ancienne  Monarchie  .  .  .«  (Plass.) 

^^^)  (49)  Nachgelassene  Papiere,  VII,  603  ff. 

218)  (4g)  Kaiser  Ferdinand  an  Metternich,  dd.  Wien,  18.  März  1848. 
(Ibidem  VII,  604.) 

Graf  Hartig  hatte  dieses  Kabinettschreiben  verfaßt  und  dem  Kaiser 
mit  folgenden  Bemerkungen  unterbreitet:  ».  .  .  Gern  hätte  ich  dabei  auf 
einen  öffentlichen  Beweis  der  Anerkennung  der  großen  vom  F.  Metter- 
nich durch  eine  lange  Reihe  von  Jahren  geleisteten  Dienste  durch  die 
vom  h.  seligen  Kaiser  schon  beabsichtigte  Erhebung  zum  Herzoge  von 
Plass  angetragen  und  ersuchte  daher  den  St.  R.  Freiherrn  von  Pilgram  um 
die  Mittheilung  des  darauf  sich  beziehenden,  bei  ihm  befindlichen  Acten- 
stückes,  worauf  ich  den  a.  u.  angeschlossenen  ZetteP-')  erhielt.  Ich  muß 
zu  meinem  Bedauern  gestehen,  daß  ich  gegen  seine  Ansicht  nichts  ein- 
wenden kann.  Ich  glaube  daher,  daß  eine  jede  öffentliche  Anerkennung 
für  den  Fürsten  Metternich  einem  günstigeren  Zeitpunkte  vorzubehalten 
wäre,  indem  ich  wünsche,  daß  die  Aufregung  bald  einer  ruhigen  Be- 
sinnung Platz  mache.«  (Votum  Hartigs  vom  17.  März  1848,  den  Rücktritt 
Metternichs  betreffend.  Staatskonferenz,  Z.  640  ex  1848.  St.  A.) 

Beilage. 

Baron  Pilgram  an  Graf  Hartig. 

E.  E.  bitte  ich  nach  reiflicher  Überlegung,  den  Antrag  wegen  des 
bewußten  Herzogstitels  vor  der  Hand  fallen  zu  lassen.  Der  Kopf  muß 
das  Herz  leiten,  und  der  Meinige  sagt  mir  —  salvo  meliori  —  daß  jene 
Titulirung  eine  Provocation  des  Volkes  wäre,  das  den  großen  Mann 
verkannt  hat.  Der  wilde  Stier  ist  zwar  nicht  zu  achten;  aber  man  muß 
ihm  aus  dem  Wege  gehen. 

Sit  venia  verbo.  Pilgram. 

D.  16/3  ^. 

219)  (49)  Hübners  Schreiben  an  den  Herausgeber  der  Nachgelassenen 
Papiere,  Wien,  26.  Mai  1883.    Nachgelassene  Papiere,  VIII,  626.) 

220)  (4g)  ».  ,  .  Je  dois  ajouter  qu'avant  notre  depart  Hügel  avait 
demand6  ä  l'archiduc  Louis  et  ä  son  chambellan  pour  le  rappeller  ä 
l'archiduc  de  donner  les  ordres  n6cessaires  afin  que  la  troupe  qui  est  ä 
Nicolsbourg,  nous  protegea  en  cas  de  danger.  Rien  n'a  et6  dit,  rien  n'a 
6t6  command6;  il  est  parti  comme  un  malfaiteur  et  personne  ne  songe 
ä  le  prot6ger  .  .  .«  (Tagebuch  der  Fürstin  Melanie  [Plass].)    Einzuschalten 

*)  Beilage. 
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(Nachgelassene  Papiere,  VIII)  S.  3,  letzte  Zeile  zwischen  »Gerüchte«  und 
»Hügel«. 

221)  (50)  Dies  erhellt  so  recht  aus  folgenden  Tagebucheintragungen 
der  Fürstin  Melanie: 

Juni  1848.  »Cette  famille  imperiale  ne  l'a  (Metternich)  jamais  aim6, 
jamais  appreci6.  Ils  ne  savaient  pas  ces  imbecils,  ce  qu'il  6tait,  et  pen- 
dant  leur  temps  de  bonheur  souvent  il  les  a  g^nes.  Je  me  rappellerai 
toujours  que  l'archiduchesse  Sophie  m'a  dit  ä  Nice,  il  y  a  quelques 
annees,  qu'il  ne  fallait  jamais  croire  que  les  individualites  fissent  quelque 
chose,  qu'Elle  avait  toujours  vu  qu'un  homme  rempla9ait  un  autre  sans 
que  cela  fit  une  grande  difference  dans  le  monde!  .  .  .  Cela  m'a  toujours 
prouve  ce  que  j'avais  ä  attendre  de  cette  reconnaissance  —  mais  je  ne 
croyais  pas  qu'ils  fussent  capables  de  l'abandonner  avec  cette  lächete 
personnelle  —  ils  doivent  avoir  honte  d'eux-memes.  Si  le  13  on  avait 
demande  sa  tete  pour  le  porter  sur  r6chafaud,  ils  auraient  souscrit  son 
arret  de  mort.  Depuis  quelques  phrases  de  politesse,  rien  de  plus.  Pas 
un  d'entre  eux  ne  sent  encore  aujourd'hui  qu'ils  se  perdent  parce  qu'ils 
ne  viennent  pas  ä  lui.  '  II  se  sentit  foule  par  un  sentiment  de  devoue- 
ment  qui  ne  s'effa9ait  jamais  en  lui,  il  fait  partir  un  homme  de  confiance 
pour  leur  porter  quelques  paroles.  On  ne  fait  pas  meme  venir  cet 
homme,  et  exceptd  Bombelles,  personne  ne  lui  adresse  une  parole, 
personne  ne  sent  le  besoin  de  recourir  ä  cette  tete  qui  avait  tout  pr6vu, 
qui  leur  avait  prophetise  ce  que  leur  manque  d'action  amenerait.  On 
s'entoure  de  canailles  et  si  on  pense  ä  lui,  c'est  comme  ä  un  meuble 
use,  dont  on  ne  se  soucie  pas.  Personne  ne  lui  a  demand6  seulement  s'il 
avait  de  quoi  vivre,  et  on  le  laisserait  mourir  dans  la  misere  si  l'occasion 
s'en  presenterait.  Comment  des  gens  comme  ceux-lä  peuvent-ils  compter 
sur  un  devouement  quelconque,  quand  celui  de  pres  de  40  ans  de  service 
—  et  de  quels  Services  —  est  recompense  ainsi??  Souvent  je  me 
demande  si  au  cas  que  Dieu  rende  les  choses  supportables  dans  le  cou- 
rant  de  ma  vie,  si  je  puis,  si  je  dois  mettre  mes  enfants  dans  une 
pareille  galere,  s'il  vault  la  peine  de  sacrifier  les  vies  et  les  existences 
pour  des  ingrats  de  cette  force  lä.  Que  Dieu  leur  pardonne  et  me  donne 
ä  moi  la  force  de  ne  pas  penser.  Jamais  nous  n'en  parlons,  mais  quand 
je  vois  qu'il  sent  cela  —  et  comment  ne  le  sentirait-il  pas?  —  cela  me 
fait  tressaillir.«  (Vgl.  damit  die  deutsche  »Übersetzung«!!!  Nachgelassene 
Papiere,  VIII,  26.) 

November  1849.  (Nachgelassene  Papiere,  VIII,  72.  Zu  Anfang.) 
Tout  ce  que  dit  Leontine,  est  triste  et  qui  plus  est,  honteux,  Felix 
(Schwarzenberg)  convient  de  sa  foiblesse  et  de 'son  impuissance  tout  en 
louant  beaucoup  l'empereur.  L'archiduchesse  (Sophie)  a  parl6  longtemps 
a  L6ontine,  mais  ce  qui  ressort  de  la  conversation,  se  rdduit  au  reproche 
d'avoir  appuyd    le    regne    de    l'empereur  Ferdinand    au    lieu   d'avoir  mis 
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Fran^ois-Charles  sur  le  throne  apres  la  mort  de  l'empereur  Fran^ois. 
Faut-il  etre  borne  pour  ne  pas  reconnaitre  encore  aujourd'hui  le  mise- 
rable caractere  de  Franc^ois-Charles  et  trouver  dans  le  soutien  de  la 
legitimite  le  tort  de  ne  pas  avoir  sauve  la  Monarchie  par  un  moyen  qui 
parait  clairement  etre  celui  qui  eijt  mene  l'etat  k  une  perte  plus  süre  et 
plus  prompte  encore!« 

November  1849  (Nachgelassene  Papiere,  VIII,  74.  Ende  des  dritten 
Absatzes).  »On  veut  ä  Vienne,  moitie  par  ignorance,  moiti6  par  caJomnie, 
accrediter  le  bruit  que  la  peur  nous  a  fait  partir,  et  nous  a  accompagnes 
pendant  tout  notre  voyage.  Quant  ä  moi,  j'ai  vu  a  Vienne  qu'on  tenait 
ä  notre  depart  pour  avoir  les  mains  libres  —  d'abord  les  agitateurs. 
parce  qu'ils  savaient  que,  M^  de  Metternich  parti,  ils  feraient  ce  qu'ils 
voudraient,  et  les  gens  au  pouvoir  et  ä  la  cour,  parce  qu'ils  etaient  per- 
suades  que  lui  parti,  ils  deviendraient  des  grands  hommes.  La  foule  qui 
nous  vit  traverser  Vienne,  se  rejouit  de  son  facile  succes,  et  loin  de 
nous  arreter,  ils  nous  eussent  cherche  des  chevaux  pour  presser  notre 
depart.  Nous  n'avons  ete  renvoyes  de  Feldsberg  que  parce  qu'on  trouvait. 
que  nous  y  etions  trop  pres.  Ce  sentiment  etait  egal  parmi  les  mau- 
vais  et  parmi  les  aveugles;  mais  ce  ne  sont  que  ces  demiers  qui  ont  et6 
coupables.  Aujourd'hui  pour  sauver  leur  honneur,  ils  veuillent  nous 
accuser  de  foiblesse  —  mais  personne  ne  croira  ä  cette  nouvelle  noir- 
ceur,  pas  plus  qu'aux  autres.  Nous  avons  quitt6  Vienne  sans  peur.  II 
n'y  avait  rien  ä  craindre.  II  y  avait  le  choix  entre  sauver  la  Monarchie 
ou  la  perdre  —  on  a  pref6r6  la  perdre.  .  .  .  Nous  ne  sommes  partis 
qu'apres  nous  etre  assures  par  nous  memes  et  de  la  maniere  la  plus 
claire  que  c'etait  la  famille  toute  entiere  qui  voulait  etre  libre  d'agir 
contre  la  volonte  de  celui  qui  avait  ete  pendant  pres  de  50  ans  son 
fidele  serviteur  et  son  conseiller  consciencieux.  Nous  etions  prets  ä 
partager  leurs  dangers,  surtout  ä  les  leur  eviter;  ils  ont  refuse  les 
moyens  d'eloigner  le  danger,  et  ils  ont  refuse  de  plus  de  nous  voir  par- 
tager leurs  peines.  — « 

September  1851.  (Nachgelassene  Papiere,  VIII,  106.  Ende  des  vor- 
letzten Absatzes.)  »En  revanche  Therese  m'ecrit  d'Ischl  une  conversation 
qu'elle  a  eue  avec  l'archiduchesse  Sophie  pendant  laquelle  cette  bonne 
princesse  a  ose  dire  que  Clement  avait  sacrifi6  la  Monarchie  en  voulant 
etablir  une  fiction  parfaitement  impossible  —  un  triumvirat  qui  ne  pou- 
vait  s'entendre  et  qui  restant  sans  arbitre,  devait  representer  une 
nullite  etc.  Ces  choses  lä  fönt  fr6mir.  Comment  cette  femme  apres  ce 
qui  s'est  passe  en  48  peut-elle  encore  reprocher  qu'on  n'ait  pas  fait 
empereur  son  mari  qui  de  toutes  les  nullites  6tait  la  plus  dangereuse, 
parce  qu'il  n'a  pas  de  principe    et    ne    sait    dire  que  des  mensonges  .  .  .« 

25.  September  1851.  (Nachgelassene  Papiere,  VIII,  iii.  Ende  des 
vierten  Absatzes.)    »La  premiere    figure  embarrass^e,    mais  assez  imper- 
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tinente  qui  m"a  apparue,  fut  celle  de  Fritzel  Auersperg,  ä  laquelle  sa 
Position  de  confidente  de  la  mere  de  Tempereur  donne  une  assurance 
qu'elle  etait  bien  loin  d'avoir  il  y  a  quelques  annees.  Elle  cachait  sous 
des  paroles  doucereuses  la  mission  d'espionnage  qu'elle  voulait  remplir. 
Je  vis  des  le  premier  abord  oü  eile  voulait  en  venir,  et  sachant  parfaite- 
ment  que  chacune  de  mes  paroles  serait  repetee,  je  lui  dis  que  j'avais 
entendu  avec  etonnement  qu'on  disait  ä  la  cour,  ,que  nous  avions  quitte 
Vienne  en  mars  48  parceque  nous  avions  eu  peur'.  Que  c'etait  une 
calomnie  qui  ne  pouvait  rester  sur  la  venerable  tete  du  serviteur  le  plus 
fidele  et  le  plus  devoue  de  la  famille  de  l'empereur  Fran9ois,  que  nous 
n'avions  quitte  Vienne  que  quand  on  nous  avait  fait  dire  de  partir,  et 
quand  il  ne  nous  a  ete  que  trop  clair  que  c'etait  contre  M.  de  Metter- 
nich  que  tout  le  coup  avait  6te  monte,  et  qu'on  ne  voulait  que  se  debar- 
rasser  de  lui;  que  j'etais  en  general  douloureusement  peinee  de  voir  qu'ä 
la  cour  on  convenait  hautement  aujourd'hui  d'avoir  ete  contre  l'homme 
qui  avait  sacrifie  son  existence  ä  la  Monarchie;  que  je  n'avais  cess6 
depuis  3  ans  de  chercher  ä  faire  disparaitre  ä  l'Etranger  la  conviction  que 
c'6tait  la  cour  elle-meme  qui  avait  appelle  et  protege  la  revolution,  mais 
qu'il  devenait  impossible  de  continuer  ce  role  quand  M^^  l'archiduchesse 
disait  elle-m^me  qu'elle  avait  ete  contre  l'ancien  Systeme,  et  quand  eile 
fait  croire  que  Ml_  de  Metternich  n'a  soutenu  l'empereur  Ferdinand  et  ses 
droits  ä  la  couronne  que  par  ambition  personnelle;  que  pour  moi  qui  avait 
ete  la  compagne  de  sa  vie,  je  savais  quelles  avaient  ete  ses  intentions, 
et  que  n'ayant  pu  s'appuyer  sur  personne  de  la  famille  Imperiale,  con- 
naissant  las  capacites  de  chacun,  son  seul  espoir  etait  de  remettre  la 
Monarchie  intacte  dans  les  mains  du  jeune  empereur,  et  que  pour  arriver 
ä  cela,  il  ne  fallait  plus  que  14  mois,  comme  l'avait  prouve  la  triste 
experience.  Que  ceux  donc  qui  n'avaient  pas  seconde  ce  projet,  avaient  ete 
bien  coupables,  car  certes  la  couronne  que  le  jeune  empereur  porte 
aujourd'hui,  ne  vault  pas  celle  qu'il  pouvait  porter  sans  la  revo- 
lution. 

Les  reponses  de  la  petite  Auersperg  etaient  toujours  les  m^mes, 
toujours  et  partout  on  voit  que  l'archiduchesse  et  tout  ce  qui  lui  appar- 
tient,  ne  peuvent  pardonner  que  l'archiduc  Fran9ois  n'ait  pas  ete  empe- 
reur au  Heu  de  son  frere.  Comment  aprds  ce  qui  s'est  pass6  et  les  com- 
promissions  dont  il  s'est  rendu  coupable,  peut-on  encore  se  livrer  d'aussi 
mauvaise  foi,  ä  des  si  incroyables  illusions?  .  .  .« 

Oktober  1851.  (Nachgelassene  Papiere,  VIII,  112.  Ende  des  dritten 
Absatzes.)  »Elle  (Prinzessin  Amalie  von  Schweden)  aussi  me  dit  de 
certaines  choses  assez  piquantes  sur  ce  qu'on  n'avait  pas  pr6vu  la  r6vo- 
tion  etc.,  assertion  que  dementent  toutes  les  propositions  faites  ä  la  cour 
par  mon  mari  depuis  20  ans.  Je  n'ai  pu  m'empecher  de  lui  dire  ä  peu 
pr^s  ce  que   j'avais  adresse  ä  Fritzel  Auersperg,  mais  y  ajoutant  encore 
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de  certains  faits  assez  frappants  et  que  j'ai  recueillis  de  la  bouche  du 
comte  de  Montbel  dont  la  veracite  n'est  pas  douteuse.  Entre  en  ville  les 
Premiers  jours  de  Mars  et  ayant  ä  parier  avec  Timperatrice  Marianne, 
il  trouva  le  9  ou  le  10  toute  sa  cour  reunie,  et  attendant  le  moment  du 
diner,  je  crois,  frappe  de  quelques  propos  fort  extraordinaires  sur  la  poli- 
tique  du  jour,  Montbel  dit  ä  ce  cercle:  ,Mais  qu'est  ce  qui  vous  fait 
juger  aussi  severement  sur  le  gouvernement  actuel,  qu'est  ce  qui  manque 
ä  la  tranquillite  et  au  bien-etre  de  l'Autriche?*  ün  lui  repondit  sans 
fa9on  et  dans  le  salon  de  l'imp^ratrice:  »Ecoutez  donc,  si  nous  parvenons 
ä  nous  debarrasser  de  M  r  de  Metternich,  je  crois  que  nous  pourrons 
nous  en  feliciter  tous.'  Peu  de  jours  apres  le  13  de  mars,  M  ^  Esterhazy 
me  disait  ä  moi-meme  .  .  .  (Siehe  Eintragung  vom  12.  März  1848,  S.  37.) 
,C'est  Louis  Szechenyi,  grand-maitre  de  l'archiduchesse  Sophie  qui  l'a 
dit  ä  mon  mari.'  D'apres  ces  faits  il  est  assez  clair  que  la  cour  savait 
ce  qui  devait  se  passer,  et  que  certainement  eile  n'a  rien  fait  pour  sou- 
tenir  l'homme  qui  pouvait  etre  regarde  comme  le  principe  de  l'ordre. 

La  princesse  Amelie  ne  cachait  pas  plus  que  Fritzel  son  opinion 
que  l'empereur  Ferdinand  etant  incapable  de  regner,  il  fallait  l'archiduc 
Fran9ois  comme  Souverain  parfaitement  fort  et  sense.« 

5.  Oktober  185 1.  (Nachgelassene  Papiere,  VIII,  113.  Zum  Schluß.) 
»Mais  il  (Fürst  Metternich)  fut  frappe  de  sa  (der  Erzherzogin  Sophie) 
mauvaise  humeur  contre  moi,  qu'elle  ne  lui  a  pas  meme  cach6e.  II  est 
6vident  que  mes  conversations  avec  Fritzel  et  la  princesse  Amelie  ont 
6te  rapportees,  et  qu'on  m'en  veut  pour  cela;  j'avoue  qu'ä  tout  prendre, 
je  n'en  suis  pas  fachee.  Felix  Schwarzenberg  m'envoya  Rechberg  le  5 
pour  me  dire  que  l'archiduchesse  disait  que  je  tenois  des  propos  incon- 
venants,  et  il  m'avertit  de  me  tenir  sur  mes  gardes  parcequ'on  rapportait 
avec  malveillance  chacune  de  mes  paroles  .  .  . 

Comme  j'6tais  moi  sur  le  terrain  de  la  v6rit6,  j'etais  moins  em- 
barrassee  que  l'archiduchesse  qui  me  re9ut  d'abord  en  tombant  dans  mes 
bras.  Je  lui  dis  que  je  regrettais  que  le  moment  que  j'avais  tant  d6sir6  et  qui 
etait  enfin  venu  de  la  revoir,  fut  trouble  par  la  crainte  de  lui  avoir  deplue 
ou  plutot  d'avoir  6te  calomni6e  ä  ses  yeux.  Que  je  n'avois  parl6  depuis  mon 
retour  qu'ä  la  princesse  Auersperg  et  ä  la  princesse  de  Suede,  que  ses  rap- 
ports  contre  moi  ne  pouvaient  venir  que  de  lä,  ce  qu'Elle  nia  en  me  disant 
qu'Elle  avait  dejä  S9U  de  .  .  .  (unleserlich),  que  je  disais  des  choses  in- 
convenantes  lä.  Je  repondis  que  d'abord  le  mot  de  choses  inconvenantes 
ne  pouvait  me  toucher  parceque  personne  ne  peut  douter  de  mon 
ddvouement  pour  toute  la  famille  imperiale,  qu'il  y  avait  des  choses  que 
mon  honneur,  surtout  celui  de  mon  mari,  me  defendait  de  passer  sous 
silence;  que  quand  on  voulait  faire  croire  au  public  que  nous  avions 
quitte  Vienne  parceque  nous  avions  peur,  c'6tait  une  calomnie  infame, 
que  mon  mari  ayant  promis  ä  l'empereur  Fran9ois    sur    son  lit  de  mor 
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de  ne  pas  abandonner  sa  famille,  il  se  füt  laisse  d6chirer  pour  eile  le 
13  et  le  14  de  mars,  et  toujours,  et  que  nous  n'avons  quitte-Vienne  que 
quand  on  nous  avait  intime  de  la  part  de  l'archiduc  Louis  sans  que 
personne  ä  la  cour  s'y  opposa,  de  nous  en  aller.  Que  la  seconde  chose 
que  je  ne  pouvais  entendre  de  sang  froid,  etait  le  reproche  que  Ml_  de 
Metternich  n'avait  pas  prevu  la  revolution,  puis-qu'il  avait  6te  traite  par 
toute  la  famille  comme  un  radotteur,  pour  l'avoir  annonce  15  ans  d'avance, 
et  que  tant  de  papiers  de  la  chancellerie  de  l'Etat  prouvaient  ä  l'evidence 
ce  qu'il  avait  prechd  pour  chercher  ä  6viter  ce  danger  Eminent. 

Alors  eile  me  dit:  ,Ce  que  je  reproche  ä  votre  mari,  c'est  d'avoir 
voulu  une  chose  impossible  qui  6tait  celle  de  mener  la  Monarchie  sans 
un  empereur,  et  avec  un  T 1,  representant  de  la  couronne.' 

,Mais  Madame,  qui  etait  donc  lä  pour  remplacer  celui-lä?'  Elle  doit 
bien  savoir  depuis  les  dernieres  ann6es  si  un  autre  eüt  6t6  plus  fort 
Elle  se  mordit  la  langue  et  r6pondit  —  ,oui,  le  reproche  qu'il  y  a  ä  faire, 
c'est  que  celui  qui  etait  n6  avec  des  qualit6s  süffisantes  pour  regner, 
n'ait  pas  6te  eleve  ä  cela  et  qu'on  a  perdu  ces  dispositions  fort 
heureures.' 

,Mais  Madame,  ce  tort  lä  ne  pouvait  etre  imput6  ä  M4  de  Metter- 
nich, et  il  est  injuste  de  le  lui  faire!' 

Alors  eile  appuya  beaucoup  sur  l'impossibilite  de  faire  aller  les 
choses  avec  des  ministres  qui  ne  s'entendaient  pas,  et  un  archiduc  Louis 
sans  •  caractere  et  sans  force  —  cela  devait  tomber  et  on  aurait  du  le 
voir  des  le  debut. 

,Mais  Madame,  14  mois  apres  on  avait  un  souverain  fort,  auquel  on 
pouvait  remettre  une  Monarchie  intacte  qui  n'etait  pas  abimee  comme 
eile  l'a  6te  par  la  revolution,  qu'il  pouvait  affermir  avec  les  anciennes 
antiques  historiques  institutions ;  il  ne  fallait  que  14  mois  pour  en  arriver 
lä  —  et  l'honneur  d'avoir  r6g6nere  la  Dynastie,  j'allais  dire  des  benedic- 
tions  comme  Celles  de  la  Sainte  Vierge,  vous  revenaient  de  droit,  ä  vous 
qui  aviez  rendu  au  monde  le  bienfait  d'un  Souverain  brillamment  ne  et 
eleve  comme  il  devait  l'etre  pour  donner  le  bonheur  ä  son  peuple.* 

A  partir  de  lä,  notre  conversation  a  porte  sur  toute  espece  de 
choses.« 

^")  (50)  Graf  Hartig  hatte  sich  auch  dem  Fürsten  Metternich 
gegenüber  nicht  als  den  Verfasser  der  Genesis  bekannt;  doch  dürfte  es 
dem  alten  Staatskanzler  nicht  schwer  gefallen  sein,  den  wahren  Namen 
zu  erraten.  Folgende  Stellen  aus  Hartigs  Briefen  seien  hier  angeführt 
(Plass): 

Wien  18.  November  1849.  »...Ein  kürzlich  in  Leipzig  erschie- 
nenes Werk  , Genesis  der  Revolution,  in  Oesterreich',  worin  ein  Unge- 
nannter den  schimpflichen  Undank  gegen  E.  D.  scharf  rüget  und  so 
manche    oft    von    Ihnen    gesprochene,    weise,    zeitgemäße    und    staats- 
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männische  Worte  Ihren  Verkennern  und  Verläumdern  vorhält,    hat   hier 
gegen  alle  Erwartung  eine  günstige  Aufnahme  gefunden  .  .  .« 

Wien,  29.  Mai  1850.  ».  .  .  Das  Publicum  .  .  .  stellt  Vergleiche 
zwischen  dem  ehedem  und  dem  jetzt  an,  welche  nicht  zu  Gunsten  des 
Letzteren  ausfallen.  Daraus  läßt  sich  auch  der  wirklich  unerwartete 
Eindruck  erklären,  welchen  das  von  E.  D.  so  günstig  beurtheilte 
Büchlein  »Die  Genesis  u.  s.  w.«  hervorgebracht  hat.-l  Die  zweite  Auflage 
ist  bereits  vergriffen  und,  was  vorzüglich  überrascht,  die  Person,  welche 
man  allgemein  als  den  Verfasser  bezeichnet,  ist  dadurch  nicht  mißliebiger 
geworden,  sondern  hat  in  den  Augen  des  Publicums  gewonnen.  Hätte 
der  Verfasser  das  Buch  mit  seinem  Namen  in  die  Welt  geschickt,  so 
würde  dasselbe  entweder  gar  nicht,  oder  wegen  des  Namens  schon  mit 
vorgefaßter  Meinung  gelesen  worden  sein  und  deßhalb  keine  solche 
Wirkung  gehabt  haben.  Vielleicht  findet  sich  der  Autor  zu  einer  dritten 
Auflage  mit  einigen  Zusätzen  und  Erläuterungen  bestimmt,  in  welchem 
Falle  er  sich  gewiß  beeilen  wird,  E.  D.  ein  Exemplar  zu  über 
mittein. —  —  —  —  —  —  —  —  —  —  —   —  —  —  -—   —   _ 

Über  den  Verfasser  der  Schrift  ,Die  n.  oe.  Landstände  u.  s.  w.' 
habe  ich  erfahren,  daß  ein  gewisser  im  Dienste  des  F.  Liechtenstein 
stehender  B.  Buschmann  es  sei;  es  sollen  ihm  jedoch  die  Daten,  Ge- 
danken und  Worte  durch  ein  Comite  der  vormärzlichen  n.  oe.  Stände 
geliefert  worden  sein;  die  Zuverläßlichkeit  dieser  Auskunft  kann  ich  aber 
nicht  verbürgen;  ich  hatte  sie  absichtlich  nicht  umständlicher  erörtern 
wollen;  jedenfalls  ist  sie  wahrscheinlicher  als  die  Gerüchte,  welche  Stifft, 
Kleyle  oder  Andrian  als  den  Verfasser  nennen  .  .  .«-*) 

Wien  am  15.  November  1850.  ».  .  .  Die  , Genesis',  deren  dritte 
Auflage  durch  den  Leipziger  Verleger  Ihnen  zukam,  ist  ihrer  Tendenz 
nach  bisher  am  richtigsten  von  einem  Franzosen,  Saint  Rene  Taillandier 
in  der  Revue  des  deux  Mondes  beurtheilt  worden.  Er  hat  den  Sinn  der 
dem  Titel  beigefügten  zwei  Motto- Sätze  ■-'"■"-!')  verstanden  und  sein  Urtheil 
ist  deßhalb  günstiger  ausgefallen,  als  es  die  Arbeit  selbst  sonst  verdienet 
hätte.  Denn  sie  trägt  das  Gepräge,  daß  sie  nur  bestimmt  war,  dem  be- 
klommenen, durch  die  Zeitereignisse  schmerzlich  ergriffenen  Gemüthe 
des  Verfassers  Luft  zu  machen.  Daraus  erklärt  sich  der  mehr  melan- 
cholische als  schneidende  Ton    des  Urtextes.     In    den  Anmerkungen    zu 


-^)  Siehe  Seite   124. 
*-!')    Der    Verfasser    der    Gegenschrift    »Die    niederösterreichischen 
Landstände  und  die  Genesis  der  Revolution  in  Oesterreich  im  Jahre  184S« 
(Wien,  1850)  war  der  frühere  Landmarschall  von  Niederösterreich,  Graf 

Albert  Montecuccoli. 

'■''''"'')  Iliacos  intra  muros  peccatur  et  extra. 
Errando  discimus. 
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der    dritten    Auflage    ist    der    Ton    schärfer,    aus    dem    psychologischen 
Grunde,  daß  die  Zeit,  indem  sie  den  Schmerz  mildert,  dem  Urtheile  des 

Verstandes  mehr  Schärfe  gibt  .  .  .« 

Wien,  20.  April  1851. 


Die  »Nachtgedanken  des  Publicisten  Gotthelf  Zurecht«''')  dürften 
sich  wohl  schon  in  den  Händen  E.  D.  befinden.  Die  Anrede  an  den 
Leser  deutet  den  Gesichtspunkt  an,  aus  welchem  der  ungenannte  Ver- 
fasser, welchen  die  eigennützige  Indiscretion  des  Verlegers  ganz  unbefugt 
als  jenen  der  »Genesis«  bezeichnet,  die  Schrift  beurtheilt  zu  sehen 
wünscht.  Er  meinet  wohl  nicht,  daß  alle  seine  Ideen,  so  wie  er  sie  dar- 
stellt, in  Ausführung  kommen  sollen,  sondern  seine  Absicht  kann  nur 
sein,  die  Mängel  des  dermaligen  Constitutiongflismus  anschaulich  zu 
machen  und  zum  Nachdenken  über  den  Weg  aufzufordern,  welcher 
eingeschlagen  werden  könnte,  um  zwischen  den  Klippen  der  Scylla  und 
Charibdis  unverletzet  durchzukommen.  Eine  oesterr.  Monarchie  mit 
Provinzial-Landtagen,  aus  deren  Mitte  Ausschüsse  vor,  nicht  aber  ent- 
gegen dem  Kaiserthrone  stehen,  ohne  Volksbewaffnung,  ohne  Jury,  ohne 
Recht  der  Steuerverweigerung,  ohne  Fahneneid  auf  die  Constitution, 
ohne  UnVerantwortlichkeit  der  Deputirten,  ohne  Anerkennung  einer 
Racen-Absönderung  dürfte  von  einem  Kaiser,  welchem  nebst  allen 
Rechten  der  anderen  constitutionellen  Souveraine  auch  im  Falle  der  Noth- 
wendigkeit  ein  Jubeo  und  die  Dictatur  zustehet,  in  der  Zukunft  nicht 
viel  schwerer  mit  den  durch  den  überwiegenden  Einfluß  der  Höchst- 
besteuerten gewählten  Deputirten,  ja  in  manchen  Beziehungen  noch 
leichter  als  vor  dem  Jahre  des  Unheils  1848  zu  regieren  sein.  Dies 
werden  die  Argus-Augen  der  Democraten  und  der  Nationalfanatiker 
bald  erkennen  und  daher  ihren  Groll  gegen  den  Proponenten  ausgießen. 
Minder  schnell  dürften  die  ihrem  Charakter  nach  gedankenträgeren 
Conservativen  zur  Sonderung  des  Geistes  von  der  Form  der  Vorschläge 
gelangen;  auch  sie  werden  daher  diese  Schrift  vom  Abschnitte  XII  an- 
gefangen verdammen.  Der  Verfasser  mußte  Beides  voraussehen  und  hat 
daher  durch  die  Veröffentlichung  seiner  Gedanken  den  Beweis  geliefert, 
daß  er  von  keiner  Seite  für  sich  etwas  suchet  oder  erwartet. 

Die  englische  Übersetzung  der  , Genesis'  war  nach  einer  von 
London  erhaltenen  Anzeige  im  Laufe  des  vorigen  Monates  noch  nicht 
erschienen « 

Fürst  Metternich  hatte  dem  Grafen  Hartig,  dd.  Brüssel,  29.  Jänner 
1850,  folgendes  geschrieben  (Plass): 

*)  Auch  diese  Schrift  Hartigs  war  anonym  erschienen;  es  findet 
sich  darin  der  Vorschlag  entwickelt,  Österreich  auf  Grundlage  der  Ein- 
heit und  der  Interessenvertretung  verfassungsmäßig  auszugestalten. 
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»Der  Eindruck,  den  die  Genesis  auf  mich  erzeugte,  bedarf  keiner 
Erklärung  von  meiner  Seite;  habe  ich  eine  laut  in  meinem  moralischen 
Sein  ausgesprochene  Richtung,  so  ist  es  die  zur  Wahrheit. 

In  der  Genesis  ist  alles  wahr  und,  beinebst  gesagt,  wie  Wahrheiten 
dargestellt  werden  müssen,  um  das  erbärmliche  Element  des  Klopffechtens 
nicht  aufs  Feld  zu  rufen. 

Daß  die  Genesis  ein  Werk  gediegener  Art  ist,  dieß  beweisen  ihr 
Absatz  und  das  vStillschweigen  der  Organe  der  sich,  als  die  Vertreter 
der  öffentlichen  Meinung,  zwischen  die  wahren  Gefühle  der  Massen  und 
die  Thatbestände  eindrängenden  Verfechter  der  Lüge.  In  England  wird 
eine  Übersetzung  des  kleinen,  aber  inhaltschweren  Werkes  erscheinen. 
Abzunehmen  wüßte  ich  nichts  von  dessen  Inhalt,  zuzusetzen  wüßte  ich 
manches;  in  diesem  Ausspruche  liegt  neben  meinem  persönlichen  Ur- 
theile  zugleich  die  Anerkennung  des  klugen  Sinnes,  welcher  den  Ver- 
fasser der  Schrift  belebte.  Litterarische  Unternehmungen  in  der  Art  der 
Genesis  stehen  naturgemäß  zwischen  dem  ,zu  wenig'  und  dem  ,zu 
viel'.  Das  Erstere  erwächst  meistens  zum  Lobe  des  Unternehmens,  das 
Andere  schlägt  leicht  in  Nachtheil  um,  denn  es  öffnet  der  Kritik  die 
Schranken.  Ich  stelle  mich  hier  auf  einen  Erfahrungssatz,  den  mir  der 
alte  Thugut  —  der  nicht  viel  Gutes  gethan  hat  —  bei  meinem  Eintreten 
ins  Geschäftsleben  zum  Besten  gegeben  hat.  »Dites  vous,  jeune  homme,€ 
hat  er  mir  vor  56  Jahren  gesagt,  »que  sur  cent  fois,  on  est  expos6  k 
regretter  99  fois  d'avoir  dit  quelque  chose,  tandis  que  le  regret  ne 
trouvera  prise  qu'une  fois,  oü  lequel  homme  eüt  mieux  fait  de  dire  que 
de  garder  pour  soi.«  (Sic!)  Der  Satz  ist  ein  vollkommen  richtiger,  denn 
das  Nachholen  ist  leichter  als  das  Abnehmen. 

Die  Stellung  im  Reich,  welche  die  Genesis  mit  großer  Milde  im 
Ausdruck  mir  angewiesen  hat,  ist  der  Wahrheit  treu  bezeichnet  .  .  .« 

223)  (50)  Fürstl.  Metternichsches  Familienarchiv  in  Plass. 

^^*)  (50)  Graf  Hartig  an  Fürst  Metternich,  dd.  Wien,  18.  November 
1849.    (Ibidem.) 

225)  (50)  Metternich  an  Münch-Bellinghausen,  dd.  Brüssel,  Oktober 
1849.    (Ibidem.) 

226)  (51)  Siehe  Anm.  163,  S.  83. 

227)  (51)  Hübners  Brief  an  den  Herausgeber  der  Nachgelassenen 
Papiere,  dd.  Wien,  26.  Mai  1883  (VIII,  S.  626). 

228)  (52)  Ottokar  Lorenz;  Staatsmänner  und  Geschichtschreiber  des 
neunzehnten  Jahrhunderts  (Fürst  Metternich),  S.  61. 
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